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I. 

Die  Stammesrechte  der  Bezirke  Misahöhe,  Anecho 

und  Lome-Land^). 

(Schutzgebiet  Togo.) 

Von 

Dr.  iur.  et  phil.  Asmis  ^), 

A.  Der  Bezirk  Misahöhe. 

Der  Bezirk  Misahöhe  umfaßt  9450  qkm.  Seine  Südgrenze 
liegt  etwa  75  km  von  der  Hauptstadt  des  Schutzgebiets  und 
der  Küste  entfernt.  Sein  südöstlicher  Teil  wird  seit  Beginn 
des  Jahres  1907  von  der  Bahn  Lome-Palime  durchzogen.  Die 
europäische  Bevölkerung,  die  sich  besonders  in  dem  auf- 
blühenden Palime  konzentriert,  betrug  zur  Zeit  der  Aufnahme 
der   nachfolgenden    Stammesrechte    52    Personen,    seine   Ein- 


^)  [Mit  Genehmigung  des  Kolonialamtes  veröffentlicht.  —  Kohl  er.] 
*)  Die  nachfolgende  Schilderung  der  Stammesrechte  der  Bezirke 
Misahöhe,  Anecho  und  Lome-Land  mag  als  Fortsetzung  zu  dem  in  Heft  1 
des  25.  Bandes  dieser  Zeitschrift  erschienenen  Aufsatz:  «Die  Stammes- 
rechte des  Bezirks  Atakpame"  gelten.  Die  dort  gegebenen  allgemeinen 
Bemerkungen  sind  deshalb  in  gleicher  Weise  auch  auf  die  vorliegende 
Arbeit  zu  beziehen.  Die  Sammlung  ist  ebenfalls  im  Jahre  1907  ent- 
standen. Sie  beschränkt  sich  auch  nur  auf  eine  zusammenhängende 
Wiedergabe  der  aufgenommenen  Antworten  und  Beobachtungen  und 
zwar  zumeist  in  den  abstrakten  Ergebnissen,  wie  ich  sie  auf  Grund  der 
meist  an  praktischen  Beispielen  erhaltenen  Antworten  seinerzeit  fest- 
hielt. Die  Gewährsmänner  wurden  jedoch  in  diesen  Bezirken  nicht  mehr 
nacheinander,  sondern  in  gemeinsamer  Besprechung  befragt.  —  D.  Verf. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  1 
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geborenenbevölkerung  wurde  damals  auf  100000  Seelen  ge~ 
schätzt,  spätere  genauere  Zählungen  haben  ergeben,  daß  mit 
einer  farbigen  Bevölkerung  von  125  000 — 130  000  Seelen  ge- 
rechnet werden  kann.  1907  war  der  Bezirk  Misahöhe  wohl 
der  kulturell  fortgeschrittenste  Bezirk.  Fast  in  jedem  be- 
deutenden Ort  befand  sich  schon  damals  eine  Schule  einer 
Missionsgesellschaft;  die  Schulen  hatten  im  allgemeinen  reich- 
lichen Zulauf.  Der  europäische  Einfluß  reicht  schon  weit 
zurück.  Die  bekannte  Station  der  Norddeutschen  Missions- 
gesellschaft in  Ho,  einem  Ort  im  südwestlichen  Teil  des 
Bezirks,  feierte  im  Jahre  1909  bereits  das  Fest  ihres  fünfzig- 
jährigen Bestehens.  Enge  Beziehungen  verknüpfen  den  Bezirk 
mit  der  englischen  Nachbarkolonie,  der  Goldküste.  Das  Geld 
ist  bereits  ganz  allgemeines  Zahlungsmittel,  europäische 
Zeitrechnung  und  Wocheneinteilung  bürgern  sich  mehr  und 
mehr  ein. 

Der  Bezirk  zählte  1907  81  selbständige  Landschaften^). 
An  der  Spitze  jeder  dieser  Landschaften  steht  ein  Ober- 
häuptling, ihnen  unterstehen  die  Häuptlinge  der  verschiedenen 
Landschaftsdörfer,  die  Unterhäuptlinge.  Diese  große  Zahl 
verschiedener  Landschaften  läßt  schon  erkennen,  wie  weit 
hier  die  Stammeszersplitterung  hauptsächlich  dank  des  voll- 
ständigen Zerfalls  der  großen  Stadt  Nuatjae  und  der  Aschanti- 
einfälle um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  gediehen  ist. 
Dieses  Durcheinanderschütteln  der  einzelnen  Stammesteile  hat 
aber  zur  Folge  gehabt,  daß  sich  die  rechtlichen  Anschauungen 
und  die  für  ein  Strafrechtssystem  interessierenden  Sitten  und 
Gebräuche,  abgesehen  von  unbedeutenden,  auf  das  Ursprungs- 
land hinweisenden  lokalen  Abweichungen,  im  wesentlichen 
einander  angepaßt  haben.  Ich  habe  daher  bei  meinen  Ermitt- 
lungen nur  drei  große  Rechtsgebiete  unterschieden :  die  Rechte 


^)  Vgl.  zu  dem  Begriff  „Landschaft"  den  Aufsatz  des  Verfassers 
„Landschaft  und  Grundeigentum  im  östlichen  Teil  des  Misahöhebezirkes" 
in  Nr.  1 — 6  des  6.  Jahrgangs  der  Blätter  für  vergl.  Rechtswissenschaft 
und  Volkswirtschaftslehre. 
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der  Evhe-,  der  Boem-  und  der  Kunjaleute,  und  innerhalb 
dieser  etwaige  Abweichungen  der  einzelnen  Stämme  bzw. 
Stammesteile  festzustellen  gesucht. 


I.   Die  Evhe  und  die  ihnen  rechtlich  gleichstehenden  Stämme. 

Auskunft  erteilten: 

1.  Häuptling  Dagadu  von  Kpandu, 

2.  der  Bruder  des  Häuptlings  Dam  aus  Kuma, 

3.  Häuptling  De  von  Leglebi-Fiagbe, 

4.  der  Häuptling  von  Gbele-Govie, 

5.  der  Häuptling  von  Tafie-Tongbe, 

6.  Häuptling  Jatepong  von  Avatime, 

7.  Häuptling  Kodafe  von  Botoe  (Agotime), 

8.  dessen  Sprecher  Adjessu  aus  Botoe 

nebst  einer  großen  Anzahl  von  Aeltesten  bzw.  Unterhäupt- 
lingen aus  den  verschiedenen  Landschaften. 

Ein  politischer  Zusammenhang  bestand  und  besteht  zwi- 
schen den  vielen  Landschaften  nicht.  Selbst  die  gemeinsame 
Gefahr  der  Aschantikriege  hat  einen  Zusammenschluß  nicht 
herbeizuführen  vermocht.  Die  Macht  der  Häuptlinge,  früher 
durch  die  Stammeszerrissenheit,  den  Einfluß  der  Fetischpriester 
und  die  stets  drohenden,  alles  überwältigenden  Aschantieinfälle 
auf  ein  Minimum  herabgesunken,  ist  erst  unter  der  deutschen 
Verwaltung  gegenüber  den  Volksgenossen  wieder  erstarkt,  so 
daß  einzelne  unter  ihnen  schon  über  ein  beträchtliches  Maß 
von  Selbstbewußtsein  verfügen. 

Die  größte  Mehrzahl  der  verschiedenen  Stammesteile  will 
von  Nuatjae  gekommen  sein.  Nach  Angabe  von  Dr.  Grüner, 
des  langjährigen  Leiters  des  Bezirks,  ist  dies  Nuatjae  nicht 
das  jetzige  in  dem  Bezirk  Atakpame,  der  Sitz  der  Ackerbau- 
schule des  Gouvernements,  sondern  ein  anderes  sagenhaftes, 
dessen  Lage  nicht  feststeht.  Nach  Graf  v.  Zech  sind  das 
jetzige  Nuatjae  und  das  Nuatjae  in  den  Erzählungen  der 
Evheneger  identisch.     Noch  heute  sollen  große  Mauerreste  in 
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der  unmittelbaren  Nähe  des  jetzigen  Ortes  von  dessen  einstiger 
Größe  Zeugnis  ablegen.  Ich  selbst  habe  in  Nuatjae  keine 
Nachforschungen  angestellt.  Jedenfalls  muß  aber  dieses  frühere 
Nuatjae  eine  sehr  große  Stadt,  ich  möchte  sagen  ein  zweites 
Ibadan  gewesen  sein,  aus  dessen  Ueberfluß  an  Menschen  sich 
eine  Völkerwanderung  fast  nach  allen  Himmelsrichtungen  ergoß. 

So  sind  nach  ihren  Angaben  die  Bewohner  der  Land- 
schaften Kpandu,  Gbele,  Kuma  und  Leglebi  aus  Nuatjae  nach 
ihren  jetzigen  Wohnplätzen  gewandert.  Auch  die  Agotime- 
leute  wollen  von  Nuatjae  zunächst  nach  Adangbe  in  der  Nähe 
von  Adda  in  der  englischen  Goldküste  und  von  dort  in  die 
Landschaft  Agotime  gezogen  sein.  Sie  sprechen  auch  heute 
Adangbe  und  Evhe,  erklären  aber,  dieselben  Rechte  und  Sitten 
wie  die  Evhe  zu  haben.  Die  Avatimeleute  dagegen  sind  an- 
geblich von  ihren  früheren  Sitzen  in  Adda  nach  ihrer  jetzigen 
Heimat  gekommen,  haben  aber  schon  völlig  die  Sprache  der 
Evhe  übernommen.  Ob  sie  vordem  auch  weiter  östlich  ge- 
sessen haben,  mag  dahingestellt  bleiben  (vgl.  Plehn,  Beiträge 
zur  Völkerkunde  des  Togogebietes,  Inaug.-Diss.,  Halle  1898, 
S.  3).  Die  Tafieleute  wollen  Urbevölkerung  sein,  jedenfalls 
erklären  sie,  von  früheren  Wanderungen  nichts  zu  wissen  und 
immer  an  denselben  Orten  gewohnt  zu  haben.  Als  Ursache 
jener  Auflösung  der  großen  Bevölkerungskonzentration  in 
Nuatjae  wird  die  bekannte  Erzählung  von  dem  grausamen 
König  daselbst  erzählt  *) : 

„Vor  vielen  Jahren  regierte  in  Nuatjae  ein  sehr  grausamer 
König.  Er  quälte  seine  Untertanen  sehr  und  ließ  jeden  töten, 
der  nicht  genau  seinen  Befehlen  gehorchte.  Eines  Tages  be- 
schloß er,  einen  großen  Hof  für  sich  bauen  zu  lassen.  Seinen 
Leuten  befahl  er,  den  Lehm  für  die  Mauern  zu  stampfen.  Er 
hatte    aber   vorher   heimlich   Kaktusstacheln   unter   den  Lehm 


*)  Ich  gebe  diese  Geschichte  hier  und  ebenso  weiter  unten  wieder, 
um  damit  eine  Nachprüfung  der  Gemeinsamkeit  der  Tradition  zu  er- 
möglichen. 
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mischen  lassen.  Als  nun  die  Leute  den  Lehm  zu  stampfen 
begannen,  zerstachen  sie  sich  die  Füße.  Da  sie  aber  fürchteten, 
getötet  zu  werden,  wenn  sie  dem  Befehl  des  Häuptlings  nicht 
nachkämen,  anderseits  wegen  der  Stacheln  den  Lehm  nicht 
weiterstampfen  konnten,  so  liefen  sie  sämtlich  in  der  Nacht 
fort  und  zerstreuten  sich  in  verschiedenen  Richtungen." 

Von  dieser  Wanderung  und  den  Schicksalen  seiner  Vor- 
fahren in  der  neuen  Heimat  gab  Häuptling  Dagadu  von 
Kpandu  folgende  Darstellung,  die  allerdings  von  Dr.  Grüner 
als  unwahrscheinlich  und  sagenhaft  bezeichnet  wurde: 

„Als  der  Vorfahr  des  jetzigen  Häuptlings  Dagadu  von 
Nuatjae  bei  seiner  Wanderung  nach  Westen  über  den  Daj 
kam,  legte  er  einen  Stein  auf  einen  großen  Baum;  dieser 
Stein  soll  noch  heute  dort  liegen.  Als  er  dann  weiter  nach 
Kpandu  zog,  fand  er  dort  erst  einen  einzigen  Menschen,  Ekpe 
oder  Kpa,  mit  seinen  beiden  Frauen  vor.  Der  Vorfahr  siedelte 
sich  zuerst  bei  Dukluja  an.  Da  er  aber  sah,  daß  diese  Stelle 
durch  das  Hochwasser  des  Volta  überschwemmt  wurde  ^  so 
zog  er  weiter  nach  dem  Ort,  an  dem  er  die  Wohnung  des 
oben  genannten  Kpa  fand.  Er  gab  seinem  Wohnsitz  nach  dem 
Namen  dieses  Mannes,  den  Namen  Kpa-dome,  zu  deutsch  Kpa- 
platz,  hieraus  wurde  später  Kpandu.  Der  Vorfahr  Dagadus 
hatte  den  Namen  Assiaun,  sein  Nachfolger  hieß  Assia  oder 
Dege,  der  dritte  Adejeko.  Dagadu  will  der  siebente  Häupt- 
ling von  Kpandu  sein.  Als  Assiaun  starb,  legten  die  Ein- 
wohner von  Kpandu  den  Kopf  des  Toten  in  eine  Kalebasse 
und  bewahrten  diese  in  einem  kleinen  Hause  auf,  das  noch 
jetzt  vor  dem  Hause  des  Königs  steht.  Sie  taten  dies,  weil 
sie  nicht  wußten,  ob  sie  dauernd  dort  wohnen  bleiben  sollten 
und  bei  einem  Wegzug  den  Kopf  mitnehmen  wollten.  Auch 
die  Köpfe  des  zweiten  und  dritten  Häuptlings  wurden  so  bei- 
gesetzt. Bei  den  späteren  Häuptlingen  geschah  dies  nicht 
mehr,  weil  die  Ansiedlung  nunmehr  eine  ständige  geworden 
war.  Die  Stadtteile  erhielten  die  drei  Söhne  des  dritten 
Häuptlings  zugewiesen.    Sie  heißen  noch  jetzt  nach  den  Namen 
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dieser  drei  Häuptlingssöhne.  Allmählich  siedelten  sich  immer 
mehr  Leute  in  und  um  Kpandu  an.  So  kamen  Tsovie-,  Wagpo-, 
später  Anfot-,  Avime-,  Winta-,  Botoku-,  Tschrogbe-  und 
schließlich  Kunjaleute  hinzu.  Wiederholt  hatte  Kpandu  unter 
den  Einfällen  der  Aschanti  zu  leiden,  die  unter  anderem  von 
jeder  Familie  die  Hälfte  der  Kinder  als  Sklaven  mitnahmen. 
Als  später  die  Kpanduleute  sich  selbst  Gewehre  beschaffen 
konnten ,  vertrieben  sie  unter  Führung  des  früheren  Dagadu 
die  Aschanti  aus  dem  Lande.  Es  hat  dann  noch  einmal  ein 
Aschantieinfall  stattgefunden.  Hier  war  wieder  der  Dagadu 
der  Führer,  und  deshalb  wurde  er  dann  Oberhäuptling.* 

Wie  überall  in  Togo  besteht  auch  bei  den  Evhe  in  gesell- 
schaftlicher Beziehung  als  Hauptunterschied  die  Scheidung  der 
Bevölkerung  in  Freie  und  Sklaven.  Unter  den  Freien  nehmen 
wieder  der  Häuptling  und  die  Häuptlingsfamilie,  daneben  vor 
allem  auch  die  Fetischpriester  eine  besondere  Stellung  ein. 
Der  Häuptling  wird  durch  Kniebeugen  gegrüßt,  die  Häupt- 
lingsfamilie hat  besondere  Vorzugsrechte  bei  der  Häuptlings- 
wahl, die  Fetischpriester  haben  durch  Ausnutzung  des  Fetisch- 
glaubens weitergehenden  Einfluß.  Andere  bevorzugte  Familien 
gibt  es  nicht.  Dem  Häuptling  sind  ein  Sprecher  (Tschami), 
der  ihn  hauptsächlich  bei  den  Gerichtsverhandlungen,  aber 
auch  bei  den  sonstigen  Häuptlingsgeschäften  unterstützt,  und 
eine  Anzahl  von  Boten  (Blabu  genannt)  beigegeben,  die  er 
bei  seinen  Aufträgen  verwendet.  Daneben  gibt  es  noch  als 
besondere  Organe  die  Vertrauensmänner  der  einzelnen  Ort- 
schaftsteile (Assafo),  deren  Zahl  daher  je  nach  der  Größe  der 
Ortschaften  schwankt.  Es  werden  zwei  bis  fünf  genannt.  Sie 
müssen  stets  an  den  Gerichtsverhandlungen  teilnehmen  und 
waren  früher  auch  die  Führer  im  Kriege.  Andere  Aemter 
oder  amtsähnliche  Stellungen  gibt  es  nicht.  Nach  Dr.  Grüner 
soll  es  allerdings  auch  sogenannte  „Frauenköniginnen"  ge1)en, 
d.  h.  Frauen,  die  mit  der  Wahrnehmung  der  Rechte  der  Weiber 
besonders  betraut  sind.  Der  Häuptling  von  Gadja,  den 
Dr.  Grüner  in  meiner  Gegenwart  hiernach  befragte,  bestritt 
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-dies  für  sein  Dorf  und  die  übrigen  Aguortschaften.  Nach 
V.  Parpart,  der  mehrere  Jahre  Dr.  Grüner  beigegeben  war 
und  ihn  lange  in  der  Leitung  des  Bezirks  vertrat,  gibt  es  das 
Institut  noch  heute  in  Nordgbele,  Amedschovhe  und  We,  nach 
Graf  V.  Zech  auch  in  Avatime. 

Die  Häuptlingswahl  vollzieht  sich  in  sämtlichen  Land- 
schaften etwa  in  nachstehender  Weise.  Allerdings  besteht 
naturgemäß  stets  ein  Kontrollrecht  der  Bezirksleitung. 

Ist  ein  Häuptling  gestorben,  so  kommt  die  Häuptlings- 
familie zusammen,  bespricht  sich  über  die  Neuwahl  und  einigt 
sich  über  den  Nachfolger,  Die  Aeltesten  der  Häuptlingsfamilie 
rufen  sodann  die  Aeltesten  der  Ortschaft  zusammen  und  fragen 
sie,  wer  Häuptling  werden  soll.  Diese  nennen  irgend  einen 
Namen;  ist  es  nicht  derjenige,  den  die  Häuptlingsfamilie  selbst 
ausgesucht  hat,  so  führt  diese  ihre  Gründe  gegen  den  Vor- 
schlag der  Ortsältesten  an  und  bezeichnet  den  eigenen  Kandi- 
daten. Dem  fügen  sich  die  Stadtältesten  und  der  so  von  der 
Familie  Vorgeschlagene  wird  zum  Häuptling  gewählt.  Er 
muß  ein  Schaf,  eine  Ziege,  eine  Kiste  Gin  und  24  Mark  an 
seine  Leute  geben,  damit  sie  ein  Fest  feiern  können.  Ferner 
wird  er  veranlaßt,  die  Namen  sämtlicher  Mädchen  zu  nennen, 
mit  denen  er  bis  zu  diesem  Tage  geschlechtlich  verkehrt  hat. 
Verschweigt  er  einen  Namen  und  wird  dies  nachträglich  be- 
kannt, so  hat  er  die  Häuptlingsstrafe  von  100  Mark  an  die 
Familie  des  Mädchens  zu  zahlen.  Am  Nachmittag  des  Tages, 
gegen  4  Uhr,  kommt  das  ganze  Volk  auf  dem  Hofe  des 
Häuptlings  zusammen,  zwei  Leute  nehmen  den  Gewählten  in 
den  Arm ,  drücken  ihn  zweimal  auf  den  Häuptlingsstuhl  und 
lassen  ihn  beim  dritten  Male  darauf  sitzen;  damit  ist  er 
Häuptling.  Er  erhält  das  Schwert,  den  bunten  Häuptlings- 
schirm, das  Fetischhemd  des  Großvaters,  die  Königstrommel, 
die  Elfenbeinflöte ,  den  Tragkorb ,  einige  Pferde-  und  Kuh- 
schwänze und  zwei  Häuptlingsstäbe.  Ist  das  Volk  später  mit 
ihm  unzufrieden,  so  kann  er  durch  Volksbeschluß  abgesetzt 
werden.     Der  Sprecher  ruft  das  ganze  Volk  zusammen,   gibt 
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bekannt,  nachdem  sich  vorher  die  Aeltesten  darüber  besprochen 
und  einen  Nachfolger  ausgesucht  haben,  daß  der  Häuptling  von 
nun  an  nicht  mehr  Häuptling  sei.  Er  muß  dann  sämtliche  vorhin 
genannten  Häuptlingssachen  an  den  Nachfolger  abgeben.  Er 
wird  jedoch  nicht  gezwungen,  die  Stadt  zu  verlassen,  meist 
aber  zieht  er  sich  in  ein  Farmdorf  zurück,  da  er  sich  schämt, 
als  abgesetzter  Häuptling  in  einer  Häuptlingsstadt  zu  leben. 
Nach  Dr.  Grüner  folgen  dem  abgesetzten  Häuptling  seine 
Anhänger,  und  das  hat  wiederholt  dazu  geführt,  daß  einzelne 
Dörfer  —  z.  B.  Leglebi  —  oder  Dorfteile  gänzlich  ver- 
schwunden sind.  Bei  der  Wahl  seiner  Frauen  ist  der  Häupt- 
ling an  keine  Familie  gebunden. 

Die  zahlreichen  Fetische  —  ich  verweise  hinsichtlich  des 
Fetischkultus  auf  die  Arbeiten  von  Spieth,  Herold,  Plehn, 
verschiedene  Aufsätze  im  Globus  und  dem  Monatsblatt  der 
norddeutschen  Mission  —  haben  Priester  oder  Priesterinnen, 
deren  Aemter  und  Würden  an  derselben  Familie  haften. 
Stirbt  ein  Fetischpriester,  so  wendet  sich  die  Familie  meist 
an  einen  benachbarten  Fetisch  mit  der  Bitte,  den  Nachfolger 
zu  bestimmen.  Der  gibt  dann  durch  den  Mund  seines  eigenen 
Priesters  den  Namen  des  Nachfolgers  in  der  anderen  Familie 
bekannt. 

Mir  wurden  die  nachstehenden  Fetische  für  die  einzelnen 
Ortschaften  genannt,  unter  denen  jedoch  ein  besonderer  Unter- 
schied hinsichtlich  des  Grundes  zur  Anrufung  angeblich  nicht 
gemacht  wird. 

In  Kpandu  gibt  es  den  Ejobui,  den  Fofie,  den  Quokossu, 
den  Aboudan,  den  Bonuga.  In  Avatime  gibt  es  den  Fofie, 
den  Kukurugu ,  den  Ajapo ,  den  Gadjo  und  den  Gagjoto.  In 
Leglebi  den  Fofie,  den  Tabojeri,  den  Loglodometutu ,  den 
Aditschi,  den  Ebali,  den  Takamotschi  und  außerdem  noch  eine 
Anzahl  von  kleinen  Fetischen.  In  Agotime  den  Heviessu,  den 
Agbui,  in  Gbele  den  Dagba,  den  Adjisso  und  den  Egbe,  in 
Kuma  den  Wuwua,  den  Ebedje  und  den  Fofie.  In  Agu-Tafie 
den   Bagba,    den   Fofie   und    den   Agbui   (Egbui).     Man   geht 
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ZU  dem,  zu  welchem  man  das  größte  Vertrauen  hat,  sei  es 
nun,  daß  man  Hilfe  gegen  Krankheit  und  sonstiges  Unglück 
oder  Kindersegen  oder  Regen  für  die  verdorrenden  Felder 
oder  Glück  auf  der  Jagd  erfleht.  Ob  diese  Vermischung  der 
Aufgaben  der  verschiedenen  Fetische  als  Zeichen  von  deren 
schwindendem  Ansehen  aufzufassen  ist,  oder  ob  es  sich  nur 
um  ungenaue  Angaben  der  Berichterstatter  handelt,  lasse  ich 
dahingestellt  sein.  Ich  möchte  bei  dem  relativ  hohen  Kultur- 
niveau der  hiesigen  Evheneger  und  den  Fortschritten  der 
Christianisierung  das  erste  Moment  mit  als  ausschlaggebend 
ansehen,  habe  mich  jedoch  mit  dieser  Frage  bei  meinen  Er- 
mittlungen im  Misahöhebezirk  nicht  gründlich  genug  beschäftigt, 
um  ein  maßgebendes  Urteil  abgeben  zu  können. 

Sklaven  gibt  es  noch  von  früher  her  ^).  Ihre  Stellung 
ist  jetzt  dieselbe  wie  die  der  Freien.  Alle  Kinder  der  Sklaven 
sind  jetzt  frei.  Sklaven  werden  nicht  mehr  als  Pfand  gegeben, 
während  dies  mit  eigenen  Kindern  noch  zuweilen  geschieht. 
„Würde  man  die  Sklaven  als  Pfand  geben,  so  würden  sie 
meinen,  der  Herr  hätte  sie  wieder  verkauft."  Im  allgemeinen 
wurden  die  Sklaven  nicht  im  Kriege  gefangen,  vielmehr  von 
den  Dagomba-  und  den  Kratschileuten  gekauft.  Früher  kostete 
ein  Sklave  etwa  50 — 60  Mark ,  das  Mädchen  war  teurer  als 
der  Junge.  Der  Herr  konnte  einen  Sklaven  weiter  an  die 
Küste  verkaufen,  wenn  dieser  stahl  oder  sonst  seine  Un- 
zufriedenheit erregte.  Ebenso  konnten  sich  die  Sklaven  selbst 
wieder  Sklaven  anschaffen.  Für  gewöhnlich  gab  der  Herr 
dem  Sklaven  Land,  auf  dem  er  auf  eigene  Rechnung  Farm 
machen  konnte.  Aus  dem  Ertrage  dieser  Farm  konnte  er  bei 
Fleiß  und  Sparsamkeit  so  viel  erübrigen ,  daß  er  sich  selbst 
wieder  einen  Sklaven  kaufen  und  dann  die  ihm  obliegende 
Arbeitslast  auf  einen  anderen  größtenteils  abwälzen  konnte. 

Gemeinsame  Volksversammlungen ,    abgesehen   von  denen 


^)  Vgl.  auch  Reichskanzlerverordnung  vom  21.  Februar  1902  (Ko!.- 
Bl.  S.  108  betr.  die  Haussklaverei  in  Togo). 
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anläßlich  der  Häuptlingswabl  oder  -absetzung ,  gibt  es  nicht. 
Man  pflegt  jedoch  das  Fest  der  Jamsreife  (Dodede  genannt) 
unter  allgemeiner  Beteiligung  zu  feiern.  Nach  v.  Parpart 
feiert  jeder  die  Jamsfeier  für  sich  in  seinem  Hause,  schlachtet 
ein  Huhn  und  gibt  seinen  Hausgeistern  ein  Opfer.  Das  eigent- 
liche Jarasfest  soll  nach  seinen  Angaben  nur  dort  gefeiert 
werden,  wo  der  Jewekult  Wurzel  gefaßt  hat.  Außerdem  soll 
es  nach  Dr.  Grüner  noch  eine  Art  Neujahrsfest  geben,  an 
dem  die  Jugend  mit  brennenden  Strohbündeln  herumzieht  und 
viel  gegessen  und  getrunken  wird.  Zweck  der  Strohbündel 
soll  gewesen  sein,  die  alten  Krankheiten  aus  dem  Lande  zu 
jagen.  Es  soll  angeblich  im  November  stattgefunden  haben. 
Ihm  eigentümlich  war,  daß  an  diesem  Tage  jeder,  der  im 
Laufe  des  Jahres  gestohlen  hatte,  öffentlich  Dieb  geschimpft 
werden  konnte.  Das  Fest  scheint  aber  mehr  und  mehr  jetzt 
abzukommen.  Nach  Graf  v.  Zech  ist  dies  Fest  mohammedani- 
schen Ursprungs,  nach  v.  Parpart  kommt  es  in  den  Berg- 
landschaften des  Togogebirges  und  den  westlich  davon  liegen- 
den Teilen  des  Bezirkes  nicht  vor. 

Wenn  ein  Schuldner  auf  die  Aufforderung  des  Gläubigers 
nicht  bezahlt,  so  geht  der  Kläger  zunächst  zum  Sprecher. 
Gemeinsam  wenden  sie  sich  dann  an  den  Häuptling,  dem  der 
Kläger  selbst  seine  Sache  vorträgt.  Im  Interesse  der  Autorität 
des  Häuptlings  ist  es  üblich,  daß  der  Kläger  sich  nicht  an  ihn 
direkt ,  sondern  immer  zunächst  an  den  Sprecher  wendet. 
Würde  sich  jemand  unmittelbar  an  den  Häuptling  wenden, 
„so  würde  der  Häuptling  ihn  als  frech  bezeichnen".  Der 
Sprecher  entscheidet,  ob  der  Häuptling  für  den  Anspruch  des 
Klägers  zuständig  ist,  und  weist  den  Kläger  eventuell  an  einen 
anderen  Häuptling.  Wohnt  der  Beklagte  an  demselben  Orte, 
so  läßt  ihn  der  Häuptling  sofort  rufen  und  die  Sache  wird 
dann  entschieden.  Jeder  Häuptling  hat,  wie  erwähnt,  mehrere 
Boten,  „Blabu"  (in  Agotime  „Blafo")  genannt.  Früher  hatte 
der  Bote  als  Abzeichen  für  seinen  amtlichen  Auftrag  eine 
Kuhhautpeitsche    oder  das  Häuptlingsschwert,  jetzt  nimmt  er 
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den  Stock  des  Häuptlings.  Auch  die  Aeltesten  werden  durch 
einen  Blabu  zusammengerufen.  Nur  wenn  der  Beklagte  an 
■einem  anderen  Orte  wohnt,  läßt  der  Häuptling  den  Kläger 
an  einem  der  nächsten  Tage  zur  Verhandlung  wiederkommen. 
Bestimmte  Gerichtstage  bestehen  nicht.  Von  den  Aeltesten 
sind  immer  eine  bestimmte  Anzahl,  die  nach  der  Größe  des 
Dorfes  zwischen  zwei  und  fünf  schwankt,  beim  Häuptling. 
Für  die  Palaver  des  Oberhäuptlings  Kodoti  aus  Botoe  ist 
sogar  die  Anwesenheit  von  sechs  notwendig.  Diese  müssen 
mindestens  zugegen  sein,  wenn  das  Palaver  verhandelt  wird. 
Sie  führen  den  Titel  „Assafo".  Es  können  aber  auch  sämt- 
liche Aeltesten  des  Dorfes  zur  Verhandlung  kommen.  Die 
Zeugen  werden  gleichfalls  durch  die  Blabas  geladen.  Wenn 
früher  jemand  der  Aufforderung  des  Häuptlings ,  vor  ihm  zu 
erscheinen,  nicht  Folge  leistete,  dann  schickte  der  Häuptling 
noch  einmal  einen  Blabu  zu  ihm  und  ließ  ihn  unter  Erinne- 
rung an  irgend  ein  wichtiges  Ereignis  aus  der  Geschichte  des 
Stammes  oder  des  Dorfes  erneut  laden.  Diese  Erinnerung 
verfehlte  selten  ihren  Zweck;  zeigte  sie  doch,  daß  der  Häupt- 
ling schon  über  das  Ausbleiben  des  Geladenen  erzürnt  war. 
Wenn  auch  trotz  dieser  Erinnerung  der  Geladene  nicht  er- 
schien, so  wurde  er  jetzt  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark 
bestraft.  Für  diese  feierliche  Mahnung  hat  jedes  Dorf  seine 
feststehenden  Worte  oder  Formeln.  So  sagt  der  Bote  des 
Häuptlings  von  Avatime:  „Ich  erinnere  dich  an  Adja  Depo- 
moabi",  d.  h.  an  einen  Berg,  an  dem  der  Großvater  des  jetzigen 
Häuptlings  mit  dem  größten  Teil  seines  Volkes  im  Kriege 
gefallen  ist.  Häuptling  Dagadu  aus  Kpandu  läßt  sagen : 
„Dagadus  quassida",  d.  h.  „Dagadus  Sonntag".  An  einem 
Sonntag  ist  der  älteste  Sohn  des  Häuptlings  Dagadu  von 
Kpandu  in  seinem  Hause  verbrannt,  das  bei  einem  Grasbrande 
in  Brand  geraten  war.  So  erinnert  jetzt  der  Häuptling  nur 
an  diesen  Tag.  um  seinen  beginnenden  Groll  zum  Ausdruck 
zu  bringen.    Der  Häuptling  von  Leglebi  erinnert  an  „Agble- 
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togbe",  (1.  h.  den  ersten  Farmtag  ^).  An  einem  ersten  Farm- 
tage fiel  der  älteste  Sohn  des  Großvaters  des  jetzigen  Häupt- 
lings im  Kampfe.  Die  Leute  von  Kuma  haben  als  Mahnformel 
„Agble  weagbe".  An  einem  zweiten  Farmtage  sind  viele 
Kumaleute  vor  langen  Jahren  bei  Jokle  im  Kriege  gefallen. 
Der  Häuptling  von  Tafie-Tongbe  läßt  sagen  „Airenogbe", 
weil  an  einem  Ruhetage  vor  Jahren  die  Aschanti  viele  Ein- 
wohner seines  Dorfes  getötet  haben;  der  Oberhäuptling  der 
Landschaft  Agotime:  „Jauda  Apude  glidji",  zu  deutsch: 
Jauda  =  Donnerstag,  Apude  =  Name  einer  Stadt,  gli  =  Mauer^ 
dji  =  auf.  Es  bedeutet  also :  An  einem  Donnerstag  haben 
die  Vorfahren  an  der  Mauer  der  Stadt  Apude  ein  Gefecht  mit 
den  Aschanti  gehabt,  in  dem  viele  Agotimeleute  getötet  oder 
gefangen  wurden.  In  Gbele  gibt  es  einen  derartigen  Brauch 
nicht.  Der  Häuptling  von  Gbele  schickt,  wenn  ein  Mann 
seinem  Rufe  nicht  Folge  leisten  will,  diesem  einen  kleinen 
Stock,  wie  man  ihn  zum  Umrühren  des  Fufubreies  verwendet, 
und  einen  Holzlöffel;  das  soll  heißen:  der  Häuptling  hält  den 
Betreffenden  für  ein  Weib,  nicht  mehr  für  einen  Mann.  Der 
so  Verhöhnte  folgt  dann  dem  Rufe  des  Häuptlings  meistens, 
um  sich  nicht  weiteren  derartigen  Beschimpfungen  auszusetzen. 
Der  erschienene  Zeuge  wird  zunächst  von  dem  Häuptling 
gefragt,  ob  er  mit  einer  der  Parteien  verwandt  ist,  bejaht  er 
dies,  so  gab  ihm  früher  der  Häuptling  zunächst  ein  Hühnerei 
in  die  Hand,  das  er  unter  Anruf  des  Fetisches  auf  den  Boden 
werfen  mußte.  „Wenn  ich  lüge,  soll  mich  der  Fetisch  töten.** 
In  Govie  und  Tafie  hat  dieser  Brauch  niemals  bestanden  und 
auch  in  den  übrigen  Gegenden  ist  er  jetzt  abgekommen.  Ein 
Zeugnisverweigerungsrecht  gibt  es  niemals,  auch  die  Frauen 
und  nächsten  Verwandten  müssen  aussagen.  Früher  blieb 
nach  Schluß  der  Beweisaufnahme  der  Häuptling  in  der  Halle 

^)  Die  Evhe  haben  drei  Arbeitstage  und  darauf  einen  bzw.  zwei 
Ruhetage.  Die  Tage  haben  ihre  besonderen  Namen.  Der  erste  Arbeits- 
tag heißt  wie  angegeben,  der  zweite  Agble  weagbe,  und  der  dritte  Agble 
toagbe,  der  Ruhetag  heißt  Airenogbe. 
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oder  auf  dem  Gerichtsplatz,  die  Aeltesten  dagegen  zogen  sich 
zurück ,  trafen  die  Entscheidung  und  kehrten  hierauf  in  die 
Verhandlung  zurück,  wo  allgemein  der  Sprecher  das  Urteil 
verkündete.  Auf  diese  Sitte  führt  Reg.-Rat  Dr.  Grüner  zum 
Teil  die  Machtlosigkeit  der  Häuptlinge  bei  dem  Eintreffen 
der  Weißen  zurück;  denn  nur  derjenige,  der  das  Urteil  spricht, 
habe  auch  die  Autorität.  Jetzt  bleiben  Häuptling  und  Aeltesten 
auf  dem  Gerichtsplatz  oder  in  der  Häuptlingshalle.  Der 
Häuptling  fragt  in  Gegenwart  der  Parteien  und  Zeugen  die 
Aeltesten  um  ihre  Ansicht  und  trifft  dann  selbst  die  Ent- 
scheidung. Früher  wurden  die  Palaver  meist  nachts  abgehalten. 
Jetzt  finden  sie  morgens  in  der  Frühe  statt,  „weil  die  Leute 
dann  noch  keinen  Gin  trinken  können".  Beim  Anbringen 
einer  Klage  muß  der  Kläger  an  den  Häuptling  ein  Einklags- 
geld  von  6  Mark  —  in  Botoe  6,50  Mark  —  und  außerdem 
50  Pfennig  bis  1  Mark  Botenlohn  für  die  zu  entsendenden 
Boten,  je  nach  der  Entfernung  des  Dorfes,  in  dem  der  Be- 
klagte wohnt,  bezahlen.  Wenn  der  Beklagte  verurteilt  wird, 
so  muß  er  die  Schuldsumme  und  außerdem  die  von  dem 
Kläger  vorher  bezahlten  Kosten  und  Gebühren  bezahlen. 
Früher  war  es  üblich,  daß  beide  Parteien  sich  in  die  Kosten 
teilten,  der  Sieger,  weil  er  Recht  bekommen  hatte,  der  Unter- 
liegende, weil  er  verurteilt  war.  Jetzt  bezahlt  nur  noch  die 
unterliegende  Partei.  Dringt  der  Kläger  nur  zur  Hälfte  mit 
seinem  Antrag  durch ,  so  braucht  der  Beklagte  auch  nur  die 
Hälfte  der  sonst  üblichen  Kosten  zu  zahlen.  Für  die  Be- 
zahlung der  Klagsumme  erhält  der  Beklagte  auf  Wunsch  eine 
Frist  von  1 — 2  Monaten;  weiß  aber  der  Häuptling,  daß  der 
Beklagte  über  Geldmittel  verfügt,  so  gibt  er  ihm  auf,  sofort 
7.U  zahlen.  Anderseits  hat  der  Beklagte  das  Recht,  sich  an 
einen  Oberhäuptling  zu  wenden.  Sind  die  Parteien  später 
auch  mit  diesem  Urteil  nicht  zufrieden,  so  können  sie  das 
Bezirksamt  um  eine  Entscheidung  angehen.  Die  Oberhäupt- 
linge sind  also  zweite  Instanz,  das  Bezirksamt  ist  dritte  Instanz. 
Nach  Angabe  des  Häuptlings  von  Kpandu  kommt  es  vor,  daß 
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der  Schuldner  einen  seiner  Verwandten  als  Bürgen  stellt,  und 
inzwischen  versucht,  sich  Geld  zu  beschaffen.  Auch  in  Ago- 
time  ist  die  Bürgschaftstellung  üblich.  Für  den  zahlungs- 
unfähigen Schuldner  müssen  ganz  allgemein  die  Verwandten 
eintreten.  Nur  in  Agotime  soll  eine  rechtliche  Ver- 
pflichtung für  die  Zahlungen  seitens  der  Verwandten  nicht 
bestehen,  wenn  diese  tatsächlich  auch  meist  für  den 
Schuldner  eintreten.  Hierbei  besteht  kein  Unterschied,  ob  es 
Verwandte  des  Vaters  oder  der  Mutter  sind.  Eine  bestimmte 
Regel,  wer  von  den  Verwandten  zu  bezahlen  hat,  gibt  es 
nicht.  Wer  viel  Geld  hat,  bezahlt;  hat  einer  allein  nicht  ge- 
nügende Geldmittel,  so  sammeln  die  Verwandten  unter  sich 
den  Betrag.  Verfügt  aber  auch  die  ganze  Familie  nicht  über 
ausreichendes  Vermögen ,  so  ist  es  dem  Schuldner  gestattet,, 
eine  Tochter  oder  einen  Sohn  einem  reichen  Mann  zu  ver- 
pfänden und  dafür  von  diesem  sich  Geld  zu  borgen.  Dieser 
Brauch  besteht  noch  heute  '^).  Der  Vater  sucht  alsdann  mög- 
lichst schnell  genügend  zu  verdienen,  um  die  Schuldsamme 
an  den  Geldgeber  zurückzugeben  und  um  sein  Kind  wieder 
auszulösen.  Wird  ein  Mädchen  als  Pfand  gegeben,  so  können 
der  Vater  des  Mädchens  und  der  Geldgeber  vereinbaren,  daß 
das  Mädchen  als  seine  Frau  bei  ihm  bleiben  soll.  Alsdann 
muß  der  Geldgeber  das  übliche  Heiratsgeld  für  das  Mädchen 
bezahlen,  der  Vater  muß  aber  trotzdem  die  ganze  Schuldsumme 
wieder  abtragen.  War  das  Mädchen  bereits  vorher,  wie  fast 
allgemein  üblich,  einem  anderen  Manne  versprochen,  so  pflegen 
sich  die  Eltern  des  Mädchens  an  diesen  zu  wenden  und  ihn 
zur  Bezahlung  der  Schulden  aufzufordern.  Dieser  ist  dann 
eventuell  genötigt  Schulden  zu  machen,  um  seine  zukünftige 
Frau  wieder  auszulösen.  Wird  ein  Sohn  als  Pfand  gegeben, 
was   allerdings   nicht   so  häufig  vorkommt,    so  bleibt  er  beim 


'')  1907.  Inzwischen  dürfte  der  Brauch  schon  mehr  und  mehr  ver- 
schwunden sein.  Kommt  ein  solcher  Fall  zur  Kenntnis  der  Behörde,  so 
schreitet  sie  energisch  dagegen  ein. 
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Geldgeber,    bis  die  ganze  Schuldsumme  zurückgezahlt  ist;    er 
hat   während  dieser  Zeit  für  den  Gläubiger  zu  arbeiten,    sein 
Arbeitsverdienst  wird  jedoch  nicht  auf  die  Schuld  angerechnet. 
Auch  kann  sich  der  Schuldner  selbst  als  Pfand  geben,  er  muß 
dann    die  Hälfte    der  Zeit   für    den  Geldgeber  und  die  übrige 
Zeit  für  sich  selbst  arbeiten.    Die  Arbeit  für  den  Herrn  wird 
auch  in  diesem  Falle  nicht  auf  die  Schuldsumme  angerechnet, 
sie  gilt  gewissermaßen  nur  als  eine  Art  Zinsen.    Nur  von  dem 
eigenen  Farmertrage    muß    der  Schuldner   nachher  die  Schuld 
bezahlen.     Während  dieser  Zeit  erhält  der  Schuldner  von  dem 
Gläubiger    das  Essen   geliefert ;    zuweilen  schießt  die  Familie, 
bevor  die  ganze  Schuld  getilgt  ist,  zusammen  und  bezahlt  für 
den  Verpfändeten.    Macht  dieser  aber  wieder  Schulden,  nach- 
dem   die  Verwandten    eventuell   schon  wiederholt  für  ihn  ein- 
getreten   sind,    so    wenden    sich   diese  schließlich  beschwerde- 
führend an  den  Häuptling,    und  dieser  läßt  dann  ausklingeln, 
nachdem  vielleicht  die  Verwandten  noch  zum  letzten  Male  die 
Schulden   getilgt  haben,    daß  der  BetrefiPende  immer  Schulden 
mache,  keiner  solle  ihm  wieder  Geld  leihen,  die  Verwandten 
würden    nicht   wieder   für   ihn    bezahlen.     Allgemein    sind   die^ 
Verwandten    später    nicht    mehr    verpflichtet,    bei    erneutem 
Schuldenmachen    für    ihn    einzutreten.     Früher    kam    es   auch 
vor,    daß  der  Gläubiger  den  Schuldner  verkaufte;    auch  dann 
mußten  die  Verwandten,  wenn  der  Erlös  nicht  ausreichte,  den 
Restbetrag   der   Forderung   bezahlen.     Verfügt    der  Schuldner 
nach  Ansicht  des  Häuptlings  noch  über  Vermögenswerte,  wie 
Palmenland  oder  Vieh,  so  ruft  der  Häuptling  die  Verwandten 
zusammen,    fordert   sie  auf,    diese  Gegenstände  für  Rechnung 
des  Schuldners  zu  verkaufen  und  die  Forderung  zu  begleichen. 
Der  Häuptling   und    der  Kläger    gelten    an  sich  nicht  als  be- 
rechtigt,   selbst  dem  Schuldner  die  Sachen  wegzunehmen  und 
deren   Verkauf   zwecks    Tilgung    der   Schulden    zu    betreiben. 
Nach  Angaben  von  Dr.  Grüner  soll  es  auch  Sitte  sein,    daU 
der    Gläubiger,    wenn    die  Verwandten    eine   Begleichung    der 
Forderung    verweigern,    den    Schuldner   bindet   und    auf  dem 
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Dorfplatz    hinlegen    läßt;    wer    ihn    dann    losbindet,    muß    die 
Schulden  bezahlen. 

Wenn  früher  jemand  einen  anderen  geschlagen  oder  ver- 
wundet hatte,  ohne  daß  eine  besondere  schwere  Verletzung 
entstanden  war,  so  wurde  er  mit  G  Mark  und  der  Lieferung 
eines  Topfes  Palmwein  bestraft,  war  die  Verletzung  schwerer, 
so  mußte  der  Täter  12  Mark,  einen  Topf  Palmwein  und  ein 
Schaf  an  den  Verwundeten  geben.  Wer  in  die  Farm  eines 
anderen  ging,  um  dort  Jams  zu  stehlen,  wurde  yon  dem  Eigen- 
tümer gegriffen  und  in  das  Dorf  gebracht,  damit  ihn  Weiber 
und  Kinder  beschrieen.  Lautes  „Ohohoho"  umtönte  ihn,  und 
er  war  öffentlich  als  Dieb  gekennzeichnet.  Dieser  Rechtssatz 
besteht  noch  heute.  Ging  der  Dieb  in  ein  Haus  und  brach 
er  dort  sogar  Kisten  oder  sonstige  Behälter  auf,  dann  wurde 
er  mit  Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  bestraft.  Getötet  wurde 
der  Dieb  nicht,  wohl  wurde  er  aber  zuweilen  verkauft.  Alle 
schwereren  Fälle  werden  jetzt  schon  ganz  allgemein  zum  Be- 
zirksamt gebracht.  Der  Kpandu-Häuptling  erklärte,  er  nehme, 
wenn  bei  ihm  jetzt  ein  Mord  vorkomme,  zunächst  dem  Mörder 
Geld,  Tücher  und  Pulver  fort,  um  damit  dem  Toten  eine 
würdige  Totenfeier  bereiten  zu  können,  und  schicke  erst  dann 
den  Mann  zur  Station. 

Wer  jetzt  die  Frau  eines  anderen  geschlechtlich  gebraucht, 
hat  4,50  Mark  an  den  Ehemann  zu  zahlen.  Meistenteils  wird 
die  Angelegenheit  außergerichtlich  geregelt,  indem  der  Ehe- 
mann den  Ehebrecher  zur  Zahlung  der  4,50  Mark  auffordert, 
und  erst,  wenn  dieser  sich  weigert,  sich  an  den  Häuptling 
wendet.  In  Gbele  soll  der  Bußebetrag  bis  vor  kurzem  nur 
2,25  Mark  betragen  haben.  Nach  Angaben  von  Dr.  Grüner 
und  Stationsleiter  v.  Parpart  machen  viele  Ehemänner  aus 
dieser  einfachen  Methode,  den  Ehebruch  zu  sühnen,  ein  Ge- 
schäft, indem  sie  ihre  Frauen  absichtlich  zu  anderen  Männern 
schicken,  um  von  diesen  später  den  Bußebetrag  einzuziehen. 
Früher  konnte  ein  Häuptling,  dessen  Frau  gebraucht  war, 
jeden  beliebigen  Betrag  vom  Ehebrecher  einziehen.    Jetzt  ist  an 
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den  Oberhäuptling  100  Mark,  an  den  Unterliäuptling  50  Mark, 
an  einen  Sprecher  30  Mark  zu  zahlen,  wenn  mit  deren  Frauen 
Ehebruch  getrieben  worden  ist.  — 

Wenn  jemand  einen  anderen  als  Hexe  —  Ase  —  bezeichnet, 
so  bestraft  ihn  der  Häuptling  sehr  hart  dafür,  weil  er  sich 
gleichzeitig  durch  den  darin  für  ihn  enthaltenen  Vorwurf  be- 
leidigt fühlt,  er  passe  in  seinem  Dorf  nicht  ordentlich  auf  und 
dulde  dort  Hexen.  Der  Täter  muß  dann  60  Mark  und  außer- 
dem früher  3  Flaschen  Gin  und  2  Schafe  zahlen.  Gin  und 
Schafe  sind  jetzt  abgelöst,  früher  mußte  sich  auch  derjenige, 
der  in  Verdacht,  eine  Hexe  zu  sein,  gekommen  war,  einem 
„Akka"  unterziehen.  Der  Fetischpriester  wusch  ihm  mit  einem 
Fetischwasser  die  Augen,  die  rot  wurden  und  heftig  brannten, 
wenn  er  tatsächlich  eine  Hexe  war.  In  Kpandu  wurde  der 
Mann,  der  als  Hexe  ermittelt  wurde,  damit  bestraft,  daß  er 
100  Mark  an  die  Verwandten  des  Gestorbenen,  an  dessen  Tode 
er  als  Hexe  schuld  sein  sollte,  zu  zahlen  hatte.  Nach  Dr. 
Grüner  sollen  auch  derartige  Hexen  in  Kpandu  getötet  worden 
sein.  In  Avatime  wurden  die  Hexen  früher  verkauft.  Dieser 
Hexenglaube,  d.  h.  der  Glaube,  daß  an  jedem  unerwartet  ein- 
tretenden Unheil  eine  andere  Person,  der  „Ase",  dank  ihr 
innewohnender  übernatürlicher  Kräfte  schuld  sei,  war  ganz 
allgemein  und  ist  auch  heute  noch  sehr  weit  verbreitet,  wenn 
auch  seine  unheilvollen  Folgen  zum  größten  Teil  schon  unter- 
drückt sind.  Namentlich  nahm  man  bei  dem  Tode  eines  noch 
nicht  völlig  abgelebten  Menschen  an,  daß  eine  andere  Person 
an  dem  Tode  schuld  wäre,  und  hier  diente  neben  dem  Akka 
in  vielen  Teilen  des  Bezirkes  die  Bahr-  oder  Leichenprobe  zur 
Ermittlung  des  vermeintlichen  Täters.  In  Govie  stellte  man 
sie  auf  folgende  Weise  an:  „War  jemand  gestorben,  so  wurde 
die  Leiche  auf  einem  Gerüst  von  zwei  Leuten  auf  dem  Kopf 
durch  die  Straßen  getragen.  Der  Bruder  oder  die  Schwester 
des  Verstorbenen  sagten  hierauf  fortgesetzt  zur  Leiche:  , Zeige 
mir,  zeige  mir  den,  der  dich  getötet  hat.'"  In  dem  Hause,  an 
das   dann   die  Leiche   anstieß,    wohnte  derjenige,    der  an   dem 
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Tode  schuld  war.  Wohnten  mehrere  dort,  so  kamen  sie  sofort 
sämtlich  heraus,  beteuerten  ihre  Unschuld,  sie  wären  keine 
Hexen.  Dann  wurde  die  Leiche  mit  Rücksicht  auf  jeden  ein- 
zelnen gefragt,  ob  der  Betreffende  die  Hexe  sei.  Ein  Hin-  und 
Herschwanken  der  Leiche  verneinte  die  Frage.  War  die  Hexe 
getroffen,  so  stieß  die  Leiche  dreimal  nach  vorn.  Behauptete 
der  so  Bezeichnete  nun,  die  Bewegungen  wären  durch  die 
Leichenträger  geschehen,  so  konnte  er  Verwandte  von  sich  be- 
stimmen, die  die  Leiche  tragen  mußten.  Dann  wurde  noch 
einmal  gesucht.  Nannte  er  keine  Verwandten  und  bestritt  nur, 
die  Hexe  zu  sein,  so  mußte  er  sich  der  Akkaprobe  unterziehen. 
Wurden  seine  Augen  rot  und  traten  sie  ihm  unter  heftigen 
Schmerzen  hervor,  so  pflegte  er  sehr  bald  zuzugeben,  schuld 
an  dem  Tode  zu  sein.  Alsdann  blies  der  Fetischpriester  in 
seine  Augen,  dann  sprangen  zwei  Kauris  heraus,  die  Augen 
wurden  gut,  er  wurde  aber  von  der  erbitterten  Menge  mit 
Stöcken  erschlagen.  —  Nach  Dr.  Grüner  sollen  nach  ihm  ge- 
machten Erzählungen  nur  die  Träger  eine  Bewegung  der  Leiche 
verspürt  haben,  wenn  die  Wohnung  des  Schuldigen  oder  dieser 
selbst  gefunden  war.  Die  Leiche  soll  sich  nicht  immer  bewegt 
haben.  Auch  meinte  Dr.  Grüner,  daß  es  nicht  immer  eine  ab- 
gekartete Sache  der  Träger  gewesen  wäre,  sondern  daß  es  sich 
um  unwillkürliche  Bewegungen  derselben  gehandelt  hätte.  — 
Meine  Gewährsmänner  blieben  jedoch  trotz  Vorhalts  bei  der 
oben  wiedergegebenen  Darstellung.  Wie  Dr.  Grüner  auch 
mitteilte,  hat  die  Anwendung  des  Akka  sehr  häufig  die  Er- 
blindung zur  Folge  gehabt.  —  In  derselben  oder  doch  ganz 
ähnlichen  Weise  wurde  die  Bahrprobe  in  den  übrigen  Orten 
ausgeführt.  Jedoch  sollen  die  Agotime-Leute  sie  niemals  an- 
gewandt haben.  War  bei  ihnen  jemand  überraschend  gestorben, 
so  wurde  von  dem  Fetischpriester  zur  Ermittlung  des  Schuldigen 
eine  besondere  Form  des  Akka  angewandt.  Aus  der  Zahl  der 
Verwandten  des  Verstorbenen  bestimmte  der  Fetischpriester  je 
einen  für  jeden  Stadt-  oder  Dorfteil.  Den  so  Ausgesuchten 
wurden    die  Augen   rnit  dem  Giftwasser  gewaschen.     Wurden 
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nun  einem  von  ihnen  die  Augen  rot,  so  wohnte  der  Schuldige 
in  dem  Stadtteil,  für  den  der  Betreffende  benannt  war.  In  der 
gleichen  Weise  ermittelte  hierauf  der  Fetischpriester  mit  Hilfe 
der  Verwandten  des  Toten  aus  der  Zahl  der  Gehöfte  das  Gehöft, 
in  dem  der  Schuldige  wohnte,  und  schließlich  mit  der  Zahl  der 
Bewohner  des  Gehöfts  den  Namen  des  Schuldigen  selbst. 
Selbstverständlich  war  bei  diesem  Ermittlungsverfahren  das 
Giftwasser  noch  nicht  so  stark,  daß  ein  dauernder  Schaden 
für  die  Medien  entstand.  Den  hierbei  als  Täter  Ermittelten 
holte  man  herbei ,  warf  ihm  den  Tod  vor  und  zwang  ihn  zur 
Akkaprobe,  wenn  er  seine  Schuld  bestritt.  Ward  er  durch 
diese  überführt,  so  schleppte  man  ihn  in  den  Busch  und 
erschlug  ihn  dort. 

Hatte  jemand  nur  versucht,  einen  anderen  zu  töten,  so 
schickte  der  Häuptliug  einen  von  seinen  Boten  an  den  Tatort; 
der  Ankläger  mußte  dann  diesem  genau  zeigen,  wie  sich  der 
Vorfall  zugetragen  hatte.  Ueberzeugte  er  hiermit  den  Häupt- 
ling, so  wurde  früher  der  Täter  mit  50  Mark  Geldstrafe  bestraft, 
jetzt  wird  auch  in  diesem  Falle  der  Täter  zur  Station  gebracht. 
Bei  Anstiftung  wird  der  Anstifter  mehr  bestraft  als  der  Täter. 
In  Agotime  dagegen  trifft  den  Täter  die  härtere  Strafe.  „Der 
Täter  hätte  ja  sagen  können,  ich  bin  kein  Dieb,  ich  stehle 
nicht*.  Wie  Mittäterschaft  bestraft  wird,  steht  nicht  ganz  fest; 
die  einen  sagen,  daß  z.  B.,  wenn  zwei  sich  gemeinsam  zum 
Hühnerdiebstahl  verabreden  und  der  eine  stiehlt,  der  andere 
dagegen  nur  gegen  üeberraschungen  Posten  steht,  derjenige, 
der  die  Hühner  nimmt,  mehr  bestraft  werden  muß;  die  anderen 
wollen  die  gleiche  Strafe  für  beide.  In  Agotime  muß  derjenige, 
der  die  Wegnahme  tatsächlich  ausführte,  härter  bestraft  werden 
als  der  Mittäter,  der  nicht  unmittelbar  den  Eingriff  in  das 
Eigentum  des  anderen  beging.  Wenn  jemand  von  einem  anderen 
gegen  Entgelt  sich  ein  Gewehr  erbittet,  um  einen  dritten  damit 
zu  töten,  so  müssen  beide  bestraft  werden.  Derjenige,  der  das 
Gewehr  gegeben  hat,  muß  deshalb  bestraft  werden,  weil  er 
nicht  dem  Häuptling  sofort  von  dem  Anschlag  Mitteilung  ge- 
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macht  hat.     Nach  Dr.  Grüner  soll  Hehlerei  vou  den  Einge- 
borenen nicht  bestraft  worden  sein. 

In    sämtlichen  Teilen    des   Bezirks    herrscht  Vielweiberei. 
Es   gibt   allerdings  Leute,    die  nur  eine   oder  gar  keine  Frau 
haben,  der  Grund  hierfür  ist  aber  nur  der,  daß  sie  zu  faul  sind, 
für    mehrere  Frauen    zu   arbeiten.     Reichtum   oder   Fleiß    des 
Mannes  sind  allein  für  die  Anzahl  der  Frauen  ausschlaggebend. 
An  der  Spitze  jeder  Familie  steht  ein  Familienältester.    Stirbt 
dieser,  so  wird  nicht  etwa  sein  Sohn,  sondern  das  nächstälteste 
Mitglied    der  Familie  Familienoberhaupt.     Nach  Dr.  Grüner 
soll  es  vorkommen,  daß  schon  bei  Lebzeiten  des  Familienober- 
hauptes ein  Ersatzmann  gewählt  wird,  wenn  dieser  so  alt  ge- 
worden  ist,    daß    er   nicht  mehr  zur  Farm  gehen  kann.     Das 
Familienoberhaupt  hat  in  erster  Linie  ein  gewisses  Aufsichtsrecht 
über   die    Familienmitglieder.     Bei   ihm   beschwert   man   sich, 
wenn  eins  der  Familienmitglieder  unrecht  getan  hat.     Es  be- 
straft ihn  dadurch,  daß  es  ihm  aufgibt,  einige  Töpfe  Palmwein 
zu  liefern,    die  gemeinsam   ausgetrunken  werden.     Handelt  es 
sich  um  einen  jungen  unverheirateten  Mann,  so  läßt  der  Aelteste 
ihn  durch   einen  anderen  mit  einem  Stocke  schlagen.     Früher 
verkaufte    auch    der  Familienälteste    den  Unverbesserlichen   in 
die  Knechtschaft  an  die  Küste.     Die  Familienmitglieder  liefern 
ihm  Geschenke,  Yams,  auch  Tücher,  einen  Teil  der  Jagdbeute 
und  eventuell  etwas  von  ihrem  Geldverdienst.     Jedoch  hat  er 
nicht    das    Recht,    sich   aus    der   Verwandtschaft   Frauen   aus- 
zuzuchen. 

Kinderverlobungen  sind  häufig.  Früher  wurde  auch  schon 
zuweilen  ein  Kind  einem  anderen  versprochen,  bevor  es  noch 
geboren  war.  Der  junge  Mann  sagte  dann,  wenn  es  ein 
Mädchen  wird ,  so  soll  es  seine  Frau  werden ,  wird  es  ein 
Junge ,  so  soll  es  sein  Freund  sein.  Derartige  Versprechen 
kommen  jetzt  nicht  mehr  vor.  Wenn  jemand  heute  ein  Mädchen 
zur  Frau  haben  will,  so  geht  er  selbst  oder  schickt  seinen 
Vater  oder  einen  Freund  mit  2  Flaschen  Gin  zum  Vater 
des  Mädchens  und  fragt  ihn,  ob  er  ihm  das  Mädchen  zur  Frau 
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geben  wolle.  Es  ist  dann  Sitte,  daß  dieser  erklärt,  er  wolle 
erst  die  Mutter  fragen,  aber  den  Schnaps  könne  der  Bewerber 
so  lange  da  lassen.  Schickt  der  Vater  später  den  Schnaps 
nicht  wieder  zurück,  so  weiß  der  Freier,  daß  die  Eltern  seiner 
Bewerbung  nicht  abgeneigt  sind.  Er  schickt  sodann  an  sie  noch 
einen  großen  Topf  Palmwein.  Wird  auch  dieser  angenommen, 
so  gilt  das  Mädchen  als  seine  Braut.  Nach  Dr.  Grüner  werden 
zuweilen  auch  noch  ein  drittes  Mal  Geschenke  und  zwar  dann 
für  die  Brüder  des  Mädchens  von  dem  Bewerber  geschickt. 
Für  gewöhnlich  werden  die  Verlobungen  geschlossen,  wenn  die 
Mädchen  4  oder  5  Jahre  alt  sind.  Nach  Abschluß  werden  meist 
auch  noch  Tücher,  Yams  und  etwas  Geld  geschenkt.  Sind  die 
Mädchen  später  erwachsen  und  weigern  sie  sich  dann,  den 
ihnen  versprochenen  Mann  zu  heiraten,  so  können  sie  nur  einen 
anderen  ehelichen,  wenn  dieser  dem  ersten  Bewerber  die  auf- 
gewandten Kosten  ersetzt.  Außerdem  setzt  sich  dieser  eventuell 
einer  Strafe  aus,  weil  er  das  Mädchen  „einem  anderen  abspenstig 
gemacht  hat,  obwohl  er  wußte,  daß  sie  einem  anderen  ver- 
sprochen war".  Die  Strafe  beträgt  bis  60  Mark,  die  an  den 
Häuptling  bezahlt  werden  müssen. 

Bei  der  Hochzeit  finden  keine  besonderen  Spiele  statt. 
Der  Bräutigam  muß  nur  2  Flaschen  Gin  und  einen  großen 
Topf  Palmwein  an  die  Eltern  schicken  und  kann  alsdann  seine 
Braut  in  sein  Haus  holen.  Er  hat  außerdem  50  Mark  an  den 
Vater  des  Mädchens  als  Kaufpreis  zu  zahlen  und  diesem  selbst 
Ohrringe  und  Kopftücher  zu  schenken.  Ob  das  Mädchen  bei 
der  Hochzeit  noch  unberührt  ist  oder  nicht,  ist  gleichgültig. 
Vor  der  Hochzeit  geborene  Kinder  gehören ,  sofern  kein 
dauerndes  Zusammenleben  bestand,  dem  späteren  Ehemann ; 
„der  Schwängerer  hat  das  Kind  nur  umsonst  gezeugt",  andern- 
falls dem  Erzeuger,  auch  wenn  keine  formelle  Ehe  abgeschlossen 
war.  Der  voreheliche  Geschlechtsverkehr  ist  sehr  häufig.  Jedes 
Mädchen  hat  ihren  „Freund",  mit  dem  sie  auch  dasselbe  Lager 
teilt.  Sie  gestattet  ihm  jedoch  nur  „zu  spielen",  d.  h.  den 
Geschlechtsakt  zu  imitieren,  ohne  ihn  tatsächlich  auszuführen; 
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häufig  wird  aber  aus  dem  „Spiel"  die  Wirklichkeit!  Diese 
eigentümliche,  auch  bei  anderen  Stämmen  sich  findende  recht- 
lich anerkannte  Einrichtung  des  „Freundes"  —  wie  weit  seine 
Befugnisse  gehen,  läßt  sich  nicht  gut  wiedergeben  —  begründen 
die  Misahöher  damit,  beide  Parteien  sollten  lernen,  „später  als 
Mann  und  Frau  ordentlich  beieinander  zu  schlafen".  Der 
Häuptling  von  Leglebi  erzählte,  daß  früher  auch  unter  den 
Evhes  des  Misahöhebezirkes  die  Mädchen  in  der  Nacht  ge- 
fangen, in  das  Haus  ihres  Ehemanns  getragen  und  daß  dabei 
Flinten  abgeschossen  seien.  Ferner  hätten  große  Spiele  statt- 
gefunden, jetzt  soll  aber  nach  Angaben  der  Eingeborenen  diese 
Sitte  nirgends  mehr  bestehen.  Nach  v.  Parpart  soll  dagegen 
der  Brauch  noch  heute  zuweilen  in  Jokle  geübt  werden.  Nach 
Dr.  Grüner  wurden  die  Mädchen  früher  am  Tage  vor  der 
Hochzeit  mit  den  besten  Schmucksachen  ausgeputzt  und  im 
Dorf  herumgeführt. 

Von  dem  Tage  der  Verlobung  bis  zur  Hochzeit  muß  der 
zukünftige  Ehemann  für  seine  Schwiegereltern  einmal  im  Jahre 
einen  Tag  arbeiten,  wobei  ihm  seine  Freunde  zu  helfen  pflegen. 
Außerdem  muß  er  dem  Mädchen  alljährlich  kleine  Geschenke 
machen  und  in  einzelnen  Gegenden  auch  der  Mutter  noch  Jamy 
schenken,  z.  B.  in  Gbele.  An  den  Totenfesten  der  Verwandten 
des  Mädchens  muß  er  sich  beteiligen,  sein  Gewehr  abschießen 
und  den  Hinterbliebenen  Geschenke  machen.  Früher  bestand 
auch  die  heute  noch  im  Akpossogebiet  herrschende  Sitte,  die 
jungen  Frauen  einige  Monate  nach  der  Hochzeit  zu  ihren  Eltern 
zurückkehren  zu  lassen  und  ihnen  eine  Freizeit  von  einigen 
Monaten  oder  Jahren  zu  gewähren,  in  der  sie  das  Recht,  ja 
die  Pflicht  hatten,  mit  möglichst  viel  anderen  Männern  zu  ver- 
kehren. Dieser  Brauch  ist  aber  schon  ganz  abgekommen,  ja 
schon  fast  in  Vergessenheit  geraten.  —  Der  Mann  hat  das 
Recht,  seine  Frau  fortzujagen,  wenn  sie  sich  mit  anderen  Männern 
einläßt,  ihm  wiederholt  nicht  gehorcht  oder  stiehlt.  Er  kann 
jxlsdann  nicht  die  Geschenke,  die  er  ihr  während  ihrer  Ehe 
gemacht  hat,  zurückverlangen,  wohl  aber  hat  er  dieses  Recht, 
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wenn  die  Frau  von  ihm  fortläuft.  Stirbt  der  Mann,  so  muß 
die  Frau  in  Kpandu,  Leglebi  und  Avatime  1  Jahr  lang,  in 
Agotime  nur  6  Monate,  wenn  sie  ein  Kind  von  dem  Verstor- 
benen hatte,  hatte  sie  kein  Kind,  nur  4  Monate  im  Hause 
bleiben.  Sie  darf  es  nur  verlassen,  um  zur  Farm  zu  gehen 
oder  Wasser  zu  holen,  darf  jedoch  nicht  den  Markt  besuchen 
und  keine  Feste  mitmachen.  In  Gbele  muß  die  Frau  während 
dreier  Jahre  ein  kleines  blaues  Tuch  tragen  und  darf  während 
dieser  Zeit  mit  keinem  Manne  geschlechtlich  verkehren.  „Es 
gibt  aber  vielfach  Frauen ,  die  diese  Sitte  nicht  streng  inne- 
halten.* In  den  Orten,  wo  die  Frau  1  Jahr  lang  im  Hause 
bleiben  muß,  braucht  sie  auch  nur  einen  Monat  wirklich  in 
der  Hütte  zu  bleiben.  Während  der  übrigen  11  Monate  be- 
steht die  Beschränkung  für  die  Frau  hauptsächlich  darin,  daß 
sie  den  Geschlechtsverkehr  mit  anderen  Männern  zu  meiden  hat. 
Kommt  innerhalb  dieser  Zeit  ein  Mann  in  Kenntnis  der  Trauer- 
zeit zu  ihr  und  gestattet  sie  ihm  den  Beischlaf,  so  hat  er  ihr 
als  Sühne  für  die  Verletzung  des  Trauerzeremoniells  ein  Schaf 
zu  schenken. 

Die  zuerst  genommene  Frau  ist  die  Oberfrau.  Sie  be- 
kommt am  meisten,  wenn  der  Mann  seinen  Frauen  Geschenke 
machen  will,  und  bestimmt,  was  die  übrigen  Frauen  arbeiten 
sollen.  Sie  hat  deshalb  diese  Vorzugstellung,  weil  sie  „zuerst 
zu  dem  Mann  gekommen  ist  und  ihm  bei  seiner  Arbeit  ge- 
holfen hat,  so  daß  er  soviel  Geld  verdienen  konnte,  um  sich 
mehr  Frauen  zu  kaufen".  Die  Oberfrau  kann  aber  nicht  ver- 
langen, daß  der  Mann  mehr  Nächte  bei  ihr  schläft,  als  bei 
den  übrigen  Frauen.  Der  Ehemann  schläft  ohne  Unterschied 
bei  jeder  seiner  Frauen  abwechselnd  5  Nächte,  denn  „die 
jungen  Frauen  sind  besser  wie  die  alte  Oberfrau ". 

Wenn  Kinder  geboren  werden,  werden  besondere  Feste 
nicht  gefeiert.  Das  tatsächlich  zuerst  geborene  Kind  hat  auch 
dessen  Vorzugsrechte  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  es  von  einer 
später  genommenen  Frau  stammt.  Der  erste  Sohn  heißt  „Fulli", 
das  erste  Mädchen  „Gui",  für  die  späteren  Kinder  gibt  es  keine 
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feststehenden  Namen.  Zwillinge  werden  nicht  getötet.  Der 
Häuptling  von  Gbele  erklärt  aber,  in  seiner  Landschaft  lebten 
die  Zwillinge  nicht  lange ;  sie  stürben  sehr  bald  und  gingen 
zu  dem  Fetisch  zurück,  weil  die  Frauen  zu  klagen  pflegten, 
sie  hätten  zu  nichts  mehr  Zeit,  da  sie  immer  zwei  Kinder  statt 
nur  eines  besorgen  müßten.  Allgemein  gelten  Zwillinge  als 
Fetischkinder.  Sie  tragen  als  Abzeichen  besondere  Perlen;  sie 
dürfen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Fetischkinder  nicht  geschlagen 
werden.  Die  Eltern  der  Zwillinge  erhalten  je  ein  BüfFelgehörn 
und  je  eine  geschnitzte  Holzpuppe.  Werden  Mitglieder  der 
Verwandtschaft  krank,  so  müssen  den  Zwillingen  Geschenke 
gebracht  werden,  damit  sie  den  Fetisch  versöhnen.  —  Ver- 
krüppelte Kinder  werden  nicht  getötet,  gelten  aber  auch  nicht 
als  Fetischkinder. 

Ehen  zwischen  Brüdern  und  Schwestern,  auch  wenn  sie 
verschiedene  Mütter  haben,  sind  verboten.  Kinder  von  Ge- 
schwistern dürfen  sich  aber  heiraten,  dagegen  darf  der  Onkel 
nicht  seine  Nichte  heiraten,  und  ebenso  dürfen  die  Söhne  nicht 
die  Frauen  ihres  Vaters,  die  nicht  ihre  Mütter  sind,  bei  dessen 
Tod  übernehmen,  wie  das  bei  anderen  Stämmen  vielfach  geschieht. 
In  Kpandu  und  Agotime  wurden  früher  die  Toten  immer  im 
Zimmer  begraben,  es  sei  denn,  daß  sie  an  einer  schlimmen 
Krankheit  gestorben  waren;  dann  erfolgte  die  Beerdigung  im 
Busch.  Die  übrigen  Landschaften  haben  immer  nur  die  Reichen 
im  Hause  begraben,  alle  übrigen  im  Busch.  In  Leglebi  gibt 
es  im  Busch  zwei  Begräbnisstellen,  eine  für  diejenigen,  die 
eines  natürlichen  Todes  gestorben  sind  und  eine  andere  für 
solche,  die  eines  unnatürlichen  Todes  gestorben  sind.  Nach 
Dr.  Grüner  werden  die  vom  Blitz  Getöteten  überall  an  be- 
sonderen Stellen  begraben.  Nach  dem  Tode  kommen  die  Ver- 
storbenen zu  Gott  (Mawu)  nach  Tscheope.  Sind  sie  gute 
Menschen  auf  Erden  gewesen,  so  bleiben  sie  bei  Gott;  waren 
sie  schlechte  Menschen,  so  werden  sie  sehr  bestraft.  „Tscheope 
ist  droben  im  Himmel".  Näheres  ließ  sich  über  diesen  Glauben 
an  ein  Fortleben  nach  dem  Tode  nicht  ermitteln.     Das  Toten- 
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fest  dauert,  wenn  ein  junger  Mensch  gestorben  ist,  bis  zu  einem 
Monat,  in  den  letzten  Tagen  des  Monats  jedoch  nur  in  der 
Zeit  von  nachmittags  bis  abends.  Auch  Leute  aus  anderen 
Dörfern  kommen  hinzu,  es  finden  Tänze  statt  und  es  wird 
gemeinsam  gegessen  und  getrunken.  Dies  Totenfest  gilt  als 
Abschiedsfeier  von  dem  Verstorbenen.  Nach  Dr.  Grüner  wird 
der  Verstorbene  während  der  ersten  3  Tage  an  besonderen 
Stellen,  geschmückt  mit  Tüchern  und  Schmuckgegenständen, 
hingesetzt,  die  Verwandten  umtanzen  ihn  und  nehmen  Abschied 
von  ihm.  Nach  v.  Parpart  wird  in  der  Regel  diese  Art  von 
Totenfeiern  für  Leute  veranstaltet,  die  in  fremder  Erde  ruhen. 
Es  werden  leere  und  schöngeschmückte  Särge  hingestellt  und 
umtanzt.  Im  anderen  Falle  wird  nach  v.  Parparts  Angabe  der 
Tote  nur  dann  umtanzt,  wenn  er  sein  Grab  in  der  Hütte,  die 
er  früher  bewohnte,  gefunden  hat.  Leichen  sollen  nie  zwei 
Tage  über  der  Erde  bleiben.  An  diesen  Abschiedsfeiern  be- 
teiligt sich  nur  der  weitere  Verwandtschaftskreis,  die  übrigen 
Bewohner  des  Dorfes  gehen  höchstens  nur  einmal  auf  das 
Gehöft.  In  Govie  dauert  das  Totenfest  nur  6  Tage  für  einen 
Mann  und  5  Tage  für  eine  Frau.  In  Tafie  und  auch  in 
Kpime  findet  nach  1  oder  2  Jahren  bei  Häuptlingen  oder 
sonstigen  Großen  eine  Wiederholung  des  Festes  statt.  In  den 
übrigen  Ortschaften  ist  eine  derartige  Wiederholung  der  Feier 
unbekannt.  Man  wartet  nur  mit  der  Feier,  wenn  in  der  Ver- 
wandtschaft beim  Tode  des  Betreffenden  nicht  genügend  Geld 
zur  Bestreitung  der  Unkosten  vorhanden  ist,  bis  die  Zeit  der 
Ernte  gekommen  und  aus  dem  Erlös  die  nötigen  Mittel  er- 
worben sind. 

Im  Falle  des  Todes  erbt  der  älteste  Sohn  den  gesamten 
Nachlaß  und  verteilt  sodann  das  Geld  unter  die  Söhne.  Die 
Töchter  erhalten  nur  die  Gerätschaften  zur  Farmbestellung 
und  was  etwa  noch  an  Farmerträgen  vorhanden  war.  Sie  er- 
halten deswegen  nicht  mehr,  weil  „sie  doch  demnächst  einen 
anderen  Mann  heiraten  und  dann  die  Vermögenswerte  in 
eine   andere  Familie   übergehen    würden".     Ein  Erbrecht   der 
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Geschwisterkinder  oder  des  ältesten  Bruders  des  Verstorbenen 
besteht  nicht.  Die  Frauen  nehmen  gleichfalls  an  der  Erb- 
schaft nicht  teil.  Während  der  Trauerzeit  erhalten  sie 
die  Verpflegung  durch  den  ältesten  Sohn.  Früher  waren 
sie  verpflichtet,  die  Brüder  des  Verstobenen  zu  heiraten,  jetzt 
dagegen  steht  es  ihnen  frei,  zu  gehen,  wohin  sie  wollen. 
Die  Söhne  erben  jedenfalls  nicht  die  Frauen  des  Vaters.  Der 
älteste  Bruder  hat  in  keiner  Weise  ein  besonderes  Erbrecht; 
sind  die  Kinder  des  Verstorbenen  noch  klein,  so  muß  er  sie 
zu  sich  nehmen  und  auch  den  Nachlaß  verwalten,  bis  sie  er- 
wachsen sind ;  allgemein  ist  er  verpflichtet,  die  Sachen  wieder 
herauszugeben.  An  sich  ist  der  älteste  Sohn,  der  den  Nachlaß 
erhält,  auch  verpflichtet,  die  Schulden  des  Erblassers  zu  be- 
zahlen. Uebernimmt  aber  der  älteste  Bruder  des  Verstorbenen 
wegen  Minderjährigkeit  der  Kinder  zunächst  den  Nachlaß,  so 
muß  er  auch  die  Schulden  bezahlen.  Sind  keine  Söhne  und 
keine  Brüder  vorhanden,  so  erhält  der  Aelteste  der  übrigen 
Verwandten  den  ganzen  Nachlaß.  In  Kpaudu,  Avatime,  Gbele, 
Tafie  und  Leglebi  erben  bei  dem  Tode  einer  Frau  in  erster 
Linie  die  Kinder,  und  nur,  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind, 
die  Verwandten  der  Frau,  zunächst  deren  Vater.  In  Avatime 
und  Kuma  dagegen  ist  es  gerade  umgekehrt:  dort  sind  Erben 
einer  Frau  in  erster  Linie  Vater  oder  sonstige  Verwandten  der 
Frau,  und  nur  wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  die  Kinder.  Hat 
jemand  mehrere  Kinder  und  ist  eins  unter  ihnen  besonders  klug 
oder  geschickt,  so  pflegt  er  häufig  ihm  schon  bei  Lebzeiten  Geld 
zu  geben,  damit  er  dann  Handel  treiben  und  neues  Vermögen 
erwerben  kann.  Es  steht  dem  Erblasser  auch  frei,  durch  letzt- 
willige Verfügungen  zu  bestimmen,  daß  der  älteste  Sohn  nichts 
und  an  seiner  Stelle  ein  anderes  der  Kinder  den  Nachlaß  er- 
balten soll.  Er  ruft  dann  ganz  früh  am  Morgen  alle  Verwandten 
zusammen  und  gibt  seinen  Willen  bekannt,  „der  älteste  Sohn 
solle  nichts  von  dem  Nachlaß  erhalten,  und  wenn  er  etwas 
von  dem  Nachlaß  nehmen  würde,  so  solle  er  sterben".  Aus 
Furcht  vor  dieser  Verwünschung  nimmt  später  der  älteste  Sehn 
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auch  tatsächlich  nichts  von  der  Hinterlassenschaft.  Als  Gründe 
für  eine  solche  Enterbung  werden  angegeben,  daß  der  älteste 
Sohn  sich  an  einer  der  Frauen  des  Vaters  vergriffen  hat,  oder 
daß  er  immer  Schulden  macht  und  dadurch  den  Vater  zu  deren 
Bezahlung  nötigt,  oder  daß  er  fortgesetzt  stiehlt.  Speziell,  wenn 
der  Vater  wiederholt  für  ihn  hat  Schulden  bezahlen  müssen, 
heißt  es:  „Er  hat  schon  sein  Teil  bekommen",  und  wird  er 
deshalb  von  der  Erbschaft  ausgeschlossen.  Auch  Sklaven  er- 
halten von  dem  Nachlaß  Geschenke,  wenn  sie  brauchbar  und 
fleißig  gewesen  sind.  „Der  Sklave  hat  seinen  Anteil  von  der 
Erbschaft  mehr  verdient  wie  der  Sohn;  er  hat  immer  gearbeitet, 
der  Sohn  hat  nur  bei  seinen  Frauen  geschlafen",  lautet  bei 
einzelnen  die  Begründung  für  diese  Bestimmung. 

Ein  Vermächtnis  ist  jedoch  unbekannt,  es  besteht  nur  die 
moralische  Verpflichtung  für  den  Erben,  Leuten,  die  sich  um 
den  Vater  verdient  gemacht  haben,  etwas  aus  dem  Nachlaß 
zu  schenken. 

Die  Grund-  und  Bodenverhältnisse^)  im  Bezirk  sind  ver- 
schieden. In  Tafie  gibt  es  kein  herrenloses  Land  mehr,  in 
Gbele  dagegen  ist  noch  sehr  viel  herrenloses  Land  vorhanden. 
In  Kpandu  ist  gleichfalls  das  Land  bereits  ganz  unter  die  ein- 
zelnen Familien  aufgeteilt,  ebenso  in  Leglebi,  Kuma.  In  Avatime 
ist  auch  nur  noch  wenig  freies  Land  vorhanden.  Ueberall  da- 
gegen stehen  die  Landschaftsgrenzen  fest.  Die  Ländereien 
der  einzelnen  Familien  werden  durch  Bäume,  Termitenhaufen, 
Bananenstauden  oder  Steine  abgegrenzt.  Speziell  gelten  der 
Anjabaum  (Dracaena  drako)  und  der  Homistrauch  (den  wissen- 
schaftlichen Namen  dieses  Strauches  vermochte  ich  leider  nicht 
festzustellen)  als  Grenzzeichen.  Es  ist  vorgekommen  und  kommt 
auch  jetzt  noch  vor,  daß  jemand  Grenzzeichen  vernichtet  oder 
versetzt,  um  dadurch  sich  mehr  Land  anzueignen.     Schlug  er 


®)  VgL  den  Aufsatz  des  Verfassers  „Landschaft  und  Grundeigentum 
im  östlichen  Teil  des  Misahöhebezirkes"  in  den  Blättern  f.  vergL  Rechts- 
wissenschaft u.  Volkswirtschaftslehre,  Jahrg.  VI,  Nr.  1 — 6. 
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auf  diesem  Lande  Palmen  ab,  um  Wein  daraus  zu  gewinnen 
—  nur  Palmenland  wurde  so  weggenommen  —  so  nahm  ihm 
der  Häuptling  den  Palmwein  fort  und  gab  diesen  dem  wirk- 
lichen Eigentümer  des  Landes  zurück.  Eine  weitere  Bestrafung 
trat  nicht  ein.  Jetzt  wird  derjenige,  der  Grenzzeichen  ver- 
nichtet, mit  20  Mark  bestraft,  das  Land  wird  an  den  Eigen- 
tümer zurückgegeben.  Gerade,  um  eine  Verrückung  der  Grenz- 
zeichen zu  verhindern,  wählt  man  den  Anjabaum,  den  eigentlichen 
Fetischbaum,  mit  Vorliebe  als  Grenzzeichen,  weil  dieser  einmal 
durch  die  ihm  anhaftende  Fetischkraft  den  Täter  abschrecken 
soll  und  anderseits  dank  seiner  festen  Wurzeln  tatsächlich  nur 
sehr  schwer  beseitigt  werden  kann.  Will  eines  der  Mitglieder 
einer  Familie  ein  eigenes  Stück  Land  für  sich  selbst  bestellen, 
so  erhält  er  ein  Stück  des  nicht  in  Kultur  genommenen  Landes 
aus  dem  großen  Gebiet  des  Familieneigentums.  Diese  Farmen 
der  einzelnen  Familienmitglieder  sind  in  ähnlicher  Weise  gegen- 
einander abgegrenzt,  wie  die  Besitzungen  der  Familien.  Auch 
Fremden  kann  auf  Verlangen  der  Familienälteste  Land  inner- 
halb des  Familienlandes  anweisen.  Der  Fremde  darf  jedoch 
das  ihm  überwiesene  Stück  nur  durch  Maisreihen  abgrenzen, 
er  nimmt  keine  festen  Grenzzeichen,  weil  das  Land  wieder 
zurückgegeben  werden  muß,  wenn  die  Farmzeit  vorbei  ist. 
Geld  wird  für  eine  derartige  Ueberlassung  nicht  gezahlt,  nur 
pflegt  der  Fremde  dem  Familienältesten,  wenn  dieser  schon  alt 
ist  und  nicht  mehr  so  viel  Erträge  aus  seinem  Farmland  hat, 
einiges  von  seinen  Erträgen  abzugeben.  Der  Fremde  erhält 
durch  eine  derartige  Ueberlassung  nicht  das  Recht,  auch  die 
Palmen  zu  nutzen.  Er  hat,  wenn  er  trotzdem  Palmwein  be- 
reitet, den  Erlös  aus  ihm  an  den  Eigentümer  des  Grund  und 
Bodens  abzugeben.  Eine  Trennung  der  Rechte  an  dem  Grund 
und  Boden  und  den  darauf  w^achsenden  Bäumen  gibt  es  nicht. 
Dem  Eigentümer  des  Landes  gehören  auch  die  unlöslich  mit 
dem  Boden  verbundenen  Gegenstände,  hierbei  gilt  das  Haus 
nicht  als  unbewegliche  Sache,  es  gehört  dem,  der  es  sich  selbst 
gebaut   hat.     Eine  Verpfändung  von  Grundstücken  ist  üblich. 
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Der  Pfandgläubiger  hat  das  Recht  der  Nutzung,  er  ist  auch 
berechtigt,  die  Palmen  abzuschlagen.  Nach  Bezahlung  der 
Schuld  muß  er  das  verpfändete  Grundstück  zurückgeben.  Wem 
Land  lediglich  zur  Nutzung  überlassen  wird,  ist  berechtigt, 
sämtliche  Fruchtsorten  mit  Ausnahme  des  Kakao  zu  pflanzen. 
Kakao  darf  deswegen  nicht  angebaut  werden,  weil  es  sehr 
lange  dauert,  bis  er  trägt.  Auch  Verkäufe  von  Grundstücken 
kommen  vor.  Zu  den  Verkaufsverhandlungen  werden  einige 
Aelteste  des  Dorfes  als  Zeugen  hinzugerufen;  auch  bei  der 
Verpfändung  von  Land  pflegen  Zeugen  hinzugezogen  zu  werden. 
Hat  man  sich  über  den  Kaufpreis  geeinigt,  so  hat  der  Käufer 
2  Flaschen  Gin  zu  zahlen,  die  mit  dem  Verkäufer  zusammen 
ausgetrunken  werden.  In  Avatime  wird  zum  Zeichen  des  Ver- 
kaufs von  Farmland  eine  Ziege  geschlachtet,  die  auf  dem  ver- 
kauften Grundstück  von  den  Verwandten  beider  Parteien  ge- 
meinsam gegessen  wird.  Auch  die  kleinen  Kinder  beteiligen 
sich  an  dem  Essen,  „damit  sie  sich  noch  in  ihrem  Alter  an 
diese  Eigentumsübergabe  erinnern  können".  In  anderen  Evhe- 
gebieten  mußten  die  Parteien  früher  bei  Landverkäufen  je 
1000  Kauris  bezahlen,  die  an  die  hinzugezogenen  Zeugen 
verteilt  wurden. 

Nach  Dr.  Grüner  erfolgt  der  Verkauf  von  Land  in 
allen  Gegenden  des  Bezirks  mit  wenigen  Ausnahmen  nicht  durch 
den  Häuptling,  sondern  durch  den  berechtigten  Vertreter  der 
Eigentümer,  d.  h.  den  Familienältesten.  Nach  der  Behauptung 
des  Häuptlings  Dagadu  gehört  jedoch  das  Land  in  der  Stadt 
Kpandu  dem  Häuptling,  „weil  er  die  Stadt  gegründet  hat". 
Nur  die  Farmländereien  gehören  den  übrigen  Bewohnern  der 
Landschaft  Kpandu.  Bei  dem  Verkauf  von  Familienland  hat 
sich  der  Familienälteste  mit  den  übrigen  Aeltesten  der  Familie 
in  Verbindung  zu  setzen  und  ihnen  von  dem  beabsichtigten 
Verkauf  Mitteilung  zu  machen.  Diese  schießen  dann  meisten- 
teils zusammen,  um  den  Verkauf  des  Farmlandes  zu  verhindern. 
Haben  sie  kein  Geld,  so  bleibt  der  Familienälteste  doch  be- 
rechtigt,   den  Verkauf  vorzunehmen.  —  In   der  Regel   bebaut 
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man  dasselbe  Stück  Land  immer  nur  1  Jahr  und  läßt  es 
dann  3  —  8  Jahre  ruhen,  bis  man  es  wieder  bepflanzt. 
Nach  Dr.  Grüner  wird  aber  an  einzelnen  Orten  das  Land 
auch  2  Jahre  hintereinander  bestellt  und  dann  meistens  im 
2.  Jahre  mit  Kassada  bepflanzt.  Nach  Angaben  der  Leute 
ist  es  allerdings  auch  schon  vorgekommen,  daß  Land  in  einem 
zweiten  Jahre  bebaut  wurde,  es  ist  das  aber  meist  nur  dann 
geschehen,  wenn  jemand  zu  faul  ist,  für  sich  selbst  eine  neue 
Farm  anzulegen  und  infolgedessen  das  von  einem  anderen  ge- 
rodete und  schon  1  Jahr  lang  bebaute  Land  für  sich  in  Anspruch 
nimmt.  Hauptfruchtpflanzen  sind  Yams,  Reis,  Mais,  Kassada, 
Taro,  Planten.  Die  Weiber  pflanzen  hauptsächlich  Erdnüsse, 
Baumwolle  und  verschiedene  Sorten  Bohnen.  Düngung  wird 
nirgends  angewandt.  Die  Bestellung  erfolgt  nur  mit  Hacke 
und  Haumesser.  Die  Hacken  werden  zum  Teil  in  Akpafu 
gekauft,  woselbst  noch  Eisen  gewonnen  wird.  Man  soll  jedoch 
dort  nicht  mehr  viel  Eisen  kaufen  können  und  infolgedessen 
auch  schon  häufig  Hacken  von  den  europäischen  Handelsfirmen 
erwerben. 

Die  Jagd  ist  überall  frei,  man  darf  auch  auf  dem  Gebiet 
einer  anderen  Landschaft  jagen.  Wer  eine  Antilope  erlegt, 
hat  in  einigen  Gegenden  eine  Keule  an  den  Häuptling  abzu- 
geben. Auch  der  Fetischpriester  erhält  ein  Stück  Fleisch, 
wenn  der  Jäger  sich  vorher  eine  „Medizin"  hat  geben  lassen, 
um  auf  der  Jagd  Erfolg  zu  haben.  Auch  die  Fischerei  ist  in 
fließenden  Gewässern  für  jedermann  frei.  Reusen  von  anderen 
müssen  respektiert  werden.  Wer  sie  ausnimmt,  wird  als  Dieb 
bestraft.  Nach  Dr.  Grüner  soll  die  Fischerei  in  den  inner- 
halb der  Landschaft  fließenden  Gewässern  nur  von  Landschafts- 
angehörigen ausgeübt  werden  können,  und  nur  wenn  der  Fluß 
eine  Grenze  zwischen  zwei  Landschaften  bildet,  soll  die  Fischerei 
den  Augehörigen  der  beiden  Landschaften  ofi'en  stehen.  Stehende 
Gewässer  können  nur  von  den  Anliegern  befischt  werden, 
Fallen  dagegen  können  überall  aufgestellt  werden,  auch 
auf  dem  Gebiete    eines  anderen.     Das  gefangene  Tier  gehört- 
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dem,  der  die  Falle  aufgestellt  hat;  nur  wenn  er  sie  in  dem 
in  Kultur  genommenen  Farmland  eines  anderen  erlegt  hat,  muß 
er  etwas  an  den  Farmbesitzer  abgeben.  Ebenso  erhält  der- 
jenige, der  ein  gefangenes  Tier  findet  und  es  dem  Eigentümer 
der  Falle  bringt,  von  diesem  als  Entgelt  ein  Stück  Fleisch. 
Mineralien  werden  nirgends  abgebaut,  nur  in  Akpafu  wird 
Eisen  gewonnen  (vgl.  darüber  unten  S.  49).  Die  Grundstücke 
gehören  wie  gesagt  der  Familie  im  ganzen,  das  Vieh,  Ziegen, 
Schafe  und  Hühner,  auch  bares  Geld,  ebenso  das  Haus  gehören 
dagegen  dem  einzelnen.  Ebenso  sind  Tücher,  Stöcke,  Stühle 
und  sonstiges  Hausgerät  Eigentum  der  einzelnen  Person. 
Wer  die  Dinge  gebrauchen  will,  muß  den  Eigentümer  fragen. 
Jeder  kann  die  ihm  gehörigen  Tücher,  Tiere,  Stöcke  u.  dgl. 
nach  seinem  Belieben  veräußern,  ohne  einen  anderen  befragen 
zu  müssen.  Es  gibt  aber  in  den  einzelnen  Familien  bestimmte 
Schmuckgegenstände,  die  sich  von  dem  Familienältesten  auf 
seinen  Nachfolger  vererben  und  nicht  von  dem  jeweiligen  Be- 
sitzer verkauft  werden  können,  z.  B.  in  den  Häuplingsfamilien 
silberne  Ketten  mit  Krokodilsköpfen,  Armringe  und  Fingerringe. 
Nur  wenn  jemand  für  die  Familie  in  Schulden  gerät  und  der 
Gläubiger  zur  Bezahlung  drängt,  können  diese  Familienerbstücke 
verkauft  werden,  wenn  die  Familienmitglieder  ihre  Einwilligung 
erteilen.  Gewöhnlich  werden  sie  dann  auch  nur  verpfändet,  um 
später  die  Rückerwerbung  zu  ermöglichen. 

Bewegliche  Sachen  werden  formlos  verkauft.  Wird  ein 
Tier  veräußert  und  stellt  es  sich  nachher  heraus,  daß  es  krank 
ist  oder  sonstige  Fehler  hat,  so  ist  der  Käufer  nicht  berechtigt, 
Wandlung  oder  Minderung  zu  verlangen,  „dann  war  eben  der 
Verkäufer  klug  und  der  Käufer  dumm".  Auch  wenn  der  Kauf- 
preis noch  nicht  bezahlt  ist  und  das  Tier  geht  vorher  ein,  so 
bleibt  die  Verpflichtung  des  Käufers  zur  Zahlung  bestehen. 
Die  gleichen  Grundsätze  gelten  auch  für  die  übrigen  Kauf- 
geschäfte. Wenn  z.  B.  jemand  in  einem  Laden  ein  Tuch  kauft 
und  sieht  nicht  gleich  beim  Abschluß  des  Kaufvertrages  die 
schlechte  Stelle,    die   durch   zu  langes  Lagern  im  Laden  ent- 


32  Aamis. 

standen  ist,  so  ist  er,  nachdem  ihm  einmal  das  Tuch  übergeben 
ist,  doch  nicht  berechtigt,  einen  Umtausch  zu  verlangen.  Stun- 
dung des  Kaufpreises  hat  dessen  Erhöhung  nicht  zur  Folge. 
Hat  der  Verkäufer  den  verkauften  Gegenstand  nach  einem 
anderen  Orte  zu  liefern  und  geht  dieser  auf  dem  Transport 
unter,  z.  B.  das  verkaufte  Tier  fällt  unterwegs,  so  besteht  nach 
Ansicht  einer  Anzahl  der  Häuptlinge  für  den  Käufer  keine 
Verpflichtung,  den  Kaufpreis  zu  bezahlen.  Sie  würden  behaupten, 
der  Verkäufer  sei  an  dem  Untergange  schuld  und  deshalb  selbst 
von  der  Zahlungsverpflichtung  befreit.  Andere  sprechen  sich 
dafür  aus,  man  dürfe  nur  eine  Herabsetzung  des  Preises 
verlangen. 

Darlehensverträge  kommen  vor;  in  einzelnen  Gegenden 
werden  keine,  in  anderen  sehr  hohe  Zinsen  genommen;  eine 
feststehende  Regel  besteht  scheinbar  nicht.  In  Agotime  muß 
der  Entleiher,  wenn  er  das  Geld  zu  Handelszwecken  für  längere 
Zeit  erhält,  einen  um  die  Hälfte  höheren  Betrag  zurückzahlen; 
im  anderen  Falle  braucht  nur  die  gleiche  Summe  zurückgegeben 
zu  werden.  Nach  den  verschiedenen  Aeußerungen  der  Häupt- 
linge scheinen  Zinsen  nur  dann  genommen  zu  vrerden,  wenn 
das  Geld  zu  werbenden  Ablagen  gegeben  wird.  Dr.  Grüner 
bestätigt  dies. 

Kauris  sind  noch  im  Lande  vorhanden.  4000  Kauris  gelten 
1  Mark.  Im  allgemeinen  werden  aber  Kauris  nicht  mehr  ge- 
nommen, man  bezahlt  nur  noch  beim  Palmweinkauf  mit  ihnen. 
Die  Märkte  finden  jeden  4.  Tag  in  den  größeren  Dörfern 
statt;  die  einzelnen  Orte  wechseln  ab.  Auf  dem  Markte  wird 
hauptsächlich  schon  mit  Geld  bezahlt.  Ihre  Vorliebe  für  das 
Geld  begründen  die  Leute  damit,  daß  für  5  Mark  Kauris  schon 
eine  Last  darstellen,  während  5  Mark  Geld  noch  leicht  in  der 
Hand  zu  halten  sind. 

Dienstverträge  sind  nicht  üblich,  man  hilft  sich  innerhalb 
der  Familien.  Trägerverträge  werden  für  bestimmte  Strecken 
geschlossen  und  dann  für  diese  feststehende  Sätze  gezahlt; 
irgend  welche  Formen  bestehen  für  den  Abschluß  nicht.    Wenn 
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früher  jemand  ein  Haus  bauen  wollte,  so  halfen  ihm  die  Ver- 
wandten, und  man  hatte  ihnen  nur  Essen  und  Palmwein  als 
Gegenleistung  zu  geben.  Jetzt  werden  schon  vereinzelt  Dienst- 
verträge mit  Maurern  abgeschlossen,  bei  denen  aber  meist  die 
Verwandten  des  Bestellers  bei  dem  Stampfen  des  Lehms  und 
dem  Decken  des  Daches  mithelfen.  Dies  ist  jedoch  mehr  nur 
in  den  Städten  die  Regel.  —  Wer  einen  Vertrag  nicht  recht- 
zeitig erfüllt,  wird  nicht  bestraft.  Hat  man  ihm  einen  Vorschuß 
gewährt,  so  fordert  man  denselben  zurück.  Weigert  sich  ein 
Träger  nach  der  ersten  Hälfte  der  vereinbarten  Strecke  weiter- 
zugehen, so  ist  er  berechtigt,  seine  Entlassung  zu  fordern, 
bekommt  aber  nur  den  entsprechenden  Lohn  für  die  Teilstrecke 
gezahlt.  Läuft  er  heimlich  fort,  so  wird  er  gefangen  und 
bestraft. 

Auch  bewegliche  Sachen  können  verpfändet  werden.  Die 
Sachen  werden  dem  Gläubiger  übergeben,  der  sie  so  lange 
behält,  bis  die  Zahlung  erfolgt.  Bürgschaftsverträge  sind  häufig. 
Der  Bürge  muß  bezahlen,  wenn  der  Schuldner  mit  der  Bezahlung 
in  Verzug  kommt.  Es  ist  nicht  notwendig,  daß  der  Schuldner 
zuerst  verklagt  wird,  der  Gläubiger  kann,  wenn  der  Schuldner 
die  Bezahlung  ablehnt,  sich  direkt  an  den  Bürgen  wenden. 
Auch  Vereinbarungen  über  Hinterlegungen  finden  statt.  Es 
handelt  sich  aber  meist  um  eine  Aufbewahrung  innerhalb  des 
Verwandtenkreises,  nicht  um  eigentliche  Rechtsgeschäfte.  Wenn 
jemand  einem  anderen  etwas  schenkt,  so  ist  damit  das  Eigentum 
definitiv  auf  diesen  übergegangen.  Ein  Recht  die  Sache  zurück- 
zuverlangen, besteht  nicht,  auch  wenn  der  Beschenkte  sich 
groben  Undanks  schuldig  macht. 

Der  Finder  kann  die  gefundene  Sache  behalten ;  auch 
wenn  der  Häuptling  den  Verlust  bekannt  macht,  kann  er 
nicht  zur  Rückgabe  gezwungen  werden.  Stellt  der  Finder 
den  Gegenstand  dem  Eigentümer  wieder  zu,  so  muß  dieser 
ihm  ein  Geschenk  machen.  In  Avatime  gilt  derjenige,  der 
trotz  Aufforderung  zur  Rückgabe  eine  Sache  behält,  als 
Dieb. 

Zeltschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  3 
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IL  Boem. 
Auskunft  erteilten: 

1.  Häuptling  Odum  von  Akpafu, 

2.  Sprecher  Buami  von  Akpafu  nebst  zwei  anderen  Groß- 
leuten von  Südboem, 

3.  Häuptling  Djau  von  Baglo, 

4.  Sprecher  Gavi  von  Baglo  nebst  zv^ei  Großleuten  aus 
Mittelboem, 

5.  Häuptling  Tsessu  und  die  Großleute  Keke,  Quaku, 
Quami  und  Quassi,  sämtlich  aus  dem  Dorf  Worawora  für 
Nordboem. 

Die  Leute  von  Südboem  sprachen  Tschi,  die  von  Mittel- 
boem Lelemi,  die  von  Nordboem  Tschi.  Die  Leute  von 
Worawora  wollen  Urbevölkerung  sein.  Die  Einwohner  vo» 
Akpafu  wollen  früher  aus  Furcht  vor  den  Aschantis  auf  den 
Bergen  gewohnt  haben,  sind  jetzt  aber  zum  Teil  in  die  Ebenen 
gezogen.  Die  Leute  von  Baglo  wissen  von  früheren  Wande- 
rungen nichts,  sie  wollen  schon  zu  Großvaterszeiten  an  den 
jetzigen  Orten  gewohnt  haben. 

Die  Boemleute  wohnen  in  geschlossenen  Dörfern.  Jede» 
Dorf  hat  seinen  eigenen  Häuptling.  Sind  die  Dörfer  größer^ 
so  zerfallen  sie  wieder  in  einzelne  Teile,  jeder  dieser  Stadt- 
teile hat  wieder  einen  Aeltesten,  die  sämtlich  dem  Häuptling 
unterstehen.  Die  Stadtteile  decken  sich  mit  den  großen 
Familienverbänden.  Die  Dorfhäuptlinge  unterstehen  dem  Land- 
schaftshäuptling. Zum  Beispiel  unterstanden  dem  Häuptling 
von  Worawora  fünf  Dorfhäuptlinge.  Eine  Anzahl  von  Dorf- 
häuptlingen unterstand  früher  wieder  dem  Oberhäuptling- 
Akbanja  von  Borrada. 

Die  Dorfhäuptlinge  haben  das  Recht  Palaver  zu  ent- 
scheiden ;  die  größeren  Sachen  werden  jedoch  gleich  zum  Land- 
schaftshäuptling gebracht.  Letzte  Instanz  war  früher  Akbanja, 
jetzt  ist  es  allgemein  das  Bezirksamt.  Die  Häuptlinge  werden 
aus  derselben  Familie  gewählt.  Die  Aeltesten  des  Dorfes 
suchen   aus   der  Familie   den  Nachfolger   aus,    eine  Erbfolge- 
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Ordnung  besteht  nicht.  Die  Häuptlingsfamilie  in  Worawora 
heißt  Bokumassifo,  zu  deutsch  etwa :  diese  Familie  hat  Kumassi 
zerstört.  So  hat  jedes  Dorf  eine  besondere  Häuptlingsfamilie, 
in  Baglo  heißt  sie  Jomia  (Tschomia)  oder  Blakodua,  in  Akpafu 
Kassakleja  oder  Bokale.  Einen  besonderen  Vorzug,  abgesehen 
davon,  daß  nur  aus  ihnen  der  Häuptling  gewählt  wird,  besteht 
für  diese  Familien  indes  nicht.  Speziell  ist  das  Wergeid  für 
die  Tötung  eines  Mitgliedes  der  Häuptlingsfamilien  das  gleiche 
wie  für  einen  armen  Mann.  Außer  den  Häuptlingsfamilien 
gibt  es  keine  anderen  bevorzugten  oder  Adelsfamilien.  Die 
Häuptlingswahl  vollzieht  sich  in  folgender  Weise.  Wenn  die 
Aeltesten  den  Nachfolger  ausgesucht  haben,  so  streichen  sie 
ihm  den  rechten  Arm  mit  weißer  Farbe  an  als  Zeichen  dafür, 
daß  er  als  Nachfolger  ausgesucht  ist.  Als  Abzeichen  des 
Häuptlings  gelten  ein  Stuhl,  ein  Pferdeschwanz,  ein  Bündel 
Gras  und  außerdem  der  Häuptlingstragkorb  und  der  Häuptlings- 
schirm. Der  Häuptling  sitzt  bei  feierlichen  Gelegenheiten  auf 
dem  Stuhl,  unter  dem  Felle  ausgebreitet  sind.  Er  hält  den 
Pferdeschwanz  in  der  rechten  Hand ,  das  Bündel  Gras  in  der 
linken  Hand,  daneben  hat  er  ein  Häuptlingsschwert;  dagegen 
hat  er  keinen  besonderen  Häuptlingsstock,  nur  der  Sprecher 
führt  einen  solchen.  Schickt  der  Häuptling  einen  Boten ,  so 
kann  er  den  Stock  des  Sprechers  oder  aber  sein  eigenes 
Schwert  als  Legitimation  mitgeben.  Bei  der  Auswahl  seiner 
Frauen  ist  der  Häuptling  auch  hier  nicht  an  eine  besondere 
Familie  gebunden. 

Früher  kam  es  nicht  vor,  daß  ein  Häuptling  abgesetzt 
wurde ;  jetzt  aber  wird  er  abgesetzt,  wenn  er  die  Häuptlings- 
geschäfte nicht  ordentlich  führt.  Die  Häuptlinge  haben  neben 
sich,  wie  schon  erwähnt,  einen  Sprecher,  außerdem  gab  es 
früher  in  Nordboem  den  „N'ka  n'ka-ahinn".  Er  hatte  die 
Aufgabe,  die  jungen  Leute  zusammenzurufen,  wenn  der 
Häuptling  sie  alle  zusammen  haben  will.  Außerdem  gab  es 
einen  „Dikro",  dem  es  oblag,  nach  dem  Tode  eines  Unter- 
häuptlings   dessen    Nachfolger    auszusuchen.     Die    Boten    des 
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Häuptlings  hießen  „Blafo"  (bei  den  Evhe  „Blabu").  Diese 
Aeniter  existieren  aber  nicht  mehr.  In  Süd-  und  Mittelboem 
hat  man  die  Blafo,  den  Sprecher  Tschami  und  je  zwei  Assafo, 
d.  h.  Aelteste,  die  an  dem  Palaver  teilnehmen  müssen.  Es 
existiert  auch  die  Einrichtung  einer  Mädchenkönigin,  in  Akpafu 
Marobegra  genannt,  Obolo  in  Baglo,  in  Nordboem  Bahin. 
Letztere  hat  die  Aufgabe,  die  jungen  Mädchen  zu  beaufsich- 
tigen und  die  sämtlichen  Frauen  und  Mädchen  zu  den  Spielen 
zusammenzurufen.  Sie  gibt  auch  den  jungen  Mädchen,  wenn 
sie  heiraten,  gute  Lehren  auf  den  Weg  und  macht  ihnen  zur 
Pflicht,  daß  sie  ihrem  Manne  immer  treu  bleiben.  Diese 
Mädchenkönigin  wird  in  der  Weise  gewählt,  daß  sämtliche 
Weiber  und  Mädchen  sich  an  die  Aeltesten  wenden  und  sie 
bitten,  ihnen  eine  Mädchenkönigin  zu  geben.  Diesem  Wunsche 
kommen  die  Aeltesten  nach.  In  Akpafu  und  Baglo  beaufsichtigt 
sie  auch  noch  die  Frauen,  die  die  Männer  jetzt  auch  schon 
zu  den  ihnen  von  dem  Bezirksamt  auferlegten  Arbeiten  wie 
Wegereinigen ,  Instandsetzen  des  Marktes  und  der  Spiel- 
plätze usw.  schicken.  Ein  Recht,  Palaver  zu  schlichten,  hat 
sie  nirgends. 

Bestimmte  Volksversammlungen  finden  nicht  statt.  Sie 
werden  nur  aus  besonderen  Gründen  zusammengerufen.  Gründe 
sind  entweder  Ungehorsam  seitens  eines  einzelnen  gegenüber 
einer  Anordnung  eines  Häuptlings,  oder  fortgesetzter  Regen- 
mangel, unter  dem  die  ganze  Landschaft  leidet,  oder  das 
Auftreten  einer  Epidemie;  dann  beraten  sich  die  Aeltesten 
gemeinschaftlich  und  wenden  sich  schließlich  an  den  Fetisch- 
priester um  Abhilfe.  Als  gemeinsames  Fest  wird  nur  das 
Erntefest  genannt,  das  bei  der  Reife  des  Reises  und  des  Jams 
gefeiert  wird.  Anläßlich  der  Ernte  kommt  das  Dorf  zusammen, 
viele  Tänze  werden  aufgeführt,  es  wird  gemeinsam  geschmaust 
und  getrunken  und  dem  Fetischpriester  Reis  und  Jams  als 
Opfer  für  den  Fetisch  überbracht.  Die  Anordnung  der  Spiele 
ist  eine  der  Hauptaufgaben  der  erwähnten  Mädchenkönigin. 

Das    Amt    der    Fetischpriester   wird   von    Frauen    wahr- 
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genommen,  es  assistiert  ihnen  aber,  wenn  sie  den  Fetisch  be- 
fragen, ein  Mann.  Er  übermittelt  ihre  in  einem  besonderen 
Räume  erteilten  Antworten  dem  draußen  harrenden  Volke. 
Die  Priesterinnen  sind  auch  verheiratet,  jedoch  nicht  mit  ihren 
Gehilfen.  Häufig  ziehen  sie  auch  noch  ein  Mädchen  aus  ihrer 
Verwandtschaft  als  Hilfe  hinzu.  Dies  wird,  falls  es  die  nötigen 
Fähigkeiten  besitzt,  meist  die  Nachfolgerin  der  Priesterin.  Es 
ist  dies  jedoch  keine  feststehende  Regel.  Die  Priesterinnen 
werden  immer  aus  ein  und  derselben  Familie  bestimmt.  Wenn 
eine  Priesterin  gestorben  ist,  zeigt  der  Fetisch  selbst  die  Nach- 
folgerin an.  „Er  geht  bei  den  Frauen  oder  Mädchen,  die  vom 
Wasserholen  zurückkommen,  in  den  Kopf  einer  von  ihnen. 
Dann  schwankt  diese  mit  dem  Kopf  hin  und  her,  und  alle 
Leute  wissen,  daß  der  Fetisch  in  sie  gekommen  ist."  Hierauf 
wenden  sich  die  Aeltesten  an  eine  andere  Fetischpriesterin  und 
fragen  sie,  ob  jene  Priesterin  werden  solle ;  deren  Entscheidung 
bestätigt  dann  meist  den  vorher  schon  sichtbar  gewordenen 
Wunsch  des  Fetisches.  Der  Hauptfetisch  von  Nordboem  heißt 
Maeto.  Er  sorgt  dafür,  daß  die  Leute  nicht  krank  werden. 
Erkrankt  jemand,  so  wendet  er  sich  um  Medizin  an  Maeto. 
Gegen  ein  Geschenk  erhält  er  sie  und  muß  sich  mit  ihr  waschen, 
manchmal  sie  aber  auch  trinken.  Andere  Fetische  sind  Massaku, 
der  auch  häufig  in  Krankheitsfällen  angerufen  wird,  und  der 
Bokissim,  den  man  hauptsächlich  um  Regen  bittet.  Kinder- 
segen erfleht  man  auch  vom  Maeto.  Der  Hauptfetisch  in 
Akpafu  heißt  Tobaiko,  in  Baglo  Eboligede.  In  Akpafu  gibt 
es  außerdem  die  Fetische  Imu  und  Efale,  in  Baglo  noch  den 
Lekuku  und  den  Opepe.  Li  Baglo  steht  auf  jedem  Fetischhof 
ein  Topf  mit  Wasser,  mit  dem  sich  die  Leute  waschen,  wenn 
sie  krank  werden.  Li  Akpafu  bereitet  die  Fetischpriesterin 
für  Krankheitsfälle  eine  besondere  Medizin,  die  man  trinken 
oder  mit  der  man  sich  waschen  muß.  Angeblich  werden  in 
Akpafu  und  in  Baglo  die  drei  genannten  Fetische  ohne  Unter- 
schied angerufen,  je  nachdem  der  Hilfesuchende  dem  einen 
oder  dem  anderen  mehr  Zutrauen  entgegenbringt.  — 
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Neben  den  Freien  gibt  es  noch  aus  der  früheren  Zeit  her 
Sklaven.  Die  alten  Sklaven  können  sich  nicht  freikaufen,  sie 
können  jedoch  auch  nicht  mehr  veräußert  werden.  Dem  Sklaven 
ist  es  gestattet,  ein  freies  Mädchen  zu  heiraten,  und  ebenso 
darf  ein  freier  Mann  eine  Sklavin  heiraten.  In  beiden  Fällen 
sind,  und  waren  auch  früher,  die  Kinder  frei.  Heiratete  früher 
ein  Sklave  eine  Sklavin,  so  waren  die  Kinder  auch  wieder 
Sklaven,  jetzt  sind  sie  stets  frei.  Früher  wurden  Sklaven  noch 
weiter  verkauft.  Daß  der  Herr  einen  seiner  Sklaven  getötet 
hätte,  soll  niemals  vorgekommen  sein,  „er  hätte  sein  Geld  ver- 
loren". In  früheren  Zeiten  war  es  auch  den  Sklaven  verboten, 
in  die  Palaver  zu  kommen,  und  ebenso  konnten  sie  nicht  Sprecher 
werden.  Beides  steht  ihnen  jetzt  auch  schon  frei.  Die  Sklaven 
hatten  für  ihren  Herrn  zu  arbeiten  und  ihm  zu  gehorchen. 
Sobald  der  Sklave  erwachsen  war,  gab  ihm  der  Herr  eine  Frau 
und  auch  eine  Farm,  die  er  für  sich  selbst  bebauen  konnte. 
Nur  mußte  er  jedes  Jahr  einen  Sack  Reis,  einen  Teil  des  ge- 
wonnenen Palmweines,  seinen  baren  Gelderwerb  und  Antilopen, 
die  er  erlegte,  an  den  Herrn  abliefern.  Die  Verpflichtung,  das 
Geld  abzuliefern,  besteht  jetzt  nicht  mehr,  und  von  der  ge- 
schossenen Antilope  hat  der  Sklave  jetzt  nur  noch  eine  Keule 
seinem  Herrn  zu  bringen. 

Das  Palaver  spielt  sich  in  der  üblichen  Form  ab.  Wenn 
der  Schuldner  nicht  bezahlt,  wendet  sich  der  Gläubiger  an  den 
Häuptling;  dieser  ruft  die  Aeltesten  zusammen,  die  sich  in  den 
Gerichtssitzungen  abwechseln.  Es  nehmen  immer  etwa  fünf 
Aelteste  an  der  Verhandlung  teil,  dazu  tritt  noch  der  Sprecher. 
Die  Sitzungen  fanden  früher  unter  großen  Bäumen  statt,  jetzt 
werden  sie  im  Hause  des  Häuptlings  abgehalten.  Bestimmte 
Gerichtstage  sind  nicht  angesetzt,  die  Sitzungen  finden  auch 
unabhängig  von  den  alle  vier  Tage  stattfindenden  Märkten  je 
nach  Bedarf  statt.  Der  Häuptling  läßt  den  Beklagten  rufen; 
ist  dieser  sofort  erreichbar,  so  wird  zur  Sache  verhandelt, 
andernfalls  bestellt  der  Häuptling  den  Kläger  auf  einen  anderen 
Tag,  zu  dem  auch  der  Beklagte  und  die  Zeugen  geladen  werden. 
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Erklärt  ein  Zeuge  aus  Mangel  an  Zeit  oder  ähnlichen  Gründen 
nicht  kommen  zu  können,  so  läßt  ihm  der  Häuptling  durch 
einen  Boten  sagen,  er  solle  einem  seiner  Verwandten  seine 
Aussage  genau  mitteilen  und  diesen  an  seiner  Stelle  schicken. 
Der  Verwandte  wird  dann  an  Stelle  des  eigentlichen  Zeugen 
vernommen.  In  der  Verhandlung  werden  erst  der  Kläger, 
■dann  der  Beklagte  und  schließlich  eventuell  die  Zeugen  gehört. 
Waren  früher  Zeugen  nicht  vorhanden^  oder  ließ  sich  die 
Wahrheit  durch  ihre  Aussagen  nicht  mit  Sicherheit  feststellen, 
•so  wurde  ein  „Aka"  angewendet.  Der  vom  Häuptling  her- 
beigerufene Fetischmann  legte  die  Blätter  eines  bestimmten 
Baumes  in  eine  mit  Wasser  gefüllte  Kalebasse  und  wusch 
hiermit  beiden  Parteien  das  Gesicht.  Wer  log,  dem  brannte 
das  Wasser  wie  Feuer,  seine  Augen  wurden  rot  und  traten 
hervor.  Der  Fetischpriester  erhielt  eine  bestimmte  Summe 
Oeldes  dafür.  Außerdem  gab  es  noch  eine  andere  Art  von 
Aka.  Der  Fetischmann  nahm  2  Palmenblattrippen  und  klemmte 
^iese  irgend  einem  Unbeteiligten  (jedoch  nicht  dem  Kläger 
oder  dem  Beklagten)  unter  die  Achselhöhle  zwischen  Arm  und 
Brust,  so  daß  sie  lang  nach  vorn  vorstanden.  Wenn  derjenige, 
dessen  Aussage  angezweifelt  wurde,  gelogen  hatte,  so  kamen 
die  Palmenrippen  vorn  zusammen,  andernfalls  blieben  sie  von- 
einander getrennt.  Jetzt  sollen  diese  Mittel  nach  Angaben  der 
Leute  nirgends  mehr  angewendet  werden,  die  Häuptlinge  er- 
klären vielmehr,  wenn  sie  die  Wahrheit  nicht  ermitteln  können, 
„sie  könnten  das  Palaver  nicht  entscheiden,^^  jede  der  Parteien 
solle  zwei  Flaschen  Gin  geben,  der  dann  gemeinsam  ausge- 
trunken wird.  Nach  Angabe  des  Bezirksleiters  v.  Parpart 
ist  dagegen  kurz  vor  meinem  Aufenthalt  in  Misahöhe  noch 
ein  Häuptling  wegen  Anwendung  des  Aka  bestraft  worden. 
Früher  wurde  auch  derjenige,  dessen  Aussage  man  nicht  un- 
bedingten Glauben  schenken  konnte,  vom  Häuptling  aufgefordert, 
er  solle  den  Schwur  leisten:  „Wenn  ich  die  Unwahrheit  sage, 
soll  mich  der  Fetisch  töten."  Es  wurde  dann  nur  einer  der 
vielen  Fetische   genannt.     Unter   anderen   ist  auch  Dente  aus 
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Kete-Kratschi  als  Schwurzeuge  angerufen  worden.  Wurde  es 
nachher  offenkundig,  daß  der  betreffende  Mann  trotz  des 
Schwurs  gelogen  hatte,  so  pflegte  dieser  zum  Fetischpriester 
zu  gehen  und  an  diesen  einen  gewissen  Betrag  zu  zahlen, 
„dann  konnte  ihn  der  Fetisch  nicht  mehr  töten".  Auch  den 
Namen  des  Häuptlings  rief  man  früher  in  ähnlichen  Beteue- 
rungsformeln an.  Wurde  der  Name  mißbraucht,  so  hatte  man 
48  Mark  in  Kauris  zu  zahlen.  Das  Anrufen  des  Häuptlings- 
namens soll  auch  jetzt  noch  vorkommen  und  der  Mißbrauch 
mit  24  Mark  und  Zahlung  eines  Schafes  gesühnt  werden.  In 
Akpafu  gibt  es  noch  eine  besondere  Art  von  Aka.  Der  Fetisch- 
mann nimmt  eine  Nadel  und  steckt  sie  den  Parteien  durch  die 
Zunge.  Bei  derjenigen  Partei,  die  die  Wahrheit  sagt,  geht 
die  Nadel  ohne  Schwierigkeit  hindurch  und  verursacht  auch 
keine  Schmerzen.  Der  Sprecher  Buami  zeigte  mir  selbst  die 
angebliche  Narbe  auf  seiner  Zunge,  wo  ihm  der  Fetischmann 
die  Zunge  durchstochen  haben  sollte.  Blut  sollte  dabei  nicht 
geflossen  sein.  Bei  derjenigen  Partei  dagegen,  die  lügt,  gelingt 
es  dem  Priester  nicht,  die  Zunge  zu  durchstechen,  er  verursacht 
nur  außerordentliche  Schmerzen.  Dem  Fetischmann  wurden 
für  die  Prozedur  früher  80  Kauris,  später  2  Mark  bezahlt.  In 
Akpafu  und  Baglo  ist  das  Palmenblattrippen-Aka  unbekannt. 
Nach  der  Vernehmung  aller  Beteiligten  gehen  der  Häupt- 
ling und  die  Aeltesten  beiseite,  so  daß  sie  von  dem  Umstand 
nicht  gehört  werden  können.  Man  bespricht  sich  so  lange,  bis 
man  zu  einer  Einigung  gekommen  ist.  Der  Häuptling  läßt 
zuerst  die  Aeltesten  sprechen,  dann  gibt  er  seine  eigene  Ansicht 
kund  und  begründet  diese  gleichzeitig,  ihr  fügen  sich  bald  die 
übrigen.  Diese  Entscheidung  wird  dem  Sprecher  mitgeteilt, 
der  sie  nachher,  nachdem  sich  der  Häuptling  und  die  Aeltesten 
wieder  zur  Palaverstelle  zurückbegeben  haben,  den  Versammelten 
kundgibt.  Der  Häuptling  nimmt  im  allgemeinen  an  Gerichts- 
kosten 5  Mark,  die  vom  Kläger  bei  Anbringung  der  Klage  als 
Einklagsgeld  zu  zahlen  sind.  Wird  der  Beklagte  verurteilt^ 
so  hat  er  die  Gerichtskosten  an  den  Häuptling  zurückzuerstatten. 
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In  Akpafu  und  Baglo  muß  jedoch  der  Kläger,  der  mit  einem 
Anspruch  durchgedrungen  ist,  sofern  dieser  etwa  40  Mark  be- 
tragen hat,  vier  Flaschen  Gin  zahlen;  hat  er  jedoch  nur  10  Mark 
gewonnen,  so  muß  er  doch  noch  zwei  Flaschen  Gin  und,  wenn 
der  Gewinn  noch  geringer  gewesen  ist,  nur  etwas  Palmwein 
geben.  Hat  er  aber  100  Mark  gewonnen,  so  muß  er  8,50  Mark 
zahlen,  wofür  Schnaps  gekauft  wird,  der  alsbald  nach  Beendigung 
des  Palaver  gemeinsam  ausgetrunken  wird.  Wenn  der  Schuldner, 
trotzdem  er  verurteilt  ist,  nicht  bezahlt,  so  zeigt  ihn  der  das 
Urteil  sprechende  Häuptling  bei  dem  Oberhäuptling  an.  Der 
Unterhäuptling  hat  alsdann  die  Rolle  des  Klägers  und  der  Ver- 
urteilte die  des  Beklagten.  Vor  dem  Oberhäuptling  werden 
noch  einmal  sämtliche  Beteiligten  vernommen  und  er  trifft  nach- 
her die  Entscheidung,  „ob  das  Palaver  gut  gewesen  ist  oder 
nicht",  und  ändert  im  letzteren  Falle  das  Urteil  entsprechend 
ab.  Der  in  der  zweiten  Instanz  Verurteilte  ist  verpflichtet, 
sofort  zu  zahlen.  Ist  ihm  das  selbst  unmöglich,  so  ruft  der 
Häuptling  seine  Verwandten  und  fordert  sie  auf,  sich  für  den 
Schuldner  zu  verbürgen.  Geschieht  dies,  so  gibt  ihm  der 
Oberhäuptling  eine  bestimmte  Frist  zur  Bezahlung.  Hat  der 
Schuldner  keine  Verwandten,  so  läßt  ihm  der  Häuptling  nur 
einige  Tage,  um  ihm  zu  ermöglichen,  entweder  das  Geld  selbst 
sofort  durch  Arbeit  zu  verdienen  oder  aber  es  sich  von  anderen 
zu  borgen.  Brachte  er  nach  Ablauf  dieser  Frist  das  Geld 
nicht  zusammen,  so  wurde  er  früher  verkauft.  Zahlt  jetzt 
der  Schuldner  nicht,  so  muß  er  sich  Geld  borgen,  sei  es  auch, 
daß  er  sich  selbst  dafür  verpfändet.  Es  kommt  auch  vor,  daß 
er  eins  seiner  Kinder  als  Pfand  gibt  und  durch  Arbeit  genügend 
Geld  zu  dessen  Auslösung  zu  verdienen  sucht.  Das  geschieht 
auch  noch  jetzt,  wie  die  Leute  ausdrücklich  zugeben.  Erklärt 
der  Vater  bei  der  Verpfändung  eines  Mädchens  nicht  sofort, 
daß  es  bereits  einem  anderen  Manne  versprochen  ist,  so  kann 
der  Geldgeber  es  auch  als  Frau  zu  sich  nehmen;  im  anderen 
Falle  ist  ihm  dies  nicht  gestattet.  Der  Arbeitsverdienst  des 
verpfändeten  Kindes  wird   nicht   auf   die  Schuldsumme  ange- 
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rechnet,  der  Schuldner  ist  vielmehr  verpflichtet,  später  die 
ganze  Surarae  zu  zahlen.  Nur  wenn  das  verpfändete  Mädchen 
dem  Gläubit^er  ein  Kind  geboren  hat,  so  wird  häufig  ein  Betrag 
von  der  Schuldsumme  abgezogen,  es  ist  dies  aber  nicht  die 
Regel.  Nach  Bezahlung  der  Schuld  kehrt  die  Frau  in  das 
Elternhaus  zurück.  Das  Kind  bleibt  in  Nordboem  immer  dem 
Gläubiger,  in  Süd-  und  Mittelboem  nimmt  die  Frau  das  Kind 
mit  zu  ihren  Eltern  zurück,  wenn  der  gesamte  Schuldbetrag 
getilgt  wird.  Hat  sich  der  Häuptling  an  die  Verwandten  des 
sich  weigernden  Schuldners  um  Bezahlung  gewandt,  so  nehmen 
diese  etwaige  Vermögenswerte  des  Schuldners  wie  Armringe, 
Ketten,  wertvolle  Tücher  oder  dergleichen,  verkaufen  sie  und 
bezahlen  mit  dem  Erlös  die  Schulden.  Der  Häuptling  nimmt 
jedoch  niemals  selbst  dem  Schuldner  Sachen  zwecks  Befriedigung 
seiner  Forderung  fort.  —  Es  gilt  die  Regel,  daß  in  erster 
Linie  nur  die  Verwandten  des  Vaters  und  erst,  wenn  diese  kein 
Geld  haben,  die  Verwandten  der  Mutter  zur  Bezahlung  heran- 
gezogen werden.  Auch  die  Geschwister  bezahlen.  Der  Aelteste 
von  ihnen  sammelt  das  Geld  ein  und  liefert  es  an  den  Häupt- 
ling ab,  der  es  an  den  Gläubiger  weitergibt. 

Ist  der  Schuldner  selbst  nicht  mit  dem  Urteil  erster  Instanz 
zufrieden,  so  muß  er  das  alsbald  nach  der  Verkündung  dem 
Unterhäuptling  erklären.  Dieser  weist  ihn  an  den  Oberhäuptling, 
vor  dem  das  Verfahren  wie  angegeben  stattfindet.  Legt  der 
Schuldner  nicht  sofort  gegen  die  erhaltene  Entscheidung  Be- 
rufung ein  und  wendet  er  sich  etwa  später  hinter  dem  Rücken 
des  Unterhäuptlings  an  den  Oberhäuptliug,  so  bestraft  ihn  der 
Unterhäuptling  nachher.  Eine  Vertretung  vor  Gericht  ist  ganz 
allgemein  unzulässig.  Auch  die  Frauen  bringen  selbst  ihr 
eigenes  Palaver  vor,  nur  muß  sie  der  Mann  vor  Gericht  be- 
gleiten. Eine  Vertretung  durch  ihren  Mann  oder  ihre  Ver- 
wandten erfolgt  aber  nicht. 

Wer  gestohlen  hat,  wird,  wenn  die  Sache  an  den  Eigen- 
tümer zurückgegeben  werden  kann,  nicht  weiter  bestraft,  nur 
die  Weiber  und  Kinder  beschreien  ihn,  wenn  er  die  Palaver- 
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halle  verläßt.  Wer  wiederholt  stiehlt,  wird  „ein  schlechter 
Mann".  Er  kann  aber  trotzdem  noch  die  allgemeinen  Spiele 
mitmachen  und  kann  auch  Frauen  heiraten,  „nur  die  guten 
Frauen  nehmen  ihn  dann  nicht  mehr,  sondern  nur  die  schlechten, 
dann  können  schlechte  Frau  und  schlechter  Mann  zusammen- 
bleiben". Wer  während  der  Nacht  oder  doch  in  der  Dunkelheit 
stiehlt,  wird  nicht  besonders  bestraft.  In  Worawora  und  Baglo 
sollen  Diebstähle  noch  selten,  in  Akpafu  infolge  des  regeren 
Handelsverkehrs  verhältnismäßig  häufig  sein.  Wenn  jemand 
einen  anderen  schlägt,  so  daß  er  blutet,  muß  er  12  Mark  an  den 
Oeschlagenen  zahlen.  Ist  die  Wunde  aber  so  gefährlich,  daß 
Lebensgefahr  besteht,  so  bringt  man  den  Täter  zum  Bezirks- 
amt. —  Ehebruch  wird  an  der  Frau  nicht  geahndet,  der  Ehe- 
brecher hat  in  Worawora  4,50  Mark  an  den  Ehemann  zu  zahlen. 
Der  Satz  beträgt  in  Akpafu  7,50,  in  Baglo  2  Mark.  Als 
Grund  für  diesen  Unterschied  wird  angegeben,  daß  das  vom 
Ehemann  zu  zahlende  Hochzeitsgut  in  Akpafu  erheblich  höher 
ist  wie  in  Baglo  und  deshalb  der  Ehemann  dort  auch  kräftigeren 
Schutz  gegen  Eingriffe  in  die  so  viel  teurer  erkauften  ehe- 
männlichen Rechte  verdiene.  Die  Frau  wird  eventuell  durch 
Drohungen  gezwungen,  den  Namen  des  Ehebrechers  zu  nennen. 
Bei  Ehebruch  mit  der  Frau  eines  kleinen  Häuptlings  beträgt 
die  Buße  24  Mark  und  ein  Schaf;  war  sie  die  Frau  eines  großen 
Häuptlings,  so  sind  an  diesen  40  Mark  und  zwei  Schafe  zu 
zahlen.  In  Baglo  betragen  die  Bußen  für  Ehebruch  mit  Häupt- 
lingsfrauen 12  bzw.  22  Mark.  —  Notzucht  wird  durch  eine 
Geldstrafe  von  20 — 60  Mark  je  nach  der  Schwere  des  Ver- 
brechens gesühnt.  In  Akpafu  wird  im  Busch  verübte  Notzucht 
mit  40  Mark  Geldstrafe  bezahlt.  Diese  Beträgfe  sind  an  den 
Häuptling,  nicht  an  den  Ehemann  zu  zahlen.  Raub  oder 
Brandstiftung  sollen  nicht  vorkommen,  v.  Parpart  erklärt 
letzteres  dadurch,  daß  in  Boem  nur  wenig  Grasdächer,  meist 
Tembendächer  verwandt  werden.  Es  soll  auch  früher  nicht 
vorgekommen  sein,  daß  Streitigkeiten  mit  Pfeil  und  Bogen 
oder   sonst   auf  gewaltsame   Weise   geschlichtet   worden   sind. 
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die  Leute  wollen  immer  zum  Häuptling  gegangen  sein.  — 
Tritt  Vieh  auf  die  Farm  über,  so  ist  der  Eigentümer  nicht 
berechtigt,  es  zu  töten,  er  kann  es  nur  vertreiben  und  muß 
dafür  sorgen,  daß  sein  Zaun  gedichtet  wird.  Der  Eigentümer 
des  Viehs  bezahlt  nichts.  In  Akpafu  hat  der  Farmbesitzer  im 
Wiederholungsfalle  das  Recht,  das  übertretende  Vieh  zu  töten ^ 
das  dann  auf  den  Weg  gelegt  werden  muß.  Für  den  Dieb- 
stahl des  Sklaven  hatte  der  Herr  aufzukommen,  stahl  der  Sklave 
wiederholt,  so  wurde  er  verkauft;  aus  seinem  Erlös  wurde  die 
Schuld  bezahlt,  den  Rest  behielt  der  Herr  des  Sklaven.  Wer 
früher  einen  anderen  getötet  hatte,  konnte  sich  dadurch  vor  der 
Verfolgung  von  dessen  Verwandten  retten,  daß  er  sich  zum 
Häuptling  oder  zum  Fetischpriester  flüchtete.  Er  blieb  in  ihrem 
Schutz  bis  an  sein  Lebensende,  niemand  konnte  ihm  etwas 
antun.  Von  der  auf  ihm  ruhenden  Schuld  konnte  er  sich  da- 
durch befreien,  daß  er  einen  Sklaven  oder  einen  Sklaven  und 
ein  Schaf  an  die  Familie  des  Getöteten  gab;  hierdurch  erwarb 
er  wieder  das  Recht  in  sein  eigenes  Haus  zurückzukehren  und 
sich  frei  unter  den  Leuten  zu  bewegen.  Eine  Geldsumme  wurde 
nicht  bezahlt.  Li  Akpafu  mußte  noch  vor  drei  Jahren  die 
Familie  eines  Mörders,  der  selbst  von  der  Station  zu  längerer 
Kettenhaft  verurteilt  war,  an  die  Familie  des  Getöteten  ein 
Mädchen  und  100  Mark  Buße  geben.  Eine  derartige  Ver- 
pflichtung erlosch  in  Akpafu  auch  dann,  wenn  der  Täter  sich 
innerhalb  der  nächsten  drei  Jahre  nach  Begehung  der  Tat 
verborgen  hielt.  Die  Verwandten  des  Getöteten  hatten  nicht 
das  Recht,  den  Mörder  oder  einen  seiner  Verwandten  aus  Ver- 
geltung ihrerseits  zu  töten.  Als  Strafen  wurden  früher  nur 
allgemein  Vermögensstrafen  in  Schafen  oder  Kauris  angewandt. 
Wer  wiederholt  sich  verging,  wurde  an  die  Küste  nach  Bagida 
oder  Porto  Seguro  als  Sklave  verkauft.  Als  Preis  wurden 
etwa  60  Mark  in  Kauris  bezahlt.  Wenn  ein  Geisteskranker 
eine  Straftat  beging,  erhielt  er  keine  Strafe,  man  legte  ihn 
in  Fußeisen  oder  in  Armbalken,  gab  ihm  eine  kleine  Hütte 
und  die  Verwandten  pflegten  ihn.   Gehilfen  und  Anstifter  werden 
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scheinbar  wie    die  Täter   bestraft,   jedoch   scheinen   bestimmte 
Grundsätze    hierfür   sich   noch   nicht  herausgebildet  zu  haben. 
Die  Mädchen  werden  im  Alter  von  fünf  oder  sechs  Jahren 
verlobt.     Der  Vater  des  zukünftigen  Ehemannes  bespricht  sich 
mit  den  Eltern  des  Mädchens.    Sind  diese  damit  einverstanden, 
so   hat   der  Brautwerber    in  Akpafu   20  Töpfe  Palmwein,    ein 
Tuch,    eine  Ziege   und  16  Mark   an  die  Eltern   des  Mädchens 
zu   geben.     In  Baglo   schickt   der  Vater   des  jungen   Mannes, 
nachdem    er  sich  das  Einverständnis  der  Eltern  gesichert  hat, 
2000  Kauris   an   sie,   ferner  in  jedem  Jahr,    bis   das  Mädchen 
erwachsen  ist,  etwas  Jams,  und  hilft  den  Eltern  bei  der  Farm- 
bestellung.    Sobald  das  Mädchen  .erwachsen  ist,  läßt  der  Bräu- 
tigam   es   von    den   Eltern   holen,    indem    er    gleichzeitig    eine 
Menge  Palmwein   für   sie  mitschickt.     Er  selbst   rüstet  Essen 
und  Getränke;    die  Freunde   und  jungen  Mädchen   des  Dorfes 
veranstalten  Spiele  und  Tänze.    In  Worawora  schickt  der  Vater 
des   jungen  Mannes    zu   den  Eltern  des  Mädchens  zwei  Töpfe 
Palmwein    und    zwei   Matten.     Auch   hier   muß    der   Verlobte, 
bis  das  Mädchen  erwachsen  ist,    dessen  Eltern  bei  der  Farm- 
bestellung helfen  und  ihnen  selbst  von  den  Farmerträgen  etwas 
zusenden.     Bei  der  Hochzeit  schickt  der  Bräutigam  20  Mark, 
zwei  Töpfe  Palmwein  und  einen  Stuhl  an  die  Eltern.    Er  selbst 
bereitet  Schmausereien  vor,    getanzt   wird   jedoch   nicht.     Das 
Mädchen  wird    durch  die  Freunde  des  Bräutigams  von  seinen 
Eltern  weggeholt. 

In  Akpafu  verläßt  die  Frau  häufig  den  Mann.  Zahlt  sie 
an  ihn  30  Mark,  so  kann  sie  ihn  dauernd  verlassen.  Wenn 
in  Baglo  die  Frauen  nicht  bei  dem  Ehemann  bleiben  wollen, 
gibt  der  Ehemann  sie  zu  einem  seiner  Verwandten,  die  Frau 
dagegen  hat  nicht  das  Recht,  ihren  Ehemann  zu  verlassen. 
Unfruchtbarkeit  der  Frau  ist  niemals  ein  Scheidungsgrund.  In 
Worawora  kann  der  Ehemann  die  Frau  wegen  Ehebruchs  fort- 
jagen. Sie  ist  dann  berechtigt,  alle  ihre  Geschenke  und  sonstigen 
Sachen  mitzunehmen.  Geht  sie  freiwillig  fort,  so  hat  sie  dieses 
Recht  nicht.     Die  Kinder  bleiben  überall  stets  bei  dem  Vater. 
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Die  Ehe  zwischen  den  Abkömmlingen  desselben  Vaters 
ist  verboten,  mögen  die  Mütter  auch  verschieden  sein.  Auch 
Vetter  und  Cousine  dürfen  sich  nicht  heiraten,  ebenso  Onkel 
und  Nichte  nicht.  Stirbt  der  Ehemann,  so  muß  die  Frau  in 
Akpafu  sieben,  in  Baglo  und  Worawora  acht  Tage  im  Hause 
bleiben.  Es  ist  ihr  nur  gestattet,  ihre  Notdurft  außerhalb  des 
Hauses  zu  verrichten.  Ferner  müssen  sie  im  zuerst  genannten 
Ort  noch  weitere  vier  Monate,  in  Baglo  einen,  in  Worawora 
zwei  Monate  trauern,  bevor  sie  sich  wieder  verheiraten  können. 
Nach  Ablauf  dieser  ersten  sieben,  bzw.  acht  Tage  darf  die 
Frau  zwar  das  Haus  wieder  verlassen,  sie  muß  sich  aber  zu- 
vor den  Kopf  völlig  kahl  scheren  lassen. 

Kinder  erhalten  in  Akpafu  drei,  in  Baglo  acht  Tage  nach 
der  Geburt  und  in  Worawora  am  Geburtstage  selbst  ihren 
Namen  und  zwar  entweder  nach  einzelnen  Vorfahren  oder  nach 
besonderen  Ereignissen  bei  der  Geburt.  Beschneidung  der 
Kinder  ist  nicht  gebräuchlich.  Gebiert  ein  unverheiratetes 
Mädchen  ein  Kind,  so  gehört  es  dem  Vater  des  Mädchens, 
es  sei  denn,  daß  das  Mädchen  bereits  einem  Manne  zur  Frau 
versprochen  ist.  Das  Kind  erhält  den  Namen  Bammeru,  zu 
deutsch  „Hund  ohne  Vater".  Die  Unberührtheit  der  Frau  bei 
Eingehung  der  Ehe  wird  als  besonderer  Vorzug  geschätzt. 
Eine  Prostitution  der  Ehefrau  nach  Ablauf  der  ersten  Monate, 
wie  sie  im  Akpossogebiet  üblich  ist,  gibt  es  nicht.  —  Zwil- 
linge gelten  als  Fetischkinder.  —  Hat  jemand  keine  eigenen. 
Kinder,  so  pflegt  man  zuweilen  fremde  Kinder  an  Kindesstatt 
anzunehmen,  die  dann  als  eigene  Kinder  gelten.  Irgendwelche 
besondere  Altersstufen  scheinen  nicht  zu  bestehen,  wenigstens 
nicht  in  ausgeprägter  Form.  Auch  dafür,  ob  jemand  heiraten 
darf,  scheinen  keine  bestimmten  Termine  zu  bestehen.  Wenn 
er  erwachsen  ist,  kann  er  heiraten.  Irgendwelche  Festlich- 
keiten für  den  Eintritt  in  ein  Alter  finden  weder  bei  den  jungen 
Männern  noch  bei  den  Mädchen  statt.  Auch  für  die  Würde 
eines  Aeltesten  besteht  keine  besondere  Altersgrenze.  — 

Die    Akpafuleute    begraben    alle   Toten    im    Zimmer,    die 
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Bagloleute  begraben  die  erwachsenen  Personen  im  Zimmer, 
die  Kinder  im  Busch,  dicht  hinter  dem  Hause.  In  Worawora 
werden  nur  der  Häuptling  und  die  Großleute  im  Zimmer,  alle 
übrigen  werden  im  Busch  auf  bestimmten  Beerdigungsplätzen 
beerdigt.  Die  Toten  gehen  zu  Gott  und  leben  dort  weiter; 
zur  Erde  kommen  sie  aber  nicht  wieder.  „Wenn  einer  viel 
Medizin  hat,  so  kann  er  auch  die  Toten  noch  einmal  wieder- 
sehen ;  die  Medizinleute  behaupten  sogar,  mit  ihnen  sprechen 
zu  können." 

Wenn  jemand  stirbt,  so  ist  der  Aelteste  der  Familie  der 
Erbe;  auch  die  Kinder  des  Erblassers  gehen  in  seinen  Haus- 
halt über;  sie  erhalten  jedoch  von  den  Nachlaßgegenständen 
nichts.  Derjenige,  der  den  Nachlaß  erhält,  muß  auch  die 
Schulden  des  Erblassers  bezahlen.  Begründet  wurde  diese  Erb- 
folgeordnung damit,  daß  durch  sie  der  Familienbesitz  besser 
zusammengehalten  werde.  „Solange  jemand  lebt,  gehören  Geld 
und  sonstige  Vermögenswerte  jedem  einzelnen,  sobald  er  ge- 
storben ist,  gehören  sie  der  Familie."  Verfügungen  von  Todes 
wegen  gibt  es  nicht.  Der  Aelteste  der  Familie  erbt  kraft 
Gesetzes,  ohne  daß  eine  Aenderung  zulässig  ist.  Will  jemand 
dies  verhindern,  so  muß  er  schon  bei  Lebzeiten  seine  Sachen 
unter  den  Angehörigen  verteilen.  Diese  behalten  sie  dann  auch, 
wenn  er  gestorben  ist.  Der  gesetzliche  Erbe  ist  in  Akpafu 
berechtigt,  eine  der  Frauen  des  Erblassers  zu  sich  zu  nehmen. 
Die  übrigen  Frauen  werden  an  die  Söhne  verteilt  und  zwar 
so,  daß  niemand  seine  eigene  Mutter  erhält.  In  Baglo  und 
Worawora  bekommt  der  Aelteste  der  Familie  neben  dem  son- 
stigen Nachlaß  auch  sämtliche  Frauen.  Sind  in  Akpafu  die 
Söhne  noch  nicht  erwachsen,  so  werden  die  Frauen  unter  die 
sonstigen  Erwachsenen  verteilt.  Die  Söhne  heiraten  deshalb 
die  Frauen  des  Vaters,  weil  sonst  das  Geld,  das  aus  dem 
Familienbesitz  als  Heiratsgut  bezahlt  ist,  verloren  gehen  würde. 
„Diese  Frauen  sind  für  die  Söhne  viel  billiger,  deshalb  nehmen 
die  Söhne  zuerst,  wenn  sie  noch  nicht  viel  Geld  verdienen,  die 
Frauen  des  Vaters  und  kaufen  sich  später,  wenn  sie  über  mehr 
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Mittel  verfügen,  andere  junge  Frauen  hinzu."  Die  ererbte 
Frau  wird  aber  nicht  Oberfrau;  diese  Stellung  hat  stets  die 
selbstgewählte  Frau.  Die  Frau  erbt  von  ihrem  Ehemanne 
nichts.  Wenn  die  Frau  stirbt,  so  erben  in  erster  Linie  die 
Schwestern  der  Frau  und  nur,  wenn  solche  nicht  vorhanden 
sind,  ihre  Brüder  oder  sonstigen  Verwandten.  Die  Kinder 
haben  an  dem  Nachlasse  ihrer  Mutter  kein  Erbrecht.  Es  ist 
nur  guter  Wille  der  Schwestern,  wenn  diese  den  Kindern  etwas 
schenken.  Auch  der  Ehemann  hat  an  dem  Nachlaß  seiner 
Frau  kein  Erbrecht;  sogar  seine  Geschenke  fallen  mit  dem 
ganzen  Nachlaß  an  die  Schwestern  seiner  Frau. 

Grund  und  Boden  ist  in  den  drei  Teilen  von  Boem  in  der 
Nähe  von  Ortschaften  angeblich  schon  ganz  aufgeteilt.  Jeder 
Erwachsene  hat  seine  eigene  Farm.  Grenzen  werden  durch 
Stöcke  und  Steine  bezeichnet.  Schafe  und  Ziegen  laufen  frei 
umher  und  können  auch  ohne  weitere  rechtliche  Folgen  auf 
die  Farm  eines  anderen  übertreten.  Ein  besonderes  Häuptlings- 
land, das  diesem  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  solchem  zusteht, 
gibt  es  nicht.  Hat  jemand  für  seine  zahlreiche  Familie  zu 
wenig  Land,  so  wendet  er  sich  an  den  Häuptling  oder  einen 
anderen  Mann,  der  über  viel  Land  verfügt,  und  läßt  sich  von 
diesem  Land  für  seine  Kinder  zuweisen.  Der  Grund  und  Boden 
bleibt  jedoch  im  Eigentum  des  Vorbesitzers,  irgend  eine  Abgabe 
ist  für  diese  Ueberlassung  nicht  zu  zahlen;  nur  wenn  aus  den 
auf  diesem  Lande  stehenden  Palmen  Palmwein  gewonnen  wird, 
pflegt  der  Besitzer  dem  Eigentümer  davon  abzugeben.  Verkäufe 
von  Land  finden  sich  schon  in  Akpafu,  in  Baglo  und  Worawora 
noch  nicht.  Der  Verkauf  ist  unabhängig  von  einer  Zustimmung 
des  Häuptlings,  man  ruft  nur  die  Verwandten  als  Zeugen  hinzu. 
Auch  von  dem  Erlöse  wird  dem  Häuptling  nichts  abgegeben. 

Die  Bestellung   ist   die  übliche;    Düngung   ist  unbekannt. 

Die  Jagd  ist  überall,  auch  auf  fremden  Lande,  frei.  Es 
ist  auch  in  einzelnen  Gegenden  erlaubt,  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  das  Gras  zu  Jagdzwecken  abzubrennen.  Wird 
hierbei   die  Farm    des  Eigentümers   beschädigt,   so   besteht  in 
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Akpafu  nicht  einmal  eine  Entschädigungspflicht,  in  Baglo  ist 
der  Schade  zu  ersetzen,  in  Worawora  dagegen  ist  es  überhaupt 
verboten,  das  Grras  auf  fremdem  Grund  und  Boden  abzubrennen. 
Fallen  können  in  Akpafu  und  Baglo  überall,  in  Worawora  da- 
gegen nirgends  aufgestellt  werden.  Eine  Verpflichtung  zur 
Abgabe  des  gefangenen  Tieres  besteht  nirgends.  In  Akpafu 
und  Baglo  ist  auch  die  Fischerei  überall  frei.  In  Worawora 
sind  nur  die  Stammesangehörigen  berechtigt,  in  den  Gewässern 
innerhalb  des  Stammlandes  zu  fischen.  Besondere  Fischerei- 
gerechtigkeiten gibt  es  nicht. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  Akpafu  ist  das  Schmiede- 
handwerk, daneben  ist  Haupterwerbszweig  der  Farmbau.   Früher 
gewannen  die  Akpafuleute  das  Eisen  durch  dessen  Abbau,  jetzt 
wird    es   schon  fast  ausschließlich  von  den  Europäern  gekauft 
und    nur   noch  verarbeitet.     In  Baglo   ist    Hauptbeschäftigung 
der  Farmbau,    daneben   gibt   es  vielfach  Weber,    auch   Leute, 
die  lediglich  Gummi  gewinnen   und   nur   auf  Jagd  gehen.     In 
Worawora  sind  hauptsächlichste  Erwerbszweige  der  Farmbetrieb, 
das  Gummisammeln  und  der  Handel.    Ausgeprägte  selbständige 
Handwerke  gibt  es  scheinbar  nicht,    eine  oder  die  andere  der 
Fertigkeiten  wird  neben  der  Hauptbeschäftigung,   dem  Farm- 
bau, ausgeübt.    Maurerhandwerk  gibt  es  noch  nicht,  jeder  ver- 
steht sein  Haus  selbst  zu  bauen.    Die  Töpfe  machen  die  Weiber; 
in  Baglo    fertigt   man   jedoch    keine  Töpf§  an,    man   kauft  sie 
von  den  Akpafu.    Den  Farmbau  teilen  sich  Männer  und  Frauen 
in  der  Weise,  daß  erstere  die  schwere  Arbeit  besorgen,  d.  h. 
■den  Busch  weghauen  und  das  Land  urbar  machen.    Die  Weiber 
pflanzen    und    hacken.     Als    angesehendste  Tätigkeit  wird    für 
Akpafu    das  Schmiedehandwerk,    für  Baglo    der  Farmbau,    für 
Worawora   in    früherer  Zeit  auch  der  Farmbau,   jetzt  speziell 
die    Kakaokultur    genannt.      Am    wenigsten    angesehen    ist    in 
Akpafu  der  Baumwollpflanzer,  da  die  Akpafuleute  nicht  selbst 
weben,  in  Worawora  und  Baglo  der  gewerbsmäßige  Jäger.    In 
Akpafu  gibt  es  einen  Oberschmied,  den  Maturusupapa,  diesem 
gehören  alle  Ambosse  am  Ort.    Die  übrigen  Schmiede  im  Dorf 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Band.  4 


50  Asmis. 

müssen  für  deren  Benutzung  Abgaben  an  ihn  zahlen  und  zwar 
etwa  ^jio  des  Arbeitserlöses.  Weitere  Rechte  hat  jedoch  der 
Oberschmied  nicht,  im  besonderen  hat  er  kein  Strafrecht  und 
auch  kein  Aufsichtsrecht  über  die  Arbeiten  der  anderen.  Die 
Ambosse  sind  aus  Stein.  Der  Oberschmied  muß  jedes  Jahr 
für  die  Ambosse  ein  weißes  Huhn  und  eine  Ziege  schlachten. 
„Das  Blut  der  Tiere  bekommt  der  Stein  des  Oberschmiedes, 
und  ebenso  erhält  jeder  der  übrigen  Steine  später,  wenn  das 
Fleisch  gemeinsam  verzehrt  wird,  etwas  hiervon."  Die  Zeremonie 
findet  zweimal  im  Jahre  bei  Beginn  der  Jamsbestellung  und 
der  Jamsernte  statt.  Die  Akpafuschmiede  fertigen  hauptsäch- 
lich Hacken,  Beile  und  die  bekannten  Eisenscheiben.  Für  andere 
Gewerbe  bestehen  derartige  Organisationen  nicht,  auch  in  Baglo 
und  Worawora  sind  solche  Einrichtungen  unbekannt.  Die 
Akpafuschmiede  pflegen  an  den  von  ihnen  hergestellten  Sachen 
Zeichen  oder  Marken  anzubringen,  so  daß  man  stets  erkennen 
kann,  wer  die  Gegenstände  gearbeitet  hat.  Auch  die  Weber 
pflegen  solche  Zeichen  in  die  Tücher  hineinzuweben.  Der 
Käufer  eines  derartig  gezeichneten  Gegenstandes  fügt  sein 
Zeichen  dem  früheren  hinzu.  Allgemein  üblich  ist  diese  Zeich- 
nung der  Sachen  jedoch  nicht.  In  Akpafu  bezahlt  man  mit 
Geld,  Kauris  oder  Eisenhacken  (eine  Hacke  etwa  im  Werte 
von  50  Pfennig),  in  Baglo  und  Worawora  waren  früher  Kauris 
im  Verkehr,  jetzt  überwiegt  das  Geld.  Der  Verkauf  von  be- 
weglichen Sachen  ist  völlig  formlos.  Werden  Grundstücke  ver- 
pfändet, so  pflegen  Leute  als  Zeugen  hinzugerufen  zu  werden. 
Einziger  Markt  für  ganz  Boem  ist  Gjasekan.  Gehandelt 
werden  hauptsächlich  Lebensmittel,  aber  auch  andere  Gegen- 
stände. Die  Boemleute,  und  zwar  auch  die  aus  Nordboem, 
besuchen  schon  den  Palimemarkt.  Mängel  bei  Tierkäufen  be- 
rechtigen in  Süd-  und  Mittelboem  nicht  zur  Wandlung,  nur 
wenn  die  Tiere  noch  nicht  bezahlt  sind,  ist  ein  Preisnachlaß 
üblich,  jedoch  keineswegs  vorgeschrieben.  In  Nordboem  ist 
dagegen  die  Wandlung  an  demselben  Tage  noch  zulässig,  an 
späteren  Tagen  nicht  mehr.    Wer  sich  Geld  borgen  will,  wendet 
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sich  an  einen  reichen  Mann  und  unterstützt  seine  Bitte  dadurch, 
daß  er  zunächst  zwei  Flaschen  Gin  überreicht.  Gibt  ihm  dieser 
darauf  das  Geld,  so  braucht  er  nachher  nur  dieselbe  Summe 
zurückzuzahlen,  auch  wenn  er  es  zu  Handelszwecken  und 
auf  längere  Zeit  entleiht.  In  Baglo  und  Worawora  wird  erst 
bei  Rückgabe  des  Geldes  etwas  Schnaps  oder  Palmwein  gegeben. 
Arbeits-  oder  Dienstverträge  sind  noch  unbekannt,  sie  werden 
durch  Freundschaftsdienste  der  Verwandten  und  Freunde  er- 
setzt. In  Akpafu  kommt  nur  gegenseitige  Gefälligkeitshilfe 
vor,  ohne  daß  eine  Bezahlung  dafür  stattfindet.  Trägerverträge 
dagegen  sind  häufig,  der  Lohn  richtet  sich  nach  der  Strecke 
und  der  Last.  Auch  Bürgschaftsverträge  kommen  vor.  Der 
Bürge  kann  sofort  in  Anspruch  genommen  werden,  wenn  der 
Schuldner  nicht  bezahlt.  Als  Beispiel  für  einen  Werkvertrag 
wird  die  Bestellung  einer  bestimmten  Anzahl  Hacken  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  erwähnt.  Sind  die  bestellten  Hacken 
nach  Ablauf  dieser  Frist  nicht  fertig,  so  hat  der  Besteller 
keinen  Anspruch  auf  Schadenersatz ;  der  Unternehmer  kann 
einfach  erklären,  er  habe  keine  Zeit  gehabt.  Nur  wenn  der 
Besteller  schon  eine  Anzahlung  gemacht  hatte,  so  kann  er  auf 
den  Vertrag  bestehen  oder  sein  Geld  zurückverlangen.  Irgend 
eine  Schadensersatzpflicht  besteht  auch  in  diesem  Falle  nicht. 
Dieselben  Grundsätze  gelten  in  Baglo  und  Worawora  bei  der 
Bestellung  von  Tüchern. 

Geschenke  können  nicht  zurückverlangt  werden.  Der 
Finder  verlorener  Gegenstände  ist  zur  Rückgabe  nicht  ver- 
pflichtet; auch  wenn  der  Eigentümer  seinen  Verlust  hat  aus- 
rufen und  dem  Finder  ein  Geschenk  hat  versprechen  lassen, 
darf  der  Finder  die  Sache  behalten.  Er  gilt  nicht  als  Dieb, 
„er  hat  die  Sache  ja  gefunden". 

III.  Die  Kunja. 

Auskunft  erteilten:  L  Aduquami,  Häuptling  von  Wuru- 
pong,  2.  Kamkam,  Sprecher  des  Häuptlings  von  Wurupong^ 
und  Aelteste. 


52  Asmis. 

Die  Kunja  wohnen  im  Westen  des  Bezirkes  auf  dem  so- 
genannten Kunjagebii'f^e  und  auf  dessen  Abhängen  zum  Volta. 
Sie  sind  hauptsächlich  Farmbauer.  Gepflanzt  wird  in  erster 
Linie  Yams,  daneben  Mais,  Reis,  Planten,  Kassada,  Bohnen, 
Erdnüsse,  Baumwolle,  auch  Kakao.  In  den  Waldbeständen 
gibt  es  vielfach  Gummi.  Einzelne  Gewerbe  finden  sich  bereits, 
so  Weber,  Mattenflechter,  Töpfer,  berufsmäßige  Jäger.  Die 
Nähe  des  Volta  hat  es  mit  sich  gebracht,  daß  auch  schon  die 
Kunstfertigkeit  des  Kanubaues  in  einzelnen  Dörfern  zu  heimisch 
geworden  ist.  Schmiede  und  Maurer  gibt  es  jedoch  nicht. 
Am  angesehensten  sind  die  Farmbauer  und  Kanumacher;  die 
geringste  Achtung  genießen  die  Jäger  und  diejenigen,  die  nur 
Erdnüsse  pflanzen.  Die  Handwerker  stellen  schon  ihre  Pro- 
dukte zum  Verkauf  her.  Die  Gegenstände  werden  meist  auf 
dem  Markt  in  Ahenkru  verkauft.  Einige  bringen  die  Sachen 
auch  nach  Palime.  Bezahlt  wird  fast  durchweg  mit  Geld, 
Kauris  sollen  beim  Marktverkehr  nicht  mehr  vorkommen.  Irgend 
ein  Zusammenschluß  der  einzelnen  Gewerke  zu  gemeinsamer 
Vertretung  besteht  nicht. 

Die  Landschaft  steht  unter  einem  Oberhäuptling.  Die 
Häuptlingswürde  wechselt  zwischen  zwei  Zweigen  der  Tssünscha- 
familie.  Früher  wurde  der  Häuptling  nur  aus  einer  Familie 
genommen.  Bereits  sieben  Häuptlinge  haben  den  Thron  inne- 
gehabt ,  seitdem  zum  ersten  Male  der  Wechsel  zwischen  den 
beiden  Familien  vorgenommen  wurde.  Als  Grund  für  diese 
Aenderung  in  der  Thronfolge  wird  angegeben,  daß  der  be- 
treffende Vorfahr  zwei  Söhne  gehabt  habe,  die  sich  schon  bei 
Lebzeiten  des  Vaters  selbständige  Gehöfte  gebaut  hätten ;  bei 
dem  Tode  ihres  Vaters  hätte  dann  der  eine  in  den  väterlichen 
Hof  ziehen  müssen,  um  die  Häuptlingswürde  zu  erhalten.  Da 
dies  für  den  anderen  eine  Ungerechtigkeit  bedeutet  hätte,  so 
sei  bestimmt  worden,  daß  zwischen  ihren  Nachkommen  die 
Häuptlingswürde  wechsle,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  regel- 
mäßig der  Aelteste  der  Familie,  die  nach  diesem  System  be- 
rufen  sei,    den  Häuptling  zu  stellen,    Häuptling  werde.     Der 
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Grundsatz,  daß  immer  der  Aelteste  der  betreffenden  Familie 
Häuptling  werde,  wird  in  letzter  Zeit  nicht  mehr  innegehalten. 
„Die  jetzigen  Zeiten  erforderten,  daß  immer  nur  der  Klügste 
und  Gewandteste  Häuptling  sein  könne."  Der  Wechsel  zwi- 
schen den  beiden  Familien  ist  aber  noch  heute  in  Uebung. 
Hat  sich  die  Familie  geeinigt,  wer  Häuptling  werden  soll,  so 
muß  der  Erwählte  an  die  Aeltesten  ein  Schaf  und  12  Mark 
geben,  die  gemeinsam  gegessen  bzw.  vertrunken  werden.  Alle 
Leute  kommen  in  dem  Gehöft  des  Häuptlings  zusammen. 
Zwei  Weiber  der  Verwandtschaft  des  neuen  Häuptlings  er- 
fassen ihn  bei  dem  rechten  und  linken  Arm,  zwei  Männer 
seiner  Verwandtschaft  ergreifen  ihn  hinten  am  Kreuz,  dann 
wird  er  dreimal  auf  den  alten  Häuptlingsstuhl  gestaucht,  er 
darf  sich  aber  nicht  darauf  setzen.  (Es  gibt  zwei  Häuptlings- 
stühle ,  einen  alten  kleinen  und  einen  später  angefertigten 
größeren.)  Erst  nachdem  diese  Zeremonie  mit  dem  alten 
Stuhl  erledigt  ist,  erhält  er  den  zweiten  großen  Stuhl  als 
Häuptlingssitz.  Um  ihn  herum  feiern  die  Bewohner  des  Dorfes 
Feste,  Tänze  und  Spiele.  Neben  dem  Häuptlingsstuhl  stehen 
währenddessen  auf  jeder  Seite  zwei  Leute,  die  Pferdeschwänze 
schwingen ,  and  vor  ihm  sitzen  zwei,  die  Kuhschweife  in  den 
Händen  halten.  Als  weiteres  Häuptlingsabzeichen  existiert 
noch  ein  altes  Häuptlingsschwert.  Bei  den  Tänzen  seiner 
Leute  muß  auch  der  Häuptling  einmal  tanzen ;  hierbei  hält 
er  das  Häuptlingsschwert  und  führt  damit  (Jen  üblichen  Schwert- 
tanz aus.  Die  Feste  dauern  bis  zu  sieben  Tagen.  Ist  der 
Häuptling  einmal  gewählt,  so  kann  er  nicht  wieder  abgesetzt 
werden.  Erfüllt  er  aber  die  ihm  obliegenden  Verrichtungen 
nicht  zur  Zufriedenheit  des  Dorfes,  so  kommen  die  Aeltesten 
zu  ihm ,  machen  ihm  Vorhaltungen  und  geben  damit  ihrer 
Unzufriedenheit  Ausdruck.  Der  Häuptling  ist  dann  verpflichtet, 
sie  wieder  zu  versöhnen,  dadurch,  daß  er  ein  Schaf  und  zwei 
Töpfe  Palmwein  herbeibringen  läßt,  die  gemeinsam  verzehrt 
werden.  Damit  ist  dann  der  Friede  wieder  hergestellt.  Das 
soll    noch   heute  so  sein.     In  der  Wahl  seiner  Frauen  ist  der 
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Häuptling  au  keine  bestimmte  Familie  gebunden.  Als  be- 
sondere Aemter  existieren  das  Amt  des  Sprechers  und  das  der 
Assafo.  Letztere,  drei  an  der  Zahl,  sind  die  Gehilfen  des 
Häuptlings,  sie  unterstützen  ihn  bei  der  Beaufsichtigung  ge- 
meinsamer Arbeiten,  erhalten  jedoch  keine  Entschädigung  für 
ihre  Tätigkeit.  Andere  Aemter,  insbesondere  das  Amt  einer 
Frauenkönigin  od.  dgl.,  gibt  es  nicht. 

Gemeinsames  Volksfest  ist  das  Fest  der  Jamsreife.  Dazu 
geben  der  Häuptling,  der  Sprecher  und  die  Aeltesten  je  ein 
Schaf,  alle  Leute  aus  dem  Dorf  kommen  in  dem  Hofe  des 
Häuptlings  zusammen,  dort  werden  die  Schafe  geschlachtet 
und  deren  Blut  über  den  alten  Häuptlingsstuhl  gegossen.  Im 
Anschluß  daran  finden  Feste,  Tänze  und  Spiele  mit  gemein- 
samen Schmausereien  und  Gelagen  statt.  Früher  haben  die 
Kunja  wiederholt  gegen  die  Aschanti  Krieg  geführt,  und  der 
zweite  Vorgänger  des  jetzigen  Häuptlings  soll  die  Aschanti 
zurückgeschlagen  haben.  Wenn  früher  der  Häuptling  einen 
Krieg  beginnen  wollte,  so  rief  er  die  Aeltesten  zusammen  und 
bestimmte  den  Tag,  an  dem  man  zu  Felde  ziehen  wollte.  Er 
allein  hatte  die  Entscheidung  über  den  Beginn  des  Krieges. 
Seit  langen  Jahren  soll  aber  kein  Krieg  mehr  geführt 
worden  sein. 

Neben  der  Häuptlingswürde  besteht  noch  als  besondere 
Vorzugsstellung  das  Amt  der  Fetischpriester.  Die  Priester- 
würde vererbt  sich  in  bestimmten  Familien  vom  Vater  auf 
den  Sohn.  Die  bekanntesten  Fetische  sind  der  Tschia,  dem 
nach  Dr.  Grüner  vor  langen  Jahren  Menschenopfer  gebracht 
worden  sein  sollen,  und  der  Bediaku.  Außerdem  hat  noch 
jede  Familie  ihren  kleinen  Hausfetisch,  die  jedoch  keine  be- 
sonderen Priester  haben.  Dem  Tschia  werden  nur  Schafe, 
dem  Bediaku  nur  Ziegen  geopfert.  Man  wendet  sich  an  sie, 
um  Kindersegen  zu  erflehen  oder  um  Regen  zu  bitten.  Ein 
Unterschied  zwischen  den  beiden  Fetischen  besteht  nicht.  Von 
Einfluß  ist  auch  noch  der  Fetisch  Fofie.  Der  Kratschipriester 
des  Dente   ist  auch  Priester  für  den  Fofle,    und  viele  Kunja- 
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leute  beteiligen  sich  an  den  großen  Fetischfesten  in  Kratschi. 
Die  Anhänger  des  Fofie  veranstalten  jeden  fünften  Freitag  und 
jeden  vierten  Sonntag  gemeinsame  Tänze.  Sie  sagen,  sie 
haben  ihren  Fetischtag;  der  Fetisch  kommt  dann  unter  sie, 
sie  können  ihn  aber  nicht  sehen,  sie  fühlen  ihn  nur  in  sich. 
Alle  Anhänger,  Männer  und  Weiber,  kommen  in  dem  Fetisch- 
hof zusammen,  um  gemeinsame  Spiele  und  Tänze  abzuhalten; 
welchen  Zweck  diese  Veranstaltungen  verfolgen,  war  nicht 
genau  festzustellen.  Scheinbar  handelt  es  sich  darum,  den 
Anhängern  dieses  Kults  den  Geschlechtsverkehr  mit  anderen 
Personen,  der  ihnen  sonst  verschlossen  oder  doch  erheblich 
erschwert  ist,  zu  ermöglichen. 

Aus  der  früheren  Zeit  sind  auch  noch  neben  den  freien 
Kunja  Sklaven  vorhanden.  Die  Sklaven  sind  verpflichtet,  für 
ihren  Herrn  zu  arbeiten.  Ihre  Kinder  sind  aber,  auch  wenn 
sie  eine  Sklavin  zur  Mutter  hatten,  jetzt  alle  frei.  Der  Herr 
kann  jetzt  sogar  seine  eigene  Tochter  dem  Sklaven  zur  Frau 
geben;  ebenso  kann  der  Sklave  sich  selbst  eine  Frau  wählen, 
er  kann  auch  Aeltester,  ja  sogar  Assafo  oder  Sprecher  werden. 
Das  Abhängigkeitsverhältnis  zeigt  sich  nur  darin,  daß  er  dem 
Herrn  gehorchen  und  für  ihn  arbeiten,  insbesondere  auch 
Wasser  und  Feuerholz  holen  muß.  Die  Sklaven  aus  der 
früheren  Zeit  tragen  auch  andere  Tätowierungen  wie  die 
Freien.  Aber  auch  früher  war  der  Sklave  berechtigt,  sich 
für  seine  Ersparnisse ,  die  er  aus  dem  Ertrage  einer  kleinen, 
ihm  vom  Herrn  zur  eigenen  Nutzung  überlassenen  Farm  er- 
übrigt hatte,  wieder  einen  Sklaven  zu  kaufen.  Mit  diesem 
teilte  er  sich  dann  in  die  ihm  an  sich  obliegenden  Arbeits- 
verpflichtungen. Mit  der  Abschafi*ung  der  Sklaverei  sind  diese 
Sitten  verschwunden,  der  Sklave  steht  jetzt,  wie  bereits  aus- 
geführt, fast  völlig  dem  Freien  gleich. 

Wer  einen  anderen  verklagen  will,  wendet  sich  zuerst  an 
den  Sprecher  und  geht  mit  diesem  gemeinsam  zum  Häuptling. 
Hier  hat  der  Kläger  zunächst  6  Mark  Einklagsgeld  an  den 
Häuptling  zu  zahlen  und  kann  ihm  dann  seine  Sache  vortragen. 
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Der  Beklagte  wird  darauf  durch  einen  Boten  geholt;  amtliche 
Boten  gibt  es  nicht.  Der  Häuptling  schickt  irgend  einen 
Jungen  aus  dem  Dorfe,  der  ebenfalls  weder  einen  Häuptlings- 
stab ,  noch  ein  sonstiges  Abzeichen  zum  Beweis  seines  amt- 
lichen Auftrages  erhält.  Würde  jemand  dieser  Aufforderung 
nicht  Folge  leisten,  so  würde  der  Häuptling  den  Betreffenden 
durch  den  Sprecher  und  den  Boten  noch  einmal  laden  lassen. 
Wäre  auch  dies  vergeblich,  so  würde  der  Häuptling  sich  an 
den  Aeltesten  des  betreffenden  Stadtteils  wenden,  der  dann 
schon  den  Geladenen  zum  Erscheinen  veranlassen  würde. 
Kommt  er  nun  endlich,  so  hat  er  als  Strafe  jetzt  vier  Flaschen 
Gin,  zwei  für  die  Aeltesten  und  zwei  für  den  Häuptling  und 
den  Sprecher,  zu  zahlen. 

Bestimmte  Gerichtstage  bestehen  nicht.  Ist  der  Beklagte 
gekommen,  so  werden  die  Aeltesten  zusammengerufen,  min- 
destens drei  von  ihnen  müssen  zugegen  sein ,  in  der  Regel 
kommen  aber  viel  mehr.  In  der  Versammlung  trägt  zunächst 
der  Kläger  seine  Sache  vor,  nach  ihm  der  Beklagte.  Eine 
Vertretung  vor  Gericht  gibt  es  nicht.  Jeder  muß  „selbst 
sein  Palaver  machen".  Doch  können  ihn  seine  Verwandten 
begleiten.  Bestreitet  dieser  den  Anspruch  des  Klägers,  so 
werden  die  Zeugen  vernommen.  Früher  zwang  man  den 
Zeugen ,  bevor  er  vernommen  wurde ,  eine  Fetischmedizin  zu 
essen  bzw.  zu  trinken,  um  ihn  zur  Aussage  der  Wahrheit  zu 
veranlassen.  Sagte  er  die  Unwahrheit,  so  strafte  ihn  der 
Fetisch;  diese  Sitte  ist  jetzt  bereits  außer  Uebung.  Jetzt 
erhält  aber  der  Zeuge,  der  die  Wahrheit  gesagt  hat,  50  Pfennig 
bis  1  Mark  als  Zeugengebühr,  hat  er  gelogen,  so  muß  er  dem 
Kläger  das  Einklagsgeld  von  6  Mark  erstatten.  Sind  keine 
Zeugen  vorhanden,  so  läßt  der  Häuptling  durch  einen  kundigen 
Mann  das  Aka  mit  der  Nadel  in  der  Weise ,  wie  es  bereits 
die  Leute  aus  Akpafu  angegeben  haben,  anwenden.  Der  des 
Lügens  Verdächtige  wird  auch  veranlaßt,  den  Namen  des 
Fetisch  Bediaku  zu  nennen,  sagt  er  trotzdem  die  Unwahrheit, 
so    würde    er    sterben;    hat   er   aber  die  Wahrheit  gesagt,   so 
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treten  Folgen  der  Anrufung  des  Bediaku  nicht  ein.  Die 
Fetischpriester  führen  eine  Erkrankung  desjenigen ,  der  den 
Bediaku  in  der  Verhandlung  angerufen  hat,  in  der  Regel  auf 
einen  Mißbrauch  des  Namens  zurück.  Der  Erkrankte  muß 
alsdann  ein  Schaf  an  den  Fetisch  zahlen,  und  der  Fetisch- 
priester wäscht  ihn  dafür  mit  einer  besonderen  Fetischmedizin, 
Diese  gewinnt  der  Priester,  indem  er  Blätter  der  Pflanze 
Aflatoga  in  Wasser  legt,  etwas  hiervon  zweimal  in  den  Mund 
nimmt  und  wieder  in  das  übrige  Wasser  speit.  Durch  diese 
Waschung  wird  der  Betreffende  wieder  gesund.  Ein  Zeugnis- 
verweigerungsrecht ist  nicht  anerkannt.  Auch  Kinder  oder 
sonstige  Angehörige  müssen ,  wenn  sie  in  den  Verdacht  des 
Lügens  gekommen  sind ,  sich  dem  Aka  unterziehen.  Sind 
sämtliche  Personen  vernommen ,  so  geht  der  Sprecher  mit 
einer  Anzahl  der  Aeltesten  etwas  abseits  von  der  Versammlung, 
so  daß  sie  nicht  mehr  gehört  werden  können.  Dort  besprechen 
sie  sich  untereinander,  bis  sie  eine  Einigung  erzielt  haben, 
und  kehren  hierauf  zur  Versammlung  zurück,  wo  der  Sprecher 
die  Entscheidung  verkündet.  Der  Häuptling  bleibt  während 
dieser  Besprechung  in  der  Versammlung.  Mit  den  Aeltesten 
gehen  immer  je  ein  Verwandter  der  beiden  Parteien  und 
nehmen  an  der  Beratung  teil.  Sind  später  die  Parteien  mit 
dem  Urteil  nicht  einverstanden,  so  pflegt  der  Verwandte,  der 
an  der  Beratung  teilgenommen  hatte,  ihm  die  Gründe  für  die 
Entscheidung  im  einzelnen  auseinanderzusetzen ;  meistenteils 
beruhigt  sich  dann  die  Partei  bei  dem  Spruch.  Sie  hat  aber 
das  Recht,  sich  auch  an  den  Oberhäuptling  in  Tumeda 
(Tumara)  zu  wenden,  das  geschieht  aber  sehr  selten.  Weigert 
sich  später  der  Beklagte ,  die  ihm  auferlegte  Summe  zu  be- 
zahlen, so  muß  der  Häuptling,  der  den  ersten  Spruch  fällte, 
ihn  bei  dem  Oberhäuptling  verklagen.  Wird  er  auch  dort 
wieder  verurteilt  und  bezahlt  er  auch  dann  nicht,  so  ruft  der 
Oberhäuptling  die  Hilfe  des  Bezirksamts  an.  Wenn  der 
Schuldner  selbst  nicht  über  genügende  Mittel  zur  Deckung 
der  Schuld    verfügt,    so  müssen  der  Vater,    an  zweiter  Stelle 
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die  Brüder  des  Vaters,  und  erst  wenn  diese  auch  nicht  ge- 
nügend Vermögen  besitzen,  die  Brüder  der  Mutter  für  ihn 
eintreten.  Besitzt  der  Schuldner  Wertsachen,  aber  keine  Bar- 
mittel, so  ist  er  verpflichtet,  selbst  diese  Gegenstände  zu  ver- 
kaufen und  aus  dem  Erlös  den  Schuldbetrag  zu  begleichen. 
Weigert  er  sich  dessen ,  so  ruft  der  Häuptling  seine  Ver- 
wandten zusammen  und  gibt  ihnen  auf,  die  dem  Schuldner 
gehörigen  Gegenstände  zu  veräußern.  Früher  wurde  der 
Schuldner  eventuell  selbst  verkauft,  jetzt  kann  er  aber  nur 
noch  entweder  seine  Kinder,  oder  sich  selbst  verpfänden,  um 
dafür  Geld  zu  leihen.  Die  Verpfändeten  sind  verpflichtet,  für 
den  Geldgeber  zu  arbeiten.  Ist  das  verpfändete  Kind  ein 
Mädchen,  so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  es  als  Frau  zu  sich 
zu  nehmen,  es  sei  denn,  daß  der  Vater  bei  der  Verpfändung 
darauf  hinweist,  daß  es  bereits  einem  anderen  Mann  ver- 
sprochen ist.  Gebiert  die  dem  Gläubiger  verpfändete  und  von 
ihm  zur  Frau  genommene  Person  ein  Kind,  so  behält  er  das 
Kind  als  sein  eigenes,  kann  aber  nur  noch  die  Hälfte  der 
Schuldsumme  zurückverlangen.  Sind  mehrere  Gläubiger  vor- 
handen, so  müssen  sie  nacheinander  in  verschiedenen  Prozessen 
klagen.  Der  Schuldner  muß  dann  aus  der  Summe,  die  er 
durch  seine  Verpfändung  oder  die  Verpfändung  eines  seiner 
Kinder  erhalten  hat,  die  sämtlichen  Gläubiger  gleichmäßig 
befriedigen. 

Hatte  jemand  früher  einen  anderen  mit  dem  Messer  ver- 
letzt, so  ließ  der  Häuptling  den  Verwundeten  von  dem  Medizin- 
mann heilen.  Der  Täter  mußte  die  Heilungskosten  tragen 
und  außerdem  ein  Schaf  und  einen  großen  Topf  Palmwein  an 
den  Häuptling  zahlen.  Der  Palmwein  wurde  gemeinsam  ge- 
trunken, eine  weitere  Bestrafung  trat  nicht  ein.  Hat  heute 
jemand  gestohlen  und  kann  die  Sache  dem  Eigentümer  zurück- 
gegeben werden,  so  wird  er  nicht  weiter  bestraft,  er  wird  nur, 
nachdem  die  Rückgabe  des  gestohlenen  Gutes  erfolgt  ist, 
öflPentlich  von  Weibern  und  Kindern  beschrien  „Uhuhu''.  Ist 
die  Rückgabe  unmöglich,    so  ist  der  Dieb  zum  Schadenersatz 
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des  Wertes  verpflichtet.  Wer  früher  aber  wiederholt  stahl, 
wurde  in  die  Sklaverei  verkauft.  Hatte  früher  jemand  einen 
anderen  getötet,  so  riefen  dessen  Angehörige  viel  Volk  zu- 
sammen, um  an  dem  Mörder  Vergeltung  zu  üben.  Er  wurde 
gefangen  und  gezwungen,  selbst  einen  Strick  an  einem  Baum 
zu  befestigen  und  sich  eigenhändig  daran  aufzuhängen.  Ein 
Recht,  etwa  andere  Mitglieder  der  Familie  des  Mörders  zu 
töten,  bestand  dagegen  nicht.  Daß  der  Mörder  sich  geweigert 
hätte,  sich  selbst  aufzuhängen,  ist  niemals  vorgekommen. 
Auch  Selbstmord  kommt  zuweilen  vor.  Die  Lebensmüden 
erhängen  oder  erschießen  sich,  wenn  ein  anderer  sie  beschimpft 
hat,  oder  wenn  sie  fortgesetzt  an  einer  Krankheit  leiden  und 
heftige  Schmerzen  haben.  Es  ist  nicht  üblich,  daß  sich  jemand 
selbst  tötet,  um  einen  anderen  ins  Unglück  zu  bringen  oder 
zu  ärgern.  Wird  er  an  der  Ausführung  des  Selbstmordes 
verhindert,  bevor  der  Tod  eingetreten  ist,  so  hat  er  zur  Strafe 
für  den  Versuch  12  Mark  und  ein  Schaf  an  den  Häuptling 
zu  zahlen. 

Wer  die  Frau  eines  anderen  gebraucht,  hat  an  den  Ehe- 
mann eine  Buße  von  4,50  Mark  zu  zahlen.  Eine  weitere 
Bestrafung  tritt  nicht  ein.  Wer  mit  Gewalt  ein  Mädchen  oder 
eine  Frau  zur  Gestattung  des  Geschlechtsverkehrs  veranlaßt, 
hat  50  Mark  bzw.  12  Mark  Strafe  zu  zahlen,  je  nachdem  der 
Vorfall  sich  im  Busch  oder  im  Hause  abspielte.  Die  höhere 
Strafe  trifft  den,  der  die  Notzucht  im  Busjch  ausführte,  deshalb, 
weil  die  Frauen  im  Busch  mehr  Angst  haben.  Sie  glauben, 
der  Mann  werde  sie  töten,  wenn  sie  ihm  nicht  willfährig  sind. 
Raub  wird  ebensowenig  wie  Diebstahl  geahndet,  auch  hier 
besteht  nur  die  Verpflichtung  zur  Rückgabe  oder  zum  Wert- 
ersatz. Beide  Verbrechen  sollen  aber  nur  sehr  selten  vor- 
kommen. Wer  einen  anderen  beschimpft,  ohne  durch  Rausch 
oder  Alkoholgenuß  dazu  veranlaßt  zu  sein,  wird  vom  Häuptling 
verurteilt,  4,50  Mark  an  den  Häuptling  und  zwei  Flaschen 
Gin  an  den  Beleidigten  zu  zahlen ;  war  er  dagegen  betrunken, 
so  weist  ihn  der  Häuptling  nur  zurecht. 
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Als  Strafe  war  früher,  abgesehen  von  der  geschilderten 
Nötigung  zum  Selbstmord  durch  Erhängen  im  Falle  des  Mordes^ 
nur  die  Vermögensstrafe,  die  in  der  Lieferung  von  Palmwein 
oder  Kauris  bestand,  in  Uebung.  Wer  einen  anderen  fahr- 
lässig auf  der  Jagd  getötet  hatte ,  wurde  auch  nur  mit  einer 
Vermögensstrafe  belegt,  er  hatte  G  Mark,  ein  Schaf,  ein  Kopf- 
kissen und  eine  Matte  zu  liefern.  Für  den  Sklaven,  der  ein 
Verbrechen  begangen  hatte,  haftete  der  Herr.  Trat  Vieh  in 
die  Farm  eines  anderen  über,  so  war  deren  Eigentümer  nicht 
berechtigt,  es  zu  töten,  es  war  seine  Sache,  den  Zaun  besser 
herzustellen,  um  das  Uebertreten  der  Tiere  zu  verhindern:  er 
hatte  nur  den  Eigentümer  des  Viehes  von  dem  Vorfall  in 
Kenntnis  zu  setzen. 

Die  Familie  beruht  auf  dem  Grundsatz  der  Vielweiberei. 
Als  Höchstzahl  der  Frauen  werden  vier  angegeben ,  viele 
Männer  haben  auch  nur  eine  Frau.  Der  Ehemann  ist  be- 
rechtigt, die  Frau  fortzujagen,  wenn  sie  sich  mit  anderen 
Männern  einläßt,  oder  wenn  sie  fortgesetzt  stiehlt.  Knaben 
und  Mädchen  werden  nicht  beschnitten.  Besondere  Alters- 
stufen gibt  es  nicht.  Die  Mädchen  werden  verlobt,  wenn  sie 
4 — 6  Jahre  alt  sind.  Der  Vater  des  zukünftigen  Mannes 
vereinbart  das  Nötige  mit  dem  Vater  des  Mädchens.  Geht 
dieser  auf  den  Vorschlag  ein,  so  hat  der  Vater  des  nun- 
mehrigen Bräutigaius  dem  Mädchen  ein  kleines  Schamtuch, 
eine  Matte,  und  an  die  Eltern  zwei  Töpfe  Palrawein  zu  geben. 
Bis  das  Mädchen  erwachsen  ist,  schenkt  jetzt  sein  zukünftiger 
Mann  oder  dessen  Vater  ihm  alljährlich  von  den  Erträgen  der 
Farm  einen  bestimmten  Betrag,  hauptsächlich  Jams  oder 
Kassada.  Ist  das  Mädchen  erwachsen ,  so  hat  der  Bräutigam 
noch  12 — 20  Mark  in  bar  an  den  Vater  des  Mädchens  zu 
zahlen.  Einen  Tag  bevor  die  Hochzeit  stattfinden  soll,  schickt 
der  Bräutigam  einen  jungen  Mann  zu  dem  Mädchen  und  läßt 
ihm  ansagen,  daß  er  es  am  nächsten  oder  übernächsten  Tage 
heiraten  möchte.  An  dem  Hochzeitstage  schickt  er  dann 
wieder   jemand    zu    dem  Mädchen    und    läßt  es  zu  sich  rufen. 
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Hat  er  dann  die  Nacht  bei  ihm  geschlafen,  so  bereitet  der 
nunmehrige  Ehemann  am  nächsten  Tage  Essen  und  Getränke, 
die  Verwandten  kommen  zusammen  und  verzehren  gemeinsam 
die  Speisen.  Die  junge  Frau  erhält  vielleicht  einige  Tücher 
iils  Geschenk;  irgendwelche  sonstigen  Festlichkeiten  finden 
nicht  statt.  Beim  Tode  des  Mannes  schwankt  die  Trauerzeit 
für  die  Frau,  je  nach  ihrem  Alter,  zwischen  sechs  Monaten 
und  einem  Jahr.  Je  jünger  die  Frau,  um  so  kürzer  die  Trauer- 
zeit. „Die  jungen  Frauen  wollen  möglichst  bald  wieder  bei 
einem  Manne  schlafen  können."  Im  übrigen  gleicht  das  Ver- 
wandtschaftsrecht dem  für  die  Evheleute  angegebenen.  Die 
Toten  werden  im  Hause  begraben,  nur  wer  an  einer  bösen 
Krankheit  gestorben  ist,  wird  im  Busch  beerdigt.  Totenfeste 
^finden  wie  bei  den  Evhe  statt.  Allgemein  galt  wenigstens 
früher  der  Glaube,  daß  ein  anderer  an  dem  Tode  der  be- 
treffenden Person  schuld  ist.  Früher  wurde  dann  zur  Ermitt- 
lung dieser  „Hexe"  die  Bahrprobe  angewendet.  Wen  die 
Leiche  für  den  Schuldigen  bezeichnete,  der  wurde  getötet. 
War  jemand  schwer  krank,  so  pflegte  er  häufig  selbst  den- 
jenigen zu  nennen,  von  dem  er  glaubte,  daß  er  ihn  verhext 
hätte.  Die  Verwandten  des  Kranken  forderten  diesen  nun- 
mehr auf,  den  Erkrankten  wieder  gesund  zu  macheu.  Gelang 
ihm  das,  so  wurde  er  nur  mit  12  Mark  bestraft,  andernfalls 
traf  ihn  die  Strafe  der  überführten  Hexe.  Angeblich  soll  es, 
seitdem  die  Weißen  ins  Land  gekommen  sind ,  nicht  mehr 
vorgekommen  sein ,  daß  jemand  überhaupt  verhext  wurde. 
Diese  Aeußerung  erscheint  aber  nur  als  eine  Entschuldigung 
für  die  früheren  Angaben  über  Bahrprobe  und  Verhexen. 

Im  Falle  des  Todes  erhält  der  Aelteste  der  Familie  die 
ganzen  Sachen.  Zu  ihm  gehen  auch  die  Kinder.  Er  nimmt 
sich  aus  der  Zahl  der  Frauen  eine  für  sich,  die  übrigen  werden 
unter  die  Verwandten  verteilt.  Die  Söhne  erhalten  nicht  die 
Frauen  des  Vaters.  Die  Kinder  haben  kein  Erbrecht,  nur 
pflegt  der  Familienälteste  ihnen  einige  Sachen  zu  schenken. 
Stirbt  eine  Frau,  so  erhalten  ihre  Schwestern  die  ihr  persönlich 
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gehörigen  Gegenstände,  der  Mann  erbt  nicht  von  der  Frau^ 
ebenso  die  Frau  nicht  vom  Manne.  Hatte  die  gestorbene  Frau 
keine  Schwestern,  so  erhalten  die  Frauen  aus  der  Verwandt- 
schaft ihre  Sachen.  Will  nach  dem  Tode  des  Ehemannes  die 
Frau  nicht  bei  den  Verwandten  ihres  verstorbenen  Mannes 
bleiben,  so  hat  sie  das  Recht,  zu  anderen  Männern  zu  gehen, 
nur  sind  diese  dann  zur  Rückzahlung  des  seinerzeit  für  die 
Frau  gezahlten  Hochzeitsgeldes  verpflichtet.  Ebenso  wie  der 
Aelteste  der  Familie  den  ganzen  Nachlaß  erhält,  ist  er  auch 
verpflichtet,  etwaige  Schulden  des  Verstorbenen  zu  bezahlen. 
Letztwillige  Verfügungen  gibt  es  nicht. 

Das  Farmland  gehört  den  einzelnen  Familien.  In  dem 
Kunjagebirge  gibt  es  noch  weite  Landflächen,  von  denen  die 
Kunjaleute  sagen,  es  gehöre  ihrem  Häuptling,  es  kann  aber 
jeder  dort  Farm  anlegen ,  ohne  daß  er  eine  Abgabe  an  den 
Häuptling  dafür  zu  leisten  hätte.  Sogar  Fremde  sind  auch 
hierzu  berechtigt,  nur  müssen  sie  allerdings  zunächst  den 
Häuptling  um  Erlaubnis  fragen.  Ob  es  sich  tatsächlich  nicht 
um  herrenloses  Land  handelt,  wird  sich  nur  an  Ort  und 
Stelle  feststellen  lassen.  Ein  Verkauf  oder  eine  Verpachtung,, 
oder  eine  üeberlassung  von  Land  zur  Nutzung  kommt  noch 
nirgends  vor.  Es  ist  noch  im  Ueberfluß  unbebautes  Land 
vorhanden.  Die  im  Eigentum  der  einzelnen  Familien  befind- 
lichen Grundstücke  sind  durch  Steine  oder  Palmen  abgegrenzt, 
auch  andere  große  Bäume  gelten  als  Grenzzeichen.  Der  Farm- 
bau ist  primitiv.  Düngung  ist  unbekannt.  In  der  Regel  wird 
das  Farmland  jedes  Jahr  gewechselt.  Die  Söhne  erhalten  von 
der  Familie  ein  Stück  Land  zugewiesen;  ist  ihnen  das  nicht 
genug,  so  können  sie  auch  für  sich  selbst  Buschland  in  Besitz 
nehmen  und  roden.  Die  Jagd  und  Fischerei  sind  überall  frei^ 
Abo^aben  werden  dafür  nicht  o^eleistet.  Auch  in  den  Dörfern 
gibt  es  noch  keine  Verkäufe  von  Grundstücken.  Man  sagt 
auch  dort  allerdings,  das  Land  gehöre  dem  Häuptling,  es^ 
werden  aber  auch  hier  keine  Abgaben  an  ihn  entrichtet. 
Ebensowenig  hat  der  Häuptling  das  Recht,  einen  Besitzer  des- 
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Grundstücks  zu  verweisen.  Angeblich  haben  sich  aber  die 
Aeltesten  schon  dahin  besprochen ,  daß  sie ,  wenn  in  neuerer 
Zeit  ein  Verkauf  von  Land  innerhalb  der  Stadt  vorkommen 
würde,  die  Regel  aufstellen  wollten,  ein  Drittel  des  Erlöses 
müsse  an  den  Häuptling  gegeben  werden,  „weil  er  die  Stadt 
gegründet  habe". 

Der  Finder  ist  berechtigt,  die  gefundene  Sache  für  sich 
zu  behalten,  er  kann  nicht  zur  Rückgabe  gezwungen  werden. 
Sieht  jedoch  der  Eigentümer  bei  ihm  den  verlorenen  Gegen- 
stand und  verspricht  er  ihm  einen  Finderlohn,  so  pflegt" der 
Finder  meist  die  gefundene  Sache  zurückzugeben.  Er  gilt 
aber  nicht  als  Dieb ,  wenn  er  sie  für  sich  behält.  Alle  Ver- 
träge sind  formlos,  nur  bei  Menschenkauf  bestand  früher  eine 
bestimmte  Form.  Es  wurden  Zeugen  hinzugezogen,  der  Käufer 
mußte  1000  Kauris  zahlen,  die  an  die  Zeugen  verteilt  wurden. 
Von  diesen  Kauris  nahmen  auch  der  Käufer  und  der  Ver- 
käufer je  42  Kauris  in  die  Hand  und  gaben  sie  sich  gegen- 
seitig zum  Zeichen  des  Abschlusses  des  Vertrages.  Diese 
42  Kauris  wurden  dann  auf  einem  Faden  aufgereiht  und  an 
den  Stühlen  der  beiden  Parteien  befestigt.  „Dann  konnte 
jeder  sehen,  daß  man  schon  Sklaven  gehandelt  hatte." 

Stellte  sich  bei  Schafen  und  Ziegen  nach  Abschluß  des 
Vertrages  ein  Mangel  heraus,  so  war  eine  Rückgabe  nur  noch 
an  demselben  Tage  zulässig.  Arbeitsverträge  kommen  noch 
nicht  vor.  Alle  Leistungen  für  andere  beruhen  noch  auf  Ge- 
fälligkeit und  werden  nur  mit  Lieferung  von  Speise  und  Trank 
belohnt.  Nur  Trägerverträge  sind  hier  auch  schon  üblich. 
Es  werden  für  bestimmte  Strecken  bestimmte  Sätze  gezahlt. 
Darlehensverträge  sind  bekannt.  Wer  sich  z.  B.  20  Mark 
borgt,  muß  nach  zwei  Monaten  25  Mark  zurückzahlen,  wer 
sich  100  Mark  auf  ein  Jahr  leiht,  muß  40  Mark  an  Zinsen 
zahlen.  Es  werden  auch  Ringe,  oder  Tücher,  oder  andere 
Wertsachen  als  Pfand  gegeben  und  zwar  meist  so,  daß  der 
Wert  der  verpfändeten  Sache  die  erbetene  Summe  weit  über- 
steigt; dann  brauchen  auch  keine  Zinsen  gegeben  zu  werden. 
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Nur  auf  Antrag  des  Schuldners  ist  der  Geldgeber  berechtigt, 
die  verpfändete  Sache  zu  verkaufen.  Bezahlt  der  Schuldner 
überhaupt  nicht,  so  gehen  sie  in  das  Eigentum  des  Gläubigers 
über;  vorher  darf  jedoch  der  Gläubiger  die  Sachen  nicht  für 
sich  selbst  verwenden.  Eine  Verpfändung  von  Land  ist  un- 
bekannt. Die  Verpfändung  der  eigenen  Person  ist  bereits 
oben  erwähnt.  Bei  Schenkung  ist  der  Eigentumsübergang 
definitiv,  eine  Rückforderung  ist  ausgeschlossen. 

B.  Der  Bezirk  Aneeho. 

Auskunft  erteilten: 

1.  Häuptling  Late  Lawson  von  Aneeho, 

2.  Juan  d'Almeida  von  Aneeho, 

3.  Häuptling  Amenjara  aus  Amenjarakovhe, 

4.  Sprecher  Dossu  aus  Amenjarakovhe, 

5.  Sprecher  Messa  von  Woga, 

6.  Häuptling  Messa  von  Togo, 

7.  Sprecher  Tetekpeda  von  Sola, 

8.  Häuptling  Missim  von  Afanja, 

9.  Sprecher  Quadjo  von  Afanja, 

10.  Häuptling  Tosu  von  Aheppe  und  sein  Sprecher  Djo- 
buku,  außerdem  noch  etwa  20  Aelteste  aus  den  genannten 
Orten. 

Der  Bezirk  Aneeho  bildet  im  wesentlichen  ein  einheit- 
liches Rechtsgebiet.  Die  Bewohner  des  Landbezirkes  sind 
Evheneger,  die  Stadt  Aneeho  selbst  dagegen  hat  drei  ver- 
schiedene Bevölkerungsteile.  Den  ältesten  bilden  die  seiner- 
zeit bei  der  großen  Völkerwanderung  von  Nuatjä  nach  Aneeho 
gewanderten  Evhe.  Einen  zweiten  Teil  bilden  die  von  Accra 
gekommenen  Fanti  unter  ihrem  Häuptling  Lawson  in  dem 
Stadtteil  Fantekome  ^) ,  den  dritten  Teil  die  aus  Elmina  zu- 
gezogene Bevölkerung  (Ana)    in    dem  Stadtteil  Flamani  unter 
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ihrem  Häuptling  Quadjovi.  Die  Stadtteile  sind  heute  allerdings 
nicht  mehr  nach  Stämmen  getrennt.  Die  Leute  wohnen  jetzt 
durcheinander.  Ich  vermochte  nicht  genauere  Angaben  darüber 
zu  erhalten ,  wann  diese  Wanderungen  stattgefunden  haben. 
Ueber  die  Flucht  aus  Nuatjä  erzählten  die  Leute  folgendes ^^): 

„Nuatjä  war  eine  sehr  große  Stadt,  der  Häuptling  war 
ein  sehr  böser  Mann.  Er  verlangte  von  seinen  Leuten,  daß 
sie  Lehm  stampfen  sollten,  um  für  ihn  ein  Haus  zu  bauen. 
Er  hatte  aber  vorher  heimlich  Lanzen-  und  MesserBpitzen  und 
Kaktusdornen  in  den  Lehm  gemischt,  damit  sich  die  Leute 
beim  Stampfen  die  Füße  zerstechen  sollten.  Dies  verriet  eine 
alte  Frau.  Infolgedessen  wanderte  in  der  Nacht  ein  großer 
Teil  der  Einwohner  Nuatjäs  aus  und  zerstreute  sich  nach  allen 
Richtungen." 

Wer  von  den  Häuptlingsfamilien  in  Anecho  die  ange- 
sehendste  ist  und  wer  von  den  Häuptlingen  als  Oberhäuptling 
zu  gelten  hat,  ist  unter  ihnen  bestritten  und  läßt  sich  auch 
nicht  mehr  feststellen.  Dies  ist  für  die  Beteiligten  namentlich 
deshalb  von  Wichtigkeit,  weil  seinerzeit  bei  der  Besitzergreifung 
den  Häuptlingen  von  Anecho  bestimmte  Renten  zugesichert 
worden  sind  gegen  die  Verpflichtung,  die  Palaver  der  unter 
ihrem  Einfluß  stehenden  Eingeborenen  zu  schlichten.  In  den 
Akten  des  Bezirksamtes  Sehe  befinden  sich  Stammbäume  und 
Familiengeschichten  der  verschiedenen  Familien  zum  Nach- 
weise eines  besonderen  Vorrechtes.  Es  ist  mir  jedoch  nicht 
bekannt,  daß  die  Regierung  einem  der  drei  Prätendenten  eine 
solche  Vorzugsstellung  eingeräumt  hätte.  Der  Streit  ist  in 
letzter  Zeit  auch  deshalb  weniger  bedeutungsvoll  geworden, 
weil  die  Landschaften,  die  früher  zur  Stadt  Anecho  gehörten, 
jetzt  alle  ihre  selbständigen  Häuptlinge  haben,  unter  denen 
zum  Teil  auch  wieder  eine  Anzahl  von  Unterhäuptlingen  steht. 
Nach  Angabe  des  Häuptlings  Lawson  haben  früher  folgende 
Landschaften  seinem  Vorfahren,  dem  angeblichen  Oberhäupt- 


^®)  Vgl.  Angaben  der  Evhe  von  Misahöhe,  oben  S.  4. 
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linge  von  dem  damaligen  Little-Popo,  unterstanden:  Afanja» 
Agome-Sewa,  Awewe,  Aklaku,  Atitogo,  Woga,  Ague,  Tokpli, 
Agome-Glossu,  Togo,  Sewaga,  Hahotoe,  Ekpui,  Agokpame, 
Badugbe,  Jankasse,  Akoda,  Kuenu,  Saliwe,  Sohola,  Hulukue, 
Afideyigba,  Oba,  Anyorokovhe,  Anfeu ,  Tschekpo,  Kpome, 
Game,  Adangbe,  Gavhe,  Dalave,  Davie,  Bolu,  Porto  Seguro, 
Grepo,  Segbe,  Jeta,  Seko,  Agbetiko,  Batonu,  Wokutirae, 
Pedakodji,  Mome,  Ese-Godje,  Ese-Ana.  Nach  Bezirksamtmann 
Mezger  ist  diese  Angabe  unwahr.  Nach  seiner  Ansicht  haben 
die  Anecholeute  wegen  ihrer  Intelligenz  einen  gewissen  Einfluß, 
aber  niemals  Herrscherrechte  gehabt.  Dazu  habe  ihnen  die 
nötige  Kriegsmacht  gefehlt. 

Der  Bezirk  Anecho  ist  derjenige,  der  am  längsten  dem 
europäischen  Einfluß  zugänglich  ist.  Speziell  die  Hauptstadt 
war  schon  vor  langen  Jahren  ein  Handelsplatz  der  Portugiesen. 
Die  Namen  ihrer  bedeutendsten  farbigen  Familien :  d'Almeida, 
da  Silveira,  de  Souza  und  ähnliche,  der  Umstand,  daß  in  diesen 
Familien  noch  vielfach  Portugiesisch  gesprochen  wird,  die 
portugiesische  Bauart  der  Häuser  legen  Zeugnis  davon  ab, 
wie  stark  dieser  Einfluß  gewesen  ist  und  noch  ist.  Dank 
dieser  Beziehung  der  Stadt  Anecho  zu  Europa  und  dank  der 
günstigen  Verbindung  Anechos  mit  dem  Hinterland  auf  der 
Lagune  hat  sich  bereits  ein  äußerst  reger  Handelsverkehr 
nach  Anecho  hin  entwickelt.  Die  Eingeborenen  sind  in  dem 
größten  Teil  des  Bezirks  schon  vollkommen  gewöhnt,  Rohstoff'e 
für  den  europäischen  Markt  bzw.  für  die  Handelshäuser  ihrer 
Zentrale  Anecho  zu  produzieren  und  europäische  Ware  dafür 
einzutauschen.  Sie  sind  deshalb,  abgesehen  von  den  weiter 
entfernt  liegenden  nördlichen  Teilen,  kulturell  weit  vor- 
geschritten und  haben  auch  schon  eine  Aenderung  ihrer  recht- 
lichen Auffassung  vorgenommen.  In  Anecho  gibt  es  bereits 
sämtliche  Handwerke  in  ähnlicher  Weise  wie  in  Lome  aus- 
gebildet. Von  besonderer  Bedeutung  ist  unter  ihnen  die 
Tischlerei.  In  den  Landbezirken  gibt  es  Stuhlschnitzer,  Weber 
und  Schmiede.     Maurer  dagegen  gibt  es  dort  noch  nicht,    im 
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Gegensatz  zu  Anecho.  Jeder  versteht  noch  selbst  das  Haus 
zu  bauen.  In  Anecho  selbst  ist  wohl  der  Handwerkerstand, 
auf  dem  Lande  der  Stand  des  Farmers  der  angesehenste. 

Trotzdem  ist  die  Erinnerung  an  die  früheren  Zustände 
und  Sitten  noch  frisch  und  auf  den  harmloseren  Gebieten  des 
Rechts  haben  sich  noch  die  alten  Bräuche  erhalten. 

Zurzeit  gelten  die  sämtlichen  Landschaftshäuptlinge  als 
gleichberechtigt. 

Jeder  Häuptling  hat  zu  seiner  Unterstützung  einen  Sprecher 
neben  sich,  außerdem  einige  Assafo  (etwa  gleich  Schöffen,  vgl. 
oben  S.  6,  11,  54),  d.h.  Leute,  die  verpflichtet  sind,  stets  an  den 
Palavern  teilzunehmen.  Ihre  Zahl  schwankt;  in  Anecho  sind 
es  sieben,  in  den  übrigen  Landschaften  aus  jedem  Stadtteil 
einer.  Bestimmte  Aufgaben  haben  ferner  die  Atikploto,  die 
Stockträger  des  Häuptlings,  meist  vier  an  der  Zahl.  Sie 
werden  als  Häuptlingsboten  verwandt  und  entsprechen  den 
„Blabu"  im  Misahöhebezirk  (vgl.  oben  S.  6  u.  36).  Bei  ihren 
Botengängen  nehmen  sie  als  Ausweis  ihres  amtlichen  Auftrages 
den  Häuptlingsstock  mit.  Die  Häuptlingsstäbe  können,  wenn 
einer  etwa  zerbricht,  wieder  neu  angefertigt  werden.  Der 
Häuptling  muß  jedoch  den  neuen  Stock  dem  Volke  erst  in 
einer  Versammlung  zeigen ,  damit  er  später  auch  als  Häupt- 
lingszeichen anerkannt  wird.  Feste  Grundsätze  über  die  Häupt- 
lingswahl finden  sich  nur  in  Anecho.  In  den  Farmdörfern 
hatten  früher  nur  die  Familienältesten  gewisse  Vorzugsrechte. 
Nach  dem  Tode  eines  Häuptlings  wird  der  Nachfolger  aus 
dem  Familienverbande  der  Häuptlingsfamilie  von  ihren  Mit- 
gliedern gewählt.  Eine  Erbfolge  besteht  nicht.  Nach  vor- 
genommener Wahl  schlägt  die  Familie  den  Aeltesten  den 
Kandidaten  vor.  Geben  diese  ihre  Zustimmung  nicht,  so  muß 
ein  anderer  aus  der  Häuptlingsfamilie  ausgesucht  werden. 
Erfolgt  die  Einwilligung,  so  finden  große  Feierlichkeiten  statt. 
Im  wesentlichen  haben  die  Landbezirke  diesen  Wahlmodus 
übernommen.  In  Anecho  schickt  alsbald  der  Neugewählte 
Nachricht  an  alle  Städte  und  Dörfer,  bis  nach  Grandpopo  hin. 
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Alle  Ortschaften  lassen  darauf  durch  besondere  Gesandtschaften 
Geschenke  hinbringen.  Als  Häuptlingszeichen  gelten  in  Anecho: 
die  Häuptlingssandalen,  das  weiße  Kopftuch  und  die  weiße 
Mütze,  ein  großer  Schirm,  ein  Tragkorb  und  ein  altes  Häupt- 
lingsschwert, ein  alter  Häuptlingsstuhl,  eine  Elfenbeinflöte  und 
eiserne  Glocken.  Der  Pferdeschwanz  ist  nicht  besonderes 
Häuptlingszeichen ,  nur  die  Tänzer  des  Häuptlings  halten 
Pferdeschwänze  in  den  Händen,  wenn  sie  ihre  Tänze  auf- 
führen. Die  Feierlichkeiten  anläßlich  der  Wahl  finden  auf 
einem  besonderen  Platze  im  Busch  statt.  Hier  steckt  dem 
neuen  Häuptling  eine  Verwandte  des  Verstorbenen  die  Königs- 
sandalen an  und  setzt  ihm  die  weiße  Häuptlingsmütze  auf. 
Alsdann  wird  der  Häuptling  in  der  bereits  für  den  Misahöhe- 
bezirk  geschilderten  Form  auf  den  Häuptlingsstuhl  gesetzt. 
Vielfach  werden  Gewehre  abgeschossen,  bis  zum  Abend  des 
Tages  wird  getanzt,  gegessen  und  getrunken.  Die  Festlich- 
keiten sind  jedoch  am  gleichen  Tage  schon  zu  Ende.  Nach 
etwa  2 — 4  Wochen  macht  der  Häuptling  sämtlichen  Aeltesten 
und  allen  Fetischhöfen  seinen  Besuch ;  im  Anschluß  hieran 
findet  wieder  ein  großes  Fest  statt. 

Eine  Absetzung  des  Häuptlings  ist  früher  in  Anecho  nicht 
vorgekommen.  „Erregte  er  die  Unzufriedenheit  und  das  Miß- 
fallen seiner  Untergebenen,  so  würden  sie  nicht  mehr  zum 
Palaver  kommen  und  auch  sonst  durch  ihr  Verhalten  ihrer 
Verstimmung  Ausdruck  geben.  Dann  würde  der  Häuptling 
die  Aeltesten  zusammenrufen  und  mit  ihnen  die  Lage  be- 
sprechen. Hätte  dies  eine  Besserung  nicht  zur  Folge,  so 
könnte  er  trotzdem  nicht  abgesetzt  werden,  er  bliebe  Häuptling 
bis  an  seines  Lebens  Ende."  In  den  Landbezirken  fanden  die 
Wahlen  des  leitenden  Aeltesten  in  der  Weise  statt,  daß  die 
Aeltesten  zusammenkamen,  gemeinsam  Maisbier  tranken  und 
dabei  sich  über  den  neuen  Dorfältesten  einigten.  Ernennung 
und  Absetzung  des  Häuptlings  liegt  jetzt  in  Händen  des  Be- 
zirksamtes, dem  der  Tod  des  alten  Häuptlings  zu  melden  und 
alsbald    ein    Wunsch   hinsichtlich    des  Nachfolgers   mitzuteilen 
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ist.  Das  Institut  der  Frauenköniginnen  gibt  es  im  Bezirk 
nicht.  Nur  die  Familien  haben  in  ihren  Kreisen  eine  Frau, 
meist  die  Aelteste  der  Verwandtschaft,  die  regelmäßig  um 
ihren  Rat  angegangen  wird,  wenn  die  Mädchen  heiraten  wollen. 

Sklaven  gibt  es  nur  noch  sehr  wenig  von  früher  her. 
Irgend  ein  Verkauf  findet  nicht  statt;  auch  die  wenigen,  die 
noch  vorhanden  sind,  werden  ebenso  gehalten  wie  die  Freien;  sie 
haben  daher  gar  keine  Neigung  ihre  Herren  zu  verlassen.  Ihre 
Stellung  ist  im  wesentlichen  die  gleiche,  wie  sie  für  den  Misa- 
höhebezirk  angegeben  ist.  —  Wenn  jemand  Schulden  bezahlen 
sollte,  und  noch  Sklaven  sein  eigen  nannte,  so  mußte  er  erst 
diese  verkaufen,  um  damit  die  Schulden  zu  bezahlen,  und  erst, 
wenn  dieser  Erlös  dazu  nicht  ausreichte,  konnte  er  die  Kinder 
seiner  Schwester  verpfänden  und  sich  dafür  Geld  borgen.  Die 
Sklaven  wurden  früher  meist  von  Atakpameleuten  gekauft. 
Es  waren  Kabre,  Kotokoli  und  Tschamba.  Einer  der  größten 
Sklavenmärkte  war  Togodo.  Auch  von  Denuleuten  wurden 
viele  Sklaven  gekauft,  die  diese  von  den  Aschantis  erworben 
hatten.  In  Porto  Seguro  und  in  Bagida  kaufte  man  von  Misa- 
höheleuten  Sklaven.  Es  fanden  dort  aber  keine  eigentlichen 
Sklavenmärkte  statt. 

An  Fetischen  sind  bekannt  der  Dangbue  in  Gridji  und 
außerdem  der  Sakuma,  eine  besondere  Art  des  Lagbafetisches, 
der  auch  von  Accra  eingeführt  ist,  in  Anecho.  Im  übrigen 
Bezirk  gibt  es  sonst  noch  den  Heviessu  (Blitzfedisch)  und  den 
Agbui  (Tanzfetisch);  ein  weiterer  Tanzfetisch  ist  der  Anana; 
ferner  gibt  es  den  Pockenfetisch,  hier  Sagpede  genannt,  außer- 
dem den  Libli  (zu  deutsch  Amboß-Waffenfetisch).  Die  Leute 
beteten  zu  ihm  und  wuschen  sich  in  seinem  Hofe,  bevor  sie 
ins  Gefecht  gingen.  Außerdem  gibt  es  den  Mamanjaga  (zu 
deutsch  Großmutter).  Die  schwangeren  Frauen  gehen  zu  ihm 
jeden  Sonntag  und  waschen  sich  dort.  Ferner  gibt  es  noch 
eine  Anzahl  kleiner  unbedeutender  Fetische.  Einzelne  von  den 
Fetischen  haben  Priester,  andere  Priesterinnen,  die  immer  aus 
derselben    Familie    gewählt    werden.     Die    Gründe,    die    dazu 
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führen,  den  Fetisch  anzurufen,  sind  die  allgemeinen.  Ihnen 
werden  auch  in  der  allgemein  üblichen  Form  Abgaben  dafür 
gezahlt.  Jevhe  ist  kein  besonderer  Fetisch,  es  ist  nur  eine 
Bezeichnung  für  den  gesamten  Fetischkult.  Nach  Graf  v.  Zech 
ist  dagegen  der  Jevhekult  ein  besonderer  Fetischkult. 

Gemeinsame  Feste  gibt  es  in  den  Landbezirken  im  all- 
gemeinen nicht,  nur  in  Anecho,  Porte  Seguro,  Gunkovhe  und 
seit  einigen  Jahren  auch  in  Sola  wird  das  Erntefest  gefeiert. 
Dies  irit  aber  erst  von  den  Einwanderern  aus  Accra  eingeführt 
worden.     Es  findet  regelmäßig  Anfang  September  statt. 

Die  Palaver  finden  für  gewöhnlich  unter  großen  Bäumen 
statt,  nur  wenn  es  sich  um  kleine  Familienstreitigkeiten  han- 
delt, kommt  man  in  den  Höfen  der  Familien  zusammen.  Die 
Parteien  und  Zeugen  werden  durch  einen  der  vier  Atikploto 
zusammengerufen.  Regelmäßige  Gerichtstage  finden  nicht  statt. 
Die  Sitzungen  werden  von  Fall  zu  Fall  angesetzt.  Leistet 
ein  von  einer  der  Parteien  genannter  Zeuge  dem  Rufe  nicht 
Folge,  so  teilt  dies  der  Häuptling  der  Partei  mit  und  erklärt, 
er  glaube,  sie  habe  keinen  Zeugen.  Dann  wendet  sich  diese 
selbst  an  den  als  Zeugen  genannten  und  nimmt,  um  später 
diesen  Vorgang  beweisen  zu  können,  zuweilen  noch  einen 
zweiten  Mann  mit.  Meist  leistet  dann  der  Zeuge  der  Auf- 
forderung Folge.  Früher  wurde  der  Zeuge  durch  den  Orts- 
ältesten gefangen  und  eventuell  mit  Gewalt  zu  dem  Ober- 
häuptling gebracht.  Er  wurde  dann  einige  Tage  an  die  Kette 
gelegt  und  seine  Verwandten  mußten  ihn  mit  einer  bestimmten 
Summe  auslösen.  Für  diese  Summe  kaufte  der  Häuptling 
Schnaps,  der  von  ihm  und  den  Aeltesten  gemeinsam  ausge- 
trunken wurde.  Dagegen  kennen  die  Anecholeute  nicht  das 
Mittel,  jemand  zum  Gehorsam  zu  veranlassen,  indem  sie  ihn 
an  irgendeinen  traurigen  Vorgang  aus  der  Geschichte  erinnern. 
Allerdings  hat  auch  der  Großvater  des  jetzigen  Oberhäuptlings 
Lawson  einmal  einen  unglücklichen  Krieg  gegen  die  Stadt 
Adame  am  Mono  geführt,  indem  er  viele  Leute  und  seine 
ganze    Habe    verlor.     Doch    wird    die    Erinnerung    an    diesen 


Die  Stammesrechte  der  Bezirke  Misahöhe,  Anecho  und  Lome-Land.     71 

Krieg  nicht  als  Droh  mittel  angewandt.  Vielmehr  ist  es  ver- 
boten, den  Namen  „Adame"  zu  nennen.  Wer  es  trotzdem 
tut,  beleidigt  den  Oberhäuptling  und  wird  bestraft.  Haupt- 
grund für  diese  Abweichung  von  den  Sitten  der  übrigen  Ev- 
heer  ist  wohl,  daß  die  Anecholeute  viel  weniger  unter  den 
Aschanti-  und  Dahomeyeinfällen,  deren  traurige  Folgen  in  den 
anderen  Landschaften  zu  jener  Sitte  führten,  zu  leiden  hatten. 
Dagegen  kommt  eine  der  in  Gbele  im  Misahöhebezirk  üblichen 
Uebersendung  des  Holzlöffels  ähnliche  Einrichtung  vor.  Die 
Oründe  für  die  Uebersendung  sind  jedoch  hier  wesentlich 
andere:  Wer  früher  nicht  mit  in  den  Krieg  ziehen  wollte,  dem 
überschickte  man  eine  Kalabasse  mit  Weibertoilettensachen, 
mit  Eingeborenenparfüm,  einem  Schwamm,  einem  Holzlöffel 
und  einigen  Stöcken  zum  Rühren  des  Essens  als  Zeichen,  daß 
^er  betreffende  ein  Weib,  kein  Mann  sei. 

Bei  jedem  Palaver  mußten  früher  beide  Parteien  gleich- 
zeitig anwesend  sein.  Jetzt  kommt  es  allerdings  manchmal 
auch  schon  vor,  daß  eine  der  Parteien  anwesend  ist,  und  daß 
dann  der  Häuptling  mit  dieser  verhandelt  und  nur  in  ihrer 
Gegenwart  die  Entscheidung  fällt,  vorausgesetzt,  daß  die  andere 
Partei  schuldhafter  weise  fehlt. 

Das  Palaver  beginnt  in  der  Weise ,  daß  zunächst  der 
Sprecher  fragt,  ob  alle  Aeltesten  da  sind.  Haben  diese  das 
bejaht,  so  stellt  er  fest,  ob  der  Kläger,  der  Beklagte  und  auch 
die  Zeugen  anwesend  sind.  Dann  beginnt  die  Verhandlung. 
Erst  trägt  der  Kläger,  hierauf  der  Beklagte  seine  Sache  vor. 
Irgendeine  Vertretung  vor  Gericht  gab  es  früher  nicht  und 
gibt  es  auch  jetzt  noch  nicht.  Jeder  muß  seine  Sache  selbst 
vertreten;  auch  die  Frau  muß  selbst  vor  Gericht  erscheinen, 
sie  muß  sich  jedoch  von  ihrem  Manne  und  den  Verwandten 
begleiten  lassen.  Nur  wenn  jemand  einem  anderen  etwas 
Schlechtes  zugefügt  hat  und  er  schämt  sich,  selbst  zu  dem 
Gekränkten  zu  gehen  und  ihn  um  Verzeihung  zu  bitten,  um 
ein  Versöhnung  herbeizuführen,  so  darf  er  seinen  älteren  Bruder 
hiermit  beauftragen. 
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Nach  den  Parteien  werden  die  Zeugen  vernommen.  Diese 
zunächst  gefragt,  ob  sie  mit  den  Parteien  verwandt  sind. 
Aber  auch  die  Verwandten  müssen  ihre  Aussage  machen.  Ein 
Zeugnisverweigerungsrecht  besteht  für  sie  nicht.  Weil  die 
Aeltesten  aber  fürchten,  die  Verwandten  können  zu  gunsten 
der  Parteien  ihre  Aussage  modifizieren,  so  müssen  sie  zunächst 
einen  Fetischtrank  trinken.  Erst  im  Jahre  1907  ist  diese 
Einrichtung  auf  Veranlassung  des  Bezirksamtes  abgeschafft 
worden.  Es  findet  aber  bei  den  kleinen  Familienstreitigkeiten 
noch  jetzt  auch  in  der  Stadt  Anecho  ein  kleiner  „Goldfetisch" 
Anwendung.  Irgend  ein  goldner  Ring  wird  in  Wasser  gelegt 
(„Gold  gilt  als  Fetisch,  weil  es  aus  der  Erde  kommt").  Der 
Zeuge  muß  dann  das  Wasser  trinken.  In  jedem  Familien- 
verbande  ist  ein  Mann,  der  dieses  Wasser  zurecht  macht  und 
trinken  läßt.  Wenn  die  Zeugen  die  Unwahrheit  sagen,  so 
müssen  sie  sterben.  Die  Angst  hiervor  ist  so  groß,  daß  auch 
Verwandte  eventuell  zu  Ungunsten  der  Partei  stets  die  Wahr- 
heit sagen.  Wenn  jetzt,  nachdem  das  Fetischtrinken  verboten 
ist,  keine  Zeugen  vorhanden  sind,  die  Aussagen  der  Parteien 
sich  gegenüberstehen  und  die  Versammlung  daher  an  sich 
kein  Urteil  zu  fällen  vermag,  so  schicken  einzelne  von  den 
Häuptlingen  beide  Parteien  nach  Hause,  andere  schicken  sie 
zum  Bezirksamt  in  dem  Glauben,  daß  der  Weiße  trotzdem 
ein  Urteil  sprechen  könne.  Früher  fand  in  einem  solchen 
Falle  ganz  allgemein  das  Aka  Anwendung.  Es  gab  ver- 
schiedene derartige  Aka.  Man  legte  z.  B.  einen  Ring  in 
heißes  Oel  und  die  Parteien  mußten  ihn  herausholen.  Wer 
die  Unwahrheit  sagte,  verbrannte  sich  die  Hand.  Oder  es 
wurden  dem  Betreffenden  die  Augen  mit  Giftwasser  gewaschen. 
Gestand  er  dann  und  erklärte  er  sich  bereit,  an  den  Fetisch- 
priester eine  bestimmte  Summe  zu  zahlen,  so  wurden  ihm  wieder 
die  Augen  gewaschen,  zwei  Kaurimuscheln  sprangen  daraus 
hervor  und  die  Augen  blieben  unversehrt;  anderenfalls  verlor 
er  in  kurzer  Zeit  das  Augenlicht.  In  Afanja  machte  man 
Aka  in  der  Weise,   daß  der  des  Lügens  Verdächtigte  an  einen 
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Baum  gestellt  wurde,  der  Fetischpriester  legte  einen  Strick 
um  den  Mann  und  den  Baum  und  stellte  sich  selbst  hinter 
den  Baum,  so  daß  er  die  beiden  Enden  des  Strickes  in  seinen 
Händen  hielt.  Hatte  der  Verdächtigte  tatsächlich  nicht  ge- 
logen, so  konnte  der  Priester  den  Strick  durch  den  Leib  des 
Mannes  und  den  Baum  hindurchziehen,  „er  ging  durch  wie 
Butter,  man  fand  aber  wieder  an  dem  Manne  noch  am  Baum 
irgendeine  Spur,  und  der  Strick  war  doch  ganz".  Hatte  der 
Mann  aber  gelogen,  so  ließ  sich  der  Strick  nicht  durch  den 
Körper  ziehen,  der  Mann  wurde  heftig  gegen  den  Baum  ge- 
preßt, hatte  große  Schmerzen  und  gestand  die  Schuld.  Eine 
andere  Art  von  Aka  ist  das  Agokuitodokui:  Einem  Manne 
wird  ein  Strick  um  den  Hals  gebunden,  an  dem  Strick  werden 
in  einem  Abstand  von  etwa  50  cm  zwei  Agofrüchte  gebunden; 
dann  muß  der  Mann  vor  einem  in  die  Erde  gegrabenen  Loche 
hinknieen,  die  Früchte  hängen  in  das  Loch  hinein  und  werden 
eingegraben,  so  daß  der  Hals  des  Mannes  nur  noch  etwa 
20  cm  vom  Erdboden  entfernt  ist.  Nun  wiederholt  der  Priester 
fortgesetzt  die  Worte:  „Der  Mann  hat  das  Verbrechen  be- 
gangen, der  Fetisch  soll  ihn  nach  unten  ziehen."  Infolge- 
dessen bekommt  der  Betreffende  nach  einiger  Zeit  heftige 
Schmerzen,  der  Strick  schneidet  in  seinen  Hals  ein,  so  daß 
der  so  Gequälte  schließlich  die  gewünschte  Aussage  macht. 
Eine  andere  Art  von  Aka  ist  das  Tosikaso  =  Büffelschwanzaka. 
(To  =  Büffel,  si  =  Schwanz,  kaso  Diminutivform  von  Aka.) 
Der  Priester  schlägt  den  Verdächtigten  mit  dem  Büffelschwanz 
in  die  Augen.  Hat  er  gelogen,  so  hat  er  furchtbare  Schmerzen 
und  kann  nur  durch  eine  Medizin  des  Fetischpriesters,  mit  der  die 
Augen  gewaschen  werden,  wieder  geheilt  werden,  anderenfalls 
schadet  ihm  der  Schlag  nicht.  Eine  fernere  Art  von  Aka  ist 
das  Uikpososoka  (Haumesseraka).  Ein  Haumesser  wird  glühend 
gemacht,  der  des  Lügens  Verdächtigte  muß  daran  lecken. 
Hat  er  gelogen,  verbrennt  ihm  die  Zunge,  hat  er  nicht  ge- 
logen, hat  er  keine  Schmerzen.  Jetzt  wird  in  derartigen 
Zweifelfällen  der  Betreffende  regelmäßig  zum  Bezirksamt  ge- 
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schickt.  Bei  Familienstreitigkeiten  kommt  aber  noch  heute 
außer  dem  bereits  obenerwähnten  Goldfetisch  eine  andere  Art 
Fetischentscheidung  vor.  Hat  z.  B.  jemand  auf  einen  anderen 
den  Verdacht,  daß  dieser  mit  seiner  Frau  verkehrt  hat,  so 
gehen  beide  gemeinsam  zum  Fetischpriester  des  Schlangen- 
fetisch Dangwa  und  trinken  gemeinsam  von  dem  Fetischwasser 
aus  dem  vor  dem  Fetischhof  aufgestellten  Topf.  Dann  ist 
jeder  Streit  zu  Ende,  die  beiden  sind  nun  gute  Freunde,  es 
gilt  als  ausgeschlossen,  daß  sich  einer  noch  an  der  Frau  des 
anderen  vergreift.  Jeder  glaubt  dem  anderen  aufs  Wort,  keiner 
wird  versuchen,  dem  anderen  irgendein  Leid  zuzufügen.  Dieses 
Fetischtrinken  hat  aber  auch  den  Zweck,  festzustellen,  ob  der 
gehegte  Verdacht  wirklich  berechtigt  ist.  Gehen  die  beiden 
zum  Fetischhof,  so  wird  meistens  derjenige,  der  sich  schuldig 
fühlt,  seine  Tat  gestehen.  In  dem  Wasser  ist  zwar  kein  Gift  ent- 
halten, aber  dank  der  Tradition  und  dank  des  Zuredens  der 
alten  Leute,  die  mitzugehen  pflegen  und  immer  sagen  „wenn 
du  von  dem  Wasser  trinkst  und  die  Unwahrheit  sagst,  so 
wirst  du  sterben",  lassen  sich  viele  Leute  dazu  bewegen,  die 
Wahrheit  zu  sagen.  Viele  haben  auch  in  letzter  Zeit  keine 
Angst  mehr  vor  der  Macht  des  Fetisches.  Hier  sei  gleich- 
zeitig noch  der  Abschluß  eines  anderen  Freundschafts-  oder 
Treueverhältnisses,  einer  Art  „Bl^^tsfreundschaft"  Erwähnung 
getan:  Kaufleute,  die  in  Geschäftsbeziehungen  treten  wollen, 
Verbrecher,  die  geaieinsam  ein  Verbrechen  planen,  machen 
sich  gegenseitig  einen  Schnitt  in  den  Handansatz  und  trinken 
wechselseitior  das  hervortretende  Blut.  Zu  der  Zeremonie  wird 
ein  alter  Mann  oder  je  ein  Verwandter  der  beiden  Beteiligten  als 
Zeugen  hinzuo^ezojyen.  Sie  beo^ründet  ein  Vertrauens-  und 
Treueverhältnis  bis  zum  Tode.  Keiner  darf  dem  anderen 
Schaden  zufügen,  keiner  den  anderen  verraten.  So  soll  vor 
einigen  Jahren  ein  Mann  hingerichtet  worden  sein,  der  aber 
auch  vor  dem  Tode  die  Gehilfen  nicht  verriet,  da  er  ihr  Blut 
und  sie  das  seine  getrunken  hatten.  Wenn  jemand  trotz  dieses 
Treueschwurs  dem  anderen  irgendein  Unrecht   zufügt    und  so 
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den  Schwur  bricht,  so  tritt  doch  eine  Bestrafung  nicht  ein. 
„Er  bestraft  sich  selbst.  Er  muß  unfehlbar  krank  oder  ver- 
rückt werden."  Der  Getäuschte  spricht  aber  nicht  darüber, 
„er  würde  sonst  auch  schlecht  werden".  Woher  diese  Sitte 
stammt,  ließ  sich  nicht  ermitteln.  Die  Leute  erklärten  nur, 
ihre  Vorfahren  hätten  sie  auch  schon  immer  gekannt. 

Sind  alle  Zeugen  vernommen,  so  wendet  sich  der  Sprecher 
zunächst  leise  an  den  Häuptling  und  fragt  ihn  nach  seiner 
Meinung.  Dieser  teilt  ihm  seine  Ansicht  wiederum  leise  mit, 
die  Aeltesten  ziehen  sich  unter  Führung  des  Sprechers  etwas 
von  dem  Gerichtsplatz  zurück,  so  daß  die  versammelte  Menge 
ihre  Besprechung  nicht  hören  kann,  und  bereden  sich  leise. 
Wird  dort  eine  Einigung  nicht  erzielt,  so  kommt  der  Sprecher 
zu  dem  Häuptling  zurück  und  teilt  diesem,  wiederum  unver- 
ständlich für  die  Menge,  mit,  was  die  einzelnen  Aeltesten  gesagt 
haben.  Der  Häuptling  trifft  dann  selbst  die  Entscheidung,  der 
Sprecher  geht  zurück  zu  den  Aeltesten,  gibt  ihnen  das  Urteil 
des  Häuptlings  bekannt  und  alle  kehren  dann  gemeinsam  in 
die  Versammlung  zurück.  Der  Häuptling  bleibt  deswegen  auf 
dem  Gerichtsplatz,  weil  es  nicht  heißen  soll,  daß  er  das  Palaver 
entschieden  hat,  die  Aeltesten  sollen  die  Entscheidung  fällen. 
Die  Palaver  finden  gewöhnlich  am  Nachmittag  nach  2  Uhr 
statt;  zuweilen  wurde  früher  auch  nachts  verhandelt,  wenn 
man  nicht  wollte,  daß  die  Frauen  und  Kinder  davon  hören  sollten. 
In  Woga  wird  zum  Teil  morgens  in  der  Frühe  das  Palaver  ver- 
anstaltet. Während  der  Verhandlung  wird  angeblich  jetzt  kein 
Schnaps  mehr  getrunken,  wohl  aber  nach  deren  Schluß.  „Der- 
jenige, der  gewonnen  hat,  muß  den  Schnaps  liefern."  In  Anecho, 
Amenjarakovhe  und  Afanja  wird  kein  Einklagsgeld  bezahlt. 
Der  Kläger  kann  mit  „leerer  Hand"  klagen.  In  Togo,  Woga 
und  Sohola  muß  der  Kläger  bei  Anmeldung  seiner  Klage  eine 
bestimmte  Summe  zahlen,  und  zwar  meist  ein  Zehntel  der  ein- 
geklagten Schuldsumme.  In  Anecho  und  den  übrigen  zuerst 
genannten  Orten  muß  der  Gewinner  des  Prozesses  noch  heute 
Schnaps  oder  Geld  für  Schnaps  nach  Beendigung  des  Verfahrens 
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abgebeil.  Der  Verlierende  dagegen  bezahlt  nichts.  Die  Kosten- 
summe ist  nicht  fixiert,  der  Betrag  stand  in  dem  Belieben  jedes 
einzelnen.  In  den  zu  zweit  genannten  drei  Orten  muß  die 
verlierende  Partei  die  entrichteten  Kosten  bezahlen,  also  even- 
tuell den  von  dem  Kläger  gezahlten  Kostenvorschuß  zurück- 
erstatten. Diese  Einrichtung  ist  aber  erst  auf  Veranlassung 
des  Bezirksamts  getroffen  worden ,  nachdem  die  Häuptlinge 
der  einzelnen  Landschaften  mit  Gerichtshoheit  ausgestattet  sind. 
Für  jede  Entscheidung  eines  Häuptlings  ist  zweite  Instanz  das 
Bezirksamt.  Eine  bestimmte  Frist  für  Einreichung  der  Be- 
rufung ist  aber  nicht  festgesetzt.  Wurde  der  Beklagte  zur 
Zahlung  verurteilt  und  kam  er  dieser  Entscheidung  nicht  nach, 
so  teilte  früher  der  Häuptling  dem  Kläger  mit,  er  solle  zu- 
sehen, daß  er  den  Beklagten  oder  einen  seiner  Verwandten 
finge,  damit  er  ihn  verkaufen  könne.  Das  tat  dann  der  Kläger. 
Er  orrifF  irgend  einen  Mann  oder  ein  Mädchen  aus  der  Ver- 
wandtschaft  des  Beklagten  und  verkaufte  sie.  Er  mußte  aber 
dem  Schuldner  den  Namen  des  Käufers  mitteilen,  damit  der 
Beklagte  in  der  Lage  war,  seinen  Verwandten  wieder  auszu- 
lösen. Reichte  der  bei  diesem  Verkauf  erziele  Erlös  nicht  zur 
Deckung  der  Schuld  aus,  so  war  diese  doch  erloschen,  der 
Gläubiger  konnte  den  Restbetrag  nicht  nachfordern.  Erklärte 
sich  aber  der  Beklagte  an  sich  zur  Zahlung  bereit,  und  hatte 
er  nur  augenblicklich  kein  Geld,  so  pflegte  er  die  Tochter  oder 
den  Sohn  seiner  Schwester  (nicht  seine  eigenen  Kinder  und 
auch  nicht  die  Kinder  seines  Sohnes)  an  einen  reichen  Mann 
als  Pfand  zu  geben,  um  sich  dafür  von  diesem  Geld  zu  borgen. 
Ebenso  konnte  er  auch  ein  Kind,  das  er  etwa  mit  einer  Sklavin 
gezeugt  hatte,  verpfänden.  Diese  Verpfändung  von  Schwester- 
kindern kam  noch  bis  in  die  letzte  Zeit  vor,  und  erst  kürzlich 
ist  dies  vom  Bezirksamt  energisch  unterdrückt  worden.  Die 
Leute  waren  über  die  Durchführung  des  Verbotes  sehr  un- 
glücklich, denn  sie  hatten  keinen  Ersatz  für  die  abgeschaffte 
Maßregel.  Früher  konnte  der  Schuldner  inzwischen  arbeiten 
und  so  viel  Geld  verdienen,  daß  er  die  Schuld  bezahlen  konnte. 
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Auch  d'Almeida,  früher  ein  Mitinhaber  der  großen  Firma 
d'Almeida  Brothers  &  Co.,  erklärte,  daß  er  früher  vielfach 
Verwandte  seiner  Schuldner  in  seine  Familie  aufgenommen  habe 
und  für  sich  habe  arbeiten  lassen.  Daneben  kam  es  auch  — 
auch  heute  noch  —  vor,  daß  jemand  sich  Geld  borgte  und 
dafür  sich  zu  einer  bestimmten  Arbeitsleistung  gegenüber  dem 
Gläubiger  verpflichtete,  so  namentlich  dann,  wenn  er  keine 
Oeschwisterkinder  hatte  und  das  Geld  benötigte,  um  heiraten 
zu  können.  Vielfach  blieb  der  Schuldner  ruhig  auf  seinem 
Lande  v^^ohnen,  er  hatte  nur  v^^ährend  der  Farmzeit  immer 
4  Tage  für  den  Gläubiger  zu  arbeiten  und  konnte  nur  3  Tage 
für  sich  selbst  verwenden.  Der  Gläubiger  wies  ihm  dann  ein 
bestimmtes  Stück  Land  an,  auf  dem  er  für  den  Gläubiger  zu 
arbeiten  hatte,  und  außerdem  ein  anderes  Stück,  auf  dem  er 
während  der  3  Tage  für  sich  selbst  arbeiten  konnte.  Wäh- 
rend der  Arbeit  erhielt  der  Schuldner  von  dem  Gläubiger  das 
Essen.  Der  Ertrag  des  Landes  jedoch,  auf  dem  der  Schuldner 
für  den  Gläubiger  je  4  Tage  zu  arbeiten  hatte,  galt  lediglich 
als  Nutzung.  Nur  von  dem  Ertrage  des  ihm  für  seine  eigenen 
Zwecke  überlassenen  Landes  konnte  der  Schuldner  seine  Schuld 
abzahlen.  Weigerte  sich  der  Schuldner  zu  arbeiten  oder  blieb 
er  von  der  Arbeit  fort,  so  wandte  sich  der  Gläubiger  an  die 
Verwandten  und  diese  brachten  ihn  dann  zur  Arbeit  zurück. 
Taten  sie  das  nicht  oder  lief  der  Schuldner  wieder  fort,  so 
lionnte  der  Gläubiger  sein  Geld  von  den  Verwandten  wieder- 
verlangen. Der  Wert  des  Ertrages  eines  solchen  Stück  Farm- 
landes, das  dem  Schuldner  zur  Bebauung  für  eigene  Rechnung 
überlassen  wurde,  soll  etwa,  auch  wenn  der  Schuldner  für  sich 
selbst  Jams  und  Mais  für  die  Zeit  bis  zur  nächsten  Regenzeit 
vorwegnimmt,  40  Mark  betragen.  Bemerkt  sei  dabei,  daß  es 
zwei  Farmzeiten  im  Jahre  gibt,  die  3,  bzw.  2  Monate  be- 
tragen: April,  Mai,  Juni,  oder  wenn  die  Regen  später  ein- 
setzen, Mai,  Juni,  Juli  und  außerdem  Oktober,  November. 
Die  übrigen  Monate  im  Jahre  kann  der  Schulder  in  seinem 
eigenen    Hause    für    sich    nach    Belieben    verbringen.      In    der 
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großen  Regenzeit  April  bis  Juli  pflanzt  der  Schuldner  haupt- 
säclilich  Jams,  Mais,  Kassada  und  dergleichen  mehr.  Der  zur 
Abtragung  der  Schuld  ihm  verbleibende  Betrag  hieraus  beträgt, 
wie  bereits  gesagt,  etwa  40  Mark.  In  der  kleinen  Regenzeit 
Oktober  und  November  dagegen  kann  er  nur  Bohnen  und  Erbsen 
und  daneben  etwas  Mais  und  Kassada,  aber  keinen  Jams  bauen, 
und  erübrigt  infolgedessen  nur  etwa  15 — 20  Mark.  Der  Betrag 
von  dem  Grundstück,  das  er  allein  auf  Rechnung  des  Gläubigers 
zu  bestellen  hat,  schwankt  zwischen  50  und  60  Mark.  Auf 
diesem  Stück  pflegt  der  Schuldner  später  mit  der  Arbeit  zu 
beginnen  und  auch  größere  Pausen  für  das  Essen  zu  machen, 
daher  ist  der  Ertrag  von  diesem  Grundstück  relativ  gering. 
Auf  dem  zum  eigenen  Nutzen  überlassenen  Lande  pflegt  der 
Schuldner  dagegen  schon  morgens  ganz  in  der  Frühe  mit  der 
Arbeit  zu  beginnen  und  auch  nur  ganz  kurze  Essenspausen 
zu  machen;  daher  hier  der  relativ  große  Ertrag.  Der  Gläu- 
biger muß  sich  allerdings  auf  den  ihm  abgelieferten  Erträgen 
die  Kosten  für  die  Verpflegung  des  Schuldners  anrechnen,  d.  h. 
etwa  25  Pfennige  für  den  Tag  oder  etwa  12  Mark  für  die 
große  Farmzeit.  Immerhin  kann  er,  wenn  er  100  Mark  ver- 
borgt hat,  noch  etwa  40 — 50  Mark  an  Zinsen  bekommen.  Der 
Schuldner  selbst  kann  in  2  Jahren  die  Schuld  zurückbezahlen. 
Diese  außergewöhnlich  hohe  Verzinsung  durch  die  Naturalien- 
lieferung entspricht  dem  Betrag  der  in  bar  gezahlten  Zinsen 
bei  Bardarlehen,  die  häufig  50  und  100  %  für  eine  relativ 
kurze  Zeit  ausmachen.  Wenn  sich  jemand  zu  einer  solchen 
Arbeitsleistung  verpflichtete,  so  mußte  er  aber  einen  seiner 
Verwandten  mit  zu  dem  Geldgeber  bringen,  damit  sich  dieser 
für  die  Schuldsumme  verbürgte,  wenn  etwa  der  Schuldner  nicht 
regelmäßig  zur  Arbeit  kommen  oder  sich  überhaupt  weigern 
sollte,  hierzu  sich  einzufinden.  Solche  Bürgendienste  leistete 
und  leisten  noch  heute  aber  nur  die  Verwandten  der  Mutter, 
nicht  die  des  Vaters.  Eine  allgemeine  Verpflichtung  der  Ver- 
wandten, für  die  Mitglieder  der  Familie  die  Schulden  zu  be- 
zahlen, besteht  jedoch  nicht,  es  sei  denn,  daß  hierzu  eine  be- 
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sondere  vertragliche  Verpflichtung  vorliegt.     Es    kommt   aber 
häufig  vor,  daß  die  Verwandtschaft  freiwillig  die  Schulden  ihres 
Familienmitgliedes    deckt.     Wußte    früher    der    Gläubiger  von 
einem  Schuldner,  daß  er  Wertsachen  besaß,  z.  B.  Ringe,  Tücher, 
Pulver  oder  dergleichen,  so  ging  der  Gläubiger  einfach  in  die 
Wohnung  des  Schuldners  und  nahm  ihm  sie  weg.    Er  brauchte 
ihn  nicht  zu  verklagen.     Es  ist  niemals  vorgekommen,  daß  der 
Schuldner  sich  dagegen  gesträubt  hätte.     Jetzt,  d.  h.  nach  der 
Besitznahme   des  Landes   durch  die  Deutschen,    maß  aber  der 
Gläubiger  stets  zunächst   den  Schuldner  verklagen;    nach  dem 
Urteilsspruch  wendet    sich    der  Gläubiger   an   das  Bezirksamt, 
und    dieses    schickt    alsdann    einen  Polizisten   in  die  Wohnung 
des  Schuldners,  läßt  die  Wertsachen  mit  Beschlag  belegen  und 
sie   nachher   versteigern.     Der   Gläubiger   war    berechtigt,    die 
von  ihm  selbst  in  Besitz  genommenen  Sachen  für  sich  zu  ver- 
brauchen, er  durfte  sie  aber  nicht  verkaufen.     Er  konnte  auch 
die  Tücher  tragen,  bis  sie  schlecht  waren  und  zerfielen,  mußte 
jedoch   den  Rest    der  letzteren   aufheben,    um  später,    bei  Be- 
zahlung   der    Schulden,    die   Fetzen    dem  Schuldner    zurückzu- 
geben.    Die  in  Besitz  genommenen  Ringe  konnte  er  ebenfalls 
tragen.     Waren  mehrere  Gläubiger  vorhanden,  so  war  an  sich 
jeder  Gläubiger  berechtigt,  dem  Schuldner  die  etwa  vorhandenen 
Wertsachen  fortzunehmen:    er  mußte  sie  aber   dem  Häuptling 
abliefern.     Dieser  verkaufte  sie  dann    und  verteilte  den  Erlös 
verhältnismäßig   unter    die  Gläubiger.     So    geschieht   es    auch 
jetzt,    wenn  jetzt  die  Gegenstände  durch  das  Bezirksamt  ver- 
steigert werden  und  mehrere  Gläubiger  vorhanden  sind.    Hatte 
der  Schuldner  Einzeleigentum,    so  konnte    der  Gläubiger   auch 
dies  in  Besitz  nehmen.     Familienland,    und  nur  das,    war  fast 
durchweg  vorhanden,    konnte   jedoch   nicht   gepfändet  werden. 
Wenn  jemand  gestohlen  hatte,   so  suchte    der  Bestohlene 
ihn    zu    fangen.      Gelang    es    ihm,    brachte    er    den    Dieb    zum 
Häuptling.    Waren  die  einzelnen  Sachen  nicht  mehr  in  seinem 
Besitz,    weil  er  sie  verbraucht  oder  verkauft  hatte,    so  mußte 
der  Dieb    die  Sachen   mit  „seiner  Person"    bezahlen,    d.  h.  er 
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wurde  verkauft.  Auch  wenn  der  Erlös  für  den  Dieb  den  Wert 
der  gestohlenen  Gegenstände  überstieg,  so  fiel  doch  der  ganze 
Betrag  an  den  Eigentümer ;  umgekehrt  konnte  der  Bestohlene, 
wenn  der  Erlös  aus  dem  Verkauf  des  Schuldners  nicht  den 
entwendeten  Betrag  deckte,  Ersatz  des  Fehlbetrages  etwa  durch 
die  Verwandten  des  Diebes  nicht  veranlassen.  Die  Schuld  war 
erloschen.  Derartige  Leute  wurden  von  entfernteren  Lagunenorten 
nach  Anecho,  von  dort  nach  Widah  oder  Grandpopo  verkauft. 
Konnten  die  gestohlenen  Sachen  dem  Eigentümer  zurückgegeben 
werden,  so  wurde  der  Dieb  eine  Zeitlang  an  ein  Haus,  das  als  Ge- 
fängnis galt,  angekettet.  Wer  aber  den  Dieb  in  der  Nacht  oder 
doch  in  der  Dunkelheit  überraschte,  war  berechtigt,  ihn  zu  töten. 
Der  Dieb,  der  in  ein  Haus  hineinging,  oder  irgendwelche  Be- 
hälter aufbrach,  wurde  mehrere  Monate  angekettet  und  außer- 
dem mit  einem  Stock  geschlagen.  Dieser  Stock  war  aus  einem 
Zweige  des  Dobolistrauchs  angefertigt  und  wurde  etwas  im 
Feuer  getrocknet,  so  daß  er  nur  sehr  schwer  entzweiging. 
Zwei  starke  Leute  hielten  dann  den  stehenden  Delinquenten 
je  an  einem  Arm,  ein  anderer  schlug  ihn  mit  dem  Stock  ^^). 
Die  Anzahl  der  Schläge  war  nicht  bestimmt,  man  schlug,  bis 
man  glaubte,  es  wäre  genug.  Es  kam  sehr  häufig  vor,  daß 
der  Mann  blutig  geschlagen  wurde. 

Wenn  jemand  früher  einen  Menschen  aus  Fahrlässigkeit 
getötet  hatte,  ihn  z.  B.  auf  der  Jagd  aus  Versehen  erschossen 
hatte,  so  mußte  er  ein  Sklavenmädchen  oder,  wenn  er  keine 
Sklaven  hatte,  ein  Mädchen  aus  der  Verwandtschaft  seiner 
Mutter  an  die  Eltern  des  Getöteten  geben,  eventuell  sich  ein 
Mädchen  kaufen,  um  es  an  Stelle  des  Getöteten  abgeben  zu 
können.  War  dies  für  ihn  unmöglich,  da  er  weder  Sklaven 
noch  Geld  hatte,  so  mußte  er  eins  seiner  Kinder  verpfänden, 
um  Geld  zum  Ankaufe  des  von  der  Familie  des  Getöteten 
verlangten  Sklavenmädchens  zu  erhalten.  Irgend  ein  Recht, 
denjenigen,  der  den  Betrefi'enden  getötet  hatte,  wieder  zu  töten, 
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oder  seinen  Verwandten  umzubringen,  bestand  für  die  Familie 
des  Erschossenen  nicht.  War  der  Häuptling  davon  überzeugt, 
daß  der  Täter  nur  aus  Fahrlässigkeit  den  Tod  verursacht  hatte, 
so  konnte  auch  der  Häuptling  für  ihn  ein  Mädchen  zur  Abgabe 
an  die  Verwandten  des  Getöteten  kaufen,  dann  wurde  aber 
^er  Täter  selbst  Sklave  des  Häuptlings.  Dieser  hatte  aber 
in  dissem  Falle  nicht  das  Recht,  seinen  nunmehrigen  Sklaven 
weiter  zu  verkaufen.  Die  Verpflichtung,  gewissermaßen  als 
Ersatz  für  den  Getöteten  an  die  Familie  ein  Mädchen  zu  geben, 
konnte  auch  nicht  durch  Geld  abgelöst  werden.  Nur  in  Aheppe, 
das  auch  früher  nicht  dem  Oberhäuptling  unterstand,  konnte 
man  sich  von  dieser  Verpflichtung  durch  Zahlung  von  240  Mark 
befreien. 

Wenn  jemand  einen  anderen  absichtlich  getötet  hatte,  so 
traf  ihn  die  Todesstrafe  und  zwar  mit  demselben  Instrument 
oder  auf  dieselbe  Art,  wie  er  selbst  den  Tod  verursacht  hatte. 
So  entweder  mit  einem  Messer  oder  mit  einem  Stock,  oder 
aber  der  Mörder  wurde,  wenn  er  ein  Haus  angesteckt  hatte, 
um  die  Einwohner  darin  zu  verbrennen,  gleichfalls  wieder  ver- 
brannt. Die  Hinrichtung  wurde  durch  einen  Henker  „Lodeto" 
vorgenommen.  Noch  jetzt  soll  ein  früherer  Henker,  „Amavi" 
mit  Namen,  in  Sola  wohnen.  Der  Henker  wohnte  nicht  in 
Anecho  selbst,  sondern  auf  der  anderen  Seite  der  Lagune.  Sein 
Amt  war  nicht  angesehen.  Er  mußte  sich  verbergen,  die  anderen 
Leute  durften  ihn  nicht  sehen.  Wenn  die  kleinen  Kinder  nicht 
artig  waren,  so  drohte  man  ihnen  damit,  „man  werde  den 
Henker  rufen''.  Sie  hatten  vor  diesem  sehr  große  Angst.  Hatte 
also  jemand  einen  anderen  vorsätzlich  getötet,  so  brachten  ihn 
meist  seine  eigenen  Verwandten  zu  dem  Häuptling.  Dieser 
legte  ihn  in  das  Gefängnis  oder  in  den  für  solche  Leute  be- 
stimmten Raum.  Derjenige,  der  die  Gefangenen  zu  beauf- 
sichtigen hatte,  wurde  beauftragt,  den  Mann  auszufragen,  aus 
welchem  Grunde  er  den  Mord  begangen  hätte.  Gab  er  irgend- 
welche Gründe  an,  so  wurde  die  Verhandlung  gegen  ihn  unter 
dem  Gerichtsbaum   anberaumt.     Die  Verwandten   des  Mörders 
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und  des  Getöteten  kamen  zusammen  und  besprachen  die  Sache, 
fällten  aber  noch  kein  Urteil.  Am  übernächsten  Tage  kamen 
sie  noch  einmal  wieder  und  ebenso  am  5.  Tage,  so  im  ganzen 
dreimal.  Die  ersten  beiden  Male  wurde  der  Mörder  selbst  noch 
nicht  hinzugezogen.  An  dem  dritten  Verhandlungstage  wurde 
er  jedoch  hinzugerufen  und  der  Sprecher  verkündete  ihm,  daß 
er  auch  sterben  müsse,  weil  er  einen  anderen  Menschen  getötet 
hätte.  Dann  gingen  alle  Leute,  die  Weiber  und  Kinder  in  den 
Busch  an  die  Stelle,  wo  der  Gefangene  hingerichtet  werden 
sollte;  kurz  vorher  liefen  aber  die  meisten  Weiber  und  Kinder 
schon  fort,  weil  sie  vor  dem  Platz  als  solchen  Angst  hatten. 
Der  Henker  war  vorher  benachrichtigt,  er  wartete  auf  dem 
Platz  hinter  dem  Busch.  Der  Mörder  war  gefesselt,  ein  anderer 
Mann  hielt  ihn  an  einem  Strick.  Er  wurde  nun  auf  dem  Hin- 
richtungsplatz an  eine  bestimmte  Stelle  gestellt,  nachdem  ihm 
kurz  vor  der  Richtstätte  die  Augen  mit  einem  weißen  Tuche 
verbunden  wurden.  Auch  pflegte  er  vorher  noch  so  viel  Schnaps 
zu  bekommen,  als  er  irgendwie  trinken  wollte,  damit  er  die 
Schmerzen  nicht  fühlen  sollte.  Stand  er  nun  auf  der  richtigen 
Stelle,  so  kam  der  Henker,  der  einen  großen  Basthut  trug, 
um  sein  Gesicht  zu  verbergen,  hinter  dem  Busch  heraus,  und 
stach  ihm  ein  Messer  in  die  Seite,  genau  in  das  Herz.  Der 
Henker  kannte  die  Stelle  so  genau,  daß  der  Mann  sofort  tot 
war.  Der  Henker  durfte  nur  ein  einziges  Mal  zustechen.  Hatte 
er  den  Schuldigen  nicht  sofort  tödlich  getroffen,  so  nahmen  ihn 
die  Verwandten  sofort  mit  in  ihre  Wohnung,  und  es  dauerte 
dann  manchmal  mehrere  Tage,  bis  er  starb.  Es  kam  aber  auch 
vor,  daß  der  Mann  wieder  gesund  wurde.  Dann  konnte  die 
Hinrichtung  nicht  noch  einmal  vollzogen  werden.  Hatte  der 
Mörder  sein  Opfer  mit  einem  Stocke  erschlagen,  so  schlug  ihn 
der  Henker  gleichfalls  mit  einer  eisernen  Stange  (auf  Evhe- 
Gakpo)  mit  einem  Schlage  in  das  obere  Genick  nieder.  Ebenso 
wurde  der  Mörder  durch  den  Henker  erschossen,  wenn  er  den 
Mord  mit  einem  Gewehr  ausgeführt  hatte.  Der  Henker  mußte 
dann   immer   zwei  Gewehre   in  seinem  Busch  haben,    weil  die 
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Steinschloßgewehre  manchmal  nicht  losgehen.  Für  jede  Hin- 
richtung erhielt  der  Henker  24000  Kauris,  6  Flaschen  Schnaps 
und  ein  weißes  Tuch.  Den  Leichnam  des  Hingerichteten  nahmen 
die  Verwandten  mit  sich.  Der  Henker  rannte,  sobald  er  die 
Hinrichtung  vollzogen  hatte,  fort,  um  nicht  von  anderen  Leuten 
gesehen  zu  werden.  Er  ging  zunächst  zum  Häuptling,  erhielt 
dort  seinen  Lohn  und  mußte  dann  möglichst  unauffällig  zu 
seinem  Wohnplatz  zurückkehren. 

Ein  Unterschied  zwischen  Mord  und  Totschlag  wurde 
nicht  gemacht. 

Wenn  jemand  einen  anderen  verwundet  hatte,  so  nahm 
der  Häuptling  den  Verwundeten  zu  sich  und  pflegte  ihn,  bis 
er  gesund  war.  Der  Täter  mußte  dann  die  Kosten  bezahlen, 
seine  Familie  mußte  Wasser  für  den  Verwundeten  besorgen 
und  auch  sonst  bis  zu  dessen  Genesung  bei  der  Pflege  helfen. 
Nach  der  Heilung  mußte  der  Täter  noch  eine  kleine  Straf- 
summe zahlen  und  außerdem  dem  Verwundeten  Geschenke  in 
Tüchern  oder  anderen  kleinen  Sachen  machen. 

Beleidigung  wurde  meist  damit  gesühnt,  daß  der  Belei- 
digte zum  Häuptling  ging  und  daß  dieser  den  Beleidiger  ver- 
anlaßte,  eine  bestimmte  Menge  Schnaps  zu  geben,  die  dann 
gemeinsam  ausgetrunken  wurde.  Hatte  jemand  einen  anderen 
„Hexe"  genannt,  so  wandte  sich  der  Beleidigte  gleichfalls  an 
den  Häuptling.  Dieser  rief  den ,  der  den  Vorwurf  erhoben 
hatte,  zu  sich  und  forderte  ihn  auf,  die  Anschuldigung  zurück- 
zunehmen. Tat  er  es  nicht,  so  mußte  der  als  Hexe  Bezeichnete^ 
sofern  es  sich  um  einen  ernstlichen  Vorwurf  und  nicht  um  ein 
einfaches  Schimpfwort  handelte,  nach  Tado  im  Atakpame-Bezirk 
zum  Fetisch  gehen  und  von  diesem  feststellen  lassen,  ob  er 
wirklich  eine  Hexe  war  oder  nicht.  Stellte  der  Fetischpriester, 
an  den  in  jedem  Falle  2400  Kauris  und  ein  Huhn  gezahlt 
werden  mußten,  um  eine  Entscheidung  zu  bewirken,  fest,  daß 
der  Beschuldigte  keine  Hexe  war,  so  wurden  bei  seiner  Rück- 
kehr große  Feste  gefeiert,  und  derjenige,  der  den  Verdacht 
ausgesprochen  hatte,  mußte  viel  Schnaps  liefern  und  außerdem 
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die  ganzen  Unkosten  der  Reise  und  auch  des  Festes  tragen. 
Der  Häuptling  pflegte  dann  hierfür  eine  Pauschalsumme  fest- 
zusetzen. Stellte  aber  der  Fetisch  fest,  daß  der  Verdächtigte 
eine  Hexe  war,  so  wurde  er  bei  seiner  Rückkehr  getötet,  wenn 
er  nicht  schon  in  Tado  oder  in  der  nächsten  Umgegend  von 
anderen  getötet  war.  Seine  sämtlichen  Verwandten  von  der 
Mutter  Seite  wurden  verkauft  oder  doch  aus  dem  Orte  ver- 
trieben.    Der  Fetisch  in  Tado  heißt  Adi  oder  Assa. 

Die  Beleidigung  der  Mutter  ist  hier  keine  besondere  schwere 
Beleidigung.  Die  schwerste  Beleidigung  ist  Amegbalo  (=  nichts 
wert),  Awuha,  wohl  auch  Awu  oder  Eha  (=  Hund  und  Schwein); 
auch  Gbo  (=  Schaf)  bildet  ein  Schimpfwort,  wenn  man  jemand 
als  dumm  bezeichnen  will.  Auch  Ase  (=  Katze)  wird  ge- 
braucht, wenn  man  nicht  direkt  Dieb  sagen  will.  Egbemela 
(=  Buschtier)  ist  die  Bezeichnung  für  den,  der  sieb  ungebildet 
oder  doch  den  Sitten  der  Küste  nicht  entsprechend  benimmt. 
Gegen  Weiber  ist  das  Schimpfwort  Ahasito  (=  Hure)  besonders 
schwer,  auch  Matrelevi  oder  Ahasevi  (=  uneheliches  Kind  oder 
Hurenkind)  sind  besonders  schwere  Schimpfworte. 

Wenn  jemand  einen  Fetisch  beschädigte,  brauchte  er  nur 
das  Geld  zur  Wiederherstellung  bezahlen,  bestraft  wurde  er 
nicht.  Wenn  jemand  aus  Fahrlässigkeit  die  Farm  oder  das 
Haus  eines  anderen  ansteckte,  so  wurde  er  nicht  betraft  und 
wurde  auch  nicht  zum  Schadenersatz  verpflichtet.  Er  mußte 
nur  dem  Geschädigten  beim  Wiederaufbau  des  Hauses  helfen. 
Wenn  aber  einer  absichtlich  das  Haus  eines  anderen  ansteckte, 
so  mußte  der  Täter  sehr  viel  Geld  bezahlen,  erheblich  mehr, 
wie  der  angerichtete  Schaden  betrug.  Sämtliche  Familienmit- 
glieder des  Täters  konnten  weggefangeu  werden  und  verkauft 
werden,  wenn  der  Täter  sie  nicht  vorher  auslöste.  Wurde 
einer  der  Verwandten  gefangen  und  bald  wieder  freigekauft, 
so  wurde  er  wieder  gefangen,  wieder  verkauft  und  das  ging 
so  weiter,  bis  die  ganze  Familie  verkauft  war  oder  der  Häupt- 
ling selbst  eingriff  und  Halt  gebot,  „es  wäre  jetzt  genug*. 
Daß  jemand  sich  dem  zur  Wehre  gesetzt  hätte,  soll  nicht  vor- 
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gekommen  sein.  Der  Täter  hatte  das  Haus  angesteckt,  also 
hatte  der  Geschädigte  das  Recht,  die  Familie  des  Täters  und 
ihn  selbst  zu  verkaufen.  Diesem  Grundsatz  fügte  sich  jeder. 
Oberhäuptling  Lawson  erzählte  folgenden  Fall:  „Im  Jahre  1883 
ging  meine  richtige  Mutter  Biassa  nach  Adele,  sie  begleitete 
einer  meiner  Sklaven,  Segjaudi,  um  ihr  die  Last  zu  tragen.  In 
Basse  sah  Segjaudi  die  Handharmonika  des  dortigen  Häuptlings- 
sohnes, spielte  damit  und  machte  sie  nach  Behauptung  des 
Häuptlings  entzwei.  Dieser  fing  sofort  meinen  Sklaven  und 
meine  Mutter,  nahm  ihnen  die  Last  weg  und  verkaufte  beide. 
Als  einige  Zeit  später  zwei  Leute  aus  Gridji  und  Keta  nach 
Adele  gingen,  fing  er  auch  sie  und  verkaufte  sie  gleichfalls. 
Darauf  zog  ich  selbst  zu  dem  Häuptling  und  legte  mit  ihm 
den  Streitfall  bei.  Aber  jetzt  begannen  die  Gridjileute,  Ein- 
wohner aus  Anecho  wegzufangen  und  zu  verkaufen ;  alle  mußte 
ich  wieder  einlösen.  Ich  hatte  dem  Häuptlingssohne  in  Basse 
bereits  eine  neue  Handharmonika  angeboten,  er  hatte  sie  aber 
abgelehnt  und  verlangt,  daß  durch  den  Adelepriester  festge- 
stellt wurde,  ob  mein  Sklave,  der  jede  Schuld  bestritt,  wirklich 
die  Handharmonika  beschädigt  hatte.  Das  Huhn,  das  für  den 
Sklaven  das  Gift  trinken  mußte,  starb,  und  so  war  der  Sklave 
schuldig.  Daraufhin  erfolgte  dann  ein  Verkauf  und  das  Weg- 
fangen der  beiden  Küstenleute.  Die  Leute  aus  Gridji  und 
Keta  hörten  erst  auf,  Leute  von  Anecho  wegzufangen,  als  die 
drei  Oberhäuptlinge  von  Anecho,  Porto  Seguro  und  Ague  zu- 
sammenkamen und  die  Sache  beilegten.  Ich  mußte  damals 
noch  für  die  zuletzt  gefangenen  Anecholeute  1200  Mark  be- 
zahlen. Insgesamt  habe  ich  für  die  eine  zertrümmerte  Hand- 
harmonika über  4000  Mark  bezahlt." 

Es  war  allgemeiner  Grundsatz,  daß  derjenige,  der  einen 
Schaden  verursachte,  ihn  auch  zu  ersetzen  hatte,  und  wenn 
er  es  absichtlich  getan  hatte,  so  konnte  er,  wie  oben  geschildert, 
mit  seinen  Verwandten  verkauft  werden.  Wenn  früher  jemand 
einen  anderen  zu  töten  versucht  hatte  —  er  hatte  auf  ihn  ge- 
schossen  oder    vorbeigeschossen  —  so  wurde    er    nur   auf   die 
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Dauer  eines  Jahres  angekettet  und  bekam  während  dieser  Zeit 
nur  schmale  Kost.  Wenn  jemand  einen  anderen  bestimmte, 
einen  Mord  zu  begehen  oder  eine  Körperverletzung  oder  einen 
Diebstahl,  so  wurde  nur  der  Anstifter  bestraft,  der  Täter 
selbst  hatte  kein  eigentliches  Unrecht  getan,  er  hatte  ja 
nur  das  getan,  was  der  andere  ihm  gesagt  hatte.  Wer 
einem  anderen  beim  Diebstahl  half,  wurde  ebenso  wie  der 
Dieb  bestraft.  Jetzt  wird  in  allen  Fällen  der  Täter  zum 
Bezirksamt  gebracht. 

Es  kam  früher  vielfach  vor,  daß  Leute  aus  der  Stadt  oder 
aus  dem  Landschaftsbezirk  ausgewiesen  wurden,  ohne  daß  sie 
gerade  verkauft  wurde,  z.  B.  wenn  jemand  nicht  dem  Häupt- 
ling gehorchte  oder  wiederholt  den  Häuptling  beschimpfte  oder 
sich  an  dessen  Frau  vergriff,  oder  das  Haus  ansteckte.  Dann 
rief  der  Häuptling  alle  Aeltesten  zusammen,  der  größte  Teil 
der  Bevölkerung  kam  gleichfalls  hinzu,  der  Häuptling  trug  die 
Angelegenheit  vor  und  man  entschied  dann  dahin,  der  Täter 
dürfte  nicht  mehr  in  der  Stadt  bleiben.  Dieser  Beschluß  wurde 
ihm  bekanntgegeben,  er  mußte  dann  sofort  die  Stadt  verlassen, 
ohne  daß  er  noch  die  Möglichkeit  hatte,  nach  Hause  zu  gehen; 
„blieb  er  länger  in  der  Stadt,  so  wurden  auch  die  anderen 
Leute  verdorben".  Auch  derjenige,  der  immer  Schulden  machte, 
so  daß  sich  seine  Verwandten  an  den  Häuptling  dieserhalb 
wandten,  wurde  aus  der  Stadt  gejagt.  In  beiden  Fällen  wurde 
dem  aus  der  Stadt  Gewiesenen  erklärt,  daß  er  getötet  würde, 
wenn  er  wieder  zurückkehrte.  Wenn  er  später  dann  doch  in 
die  Stadt  kam,  so  konnte  er  getötet  werden,  ohne  daß  eine 
Bestrafung  hierfür  erfolgte.  Man  sagte,  „der  Häuptling  hat 
ihn  getötet".  Die  Verwandten  wandten  sich  daher  auch  in 
diesem  Falle  nicht  an  den  Häuptling.  War  jemand  wegen 
Beleidigung  des  Häuptlings  aus  der  Stadt  verwiesen,  so  blieb 
er  doch  noch  Mitglied  seiner  Familie,  und  seine  Verwand- 
ten konnten  ihn  außerhalb  der  Stadt  besuchen.  Mußte  er 
Schulden  wegen  das  Land  verlassen ,  so  wurde  er  vollkommen 
aus  der  Familie  ausgestoßen,  diese  kam  nicht  wieder  mit  ihm 
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zusammen;   er  trat  auch-  nicht  wieder  in  den  Familienverband 
ein,  wenn  er  später  viel  Geld  verdient  hatte. 

Vergiftung  wurde  auch  mit  dem  Tode  bestraft,  und  zwar, 
wurde  der  Täter  verbrannt.  Er  wurde  mit  dem  Holz  von  dem 
Baume  Ehe  (die  Leute  nennen  es  Feuerholz,  weil  es  sehr  gut 
brennt)  umwunden,  außerdem  wurde  noch  ein  Topf  Oel  über 
das  Holz  gegossen  und  dieses  dann  angesteckt;  „der  Mann, 
der  einem  anderen  durch  Vergiftung  so  viel  Schmerzen  be- 
reitet hatte,  sollte  auch  unter  vielen  Schmerzen  sterben". 

Wenn  jemand  ein  unreifes  Mädchen  vergewaltigt  hatte  — 
ein  Mädchen  gilt  in  Anecho  als  reif,  wenn  es  dreimal  die  Regel 
gehabt  hat;  die  Entwicklung  der  Brüste  ist  für  diese  Be- 
stimmung ohne  Bedeutung  —  so  hatte  er  an  die  Eltern  ein 
Sklavenmädchen  zu  geben  und  außerdem  an  den  Häuptling 
•eine  Geldstrafe  zu  zahlen.  Die  Eltern  hatten  ferner  Anspruch 
auf  Auszahlung  des  Heiratsgeldes,  ohne  daß  das  Mädchen  dem 
Täter  zur  Frau  gegeben  zu  werden  brauchte.  Der  Täter  selbst 
wurde  so  lange  angekettet,  bis  das  Mädchen  wieder  völlig  her- 
gestellt war.  Starb  das  Mädchen  an  den  Folgen  der  Verge- 
waltigung, so  hatte  der  Täter  noch  300  Mark  für  die  Kosten 
-des  Totenfestes  beizusteuern.  Für  die  strafrechtliche  Beurtei- 
lung der  Notzucht  ist  ein  eigenartiger  Brauch  in  Woga  und 
Aheppe,  angeblich  auch  in  Palime  und  Keta  von  Bedeutung: 
Dort  beginnen  die  Mütter  bei  den  kleinen  Mädchen,  sobald  sie 
etwa  6  Monate  alt  geworden  sind,  die  Scheiden  mit  heißem 
Wasser  auszuwaschen  und  mit  dem  Finger  auszubohren,  „damit 
sie  rechtzeitig  mit  einem  Manne  schlafen  können  und  hierbei 
keine  Schmerzen  haben".  Sobald  die  Mädchen  etwas  älter 
geworden  sind  und  die  Finger  selbst  gebrauchen  können,  lernen 
sie  diese  Vorbereitung  für  die  späteren  ehelichen  Pflichten  selbst 
ausüben.  Ob  bei  einer  derartigen  Erziehungsmethode  überhaupt 
noch  von  einer  Notzucht  und  nicht  nur  von  einer  vis  haud 
ingrata  die  Rede  sein  kann,  dürfte  in  jedem  Einzelfall  aufs 
genaueste  zu  prüfen  sein.  Jedenfalls  entspricht  es  dieser  Mut- 
maßung, wenn  Notzucht,  begangen  an  einer  bereits  Deflorierten, 
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nur  dadurch  geahndet  wurde,  daß  der  Täter  nur  einige  Tage^ 
höchstens  einige  Wochen  angekettet  und  eventuell  auch  aus- 
gepeitscht wurde.     Eine  Vermögensstrafe  trat  nicht  ein. 

Wenn  früher  jemand  eine  Ziege  oder  ein  Schaf  gestohlen 
hatte,  wurde  ihm  die  Ziege  mit  einem  Strick  um  den  Hals 
gehängt  und  er  so  durch  die  Stadt  geführt,  damit  alle  Leute 
sahen,  daß  er  gestohlen  hatte.  Eine  weitere  Bestrafung  trat 
nicht  ein.  In  Woga  wandte  man  früher  folgende  Mittel  an, 
um  einen  des  Diebstahls  Verdächtigen  zum  Geständnis  zu 
bringen. 

Es  wurden  ihm  die  Hände  fest  mit  einem  Strick  zu- 
sammengebunden und  dann  der  Strick  naß  gemacht.  Infolge- 
dessen wurden  die  Hände  stark  aneinandergepreßt,  während 
die  Stricke  tief  in  das  Fleisch  einschnitten.  Wenn  der  Ver- 
dächtige so  von  10  Uhr  vormittags  bis  2  Uhr  nachmittags 
gebunden  war,  so  hätte  er  —  so  sagte  der  Häuptling  von 
Woga  —  in  jedem  Falle  gesagt,  er  wäre  der  Dieb  gewesen. 

Traten  fremde  Tiere  auf  eine  Farm  über,  so  war  der 
Eigentümer  der  Farm  verpflichtet,  zunächst  den  Eigentümer 
der  Tiere  zu  verwarnen,  im  Wiederholungsfalle  hatte  der 
Farmbesitzer  das  Recht,  die  Tiere  zu  erschießen.  Er  konnte 
sich  dann  selbst  von  dem  Tiere  eine  Keule  abschneiden  und 
mußte  den  Rest  auf  die  Straße  legen,  damit  der  Eigentümer 
das  Fleisch  finden  konnte.  Jetzt  ist  es  nicht  mehr  gestattet, 
die  übertretenden  Tiere  zu  töten;  sie  müssen  gefangen  und 
zum  Häuptling  gebracht  werden,  wo  der  Eigentümer  sie  wie- 
der auslösen  kann.  Geschieht  dies  innerhalb  dreier  Tage  nicht, 
so  können  sie  durch  den  Häuptling  versteigert  werden;  der 
Farmbesitzer  kann  aus  dem  Erlös  Entschädigung  für  den  ge- 
habten Schaden  verlangen.  Hatte  früher  ein  Sklave  einen 
Schaden  angerichtet,  so  mußte  der  Herr  dafür  bezahlen,  er 
konnte  aber,  wenn  die  geforderte  Entschädigung  zu  hoch  war, 
den  Sklaven  dem  Geschädigten  zum  Verkauf  abgeben  und 
wurde  dann  selbst  von  der  Haftung  frei.  Noch  jetzt  muß 
derjenige,    dessen  Tier   z.  B.  einen    Menschen    verwundet   hat 
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oder  einen  anderen  Schaden  angerichtet  hat,  für  den  Schaden 
aufkommen. 

Betrug  wird  scheinbar  wie  Diebstahl  bestraft.  „Wenn 
z.  B.  unberechtigterweise  Quaku  sich  von  Koffi  Geld  geben 
läßt  unter  der  Behauptung,  Quami,  der  Freund  des  Koffi  habe 
ihn  beauftragt,  so  wird  er  als  Dieb  bestraft."  Wer  absichtlich 
den  Fehler  eines  Tuches  verschweigt,  um  einen  höheren  Prei& 
zu  erzielen,  wird  nicht  bestraft,  wenn  nachher  der  Käufer  den 
Fehler  bemerkt.  Der  Käufer  hat  nur  das  Recht,  das  Tuch 
am  selben  Tage  zurückzugeben  und  den  gezahlten  Kaufpreis 
zurückzuverlangen.  Hehlerei  wurde  früher  nicht  bestraft,  da 
der  Hehler  „ja  nicht  selbst  gestohlen  hatte".  Es  kam  sogar 
sehr  häufig  vor,  daß  der  Hehler  den  Dieb  aufforderte,  ihm 
noch  mehr  Sachen  zu  bringen,  er  sagte,  „er  hätte  Glück,  daß 
er  sie  so  billig  kaufen  könne".  Eine  strafbare  Handlung 
erblickte  man  in  der  Ausnutzung  dieses  Vorteils  nicht.  Jetzt 
wird  auch  der  Hehler  dem  Bezirksamt  zur  Aburteilung  zu- 
geführt. 

Ehebruch  wird  an  der  Küste  nicht  bestraft.  Nach  Mezger 
jagt  jedoch  der  Ehemann  seine  Frau  fort.  Dagegen  muß  in 
den  entfernteren  Ortschaften  der  Ehebrecher  30  Mark  und 
2  Flaschen  Gin  an  den  Ehemann  geben.  Als  Grund  dafür, 
daß  an  der  Küste  eine  Bestrafung  nicht  eintritt,  wird  angegeben, 
daß  derjenige,  der  selbst  dafür  eine  Entschädigung  in  Geld 
nehmen  würde,  von  den  übrigen  Leuten  verspottet  würde, 
„er  behalte  eine  Frau,  die  sich  mit  einem  anderen  eingelassen 
hätte,  er  solle  sie  doch  wegjagen  und  eine  neue  nehmen". 
War  der  Ehebruch  innerhalb  der  Familie  begangen,  so  wurde 
der  Täter  gebunden  und  mit  Peitschen  verhauen.  Gehörten 
die  Beteiligten  verschiedenen  Familien  an,  so  pflegte  der  be- 
trogene Ehemann  einen  seiner  jüngeren  Familienmitglieder 
zuzureden,  er  solle  auch  versuchen,  eine  der  Frauen  des  Ehe- 
brechers zu  verführen.  Meist  gelang  das  sehr  bald  und  da- 
mit war  dem  Bedürfnis  nach  Vergeltung  ausreichend  Genüge 
getan. 
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Auch  im  Anechobezirk  herrscht  ganz  allgemein  Viel- 
weiberei und  auch  getaufte  Neger  pflegen  sich,  wenn  nicht 
offiziell,  so  doch  inoffiziell  mehrere  Frauen  zu  halten.  Manche 
reichen  Leute  sollen  bis  25  Frauen  haben.  Einer  der  Aeltesten 
von  Anecho  soll  sogar  83  Frauen  gehabt  haben.  „Jetzt 
aber,  wo  er  alt  geworden  ist,  sind  ihm  die  jungen  Frauen 
sämtlich  weggelaufen."  Die  meisten  Männer  haben  nur  zwei 
Frauen,  einige  wenige  nur  eine  oder  gar  keine  Frau.  Grund 
ist  dann  Armut  oder  Faulheit;  der  Mann  mag  nicht  für  ge- 
nügend Essen  sorgen.  In  den  Landbezirken  arbeiten  die  Frauen 
mit  in  der  Farm.  Die  Männer  machen  die  schwere  Arbeit, 
hauen  den  Busch  fort  und  roden  das  Land,  die  Frauen  tragen 
dann  das  Holz  und  den  abgehauenen  Busch  beiseite.  Yams- 
haufen  werden  von  beiden  gemeinsam  angelegt  und  ebenso 
beteiligen  sich  auch  beide  an  der  übrigen  Farmbestellung.  Li 
Anecho  treiben  die  Frauen  hauptsächlich  Handel,  indem  sie 
die  Waren  auf  den  Marktplätzen  verhökern.  Die  Männer  sind 
meist  als  Angestellte,  Händler  oder  Handwerker  abwesend. 
Im  übrigen  müssen  die  Frauen  für  die  Reinigung  des  Hofes 
sorgen  und  Wasser  holen,  das  Essen  kochen  und  die  Tücher 
waschen.  Sie  müssen  auch  der  Mutter  des  Mannes  helfen. 
Der  eigenen  Mutter  dürfen  sie  dagegen  ohne  besondere  Er- 
laubnis des  Mannes  nicht  helfen.  Wenn  der  Mann  die  Frau 
mit  den  vorgeschriebenen  Gebräuchen  und  Feierlichkeiten  ge- 
heiratet hat,  gehört  sie  auch  ganz  zu  ihm,  die  Mutter  der 
Frau  muß  daher  erst  den  Mann  fragen,  wenn  sie  ihre  Tochter 
in  irgend  einer  Weise  in  Anspruch  nehmen  will. 

Die  erste  Frau  ist  die  Oberfrau,  weil  sie  zuerst  zu  dem 
Manne  gekommen  ist  und  am  besten  seine  Wünsche  kennt. 
Macht  der  Mann  den  Frauen  Geschenke,  so  bekommt  sie  zu- 
erst die  Geschenke  und  erhält  auch  mehr  wie  die  übrigen. 
Sie  verteilt  dann  die  Geschenke  an  die  übrigen  Frauen.  Sie 
bestimmt  auch  die  von  ihnen  zu  leistenden  Arbeiten.  Die 
Oberfrau  hat  ein  Haus  für  sich,  die  übrigen  Frauen  wohnen, 
je  nachdem   der  Mann  Platz    hat,    zu    zweien    und   dreien   in 
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einem  Hause  zusammen.  In  den  Landbezirken  erhält  aber 
noch  jede  Frau  ihr  eigenes  Haus,  weil  dort  noch  viel  Platz 
auf  den  weit  angelegten  Höfen  vorhanden  ist,  die  Häuser  auch 
noch  nicht  viel  kosten. 

Die  Frauen  müssen  in  Anecho  zur  Erfüllung  der  ehelichen 
Pflichten  abwechselnd  in  das  Haus  des  Mannes  kommen,  die 
Oberfrau  hat  den  Anspruch ,  6  Nächte  bei  dem  Mann  zu 
schlafen,  die  übrigen  Frauen  schlafen  jede  nur  4  Nächte 
bei  ihrem  Ehemann.  Hat  einer  viele  Frauen,  so  vergehen 
eine  Anzahl  von  Monaten,  bis  eine  Frau  wieder  ihrem  Manne 
sich  hingeben  kann.  Die  den  Frauen  durch  diese  Bestimmung 
aufgezwungene  Enthaltsamkeit  ist  eine  der  Hauptursachen  für 
die  Fälle  von  Ehebruch,  und  das  Beispiel  der  verheirateten 
Frauen  wirkt  naturgemäß  in  gewisser  Weise  auf  die  Mädchen 
zurück.  In  den  Landbezirken  hat  die  Oberfrau  in  dieser  Be- 
ziehung keine  besonderen  Vorzugsrechte,  dort  geht  der  Ehe- 
mann zu  den  Frauen  ins  Haus  und  schläft  bei  jeder  Frau  je 
3  Nächte. 

Kinderverlobungen  sind  allgemein  üblich.  Freundschafts- 
verhältnisse zwischen  Knaben  und  Mädchen ,  wie  sie  oben 
bereits  geschildert  sind,  finden  sich  nur  in  den  Landbezirken, 
nicht  in  Anecho  selbst.  In  den  Landbezirken  kommt  es  auch 
vor,  daß  Kinder,  bevor  sie  geboren  sind,  einem  anderen  Kinde 
zur  Frau  versprochen  werden.  Im  allgemeinen  werden  die 
Mädchen  aber  erst  einem  Manne  versprochen,  wenn  sie  etwa 
S — 10  Jahre  alt  sind.  In  Anecho  schickt  der  Mann,  der 
das  Mädchen  heiraten  will,  eine  Frau  aus  der  Verwandtschaft 
seines  Vaters  zu  der  Mutter  des  Mädchens.  Ist  diese  mit  der 
Werbung  einverstanden,  so  schickt  sie  die  Freiwerberin  zu 
ihrem  Manne,  um  mit  ihm  das  weitere  zu  veranlassen.  In 
den  Landbezirken  geht  die  Mutter  des  jungen  Mannes  zuerst 
zu  der  Mutter  des  Mädchens,  nachher  wird  auch  das  Einver- 
ständnis des  Vaters  des  Mädchens  eingeholt.  Hierauf  schickt 
der  junge  Mann  an  die  Eltern  seiner  zukünftigen  Frau  Geschenke, 
für    deren    Umfang   jedoch   in    den    Landbezirken    keine    fest- 
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stehenden  Regeln  bestehen.  In  Anecho  dagegen  haben  sich 
schon  ganz  bestimmte  Gebräuche  herausgebildet.  Früher  gab 
man  520  Kauris  und  ein  kleines  Tuch  von  ganz  bestimmter 
Farbe,  „es  sieht  aus  wie  Perlhuhnfedern",  für  das  Mädchen 
und  außerdem  6  Flaschen  Schnaps  und  einige  Blätter 
vom  Akrikobaume.  Diese  wurden  dann  zusammen  mit  dem 
Tuch  auf  der  Vorderseite  des  Hauses  oberhalb  der  Tür  auf 
das  Dach  gelegt,  damit  jeder  sehen  konnte,  daß  das  Mädchen 
schon  verlobt  war.  Das  Tuch  wurde  nachher  weggenommen, 
die  Blätter  blieben  aber  zum  Zeichen  der  Verlobung  liegen. 
Jetzt  werden  in  Anecho  zunächst  bei  der  Verlobung  52  Mark 
an  die  Eltern  gezahlt.  Der  Bräutigam  muß,  .wenn  das  Mäd- 
chen erwachsen  ist,  dessen  Eltern  bei  der  Ausbesserung  des 
Daches  oder  bei  dem  Bau  eines  neuen  Hauses  helfen.  Weitere 
Verpflichtungen  bestehen  nicht.  Ist  das  Mädchen  nun  er- 
wachsen, so  daß  der  Bräutigam  es  zur  Frau  haben  will,  so 
mußte  er  früher  6  Weibertücher  (damals  im  Werte  von 
etwa  je  2  Mark),  80  000  Kauris  (gleich  20  Mark),  zwei  blaue 
Schmuckperlen,  von  den  berühmten,  aus  der  Erde  gegrabenen 
Perlen  (im  Werte  von  je  12 — 20  Mark),  zwei  seidene  Kopf- 
tücher (a  4  Mark),  ein  Paar  goldene  Ohrringe  (zu  12  Mark)^ 
und  außerdem  ein  Tuch  für  die  Mutter  (zum  Werte  von 
2  Mark)  und  12  Flaschen  Schnaps  (ä  500  Kauris)  für  den 
Vater  geben.  Es  wurde  also  früher  etwa  80  Mark  gezahlt; 
unter  Berücksichtigung  des  damaligen  höheren  Wertes  der 
Kauris  konnte  sich  der  Gesamtbetrag  auch  auf  90 — 100  Mark 
stellen.  Jetzt  sind  die  Preise  viel  höhere  geworden.  Die 
jungen  Leute  drängen  sich  danach,  möglichst  viel  zu  bezahlen, 
damit  die  Leute  den  Bewerber  für  reicher  halten  als  einen 
anderen.  Der  Preis  für  ein  Mädchen  beträgt  jetzt  etwa 
64  Mark  in  barem  Gelde,  und  etwa  120  Mark  in  Tüchern 
und  Perlen.  Vor  allem  hat  sich  aber  das  zu  liefernde  Schnaps- 
quantum auf  eine  Kiste  Gin  und  eine  Kiste  Muskat  (zu 
12  Flaschen  im  Werte  von  80  Pfennigen  die  Flasche)  und 
ein    Demijohn   Rum    erhöht.     Ferner   muß   der  Bräutigam    an 
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das  Mädchen,  bis  es  erwachsen  ist,  monatlich  2  Mark  Essen- 
geld bezahlen,  und  außerdem  muß  er  die  gesamten  Kosten 
des  Hochzeitsfestes  tragen.  Für  die  reichen  jungen  Leute,  die 
jetzt  schon  als  Handlungsgehilfen  oder  Angestellte  der  Re- 
gierung viel  Geld  verdienen,  betragen  die  Kosten  des  Festes 
bis  zu  300  Mark.  Diese  hohe  Kosten  entstehen  hauptsächlich 
für  Essen  und  Getränke  für  die  große  Zahl  der  Gäste.  In 
ärmeren  Familien  werden  aber  nur  einige  Flaschen  Schnaps 
als  Festgabe  gegeben.  Bei  großen  Hochzeiten  schickt  der 
Bräutigam  an  dem  Hochzeitsabend  zunächst  zwei  Frauen  aus 
seiner  Verwandtschaft,  jede  mit  einer  Laterne  versehen,  zum 
Hause  des  Mädchens,  nach  etwa  10  Minuten  zwei  andere 
Frauen  und  so  fort,  bis  alle  seine  Verwandten  am  Hause  seiner 
Braut  versammelt  sind.  Ebenso  kommen  die  Frauen  aus  der 
Verwandtschaft  des  Mädchens,  auch  sie  sämtlich  mit  Laternen 
versehen,  dort  zusammen,  sie  nehmen  dann  die  Braut  in  die 
Mitte  und  bringen  sie  zum  Hause  des  Bräutigams.  Dieser 
hat  hier  ein  Essen  vorbereiten  lassen,  zu  dem  inzwischen  auch 
die  männlichen  Verwandten  sich  eingefunden  haben.  Früher 
war  es  üblich,  daß  die  Gäste  nur  etwa  eine  Stunde  zusammen- 
blieben und  dann  das  junge  Paar  allein  ließen.  Geschossen 
wurde  nicht.  Jetzt  pflegen  die  Verwandten  in  einem  besonderen 
Räume  sich  an  dem  Essen  und  den  Getränken  gütlich  zu  tun. 
In  einem  anderen  Raum  vollzieht  das  junge  Paar  den  Bei- 
schlaf. Hierauf  meldet  der  Ehemann  den  wartenden  Ver- 
wandten, ob  seine  Frau  noch  „ganz"  d.  h.  unberührt,  oder  ob 
„sie  nicht  zu  Hause*  d.  h.  bereits  defloriert  war.  Im  ersten 
Falle  feiern  die  Verwandten  mit  dem  Ehemann  die  ganze 
Nacht  hindurch.  Die  junge  Frau  bleibt  im  Hochzeitsraum; 
zu  ihr  gehen  die  Frauen  der  Verwandtschaft,  beglückwünschen 
sie,  daß  sie  ein  gutes  Mädchen  war  und  zeigen  nachher  allen 
Anwesenden  das  blutbefleckte  Tuch,  das  man  vorher  auf  die 
Lagerstätte  gebreitet  hatte,  um  eventuell  das  Blut  aufzufangen. 
„Alle  Leute  sollen  sehen,  daß  sie  bis  zu  dieser  Nacht  noch  un- 
berührt war."    Häufig  kommt  es  aber  vor,  daß  dieses  Tuch  im 
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Interesse  des  Mädchens,  aber  auch  des  Ehemanns,  den  es  in  den 
Augen  seiner  Verwandten  hebt,  wenn  er  ein  unberührtes  Mäd- 
chen zur  Frau  nimmt,  nachträglich  mit  Hühnerblut  gefärbt  wird. 
Wird  festgestellt,  daß  die  Frau  schon  vorher  mit  anderen 
Männern  verkehrt  hatte,  so  gehen  die  Verwandten  sehr  bald 
nach  Hause.  Wird  ihr  im  ersten  Falle  am  folgenden  Tage 
der  Hals  mit  weißer  Farbe  bestrichen,  so  geschieht  es  dann 
mit  schwarzem  Ruß.  Der  vom  Ehemann  zu  zahlende  Kauf- 
preis vermindert  sich  nicht  unerheblich.  Nach  Mezger  ist 
sogar  vor  einiger  Zeit  ein  Fall  vorgekommen,  wo  der  zu- 
künftige Ehemann  für  berechtigt  erklärt  wurde,  das  deflorierte 
Mädchen  seinen  Eltern  zurückzuschicken  und  seine  Hochzeits- 
gabe wieder  zu  verlangen. 

In  den  Landbezirken  finden  keine  besonderen  Festlich- 
keiten statt.  Die  Mutter  des  Mädchens  läßt  dem  jungen  Mann 
sagen,  er  solle  doch  abends  etwas  zu  ihm  kommen.  Der  Auf- 
forderung kommt  der  Bewerber  einige  Tage  nach.  Alsdann 
nimmt  er  das  Mädchen  des  Abends  mit  in  seine  Hütte  und 
beschläft  es.  Das  Mädchen  geht  aber  noch  in  derselben  Nacht 
nach  Hause  zurück.  Dies  wiederholt  sich  jede  Nacht,  bis  das 
Mädchen  schwanger  wird.  Erst  dann  kommt  sie  dauernd  in 
das  Haus  ihres  Ehemannes.  In  den  Landbezirken  wird  auch 
auf  die  Unberührtheit  des  Mädchens  kein  Wert  gelegt.  Der 
Kaufpreis  für  das  Mädchen  wird  durch  die  vorherige  Deflo- 
ration nicht  beeinträchtigt,  irgendwelche  sonstigen  Folgen 
treten  gleichfalls  nicht  ein.  Während  der  Verlobungszeit  schickt 
der  Bräutigam  zuweilen  Essen  an  das  Mädchen  und  deren 
Eltern,  gibt  vor  allen  Dingen  von  dem  Ertrage  seiner  Farm 
einen  Teil  an  seine  zukünftige  Schwiegermutter  und  muß  sich 
außerdem  an  den  Totenfesten  für  die  Verwandten  des  Mäd- 
chens beteiligen.  Andererseits  kann  auch  er  verlangen,  daß 
seine  zukünftige  Frau  ihm  bei  der  Farmbestellung  hilft.  Auch 
pflegt  die  Mutter  der  Braut  ihren  Schwiegersohn  um  Geld 
anzubetteln,  und  es  ist  dann  üblich,  daß  dieser  dem  Wunsche 
nachkommt,  so  daß  manchmal  die  bezahlten  Beträge  im  Laufe 
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der  Jahre  bis  zu  300  Mark  betragen.    Bei  der  Hochzeit  wird 
aber  keine  bestimmte  Summe  bezahlt. 

Die  Ehen  sind  verboten  zwischen  Kindern  desselben  Vaters, 
auch  wenn  die  Mütter  verschieden  sind,  ferner  zwischen  Onkel 
und  Nichte  und  Tante  und  NefiPe.  Auch  können  die  Söhne 
nicht  die  Frauen  ihres  Vaters  heiraten,  wohl  aber  können 
ein  Bruder  die  Frau  seines  Bruders  und  Vetter  und  Cousine 
sich  heiraten. 

Es  kommt  selten  vor,  daß  der  Mann  die  Frau  wegjagt, 
weil  sie  ihm  eben  so  viel  Geld  gekostet  hat.  Tut  er  es  doch, 
so  kann  er  die  früher  gezahlte  Summe  nicht  von  dem  neuen 
Ehemann  zurückverlangen ;  andererseits  hat  er  dieses  Recht, 
wenn  die  Frau  ihn  gegen  seinen  Willen  verläßt.  In  Anecho 
verlangte  bisher  der  Mann  auch  dann  nicht  das  Geld  zurück, 
wenn  die  Frau  ihm  weggelaufen  war.  In  letzter  Zeit  macht 
sich  jedoch  eine  Strömung  bemerkbar,  dem  Beispiel  der  Land- 
bezirke zu  folgen,  weil  bedeutend  höhere  Beträge  als  früher 
für  die  Frauen  gezahlt  werden  und  die  Frauen  jetzt  viel  häu- 
figer von  ihren  Männern  fortlaufen,  wenn  sie  glauben,  daß 
der  bisherige  Mann  nicht  genügend  Tücher  und  andere  Sachen 
geschenkt  hat,  und  sie  von  einem  anderen  Manne  in  dieser 
Beziehung  mehr  erhoffen.  Außer  dem  in  bar  gezahlten  Gelde 
kann  der  Mann  die  Sachen,  die  er  seiner  Frau  geschenkt 
hat,  zurückverlangen.  Ein  Recht,  die  Rückkehr  der  Frau  zu 
fordern ,  besteht  nicht.  Der  Mann  ruft  aber  zuweilen  die 
Vermittlung  der  Eltern  an,  um  die  Rückkehr  seiner  Frau  zu 
erreichen. 

Nach  der  Geburt  muß  das  Kind  7  Tage  im  Hause  der 
Eltern  bleiben.  Es  gibt  alte,  kluge  Frauen,  die  gewerbs- 
mäßig den  Müttern  bei  der  Niederkunft  behilflich  sind.  Am 
ersten  gleichen  Wochentage  kommen  morgens  um  6  Uhr  alle 
Verwandten  vor  dem  Hause  der  jungen  Mutter  zusammen. 
Einer  von  ihnen,  der  an  demselben  Wochentage  geboren  ist, 
gießt  eine  Kalabasse  Wasser  auf  das  Dach  des  Hauses  und 
hält  das  Kind   unter  die   herabfallenden  Tropfen.     Dann   legt 
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er  es  auf  den  Boden,  nimmt  etwas  Wasser  aus  der  Kalabasse 
in  den  Mund  und  pustet  es  dreimal  über  das  Kind.  Hierbei 
wünscht  er  dem  Kinde  langes  Leben,  gute  Gesundheit  und 
viel  Glück  und  fügt  hinzu,  daß  es  immer  seinen  Eltern  gehor- 
sam sein  solle.  Auch  die  Landbezirke  haben  ähnliche  Ge- 
bräuche, jedoch  ist  es  nicht  nötig,  daß  es  gerade  ein  Mann 
ist,  der  die  Prozedur  vornimmt. 

Zwillinge  gelten  als  Fetischkinder.  Nach  der  Geburt 
müssen  4  Frauen,  die  auch  schon  Zwillinge  geboren  haben, 
Blätter  von  den  Sträuchern  Boti  und  Anyanyra  holen  und  sie 
mit  Eiern  und  Bohnen  in  Wasser  kochen.  Alle  Frauen,  die 
schon  einmal  Zwillinge  geboren  haben,  kommen  zusammen  und 
verzehren  gemeinsam  diese  Speise.  Die  Eltern  erhalten  zwei 
Büflfelhörner  als  Fetischgeschenke.  Der  Vater  muß  bestimmte 
Perlen:  eine  schwarze,  eine  rote  und  eine  weiße  am  rechten 
Handgelenk  tragen.  Die  Büffelhörner  werden  in  einer  Ecke 
des  Hauses  aufgestellt.  Wird  jemand  aus  der  Familie  krank, 
legt  er  Geschenke  für  den  Fetisch  vor  die  Büffelhörner.  Die 
Fetischkinder,  die  Zwillinge,  sollen  dann  den  Fetisch  wieder 
versöhnen.  In  jedem  Jahre  müssen  hierauf  die  Frauen,  die 
Zwillinge  geboren  haben,  wieder  zusammenkommen  und  das 
oben  geschilderte  Gericht  gemeinsam  verzehren.  —  Die  Knaben 
werden  z.  T.  beschnitten,  in  den  Landbezirken  ist  es  die  Regel, 
die  Mädchen  werden  nirgends  beschnitten. 

Annahme  an  Kindesstatt  ist  unbekannt.  Es  kommt  aber 
vor,  daß  jemand,  der  keine  Kinder  hat,  ein  Kind  seiner  Ver- 
wandtschaft zu  sich  nimmt.  Dieses  braucht  aber  nicht  dauernd 
bei  ihm  zu  bleiben,  kann  vielmehr,  sobald  es  erwachsen  ist, 
sein  Haus  verlassen  und  erbt  jedenfalls  von  ihm  nicht. 

Stirbt  jemand,  so  findet  auch  hier  eine  Bahr-  oder  Leichen- 
probe statt,  um  zu  ermitteln,  wer  an  dem  Tode  schuld  ist.  In 
Anecho  wird  der  Leichnam  zwar  auch  durch  die  Stadt  getragen, 
und  es  werden  viele  Gewehre  dabei  abgeschossen,  man  will 
aber  nicht  mehr  die  Ursache  des  Todes  zu  ermitteln  suchen 
und   auch    früher   soll    dieses  Herumtragen    der  Leichen  nicht 
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einen  derartigen  Zweck  gehabt  haben.  Die  Anecholeute  gingen 
früher  nur  zu  dem  Adelepriester.  Dieser  stellte  zunächst  da- 
durch, daß  er  einem  Huhn  Gift  eingab,  je  nachdem  es  starb 
oder  nicht  starb,  fest,  ob  der  Verdächtige  an  dem  Tode  schuld 
sei  oder  nicht.  War  das  Huhn  gestorben  und  somit  die  Schuld 
erwiesen,  so  mußte  der  Verdächtige,  wenn  er  sie  noch  leugnete, 
sich  selbst  der  Giftprobe  unterwerfen.  Er  starb,  wenn  er  tat- 
sächlich daran  schuld  war,  anderenfalls  brach  er  das  Gift  wieder 
aus.  Jetzt  sollen  im  ganzen  Anechobezirk  derartige  Gift-  und 
Bahrproben  zur  Feststellung  desjenigen,  der  den  Tod  eines 
anderen  verursacht  hat,  nicht  mehr  üblich  sein.  Wohl  ist  der 
Glaube  hieran  noch  weit  verbreitet,  und  die  Familie  des  Ge- 
storbenen schimpft  unter  sich  über  den,  der  nach  ihrer  Ansicht 
an  dem  Tode  schuld  ist,  und  bittet  den  Fetisch,  diesen  doch 
auch  jetzt  sterben  zu  lassen.  Sie  hütet  sich  aber  wohl,  der- 
artige Aeußerungen  und  Wünsche  zu  Ohren  des  Verdächtigen 
kommen  zu  lassen,  da  dieser  sie  alsdann  dem  Bezirksamt  an- 
zeigen und  ihre  Bestrafung  bewirken  würde.  —  Die  Toten 
werden  im  Hause  begraben.  Sind  es  noch  kleine  Kinder,  so 
werden  sie  auf  dem  Hof  bestattet.  Die  Aheppeleute  dagegen 
begraben  alle  ihre  Toten  im  Busch.  Die  übrigen  Anecholeute 
geben  als  Grund  dafür,  daß  sie  die  Leute  im  Zimmer  begraben, 
an,  daß  sie  früher  die  Toten  auch  im  Busch  begraben  hätten, 
dann  wären  sie  aber  immer  wieder  von  Hyänen  ausgescharrt 
worden.  Wurde  früher  jemand  vom  Blitz  erschlagen,  so  wurde 
er  nicht  begraben,  sondern  auf  ein  Holzgestell  im  Busch  gelegt. 
Würde  man  ihn  im  Hause  begraben  haben,  so  würde  der  Blitz- 
fetisch seine  Angehörigen  erschlagen  und  das  Haus  in  Brand 
setzen.  Noch  jetzt  wird  unterschieden,  ob  jemand  eines  natür- 
lichen Todes  gestorben  ist  oder  nicht.  Nur  die  ersten  werden 
im  Hause  begraben,  die  übrigen  werden  in  ein  weißes  Tuch 
gewickelt,  in  eine  Kiste  gelegt  und  im  Busch  bestattet.  Ebenso 
verfährt  man  mit  demjenigen,  der  an  einer  bösen  Krankheit 
gestorben  ist.  Auch  derjenige,  der  Schulden  hatte,  wurde  früher 
nicht  begraben,  sondern  in  ähnlicher  Weise  wie  der  vom  Blitz 
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Erschlagene  auf  ein  Gestell  im  Busch  gelegt.  Wer  ihn  dann 
begrub,  mußte  seine  Schulden  bezahlen.  Jetzt  werden  aber 
auch  schon  die  Schuldner  begraben.  Es  besteht  allgemein  der 
Glaube,  daß  die  Geister  der  Verstorbenen,  die  Noanni,  unter 
den  Lebenden  weilen.  Sie  wohnen  alle  in  einem  Orte  Njome, 
von  den  Aheppe- Leuten  Tscheope  genannt.  „Njome  ist  ganz 
tief  in  der  Erde  drinnen.  Manche  Fetischleute  behaupten  auch, 
daß  sie  die  Noanni  sehen  können,  irgendwelche  andere  Leute 
können  sie  aber  sicher  nicht  sehen.  Sie  träumen  nur  von  ihnen 
und  sagen  dann,  sie  hätten  die  Noanni  gesehen.  Wenn  jemand 
auf  Erden  ein  guter  Mann  war,  dann  setzt  ihn  Mawu  wieder 
in  den  Leib  einer  Frau  und  läßt  ihn  wieder  Mensch  werden. 
Wenn  er  aber  ein  schlechter  Mann  auf  Erden  war,  so  bleibt 
er  immer  in  Njome.  Dort  ist  ein  großer  Häuptling  der  Noanni^ 
der  ihn  dann  in  Ketten  legt  und  ihn  immer  angekettet  hält. 
Ist  jemand  schon  längere  Zeit  in  Njome  gewesen,  so  stirbt  er 
noch  einmal  und  gelangt  nun  nach  Kumalefi,  einem  Ort  noch 
tiefer  in  der  Erde.  Dort  sind  alle  für  immer  tot  und  kommen 
nicht  wieder  zur  Erde  zurück.  Auch  die  Noanni  kommen  nur 
noch  einmal  zur  Erde  zurück,  um  Mensch  zu  werden.  Sind 
sie  dann  ein  zweites  Mal  als  Mensch  gestorben,  so  kommen  sie 
zunächst  auch  wieder  nach  Njome  und  kehren  erst,  wenn  sie 
auch  hier  verschieden  sind,  in  Kumalefi  ein.  In  Njome  ist  es 
genau  so  wie  auf  der  Erde,  nur  sprechen  die  Noanni  nicht  wie 
die  Bewohner  der  Erdoberfläche,  sie  sprechen  nur  unartikulierte 
Laute  durch  die  Nase.  (Der  eine  Häuptling  machte  es  sehr 
schön  vor.)  Kinder  machen  nachts  zuweilen  so,  um  andere 
Kinder,  die  mit  ihnen  zusammen  schlafen,  zu  erschrecken." 

Wenn  der  Verstorbene  einen  großen  Wasserbruch  hatte, 
so  wurden  ihm  die  Hoden  abgeschnitten,  in  eine  Kalebasse 
gelegt  und  an  einer  anderen  Stelle  im  Hause,  jedenfalls  nicht 
mit  dem  Toten  in  demselben  Loche,  begraben.  Man  will  da- 
durch verhindern,  daß,  wenn  der  Tote  noch  einmal  zur  Erde 
zurückkehrt,  er  wieder  mit  diesem  Leiden  behaftet  ist. 
Der   Dolmetscher   Wilhelm    Atingle    erzählte   mir   noch    einen 
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anderen  Brauch,  den  die  übrigen  Anecholeute  bestätigten. 
„Früher  wurde  den  Toten  der  Mund  mit  Wasser  ausgewaschen 
und  das  Wasser  aufgehoben.  Meldete  sich  dann  später  jemand 
mit  Forderungen  gegen  den  Nachlaß,  ohne  daß  deren  Bestand 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  konnte,  so  erhielt  der  Gläubiger 
den  Geldbetrag  von  den  Erben  nur,  wenn  er  das  Wasser  trank." 
Totenfeste  sind  ganz  allgemein.  Sie  dauern  in  Anecho, 
wenn  ein  Häuptling  gestorben  ist,  16  Tage,  in  den  anderen 
Ortschaften  beim  Tode  eines  Häuptlings  8 — 10  Tage.  Ist  ein 
Mitglied  einer  der  übrigen  großen  Familien  in  Anecho  ge- 
storben, so  dauern  sie  8  Tage,  sonst  nur  3  Tage.  Diese  großen 
Totenfeste  werden  aber  nicht  unmittelbar  nach  dem  Tode 
gefeiert.  Dann  findet  im  allgemeinen  nur  eine  kleine  Fest- 
lichkeit statt.  Sobald  jemand  in  der  Familie  gestorben  ist, 
spart  diese  erst  1 — 2  Jahre,  bis  genügend  Geld  vorhanden  ist, 
um  ein  großes  Totenfest  feiern  zu  können.  Für  die  Frauen 
finden  die  gleichen  Feste  statt,  jedoch  im  allgemeinen  nicht 
länger  als  8  Tage;  nur  wenn  es  Fetischfrauen  sind,  zuweilen 
auch  16  Tage.  Die  Feste  bestehen  in  großen  Schmausereien 
und  Gelagen  mit  Spielen  und  Tänzen.  Bis  zur  Feier  des  großen 
Totenfestes  legt  man  kein  gutes  Gewand  an  und  trägt  nur 
dunkle  Tücher.  Nach  Beendigung  des  Festes  schmückt  man 
sich  mit  den  besten  Kleidern  und  legt  sämtliche  Schmucksachen 
an.  Alsbald  nach  dem  Tode  scheren  sich  die  Leute  den  Kopf 
vollkommen,  nur  auf  der  linken  oberen  Kopfseite  bleibt  ein 
kleiner  Büschel  Haar  stehen,  damit  der  Fetischpriester  im 
Krankheitsfalle  dort  eine  Medizin  anbinden  kann.  „Für  viele 
Medizinen  ist  es  notwendig,  an  das  Kopfhaar  angebunden  zu 
werden,  um  wirksam  zu  sein.  Deshalb  lassen  sämtliche  Leute 
diese  eine  Locke  immer  wachsen."  Als  Grund  für  die  Toten- 
feste wird  angegeben,  man  wolle  anderen  Leuten  zeigen,  daß 
der  Verstorbene  ein  fleißiger  Mann  gewesen  sei,  viel  gearbeitet 
habe,  auch  Geld  gespart  habe.  Es  falle  daher  nicht  ins 
Gewicht,  daß  auch  die  übrigen  Verwandten  Beiträge  zur  Be- 
streitung der  Kosten  leisten.     Ein  Glaube,  daß  der  Tote  etwa 
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selbst  an  dem  Feste  teilnimmt  oder  während  des  Festes  gesehen 
werden  kann,  besteht  nicht.  Auch  im  Anecho-Bezirk  werden 
anläßlich  des  Totenfestes  vielfach  Gewehre  abgeschossen ;  an- 
geblich dient  das  Schießen  nur  dazu,  allgemein  bekannt  zu 
machen,  daß  ein  Totenfest  stattfindet,  und  den  eigenen  Reich- 
tum, der  gestattet,  so  viel  Pulver  zu  verschießen,  zu  zeigen. 
Entschieden  bestritten  wird,  daß  man  mit  dem  Schießen  die 
bösen  Geister  wegjagen  wolle.  Um  das  zu  erreichen,  wird  bei 
dem  großen  Totenfeste  eine  „Medizin  gemacht".  Der  Schädel 
eines  Hundes  wird  auf  2  etwa  40  cm  lange  Stöcke  gebunden. 
Bei  dem  Anbinden  des  Schädels  sagt  man:  „Böser  Geist,  ich 
habe  dich  schon  ganz  fest  gebunden,  der  Zwillingsfetisch  hilft 
mir,  daß  die  Medizin  gut  ist."  Dann  werden  die  beiden  Stöcke 
in  die  Erde  gesteckt,  wobei  man  den  Fetisch  noch  beschwört: 
„Die  Gewehre  sollen  nicht  springen  und  keine  Leute  töten." 
Die  Stöcke  bleiben  dann  auf  dem  Platz,  wo  die  Gewehre  ab- 
geschossen werden,  bis  das  Totenfest  vorbei  ist. 

Im  Falle  des  Todes  einer  Person  gehört  das  Farmland 
und  das  Haus,  in  Anecho  auch  die  Häuser,  die  er  noch  etwa 
in  eigenem  Besitz  hat,  den  eigenen  Kindern.  In  den  Land- 
bezirken dagegen  gehören  aus  eigenem  Verdienst  erworbene 
Farmländereien  und  Häuser  den  Schwesterkindern.  Der  älteste 
Sohn  muß  Gehöft  und  Farmland  in  Besitz  nehmen,  den  übrigen 
Kindern  ist  es  aber  gestattet,  gleich  diesem  im  Lande  Farm 
zu  machen  und  sich  Häuser  zu  bauen.  Ist  der  älteste  Sohn 
noch  zu  klein,  so  nimmt  der  älteste  wirkliche  Bruder  des  Ver- 
storbenen die  Sachen  so  lange  in  Besitz,  bis  der  Sohn  heran- 
gewachsen ist.  Sämtliche  übrige  bewegliche  Habe  erhalten 
die  Kinder  aller  Schwestern,  die  dieselbe  Mutter  wie  der  Ver- 
storbene haben.  Sie  wird  gleichmäßig  unter  die  Kinder  der 
Schwestern  verteilt.  Zur  Begründung  dieses  Neffenerbrechts 
wurden  folgende  Geschichten  erzählt:  „Vor  langen  Jahren  wollte 
ein  Häuptling  Krieg  führen.  Er  hatte  aber  kein  Geld.  Da 
wollte  er  seinen  Sohn  verpfänden,  um  Geld  zu  bekommen. 
Dieser   widersetzte   sich  jedoch  und  mt©kii.4iißVervvandten  er- 
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hoben  Einspruch.  Da  gab  die  Schwester  des  Häuptlings  diesem 
den  eigenen  Sohn  zur  Verpfändung.  Seitdem  bestimmte  der 
Häuptling,  daß  für  die  eigene  Habe  stets  die  Schwesterkinder 
Erben  sein  sollten."  Eine  andere  Erzählung  ist  folgende:  „Als 
die  Anä-Leute  von  Accra  nach  Anecho  einwanderten,  hatten 
sie  noch  das  Erbrecht  der  Söhne.  Nun  baute  sich  ein  Mann 
in  Adjido  ein  Haus  mit  Glasfenstern,  die  damals  noch  sehr 
teuer  waren.  Da  kam  einer  seiner  Freunde  zu  ihm  zum  Besuch 
und  zerschlug  aus  Versehen  die  Scheiben  mit  seinem  Spazier- 
stock. Der  Eigentümer  verlangte  als  Ersatz  einen  Sklaven. 
Der  Besucher  hatte  aber  keinen  Sklaven,  so  gab  er  seinen 
eigenen  Sohn  dahin.  Nun  kamen  sämtliche  Verwandten  und  die 
Frau  des  Sohnes,  baten  für  diesen  und  protestierten  gegen  dessen 
Hingabe.  Da  überließ  die  Schwester  des  Freundes  diesem  ihren 
eigenen  Sohn,  um  sich  von  der  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatz zu  befreien.  Aus  Dankbarkeit  bestimmte  er,  daß  seine 
Schwesterkinder  seine  Erben  werden  sollten.  Dieser  Vorgang 
wurde  dann  zur  allgemeinen  Regel."  —  Sind  keine  Schwestern 
des  Verstorbenen  vorhanden,  so  erhalten  die  Sachen  die  Ver- 
wandten der  Mutter  und  erst  in  Ermangelung  von  solchen  die 
eigenen  Kinder.  Die  Frauen  erben  nichts  von  dem  Vermögen 
ihres  Ehemannes.  Sind  keine  eigenen  Kinder  vorhanden,  so  fällt 
das  Farmland  und  die  Häuser  an  die  Brüder  des  Erblassers  und, 
wenn  solche  nicht  vorhanden  sind,  an  die  Kinder  der  Schwestern. 
In  Aheppe  dagegen  fällt  sämtliches  Vermögen  an  die  Kinder, 
und  nur  wenn  der  Tote  keine  eigenen  Kinder  hat,  erhält  der 
älteste  von  den  Brüdern  des  Verstorbenen  die  ganzen  Sachen. 
Er  hat  auch  die  Pflichten  eines  Vormundes,  wenn  die  Kinder 
des  Erblassers  noch  zu  klein  sind,  zu  übernehmen.  Die  Frauen 
können,  nachdem  die  Trauerzeit  für  sie  vorüber  ist  (4 — 6  Monate 
nach  dem  großen  Totenfest),  heiraten,  wen  sie  wollen.  Sie 
können  so  auch  Verwandte  des  Mannes  heiraten.  Diese  brauchen 
dann  nicht  an  die  Familie  des  Verstorbenen  das  früher  von 
diesem  gezahlte  Heiratsgut  zurückzuzahlen. 

In  Anecho  kommt  es  jetzt  schon  häufig  vor,  daß  die  Eltern 
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bei  Lebzeiten  bestimmen,  die  Söhne  sollen  das  ganze  Vermögen 
bekommen.  Der  Erblasser  hat  auch  das  Recht,  festzusetzen, 
daß  einer  von  den  Söhnen  nichts  von  seinem  Nachlaß  erhalten 
soll.  Er  ruft  dann  morgens  ganz  früh  alle  Verwandten  zu- 
sammen und  teilt  ihnen  seinen  Entschluß  mit.  Besondere 
Formen  sind  sonst  nicht  vorgeschrieben.  Alle  Kinder  können 
jedoch  nicht  enterbt  werden.  Einer  muß  immer  das  Familien- 
eiffentum  erhalten.  Als  Grund  für  Enterben  des  ältesten  Sohnes 
wird  angegeben,  daß  der  älteste  Sohn  immer  trinkt  oder  spielt 
oder  stiehlt.  In  Anecho  gibt  es  auch  eine  Art  Vermächtnis. 
Leute,  die  nicht  zur  Verwandtschaft  gehören,  aber  sich  Ver- 
dienste um  den  Erblasser  erworben  haben,  können  bestimmte 
Gegenstände  oder  Summen  zugewiesen  erhalten.  Entweder 
schenkt  ihm  der  Erblasser  diese  Sachen  schon  bei  Lebzeiten, 
oder  aber  er  ruft  seinen  Sohn,  Verwandte  und  Freunde  wieder 
morgens  in  der  Frühe  zusammen  und  teilt  ihnen  mit,  was  der 
Betreffende  erhalten  soll.  Will  der  Erblasser  aus  seinem  Ver- 
mögen einem  anderen  eine  Zuwendung  machen,  so  muß  er  ihm 
dies  bei  Lebzeiten  schenken. 

Den  Nachlaß  der  Frau  erhalten  deren  Verwandte.  Der 
Mann  bekommt  nichts,  auch  nicht  die  Geschenke,  die  er  der 
Frau  gemacht  hat.  In  Anecho  besteht  für  die  Schwestern  und 
Brüder  der  Frau  die  Verpflichtung,  etwas  an  deren  Kinder  zu 
schenken.  In  den  Landbezirken  geschieht  dies  in  der  Regel, 
eine  Pflicht  hierzu  besteht  aber  nicht.  Bei  dem  Tode  des 
Familienältesten  gehen  die  Rechte  des  Familienoberhauptes 
stets  auf  das  älteste  Mitglied  des  Familienverbandes  über,  auch 
wenn  dies  nicht  im  Besitz  des  Familiengehöftes  ist. 

Die  Rechte  des  Familienoberhauptes  bestehen  zurzeit  nur 
noch  in  der  Befugnis,  die  Familienstreitigkeiten  zu  schlichten 
und  die  Minderjährigen  zu  züchtigen.  Die  übrigen  Familien- 
mitglieder pflegen  ihm  auch  regelmäßig  kleine  Geschenke  zu 
bringen,  ohne  daß  jedoch  für  sie  eine  diesbezügliche  Verpflich- 
tung bestände.  Ein  Recht  zum  Verkauf  der  eigenen,  mit  einer 
Freien  gezeugten  Kinder  hatte  der  Familienälteste  auch  früher 
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nicht,  wohl  aber  konnte  er  die  mit  einer  Sklavin  gezeugten 
Kinder  verkaufen. 

Das  alte,  schon  von  den  Vorfahren  geerbte  Land,  das  alte 
Familiengehöft,  ist  Eigentum  der  Familie  und  nicht  des  einzelnen. 
Nur  wenn  jemand  sich  mit  eigenem  Gelde  selbst  ein  besonderes 
Stück  Land  gekauft  hat,  gehört  es  ihm  allein.  Das  gleichfalls 
im  Gesamteigentum  stehende  Farmland  ist  zur  Nutzung  unter 
die  einzelnen  Familienmitglieder  aufgeteilt  und  diesen  zuge- 
wiesen. Dies  Farmland,  und  ebenso  das  im  Einzeleigentum 
stehende  Land,  vererbt  sich  auf  den  eigenen  Sohn,  nicht  auf 
die  Söhne  der  Schwestern.  In  den  Landbezirken  dagegen  fällt 
in  emzelnen  Landschaften  das  im  Einzeleigentum  gewesene 
Land  wie  bereits  erwähnt  an  die  Söhne  der  Schwestern.  Wenn 
jemand  sein  Farmland  verkaufen  will,  um  mit  dem  Erlös  seine 
Schulden  zu  bezahlen,  so  muß  er  zuerst  den  übrigen  Verwandten 
davon  Mitteilung  machen  und  sie  auffordern,  ihm  das  Geld  zur 
Bezahlung  der  Schulden  zu  leihen.  Dies  geschieht  dann  meistens, 
oder  aber  irgendeiner  aus  der  Familie  kauft  das  Land  für 
sich  selbst;  dann  verliert  der  Verkäufer  seine  Rechte  an  dem 
Familieulande.  Lehnt  die  Familie  es  aber  ab,  den  Betre£Penden 
auszulösen,  so  ist  er  berechtigt,  das  ihm  zur  Nutzung  über- 
wiesene Land  zu  verkaufen. 

Auf  dem  Familienhof  kann  jedes  Familienmitglied  sich 
ein  Haus  errichten.  Auch  Fremde  dürfen  dies  nach  einge- 
holter Genehmigung  der  betreffenden  Familie  tun.  Herren- 
loses Land  soll  in  dem  weitaus  größten  Teil  des  Anechobezirks 
nicht  mehr  vorhanden  sein,  das  ganze  Gebiet  soll  bereits  auf- 
geteilt sein.  Dagegen  soll  es  im  Nordosten  bei  Togodo  noch 
weite  Strecken  herrenlosen  Landes  geben.  Als  Grenzzeichen 
für  die  einzelnen  Farmstücke  gelten  der  Anja-  und  der  Batima- 
baum.  Schlägt  jemand  einen  solchen  Baum  ab,  so  muß  er 
an  den  Eigentümer  ein  Quantum  Schnaps  zum  Werte  von  etwa 
5  Mark  geben;  bestraft  wird  er  weiter  nicht.  Es  kommt  häufig 
vor,  daß  einem  anderen,  nicht  zur  Familie  gehörenden  Manne 
Land   zur  Benutzung   überlassen   wird.     Geld  wird   aber  nicht 
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dafür  genommen.  Der  Nutznießer  muß  nur  von  dem  Ertrage 
eine  Last  an  den  Eigentümer  geben.  Um  zu  verhüten,  daß 
auf  dem  Lande  Raubbau  getrieben  vt^ird,  pflegt  der  Eigentümer, 
wenn  der  Besitzer  das  betreffende  Stück  mehr  als  zweimal 
hintereinander  bestellen  will,  seine  Erlaubnis  zur  Nutzung  zurück- 
zunehmen oder  ein  anderes  Stück  Land  anzuweisen.  Palmen- 
land wird  nicht  zur  Nutzung  überlassen;  bei  den  günstigen 
Absatzverhältnissen  werden  die  Erträge  schon  zu  hoch  bewertet. 
Würde  jemand  auf  dem  ihm  zur  Nutzung  überlassenen  Lande 
Palmen  anpflanzen,  so  würden  sie  auch  dem  Eigentümer  des 
Landes  gehören.  Fälle,  wo  dies  geschehen  ist,  sind  aber  den 
Häuptlingen  nicht  bekannt  geworden.  Die  Palmen  und  sonstigen 
Bäume  gehören  stets  dem  Eigentümer  des  Grund  und  Bodens. 
Sonderrechte  an  Fruchtbäumen  gibt  es  nach  Angabe  der  Ein- 
geborenen nicht.  Mezger  ist  allerdings  ein  Fall  vorgekommen, 
wo  der  Besitzer  sein  Land  verkaufte,  die  Palmen  aber  behielt. 
—  Eine  Verpfändung  von  Land  ist  üblich.  Der  Pfandgläubiger 
hat  dann  das  Recht,  das  Land  zu  bebauen  und  die  Erträge  für 
sich  selbst  zu  verwerten,  bis  der  Schuldner  seine  Schuld  bezahlt. 
Der  Ertrag  gilt  dann  als  Zins.  Der  Gläubiger  ist  jedoch  nicht 
berechtigt,  das  verpfändete  Land  zu  verkaufen.  Will  der 
Schuldner  nicht  bezahlen,  so  muß  der  Gläubiger  sich  zur  Er- 
langung seiner  Geldforderung  an  den  Häuptling  wenden.  Auch 
bei  der  Verpfändung  von  Land  muß  der  Schuldner  zunächst 
die  Familie  fragen,  ob  sie  etwa  durch  Bezahlung  der  Schuld 
die  Verpfändung  vermeiden  will.  Dasselbe  Stück  Land  wird 
in  der  Regel  3  Jahre  hintereinander  bebaut,  um  dann  etwa 
5  Jahre  brach  zu  liegen.  Während  dieser  5  Jahre  können 
auch  Verwandte  des  Eigentümers  Kulturen  darauf  anlegen, 
wenn  sie  etwa  erreichen  wollen,  daß  der  neu  ausschlagende 
Busch  nicht  zu  hoch  wird.  Im  übrigen  werden  hauptsächlich 
Mais,  Bohnen,  Erdnüsse,  Jams,  Kassada,  Süßkartoffeln,  Planten, 
Bananen,  Ananas,  Baumwolle,  Kürbisse,  Zwiebeln,  Pfeffer,  Ochro 
gebaut.  Dünger  wird  nur  bei  der  Zwiebelkultur  angewendet» 
bei  dieser  wird  mit  Kuhmist  gedüngt. 
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Abbauwürdige  Mineralien  finden  sich  nach  Angabe  der 
Leute  im  Bezirk  nicht.  Von  Goldfunden  in  Mono  wissen  sie 
gleichfalls  nichts.  Es  besteht  auch  keine  Erinnerung  mehr 
an  etwaige  früher  dort  gemachte  Goldfunde. 

Die  Jagd  ist  überall  frei.  Jeder  kann  auf  dem  Grund- 
stück eines  anderen  Familienmitgliedes,  ja  auch  auf  dem  Grund 
und  Boden  einer  anderen  Landschaft  jagen.  Er  ist  nicht  ver- 
pflichtet, von  der  Jagdbeute  etwas  an  den  Eigentümer  des 
Landes,  auf  dem  er  das  Tier  erlegt  hat,  abzugeben,  auch  wenn 
dies  Land  zu  einer  anderen  Landschaft  gehört.  Nur  wenn  der 
Jäger  bei  Ausübung  der  Jagd  in  einem  anderen  Farmdorf  über 
Nacht  bleibt,  pflegt  er  seinem  Gastfreunde  ein  Stück  Fleisch 
von  dem  erlegten  Tiere  zu  schenken.  Dies  gilt  jedoch  lediglich 
als  Aequivalent  für  das  gewährte  Nachtquartier.  Einen  Anspruch 
hat  der  Eigentümer  der  Hütte  nicht.  —  Auch  Fallen  können 
überall  aufgestellt  werden,  und  auch  von  den  mit  ihnen  ge- 
fangenen Tieren  braucht  der  Fallensteller,  auch  wenn  die 
Fallen  auf  fremdem  Grund  und  Boden  gelegt  wurden,  nichts 
abzugeben. 

Die  Fischerei  ist  an  sich  im  Meer,  in  der  Lagune,  im 
Togosee  und  den  Flüssen,  kurz  prinzipiell  überall  frei.  An 
der  Lagune  bestehen  jedoch  ganz  eigenartige  Fischerei-  oder 
Reusenrechte.  Schon  von  alters  her  sind  während  der  trockenen 
Zeit,  wenn  die  Lagune  wenig  Wasser  hat,  in  den  freigewordenen 
Sümpfen  Stichgräben  gezogen,  in  denen  sich  das  Wasser  sammeln 
soll.  In  diese  Gräben  gehen  die  Fische  sehr  gern.  Ihre  Zu- 
gänge werden  daher  mit  Reusen  abgesperrt.  Das  Recht,  in 
und  vor  diesen  Gräben  Reusen  aufzustellen,  ist  erblich.  Der 
ganze  Sumpf,  in  dem  hohes  Gras  wächst,  „nur  in  Gräben  mit 
hohem  Gras  gehen  die  Fische",  ist  bereits  aufgeteilt,  und  zwar 
haben  nicht  nur  die  Anlieger  aus  den  nächsten  Ortschaften, 
sondern  auch  Leute  aus  den  entfernteren  Dörfern  derartige 
Reusenrechte.  Anderseits  hat  jetzt  schon  eine  große  Anzahl 
von  Einwohnern  der  in  unmittelbarer  Nähe  der  Lagune  lie- 
genden  Dörfer   keinen   Platz    mehr,    Reusen   aufzustellen.     In 
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dem  übrigen  Teil  der  Lagune  kann  al)er  jedermann  fischen. 
Jedoch  ist  es  verboten,  unmittelbar  vor  den  Reusengräben, 
d.  h.  etwa  bis  zu  einer  Entfernung  von  30  m,  die  Netze  zu 
werfen.  Auch  die  großen  Reusen,  quer  durch  die  Lagune, 
stehen  im  Familieneigentum.  Auch  diese  vererben  sich  in  der 
Familie  mit  dem  Platze,  an  welchem  sie  aufgestellt  sind,  und 
niemand  darf  vor  ihnen  in  unmittelbarer  Nähe,  d.  h.  hier  etwa 
bis  60  m,  fischen  oder  seine  Reusen  aufstellen.  Fischt  jemand 
heimlich  vor  einer  fremden  Reuse  und  vrird  er  dann  von  deren 
Eigentümer  überrascht,  so  ist  dieser  berechtigt,  ihm  die  ge- 
samten Fische,  auch  wenn  er  einen  Teil  an  anderen  Orten 
gefischt  hat,  wegzunehmen.  Die  großen  Reusen  stehen  meist 
im  Miteigentum  einer  größeren  Anzahl  von  Personen.  12  bis 
18  werden  genannt.  Haben  sich  diese  zusammengefunden,  um 
eine  derartige  Reuse  anzufertigen  und  aufzustellen,  so  hat  jeder 
zunächst  einen  bestimmten  Geldbetrag  (bei  einer  Reuse  von 
18  Miteigentümern  wird  ein  Betrag  von  je  5  Mark  angegeben) 
«inzuzahlen.  Davon  werden  die  Stricke  zum  Binden  und  be- 
stimmte Stöcke  zum  Flechten,  von  denen  ein  Bündel  im  Durch- 
messer von  etwa  50  cm  50  Pfennig  kostet,  angeschafft.  Die 
Genossen  selbst  schneiden  die  wilden  Dattelpalmen,  die  sich 
besonders  gut  im  Wasser  halten,  und  Palmenrippen  für  die 
Pfähle  und  Querhölzer.  Die  Arbeiten  werden  unter  Leitung 
eines  Obmannes  und  zweier  Gehilfen  von  allen  gemeinsam  aus- 
geführt. Während  der  Arbeitszeit  haben  diese  drei  für  das 
Essen  zu  sorgen,  w^obei  der  Obmann  am  meisten  zu  liefern 
hat.  Dafür  wird  später  das  Nutzungsrecht  in  der  Weise  auf 
die  einzelnen  Miteigentümer  verteilt,  daß  jedes  gewöhnliche 
Mitglied  für  je  einen  Tag  und  eine  Nacht  —  „die  Fische  werden 
viel  mit  Fackellicht  gefangen"  —  das  Nutzungsrecht  bekommt, 
während  es  dem  Obmann  für  6  Tage  und  seinen  beiden  Ge- 
hilfen für  2  oder  3  Tage  angerechnet  wird.  Gleichgültig  ist, 
ob  jemand  an  dem  einen  Tage  mehr  als  die  übrigen  vorher 
gefangen  hat.  Es  heißt  dann  nur,  „er  hat  Glück  gehabt". 
In   letzter   Zeit   haben   die    Leute   schon    die   hauptsächlich   in 
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Grandpopo  übliche  Methode  zu  fischen  übernommen,  indem  sie 
sich  zusammentun  und  gemeinsam  die  Wurfnetze  auswerfen, 
um  so  auf  einmal  eine  größere  Fläche  mit  den  Netzen  bedecken 
zu  können.  Häufig  werden  auch  zu  kleinmaschige  Netze  ge- 
nommen. Das  sollen  die  Gründe  sein,  daß  der  Fischreichtum 
der  Lagune  zurückgeht,  da  hierbei  auch  die  kleinen  Fische 
weggefangen  werden.  Der  hierdurch  dem  Fischbestand  zu- 
gefügte Schaden  soll  allerdings  dadurch  parallelisiert  sein,  daß 
in  letzter  Zeit  so  viele  Krokodile  fortgeschossen  sind.  Die  Leute 
äußerten  sich  über  das  Wegschießen  der  Krokodile  sehr  erfreut. 
Sie  haben  noch  jetzt  große  Angst  vor  den  Tieren.  Die  Kinder 
scheuen  sich,  das  Wort  „Krokodil"  in  den  Mund  zu  nehmen, 
sie  sprechen,  wenn  sie  das  Tier  bezeichnen  wollen,  nicht  von 
dem  „Krokodil",  sondern  von  dem  „Großvater".  Bezeichnend 
ist  auch,  daß  früher  derjenige,  der  etwas  verloren  hatte  oder 
dem  ein  Schwein  oder  Schaf  fortgelaufen  war,  an  die  Lagune 
zu  gehen  pflegte  und  dort  laut  rief:  „Wenn  jemand  mir  die 
Sache  gestohlen  hat  und  sie  nicht  wiederbringt,  dann  soll  ihn 
das  Krokodil  fressen."  Hierdurch  erreichte  er  bei  einer  großen 
x4nzahl  von  Leuten,  die  noch  die  abergläubische  Angst  vor 
dem  Krokodil  hatten ,  daß  sie  die  gestohlenen  Gegenstände 
zurückbrachten.  Geopfert  soll  jedoch  dem  Krokodil  nicht  sein. 
Wenn  der  Eigentümer  den  Fischdieb  bei  der  Plünderung  eines 
Fischgrabens  überraschte,  so  kam  es  vielfach  vor,  daß  er  den 
auf  frischer  Tat  Ertappten  tötete  oder  ihn  fing  und  dann  ver- 
kaufte ;  oder  aber  er  bestimmte  eine  relativ  sehr  hohe  Summe, 
40,  100,  ja  200  Mark,  mit  der  sich  der  Fischdieb  auslösen 
mußte.  Die  Strafen  sollen  deshalb  so  sehr  schwer  gewesen 
sein,  weil  es  außerordentlich  mühsam  sein  soll,  in  dem  Sumpf 
die  Fischgräben  zu  ziehen. 

Gefundene  Sachen  können  behalten  werden.  Der  Finder 
gilt  nicht  als  Dieb.  Er  kann  auch  nicht  gezwungen  werden, 
den  Gegenstand  dem  Eigentümer  zurückzugeben,  auch  wenn 
dieser  ihm  ein  Geschenk  dafür  verspricht.  Diese  Auffassung 
besteht  in  den  nicht  unmittelbar  an  der  Küste  gelegenen  Orten 
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uoch  ganz  allgemein,  an  der  Küste  selbst  dagegen  bürgert  sich 
schon  mehr  die  Anschauung  ein,  daß  der  Finder  zur  Rückgabe 
verpflichtet  ist  und  diese  nicht  mehr  allein  in  seinem  guten 
Willen  liegt. 

Verträge  werden  an  sich  formlos  geschlossen,  nur  bei  dem 
Verkauf  von  Grundstücken,  von  Menschen  und  von  Kanus 
wird  folgende  Form  innegehalten:  Die  Parteien  hocken  sich 
gegenüber  auf  den  Boden.  Jeder  hat  in  der  rechten  Hand 
40  Kauris,  in  der  linken  Hand  etwas  Gras.  Mit  der  linken 
Hand  ergreifen  beide  gemeinsam  dies  Bündelchen  Gras,  die 
Kauris  werden  vor  den  Betreffenden  auf  den  Boden  gelegt 
und  mit  der  rechten  Hand  bedeckt.  Jetzt  sagt  der  Verkäufer: 
„Hier  ist  Land,  ich  habe  es  dir  verkauft,  es  gehört  jetzt  immer 
dir,  mir  gehört  es  nicht  mehr."  Hierbei  schiebt  er  seine  40 
Kauris  dem  Käufer  zu  und  ebenso  macht  es  dieser  mit  den 
eigenen  Kauris.  Sie  wechseln  also  die  beiden  Haufen,  und 
der  Käufer  erklärt  nun:  „Ich  habe  die  Farm  gekauft  und  habe 
sie  auch  bezahlt,  sie  gehört  jetzt  mir  und  meinen  Kindern." 
Wieder  werden  die  Kauris  gewechselt  und  der  Verkäufer  er- 
klärt: „Die  Farm  gehört  mir  nicht  mehr  und  nicht  mehr  meinen 
Kindern,  sie  gehört  jetzt  dir  und  deinen  Kindern",  und  wieder 
wandern  die  Kauris  von  einem  zum  andern.  Noch  einige  weitere 
Erklärungen  folgen.  Im  ganzen  müssen  die  Kauris  siebenmal 
hin  und  her  geschoben  werden.  Dann  wird  das  Gras,  das  sie 
während  dieser  Zeit  mit  den  beiden  linken  Händen  hielten, 
zerrissen  und  die  Farm  gilt  als  übergeben.  Ein  Händedruck 
bezeichnet,  daß  das  Geschäft  in  aller  Freundschaft  abgeschlossen 
ist.  Damit  ist  der  Handel  beendet.  Gleiche  Formalitäten 
wurden,  wie  gesagt,  bei  dem  Verkauf  von  Menschen  und 
Kanus  innegehalten.  Hat  jemand  auf  dem  Familienlande  ein 
Haus  für  sich  allein  gebaut,  so  kann  er  das  Haus  verkaufen, 
ohne  daß  der  Grund  und  Boden  mit  übergeht.  Er  muß  jedoch 
zuvor  die  Familie  fragen.  In  Anecho  kommt  jetzt  schon  wieder- 
holt der  Verkauf  von  Häusern  vor.  In  den  ländlichen  Teilen 
des  Bezirks  geschieht  dies  noch  nicht,   oder  doch  nur  bei  be- 
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sonderen  Verhältnissen.  Hat  der  Käufer  eines  Hauses,  bei 
dem  der  Grund  und  Boden  nicht  mitverkauft  ist,  das  Gebäude 
einige  Zeit  in  Besitz  und  fällt  dies  dann  zusammen,  so  hat  er 
nicht  das  Recht,  es  wieder  aufzubauen.  Er  hatte  nur  das 
Haus,  so  wie  es  stand,  gekauft;  er  ist  berechtigt,  die  Hölzer 
und  Steine  des  eingestürzten  Hauses  wegzunehmen,  da  er  diese  ja 
gekauft  hatte.  Er  ist  hierzu  sogar  auf  Verlangen  des  Familien- 
oberhauptes verpflichtet.  Bei  dem  Verkauf  eines  Hauses  werden 
nur  Zeugen  hinzugezogen,  die  feierliche  Form  wird  nicht  ange- 
wendet, „weil  das  Haus  nicht  ewig  steht".  Nach  einem  solchen 
Verkauf  wird  immer  gemeinsam  getrunken. 

Auch  bei  dem  Verkauf  der  großen  Netze  für  die  See- 
fischerei müssen  Zeugen  hinzugezogen  werden. 

Grundgerechtigkeiten  scheinen  nicht  zu  bestehen.  Das 
nicht  eingefriedigte  Land  kann  von  jedem  betreten  werden. 
Ist  ein  Stück  Land  aber  eingezäunt  und  es  führte  vorher  ein 
Weg  darüber  hinweg,  so  kann  man  auch  nach  der  Umzäunung 
über  das  Grundstück  hinweggehen.  Hat  der  Eigentümer  inner- 
halb der  Einzäunung  ein  Haus  gebaut,  so  kann  er  abends  den 
Zaun  schließen.  Feststehende  Rechtsätze  scheinen  jedoch  für 
diese  Verhältnisse  nicht  zu  bestehen. 

Sind  Tiere  verkauft  und  stellt  sich  an  ihnen  nach  Abschluß 
des  Verkaufs  ein  Fehler  heraus,  so  können  sie  noch  am  selben 
Tage  zurückgegeben  werden.  Sobald'  das  Tier  auch  nur  eine 
Nacht  im  Gehöft  des  Käufers  gewesen  ist,  ist  eine  Wandlung 
nicht  mehr  zulässig.  Ebenso  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet, 
eine  Minderung  des  Kaufpreises  zu  bewilligen,  wenn  sich  nach- 
her ein  Mangel  herausstellt,  auch  wenn  die  Kaufsumme  ge- 
stundet ist.  Es  ist  nur  guter  Wille,  wenn  er  dies,  wie  es 
allerdings  häufig  geschieht,  tut.  Dagegen  mußte  der  Verkäufer 
eines  Sklaven  früher  dem  Käufer  den  Sklaven  zunächst  10  Tage 
überlassen,  damit  dieser  feststellen  konnte,  ob  der  Sklave  nicht 
krank  war.  Erst  dann  erfolgte  die  oben  beschriebene  feierliche 
Verkaufs-  und  Uebergabehandlung,  und  erst  dann  galt  der  Ver- 
trag als  abgeschlossen  und  mußte  der  Kaufpreis  gezahlt  werden. 
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Auf  dem  Markte  in  Anecho  wird  nur  noch  mit  Geld 
bezahlt.  Vor  etwa  30  Jahren  hatten  500  Kauris  noch  den 
Wert  von  1  Mark,  später  sank  deren  Wert  auf  4000  Kauris 
für  1  Mark.  Jetzt  wird  in  Anecho  selbst  nicht  mehr  mit 
Kauris  bezahlt.  Es  sind  schon  Pfennige  viel  verbreitet  und 
ebenso  5 -Pfennigstücke.  Außerdem  werden  geringwertige 
Sachen,  wie  kleine  Portionen  Pfeffer,  Zwiebeln,  Salz  und  Oel 
und  dergleichen  für  den  Tagesbedarf,  deren  Wert  einen  Teil- 
betrag eines  Pfennigs  ausmacht,  mit  kleinen  Tabakbündeln 
bezahlt,  von  denen  zwei  1  Pfennig  kosten.  Dieser  Brauch 
hat  sich  innerhalb  des  Anechohandels  schon  vollkommen  ein- 
gebürgert. Auch  in  den  Landbezirken  werden  Kauris  nur  noch 
bei  religiösen  Geschäften,  Opfergaben  etc.  verwandt.  Im 
Handel  sind  Kauris  nirgends  mehr  üblich.  Anecho  selbst  hat 
keinen  eigenen  großen  Markt.  Im  Bezirk  wechseln  die  Märkte 
jeden  Tag  und  zwar  so,  daß  z.  ß.  heute  in  Woga,  morgen  in 
Ague,  am  folgenden  Tage  in  Gridji,  den  nächsten  in  Togo  und 
den  5.  Tag  in  Sewaga  Markt  ist.  Dann  beginnt  die  Reihe 
wieder  von  vorne  mit  Woga.  Nach  diesen  Märkten  werden 
vielfach  die  Tage  bezeichnet.  Man  sagt:  „Ich  will  am  Togo- 
markttage nach  Lome  fahren",  „ich  werde  am  Womarkte  nach 
hier  kommen".  Für  andere  Gebietsteile  des  Bezirks  bestehen 
analoge  Reihenfolgen  der  Märkte.  In  Anecho  und  den  Lagunen- 
dörfern selbst  hat  sich  aber  auch  schon  die  europäische  Woche 
eingebürgert,  und  es  gibt  für  die  einzelnen  Wochentage  be- 
sondere Namen. 

Bei  Darlehensverträgen  besteht  und  bestand  ein  bestimmter 
Zinssatz  nicht.  Man  verspricht,  bei  der  Rückzahlung  der  Schuld 
einen  bestimmten  Zuschlag  zu  leisten;  z.  B.  bei  einer  Schuld 
von  200  Mark  nach  etwa  3  oder  4  Monaten  240  Mark.  In 
den  küstenfernen  Bezirken  werden  meist  für  je  6  Monate  etwa 
50  ^/o  genommen,  wenn  das  Geld  zu  Handelszwecken  geliehen 
war.  Früher  lebte  in  Anecho  ein  Mann,  G.  S.  Cole,  der  ge- 
werbsmäßig Geld  verlieh.  Er  nahm  für  1  Pfd.  Sterling  nach 
einem   Monat  2  Mark   Zinsen   und   für   jeden  weiteren   Monat 
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gleichfalls  2  Mark.  Er  ist  jetzt  aber  nach  Accra  verzogen. 
Er  hatte  die  Darlehnsnehmer  auf  Zahlung  der  hohen  Zinsen 
verklagt  und  wurde  mit  seinem  Anspruch  vom  Bezirksamte 
abgewiesen.  —  Dienstverträge  sind  auch  in  Anecho  noch 
relativ  selten.  Man  hilft  sich  gegenseitig  und  gibt  höchstens 
als  Entgelt  für  die  Arbeitsleistung  Schnaps  und  Essen.  Nach 
Mezger  beschäftigen  in  den  Landschaften  Anfen  und  Aguega 
auch  schon  die  Bauern  sehr  viele  Tagelöhner  gegen  einen  Tage- 
lohn von  50  Pfennig  und  auch  Akkordarbeiter.  Man  zahlt 
dort  z.  B.  für  100  Erdhaufen  für  Kassada  50  Pfennig.  Träger- 
verträge für  bestimmte  Strecken  mit  feststehenden  Taxen  und 
ebenso  Verträge  über  das  Borgen  von  Kanus  sind  üblich. 
Werkverträge  finden  sich  bei  der  Bestellung  von  Goldarbeiten^ 
von  Stühlen  und  Tischen  und  dergleichen.  Werden  diese  Sachen 
nicht  dem  Auftrage  gemäß  angefertigt,  so  ist  der  Besteller 
berechtigt,  sie  nicht  zu  bezahlen.  Eine  Schadenersatzpflicht 
des  Unternehmers  dagegen  besteht  nicht,  wenn  er  die  Ab- 
lieferungsfrist nicht  innehält.  Man  spricht  nur  von  ihm,  er 
ist  ein  minderwertiger  Arbeiter ,  bestellt  selbst  nicht  wieder 
bei  ihm  und  sucht  andere  Leute  von  Bestellungen  abzuhalten; 
hat  man  einen  Vorschuß  bezahlt,  so  verlangt  man  ihn  zurück. 
Irgendwelche  andere  Folgen  treten  bei  unpünktlicher  Lieferung 
aber  nicht  für  den  Unternehmer  ein.  Bürgschaftsverträge 
werden  abgeschlossen,  wenn  z.  B,  jemand  einem  anderen  einen 
Gegenstand  nicht  auf  Kredit  verkaufen  will,  es  sei  denn,  daß 
einer  von  den  Verwandten  des  Käufers  für  die  Zahlung  des 
Kaufpreises  gutsagt.  Der  Gläubiger  ist  dann  berechtigt,  sich 
direkt  an  den  Bürgen  zu  halten,  ohne  vorher  den  Schuldner 
verklagt  zu  haben.  —  Auch  bewegliche  Sachen  werden  ver- 
pfändet. Der  Gläubiger  hat  das  Recht  der  Nutzung,  eventuell 
bis  der  Gegenstand  verbraucht  ist;  verkaufen  darf  er  ihn 
jedoch  nicht  (vgl.  oben  S.  63  f.).  Auch  Hinterlegung  kommt 
vor.  Verschwinden  die  hinterlegten  Gegenstände  aus  dem  Ge- 
wahrsam des  Verwahrers,  so  muß  er  Schadenersatz  leisten. 
Dem  Hinterleger  steht  es  frei,  ob  er  dem  Verwahrer  eine  Ver- 
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gütung  zahlen  will  oder  nicht.  Hat  jemand  eine  Sache  geschenkt 
und  der  Beschenkte  wird  später  frech  und  unverschämt,  ja  er 
schlägt  vielleicht  den  Schenker,  so  kann  dieser  das  Geschenk 
wieder  zurückverlangen,  nur  in  Anecho  und  in  Togo  ist  er 
hierzu  nicht  berechtigt.  Verunglückt  jemand  im  Dienste  eines 
anderen,  z.  B.  in  dem  Betriebe  einer  Tischlerei,  so  hat  der 
Herr  nur  für  die  Heilung  zu  sorgen,  eine  weitere  Schaden- 
ersatzpflicht besteht  nicht.  Das  gilt  z.  B.  auch  dann,  wenn 
jemand  für  einen  anderen  Palmkerne  in  die  Eisenbahnwagen 
verlädt,  ein  Sack  herunterfällt  und  den  Arbeiter  erschlägt. 
Es  ist  nur  üblich,  daß,  sofern  der  Getötete  schon  längere  Zeit 
für  denselben  Herrn  gearbeitet  hat,  dieser  ein  weißes  Tuch  für 
das  Begräbnis  gibt.  Eine  Schadenersatzpflicht  für  Unglücks- 
fälle besteht  im  allgemeinen  nicht.  Liegt  bei  dem  Unfall  ein 
grobes  Verschulden  vor,  so  muß  allerdings  eine  Entschädigung 
geleistet  werden.  Es  war  z.  B.  vor  längerer  Zeit  bei  Tokpli 
vorgekommen,  daß  jemand,  der  einen  Kanubaum  fällen  wollte, 
nicht  Leute  zum  Aufpassen  nach  jeder  Richtung  des  Weges 
hin  aufstellte.  Infolgedessen  erschlug  der  Baum  im  Fallen 
einen  Vorübergehenden.  Der  Mann,  der  den  Baum  fällen  ließ 
und  selbst  auch  dabei  war,  mußte  hier  einen  Sklaven  an  die 
Familie  des  Getöteten  geben  und  das  Totenfest  bezahlen, 
„denn  er  hatte  Schuld,  weil  er  versäumte,  Leute  zum  Auf- 
passen auf  den  Weg  zu  stellen,  wozu  er  nach  Evherecht 
verpflichtet  war". 

C.  Der  Bezirk  Lome-Land. 

Auskunft  erteilten: 

1.  Kudolo    Gassu,    Häuptling   aus   Bagida,    und   Sprecher 
Agbovi  aus  Bagida. 

2.  Jakob  Adjalle,  Häuptling  aus  Amutive. 

3.  Aklassu,  Häuptling  aus  Groß-Be. 

4.  Maglo,    Häuptling    aus  Agueve,    und   Sprecher   Labba 
aus  Agueve. 


Die  Stammesrechte  der  Bezirke  Misahöhe,  Anecho  und  Lome-Land.     113 

5.  Sou,  Häuptling  aus  Missions- Tove,  und  Sprecher  Ag- 
bedeme  aus  Missions-Tove. 

6.  Segjero,  Häuptling  von  Ague  Humbi. 

7.  Sprecher  Adjale  aus  Gavhe. 

8.  Auunu,    Häuptling  aus  Aflahu,   und   Sprecher  Tameti. 
Die  Bewohner  des  Bezirkes   sind  Evheneger.     Die  Leute 

aus  Gavhe  erklären  aus  Avatime,  die  Agueleute  behaupten 
aus  Agotime  nach  ihren  jetzigen  Wohnplätzen  eingewandert 
zu  sein,  die  übrigen  sind  angeblich  aus  Nuatjä  gekommen. 
Bei  der  Flucht  aus  Nuatjä  sind  ihre  Vorfahren  rückwärts  ge- 
gangen, um  die  Spur  zu  verwischen  und  dadurch  eine  Ver- 
folgung zu  erschweren. 

Die  Einwohner  aus  Groß-Be  und  Amutive  sollen  sich  erst 
an  der  Stelle,  wo  jetzt  die  Stadt  Lome  liegt,  niedergelassen 
■und  erst  später  an  den  jetzigen  Orten  angesiedelt  haben.  Der 
Orund  dieses  Wohnortswechsels  ist  nicht  mehr  bekannt.  Jeden- 
falls soll  Lome  früher  ein  großes  mächtiges  Dorf  gewesen 
sein  und  erst  später  zu  dem  unbedeutenden  Fischerdorf  herab- 
gesunken sein,  das  es  bei  der  deutschen  Besitzergreifung  war. 
Das  Dorf  soll  seinen  Namen  nach  dem  „Lo" -Strauch  erhalten 
haben,  dessen  Blätter  sehr  bitter  sind,  von  den  eingeborenen 
Medizinmännern  zur  Herstellung  einer  Medizin  gegen  Dys- 
enterie verwandt  werden  und  der  sehr  häufig  an  der  Siedlungs- 
stelle wuchs.  „Me"  ist  das  Evhewort  für  „in**,  Lome  heißt 
also  zu  deutsch   „im  Lo"  ^^). 

Für  den  Bezirk  besteht  hinsichtlich  der  um  die  Stadt 
Lome  und  entlang  der  Bahn  wohnenden  Bevölkerung  einerseits 
und  den  übrigen  Bewohnern  in  den  entfernter  liegenden  Teilen 
derselbe  Unterschied,  wie  er  bereits  für  den  Bezirk  Anecho 
für  die  Bewohner  der  Stadt  und  der  Lagunendörfer  und  den 
übrigen  Orten  geschildert  ist.  Sämtliche  Bewohner  des  Be- 
zirkes sind,  wie  gesagt,  Evheneger.    Der  Bezirk  ist  daher  auch, 


^^)  Eine   ähnliche    Ortsbezeichnung   ist   Eherne  =  im  Ehe,    einem 
Strauch,  der  besonders  als  Feuerholz  geschätzt  wird. 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswiesenschaft.    XXVI,  Baud.  8 
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abgesehen  von  unbedeutenden  lokalen  Abweichungen ,  wie^ 
Anecho  ein  einheitliches  Rechtsgebiet,  in  dem  sich  die  Rechts- 
grundsätze im  wesentlichen  mit  den  für  den  Anechobezirk 
angegebenen  decken.  In  nachfolgendem  wird  daher  im  großen 
und  ganzen  auch  nur  auf  die  Abweichungen  eingegangen 
werden,  sofern  nicht  die  besondere  Feststellung  der  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Anechorecht  zweckmäßig  erscheint. 

Irgend  welche  größeren  organisierten  Stammesgemein- 
schaften gibt  es  im  allgemeinen  im  Bezirk  nicht.  Nur  das 
Awegebiet  macht  eine  Ausnahme.  Es  umfaßt  etwa  ein  Viertel 
des  ganzen  Bezirks  und  zerfällt  in  acht  Landschaften,  die  jede 
ihren  eigenen  Häuptling  haben,  aber  alle  unter  einem  Ober- 
häuptling stehen.  Dieser  hat  seinen  Sitz  in  Kewe,  ohne 
gleichzeitig  Häuptling  von  Kewe  zu  sein.  Im  übrigen  haben 
die  größeren  Orte  und  die  dazu  gehörigen  Landschaften  ihre 
selbständigen  Häuptlinge,  die  grundsätzlich  einander  gleich 
stehen.  Nur  hatte  früher  noch  der  Häuptling  von  Groß-Be, 
der  gleichzeitig  Fetischpriester  war,  durch  diese  Eigenschaft 
ein  weitgehendes  Ansehen.  In  Bagida,  Groß-Be  und  Amutive 
gibt  es  besondere  Häuptlingsfamilien,  ohne  daß  es  jedoch  zu 
einer  feststehenden  Nachfolgeordnung  gekommen  wäre. 
Zumeist  soll,  wenn  nicht  besondere  Gründe  dagegen  sprechen, 
der  älteste  Sohn  des  Häuptlings  dessen  Nachfolger  werden, 
lieber  die  verschiedenen  Häuptlinge  von  Amutive  bzw.  Lome 
gibt  die  anliegende  Abschrift  einer  von  Jakob  Adjalle  vor- 
gelegten Aufzeichnung  Aufschluß.  Ob  die  in  dieser  enthaltenen 
Angaben  den  Tatsachen  entsprechen,  entzog  sich  meiner  Nach- 
prüfung. Die  Aufzeichnung  befand  sich  in  einem  alten  Buch, 
einer  Art  Kontobuch,  in  dem  sich  sonst  noch  Notizen  aus  der 
Mitte  der  90er  Jahre  fanden.  Wer  die  Niederschrift  ausge- 
führt hat,  konnte  ich  nicht  ermitteln.  In  Gavhe  ist  der  jetzige 
Häuptling  erst  durch  die  Weißen  eingesetzt,  in  Tove  ist  die 
Häuptlingswürde  seinerzeit  vom  Vater  auf  den  Sohn  über- 
gegangen. 

In  Aflahu  muß  der  Häuptlingskandidat  vor  der  Ernennung 
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6  Monate  im  Hause  bleiben  und  darf  während  dieser  Zeit 
nicht  arbeiten.  Früher  mußte  er  nach  erfolgter  Ernennung 
36  000  Kauris,  einen  Schafbock,  eine  Ziege,  zwei  Faß  Pulver, 
drei  große  Töpfe  Maisbier,  drei  Kisten  Gin  ä  zwölf  Flaschen 
und  drei  Demijohn  Ram  an  den  Häuptling  Anjoko  geben, 
einen  mächtigen  Anglohäuptling,  der  auf  englischem  Gebiete 
wohnte.  Jetzt  besteht  diese  Verpflichtung  nicht  mehr.  Als 
Häuptlingszeichen  gelten  ein  Häuptlingsstab  und  ein  Schwert, 
die  aus  Nuatjä  mitgebracht  sein  sollen,  und  drei  Trommeln. 
Es  wurden  dann  6  Tage  Spiele  gefeiert,  bei  denen  der  Häupt- 
ling von  den  übrigen  Leuten  auf  den  Schultern  herumgetragen 
wurde.  Die  Schwester  seines  Vaters  übergab  ihm  nach  Ab- 
lauf dieser  Frist  die  Häuptlingssandalen  und  ein  weißes  Kopf- 
tuch. Der  Häuptling  erhielt  zudem  einen  alten  Zylinderhut 
und  einen  Tragkorb.  Dann  wurde  von  den  Bewohnern  von 
Bagida  viel  Schnaps  gekauft;  große  Spiele  wurden  veranstaltet, 
der  Häuptling  selbst  brauchte  aber  hierzu  keine  Getränke  zu 
liefern.  Als  in  Amutive  der  letzte  Häuptling  starb,  wurde 
dessen  Onkel  Häuptling,  weil  der  Sohn  des  verstorbenen  alten 
Adjalle  noch  zu  jung  war.  Dieser  wurde  von  dem  Bezirksamt 
bestätigt.  Eine  besondere  Feier  fand  nicht  statt.  Als  Häupt- 
lingsabzeichen gelten  hier  ein  Häuptlingsstab,  ein  Schwert 
und  eine  Elfenbeinflöte.  In  Missions-Tove  liegen  die  Verhältnisse 
ähnlich,  wirklich  feststehende  Regeln  bestehen  nicht.  Die 
Abzeichen  sind  dieselben,  nur  kommen  noch  besondere  Trom- 
meln hinzu.  In  Groß-Be  wird  auch  kein  besonderes  Fest  ge- 
feiert. Beim  Tode  des  früheren  Häuptlings  hat  der  älteste 
Mann  den  Nachfolger  bestimmt.  Abzeichen  sind  hier  auch 
die  Elfenbeinflöte,  Stuhl  und  die  Groß-Be-Flagge,  die  sich  aus 
verschiedenen  schwarzen,  roten  und  weißen  Stücken  zusammen- 
setzt. Die  Flagge  soll  der  Häuptling  schon  gehabt  haben, 
bevor  die  Deutschen  ins  Land  gekommen  sind. 

Die  Häuptlinge  konnten  früher  auf  Beschluß  der  Dorf- 
versammlung abgesetzt  werden,  jetzt  erfolgt  ihre  Absetzung 
durch   das  Bezirksamt.     Als  Grund   für    eine  Absetzung  wird 
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angegeben,  daß  sie  erfolge,  wenn  der  Häuptling  fortwährend 
Krieg  mit  anderen  Dörfern  führte,  oder  sich  an  der  Frau  einer 
seiner  Untertanen  vergriff.  In  Groß-Be  soll  jedoch  eine  Ab- 
setzung nicht  zulässig  gewesen  sein.  Hinsichtlich  der  Auswahl 
ihrer  Frauen  unterliegen  die  Häuptlinge  keinen  Beschränkungen; 
sie  haben  als  Funktionäre  eine  Anzahl  Stabträger,  etwa  drei  bis 
fünf,  neben  sich.  Es  gibt  hier  nur  Atikploto,  keine  Blabu.  Das 
Institut  der  Frauenkönigin  ist  nirgends  bekannt.  Sklaven  gibt 
es  noch  von  früher;  sie  wurden  meist  aus  der  Nachbarstadt 
gekauft,  später  auch  von  den  Händlern  aus  den  Nordbezirken 
heruntergebracht.  Sie  wurden  früher  im  wesentlichen  wie  in 
Anecho  und  im  Misahöhebezirk  gehalten,  jetzt  stehen  sie  eigent- 
lich den  Freien  gleich.  Nach  Oberleutnant  Schlettwein, 
dem  Bezirksamtmann  von  Lome-Land,  drückt  jedoch  das  Be- 
wußtsein, Sklaven  zu  sein,  die  Leute  sehr,  mehr  noch  ihre 
Familie.  Daher  sind  noch  besonders  in  letzter  Zeit  zahlreiche 
„Freikäufe"   vorgekommen. 

Mit  ihren  Angaben  über  ihren  Fetischkult  waren  die 
Leute  noch  sehr  zurückhaltend.  Hauptfetisch  ist  der  „Aklobo" 
in  Groß-Be,  auch  der  „Legba"  ist  ein  bedeutenter  Fetisch, 
Sie  werden  aus  den  schon  wiederholt  genannten  Gründen  an- 
gerufen. Die  Höfe  ihrer  Priester  waren  Asylstätten  für  jeden 
Verbrecher.  Der  frühere  Häuptling  Alla  von  Groß-Be  hat 
selbst  den  Fetischhof  des  Aklobo  als  Asyl  für  sich  in  Anspruch 
genommen.  Er  war  der  Sklave  Häuptling  Lawsons  in  Anecho, 
stahl  diesem  viele  Wertsachen,  besonders  Gold  und  Perlen, 
und  floh  dann  nach  Be  zum  Aklobo.  Er  wurde  später  auf 
Grund  seines  so  erworbenen  Reichtums  Häuptling. 

Außerdem  hat  fast  jede  Familie  ihren  eigenen  Fetisch. 
In  Gavhe  ist  Hauptfetisch  Heviessu  (Blitzfetisch)  und  der  Aoli, 
der  in  Odumbäumen  wohnt.  Letzterer  wird  hauptsächlich 
in  Krankheitsfällen  um  Hilfe  angerufen.  In  Mission- Tsove  sind 
die  Fetische  „Eso",  „Leleklene",  „Egbe",  „Assi*,  „Heviessu" 
und  „Agbui**;  die  Fetische  haben  entweder  Priester  oder 
Priesterinnen.     Näheres  ließ  sich  darüber  nicht  feststellen. 
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Das  Verfahren  in  Gericbtssachen  ist  im  wesentlichen  das 
gleiche  wie  in  Anecho.  Werden  Verwandte  einer  Partei  als 
Zeugen  vernommen,  so  sucht  man  sie  dadurch  zur  Aussage 
der  Wahrheit  zu  veranlassen,  daß  man  sie  aus  einer  Kalebasse, 
die  mit  Wasser  gefüllt  ist  und  in  die  ein  Eisenstück  in  Form 
einer  Schlange  gelegt  ist,  trinken  läßt.  Der  Zeuge  hat  hier- 
bei zu  sagen:  „Wenn  ich  die  Unwahrheit  sage,  so  soll  mich 
der  Fetisch  (in  diesem  Falle  Heviessu,  der  Blitzfetisch)  töten/ 
Manchmal  wird  auch  der  Fetisch  „Kufin"  in  gleicher  Form 
angerufen,  dann  wird  ein  Stück  von  einem  Termitenhaufen 
in  das  Wasser  getan,  außerdem  wird  auch  der  Goldfetisch, 
wie  ihn  die  Anecholeute  kennen,  angerufen.  Aka  kommt  jetzt 
auch  im  Lomelandbezirk  nicht  mehr  vor.  Früher  war  auch 
das  Aka  mit  dem  heißen  Oel  und  dem  Waschen  der  Augen 
gebräuchlich,  ferner  auch  der  Agokuitodokui,  der  Tosikaso 
(Büffelschwanzaka),  der  Nisikaso  =  Kuhschwanzaka  (Ni  =  Kuh, 
si  =  Schwanz,  kaso  =  Aka),  unbekannt  sind  das  Strickaka 
und  das  Uikpossosoka.  Die  Leute  gehen  auch  zum  Dangwe- 
fetisch  nach  Gridji  wie  die  Anecholeute.  Aus  demselben  Grunde 
wandte  man  noch  ein  anderes  Mittel  an,  den  Afafetisch  (Palm- 
kernfetisch). Bei  Familienstreitigkeiten  wird  Afa  getrunken, 
d.  h.  Wasser,  in  das  Palmenkerne  gelegt  sind.  Wer  dann  die 
Behauptung  eines  anderen  zu  Unrecht  bestreitet,  muß  an  dem 
Getränk  sterben.  Um  jemand  zu  einem  Tun  oder  Unterlassen 
zu  zwingen,  erinnert  man  ihn  hier  auch  an  irgend  ein  trauriges 
Ereignis  aus  der  Geschichte  des  Stammes,  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  ausführlich  in  den  Angaben  für  den  Misahöhebezirk 
geschildert  ist.  Wendet  sich  ein  Mann  aus  dem  Volke  an  den 
Häuptling,  damit  er  jemand,  der  ihm  Unrecht  getan  hat,  fangen 
läßt,  und  der  Häuptling  lehnt  es  ab,  dies  zu  tun,  so  sagt  er 
„Atam"  zu  ihm.  Atam-sagen  heißt  jemand  an  einen  traurigen 
Vorgang  aus  der  Geschichte  des  Volkes  oder  dem  eigenen 
Leben  erinnern,  über  den  sich  der  Betreffende  schämen  muß. 
Jeder  Häuptling  hat  ein  Atam.  Der  Häuptling  von  Bagida 
wird   an    die  Gründung  von  Bagida    erinnert,    die  Folge  eines 
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unglücklichen  Feldziiges  gegen  die  Be-Leute.  Der  Häuptling 
von  Be  wird  daran  erinnert,  daß  durch  einen  Fetisch  das 
Dorf  Lome,  das  früher  ein  mächtiges  Dorf  war,  ganz  ent- 
völkert w^urde  und  zu  dem  kleinen  Fischerdorf  herabsank,  das 
es  bei  der  deutschen  Besitzergreifung  war.  Für  den  Häupt- 
ling von  Aflahu  ist  Atam  die  Erinnerung  daran,  daß  sein 
Großvater  von  Nuatjä  weggejagt  wurde. 

Auch  hier  werden  Alkoholika  nur  noch  nach  Beendigung 
des  Palavers  getrunken;  noch  jetzt  müssen  beide  Parteien  für 
die  erhaltene  Entscheidung  Schnaps  liefern;  der  Sieger  im 
Prozeß  muß  mehr  geben  wie  der  Unterliegende,  „weil  letzterer 
schon  den  Kläger  bezahlen  muß,  der  Kläger  aber  noch  Geld 
gewinnt".  Kommt  dies  jedoch  zur  Kenntnis  des  Bezirksamts, 
so  tritt  strenge  Bestrafung  ein.  In  den  Küstenorten  mußte 
früher  ein  Einklaggeld  von  4000  Kauris  gezahlt  werden,  in 
den  entfernteren  Gegenden  wurde  ein  Einklaggeld  nicht  ver- 
langt. Jetzt  wird  fast  allgemein  vom  Kläger  stets  ein  Ein- 
klaggeld je  nach  der  Höhe  der  Klage  gefordert.  Als  Grund 
wird  angegeben,  daß  das  Palaver  vielleicht  nicht  gut  war  und 
daß  man  dann  umsonst  zu  Gericht  gesessen  hätte.  Die  Leute 
wollen  diese  Einrichtung  erst  von  den  Weißen  gelernt  haben. 
Oberhäuptlinge,  die  für  andere  Häuptlinge  zweite  Instanz  wären, 
sind  außer  dem  Awehäuptling  nicht  vorhanden.  Dagegen 
können  von  den  Familienhäuptern  geschlichtete  Familienstreitig- 
keiten in  zweiter  Instanz  vor  den  Landschaftshäuptling  ge- 
bracht werden.  Der  Häuptling  von  Be  hatte  früher  zwar  ein 
besonderes  Ansehen,  weil  er  gleichzeitig  Fetischpriester  des 
mächtigen  Be-Fetisches  war,  in  rechtlicher  Beziehung  trat  dies 
aber  nicht  hervor.  War  ein  Palaver  besonders  schwer,  so 
wurden  eventuell  die  benachbarten  Häuptlinge  hinzugerufen, 
um  bei  der  Entscheidung  zu  helfen.  Jetzt  gilt  als  letzte 
Instanz  stets  das  Bezirksamt.  Eine  Frist  für  Einlegung  der 
Berufung  ist  nicht  bekannt.  Irgend  welche  Vertretung  vor 
Gericht  hat  es  im  Bezirk  nicht  gegeben  und  gibt  es  auch 
jetzt  noch  nicht,  jeder  muß  selbst  vor  Gericht  erscheinen,  auch 
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die  Frauen  sind  hierzu  verpflichtet.  Früher  war  es  allgemein 
üblich,  um  sich  das  Geld  zur  Bezahlung  einer  Schuld  zu  be- 
sorgen, die  Kinder  der  Schwester  zu  verkaufen.  Jetzt  geschieht 
es  nicht  mehr;  wohl  aber  kommt  es  auch  jetzt  vor,  daß  ein  Mann 
sich  zur  Sicherung  für  ihm  geliehenes  Geld  selbst  dem  Gläubiger 
verpfändet  und  dann  in  der  für  den  Anechobezirk  angegebenen 
Weise  die  Schuld  abarbeitet.  Dies  wird  wenigstens  nach  Ober- 
leutnant Schlettwein  vom  Bezirksamt  angestrebt,  geschieht 
in  der  Tat  aber  nur  in  den  seltensten  Fällen.  Im  allgemeinen 
verlangt  der  Gläubiger,  daß  die  volle  Summe  zurückgezahlt 
wird,  wenn  auch  die  Schuld  nur  10  Mark  beträgt  und  der 
Verpfändete  z.  B.  3  Jahre  in  „Schuldhaft"  war.  Nur  wenn 
die  Sache  zur  Klage  vor  das  Bezirksamt  kommt,  wird  die 
Arbeitszeit  in  Geld  umgerechnet  und  von  der  Schuld  in  Abzug 
gebracht.  In  Missions-Tove  soll  noch  kürzlich  eine  Verpfändung 
von  Kindern  vorgekommen  sein.  Kommen  solche  Fälle  zur 
Kenntnis  des  Bezirksamts,  schreitet  dies  natürlich  dagegen  ein. 
Wurde  früher  ein  Mädchen  als  Pfand  für  eine  Geldsumme 
gegeben,  so  konnte  sie,  wenn  sie  wollte,  den  Gläubiger  hei- 
raten ;  sie  blieb  dann  doch  bei  dem  Gläubiger,  auch  wenn  die 
Schuld  bezahlt  wurde,  aber  nicht  mehr  als  Pfand,  sondern  als 
seine  richtige  Frau.  Die  aus  dieser  Ehe  stammenden  Kinder 
wurden,  auch  wenn  sie  vor  Bezahlung  der  Schuld  geboren 
waren,  jedoch  niemals  auf  die  Schuld  angerechnet,  vielmehr 
mußte  stets  die  ganze  Summe  zurückgezahlt  werden.  Die 
Leute,  die  wegen  Diebstahls  verkauft  werden  sollten,  wurden 
meist  nach  dem  Sklavenmarkt  in  Denn  oder  nach  Widah  und 
Anecho  verkauft.  Sollte  ein  Mann  wegen  Einbruchsdiebstahl 
mit  Stockschlägen  bestraft  werden,  so  geschah  dies  zuweilen 
in  der  für  den  Anechobezirk  angegebenen  Form,  zuweilen 
wurde  er  auch  an  einen  Baum  gebunden  und  dann  geschlagen. 
Hatte  jemand  einen  anderen  aus  Fahrlässigkeit  getötet,  so  mußte 
er  auch  ein  Mädchen  als  Ersatz  geben;  lag  aber  Mord  vor, 
so  war  die  Familie  des  Getöteten  berechtigt,  wenn  sie  den 
Täter  nicht  fangen  konnte,  irgend  einen  Verwandten  des  Mör- 


120  Aemis. 

ders  zu  töten.  Dadurch  erhielt  dessen  Familie  wieder  das 
Recht,  ein  Mitglied  der  anderen  zu  töten,  und  so  ging  das 
fort,  bis  eine  Familie  nahezu  ausgerottet  war.  Dieser  Vorgang 
heißt  Dammadaro  (zu  deutsch:  edam  =  er  schießt  mich,  ma- 
daro  =  ich  schieß  auch).  War  die  eine  Familie  fast  vernichtet, 
so  schritt  der  Häuptling  ein.  Er  rief  die  beiden  Familien  und 
die  Aeltesten  des  Dorfes  zusammen  und  erklärte,  es  sei  nun 
genug  Blut  geflossen,  jetzt  sollten  sie  aufhören;  dann  wurde 
gemeinsam  Fetischwasser  getrunken  und  das  Palaver  war  zu 
Ende.  Eine  Ablösung  dieser  Blutrache  durch  Geld  oder  durch 
Hingabe  eines  anderen  Menschen  war  unmöglich.  Bei  dem  Dam- 
madau  durften  nur  die  Brüder  des  Mörders  und  die  männlichen 
Verwandten  der  Mutter  des  Getöteten  erschossen  werden,  die  eige- 
nen Söhne  konnten,  auch  wenn  sie  schon  erwachsen  waren,  nicht 
getötet  werden.  Lief  der  Mörder  fort  und  starb  er  nachher 
bald,  so  mußten  die  Verwandten  ein  Sklavenmädchen  oder 
ein  Mädchen  aus  der  Verwandtschaft  der  Mutter,  nicht  aus  der 
des  Vaters,  und  außerdem  12  Sack  Kauris  mit  je  20  000  Kauris 
und  ein  Schaf  an  die  Verwandten  des  Getöteten  geben.  Die 
Sitte  des  Dammadau  soll  nur  in  Be  und  speziell  in  Bagida, 
Aflahu  und  Agwe  bestanden  haben.  In  Gavhe,  im  Anecho- 
und  im  Misahöhebezirk  soll  sie  niemals  üblich  gewesen  sein. 
Die  Aflahu-Leute  sollen  sie  von  den  Denu-Leuten  übernommen 
haben  (die  Einwohner  von  Denn  gehören  zum  Stamme  der 
Anglo) ;  von  diesen  sollen  dann  die  übrigen  genannten  Ort- 
schaften sie  gelernt  haben.  Schuld  an  diesen  gegenseitigen  Mor- 
den waren  meist  die  Weiber.  Wenn  jemand  erschossen  war, 
dann  stichelten  und  hetzten  die  Weiber  aus  der  Verwandtschaft 
des  Ermordeten  so  lange:  „die  Männer  täten  nichts,  sie  wären 
schlapp,  sie  hätten  wohl  Angst",  bis  sie  wieder  einen  erschossen, 
und  dann  ging  die  Sache  solange  weiter,  bis  der  Häuptling 
einschritt.  Wurde  der  Mörder  gefangen,  so  wurde  er,  wie  im 
Anechobezirk,  durch  einen  Henker  hingerichtet.  Dieser  Hen- 
ker heißt  in  Be  Amedela,  zu  deutsch  Menschenjäger.  In  den 
übrigen  Orten  heißt  er,  wie  in  Anecho,  Lodeto.     Der  Henker 


Die  Stammesrechte  der  Bezirke  Misahöhe,  Anecho  und  Lome-Land.     121 

wohnte  auch  im  Lome-Landbezirk  in  einem  Farmdorf.  Die 
Hinrichtung  erfolgte  in  derselben  Weise  wie  in  Anecho,  nur 
war  der  Henker  berechtigt,  dreimal  mit  dem  Messer  zu 
stoßen,  bis  der  Verurteilte  tot  war,  dann  mußte  in  Gavhe  der 
Henker  das  Herz  des  Getöteten  herausschneiden.  Dies  wurde 
zu  einer  Medizin  verwendet,  die  gut  gegen  die  Krankheit 
Adibo  war.  Diese  Krankheit  bestand  darin,  daß  Leute  plötz- 
lich bewußtlos  umfielen.  Tranken  sie  nun  etwas  Wasser,  in 
das  ein  aus  dem  gerösteten  Herzen  hergestelltes  Pulver  getan 
war,  so  kamen  sie  sofort  wieder  zum  Bewußtsein.  Besonders 
häufig  soll  diese  Krankheit  in  Porto-Seguro  gewesen  sein. 

Sollte  der  Verurteilte  erschossen  werden  und  der  Henker 
schoß  dreimal  vorbei,  so  war  der  zu  Tötende  in  einzelnen 
Orten  —  so  in  Tove,  Aflahu  und  Gavhe  —  frei,  in  Bagida 
dagegen  wurde  die  Hinrichtung  dann  am  nächsten  Tage  noch 
einmal  angesetzt.  Daß  jemand,  der  mit  dem  Messer  gestochen 
worden  war,  wieder  gesund  wurde,  ist  niemals  vorgekommen. 
Der  Henker  erhielt  außer  dem  für  Anecho  angegebenen  Lohn 
noch  zwei  von  den  wertvollen  blauen  Eingeborenenperlen  (vgl. 
Plehn,  a.  a.  0.  S.  12).  Bevor  die  Sitte  des  Dammadau  von 
den  Anglo-Leuten  übernommen  wurde,  waren  die  Verwandten 
des  Mörders  selbst  verpflichtet,  ihn  dem  Häuptling  einzuliefern. 
Dieser  Grundsatz  wurde  erst  durch  die  Einführung  des  Dam- 
madau abgeschaff't. 

Wenn  sich  im  Lome-Landbezirk  jemand  von  dem  Vor- 
wurf, eine  Hexe  zu  sein,  reinigen  wollte,  so  ging  er  nach 
Anjaku  in  dem  jetzigen  englischen  Gebiet,  oder  nach  Kpeki, 
gleichfalls  auf  englischem  Gebiet;  der  Fetisch  hatte  keinen 
besonderen  Namen.  Man  ging  so  weit  fort,  weil  dort  die 
Fetischpriester  die  beiden  Parteien  nicht  kannten.  Hätte  man 
einen  der  Fetischpriester  aus  der  Nähe  genommen,  so  wäre 
vielleicht  eine  der  Parteien  schon  vorher  zu  ihm  gegangen 
und  hätte  diesen  bestochen ,  um  eine  für  sich  günstige  Ent- 
scheidung zu  erhalten.  Eine  Bahr-  oder  Leichenprobe  soll 
niemals  angewendet  sein.    Die  Häuptlinge  bestreiten  dies  ent- 


122  Asmis. 

schieden  und  bestreiten  auch ,  daß  unter  ihnen  der  Glaube 
herrsche,  an  dem  Tode  eines  noch  nicht  völlig  abgelebten 
Menschen  sei  ein  anderer  schuld.  Nur  wenn  jemand  einen 
anderen  verwünscht  und  dieser  stirbt  nach  einiger  Zeit,  so 
gilt  der  andere  als  Hexe;  er  wurde  früher  getötet  und  konnte 
sich  nicht  von  dem  Vorwurf  durch  den  Fetischtrank  reinigen, 
er  mußte  unter  allen  Umständen  sterben.  Da  seine  Ver- 
wünschung in  Erfüllung  gegangen  war,  bedurfte  es  einer  be- 
sonderen Feststellung  nicht  mehr.  Das  Strafrecht  ist  im 
übrigen  genau  so  wie  in  Anecho.  Bei  Ehebruch  verlangt 
jedoch  der  Ehemann  von  dem  Ehebrecher  Geld,  früher  30, 
jetzt  40  Mark,  und  außerdem  tranken  früher  beide  gemeinsam 
das  Fetischwasser.  Weiß  aber  der  Ehebrecher  bei  der  Voll- 
ziehung des  Beischlafs  nicht,  daß  er  es  mit  der  Frau  eines 
anderen  zu  tun  hatte,  so  braucht  er  nur  5 — 6  Mark  an  den 
Ehemann  zu  zahlen.  Ebenso  wurde  derjenige  bestraft,  der 
mit  der  Verlobten  eines  anderen  geschlechtlich  verkehrte. 
Wenn  diese  vorher  noch  unberührt  gewesen  war,  so  hatte  das 
keine  Erhöhung  der  Buße  zur  Folge.  Diese  trat,  wie  gesagt, 
nur  ein,  wenn  der  BetreiGfende  in  Kenntnis  des  Verlöbnisses 
oder  der  Ehe  den  Beischlaf  vollzogen  hatte.  Sonst  wird  aller- 
dings die  Unberührtheit  besonders  bewertet.  Der  Kaufpreis 
für  ein  unberührtes  Mädchen  beträgt  etwa  70  Mark,  für  die 
Deflorierte  nur  etwa  20 — 30  Mark.  Dagegen  ward  in  Groß- 
Be  die  Unberührtheit  überhaupt  nicht  bewertet.  Tatsächlich 
soll  auch  jedes  Mädchen  bei  Eingehung  der  Ehe  bereits  de- 
floriert sein,  da  sämtliche  Mädchen  alsbald  nach  der  Geschlechts- 
reife zum  Fetischpriester  gehen  —  wie  oben  erwähnt,  hat  in 
Be  der  Häuptling  die  Priesterwürde,  —  der  sie  dann  beseliläft. 
Hatte  jemand  mit  einem  noch  unreifen  Mädchen  geschlechtlich 
verkehrt  und  das  Mädchen  war  nachher  gestorben,  so  mußte 
der  Täter  64000  Kauris,  1  Schafbock  und  12  Flaschen  Schnaps 
an  den  Häuptling  und  als  Ersatz  ein  Sklavenmädchen  an  die 
Verwandten  der  Gestorbenen  geben.  Starb  das  Mädchen  nicht, 
so  wurde  der  Täter  nur  angekettet,  bis  es  wieder  gesund  war, 
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und  mußte  dann  die  Kosten  der  Heilung  tragen.  Das  Heirats- 
gut brauchte  er  nicht  zu  bezahlen.  Der  Brauch,  die  Scheiden 
der  Mädchen  von  klein  auf  auszuweiten,  wie  dies  in  Anecho 
geschieht,  ist  hier  unbekannt. 

Bei  Viehdiebstählen  wird  noch  heute  das  gestohlene  Vieh, 
etwa  eine  Ziege  oder  ein  Schaf,  dem  Dieb  um  den  Hals  ge- 
hangen, der  Mann  so  durch  die  Stadt  geführt  und  dann  ge- 
zwungen, mit  der  Ziege  um  den  Hals  auf  dem  Markte  zu 
tanzen.  Uebertretende  Tiere  wurden  früher  getötet,  jetzt 
werden  sie  zum  Häuptling  gebracht.  Der  Eigentümer  der 
Tiere  kann  jedes  von  ihnen  durch  Zahlung  von  50  Pfennig 
auslösen.  Ist  der  Schaden  erheblich  höher,  so  muß  ein  höherer 
Betrag  gezahlt  werden.  Löst  der  Eigentümer  die  Tiere  nicht 
ein,  so  verkauft  der  Häuptling  die  Tiere  und  gibt  den  Ertrag 
an  den  Eigentümer  des  beschädigten  Farmlandes ,  der  dann 
den  Schadensbetrag  für  sich  behält  und  den  Rest  an  den 
Eigentümer  der  Tiere  herausgibt.  Der  Häuptling  selbst  erhält 
als  Ersatz  der  Unkosten  für  die  Pflege  der  Tiere  2 — 3  Pfennig 
pro  Tag  und  Tier  ersetzt.  In  Ague  erhält  der  Farmbesitzer 
die  Tiere  durch  den  Häuptling  überwiesen,  wenn  sie  nicht 
eingelöst  werden;  in  Blavie  war  der  Eigentümer  früher  be- 
rechtigt ,  die  Tiere  zu  erschießen  und  dann  ganz  für  sich  zu 
behalten  und  zu  verwenden,  er  brauchte  sie  nicht  auf  die 
Straße  zu  legen. 

Die  Familienorganisation  und  die  Stellung  des  Familien- 
oberhauptes ist  dieselbe  wie  in  Anecho.  Die  Zahl  der  Frauen 
richtet  sich  hier  auch  nach  dem  Reichtum.  Auch  viele 
„Christen",  richtiger  „Getaufte",  haben  mehrere  Frauen,  z.  B. 
hatte  der  Häuptling  Jakob  Adjalle  drei  Frauen.  Die  Stellung 
der  Frau  in  der  Familie  ist  ebenso  die  gleiche  wie  in  Anecho, 
allerdings  findet  eine  Bevorzugung  der  Oberfrau  nicht  in  dem 
dort  angegebenen  Maße  statt.  Die  Frauen  erhalten  die  gleiche 
Anzahl  Geschenke,  nur  kann  die  Oberfrau  unter  den  an  sich 
gleichen  Teilen  zuerst  wählen.  Bei  jeder  der  Frauen  muß 
der   Mann    die    gleiche  Anzahl   Nächte    schlafen.     Ein  Unter- 
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schied,  ob  eine  Frau  Kinder  hat  oder  nicht,  wird  insofern 
gemacht,  als  die  Kinderlose  mehr  Geschenke  erhält  wie  die 
übrigen.  „Sie  ist  immer  traurig,  daß  sie  keine  Kinder  hat» 
Deshalb  will  der  Mann  sie  durch  reichlichere  Geschenke  auf- 
heitern." 

Vielfach  wurden  früher  Kinder  schon  einander  als  Mann 
und  Frau  versprochen,  bevor  sie  noch  geboren  waren.  Zwei 
schwangere  Frauen  vereinbarten,  daß,  wenn  sie  Kinder  ver- 
schiedenen Geschlechts  gebären  würden ,  diese  verlobt  sein 
sollten;  würden  aber  die  Kinder  vom  gleichen  Geschlecht  sein, 
so  sollten  sie  Freunde  werden.  Jetzt  kommen  nur  noch  Kinder- 
verlobungen zwischen  Kindern  im  Alter  von  8  Jahren  und  in 
späteren  Jahren  vor.  In  Amutive  werden  bei  der  Verlobung 
10  Mark  in  bar,  2  Weibertücher,  12  Flaschen  Gin  und  2  m  Tuch 
für  das  Mädchen,  in  Bagida  nur  10  Mark,  6  Flaschen  Schnaps, 
6  Flaschen  Muskat  und  6  Flaschen  Bier,  in  Gavhe  12  Mark 
und  12  Flaschen  Gin  an  die  Eltern  des  Mädchens  gegeben. 
Gemeinsam  sind  den  meisten  Orten  das  bare  Geld,  Bier, 
Schnaps  und  eventuell  noch  besondere  Geschenke  für  das 
Mädchen.  Auch  hier  muß  sich  der  Bräutigam  bei  den  Toten- 
festen in  der  Verwandtschaft  des  Mädchens  beteiligen,  und 
ebenso  muß  er  jedes  Jahr,  bis  das  Mädchen  erwachsen  ist, 
ihm  Geschenke  aus  den  Erträgen  der  Farm  oder  der  Fischerei 
geben.  Ferner  muß  er  seinen  Schwiegereltern  bei  der  Farm- 
bestellung helfen  und  ebenso  bei  der  Reparatur  oder  dem 
Aufbau  des  Hauses.  In  Agwe  Humbi  schickt  der  Vater  des 
jungen  Mannes  zunächst  4000  Kauris  an  die  Eltern  des  Mäd- 
chens. Nehmen  diese  die  Kauris  an  und  geben  damit  ihr 
Einverständnis  kund,  so  schickt  der  Vater  weitere  12  000  Kauris, 
6  Bündel  Feuerholz,  4  große  Lasten  Mais  an  die  Mutter  des 
Mädchens.  Aus  diesen  Lasten  muß  die  Mutter  Bier  bereiten, 
das  dann  gemeinsam  von  dem  ganzen  Stadtteil  ausgetrunken 
wird;  den  Versammelten  wird  hierbei  durch  die  Mutter  bekannt 
gegeben,  daß  die  Tochter  sich  heute  verlobt  hat.  Bei  der 
Hochzeit    selbst   muß    dann    noch    ein  Geldbetrag  gezahlt  und 
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außerdem  Schnaps  und  Geschenke  in  ähnlicher  Weise  wie  in 
Anecho  gegebeii  werden;  die  Beträge  schwanken.  Ist  das 
Mädchen  erwachsen,  so  schickt  der  Verlobte  eine  Schwester 
seines  Vaters,  oder  in  Ermanglung  einer  solchen,  eine  Ver- 
wandte desselben,  eine  andere  Frau  und  einen  jungen  Mann, 
der  nicht  aus  der  Verwandtschaft  zu  sein  braucht,  zu  dem 
Vater  des  Mädchens.  Der  Vater  gibt  diesen  dreien  etwas 
Schnaps,  und  dann  wird  für  den  Abend  die  Festlichkeit  an- 
gesetzt. Das  Mädchen  wird  gleich  in  die  V^ohnung  ihres 
zukünftigen  Gatten  gebracht.  Am  Abend  kommen  die  Ver- 
wandten zusammen,  es  wird  gemeinsam  gegessen  und  getrunken, 
und  es  finden  große  Spiele  statt.  Kurz  bevor  sich  die  Ver- 
wandten zurückziehen,  führt  eine  alte  Frau  aus  der  Verwandt- 
schaft der  Braut  diese  zur  ehelichen  Lagerstätte,  läßt  sie  sich 
dort  hinlegen  und  wünscht  ihr  alles  Gute:  „Sie  solle  viele 
Kinder  bekommen  und  immer  eine  gute  Frau  sein."  Ebenso 
macht  es  eine  Frau  aus  der  Verwandtschaft  des  Mannes  mit 
diesem,  wobei  sie  ihm  sagt,  er  solle  jetzt  mit  der  Frau  die 
Nacht  auf  einer  Lagerstätte  schlafen,  immer  gut  und  ordent- 
lich mit  ihr  zusammenleben  und  stets  viel  Geld  haben.  Als- 
dann ziehen  sich  die  beiden  alten  Frauen  zurück.  Das  Lager- 
tuch wird  hier  nicht  vorgezeigt,  ebenso  werden  keine  Gewehre 
abgeschossen.  Die  P^rau  muß  während  der  nächsten  8  Wochen 
im  Hause  bleiben.  Man  hat  ihr  am  Hochzeitsabend  alle  vorher 
getragenen  Tücher  fortgenommen  und  ihr  nur  ein  rot  gefärbtes 
Tuch  belassen,  das  sie  während  dieser  8  Wochen  zu  tragen 
hat.  Muß  sie  aus  dem  Hause,  um  ihre  Notdurft  zu  verrichten, 
so  darf  sie  das  nur  morgens  ganz  früh  tun.  Auch  der  Mann 
darf  sich  während  dieser  8  Wochen  nicht  im  Dorf  zeigen  und 
darf  höchstens  nur  seinen  Hof  betreten.  Er  behält  deshalb 
einen  Teil  des  Hochzeitsgeldes  für  sich,  um  damit  während 
dieser  ersten  Zeit  die  Kosten  für  das  Essen  bestreiten  zu 
können. 

Mit   diesen  Gebräuchen   stimmen   die  Orte  Be,    Amutive, 
Aflahu  und  Agwe  überein,  in  den  übrigen  Landbezirken  und 
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auch    in    Bagida    gibt    es    keine    besonderen  Feste.     Der  Frau 
ist  es  auch  gestattet,    sofort  am  Tage  nach  der  Hochzeit  die 
Hütte  zu  verlassen.    Es  werden  nur  einige  Geschenke  für  die 
Frau  übergeben ,    und  es  wird  dann  gemeinsam  gegessen  und 
getrunken.     In  Missions-Tove  müssen  dem  Mädchen  alljährlich 
Geschenke    gegeben    werden,    bis   es    erwachsen   ist.     Bei  der 
Heirat  werden  100  Mark  und  12  Flaschen  Schnaps  den  Eltern 
des  Mädchens  übergeben,  das  Mädchen  selbst  erhält  ein  Kopf- 
tuch.    Festlichkeiten    werden   nicht   mehr  veranstaltet.     Läuft 
die  Frau  dem  Manne  fort,  so  treten  dieselben  Folgen  ein  wie 
in    Anecho.     Auch   hier   hat   der   Mann    das  Recht,    die  Frau 
wegzujagen,  wenn  sie  ihm  besondere  Veranlassung  dazu  gibt. 
Auch   hier   findet   sich  der  Abschluß  von  Blutsfreundschaften, 
wie  er  oben  ausführlich  für  den  Anechobezirk  geschildert  ist. 
Nach  den  Erzählungen  der  Leute  hat  Mau  (Mawu),  d.  h.  Gott, 
diese  Sitte  gezeigt,  um  Streitigkeiten  beizulegen  oder  Treue- 
verhältnisse zu  begründen.    Wird  ein  Kind  geboren,  so  finden 
nicht  die  Gebräuche  und  Festlichkeiten,  wie  sie  für  den  Anecho- 
bezirk geschildert  sind,  statt.    Bei  der  Geburt  hilft  eine  Frau, 
die    das   Neugeborene    wäscht.     Auch    anläßlich    der   Namen- 
gebung    werden    keine    besonderen    Feste    veranstaltet.     Die 
Namengebung  erfolgt  im  übrigen  nach  besonderen  Umständen 
bei    der  Geburt.     Das  Kind    wird    nach    7    oder    8  Tagen  ins 
Freie   getragen.     Die  Frau    erhält   dann   von  den  Verwandten 
Geschenke,  Essen  und  Feuerholz,  und  auch  die  Frau,  die  bei 
der  Geburt  geholfen  hatte,  erhält  ein  Geschenk.    In  Missions- 
Tove   kann   das   neugeborene   Mädchen   erst   nach   14    Tagen, 
der  Junge    erst   nach  16  Tagen   aus  dem  Haus  ins  Freie  ge- 
tragen werden,  meist  erhält  er  erst  dann  den  Namen,  besondere 
Regeln    bestehen    jedoch    nicht.     Das    älteste    Kind    heißt    in 
Missions-Tove,    wenn  es  ein  Junge  ist,    „Sazu",  wenn  es  ein 
Mädchen  ist,    „Dede";   in  Gavhe  heißt  der  Sohn   „Dete" ,  das 
älteste    Mädchen    hat    als    solches    in    Gavhe    keinen   Namen. 
Werden   Zwillinge    geboren,    so    besteht    in    Bagida    derselbe 
Brauch  wie  in  Anecho.    In  Groß-Be,  Missions-Tove,  Amutive» 
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Aflahu  und  Ague  besteht  folgende  Sitte:  Eine  alte  Frau,  die 
selbst  einmal  Zwillinge  geboren  hat,  nimmt  an  dem  Tage  der 
Geburt  die  Mutter  und  den  Vater  der  Zwillinge  je  an  einer 
Hand,  führt  sie  gemeinsam  aus  der  Tür,  den  einen  nach  links, 
den  anderen  nach  rechts,  sie  gehen  dann  um  das  Haus  herum, 
beide  nach  verschiedenen  Richtungen  und  kehren  dann  wieder 
in  das  Haus  zurück.  Man  tut  dies  „damit  die  Zwillinge  nicht 
sterben".  Nach  4  Monaten  bringt  man  die  Zwillinge  nach 
dem  sog.  Zwillingsmarkt,  einem  Platz,  auf  dem  einige  Weiber 
versammelt  sind,  die  schon  einmal  Zwillinge  gehabt  haben 
und  jetzt  die  üblichen  Waren  des  Kleinhandels  der  Eingeborenen 
feilhalten.  Zwei  junge  Leute  gehen  hierbei  voraus  und  flöten^ 
eine  alte  Frau  kauft  dann  für  die  Zwillinge  von  den  an- 
wesenden Marktfrauen  einige  Sachen,  damit  es  heißt:  „Die 
Zwillinge  sind  schon  auf  dem  Markt  gewesen".  Ein  eigent- 
licher Markt  ist  es  jedoch  nicht.  Bis  zu  dem  Besuch  dieses 
Zwillingsmarktes  darf  die  Mutter  das  Haus  nicht  verlassen. 
Nach  Rückkehr  vom  Zwillingsmarkt  erhalten  die  Kinder  ihre 
Namen.  Sind  es  Knaben,  so  heißt  der  zuerst  geborene  „Azu", 
der  zweite  „Ezu",  sind  es  Mädchen,  so  heißen  sie  „Dani"  und 
„Osa".  Der  Vater  bereitet  anläßlich  der  Namengebung  Essen 
und  Getränke  für  die  Verwandten  und  auch  für  die  Frauen 
des  Dorfes,  die  schon  einmal  Zwillinge  geboren  haben.  Ist 
eines  von  den  Kindern  ein  Mädchen  und  ist  es  schon  vor  der 
Geburt  einem  jungen  Manne  als  spätere  Frau  versprochen 
worden,  so  geht  dieser  am  Tage  der  Geburt,  nachdem  die 
Eltern  um  die  Hütte  herumgegangen  sind,  siebenmal  um  das 
Haus ,  wobei  er  etwas  Gras  im  Munde  hält  und  einen  Hut 
von  Palmenbast  und  Blättern  im  Arme  trägt.  Viele  Leute 
stehen  dabei  herum.  Hierdurch  bekundet  er,  daß  er  später 
das  Mädchen  heiraten  will.  Lacht  er  aber  bei  dem  Um- 
wandern des  Hauses,  so  muß  er  verrückt  werden.  In  Gavhe 
besteht  dieselbe  Sitte.  Es  gilt  jedoch  als  ungünstiges  Zeichen, 
wenn  die  Zwillinge  bei  dem  Besuch  des  Zwillingsmarktes 
weinen.     Die  Kinder   werden   deshalb  vollkommen  mit  Palm- 
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wein  betrunken  gemacht,  so  daß  sie  halb  tot  sind.  Die  Musik 
bei  dem  Hinmarsch  zu  dem  Zwillingsmarkt  wird  hier  nicht 
mit  Flöten,  sondern  mit  Trommeln  gemacht.  Es  gilt  im  all- 
gemeinen als  günstiger,  wenn  die  beiden  Kinder  von  dem- 
selben Geschlecht  sind,  als  wenn  es  ein  Mädchen  und  ein 
Junge  ist. 

Ganz  entschieden  wird  bestritten,  daß  die  Zwillinge  ge- 
tötet würden.  Nach  Oberleutnant  Sc  hie  tt  wein  erhält,  wenn 
eines  der  Zwillingskinder  stirbt,  das  Ueberlebende  eine  kleine 
Holzfigur,  die  es  sein  ganzes  Leben  mit  sich  herumträgt  oder 
neben  sich  hinstellt,  als  Erinnerungszeichen  an  das  gestorbene 
Kindchen. 

Auch  bei  dem  Tode  eines  Menschen  bestehen  dieselben 
Gebräuche  wie  in  Anecho.  Jedoch  werden  die  vom  Blitz 
Erschlagenen  in  Gavhe  auch  im  Busch  begraben,  und  ebenso 
wird  derjenige,  der  Schulden  hatte,  in  Gavhe  begraben,  nur 
müssen  die  Verwandten  die  Schulden  bezahlen.  Auch  hier 
besteht  der  Glaube  an  das  Weiterleben  nach  dem  Tode,  an 
die  Noannis  und  deren  Aufenthalt  in  Njome  und  an  den 
zweiten  Aufenthaltsort  für  diejenigen,  die  definitiv  gestorben 
sind.  Dieses  heißt  hier  jedoch  Dschemani.  Auch  die  Sprache 
der  Noanni  wird  genau  so  wiedergegeben,  wie  es  die  Anecho- 
leute  gesagt  haben.  Auch  die  Totenfeste  werden  in  der 
gleichen  Weise  gefeiert,  es  finden  ein  großes  und  ein  kleines 
Totenfest  statt.  Jährlich  wiederkehrende  allgemeine  Toten- 
feste sind  nicht  bekannt.  Die  Trauerzeit  beträgt  gewöhnlich 
für  alle  Verwandten  4  Monate,  für  die  Frau  12  Monate,  für 
den  Mann,  vrenn  seine  Frau  gestorben  ist,  nur  4  Monate.  Die 
Frau  muß  während  der  12  Monate  Trauerzeit  im  Hause 
bleiben  und  darf  es  nur  bei  Nacht  verlassen.  Der  Mann  ist 
nur  gezwungen,  die  ersten  16  Tage  sich  im  Hause  aufzuhalten; 
die  Zeichen  der  Trauer  sind  dieselben.  Die  Frauen  erhalten 
während  der  Trauerzeit  das  Essen  von  den  Verwandten  des 
verstorbenen  Mannes. 

Das  Erbrecht  ist  in  derselben  Weise  geregelt  wie  in  den 
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ländlichen  Teilen  des  Bezirkes  Anecho.  Sind  keine  Söhne 
und  keine  Brüder  des  Erblassers  vorhanden,  so  fallen  das 
Farmland  und  die  Häuser,  die  im  eigentlichen  Familieneigentum 
stehen,  rechtlich  an  die  Familie  im  weiteren  Sinne  zurück. 
Es  wird  jedoch  meist  an  die  Söhne  der  Schwester  gegeben, 
wenn  diese  den  Familienältesten  bitten.  Die  Frauen  können 
bei  dem  Tode  ihres  Mannes  nicht  gezwungen  werden,  irgend 
jemand  aus  der  Verwandtschaft  zu  heiraten,  nur  übernehmen 
häufig  die  jüngeren  Brüder  oder  die  Söhne  der  Schwester  die 
Frauen.  In  Ague  dagegen  müssen  die  Frauen  auch  jetzt  noch, 
wenn  sie  nicht  an  diese  Personen  übergehen  wollen,  den  einst- 
mals von  ihrem  Manne  für  sie  gezahlten  Kaufbetrag  zurück- 
zahlen. Die  Kinder  des  Verstorbenen  bleiben  aber  immer  bei 
den  Verwandten  des  Mannes.  Es  kommt  vielfach  vor,  daß 
Frauen  zu  einem  Manne  gehen  und  ihm  erklären,  sie  wollen 
seine  Frau  werden,  wenn  er  ihre  Schulden  bezahle.  Geht  der 
Mann  hierauf  ein  und  stirbt  er  nachher,  bevor  aus  dieser  Ehe 
Kinder  entsprungen  sind,  so  muß  im  ganzen  Bezirk  die  Frau 
jetzt  den  jüngeren  Bruder  oder  den  Sohn  der  Schwester 
heiraten  oder  aber  die  Schuldsumme  an  die  Familie  zurück- 
zahlen. Denn  „eine  Schuldsumme  war  nicht  Heiratsgeld". 
Das  ist  der  einzige  Fall,  wo  für  eine  Frau  die  Verpflichtung 
besteht,  beim  Tode  des  Mannes  einen  von  dessen  Verwandten 
zu  heiraten,  von  der  sie  sich  nur  durch  Zahlung  einer  Geld- 
summe befreien  kann. 

Auch  im  Lome-Landbezirk  sind  letztwillige  Verfügungen 
bekannt.  Es  kommt  vor,  daß  der  Erblasser  bestimmt,  einer 
seiner  Söhne  solle  das  ganze  Vermögen  bekommen  oder  ein 
jüngerer  Sohn  solle  an  Stelle  des  Aeltesten  das  Farmland 
übernehmen.  Die  Form  für  die  Errichtung  derartiger  Ver- 
fügungen von  Todes  wegen  ist  die  gleiche  wie  in  Anecho.  In 
Bagida  ist  auch  ein  Vermächtnis  von  Farmland,  das  im  Einzel- 
eigentum gestanden  hat,  vorgekommen,  und  ebenso  sind  in 
den  übrigen  Teilen  des  Bezirkes  Vermächtnisse  an  nicht  zur 
Verwandtschaft    gehörige    Personen    üblich.     Die   Söhne   oder 
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Neffen  erfüllen  allgemein  die  ihnen  vom  Erblasser  auferlegte 
Verpflichtung,  weil  sie  Angst  vor  den  Noannis  haben,  die 
Unheil  über  sie  und  ihre  Familie  bringen  würden,  wenn  sie 
den  Wunsch  des  Verstorbenen  nicht  erfüllen  würden.  Eine 
Verpflichtung  für  die  Söhne  der  Schwester,  etwas  an  die 
Kinder  des  Erblassers  zu  schenken,  besteht  nicht. 

Ueberall  im  Bezirk  ist  Familieneigentum  an  Grund  und 
Boden  die  Regel,  daneben  finden  sich  zuweilen  einzelne  Grund- 
stücke im  Einzelbesitz.  Von  dem  Familienlande  erhalten  in 
Gavhe  und  Tove  die  Kinder  der  Schwester  beim  Tode  des 
Inhabers  des  Familienlandes  ebenfalls  ein  Stück  zugewiesen, 
wenn  dieser  bei  Lebzeiten  ein  Kind  der  Schwester  schulden- 
halber verkauft  hatte.  Im  ganzen  Bezirk  gibt  es  nach  Ober- 
leutnant Schlettwein  herrenloses  Land.  Es  sind  besonders 
die  wüsten,  zur  Farmbestellung  gar  nicht  oder  schlecht  ge- 
eigneten Steppenstrecken,  im  allgemeinen  soll  jedoch  überall 
das  gute  Land  vollständig  unter  die  Familien  aufgeteilt  sein. 
Man  sagt  von  einigen  Flächen,  „das  Land  gehört  dem  Häupt- 
ling", das  bedeutet  aber  nur,  daß  es  den  Hoheitsrechten  des 
Häuptlings  unterliegt.  Ein  besonderes  Häuptlingsland,  dessen 
Eigentum  mit  der  Häuptlingswürde  als  solcher  verknüpft  ist, 
gibt  es  nicht.  Die  Häuptlingsfamilie  hat  ihr  Familienland 
wie  jede  andere  Familie. 

Als  Grenzzeichen  finden  sich  außer  dem  Anjabaum,  Kaktus- 
und  Ananasreihen  auch  Termitenhaufen  oder  Affenbrotbäume, 
die  gerade  auf  der  Grenze  stehen.  Ueberlassung  von  Land 
zur  Nutzung  kommt  vor;  man  gestattet  jemanden,  zwischen 
den  Palmen  des  eigenen  Landes  Mais  zu  pflanzen.  Der  be- 
treffende darf  jedoch  dann  keine  Palmen  abhauen  und  die 
Palmen  auch  nicht  nutzen.  Das  Farmland  wird  im  allgemeinen 
3  Jahre  hintereinander  bepflanzt  und  bleibt  dann  bis  zu 
10  Jahren  als  Brache  liegen.  Düngang  wird  auch  nur  bei 
dem  Anbau  von  Zwiebeln  angewendet. 

Abbauwürdige  Mineralien  gibt  es  im  Bezirk  nicht. 

Das  Jagdrecht   ist   dasselbe  wie  in  Anecho,   nur  hat  der 
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Häuptling  der  Landschaft,  in  der  ein  Elefant  oder  ein  Büffel 
geschossen  wird,  Anspruch  auf  ein  Stück  Fleisch.  Die  Fischerei 
ist  überall  frei,  sowohl  im  fließenden  Wasser,  wie  in  stehenden 
Teichen,  sogar  für  Angehörige  fremder  Landschaften.  Nur 
im  Schio  haben  sich  genau  solche  Reusen-  oder  Fischgraben- 
rechte herausgebildet  wie  in  der  Lagune  von  Anecho.  In  der 
Mitte  des  Flusses  kann  jedoch  jeder  fischen,  sofern  er  es  nicht 
unmittelbar  vor  den  Reusen  tut.  Auch  im  Schio  sind  sämt- 
liche Reusenstellen  bereits  in  festen  Händen.  Auf  dem  Haho 
sollen  die  Verhältnisse  in  dessen  unterem  Teile,  nahe  dem 
Togosee,  genau  dieselben  sein.  In  der  Landschaft  Gavhe 
dagegen  ist  die  Fischerei  frei.  Wer  früher  vor  der  Reuse 
eines  anderen  fischte,  oder  die  bereits  gefischten  Fische  stahl, 
wurde  als  Fischdieb  hier  nur  verkauft,  nicht  getötet.  Reusen 
im  Miteigentum  mehrerer  Personen  gibt  es  nicht,  jeder  hat 
nur  seine  eigene  Reuse  auf  dem  ererbten  Reusenplatz.  Die 
Reusen  sind  auch  nicht  so  groß.  Mit  dem  Wurfnetz  wird 
nur  in  der  See  vom  Strande  aus  gefischt.  Kanus  werden 
zuweilen  verkauft,  jedoch  nur  selten,  und  dann  geschieht  der 
Verkauf  formlos. 

Beim  Fund  besteht  noch  allgemein  keine  Verpflichtung 
zur  Zurückgabe  der  gefundenen  Sache,  auch  wenn  ein  Finder- 
lohn versprochen  wird. 

In  Bagida  und  Amutive  werden  manchmal  Häuser  ver- 
kauft, ohne  daß  das  Land,  auf  dem  sie  stehen,  auch  verkauft 
wird,  wenn  dies  Familienland  ist.  In  den  übrigen  Orten  kommt 
ein  Verkauf  von  Häusern  nicht  vor.  In  Gavhe  findet  sich 
aber  auch  die  Ueberlassung  eines  Hauses  gegen  Entgeld,  etwa 
für  3 — 4  Mark  innerhalb  derselben  Familie,  wenn  ein  Familien- 
mitglied zu  bequem  ist,  sich  ein  eigenes  Haus  zu  bauen  und 
ein  anderer  zwei  Häuser  gebaut  hat.  In  Bagida  und  Amutive 
darf  das  verkaufte  Haus,  wenn  es  zusammenfällt,  nicht  wieder 
aufgebaut  werden.  In  Gavhe  dagegen  kann  sich  der  Erwerber 
des  Hauses  das  Haus  selbst  wieder  aufbauen,  „da  er  ja  nur 
ein  Verwandter  ist".     Bestimmte  Formen  bestehen  für  Kauf- 
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vertrüge  über  Häuser  nirgends,  nur  werden  einige  Zeugen  für 
beide  Parteien  hinzugezogen.  In  Gavhe  ist  auch  dies  nicht 
einmal  nötig. 

Die  Marktverhältnisse  sind  ähnlich  wie  in  Anecho,  eine 
Bezahlung  mit  kleinen  Tabakbündeln  ist  dagegen  unbekannt. 
Die  Märkte  finden  alle  4  oder  5  Tage  statt,  in  der  Stadt  Lome 
ist  an  jedem  Tage  Markt.  In  den  küstenferneren  Gebieten 
erfolgt  die  Zeitberechnung  nach  dem  Markttage,  nicht  nach 
dem  Wochentage.  Die  rechtlichen  Verhältnisse  bei  dem  Ab- 
schluß sonstiger  Verträge  sind  dieselben  wie  im  Anechobezirk, 
und  zwar  sind  an  der  Küste  die  Formen  schon  präzisierter, 
in  den  entfernteren  Gegenden  sind  sie  noch  unklarer  und  un- 
bestimmter. Leute,  die  gewerbsmäßig  Geld  gegen  hohe  Zinsen 
ausleihen,  soll  es  im  Lome-Landbezirk  noch  nicht  gegeben 
haben.  Die  Schadensersatzpflicht  ist  ebenso  wie  im  Anecho- 
bezirk geregelt,  sie  besteht  nur,  wenn  die  allgemein  üblichen 
und  anerkannten  Vorsichtsmaßregeln  nicht  getroffen  sind. 


Anlage  zu  den  „Stammesrechten": 

Names  of  ancient  Kings  of  Lome. 

Geetree  who  was  the  first  King  of  Lome  is  my  great 
great  ancestor  who  died  and  left  his  son  Ahglay  on  the  throne 
to  reign,  and  Ahglay  died  and  left  his  son  Gbagbar  to  reign, 
and  Gbagbar  died  and  left  his  son  Konoo  to  reign,  and  Konoo 
left  his  son  Losoo  Ahavey  to  reign ,  and  Losoo  Ahavey  left 
his  son  Kokote  to  reign,  and  Kokote  left  his  son  Jeboranavee 
to  reign,  and  Jeboranavee  left  his  son  Sarpey,  and  Sarpey  left 
his  son  Ahbiyeh,  and  Ahbiyeh  left  his  son  Gokar,  and  Gokar 
left  his  son  Jerhernoo,  and  Jerhernoo  left  his  son  Nhahoe,  and 
Nhahoe  left  his  son  Herjiquasar,  and  Herjiquasar  left  his  son 
Derjey,  who  is  now  the  present  King  reigning.  All  this 
succeed  eacli  other  on  the  throne,  tili  it  reaches  me  the 
present  Derjey. 
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I  Derjey  is  the  present  King,  and  Mr.  Bruce  is  the  lirst 
man ,  who  came  and  asked  me  to  be  in  the  Beach  to  be 
trading;  I  willingly  gave  him  and  he  gave  it  to  his  son 
Quashy  Bruce  in  my  presence  and  this  Quashy  Bruce  his  son 
is  the  first  man  that  build  house  in  the  Beach  and  called  this 
place  or  Beach  Lome,  now  called  by  the  White  men  Bey 
Beach.  —  The  land  is  mine  and  it  is  I  who  gave  it  to 
Mr.  Bruce,  who  gave  it  to  his  son  Quashy  Bruce  in  my 
presence;  and  if  there  is  any  one  that  say  the  land  belongs 
to  him,  let  such  one  shew  in  what  way  it  belongs  to  him. 

KT.       .  his 

mg  Ueriey         i 
^  -^    "^    mark. 

16*'^  January  1877. 


IL 

Bemerkungen  zu  dem  Bericht  von  Asmis  über 
die  Rechte  von  Misahöhe,  Anecho  und  Lome. 

Von 

Josef  Kohler. 

§  1. 

Die  Rechte  dieser  Völkerschaften  haben  große  Verwandt- 
schaft. Ueberall  besteht  ein  beschränktes  Häuptlingsrecht; 
der  Häuptling  wird  durch  gewisse  Attribute  bezeichnet, 
Schwert,  Kuhschwanz,  Sandalen,  Trommeln,  Flöte  oder  etwas 
ähnliches,  oder  durch  einen  Stab:  alle  diese  Attribute  haben  die 
Bedeutung,  daß  sie  den  Häuptling  kennzeichnen  und  auch  den 
Boten  des  Häuptlings  legitimieren.  Neben  dem  Häuptling 
gibt  es  fast  überall  einen  Sprecher,  der  die  Vermittlung 
zwischen  ihm  und  dem  Volke  übernimmt,  also  eine  Art  von 
Minister  oder  Kanzler ;  sodann  eine  Art  von  Boten ,  blafo 
oder  ähnlich  benannt,  und  endlich  die  Aeltesten,  welche  bei 
Gericht  als  Schöffen  dienen:  denn  die  Tätigkeit  des  Häuptlings 
ist  hauptsächlich  eine  gerichtliche.  Die  Aeltesten  als  Schöffen 
(assafo)  haben  eigentlich  das  Urteil  allein  zu  geben,  in  der 
Abwesenheit  des  Häuptlings;  aber  es  hat  sich  der  Brauch 
herausgestellt,  daß  der  Häuptling  selbst  mitwirkt,  um  seine 
Autorität  zu  stärken,  oder  daß  er  gar  allein  entscheidet,  wenn 
er  mit  dem  Befand  der  Schöffen  nicht  zufrieden  ist. 

Der  Häuptling  wird  aus  bestimmter  Familie  gewählt,  sei 
es  durch  die  Familie,  sei  es  durch  das  Dorf;  auch  das  kommt 
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vor,    daß    zwei  Zweige    der  Familie  wechselweise  die  Häupt- 
linge stellen. 

Neben  den  Häuptlingen  gibt  es  meist  Oberhäuptlinge,  an 
die  man  gegen  ihr  Urteil  appellieren  kann. 

§  2. 

Allgemein  besteht  Yaterrecht:  die  Verwandtschaft  wird 
nach  vaterrechtlichen  Grundsätzen  behandelt,  und  der  Vater 
hat  die  Gewalt  über  Frau  und  Kind,  kann  sie  namentlich  ver- 
pfänden, um  damit  seine  Schulden  zu  bezahlen.  Die  Erb- 
folge ist  regelmäßig  eine  Sohneserbfolge ,  und  auch  die  Frau 
fällt  in  die  Erbfolge,  aber  natürlich  so,  daß  die  Söhne  nicht 
ihre  eigene  Mutter  erben;  an  einigen  Orten  kann  sich  aller- 
dings die  Frau  von  diesem  drückenden  Banne  dadurch  loslösen, 
wenn  sie  das  Heiratsgut  zurückgibt.  Alles  dies  sind  vater- 
rechtliche Züge,  und  auch  das  ist  mit  dem  Vaterrecht  verein- 
barlich,  daß  bei  einigen  Stämmen  nicht  die  Söhne  erben, 
sondern  der  Familienälteste,  —  also  eine  Art  Seniorat.  Dieses 
hat  sich  offenbar  in  der  Art  entwickelt,  daß  der  Senior 
das  Vermögen  der  minderjährigen  Kinder  in  seine  Gewalt 
nahm;  hierbei  entstand  der  Grundsatz,  daß  er  zwar  den 
Söhnen  etwas  zukommen  lassen  solle,  aber  in  dieser  Be- 
ziehung freie  Hand  habe:  gewöhnlich  gibt  er  den  Söhnen 
einiges  von  dem  Vermögen,  und  auch  von  den  Frauen  nimmt 
er  nur  eine. 

Die  Töchter  sind  vom  Erbe  gewöhnlich  ausgeschlossen, 
und  selbst  die  Mutter  wird  eher  von  ihren  Schwestern  als 
von  ihren  Töchtern  beerbt,  so  vor  allem  in  bezug  auf  die 
ihr  zustehenden  Schmackgegenstände,  die  eine  Art  von  Gerade 
darstellen. 

Gegenüber  diesem  Vaterrecht  berührt  es  eigentümlich, 
daß  manchmal  noch  ein  Zug  des  Mutterrechtes  auftaucht,  so 
z.  B.  in  Anecho,  daß  im  Falle  der  Verschuldung  der  Mann 
nicht  seine  Kinder,  sondern  die  Kinder  seiner  Schwester  ver- 
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pfändet;  andere  Spuren  des  Mutterrechtes  sind,  daß  bisweilen 
die  Kinder  der  Schwester  einen  Teil  des  Erbes  bekommen, 
und  daß  sich  die  Blutrache  gegen  Verwandte  der  Mutter 
richtet  (vgl.  S.  100,  119,  120)  und  diese  auch  eventuell  zur 
Beerbung  kommen. 

§  3. 

Polygamie  ist  allgemein.  Eine  der  Frauen,  gewöhnlich 
die  älteste,  gilt  als  Oberfrau.  Sonst  besteht,  wie  im  Islam, 
die  Vorschrift,  daß  der  Mann  mit  jeder  der  Frauen  im  Turnus 
ein  paar  Nächte  Umgang  zu  pflegen  hat,  und  soweit  die 
Verhältnisse  es  gestatten,  hat  jede  Frau  ihre  eigene  Hütte. 

Kinderverlobungen  sind  allgemein  üblich.  Der  Frauen- 
kauf ist  in  das  donatorische  Stadium  eingetreten,  indem  der 
Bräutigam  der  Familie  der  Braut,  auch  dieser  selbst  gewisse 
Geschenke  macht,  der  Familie  auch  im  Laufe  der  Jahre  be- 
stimmte Dienste  tut. 

Die  übliche  Jungfernprobe  kommt  vor,  aber  nicht  all- 
gemein. Im  Gegensatz  dazu  wird  ein  jus  primae  noctis  des 
Priesters  erwähnt  (S.  122). 

Auch  Spuren  der  verschämten  Ehe  finden  sich  in  der 
Art,  daß  die  Ehegatten  acht  Wochen  nach  der  Ehe  sich  kaum 
sehen  lassen  dürfen  (S.  125). 

Allgemein  besteht  die  Trauerzeit  der  Witwe,  die  während 
dieser  Zeit  gar  nicht  ausgehen  darf,  oder  in  sonderbarer  Ge- 
stalt sich  zeigt:  alles  nach  der  gewöhnlichen  Anschauung,  daß 
man  die  Witwe  dem  Anblick  des  Toten  entziehen  oder  ihm 
verekeln  will. 

§4. 

Die  Zwillinge  gelten  als  Fetischkinder  und  unterliegen 
einer  besonderen  ausgezeichneten  Behandlung.  Man  hält  sie 
gut,  weil  man  es  mit  dem  Fetisch  nicht  verderben  will. 
Eigenartige  Gebräuche  sind  es,  daß  man  bald  nach  ihrer  Geburt 
das   Haus    umwandelt,    daß    man    die    Fetischkinder   auf  den 
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Markt  bringt,  wo  ihnen  etwas  gekauft  wird;  auch  geschehen, 
wenn  das  Fetischkind  verlobt  wird,  merkwürdige  Dinge,  indem 
der  Verlobte  siebenmal  das  Haus  umwandelt.  Auch  dies 
scheint  eine  Huldigung  an  den  Fetisch  zu  sein. 

Für  afrikanische  Verhältnisse  versteht  sich  von  selber, 
daß  auch  die  Blutsbrüderschaft  vertreten  ist,  so  in  Anecho 
(S.  74).  Beide  Teile  ritzen  sich  an  der  Handwurzel  und  trinken 
gegenseitig  das  Blut;  sie  haben  infolgedessen  eine  lebens- 
längliche Treupflicht,  die  unter  dem  Schutze  der  Religion 
steht:  denn  schwerer  Fluch  würde  denjenigen  treffen,  der  die 
Treue  bricht. 

Auch  die  Adoption  kommt  mitunter  vor  (S.  46),  spielt 
aber  keine  große  Rolle. 

§  5. 

Das  religiöse  Leben  steht  völlig  unter  dem  Banne  des 
Fetischismus,  unter  dem  Glauben,  daß  der  eine  oder  andere 
Geist  mitwirksam  in  das  Menschenleben  eingreift;  daher 
gibt  es  Fetischpriester  und  Fetischpriesterinnen,  die  zugleich 
als  Medizinleute,  d.  h.  als  Aerzte,  wirken  und  deren  Stel- 
lung vom  Häuptlinge  unabhängig  ist.  Dadurch  wird  neben 
anderem  auch  die  Gewalt  des  Häuptlings  bedeutend  beschränkt. 
Der  Fetischismus  wirkt  tief  in  den  Prozeß  hinein ;  zwar  ist 
der  Zeugenbeweis  vollkommen  entwickelt,  und  man  kennt  auch 
einen  Zeugenzwang,  der  vom  Häuptling  ausgeht:  Häuptlings- 
zwang z.  B.  in  der  Art,  daß  man  den  Zeugen,  der  nicht  kommen 
will,  an  eine  traurige  Begebenheit  aus  der  Geschichte  (sog. 
Atam)  erinnert,  was  natürlich  bedeuten  soll,  daß  der  nicht- 
erscheinende  Zeuge  damit  den  schweren  Groll  des  Häuptlings 
(aber  auch  des  Schicksals)  auf  sich  lädt.  Zur  Bestätigung 
der  Zeugenaussage  aber  bediente  man  sich  wenigstens  früher 
des  Fetischtrankes,  der  den  falschen  Zeugen  vernichten  sollte. 
Vor  allem  aber  tritt  das  Fetischwesen  in  volle  Funktion,  wenn 
die  Entscheidung  aus  dem  Zeugenbeweis  nicht  zu  entnehmen 
ist.    Gewöhnlich  muß  sich  dann  der  Beklagte  dem  Gottesurteil 


138  Kohler. 

(Akka)  unterwerfen:  es  gibt  hierbei  die  bekannten  Ordale: 
Lecken  eines  beißen  Eisens,  Taueben  der  Hand  in  heiße 
Flüssigkeit;  aber  auch  andere  echt  afrikanische  Ordalien  sind 
im  Gebrauch:  man  sticht  eine  Nadel  durch  die  Zunge  und 
glaubt,  daß  die  Zunge  des  Schuldigen  die  Nadel  nicht  hin- 
durchläßt, oder  man  legt  einen  Strick  um  seinen  Hals  und 
hängt  einen  Gegenstand  daran  mit  der  Annahme,  daß  der 
Strick  den  Beklagten  in  unerträglicher  Weise  herunterziehe. 
Namentlich  aber  bedient  man  sich  des  schrecklichen  Augen- 
ordals ,  indem  die  Augen  mit  einer  Flüssigkeit  eingerieben 
werden,  welche  leicht  die  Erblindung  herbeiführt:  man  glaubt, 
daß  die  Erblindung  die  Folge  des  falschen  Schwures  ist. 

Auch  das  Giftordal  kommt  vor,  auch  mit  der  Abschwächung, 
daß  man  das  Gift  einem  Huhne  eingibt. 

Aber  auch  das  Gottesurteil  in  der  Art,  daß  die  Folgen 
erst  später  eintreten,  ist  gebräuchlich,  und  dieses  Ordal  benutzt 
man  auch  für  den  promissorischen  Eid.  So  z.  B.  w^enn  jemand 
die  Zusicherung  gibt,  daß  er  mit  der  Frau  des  Anderen  nicht 
mehr  verkehren  werde :  hier  trinken  beide  mit  einander  das 
Eideswasser,  gewöhnliches  Wasser,  in  welches  ein  goldener 
E/ing  gelegt  ist:  Gold  gilt  als  Zauber.  Wer  das  Versprechen 
bricht,  hat  die  Rache  des  Schicksals  zu  erfahren. 

Auch  die  Bahrprobe  kommt  in  der  gewöhnlichen  Weise 
vor,  daß  man  den  Leichnam  herumträgt,  damit  er  durch 
ein  scharfes  Zucken,  welches  die  Träger  ergreift,  den  Täter 
kundgibt,  sobald  dieser  in  der  Nähe  weilt.  Dies  ist  um  so  ge- 
fährlicher, als,  wie  überall  bei  den  Naturvölkern,  der  Gedanke 
herrscht,  daß  niemand  eines  natürlichen  Todes  sterbe,  sondern 
der  Tod,  welcher  nicht  auf  einen  augenscheinlichen  Umstand 
zurückzuführen  ist,  die  Folge  einer  Hexerei  ist. 

§  6. 

Die  Vollstreckung  ist,  wie  begreiflich,  eine  Personalvoll- 
streckung unter  Berücksichtigung  der  Gesamthaftung:  aus  dem 
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Gedanken  des  Familienvermögens  entwickelt  sich  von  selber 
der  Gedanke,  daß  für  die  Schulden  des  Familienmitgliedes  die 
Familie  aufkommen  muß;  aber  auch  wenn  der  Gedanke  des 
Familienvermögens  in  die  Brüche  geht,  kommt  folgender  Leit- 
satz zur  Geltung:  die  Familie  soll  eines  ihrer  Glieder  nicht  im 
Stiche  lassen,  wenn  es  in  Gefahr  schwebt,  seine  Persönlichkeit 
zu  verlieren,  und  das  wäre  der  Fall;  denn  der  Schuldner  wurde 
ursprünglich  als  Sklave  verkauft,  oder  er  mußte  doch  wenigstens 
seine  Kinder  oder  seine  Frau  als  Pfandlinge  weggeben  oder 
auch  selbst  als  Pfandling  bei  dem  Gläubiger  eintreten,  falls 
dieser  damit  einverstanden  war;  im  letzteren  Fall  kam  ein 
Teil  seines  Arbeitserwerbes  an  den  Gläubiger  zur  Deckung 
der  Zinsen,  ein  anderer  Teil  galt  als  Lösung  der  Kapitalschuld. 
Wurde  ein  Mädchen  als  Pfandling  gegeben,  so  konnte  regel- 
mäßig, wenn  es  nicht  schon  verlobt  war,  der  Gläubiger  mit 
ihm  verkehren  und  wenn  daraus  ein  Kind  entstammte ,  so 
konnte  vielfach  der  Gläubiger  das  Kind  behalten  und  mußte 
dann  einen  Teil  der  Schuld  als  gedeckt  betrachten;  doch  war 
dies  nicht  überall  der  Fall. 

Auch  das  wird  mehrfach  erwähnt,  daß  man  dem  nicht- 
zahlenden  Schuldner  das  ehrliche  Begräbnis  verweigert,  und 
daß,   wer  ihn  bestattet,   für  seine  Schulden  aufkommen  muß. 

Die  Vollstreckung  ist  nur  eine  Personalvollstreckung,  nicht 
eine  Vermögensvollstreckung;  allerdings  kann  der  Schuldner 
oder  die  Familie  Vermögensgegenstände  zur  Deckung  hin- 
geben ,  aber  das  ist  ihre  Sache :  wegnehmen  darf  der  Gläu- 
biger solche  Gegenstände  nicht,  ein  Pfändungsrecht  steht 
ihm  nicht  zu  Gebot. 

§  7. 

Das  Land  ist  teils  Freiland,  das  man  von  dem  Häuptling 
ohne  weiteres  oder  gegen  geringe  Abgabe  erlangen  kann,  teils 
Familienland,  das  dann  durch  feste  Zeichen,  z.  B.  durch  den 
Anjabaum,  begrenzt  wird.    Von  diesem  Familienland  wird  aber 
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auch  den  einzelnen  Individuen  Sonderland  abgegeben,  auch 
eine  Art  von  Pacht  der  Palmenfelder  kommt  vor. 

Das  bewegliche  Vermögen  ist  regelmäßig  individualisiert. 

Jagd-  und  Fischerei  sind  gewöhnlich  frei ;  doch  wo  die 
Fischerei  besonders  erträglich  ist,  namentlich  in  den  Sümpfen, 
haben  sich  Sonderrechte  einzelner,  auch  Sonderrechte  ganzer 
Gesellschaften  (S.  105,  106)  entwickelt. 

§  8. 

Das  Schuldrecht  ist  ziemlich  unentwickelt,  namentlich 
Dienst-  und  Werkverträge  bilden  sich  erst  allmählich :  in 
früheren  Zeiten  ist  es  einfach  Sache  der  Familienmitglieder 
oder  auch  der  Nachbarn,  einander  hilfreich  zur  Seite  zu  stehen. 
Kauf  und  Tausch  kommen  vor,  auch  von  Grundstücken,  wobei 
man  durch  Zeugen  und  durch  kleine  Gaben  das  Gedächtnis 
zu  erhalten  sucht;  namentlich  werden  auch  Kinder  als  Zeugen 
hinzugezogen,  —  alles  wie  im  germanischen  Rechte. 

Das  Recht  der  Wandelung  aber  hat  sich  entweder  noch 
gar  nicht  entwickelt,  oder  doch  so  unvollkommen,  daß  die 
Wandelung  nur  am  nämlichen  Tage  geschehen  darf. 

Die  Schenkung  ist  regelmäßig  endgültig;  nur  ausnahms- 
weise wird  ein  Widerruf  der  Schenkung  wegen  Undanks  ge- 
stattet (S.  112). 

Bei  Tierschäden  wird  das  Tier  entweder  getötet  oder 
dem  Häuptling  gebracht,  der  dafür  zu  sorgen  hat,  daß  dem 
Verletzten  die  Entschädigung  wird;  nötigenfalls  wird  das  Tier 
verkauft. 

§  9. 

Das  Strafrecht  ist  teilweise  auf  dem  Stande  der  Blutrache, 
wobei  man  aber  den  vorsätzlichen  Totschlag  von  dem  fahr- 
lässigen bereits  sehr  wohl  zu  unterscheiden  vermag.  Der 
Täter  kann  sich  aber  im  Asyl  beim  Häuptling  oder  bei  einem 
Fetischpriester   verstecken,   und   wenn  er  sich  mehrere  Jahre 
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lang  geborgen  hat,  so  ist  die  Schuld  gelöst.  Daß  die  Blut- 
rache nicht  nur  gegen  den  Täter,  sondern  auch  gegen  Familien- 
genossen des  Täters  geht,  wird  gleichfalls  bezeugt  (S,  120). 
Sehr  häufig  kommen  auch  die  Familien  überein,  sich  mit  einem 
Wergeid  abzufinden.  Als  Wergeid  erscheint  hier,  wie  auch 
sonst  in  Afrika ,  die  Hingabe  eines  Sklaven ,  allein  oder 
in  Verbindung  mit  einem  Tiere,  oder  häufiger  noch  die  Hin- 
gabe eines  Mädchens.  Für  andere  Delikte  besteht  einfach 
Geldbuße,  die  teils  an  den  Verletzten,  teils  aber  auch  an  den 
Häuptling  fällt.  Insbesondere  wird  der  Ehebruch  mit  einer 
an  den  Mann  zu  zahlenden  Geldsumme  gesühnt;  hier  wie 
sonst  in  Afrika  bedient  sich  dessen  der  Mann  als  eines  be- 
quemen Nebenverdienstes. 

Diebstahl  wird  meist  wenig  bestraft;  dem  entspricht  auch, 
daß  man  den  Finder  nicht  für  verpflichtet  hält,  den  gefundenen 
Gegenstand  herauszugeben. 

Manche  Stämme  sind  strenger:  sie  setzen  auf  Diebstahl 
die  Versklavung  des  Täters,  wenn  er  auf  der  Tat  ertappt  wird 
(S.  80,  107);  oder  es  treten  beschimpfende  Strafen  ein,  indem 
man  die  Sache  dem  Dieb  anhängt  und  ihn  mit  ihr  herum- 
führt (S.  123). 

Im  Gebiete  von  Anecho  ist  das  Strafrecht  weiter  ent- 
wickelt, so  daß  beispielsweise  der  Mörder  durch  den  Henker 
getötet,  beim  Giftmord  verbrannt  wird  und  daß  bei  der  Not- 
zucht Kettenstrafe  eintritt  (S.  86  f.).  Hier  sind  fremde  Ein- 
flüsse offensichtlich. 

Ursprünglicher  Art  aber  ist  der  Gedanke  der  Talion  bei 
Ehebruch,  in  der  Art,  daß  der  gekränkte  Mann  oder  einer 
aus  seiner  Familie  mit  einer  Frau  des  Täters  wiederum  Ehe- 
bruch treibt  (S.  89). 

§  10. 

Auch  hier  zeigt  sich  das  Banturecht  in  vielen  Punkten 
außerordentlich  fortgeschritten.  Die  staatliche  Gewalt  ist 
ziemlich  stark.    Die  Familie  beruht  fast  durchgängig  auf  dem 
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Vaterrecht,  Familieneigentiim  hat  sich  entwickelt,  während 
das  Strafrecht  sich  aus  der  Blutrache  zum  staatlichen  Straf- 
recht herausringt. 

Der  Fetischkult  ist  sehr  verbreitet  und  durchdringt  das 
Rechtssystem  in  bedeutsamer  Weise. 

Das  Landeigentum  ist  in  der  Entwicklung  zum  Privat- 
eigentum begriffen,  das  Schuldrecht  zeigt  die  ersten  Anfänge» 


III. 

Der  Geist  des  chinesischen  Vermögensrechts. 

Ein  konstruktiv- vergleichender  Versuch^). 
(Mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Genossenschaftswesens.) 

Von 

Theodor  Sternberg. 

Das  chinesische  Privatrecht  ist  primitiv  geblieben. 
Das   Schuldrecht   konnte   trotz   lebhaften  Handels   keinen 
vollen  Aufschwung   nehmen ,    weil   bei  diesem  so  durchaus  in 


^)  Diese  Abhandlung  bringt  kein  Material.  Sie  erschöpft  sich  in 
der  konstruktiven  und  völkercharakterologischen,  vergleichenden  Durch- 
arbeitung des  vorhandenen,  so  wie  es  in  der  letzten,  von  Kohl  er  her- 
rührenden Zusammenfassung  (in  dessen  rechtsvergleichenden  Studien) 
vorliegt.  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat  sich  so  lange  auf 
Materialbeschaffung  beschränkt  und  so  viele  Vorwürfe  dafür  eingeheimst, 
daß  nunmehr  das  lediglich  verarbeitende  Verfahren  wohl  keinem  Wider- 
spruch mehr  begegnen  kann.  Wenn  man  so  lange  im  deskriptiven 
resignierte,  und  wenn  nicht  nur  die  fleißigen  Sammler,  sondern  auch 
eminent  geisteskräftige  und  geistesdurstige  Köpfe  dabei  verblieben,  so 
hatte  das  seinen  Grund  darin,  daß  die  Methoden,  die  leitenden  Prinzipien, 
die  BegrifFsbildung  der  universalhistorischen,  soziologischen  Rechtsver- 
gleichung denn  doch  nicht  auf  der  Oberfläche  liegen.  Sie  müssen  erst 
gesucht  und  geschaffen  werden.  Ob  die  Arbeitsteilung  zwischen  der 
Materialsammlung  und  der  Materialverwertung  später,  nach  erlangter 
Sicherheit  in  der  Methode  der  Materialverwertung  wieder  wird  auf- 
gegeben werden  und  jene  reizvollere  Art  der  Arbeit  wird  geübt  werden 
können ,  wie  sie  in  den  einfacheren  Verhältnissen  der  deutschen  oder 
der  antiken  Rechtsgeschichte  es  zur  Sache  des  Forschers  macht,  mit 
seinen  Materialentdeckungen  zugleich  neue  konstruktive,  geschichtsphilo- 
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die  Vergangenheit,  in  die  Ahnen  hinein  versenkten  Volks- 
gemüt die  Lust  an  der  Gegenwart,  die  auf  Promptheit  dringt, 
und  an  der  Zukunft,  die  der  Kreditspekulation  die  Wege 
bricht,  so  sehr  zurücktritt.  In  der  Tat  wird,  obwohl  trotzdem 
Geld-  und  Bankwesen  sich  entwickelt  haben  (unten  S.  153), 
das  Schuldrecht  durch  das  paradoxe  Exekutionsmittel  des 
Selbstmordes  ebenso  gekrönt  wie  in  Indien ;  aber  der  Exe- 
kutionsselbstmord hat  hier  nicht  einmal  wie  in  Indien  vor- 
wiegend moralische  Bedeutung,  so  daß  das  Verhungern  oder 
der  Verzweifelungsselbstmord  des  Gläubigers  vor  der  Tür  des 
Schuldners  diesem  Verfolgung  wegen  der  Blutschuld  zuzieht, 
sondern  noch  vorwiegend  animistische :  der  Gläubiger  droht 
dem  gefangenen  Schuldner,  falls  er  nicht  zahle,  sich  vor  seinen 
Augen  zu  erhängen  und  ihn  als  Gespenst  zu  verfolgen.  (Im 
übrigen  ist  das  succidium  in  odium  alterius  in  China  nicht  so 
sehr  Exekutions-  als  Racheselbstmord;  vgl.  Hegel,  den  diese 
Rechtsfigur  sehr  interessiert  hat,  Philosophie  der  Geschichte, 
Reclam  S.  185,  195.  Das  entspricht  auch  dem  Verharren  der 
konstruktiven  Grundideen  des  chinesischen  Rechts  auf  der 
deliktistisch-pönalistischen  Stufe,  während  die  indische  Juris- 
prudenz bereits  zu  kontraktualistisch-zivilistischen  Grundideen 
vorgeschritten  ist.) 

üeberhaupt  gilt  reine  Personalhaftung.    Nur  ein  Einlager 
beim  Schuldner  wird  dem  Gläubiger  gewährt  und  zeigt  einen 


sophische  und  soziologische  Gesichtspunkte  zu  begründen ,  und  zur 
Pflicht  des  darstellenden  Rechtsgescliichtsschreibers  und  -vergleichers, 
mit  neuem  Material  aufzuwarten,  mit  solchem  jede  neue  Auffassung  zu 
begründen,  . . .  das  muß  dahinstehen.  [Ich  habe  übrigens  auf  die  Eigenart 
des  chinesischen  Rechts,  das  ebenso  rückschrittlich  auf  der  einen  Seite 
wie  raffiniert  vorwärtsstrebend  auf  der  anderen  Seite  ist,  bereits  in 
meinem  chinesischen  Strafrecht  S.  2  hingewiesen.  Die  Reserve,  die  ich 
mir  bezüglich  der  philosophiegeschichtiichen  Betrachtungsweise  auf- 
erlegte, war  zu  einer  Zeit  wohlbegründet,  als  die  deutsche  Jurisprudenz 
von  diesen  Dingen  noch  gar  nichts  wußte.  Im  übrigen  gab  ich  niclit 
eine  bloße  Materialsammlung,  sondern  eine  Sammlung  mit  systemati- 
scher Bearbeitung.  —  Kohler.] 
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kümmerlichen  Anfang  der  Sachhaftung  gegenüber  einem  pri- 
vaten Gläubiger,  insofern  hier  die  Pression  das  Besitztum  des 
Schuldners  trifft. 

Da  große  weitschauende,  zielstrebige  Kräfte  fehlen,  so 
fehlt  auch  die  Kräfteverbindung  außerhalb  des  Familienrechts: 
das  chinesische  Schuldrecht  zeigt  keine  in  vollem  Sinne  korpo- 
rativ-organischen Assoziationsformen.  Wohl  werden  Handels- 
gesellschaften geschlossen ,  aber  den  Gläubigern  gegenüber 
haften  die  Gesellschafter  pro  rata  des  Anteils,  und  alle  Ge- 
raeinsamkeit besteht  nur  darin,  daß  die  Sozien  den  Gläubigern 
verpflichtet  sind,  eines  flüchtigen  Sozius  zwecks  Personal- 
exekution sich  zu  bemächtigen.  Bei  Aktiengesellschaften,  wie 
sie  die  Europäer  dort  gegründet  haben,  gilt  der  Direktor  als 
persönlich  haftbar;  wie  das  chinesische  Recht  überhaupt  die 
Kommanditform  bevorzugt  und  stets,  wenn  nur  einer  der  Sozien 
das  Geschäft  führte,  den  anderen  Sozien  ihre  Haftung  bis 
zum  Belauf  der  Einlage  beschränkt;  es  sei  denn,  daß  ihre 
Mitschuld  am  schlechten  Gange  des  Geschäfts  erwiesen  werde. 

Wie  sehr  dies  ein  zartes  Gewissen  in  Hinsicht  auf  indivi- 
duelles Verschulden  und  Verdienst  hervortreten  läßt,  als  so 
gering  kennzeichnet  es  doch  die  Fähigkeit  sozialpraktischen 
Denkens,  das  nicht  zu  einer  Trennung  von  Verschulden  und 
Haftung  vorzudringen  weiß,  von  Geschäftsführung,  Vertretung 
der  Gesellschaft  und  Teilhaberschaft  ...  das  chinesische  Recht 
wirft  alle  durcheinander,  und  seine  Teilhaberschaft  ist,  inso- 
fern sie  auf  die  uns  geläufige  Haftung  des  offenen  Gesell- 
schafters hinzielt,  dritten  gegenüber  mehr  eine  deliktische 
Teilnahmeform  —  so,  ein  Bissen  für  rechtsvergleichende  Fein- 
schmecker —  noch  an  dieser  Stelle  die  primitive  Entstehung 
der  Obligation  aufzeigend.  Es  herrscht  der  hinsichtlich  seines 
Gemüts  Werts  hochkultivierte  Gedanke,  daß  unbeschränkte  per- 
sönliche Haftung  nur  aus  Mißtat  soll  erwachsen  können,  un- 
mittelbar daneben  aber  steht  die  primitive  Deliktspräsumtion, 
die  aus  dem  Zahlungsunfähigen  den  „Defraudator"  macht,  aus 
ihr  wird  in  ganz  urzeitmäßiger  Weise  auch  die  unbeschränkte 
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Haftung  des  Geschäftsführers  hergeleitet.  Und  jener  gemütlich- 
zarte Gedanke  der  Haftungsbeschränkung  des  Teilhabers  ist 
doch  zugleich  ängstlich  und  kleinlich,  so  daß  er  selbst  in 
dieser  Beziehung  nicht  eben  vollkommen  ist;  geschäftlich  aber 
steht  er  auf  ganz  untergeordneter  Stufe,  weil  er  es  nicht  zu 
fassen  vermag,  daß  auch  aus  kreditrechtlichem  und  aus  gesell- 
schaftsrechtlichem Gesichtspunkt  schlechthin  die  unbeschränkte 
Haftung  gerechtfertigt  ist:  aus  dem  Willen,  zu  riskieren,  und 
aus  dem  Willen,  sich  und  sein  Geld  einem  bestimmten  er- 
wählten Menschen  anzuvertrauen.  Jeder  von  beiden  Gründen 
würde  genügen,  und  dabei  treten  sie  noch  vereint  auf! 

Der  Mangel  an  Vorschau  auf  Dauer  und  Zukunft  zeigt 
sich  äußerst  charakteristisch  in  dieser  überempfindlichen  An- 
wendung des  Verschuldensprinzips:  für  eine  Gelegenheits- 
gesellschaft mag  es  sich  durchführen  lassen;  wie  aber  soll 
nur  bei  einer  auf  Zeit  abgeschlossenen  Gesellschaft  für  jede 
zu  verschiedener  Zeit  ausgeführte  Geschäftsmaßnahme  das  Ver- 
schulden seiner  Verteilung  nach  ausgemittelt  werden? 

Der  chinesische  Geist  haßt  und  hemmt  die  Kollektiv- 
haftung nach  außen,  die  große  kreditschaffende  Kraft,  die  über 
das  nächste  hinaus  in  Ort  und  Zeit  zu  arbeiten  ermöglicht. 

Auch  der  Ausschluß  der  Sachhaftung  zugunsten  reiner 
Personalhaftung  ist  in  China  zweifellos  durch  jene  zu  zarte 
Rücksicht  auf  den  individuellen  Fehl ,  jene  Hyperästhesie  des 
Verschuldensprinzips  herbeigeführt. 

Der  Wille  des  Schuldners  wird  aufs  äußerste  respektiert, 
auch  da,  wo  er  schon  nicht  mehr  respektabel,  wo  er  vielmehr 
vorlängst  verwirkt  ist.  So  argumentiert  westliches  Rechts- 
bewußtsein: der  Wille,  nicht  zu  zahlen,  und  bedingt  bereits 
der  Wille  zu  schulden,  verwirkt  den  normalen  Eigentümer- 
willen, den  Willen,  jeden  anderen  von  jedem  Eingriff  in  Hab 
und  Gut  auszuschließen.  Er  unterwirft  es  dem  Pfänduugs- 
pfandrecht,  dem  Beschlagsrecht  des  Gläubigers.  Hingegen  für 
chinesisches  Rechtsbewußtseiu  heißt  es:  der  Wille  zu  schulden 
ist   noch   nicht   der  Wille   zu   zahlen ;   für   die  Hergabe   eines 
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Stücks  aus  dem  Vermögen  des  Schuldners  muß  erst  besonderer 
Willensentschluß  des  Schuldners  neu  hinzukommen.  Zu  zahlen 
versprach  der  Schuldner,  aber  nicht  etwas  an  Zahlungsstatt 
zu  geben.  Für  Beschlagsrecht,  für  Pfändungspfandrecht  weiß 
der  Chinese  keinen  Rechtsgrund  zu  erdenken:  dieser  Begriff 
ist  ihm  noch  unfaßbar.  Dadurch  wird  natürlich  das  Kon- 
ventionalpfand  häufig.  Der  Zugriff  auf  die  Person  des 
Schuldners  hat  seinen  Rechtsgrund  quasi  ex  delicto,  seine  Ge- 
fangensetzung ist  zugleich  pönale  Aktion;  eine  merkwürdige 
erschleicherische  Umgehung  des  Zugriffs  auf  das  Vermögen, 
der  Realexekution,  ist  das  erwähnte  Einlager. 

In  dem  „Schuldenwollen  ist  noch  nicht  Haftenwollen" 
steckt  wohl  auch ,  da  es  in  so  ausgeprägter  Form  durch  die 
Jahrhunderte  hindurch  festgehalten  wurde,  der  nationale 
Charakterzug  der  Unaufrichtigkeit.  Die  zartbesaitete  Ethik 
des  überspannten  Verschuldensprinzips  gerät  in  Widerspruch 
mit  sich  selbst,  indem  sie  eine  heimtückische  Sophisterei 
sanktioniert. 

Schließlich  steht,  wie  für  China  vor  allem  zu  erwarten 
war,  das  Schuldrecht  unter  dem  Schatten  des  Familienrechts. 
Das  Familienrecht  in  seiner  besonderen  chinesischen  Aus- 
gestaltung erklärt  die  Unvollkommenheit  des  chinesischen 
Schuldrechts  vermöge  des  „doppelten  Effekts  des  konstruktiven 
Funktionalismus":  das  Familienrecht  erzwingt  zum  Teil  die 
Lückenhaftigkeit  und  Unausgeglichenheit  des  Schuldrechts 
durch  das  ethische  Uebergewicht  der  familienrechtlichen  Kon- 
struktionsidee, zum  Teil  gleicht  sie  dieselben  durch  das  mate- 
rielle Uebergewicht  (verhältnismäßigen  Umfang  des  familien- 
rechtlichen Stoffs,  der  durch  Familienrecht  bemeisterten  sozialen 
Probleme)  und  die  extensive  Kraft  der  familienrechtlichen  Kon- 
struktionsidee aus.  Das  heißt:  Einzelne  Lücken  verlangt  das 
Familienrecht  kraft  seiner  Hoheit,  es  duldet  keine  Institutionen, 
die  die  Herrschaft  des  familiären  Geistes  stören  könnten.  An 
anderen  Stellen  setzt  es  sich  selber  ein  zur  Erfüllung  von 
sozialen  Aufgaben,   die   sonst   dem  Obligationenrecht  zufallen. 
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So  duldet  die  strenge  Pietät  der  chinesischen  Familie 
nicht,  daß  der  Vater  für  Schulden  des  Sohnes  (Haussohns) 
haftbar  gemacht  werde,  aber  umgekehrt,  der  Gläubiger  muß, 
wenn  der  Sohn  auch  in  der  Schuldhaft  nicht  zahlt,  den  Tod 
des  Vaters  abwarten.  Kollektivhaftung  gilt  auch  für  die 
Familie  seit  alters  nicht;  die  Haftung  würde  den  Familiensinn, 
wie  ihn  der  Chinese  meint,  zerstören.  Aber  dafür  braucht 
der  Gläubiger  auch  kein  senatusconsultum  Macedonianum  zu 
fürchten ;  einen  Macedo  kann  es  in  China  nicht  geben ,  die 
chinesische  Pietät  würde  zum  mindesten  seiner  nicht  wahr 
haben  wollen,  eines  Rechtssatzes,  der  mit  seiner  Möglichkeit 
rechnete,  sich  ewig  schämen  und  einen  solchen  niemals  zu- 
lassen. Auch  die  Gefahr  ist  für  den  Gläubiger  gering,  daß 
ein  Testament  ihn  um  endliche  Zahlung  bringen  möchte,  denn 
das  strenge  altvaterische  Familienprinzip  läßt  noch  kein 
Testieren  zu,  sondern  nur  (seine  Vorstufen)  Adoptieren  und 
Exheredieren. 

Der  Vater,  der  pater  familias  aller  Chinesen  ist  der  Kaiser. 
Betreten  wir  nun  das  Gebiet  des  Privatrechts,  in  dem  er  als 
Rechtssubjekt  auftritt,  also,  da  es  eine  Unterscheidung  zwischen 
der  Staatsgewalt  und  der  Person  des  Kaisers  nicht  gibt,  das 
Gebiet  des  Fiskalrechts,  so  ist  mit  einem  Schlage  die  privat- 
rechtliche Szenerie  verändert,  ja  es  ist  das  ganze  privatrecht- 
liche Prinzipiengut  geradezu  in  sein  Gegenteil  verkehrt.  Die 
höhere  Pietätspflicht  gegen  den  Vater  aller,  gegen  Kaiser  und 
Staat,  wie  wir  sagen  würden,  bricht  alle  Hemmungen  des 
inneren  Farailienprinzips:  hier,  auf  dem  Gebiete  des  Fiskal- 
rechts, besteht  Bürgschaft  der  Familie  für  Steuern  und  Fronen; 
hier  besteht  auch  der  volle  Zugriff  aufs  Familienvermögen; 
der  Begriff  der  Kollektivhaftung  sowohl  wie  der  der  Sach- 
haftung sind  voll  entwickelt  da  wie  aus  dem  Boden  gestampft; 
nur  können  sie  nicht  für  das  Ganze  der  juristischen  Begriffs- 
bildung und  ethischen  Vorstellungsweise  lebendig  werden,  weil 
sie  nicht  in  das  Ganze  des  Volkslebens,  in  den  Privatverkehr 
eingehen,    sondern   am  starren,    unfruchtbaren,    und  natürlich 
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auch  —  als  fiskaliscli  —  gehaßten ,  drückend  empfundenen 
Sonderrecht,  an  den  privilegia  fisci  kleben  bleiben.  Und  über 
die  Familien-  und  Sippenhaftung  hinaus  findet  sich  hier  sogar 
Gemeindehaftung,  wie  sie  ja  auch  die  altindischen  und  teil- 
weise die  altenglischen  Könige  den  fiskalischen  Zwecken  zu- 
liebe eingerichtet  haben.  Und  noch  weiter  wird  das  Prinzip 
ausgedehnt:  um  seine  zahlreichen,  meist  in  Stempelforni  er- 
hobenen Transaktionsgebühren  und  Umsatzsteuern  sowie  zum 
Teil  auch  andere  Verkehrssteuern,  Zölle  usw.  erheben  zu 
können,  dehnt  der  Staat  den  Maklerzwang  auf  alle  Verkehrs- 
geschäfte aus;  die  Makler  sind  aber  nicht  nur  Gebührenein- 
nehmer und  (wegen  Feststellung  des  Gebührensatzes)  Kurs- 
makler, sondern,  teils  um  die  Einheit  der  Kursnotierung  zu 
gewährleisten,  teils  um  mit  den  Finanzen  recht  sicher  zu  gehen, 
schuf  man  Zwangsgenossenschaften  dieser  Kursmakler,  die 
kollektiv  haften.  So  hatte  der  sonst  ebenfalls  die  bürgerliche 
Gesellschaft  atomisierende ,  alles  genossenschaftliche  Wesen 
niederhaltende  römische  Despotismus  sein  kollektivistisches, 
genossenschaftsmäßiges  Sonderrecht  für  die  Publikanen-  und 
Skripturariensozietäten. 

Damit  ist  es  aber  auch ,  wie  oben  dargelegt  wurde  und 
hier  nochmals  erinnert  sei,  mit  der  Außengesellschaft  in  China 
zu  Ende. 

Der  Assoziationstrieb  ist  in  China  stark,  wie  er  bei  den 
Germanen  stark  ist,  während  er  bei  den  vorderasiatischen 
Nationen  („Semiten")  z.  B.  mangelhaft  genannt  werden  darf. 
Der  starke  Assoziationstrieb  führt  aber  in  China  zur  Absonde- 
rung wie  bei  den  Deutschen  .  .  .  und  noch  stärker,  denn  in 
Deutschland  hat  sich  das  Absonderungsbestreben  nur  politisch, 
öffentlich-rechtlich  geltend  gemacht,  während  es  in  China 
gerade  auch  im  Privatrecht  durchgreift.  Auch  in  Deutschland 
hat  sich  die  große  öffentlich-rechtliche,  organische  Auffassung 
vom  Genossenschaftswesen,  die  der  Begriff  communa  communa- 
rum  repräsentiert,  nicht  herauszubilden  vermocht.  Durch  die 
angesammelte    und  multiplizierte  Kraft,    die  ihre  Vereinigung 
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darstellt,  sich  am  Ganzen  kraftvoll  aktiv  zu  beteiligen  und 
sich  am  Ganzen  schaffenden  Anteil  zu  sichern,  haben  auch  die 
deutschen  Genossenschaften  nicht  gestrebt,  sondern  es  vor- 
gezogen, diese  Kraft  dazu  zu  benutzen,  sich  Sonderrechte  zu 
erobern  oder  sich  von  jedem  übergeordneten  Ganzen  loszu- 
machen; wir  haben  keine  historische  Sezessionssage,  die  unseren 
Kindern  als  eines  der  gewaltigsten  und  verhängnisvollsten 
Ereignisse  des  sozialen  Lebens  eingeprägt  werden  könnte,  weil, 
noch  in  den  kleinsten  Vereinen ,  die  Sezession  bei  uns  das 
alleralltäglichste  und  selbstverständlichste  ist.  Aber  es  hat 
doch  das  deutsche  Volk  und  Recht,  und  gerade  dieses,  den 
privatrechtlichen  Gedanken  der  Genossenschaft  zur  Entwicklung 
gebracht:  daß,  teils  als  Ausgleich  für  die  durch  den  Zu- 
sammenschluß gewonnene  Ueberkraft,  teils  um  ihre  geschäft- 
liche, privatwirtschaftliche  Potenz,  ihr  Unternehmungsvermögen 
zu  erhöhen,  dem  Gläubiger  im  Genossenschaftsgut  ein  Objekt 
breiter  und  verhältnismäßig  gesicherter  Zugriffsmöglichkeit, 
offen  und  gewissermaßen  mit  einer  Gebärde  des  Stolzes,  hin- 
gelegt wird.  Dem  Wirtschaftsleben  hat  so  die  deutsche  Ge- 
nossenschaft zum  mindesten  in  ihren  handelsrechtlichen  Er- 
scheinungen sich  in  aktiver  fördernder,  anteilnehmender  Weise 
und  organisch  eingefügt.  Ihr  Unternehmungsvermögen  weihte, 
ihr  politisches  Vermögen  entzog  die  deutsche  Genossenschaft 
der  Allgemeinheit;  ihre  Macht  benutzte  sie  in  Hinsicht  auf 
die  nationale  und  internationale  Gesamtheit  zu  negativen 
Zwecken  im  öffentlich-rechtlichen,  zu  positiven  im  privat- 
rechtlichen Leben.  Werkzeug  und  Triebkraft  dieser  positiven 
Wirkung  wurde  die  Außengesellschaft  des  Privatrechts  als 
Vertrauen  heischende  und  Vertrauen  erweckende  Kreditbasis. 
Aus  dem  öffentlichen  Leben  entfliehend  und  dort  das  Miß- 
trauen zurücklassend  und  damit  ständige  Mißhelligkeit  zwi- 
schen den  kleinsten  Fetzen  deutschen  Gebiets  und  unter 
den  kümmerlichsten  Ansätzen  gebietloser  öffentlicher  Genossen- 
schaften, zog  sich  das  Vertrauen  ganz  und  gar  ins  Privat- 
leben  und  Privatrecht   zurück,    fortlebend    in  dem  Untergang 
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der  staatlich-politischen  Treu-  und  Vertrauensqualitäten  und 
der  entsprechenden  Zusammenhalts-  und  Fortschrittsfähigkeiten 
als  rein  wirtschaftliche  Qualität,  als  die  „Reellität"  und  der 
Kredit  und  dann  zuletzt  als  die  Assoziationsgeschicklichkeit 
und  entsprechende  Unternehmungsqualifikation  des  deutschen 
Kaufmanns.  Und  nach  wie  vor  bilden  die  Leistungen  unseres 
wirtschaftlichen  Assoziationswesens  .  .  .  außer  den  Handels- 
gesellschaften die  Versicherungsvereine,  die  Genossenschaften, 
die  Gewerkschaften,  die  industriellen  Unternehmerverbände 
und  all  die  vielen  unpolitischen  Vereine,  die  dem  gemeinen 
Wohl  nützen  wollen,  in  ihrer  hohen  Blüte  das  wirtschaftliche 
assoziative  Plus,  das  Gegenstück  zu  der  Zerrissenheit  und 
Spaltungssucht,  dem  assoziativen  Minus  im  Politischen.  Das 
politisch  assoziative  Minus  der  deutschen  Nation,  ausgeprägt 
entscheidend  zuletzt  immer  in  dem  Bestreben,  selbst  die  er- 
langte assoziative  Kraft  zum  negativ-sozialen  Verhalten  zu 
benutzen,  anstatt  zu  positiver  Mitarbeit,  zur  Erringung  von 
Sondervorteilen  anstatt  zur  starken  Einflußbetätigung  bei  der 
Gesamtwillensbildung  größerer  Verbände,  es  zeigt  sich  bis 
hinauf  in  die  umfassendsten  und  höchsten  Organisationen : 
unsere  verzettelten  parlamentarischen  Parteien,  unsere  auf 
ihren  Reservatrechten  sitzenden  Staaten,  unser  im  internatio- 
nalen Völkerverein  so  oft  von  der  Mitwirkung  zu  gemeinsamen 
Zielen  sich  ausschließendes  Reich.  Wie  in  Rom  und  wie  in 
China  hat  auch  bei  uns  der  Despotismus  atomisierend  gewirkt 
und  die  assoziativen  Kräfte  der  Nation  gelähmt;  wir  stehen 
vor  der  Aufgabe,  auch  die  Kraft  idealvereinlicher  und  vor 
allem  politischer  Assoziation  uns  zu  eigen  zu  machen,  nach 
englischem  Vorbild,  wie  wir  die  wirtschaftliche  haben. 

In  China  ist  nun  bei  an"^sich  überaus 'starkem  Assoziations- 
sinne das  nach  außen  hin  assoziativ  sich  äußernde  Moment, 
die  Außengesellschaft,  oder  die  positiv  assoziative  Kraft  sowohl 
nach  der  wirtschaftlich-privatrechtlichen  wie  nach  der  politisch- 
öffentlichrechtlichen  Seite  hin  verkümmert.  Die  Innengesell- 
schaft   ist    übermächtig    und    erstickt    als    negativ-assoziative 
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Kraft  jeden  wirklichen  Gemeinsinn  unter  einer  zwar  vielleicht 
von  starken  und  innigen  Sympathiegefühlen  durchwirkten,  aber 
doch  nach  unseren  Begriffen  ungeistigen ,  mehr  bloß  natur- 
haften,  gewissermaßen  vegetativen  Fraternität,  die  sich  nach 
außen  hin  geltend  macht  als  ein  beschränkter,  kleinlicher,  un- 
verständiger,  unverträglicher,  mißtrauisch-heimtückischer  und 
hochfahrend  menschenfeindlicher,  auch  unbelehrbarer  und  dem 
Fortschritt  abholder  Gruppenegoismus. 

Dieser  Assoziationstrieb  ist  stark,  aber  er  ist  rein  mutua- 
listisch  und  assekurationistisch. 

Dieser  Assoziationstrieb  ist  stark,  aber  seine  Ueberkultur 
der  Innengesellschaft  zwingt  jeden  Dritten,  sich  von  den 
inneren  Verhältnissen  der  Gesellschaft  das  Gesetz  diktieren  zu 
lassen.  Nicht  geschlossen  als  leistungsfähiger,  sondern  ab- 
geschlossen als  feindlicher  Faktor  tritt  sie  einem  jeden  gegen- 
über. Die  chinesische  Mauer,  die  materielle  und  die  sym- 
bolische, schließt  nicht  nur  das  Reich  ab,  sondern  sie  ist 
bezeichnend  für  das  gesamte  assoziative  Leben  der  Nation. 
Auch  hier  ist  das  Verhalten  des  Reichs  nach  außen  wieder 
nur  die  Parallele  des  Verhaltens  aller  anderen  Körperschaften. 

Der  Assoziationstrieb  ist  stark  und  überstark,  aber  er 
macht  aus  China  nichts  als  .  .  .  das  klassische  Land  der 
Geheimgesellschaften.  Betrug  und  Vergewaltigung,  Wühlerei 
und  Terrorismus  wird  zur  Spitze  des  assoziativen  Wesens, 
anstatt  eines  vielfältigen  Strebens  zum  Ganzen.  Die  Genossen- 
schaft ist  in  China  positives  soziales  Phänomen  nur  für  ihre 
Mitglieder,  für  jeden  anderen  und  für  das  Ganze  negatives 
Verbrechen.  Es  werden  sozusagen  Assoziation  und  latrocinium 
Synonyma,  mit  Ausnahme  nur  der  fiskalistischen  Zwangsver- 
einigungen, Die  Familie  und  auch  der  Staat,  die  fingierte 
Gesamtfamilie  sind  als  natürliche  Sozietäten  gegeben ;  die  will- 
kürliche Assoziation  aber  ist  Komplott.  Lst  ihr  Zweck  nicht 
der  direkte  Angriff,  so  die  Uebervorteilung,  und  sofern  auch 
diese  nicht  unmittelbar  hervortritt,  so  bleibt  doch  jede  As- 
soziation selbstnützig,  nie  gemeinnützig. 
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Es  gibt  Handelsgilden,  die  die  Förderung  der  Geschäfts- 
interessen ihrer  Mitglieder  zum  Zweck  haben;  Darlehens- 
genossenschaften, Sterbekassen,  Feuerlösch-  und  Bettlergenos- 
senschaften. Es  gibt  keine  Assoziationen,  die  der  Wohltätigkeit 
oder  der  Verbesserung  irgendwelcher  die  Allgemeinheit  an- 
gehender Zustände  betreiben. 

Diese  Entwicklung  der  Innengesellschaft  führt  natürlich 
zu  einer  gewissen  Entwicklung  all  der  Rechtsinstitute,  die  den 
inneren  Zusammenhang,  den  Mutualismus  und  die  Assekuranz 
im  Verkehr  zur  Funktion  bringen :  Clearing-System  und  seine 
unentbehrlichen  Träger:  wechselmäßige  Papiere.  Dann  also 
natürlich  auch  Lombard  als  dritter  im  Bunde  der  inseparables 
Depositen-  und  Diskontogeschäft.  Bank-  und  Börsenwesen 
sind  in  China,  von  oben  her  durch  den  fiskalischen  Makler- 
und  Preisnotierungszwang  ebenso  unterstützt  wie  im  Volke 
durch  das  Bursentum  der  Wirtschafts-Innengesellschaft,  von 
jeher  hoch  entwickelt  gewesen ,  und  es  ist  eine  wichtige  und 
vielleicht  eilige  Aufgabe  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft, 
die  Funktion  und  die  rechtlich-konstruktive  Eigenart  dieser 
chinesischen  mensae  und  ihrer  argentarii  unserer  Kenntnis  und 
Ueberlieferung  zugänglich  zu  machen;  sie,  die  höhere  Aus- 
bildung erlangt  zu  haben  scheinen  als  die  römischen,  stellen 
wohl  das  einzige  noch  bemerkenswerte  Exemplar  der  Art 
„Bank-  und  Börsenwesen"  dar,  die  die  Weltgeschichte  neben 
der  modernen  romanisch-germanischen  aufzuweisen  hat;  ab- 
sterbend —  wahrscheinlich  —  unter  der  europäisierenden 
Reichsreform,  darf  diese  Spezies  dem  Thesaurus  der  Universal- 
rechtsgeschichte nicht  verloren  gehen. 

„Das  chinesische  Privatrecht  ist  primitiv  geblieben?" 
Gewiß.  Aber  mitten  im  primitiven  hat  es  das  raffinierte,  hat 
es  verstandesscharfe  und  vom  reizsamsten  Formengefühl  ge- 
tragene Hochkultur  erzeugt,  was  wiederum  chinesischen  Cha- 
rakters ist. 


Miszellen. 


1.  Ueber  koptische  Rechtsurkunden. 

Von 

Julius  Meyer  ^). 

Die  koptische  Sprache  wurde  seit  dem  3,  Jahrhundert  im 
christlichen  Aegypten  in  Wort  und  Schrift  gebraucht.  Zur 
Niederschrift  bediente  man  sich  der  griechischen  Buchstaben, 
und  erst  im  7.  Jahrhundert  ist  eine  Scheidung  zwischen  griechi- 
schen und  koptischen  Zeichen  vorhanden.  Die  koptische  Sprache 
hielt  sich  bis  ins  IG.  Jahrhundert,  erst  da  mußte  sie  der  arabi- 
schen Volkssprache  weichen,  und  heute  ist  sie  nur  noch  als 
Kirchensprache  in  Gebrauch.  Außer  einer  großen  christlichen 
Literatur  sind  uns  in  koptischer  Sprache  eine  medizinische 
Schrift,  ein  alchimistisches  Buch,  Bruchstücke  des  Alexander- 
und des  Kambjsesromans,  sowie  eine  große  Zahl  von  Rechts- 
urkunden erhalten  ^). 

Das  Koptische  zerfällt  in  mehrere  Dialekte,  die  Stein- 
dorff  in  zwei  Hauptgruppen  scheidet:  1.  das  Oberägyptische, 
2.  das  Unterägyptische. 

Im  Oberägyptischen  scheiden  wir  vier  Hauptdialekte:  den 
saidischen,  der  in  der  Thebais,  später  in  ganz  Oberägypten 
gesprochen  wurde;  den  achmimischen,  in  der  Umgebung  der 
oberägyptischen  Stadt  Achmim,  =  Schmün,  gesprochen;  den 
faijümischen,  in  der  Oase  Faijüm  gesprochen,  aus  der  wir  eine 
große   Zahl    auch    von    griechischen   Papyri    haben ,    und    den 


')  [Der  Verfasser  hat  darüber  in  meinem  Seminar  vorgetragen.  — 
Kohler.] 

2)  Vgl.  Steindort'f,  Kopt.  Gramm. 
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memphitischen  der  Gegend  des  alten  Memphis.  Von  den  unter- 
ägyptischen Dialekten  ist  uns  der  bohairische  bekannt. 

Unter  den  Rechtsurkunden  aus  den  Papyri  des  Erzherzogs 
Rainer,  die  von  dem  viel  zu  früh  (am  27.  April  1905)  ge- 
storbenen Jakob  Krall  herausgegeben  w^urden^),  sind  47  Ver- 
kaufsurkunden vorhanden.  Davon  sind  2  Papiere  aus  Schmün 
aus  dem  11.  Jahrhundert,  45  Papyrusurkunden  stammen  teils 
aus  den  Nomoi  von  Piam  [Arsinoe]  und  Hnes  [Herakleopolis], 
teils  aus  Schmün  [Hermupolis].  Sie  sind  aus  der  Zeit  vom 
6. — 9.  Jahrhundert. 

Die  Urkunden  beginnen  bis  auf  eine  mit  dem  Chrysmon  f. 
Darauf  folgen,  meist  nach  der  koptischen  Formel  für  „im  Namen 
Gottes"  oder  dem  griechischen  oüv  ^(sip),  die  Namen  der  Parteien. 
Krall  glaubt  aus  der  Verschiedenheit  der  Formel  bzw.  ihrem 
Fehlen  auf  das  Alter  der  Urkunde  schließen  zu  können.  Es 
folgt  nun  der  Inhalt  der  Urkunde.  Im  allgemeinen  wird 
darunter  das  Datum  gesetzt,  dann  Zeugenunterschriften. 

Am  häufigsten  sind  unter  den  Kaufurkunden  die  vertreten, 
in  denen  für  einen  im  voraus  entrichteten  Betrag  das  Erträgnis 
der  kommenden  Ernte  geliefert  wird,  oder  ein  bestimmter  Teil. 
Bares  Geld  war  bei  den  ägyptischen  Bauern  ungemein  selten. 
Waren  Steuern  zu  zahlen  oder  Anschaffungen  zu  machen,  so 
borgte  man  und  verwies  den  Gläubiger  auf  die  kommende 
Ernte '^).  Nach  Niederschrift  der  Summe  des  vorgestreckten 
Geldes  wird  der  Preis  des  Getreides  oder  Weines  festgestellt. 
Im  8.  Jahrhundert  wurden  für  1  Goldstück  [tjoXoxotci]  10  bis 
12^/2  Artaben  Weizen  geliefert^).  Im  9.  Jahrhundert  kosten 
15  Artaben  1  Goldstück^).  —  Interessant  ist  ein  Papyrus  aus 


^)  Corpus  Papyrorum  Raineri,  Vol.  IL  Koptische  Texte,  heraus- 
gegeben Yon  Jakob  Krall.     I.  Band.     Rechtsurkunden. 

^)  Interessante  Aufschlüsse  über  die  Bezahlung  gibt  uns  Prei- 
sigke,  Girowesen  im  griech.  Aegypten. 

^)  Eine  Artabe  war  zu  dieser  Zeit  etwa  =  29,2  1. 

^)  Für  ein  Goldstück  erhielt  man  weiter  im  7.  Jahrhundert  100  Gni- 


dion  Wein,  im  8.  Jahrhundert  19  Maß. 
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Schmün,  8.  Jahrhundert  [XXIX],  in  dem  der  Käufer  dem  Ver- 
käufer Ersatz  in  Wein  verspricht.  Sollte  er  aber  innerhalb 
von  5  oder  6  Monaten  Essig  oder  Unreinigkeiten  in  dem  Wein 
finden,  so  will  ihm  der  Entleiher  Goldstücke  geben:  eine  Wande- 
lung. Er  haftet  ihm  bis  zu  seiner  Befriedigung  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  ^).  In  einem  anderen  Papyrus  aus  dem 
8.  Jahrhundert  aus  Hnes  [XI]  finden  wir  eine  Bürgschaft  für 
Zahlung  der  Schuldsumme.  —  Ein  Mann  aus  dem  Nomos  von 
Schmün  schuldet  im  6.  Jahrhundert  einem  anderen  23  Pfund 
Baumwolle,  für  die  er,  falls  er  sie  nicht  in  gutem  Zustande 
nach  2  Monaten  liefern  kann,  1  Goldstück  zahlen  will  [XXIII]. 
In  einem  anderen  Papyrus  setzen  Leute  ihre  ganze  Habe  dafür 
zum  Pfände,  daß  sie  in  2  Monaten  je  9  Artaben  Heu  für  jedes 
von  6  erhaltenen  Goldstücken  geben  wollen.  Wir  finden  auch 
Verträge  über  Bohnen-  und  Linsenverkäufe. 

Ein  Vertrag  über  den  Verkauf  von  500  Schweinen,  die 
am  nächsten  Morgen  zu  liefern  sind,  stammt  aus  Schmün  aus 
dem  7.  Jahrhundert.  Für  den  Fall  der  Nichterfüllung  ver- 
pflichtet sich  der  Verkäufer  zu  einem  in  Gold  zahlbaren  Buß- 
geld [XXXIV]. 

4  Urkunden  [XXXVI— XXXIX]  handeln  von  Hausver- 
käufen. In  der  ersten  verkauft  ein  Mann  aus  Hnes  seiner 
Schwester  die  Hälfte  eines  Hauses  und  bestätigt  den  Empfang 
der  Kaufsumme.  Wer  es  versucht,  die  Urkunde  „umzukehren", 
zahlt  ein  Bußgeld  ^). 

Es  war  gesetzlich  gleichgültig,  wer  den  Text  niederschrieb. 
Man  bediente  sich  im  allgemeinen  eines  des  Kanzleistils  kun- 
digen Mannes,  eines  Notars  [vo[iixö(;,  üTüOYpa^psoc  usw.,  wie  in 
den  griechischen  Urkunden].  Zur  Gültigkeit  des  Vertrags  w^ar 
eigenhändige   Unterzeichnung   der   ausstellenden   Partei   nötig. 


')  [Die  Verträge  sind  Darlehensverträge,  verbunden  mit  einem  Er- 
füllungsvertrag, der  den  Charakter  eines  Tausclivertrags  hat,  vgl.  mein 
Lehrbuch  des  bürgerl.  Rechts  II,  S.  190.     Kohler.] 

«)  [Wie  in  Babylon.  —  Kohl  er.] 
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War  sie  des  Schreibens  unkundig,  so  genügte  ihr  G'q\i.zlo'j,  aus 
drei  Kreuzen  bestehend,  dem  der  Notar  die  Namen  beifügte. 
Häufig  finden  wir  auch  die  eigenhändige  Unterschrift  von 
mindestens  zwei  weiteren  des  Schreibens  kundigen  Zeugen. 
Zur  Bekräftigung  der  Urkunde  finden  wir  oft  einen  Schwur 
bei  Gott  oder  dem  Fürsten^). 


2,  Ueber  altrussische  Rechtsdenkmäler. 

Von 

Dr.  Samuel  Elsenstadt,  Warschau. 

Ueber  das  Werk:  Hermann  Baraz,  Kritisch  vergleichende 
Analyse  der  Verträge  des  Stammes  Ruß  mit  Byzanz.  Wieder- 
herstellung des  Textes,  Uebersetzung,  Kommentar  und  Ver- 
gleichung  mit  anderen  Rechtsdenkmälern,  insbesondere  mit 
der  Rußkaja  Prawda.  Kief  1910  (Russisch)  schreibt  Dr.  Samuel 
Eisenstadt  aus  Warschau  folgendes: 

Das  vorliegende  neue  Werk  von  Rechtsanwalt  Hermann 
Baraz  ist  das  letzte  Wort  der  Forschung  im  Gebiete  der 
altrussischen  Friedens-  und  Handelsverträge.  Baraz,  der 
ein  bekannter  russischer  Rechtshistoriker  ist,  hat  in  seinen 
mehreren  Essays  und  Abhandlungen,  die  in  den  letzten  Jahren 
veröffentlicht  worden  sind^),  ein  neue^  Moment  in  der  Ge- 
staltung der  altrussischen  Rechtsverhältnisse  entdeckt,  das  ihm 
nun  die  Möglichkeit  gegeben  hat,  in  der  vorliegenden  grund- 
legenden Arbeit  eines  der  größten  Denkmäler  des  altrussischen 
Rechtes,  die  Handels-  und  Friedensverträge  des  Stammes  Ruß 
mit  Byzanz  unter  Oleg,  Igor  und  Swjatoslaw  von  den  Jahren 
907,   912,   945,    971   nach  Christi  Geburt,   wiederherzustellen. 

Bisher  herrschte  bekanntlich  ein  Schulstreit  in  der  russi- 
schen   Rechtsforschung    hinsichtlich    der    Eigenart    und    der 

0  Besonders  ist  der  Erinnerung  wert  seine  Abhandlung:  Ueber 
das  biblisch-agadische  Element  in  den  Erzählungen  und  Sagen  der  an- 
fänglichen russischen  Geschichtsberichte.   Zeitschrift  „Ukraina",  Kief  1907. 
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historischen  Tadellosigkeit  der  genannten  Rechtsquellen.  Die 
Anhänger  der  Normannentheorie  glaubten  skandinavische  Vor- 
bilder und  Einflüsse  der  nördlichen  Sagen  in  den  Quellen  ent- 
deckt zu  haben,  während  die  Slawentheorie  an  der  russischen 
Eigenart  der  Verträge  festhielt  und  sich  ihrerseits  bemühte, 
die  merkbar  fremden  Elemente  in  den  Texten  zu  rechtfertigen 
und  zu  erklären.  Sind  die  Normannentheoretiker  nicht  weiter 
als  zu  Präsumtionen  gekommen,  so  ging  es  auch  ihren  Gegnern 
nicht  viel  besser;  wie  geschickt  die  verstümmelten  und  um- 
stellten Texte  auch  korrigiert  worden  sind ,  immer  blieb  das 
Ziel  der  Rechtsforschung  unerreicht  und  der  Sinn  zahlreicher 
Stellen  dunkel.  In  den  Gelehrtenkreisen  griff  der  vollständige 
Pessimismus  Platz.  So  schreibt  z.  B.  der  bekannte  Forscher 
des  russischen  Rechtes  August  David  Schletzer  in  seinem 
„Nestor"  folgendes  über  den  Olegschen  Handeisvertrag  von 
907:  „.  .  .  Da  eben  beginnt  die  große  Qual  für  den  Ausleger: 
alle  Handschriften  sind  so  verfälscht,  daß  viele  Stellen  ganz 
unverständlich  bleiben  ..."  Ueber  den  zweiten  Vertrag  Olegs 
vom  Jahre  912  bemerkt  Schletzer:  „.  .  .  Die  unwissenden, 
ganz  unkulturellen  Schreiber  haben  dieses  Denkmal  mit  auf- 
fallender Nachlässigkeit  abgeschrieben ;  deshalb  finden  wir  hier 
so  oft  unnatürliche,  ja  sogar  lächerliche  Fehler,  infolge  deren 
so  viele  Stellen  bis  auf  den  Tag  unaufgeklärt  bleiben  ..." 

Diesen  Schleier  zu  lüften  kommt  nun  das  neue  Werk  von 
Baraz.  Er  ist  mit  großen  Kenntnissen  des  Griechischen 
—  das  sicher  die  Originalsprache  der  Verträge  war  — ,  wie 
des  Slawischen  ausgerüstet.  Er  bedient  sich  der  vergleichenden 
Sprachforschung,  zieht  auch  die  alte  slawische  Bibel,  die  un- 
gefähr zur  gleichen  Zeit  aus  dem  Griechischen  übersetzt  worden 
ist,  zu  Hilfe,  operiert  mit  allen  Argumenten  der  modernen 
Hermeneutik  um  ans  Ziel  zu  gelangen.  Er  ist  einsichtig  genug, 
fühlt  sich  in  den  verdrehten  Texten  ganz  zu  Hause,  rekon- 
struiert sie,  findet  ihren  Sinn  heraus  —  und  da  kommt  plötzlich 
etwas  Neues  zum  Vorschein,  was  den  Vorgängern  Baraz'  nie 
in  den  Sinn  kommen  könnte:  manches  Quellenrätsel  läßt  sich 
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auf  ganz  natürlichem  Wege  lösen.  Es  ist  wirklich  ein  Recht 
gewesen,  das  auf  die  genannten  Quellen  einen  Einfluß  in  sprach- 
licher wie  in  dogmatischer  Beziehung  hatte.  Dieses  kam  aber 
nicht  aus  dem  fernliegenden  Norden,  sondern  aus  dem  nahen 
Osten,  den  der  Kaukasus  von  dem  jungen  Kiefschen  Slawen- 
reiche trennte.  Es  ist  kein  anderes  Recht  als  das  mosaisch- 
talmudische,  das  hier  zum  Vorschein  kommt.  Bis  vor  einigen 
Jahrzehnten  könnte  dies  als  eine  erdichtete  Fabel  angesehen 
werden,  denn  es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  die  Juden 
weder  ihre  Religion,  noch  ihr  Recht  —  diese  beiden  untrenn- 
baren Teile  ihres  nationalen  Organismus  —  auf  irgend  eine 
andere  Menschengemeinschaft  übertrugen  und  daß  sie  über- 
haupt, in  ihrer  strengen  Eigenart  verharrend  und  in  den  Grenzen 
ihrer  geschlossenen  Volksgemeinden  lebend,  sich  weder  be- 
einflussen ließen  noch  beeinflußt  werden  konnten.  Die  For- 
schungen des  letzten  Jahrhunderts  deckten  aber  ein  Volkstum 
auf,  von  dem  man  sagen  kann,  daß  durch  seine  Vermittlung 
mancher  Kern  des  jüdischen  Rechtes  über  den  Kaukasus  ge- 
wandert haben  mag.  Das  sind  die  Chasaren,  das  kriegerische 
Volk  der  Krim,  das  im  9.  Jahrhundert  der  christlichen  Aera 
Herrscher  des  russischen  Südens  war  und  zur  gleichen  Zeit 
die  jüdische  Religion,  die  Sitten  und  Bräuche  des  talmudischen 
Judentums  übernommen  hat.  Der  Abschluß  der  genannten 
Friedens-  und  Handelsverträge  fällt  in  die  Blütezeit  der  Chasaren- 
herrschaft,  als  unter  anderen  auch  die  Russen  dem  chasaräi- 
schen  Kohen  tributpflichtig  waren. 

Mögen  die  Faktoren,  welche  das  Jüdische  und  das  Slawische 
in  Berührung  brachten,  diese  oder  jene  gewesen  sein,  immer 
bleibt  die  Tatsache  unbestritten,  daß  das  jüdische  Rechts- 
schrifttum auf  das  Slawische  einwirkte.  Ob  das  eine  einseitige 
oder  wechselseitige  Wirkung  gewesen  war,  beschäftigt  den 
Rechtsforscher  in  diesem  Zusammenhange  nicht.  Seine  Haupt- 
aufgabe ist  die  Feststellung  der  Lesearten  und  des  Sinnes  der 
Verträge,  und  die  grammatische,  logische ,  hauptsächlich  aber 
die  historische  Interpretation  derselben.    Der  jüdische  Einfluß 
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wird  von  ihm  meist  nur  dort  hervorgehoben  und  die  Erörte- 
rung der  betreffenden  Partien  des  jüdischen  Rechtes  nur  dort 
vorgenommen,  wo  dies  zum  logischen  Verständnis  der  Quellen 
beitragen  kann.  Vergleichende  Studien  der  Prinzipien,  Dogmen 
und  einzelner  llechtsinstitute ,  die  vielleicht  interessante  Er- 
gebnisse geliefert  hätten,  werden  vom  Autor  nicht  unternommen. 
Er  ist  Interpret  im  engen  Sinne  des  Wortes,  er  ist  mehr  ver- 
gleichender Philologe  als  Rechtshistoriker. 

Was  aber  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  aus 
der  parallelen  Behandlung  beider  Rechte,  deren  Zusammen- 
wirken festgestellt  wird,  sich  ergeben  kann,  ist  einer  selb- 
ständigen Behandlung  wert. 


IV. 

Das  Russische  ßecht. 

Von 

Professor  Dr.  Leopold  Karl  Goetz. 


Einleitung. 

§  1,    Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion,  bisherige  Be- 
urteilung der  zweiten  Redaktion,  Gang  und  Aufgabe  der 
folgenden  Untersuchung, 

Die  zweite  Redaktion  des  Rassischen  Rechts  hat  die  Ueber- 
schrift : 

„Recht,  verordnet  für  das  Russische  Land,  als  sich  vereinigten 

Izjaslav,  Vsevolod,  Svjatoslav,  Kosnjac'ko,  Pereneg,  Mikifor  der 

Kiever,  Cjudin  Mikula"  ^). 

Es  ist  also  in  der  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion  die 
Rede  von  einem  Fürstentag,  einer  Rats  Versammlung  der  Söhne 


^)  Den  altrussischen  Text  der  Bestimmungen  des  Russischen  Rechts 
8.  diese  Zeitschr.  XXIV,  S.  246—304.  Der  Text  der  Ueberschrift  ist  gleich- 
lautend in  der  von  V.  Sergeevic  in  seiner  Ausgabe:  PyccKaA  llpaBÄa  b-b 
qeTHpex-B  Pe^aKi^isx'B,  no  cnacKaM'B  Apxeorpa(j)H'ieCKOMy,  TponitKOMy  h  KHasa  OöojenCKaro  Ch 
fl.onoJi'BemzMu  h  BapiaHiaMH  h31.  APyr^xt  chhckob'b,  C.  neTepöyprt  1904  —  gebotenen, 
von  mir  durchweg  benützten  Handschrift  der  Archäographischen  Kom- 
mission, wie  in  der  u.  a.  von  M.  Vladimirskij-Budanov  in  seiner  Chresto- 
mathie: XpHCTOMaxk  no  HCiopin  pyccKaro  npasa^,  C.  neiepßypr'B  -  KieB'B  1899,  abge- 
druckten Akademiehandschrift.  Vladimirskij-Budanov  hat  sich  in  einer 
eingehenden  Besprechung  meines  ersten  Artikels  —  für  die  ich  ihm  zu 
großem  Danke  verbunden  bin  trotz  seines  von  mir  abweichenden  Stand- 
punktes —  genauer  über  die  von  Sergeevic  getroffene  Wahl  der  Hand- 
schrift und  den  nach  Vladimirskij-Budanovs  Ansicht  vorhandenen  Vorzug 
der  Akademiehandschrift  vor  der  Handschrift  der  Archäographischen 
Kommission    ausgesprochen.     M.  BjaffHMipcKia-ByAaHOB^ :  Das   Russische  Recht 

(PyccKaa  npaB;i;a),  KieBt   1911,   S.  9  f.      (Otthck'b  hs'b  yHHBepcHTeTCKHxt  HsBiciifi). 
Zeltschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Band.  11 
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Jaroslavs  des  Weisen  (1019 — 1054)  —  in  der  dritten  Redaktion, 
III,  4  heißt  es  an  der  Parallelstelle  zur  Ueberschrift  der  zweiten 
Redaktion  eigens:  „Nach  Jaroslav  vereinigten  sich  aber  wieder^) 
seine  Söhne  Izjaslav  usw."  —  mit  einigen  ihrer  Gefolgschafts- 
leute, auf  welcher  Versammlung  ein  „Recht  für  das  Russische 
Land"  festgestellt  oder  verordnet^)  worden  sei,  das  nach  der 
üblichen  Meinung  eben  in  der  zweiten  Redaktion  enthalten  ist. 
Wann  fand  diese  Ratsversammlung  statt?  Nach  Jaroslavs 
Tode  wurde  auf  Grund  der  Erbordnung  ^)  Jaroslavs  Izjaslav 
Großfürst^)  (1054—1078).  Erst  lebte  er  mit  seinen  Brüdern 
in  Eintracht  als  Großfürst  zu  Kiev.  Zum  ersten  Male  wurde 
er  1068  aus  Kiev  vertrieben  durch  Vseslav  von  Polock  ^).  Auf 
Grund  dieser  Meldung  verlegte  schon  Ewers  ^)  die  fragliche 
Ratsversammlung  in  die  Jahre  1054 — 1068:  „die  drei  —  in 
der  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion  —  genannten  Söhne 
Jaroslavs  verwalteten  in  Eintracht  die  ihnen  zugefallenen 
Landesteile  während  der  Jahre  1054 — 1068,  später  einander 
meist   feindlich   gesinnt,    oder   in  Unruhe   lebend.     Also   muß 


^)  Ueber  die  aus  zu  starker  Betonung  des  Wortes  „wieder"  ge- 
folgerte Annahme  zweier  Tagungen  der  Söhne  Jaroslavs  siehe  S.  163  Note  2 
und  unten  in  §  21. 

^)    Zu    ycTaB.iena,   ycxaBx    vgl.    Mrocek-Drozdovskij ,    Untersuchungen: 

HacüiflOBaHia  o  PyccKoft  Ilpasj^i,  enthalten  in  y^eHHa  SannCKH  Hmh.  MocKOBCKaro  Ybü- 
BepcHTeia,  OTfltjix  K)puAiiiecKin,  BunycKX  IV,   MocKBa  1885,   S.  280. 

')   Laurentiuschronik,   Jüionuci.  no  .laBpeniieBCKOMy  CnncKy,  h3;i.  xpexBe.  C.  Ilexep- 

ßypr'B  1897,  S.  157'*,  ao.  1054.  Die  Hypatiu?chronik  zitiere  ich  im  fol- 
genden nach  der  Ausgabe  Mxonuct  no  IlnaxcKOMy  CnncKy,  C.  Ilexepöypr'B  1871   und 

V 

nicht  nach  der  neuen  (1908)  Ausgabe  von  Sachmatov,  da  erstere  mit 
ihrer  Zeilenzählung  zur  Auffindung  der  Stellen  bequemer  ist. 

*)  Für  die  Geschichte  dieses  Titels  verweise  ich  auf  meine  Abhand- 
lung: „Der  Titel  »Großfürst'  in  den  ältesten  russischen  Chroniken",  in 
„Zeitschrift  für  osteuropäische  Geschichte" ,  herausgegeben  von  Schie- 
mann,  Hötzsch,  Goetz  und  Uebersberger  1910,  Heft  I  S.  23—67,  Heft  II 
S.  177—213. 

5)  Laurentiuschronik  S.  167^2,  168 '^  ao.  1068. 

*)  Ewers ,  J.  Ph.  G. :  Das  älteste  Recht  der  Russen  in  seiner  ge- 
schichtlichen Entwicklung  dargestellt,  Dorpat  1826,  S.  305. 
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dieses  Werk  ihrer  gemeinsamen  Herrschertätigkeit  damals  voll- 
bracht sein."  Doch  ist  dabei  zu  bedenken,  daß  die  in  der 
Ueberschrift  zur  zweiten  Redaktion  genannten  drei  Brüder  bis 
zum  Jahre  1073  miteinander  einig  waren  ^),  daß  ferner  im 
Jahre  1068  Izjaslav  nur  kurze  Zeit  aus  Kiev  vertrieben  war 
und  bald  mit  Hilfe  der  Polen  dahin  wieder  zurückkehrte.  So- 
mit werden  wir  zunächst  als  Frist  für  die  Abhaltung  der  Rats- 
versammlung besser  die  Jahre  von  1054  bis  1073  annehmen 
dürfen  ^). 

Svjatoslav  residierte  nach  Izjaslavs  Vertreibung  vom  Jahre 
1073  bis  zum  Jahre  1076  in  Kiev  ^).  Ihm  folgte  als  Großfürst 
zu  Kiev  wieder  Izjaslav  vom  Jahre  1077  bis  1078^).  Sein  Nach- 
folger auf  dem  großfürstlichen  Stuhl  war  Vsevolod  vom  Jahre 
1078  bis  1093^),  der  schon  vorübergehend  im  Winter  1076  auf 
1077  Kiev  in  Besitz  gehabt  hatte. 

Nicht  beteiligt  an  diesem  Fürstentag  waren  also  zwei 
Söhne  Jaroslavs,  nämlich  Igoi",  der  in  der  Erbteilung  Vladimir 
in  Volynien  erhielt  und  Vjaceslav,  dem  Jaroslav  Smolensk  zu- 
wies ^).  Vjaceslav  starb  schon  1057;  ihm  folgte  im  Fürstentum 
Smolensk  Igor  von  Vladimir  nach,  der  auch   bald  danach   im 


1)  Laurentiuschronik  S.  177  ^^  ao,  1073. 

^)  So  auch  Sergeevic ,  Vorlesungen :  JleKuiii  h  ll3c.ili;i,0BaHia  no  ;;peBHerf 
HCTÖpiH  pyccKaro  npasa^,  c.  xieiepöypr'B  1903,  S.  56.  Nut  vorläufig  sei  hier  be- 
merkt, daß  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  55  f.,  zwei  Ratsversammlungen  der 
Söhne  Jaroslavs  annimmt,  die  in  der  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion 
gemeinte  und  auf  Grund  des  Wortes:  „naKH,  wiederum",  eine  spätere, 
die  in  der  dritten  Redaktion,  III,  4  genannte,  die  er  beide  in  die  Jahre 
von  1054—1073  verlegt;  siehe  auch  unten  S.  171  Note  1  und  §  21. 

')  Laurentiuschronik  S.  177 '^  178  ^  ao.  1073,  Svjatoslavs  Tod  ge- 
meldet Laurentiuschronik  S.  193  ^  ao.   1076. 

'')  Laurentiuschronik  S.  193'*,  ao,  1077,  Izjaslavs  Tod  gemeldet 
Laurentiuschronik  S.  195  ^^  ao.  1078. 

s)  Laurentiuschronik  S.  193  ^  ao.  1076,  S.  197  ^^^  ao.  1078,  Vsevoloda 
Tod  gemeldet  Laurentiuschronik  S.  208  ^^  ao.  1093. 

^)  Laurentiuschronik  S.  157  ^^  ao.  1054. 

')  Laurentiuschronik  S.  158  ^^  ao.  1057. 
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Jahre  1060  starb  ^).  Man  könnte  aus  dem  Fehlen  dieser  beiden 
Söhne  Jaroslavs  auf  der  Ratsversammlung  den  Schluß  ziehen, 
daß  diese  erst  nach  dem  Tode  von  Igoi*  und  Vjaceslav  statt- 
gefunden habe,  sie  wäre  also  dann  in  die  Jahre  1060 — 1073 
zu  verlegen  2). 

Die  Aufzählung  der  Söhne  Jaroslavs  in  der  Ueberschrift 
der  zweiten  Redaktion  und  in  der  Parallelstelle  dazu,  in  III,  4 
geschieht  nicht  in  derselben  Reihenfolge.  So  geringfügig  viel- 
leicht der  Umstand  scheinen  mag,  er  muß  doch  hervorgehoben 
werden.     Die  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion  zählt  Jaros- 


*)  Laurentiuschronik  S.  159  S  ao.  1060. 

^)  Diese  Schlußfolgerung  zieht  Solovev,  S.  M. :  HciopiÄ  Poccin  Bd.  III, 
Kap.  1  (ßTopoe  II3A.  c.  neiepöypri.  1,  S.  739^).  Anderseits,  meint  er,  könne 
man  auch  annehmen,  daß  die  Entscheidung  der  älteren  Söhne  Jaroslavs 
für   die   zwei  jüngeren    mit   verpflichtend    gewesen    sei.     Letzteres   hält 

Duvernois,   N.,    Rechtsquellen:   Hcto^hhkh    npasa  u  cyni»  st  ffpesHefi  Poccin,    MocKBa 

1869,  S.  150,  für  unmöglich  und  schlägt  folgenden  Ausweg  vor.  Die 
Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion  zähle  fünf  Gefolgsleute  als  auf  dem 
Fürstentag  anwesend  auf.  Dabei  rechnet  Duvernois  Cjudin  und  Mikula 
getrennt,  also  als  zwei  Personen,  wie  dies  auch  Ewers,  Recht  der  Russen 
S.  305,  Tobien,  E.  S.,  Sammlung  kritisch  bearbeiteter  Quellen  der  Ge- 
schichte des  Russischen  Rechtes,  Dorpat  und  Leipzig  1845,  S.  38,  Mrocek- 
Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885,  S.  49  und  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  I,  S.  30  tun:  Cjudin,  Mikula,  während  Sergeevic  sie  als 
eine  Person  ansieht,  Ausgabe  S.  4:  Cjudin  Mikula,  so  daß  also  Sergeevic 
nur  vier  Gefolgsleute  der  Fürsten  zählt.  Die  Akademiehandschrift  der 
zweiten  Redaktion,  betont  Duvernois,  bezeichne  diese  fünf  Männer  nicht 
als  die  Gefolgschaftsleute  der  drei  auf  dem  Fürstentag  anwesenden 
Fürsten,  während  in  der  dritten  Redaktion  bei  der  Parallelstelle  zur 
Ueberschrift,  in  III,  4,  wo  Cjudin  und  Mikula  fehlen,  die  anderen  drei 
Männer  Kosnjac'ko,  Pereneg,  Nikifor  eigens  „die  Mannen"  der  drei  Fürsten 
heißen.  Duvernois  folgert  daraus,  daß  Cjudin  und  Mikula  die  Vertreter 
der  auf  dem  Fürstentag  nicht  anwesenden  weiteren  beiden  Söhne  Jaroslavs 
gewesen  seien.  Für  die  Richtigkeit  seiner  Annahme  beruft  er  sich  auf 
III,  88,  wo  es  heiße,  daß  alle  Söhne  Jaroslavs  die  Tötung  des  Sklaven 
für  die  von  ihm  einem  Freien  zugefügte  Realinjurie  fakultativ  in  Geld- 
strafe umgewandelt  hätten.  Die  Berufung  von  Duvernois  ist  indes  nicht 
richtig;  III,  88  heißt  es  nur:  „seine  [Jaroslavs]  Söhne  haben  nach  dem 
Vater  Geld(strafe)  bestimmt",   es  heißt  nicht:    „alle  seine  Söhne"  usw. 
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lavs  Söhne  in  folgender  Weise  auf:  Izjaslav,  Vsevolod,  Svja- 
toslav.  In  der  Parallelstelle  dazu,  III,  4  finden  wir  dagegen 
die  Reihenfolge:  Izjaslav,  Svjatoslav,  Vsevolod.  Letzteres  ist 
aber  diejenige  Reihenfolge,  die  bei  Aufzählung  der  Söhne 
Jaroslavs  die  Chronik  durchweg  beobachtet.  Sie  findet  sich 
schon  in  dem  Bericht  über  die  von  Jaroslav  vor  seinem  Tode 
vorgenommene  Erbteilung  seines  Reiches  unter  seine  Söhne  ^), 
wir  treffen  sie  weiterhin,  wenn  von  den  gemeinsamen  Hand- 
lungen der  Söhne  Jaroslavs  die  Rede  ist^).  Als  die  Streitig- 
keiten im  Fürstenhaus  beginnen,  zunächst  zwischen  Izjaslav 
von  Kiev  und  Vseslav  von  Polock,  werden  Izjaslavs  Brüder 
Svjatoslav  und  Vsevolod  in  dieser  Reihenfolge,  also  so  wie 
III,  4  und  nicht  wie  in  der  Ueberschrift  der  zweiten  Redak- 
tion von  der  Chronik  angeführt^).  In  den  Berichten  über  die 
Kämpfe  zwischen  Izjaslav  und  seinen  Brüdern  seit  1073  finden 
wir  gleichfalls  die  Reihenfolge  der  dritten  Redaktion  des  Rus- 
sischen Rechts,  III,  4  Svjatoslav  und  Vsevolod  in  der  Chronik '^). 
Die  dritte  Redaktion,  III,  4  bietet  also  die  richtige  Reihenfolge 
der  Söhne  Jaroslavs,  wie  wir  sie  in  der  Chronik  durchweg 
lesen.  Wie  gesagt,  diese  Differenz  zwischen  der  Ueberschrift 
der  zweiten  Redaktion  und  der  Parallelstelle  dazu,  III,  4  mag 
gering  scheinen.  In  der  Tat  gewinnt  sie  aber  an  Bedeutung, 
sobald  wir  uns  fragen:  was  ist  älter,  die  Ueberschrift  der 
zweiten  Redaktion  oder  die  Stelle  III,  4?  Die  bisherigen 
Forscher  hielten  alle  die  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion 
für  das  im  Verhältnis  zur  Stelle  III,  4  ältere  Stück.  Ich,  um 
das  hier  gleich  vorauf  zu  bemerken  und  damit  das  Gewicht 
zu  erklären,  das  ich  auf  diese  Differenz  zwischen  der  Ueber- 
schrift der  zweiten  Redaktion  und  der  Stelle  III,  4  lege,   er- 


^)  Laurentiuschronik  S.  157  ^^  ao.  1054. 

2)  Laurentiuschronik  S.  157  ^S  ao.  1054;  S.  158«,  ao.  1054;  S.  158^0, 
ao.  1059;  S.  159  2,  ao.  1068;  S.  162  ^^  ^\  ao.  1067;  S.  163  ^  ao.  1068; 
auch  S.  176'«,  ^3  ao.  1072. 

3)  Laurentiuschronik  S.  168 '^  ao.  1069;  S.  169  ^  ao.  1069. 
0  Laurentiuschronik  S.  177  ^^  ao.  1073. 
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achte  III,  4  für  älter  als  die  Ueberschrift  zur  zweiten  Redak- 
tion, und  zwar  tue  ich  das,  eben  weil  die  Reihenfolge  der 
Söhne  Jaroslavs  in  III,  4  sich  mit  der  in  der  Chronik  ständig 
üblichen  deckt.  Man  hat  bisher  in  der  russischen  Forschung,  soweit 
ich  sehen  kann,  derartige  an  sich  kleine  philologische  Beobach- 
tungen über  den  Text  des  Russischen  Rechtes  kaum  gemacht;  so 
ist  auch  diese  DiflPerenz  zwischen  der  Ueberschrift  zur  zweiten 
Redaktion  und  der  Parallelstelle  dazu,  III,  4  den  Augen  der 
Gelehrten  entgangen.  Wie  wir  aber  in  diesem  Fall  aus  einer 
an  sich  geringfügigen  sprachlichen  Verschiedenheit  im  Text 
des  Russischen  Rechtes  mit  Grund  weitere  Schlüsse  auf  Alter 
und  Ursprünglichkeit  der  betreffenden  Stelle  ziehen  dürfen,  so 
■wird  sich  im  Verlauf  meiner  Untersuchungen  über  die  zweite 
Redaktion  noch  da  und  dort  zeigen,  daß  man  mit  sorgfältiger 
philologischer  Kritik  und  Interpretation  der  Texte  zu  neuen 
Resultaten  über  Komposition  der  zweiten  Redaktion  aus  ver- 
schiedenen Quellen  gelangen  kann.  Es  wird,  um  das  allgemein 
zu  bemerken,  auch  für  die  zweite  Redaktion  zu  gelten  haben, 
was  ich  früher  über  meine  Methode  der  Untersuchung  der 
ältesten  Redaktion  gesagt  habe:  „Eine  eindringende  Interpre- 
tation der  Sätze  der  ältesten  Redaktion  kann,  so  scheint  mir, 
noch  manches  über  die  älteste  Redaktion  aus  der  ältesten  Re- 
daktion an  den  Tag  bringen"  ^). 

Ueber  die  Gefolgschaftsleute ^)  der  drei  Fürsten  er- 
fahren wir  aus  der  Chronik  nur  wenig.  Kosnjac'ko  wird  im 
Jahre  1068  als  General  (voevoda)  des  Izjaslav  erwähnt.  Als 
die  Kiever  mit  den  in  Rußland  eingefallenen  Polovcern,  welche 
die  Fürsten  schon  geschlagen  und  nach  Kiev  zurückgetrieben 
hatten,  aufs  neue  kämpfen  wollten  und  aus  der  Volksversamm- 
lung hervor   dem   Izjaslav    die   Bitte   darum    vortrugen,    ver- 


»)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  244. 

^)  Solovev,  Russische  Geschichte  Bd.  III,  Kap.  1  (btopoc  h3a.  C.  üerep- 
6ypri  I,  S.  739)  bezeichnet  sie  kurzweg  als  Generäle,  .Tausendmänuer", 
Tuca^KiH,  die  Chroniken  sagen  das  aber  nur  von  Kosnjac'ko  und  Cjudiu 
Mikula,  wie  wir  gleich  sehen  werden. 
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weigerte  Izjaslav  deren  Ausführung.  Seine  Weigerung  führten 
•die  Kiever  nach  dem  Bericht  der  Chronik  auf  den  Einfluß 
seines  Heerführers  Kosnjacko  zurück.  Die  Kiever  zogen  auf 
den  Berg,  den  höher  gelegenen  Stadtteil  von  Kiev,  zum  Hof 
des  Kosnjacko,  fanden  ihn  aber  nicht.  Kosnjacko  gehörte 
offenbar  zu  der  gleich  danach  in  diesem  Bericht  erwähnten 
Gefolgschaft,  druhina,  Izjaslavs.  Das  Ereignis  selbst  hatte 
Izjaslavs  Sturz  durch  Vseslav  zur  Folge  ^). 

Pereneg  wird  in  der  Chronik  gar  nicht  genannt.  Mikifor 
den  Kiever^)  —  bei  HI,  4  Nikifor  geheißen  —  finden  wir 
ebenfalls  nicht.  Bei  der  Beschreibung  des  ältesten  Kiev,  die 
in  der  Chronik  unter  dem  Jahre  945  eingereiht  ist,  treffen  wir 
den  Satz,  daß  nur  die  höher  gelegenen  Teile  von  Kiev  be- 
wohnt waren,  noch  nicht  das  Dneprtal,  und  daß  die  Stadt  Kiev 
da  war,  wo  jetzt  —  sagt  der  Chronist  —  der  Hof  —  das 
Haus  —  des  Gordiat  und  Mikifor  liegt.  Vielleicht  ist  damit 
unser  Mikifor  gemeint  bzw.  sein  väterliches  Haus^). 

Etwas  mehr  hören  wir  von  Cjudin  Mikula.  In  der 
gleichen  Schilderung  von  Kiev  heißt  es,  daß  der  Fürsten- 
hof da  war,  wo  jetzt  der  Hof  des  Vratislav  und  des  Cjudin 
sei*).  Cjudin  selbst  erscheint  im  Bericht  des  Jahres  1072 
als  Festungskommandant  —  modern  gesprochen  —  des  Izjaslav 
in  der  in  der  Nähe  von  Kiev  gelegenen,  in  der  Chronik 
öfter  als  Aufenthaltsort  der  Fürsten  erwähnten,  „Oberstadt", 
Vysegorod^).      Sein    Bruder    Tuky    wird    bei    der    eben    ge- 

*)  Laurentiuschronik  S.  166  ^°f.,  ^^,  ao.  1068. 

^)  Nikiphor  der  Kiever  liest,  wie  die  anderen  Forscher,  auch  Ser- 
geevic,  Ausgabe  S.  5  und  Altertümer :  PyccKk  lOpHAn^ecKia  ÄpesHocra,  c.  netep- 
^yprB  I.  Bd.  2.  Aufl.  1902,  II.  Bd.  2.  Aufl.  1900,  III.  Bd.  1.  Aufl.  mit  Titel 
ffpeBHocTH  PyccEaro  üpasa.  Wenn  er,  Vorlesungen  S.  55,  trennt:  „Mikjfor,  der 
Kiever",  so  wird  das  wohl  nur  ein  Interpunktionsversehen  sein. 

^)  Laurentiuschronik  S.  54  ^S  ao.  945. 

*)  Laurentiuschronik  S.  54  ^^  ao.  945. 

^)  Laurentiuschronik  S.  177  ^*,  ao.  1072;  S.  58^^  ao.  946;  S.  78^^ 
ao.  980;  S.  1292»,  ao.  1015;  S.  132^,  ao.  1015;  S.  \bl^\  ao.  1054  und  öfter. 
Leger,  L. :  Chronique  dite  de  Nestor,  Paris  1884,  S.  395:  Aujourd'hui  ce 
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meldeten  Angelegenheit  des  Kosnjacko  als  Gefolgsmann  des 
Izjaslav  erwähnt^)  und  unter  dem  Jahre  1078  sein  Tod  er- 
zählt^). Einen  „Ivanko  des  Cjudins  Sohn"  treffen  wir  in  der 
dritten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes,  III,  65  als  Mitglied 
der  Gefolgschaft  des  Großfürsten  Vladimir  Monomach  (1113 
bis  1125)  bei  der  Beratung  über  den  Zinsfuß. 

Oben  S.  164,  Note  2  habe  ich  schon  bemerkt,  daß  manche 

V 

den  Cjudin  und  Mikula,  d.  h.  Nikolai,  als  zwei  Personen  an- 
sehen. Ich  fasse  dagegen  „Cjudin  Mikula"  als  einen  Namen, 
d.  h.  Nikolaus  den  Cjuden^),  wobei  die  Nationalitätenbezeich- 
nung „der  Cjude"  eben  zum  Familiennamen  wurde*).  Niko- 
laus  der  Cjude  fehlt  in  III,  4  unter  den  Gefolgsleuten  der 
Söhne  Jaroslavs  überhaupt.  Diese  Ratsversammlung,  dumay. 
der  Fürsten  mit  ihrer  Gefolgschaft,  „Fürstenmannen",  wie 
sie  III,  4  eigens  heißen,  war  also  zu  dem  speziellen  Zweck  der 
Gesetzgebung,  der  Aufstellung  von  Strafnormen  für  die  Richter^ 
berufen^). 


n'est   plus   qu'un   village   insignifiant   ä  14  verstes  de  Kiev,   sur   la  rive 
droite  du  Dnieper;  kurze  Geschichte  von  Vysegorod  siehe  bei  neipoBi,,  H.  H.  r 

IIcTopHKO-Tonorpa({)n^ecKie  OqepKii  JllpeBHaro  KieBa,  Kies'B  1897,   S.  235 — 240. 

^)  Laurentiuschronik  S.  167  2,  ao.  1068. 

2)  Laurentiuschronik  S.  194  ^  ao.  1078. 

')  Siehe  N.  Lange,  Kriminalrecht :  Hacji^oBaHie  oöt  jtojobhom'b  npasi  PyccKoä 
lipaBAH,  0,  neiepöypr'B  1860,  S.  7,  Separatabdruck  aus  ApxnB-b  hctophh.  a  npaKiHH. 
cBiaiHifi  oTHocamaxcH  ^o  Pocciii,  hs^.  Kajia^oBa  1859,  kh.  1,  3,  5,  6;  SO  auch  Sergeevic^ 
Ausgabe  S.  4  und  Vorlesungen  S.  55,  dagegen  Altertümer  I,  S.  398  trennt 
Sergeevic,  wohl  nur  aus  Versehen  wie  bei  Mikifor  —  oben  S.  167  Note  2  — 
beide  und  schreibt:  Cjudin  und  Mikula. 

^)  Siehe  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885  S.  286,  auch 
über  die  später  etwas  geringschätzende  Form  des  Namens  HioAHHKa  (^»aiihokb), 

^)  Die  Detailfrage  nach  dem  Charakter  der  ältesten  Duma,  be- 
sonders die  Frage,  ob  sie  eine  ständige  Einrichtung  war,  oder  ob  sie  nur 
gelegentlich  mit  wechselnden  Teilnehmern  berufen  wurde,  interessiert 
uns  hier  nicht,  in  unserem  Falle  ist  doch  wohl  an  eine  speziell  berufene 
und  gebildete  Duma  zu  denken,  vgl.  Sergeevic,  Altertümer  II,  S.  337  flP., 
Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht:  Oßsopi  HciopiH  pyccKaro  npaßa^,  Kiesi  1909, 
S.  44  ff.,  speziell  S.  48  über  die  Zahl  der  Teilnehmer  an  der  Duma   fünf^ 
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Sergeevic  ^)  meint  dabei,  diese  „Fürstenmannen",  die 
besonders  dem  Fürsten  nahe  stehende  Klasse  der  Gefolgsleute, 
die  sich  vor  den  Gefolgsleuten  im  allgemeinen  auszeichnete,  hätten 
selbst  in  Vertretung  des  Fürsten  als  Richter  fungiert,  wie  wir  das 
in  der  späteren  Entwicklung  des  russischen  Rechtswesens  treffen, 
und  deshalb  seien  sie  von  den  Fürsten  als  Teilnehmer  dieser 
Duma  berufen  worden.  Die  Rechtsordnung,  die  die  Fürsten 
auf  der  Duma  erlassen,  ist  in  der  Ueberschrift  zur  zweiten 
Redaktion  näher  bezeichnet  als  „Recht,  verordnet  für  das  Rus- 
sische Land".  Sie  ist  also  ausdrücklich  als  nicht  nur  für 
Kiev,  den  Sitz  Izjaslavs,  oder  für  Vsevolods  Gebiet  Perejaslavl' 
oder  für  Svjatoslavs  Land  Cernigov,  sondern  als  für  die  Gesamt- 
heit dieser  Teilgebiete  Rußlands  gegeben  erklärt.  Der  Autor 
der  Ueberschrift  kam  zu  dieser  Wendung  „verordnet  für  das 
Russische  Land"  wohl  eben  dadurch,  daß  er  die  Söhne  Jaros- 
lavs  auf  dieser  Fürstentagung  vereinigt  sah,  zumal  wenn  wir 
annehmen,  daß  diese  Duma  nach  dem  Tode  der  zwei  weiteren, 
jüngsten  Söhne  Jaroslavs,  Igor  und  Vjaceslav,  nach  1060  statt- 
fand, zu  einer  Zeit  also,  in  der  die  drei  in  der  Ueberschrift 
genannten  Söhne  Jaroslavs  wirklich  als  Fürsten  „das  Russische 
Land"  repräsentierten.  Rechtsbestimmungen  nicht  für  ihre 
einzelnen  Teilgebiete,  sondern  für  das  ganze  „Russische  Land" 
aufzustellen,  lag  also  wohl  in  der  Absicht  der  Fürsten,  darum 
vereinigten  sie  sich  eben  mit  ihren  Gefolgschaftsleuten  zu  dieser 
sozusagen  allrussischen  Duma 2).  Sie  wollten  so,  wie  man 2)  ge- 
sagt hat,  durch  gemeinsame  Beratung  den  gemeinsamen  Ver- 
ordnungen die  Kraft  der  Gesamthaftung  der  Fürstenfamilie  für 
die  neuen  Rechtsatzungen  verleihen.  Doch  ist,  wie  wir  in 
§  21  sehen  werden,  noch  eine  andere,  nicht  geographische 
Auffassung  der  Worte  „Recht,  verordnet  für  das  Russische 
Land"  möglich. 


bzw.  vier  und  drei,   ferner  im  allgemeinen  Kljucevskij,   V.:  BoapcKaa  Äyua 

ÄpeBHeft  PycH^,   MocKBa  1908. 

')  Altertümer  I,  S.  398  f. 

2)  So  N.  P.  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke,  St.  Petersburg  1910,  III,  S.  86. 


2) 


170  Goetz. 

Im  Text  der  zweiten  Redaktion  ist  nun  keinerlei  Hinweis 
darauf,  daß  irgend  eine  der  Rechtsbestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  auf  dieser  Duma  der  Söhne  Jaroslavs  getroffen  sei. 
Im  Gegenteil,  wir  haben  zwei  Verfügungen,  die  ausdrücklich 
als  Werk  eines  einzelnen  Fürsten  bezeichnet  sind.  Von  Izjas- 
lavs  gesetzgebender  bzw.  richterlicher  Tätigkeit  allein  meldet 
II,  5:  „aber  bei  einem  Oberstallmeister  bei  der  Herde  80  Grivna, 
wie  Izjaslav  verordnet  hat  bei  seinem  Stallmeister,  den  die 
Dorogobuzer  erschlugen."  Am  Schluß  der  zweiten  Redaktion 
steht  eine  eingehende  Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann, 
den  Virnik.  Diese  aber  sagt  von  sich  am  Ende  von  II,  24: 
„das  ist  die  Abgabe  Jaroslavs".  Man  darf  auf  den  zeitlichen 
Unterschied  in  diesen  beiden  Anordnungen  hinweisen;  die 
erstere,  die  von  Izjaslav  wird  als  früher  ergangen  bezeichnet: 
„wie  Jzjaslav  verordnet  hat",  die  zweite  erscheint  als  Werk 
der  Zeit  des  Autors  von  II,  24:  „das  ist  die  Abgabe  Jaros- 
lavs". Daß  wir  letztere  Stelle  so  auffassen  dürfen,  also  in  dem 
Sinne,  daß  ihr  Autor  sie  etwa  gleichzeitig  mit  der  Anordnung 
Jaroslavs  selbst  niederschrieb,  ergibt  sich  uns,  wenn  wir  die 
Parallelstelle  zu  II,  24  in  der  dritten  Redaktion  betrachten. 
Da,  III,  12,  ist  nämlich  diese  Gebührenordnung  Jaroslavs  aus- 
drücklich als  der  Vergangenheit  angehörend  bezeichnet:  „Und 
das  waren  die  Abgaben  für  den  Virnik  unter  Jaroslav". 

Also  ein  direkter  Zusammenhang  zwischen  der  Ueberschrift 
und  dem  Text  der  zweiten  Redaktion  ist  nicht  vorhanden. 
Keine  Bestimmung  der  zweiten  Redaktion  nimmt  auf  die  Ueber- 
schrift zur  zweiten  Redaktion  Bezug,  indem  sie  etwa  als  Ver- 
ordnung dieses  Fürstentags  erklärt  wäre.  Der  Text  der  zweiten 
Redaktion,  allein  für  sich  betrachtet,  nötigt  uns  nicht,  die 
zweite  Redaktion  wirklich  für  das  Werk  der  in  der  Ueber- 
schrift genannten  Duma  zu  erklären.  Sprechen  etwa  andere 
Gründe  gegen  die  Annahme,  daß  wir  im  Text  der  zweiten 
Redaktion  den  Niederschlag  der  Tätigkeit  der  in  der  Ueber- 
schrift angegebenen  Fürstenversammlung  vor  uns  haben ,  so 
sind  wir   durch  das  Vorhandensein    der  Ueberschrift   durchaus 
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nicht  gehindert,  diese  Gründe  auf  ihre  Stichhaltigkeit  hin  zu 
prüfen,  zu  erwägen,  was  gewichtiger  sei,  die  Gründe  gegen 
Abfassung  der  zweiten  Redaktion  auf  der  Duma  der  drei 
Fürsten,  oder  die  Angabe  der  üeberschrift ,  welche  Angabe 
durch  den  Text  der  zweiten  Redaktion  nicht  nur  nicht  be- 
stätigt sondern  in  zwei  Bestimmungen  sogar  umgestoßen  wird. 
Das  tatsächliche  Vorhandensein  der  Üeberschrift  in  den 
Handschriften  der  zweiten  Redaktion  ist  Anlaß  geworden,  daß 
man  bisher  allgemein  die  zweite  Redaktion  als  Werk ,  sei  es 
der  in  der  Üeberschrift  genannten  drei  Söhne  Jaroslavs  selbst, 
sei  es  ihrer  Zeit,  ansah,  je  nachdem  man  die  zweite  Redaktion 
bzw.  das  Russische  Recht  im  ganzen  als  amtlich-fürstliches 
Gesetzbuch,  oder  als  privates  Rechtsbuch  anschaute.  So  ist 
für  die  zweite  Redaktion  die  Bezeichnung  „Recht  der  Söhne 
Jaroslavs"  in  der  bisherigen  russischen  Literatur  zum  Russischen 
Recht  durchaus  üblich.  Es  hat  natürlich  keinen  Zweck,  aus 
dieser  reichhaltigen  Literatur  alle  Stellen  zusammenzutrageo, 
in  denen  die  zweite  Redaktion  als  Werk  der  Söhne  Jaroslavs 
oder  ihrer  Zeit  bezeichnet  wird;  es  genügt  zu  sagen,  daß  die 
älteren  Forscher  wie  die  neueren  die  zweite  Redaktion  als  Recht 
der  Söhne  Jaroslavs  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne  ansehen  ^). 


^)  Beispielsweise  seien  die  wichtigsten  Arbeiten  angeführt,  so  Ewers, 
Recht  der  Russen  S.  305;  Ewers,  J.  Ph.  G..*  Studien  zur  gründlichen 
Kenntnis  der  Vorzeit  Rußlands,  Dorpat  1880,  S.  52 ;  Tobien,  Sammlung 
S.  21;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  IX;  Duvernois,  Rechts- 
quellen S.  54;  Sergeevic,  Ausgabe  S.  XIII;  Derselbe,  Vorlesungen  S.  56; 
Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  95;  D'jakonov,  M.,  Abriß:  O^epKii 
oömecTBeHHaro  h  rocy;;apcTBeHHaro  CTpoa  ÄpeEHea  PycH'^,  C.  üeiepöypri  1908,  S.  47; 
SarocKHH'B,  H.  11:  KypcB  Hcropiii  PyccKaro  IIpaBa  S.  305,  in  Y^eHtia  SanucK«  Hmh. 
KasaHCKaro  yHHBepcHTexa  ro^t    LXXIII ,    Heft   7  ff . ,     Kasans    1906,     im    folgenden 

zitiert  als  Zagoskin,  Kurs.  Lauge,  Kriminalrecht  S.  7,  hält  die  zweite 
Redaktion  auch  wohl  [für  Werk  der  Ratsversammlung  der  Söhne  Jaroslavs, 
meint  aber,  diese  erste  Tagung  der  Söhne  Jaroslavs  habe  noch  zu  Leb- 
zeiten des  Jaroslav  stattgefunden,  weil  es  in  der  Parallelstelle  zur  Üeber- 
schrift, in  III,  4,  von  der  Versammlung  der  Söhne  Jaroslavs  heißt,  „nach 
Jaroslav  —  d.  h.  nach  Lange:  nach  dem  Tode  Jaroslavs  —  vereinigten 
sich  wieder  seine  Söhne"  usw.,  siehe  dazu  oben  S.  162  bzw.  163  Note  1  bzw.  2. 
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Dabei  ist  wieder  ein  Unterschied  zu  machen.  Die  meisten 
erblicken  die  Tätigkeit  der  in  der  Ueberschrift  genannten 
Duma  der  Söhne  Jaroslavs  nur  in  den  vier  ersten  —  nach 
meiner  bzw.  Sergeevics  Zählung  —  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  enthalten,  sie  weisen  darauf  hin,  daß  dann,  in  II,  5» 
eine  von  Izjaslav  allein  erlassene  Verordnung  folgt,  und  daß 
am  Schluß  der  zweiten  Redaktion,  II,  24  die  dort  mitgeteilte 
Gebührenordnung  eigens  als  Werk  Jaroslavs  bezeichnet  sei^). 
Dagegen  wendet  sich  besonders  Presnjakov^).  Nach  seiner 
Anschauung  trägt  die  zweite  Redaktion  durchaus  einheitlichen 
Charakter,  nämlich  den  fürstlicherseits  erlassener  Rechtsbe- 
stimmungen bzw.  Strafandrohungen.  Die  ganze  zweite  Redak- 
tion ist  nach  ihm  dem  speziellen  Schutz  der  fürstlichen  Mannen, 
des  fürstlichen  Eigentums  und  zwar  der  fürstlichen  Leibeigenen 
wie  des  fürstlichen  Viehs  gewidmet,  sie  handelt  von  den  an 
den  Fürsten  fallenden  Strafen  für  verschiedene  Vergehen, 
weiter  von  den  Gebühren  aus  den  fürstlichen  Strafgeldern, 
endlich  von  fürstlichen  Beamten.  Sie  ist  also  als  Ganzes  in 
den  Jahren  1054 — 1068  zur  Zeit  der  einträchtig  gemein- 
samen Herrschaft  der  Söhne  Jaroslavs  entstanden,  mit  dem 
Zweck,  den  Fürsten  und  seine  Gefolgschaft  in  ganz  besonderer 
Weise,  unter  anderem  vorwiegend  durch  Verdoppelung  der 
Strafgelder  für  Tötung,  vor  Rechtsverletzung  zu  bewahren. 
Aehnlich  faßt  Pavlov-Silvanskij  die  Bestimmungen  der  Duma 
der  Söhne  Jaroslavs  auf  als  nur  die  persönlichen  Beziehungen 
der  Fürsten  zum  Volke  berührend,  der  Fürsten  nämlich  nicht 
als  der  Regenten,  sondern  als  der  Privateigentümer,  als  welche 
sie  ihre  Gefolgschaft  und  ihr  Eigentum  mit  hohen  Strafen  vor 
Beschädigung  bzw.  Vernichtung  schützen  wollen^). 

Nach  Erläuterung  der  einzelnen  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  werden  wir  in  §  21  noch  einmal,  wenn  wir  uns  mit 


')  Z.  B.  Sergeevic,  Ausgabe  S.  XIII;   D'jakonov,  Abriß  S.  47. 
^)  Presnjakov,  A.,  Fürstenrecht :  Knaacoc  lipaBo  bt.  AP«?»«©!!  Pycu.    OMepKH  no 
CTOpiu  X— XII  CTO.itTifi,  C.  neiepöyprt  1909,  S   255,  265,  290. 
3)  Werke  III,  S.  85,  99. 
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der  zweiten  Redaktion  als  Ganzem  befassen,  auf  die  Bedeutung 
der  Ueberschrift,  auf  das  Verhältnis  der  Ueberschrift  zum  In- 
halt der  zweiten  Redaktion  zu  sprechen  kommen. 

Nämlich  der  Gang  meiner  Untersuchung  der  zweiten  Re- 
daktion wird  folgender  sein.  Zuerst  bespreche  ich  die  einzelnen 
Bestimmungen  als  solche,  ihren  Inhalt  usw.  Dabei  werde  ich 
besonders  darauf  achten,  inwieweit  die  zweite  Redaktion  ein 
einheitliches  Werk  ist.  Es  wird  bei  sorgfältiger  Beachtung 
des  Wortlautes  der  einzelnen  Sätze  der  zweiten  Redaktion, 
etwaiger  in  ihnen  vorhandenen  DiflPerenzen  sowie  der  dabei  ge- 
brauchten verschiedenartigen  Redewendungen  da  und  dort  zu 
prüfen  sein,  ob  nicht  verschiedene  Quellen  vorliegen,  die  von 
einer  späteren  Redaktion  zu  den  jetzt  uns  vorliegenden  Be- 
stimmungen zusammengearbeitet  sind^).  Im  zweiten  Teil  meiner 
Arbeit  werde  ich  dann  die  zweite  Redaktion  als  Ganzes  be- 
trachten, ihre  allgemeine  Anlage,  den  Fortschritt,  den  sie  als 
Rechtsbach  gegenüber  der  ersten  Redaktion  aufweist,  das  in 
ihr  gebotene  Rechtssystem  und  Gerichtsverfahren,  ihr  Verhältnis 
einerseits  zur  ersten,  anderseits  zur  dritten  Redaktion.  Hier- 
bei wird,  wie  oben  gesagt,  in  §  21  noch  einmal  die  Ueber- 
schrift der  zweiten  Redaktion,  ihr  Verhältnis  zum  Text  der 
zweiten  Redaktion  zu  erörtern  sein,  wenn  wir  die  Frage  nach 
dem  Alter  der  zweiten  Redaktion  aufstellen.  In  diesem  zweiten 
Teil  meiner  Arbeit  werden  also  die  in  den  Erläuterungen  des 
ersten  Teils  zu  den  einzelnen  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion gebotenen  Materialien,  wie  die  dort  erlangten  Resultate 
manchmal  zu  wiederholen  und  im  ganzen  zu  gruppieren  sein. 


^)  Freilich  kann  ich  dabei  nicht  die  Hoffnung  erfüllen,  die  Du- 
benskij  —  bei  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  48  —  einst  auf  die  russischen 
Philologen  setzte,  daß  man  die  einzelnen  Handschriften  nach  ihrem 
lokalen  Ursprung  werde  unterscheiden  können  nach  solchen  aus  Kiev, 
Novgorod,  Smolensk,  Rjazan',  Polock,  Pskov  usw.  Soweit  ich  sehen  kann, 
ist  das  seitens  der  slavischen  Philologen  noch  nicht  geschehen  und  hier 
läge  wohl  noch  ein  weiteres  Arbeitsfeld  zu  gründlicher  Einzeluntersuchung 
der  verschiedenen  Handschriften  und  ihrer  Lesarten  vor. 
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Durchweg  werde  ich,  wie  ich  vorhin  S.  166  schon  angegeben, 
versuchen,  die  zweite  Redaktion  möglichst  aus  sich  heraus  zu 
erklären  und  die  dritte  Redaktion  nur  dann  in  der  Erläuterung 
zur  Hilfe  beizuziehen,  wo  es  wirklich  notwendig  ist,  und  wo 
es  geschehen  kann  ohne  Vergewaltigung  des  Inhaltes  der 
zweiten  Redaktion,  ohne  Beiseitesetzung  der  Fortentwicklung, 
die  wie  zwischen  der  ersten  und  zweiten,  so  auch  zwischen 
der  zweiten  und  dritten  Redaktion  zweifellos  vorhanden  ist,  also 
besonders  in  solchen  Fällen,  wo  das  Resultat  sorgfältiger  Prüfung 
der  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  im  einzelnen  durch 
Vergleich  mit  den  entsprechenden  Stellen  der  dritten  Redaktion 
bestätigt  wird  ^). 

Das  Material,  das  uns  die  zweite  Redaktion  zur  Erklä- 
rung des  Rechtswesens,  der  Gerichtsorganisation  wie  allge- 
meiner Zustände  der  Zeit  der  zweiten  Redaktion  bietet,  ist 
leider  ein  recht  dürftiges.  Wir  werden  manchmal  eine  Frage 
nur  eben  aufwerfen,  die  wir  besser,  als  es  in  dieser  Unter- 
suchung der  zweiten  Redaktion  geschieht,  werden  beantworten 
können,  wenn  wir  später  die  dritte  Redaktion  mit  in  den 
Kreis  der  Betrachtung  ziehen.  So  werde  ich  Rechtsinstitute, 
wie  z.  B.  das  der  Haftung  der  Gemeinde  für  den  aus  ihrer 
Mitte  stammenden  Täter  oder  die  in  ihrem  Gebiet  begangene 
Tat,  in  dieser  Arbeit  über  die  zweite  Redaktion  nur,  sozusagen 
anfangsweise,    nach  den  wenigen  Anhaltspunkten    in    den  Be- 


^)  VladimirskijBudanov  S.  22  seiner  oben  S.  161  Note  1  angeführten 
Rezension  über  den  ersten  Band  dieses  Werkes  verteidigt  sich  gegen  die  von 
mir  den  russischen  Forschern  vorgeworfene,  nach  meiner  Ansicht  zu  weit 
gehende  Vermischung  der  Bestimmungen  der  verschiedenen  Redaktionen 
des  Russischen  Rechtes  durcheinander.  Es  liege  —  sagt  er  —  keine  Ver- 
mischung vor,  sondern  nur  Erklärung  der  einen  Satzungen  durch  die 
anderen,  die  bei  dem  Charakter  der  dritten  Redaktion,  als  Zusammen- 
setzung der  ersten  und  zweiten  berechtigt  sei.  Ich  muß  trotzdem  an 
meiner  Anschauung  festhalten,  daß  bei  solcher,  mir  wie  gesagt  zu  weit 
gehender,  Erklärung  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  aus  der  dritten 
der  Fortschritt  in  der  ganzen  Rechtsentwicklung,  den  meiner  Meinung 
nach  diese  drei  Redaktionen  aufweisen,  zu  leicht  verwischt  wird. 
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Stimmungen  der  zweiten  Redaktion  darstellen,  eine  genauere 
Besprechung  dagegen  bis  zur  Erläuterung  der  dritten  Redak- 
tion und  der  in  ihr  gebotenen  Nachrichten  über  altrussisches 
Rechtsleben  verschieben,  eben  um  mich  vor  zu  weitgehender 
Vermischung  der  Satzungen  der  verschiedenen  Redaktionen 
des  Russischen  Rechtes  zu  bewahren.  Eine  Rückwärtskon- 
struierung  der  Rechtszustände  des  11.  Jahrhunderts  aus  dem 
Quellenmaterial  jüngerer  Zeit,  wie  sie  z.  B.  Pavlov-Silvanskij 
vornimmt  ^),  möchte  ich  möglichst  vermeiden,  so  sehr  man  für 
ihre  in  gewissen  Grenzen  vorhandene  Berechtigung  den  Kon- 
servativismus des  altrussischen  Rechtslebens  als  Grund  anführen 
kann. 


*)   Werke   III,    S.   89   f.    über  ÄpesHOCTi,  bo-iocthofo  Mipa  §    23   ex   1421  ro^a 

ÄO    XI    H    X-rO    BiKOEX. 


Erster  Teil. 

Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion. 


Erste  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  II,  1-9: 
Die  Gefolgschaft  und  das  Eigentum  des  Fürsten. 

§  2.    Erläuterungen  zu  n,  1 — 3. 

II,  1.  Wenn  man  ^)  einen  Ogniscanin  zum  Unrecht  er- 
schlägt, so  zahlt  der  Mörder  für  ihn  80  Grivna^  aber  die  Leute 
haben  es  nicht  nötig  [mit  zu  bezahlen].  Aber  bei  einem  fürst- 
lichen Boten  80  Grivna^). 


^)  Ich  übersetze  „wenn  man  ...  erschlägt"  und  will  damit  aus- 
drücken, daß  es  sich  hier  jeweils  um  einen  Täter  handelt.  Anders  sieht 
Lange,  Kriminalrecht  S.  113,  unsere  Steile  an;  er  denkt  an  mehrere 
Täter  und  wirft  die  Frage  auf,  wie  die  Teilnahme  am  Verbrechen  ge- 
straft wird.  Diese  80  Grivna,  überhaupt  das  Wergeid,  läßt  er  bezahlt 
werden  nicht  nur  nach  der  Zahl  der  Getöteten,  sondern  auch  nach  der 
Menge  der  Mörder,  so  daß  nach  ihm,  wenn  z.  B.  zwei  Ermordete  ge- 
funden wurden,  an  deren  Tötung  fünf  Personen  teil  hatten,  fünfmal  zwei 
Wergelder,  also  im  ganzen  zehn  Wergelder  für  die  Mordtat  zu  be- 
zahlen gewesen  seien.  Das  geht  natürlich  zu  weit  und  speziell  ist  es 
falsch,  in  II,  1  Teilnahme  am  Verbrechen  zu  sehen;  gemeint  ist  mit 
„man  erschlägt"   irgend   ein  Täter;   siehe  gegen  Lange  auch  N.  Rozkov, 

Abriß  :   OqepKn  lOpHÄiiiecKaro  ßuxa  no  PyccKOu  IIpaB;;*  in  HCypHajii.  MuHucrepcTBa  Hapo^H. 

EpocBimeHia  1897,  Novemberheft  S.  11—60,  Dezemberheft  S.  263—329,  S.  29. 
')  Den   altrussischen  Text  und   die  Angabe   der   Parallelstellen  zur 
zweiten    Redaktion    in    der    ersten    und    dritten   Redaktion   siehe   diese 
Zeitschrift  XXIV,  S.  252—259. 
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II,  2.     Wenn   man   aber   einen  Ognishanin   im  IJeherfall 

erschlägt,    aber   [die   Gemeinde]    den   Mörder   nicht  ausfindig 

macht,  so  zahlt  die  Gemeinde  das  Wergeid,  in  der  der  Kopf 
[des  Erschlagenen]  liegt. 

II,  3.  Aber  wenn  man  einen  Ognishanin  erschlägt  im 
[fremden]  Gemach  oder  bei  einem  Fferd  oder  Bind  oder  beim 
Kuhdiebstahl,  so  erschlägt  man  ihn  wie  einen  Hund.  Aber 
derselbe  Gebrauch  ist  bei  einem  Tiun. 

Diese  drei  ersten  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion 
bilden  meiner  Meinung  nach  ein  Ganzes,  einen  besonderen 
Abschnitt  der  zweiten  Redaktion  für  sich.  Sie  enthalten  im 
wesentlichen  die  verschiedenen  Möglichkeiten  der  Tötung  eines 
Ogniscanin  bzw.  die  Gesichtspunkte,  unter  denen  diese  Tötung 
zu  bestrafen  ist.  Darum  ist  bei  ihrer  Erklärung  diese  ihre 
Zusammengehörigkeit  immer  im  Auge  zu  behalten.  Zunächst 
biete  ich,  was  zu  einzelnen  Punkten  dieser  drei  Bestimmungen 
zu  bemerken  ist,  dann  was  sich  von  ihnen  als  Ganzem  Ge- 
meinsames aussagen  läßt. 

Das  Subjekt  der  Tat  ist  nicht  näher  bezeichnet,  es 
ist  indes  anzunehmen,  daß  es  jeder  freie  Mann  ist^).  Denn 
der  Sklave  als  Subjekt  der  Tat  wird  in  der  zweiten  Redaktion 
im  Gegensatz  zur  ersten  und  dritten  überhaupt  nicht  erwähnt, 
nur  als  Objekt  der  Tat  finden  wir  ihn  II,  6 — 10  genannt. 
Das  Russische  Recht  hat  ja  vielfach  Verwandtes  mit  den  ger- 
manischen Volksrechten ,  und  von  ihnen  allen  steht  speziell 
die  Lex  Frisionum  ihrer  ganzen  Anlage  nach  der  ältesten  Re- 
daktion des  Russischen  Rechtes  am  nächsten.  Dort  finden  wir 
nun  die  Spezialisierung  der  compositio  de  homicidiis,  je  nach- 
dem der  Mord  an  einem  oder  von  einem  homo  nobilis,  liber, 
litus  oder  servus  begangen  ist,  die  uns  im  Russischen  Rechte 


^)  Dasselbe  in  der  ersten  Redaktion  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV, 
S.  386;  Literatur  über  Subjekt  und  Objekt  des  Vergehens  im  Russischen 
Recht  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  329  \ 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Bund.  12 
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fehlt  ^).  Freilich  kennt  das  Russische  Recht  nicht  so  viele 
Klassenunterschiede  wie  die  germanischen  Volksrechte;  aber 
immerhin  treffen  wir  in  ihm  die  Unterscheidung  der  fürstlichen 
Gefolgschaftsleute  von  dem  einfachen  Mann,  des  Fürstenmanns, 
knja};  muh  von  den  gewöhnlichen  Leuten,  Ijudin.  Die  Tötung 
des  ersteren  wird  mit  80  Grivna,  die  des  letzteren  nur  mit 
40  Grivna  bestraft,  siehe  z.  B.  III,  5;  die  Strafsummen  für 
Tötung  des  Unfreien  werden  wir  in  ihrer  je  nach  dem  Werte 
dieses  Unfreien  für  seinen  Herrn  verschiedenen  Höhe  II,  6  ff. 
kennen  lernen.  Aber  als  Subjekt  der  Tat  sind  Fürstenleute 
und  einfache  Leute  nicht  unterschieden  im  Russischen  Recht, 
beide  Klassen  zahlen  als  Täter  offenbar  dasselbe  Wergeid; 
der  Sklave  ist  für  das  Tötungsdelikt  als  Subjekt  der  Tat  im 
Russischen  Recht  überhaupt  nicht  erwähnt  ^). 

Das  Objekt  der  Tat  ist  der  Ogniscanin.  Ueber 
den  Sinn  dieses  früher  viel  umstrittenen  Wortes  ist  man  sich 
jetzt  wohl  endgültig  im  klaren.  Es  kommt  von  ognisce  =  Herd, 
Haus,  Hof.  Die  älteren  Forscher^)  verstanden  nun  unter 
ogniscanin  einen  Mann,  der  an  seinem  eigenen  Herde  sitzt, 
also  einen  Hausbesitzer,  Hofbesitzer.    Die  neuere  Auffassung^) 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  501. 

^)  Siehe  Goetz  I,  S.  289  f.  die  Zusammenstellung  der  vom  Sklaven 
und  Hörigen  als  Subjekt  und  Objekt  der  Tat  handelnden  Bestimmungen 
der  drei  Redaktionen. 

^)  Eine  Uebersicht  über  die  ältere  Erklärung  von  ogniscanin 
bietet  besonders  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen:  llscjiiAOBaHiH  o  PyccKofi  llpasAt^ 

npH.ioaceHia  ko  BTopoMy  BHnycKy  in  HiCHia  bi  Hmh.  OßmecxBi  Uciopiu  h  ^pesHOCxeS  PocciflcKHX's 
npH  MoCKOBCKOMi.  VHEBepcHTeii   1886,   KHara  nepsaa,  S.  117  ff.,   133  f.;    dazu   Ewers, 

Recht  der  Russen  S.  310^;  J.  J.  Sreznevskij,  Materialien:  Marepia-iH  ajs 
cjosapa  ÄpeBHc-pyccKaro  aauKa,  C.  UeTepöypn  1902,  II,  Sp,  603,  ferner  die  Er- 
klärung  von  Diev   bei  N.  Kalacov,   Einleitung:   llpeÄBapDTejii.HHa  lOpHAaqecKia 

caiAiHia  j!,na  noanaro  oÖiacneHia  PyccKofl  IIpaBAU  ^,  C.  Heiepöypr'B  1880,   S.  24^". 

*)  Sie  ist  ausführlich  dargestellt  bei  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke  III, 
S.  453—466,  349,  dazu  derselbe:  Werke  I,  S.  262 ^  Zusammenstellung  ver- 
schiedener Ansichten  über  ogniscanin ;    Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  230 ; 

B.    A.    RomanOV :     CMepAifi    kohb    h    OMepA'b    in    Hssicxia    OTAt.ieHia    pyccKaro   aauKa    u 

c.ioBecHocTH  Hmh.  AKaAeniH  HayKB  1908,  III.  Heft,  S.  30  vergleicht  den  ogniscanin. 
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sieht  dagegen  in  ihm  einen  Mann,  der  an  fremdem  Herde 
weilt.  Dieser  fremde  Herd  ist  aber  der  des  Fürsten,  der 
ogniscanin  ist  ein  fürstlicher  Gefolgsmann.  Zu  diesem  Resultat 
gelangt  man  auch,  wenn  man  sieht,  daß  der  Ogniscanin  dem 
Fürstenmann,  Jcnjai  muz^  gleichgesetzt  ist  bzw.  daß  bei  der 
Uebertragung  der  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  in  die 
dritte  der  ogniscanin  von  H,  1 — 3  in  HI,  2,  5,  13  zum  Fürsten- 
mann wird.  Am  deutlichsten  zeigt  sich  das  bei  H,  2  bzw. 
HI,  5;  hier  ist  die  ganze  Bestimmung  der  zweiten  Redaktion 
in  die  dritte  Redaktion,  mit  nur  unwesentlichen  sprachlichen 
Abweichungen,  übernommen,  und  statt  ogniscanin  in  H,  2  ist 
in  HI,  5  Fürstenmann,  hnjaz  mus^  gesetzt. 

Nun  zerfällt  die  fürstliche  Gefolgschaft  nach  den  Bestim- 
mungen der  dritten  Redaktion  klar  in  zwei  Hälften,  gemessen 
nach  der  Höhe  der  Strafsumme,  des  Wergeides,  das  für  Tötung 
eines  fürstlichen  Gefolgsmannes  zu  zahlen  ist.  Auf  Tötung  eines 
Gefolgsmannes  aus  der  höheren  Klasse  der  Gefolgschaft,  der 
sog.  älteren  Druzina,  steht  ein  Wergeid  von  80  Grivna,  HI,  2, 
5,  13,   die  Ermordung   eines  Gliedes  der  niederen  Klasse  der 


der  am  Herd,  im  Haus  de»  Fürsten  lebt  und  dessen  Tisch  vielleicht  teilt, 
mit  dem  nordgermanischen  hirdraenn  (hird= Hausgenossenschaft),  hiiskarlar, 
mit  dem  gardingi  (von  gards  =  domus)  der  Westgoten  und  Vandalen, 
mit  dem  hagustaldos  der  Sachsen,  auch  mit  dem  bucellarius  der  West- 
goten. Siehe  Schroeder,  R. :  Lehrbuch  der  Deutschen  Rechtsgeschichte  ^ 
Leipzig  1907,  S.  33.  Presnjakov,  Fiirstenrecht  S.  231,  übersetzt  ogniscanin 
mit  familiaris,  domesticus.  Als  Glied  der  fürstlichen  Gefolgschaft  er- 
scheint der  ogniscanin  vielleicht  auch  an  den  Stellen  der  Chroniken,  wo 
er  mit  den  fürstlichen  Kriegern,  gridin  —  s.  diese  Z.  XXIV,  S.  368  ^  — 
zusammen  genannt  wird,  z.  B.  in  der  Novgoroder  Chronik,  HoBroposcKaa 
jlixQnHCi,  HS^aHie  ApxeorpaifiHqecKOH  KOMMHCcin,  C.  neiepöypr'B  1888,  S.  146®,  ao,  1166; 
(PocTHCJiaBi)  no3Ba  HoBropoji,i>i;e   Ha   nopaji'B :    onaHmaHe,  rpHAB,  Kyni>i;e,  Ba^raee ;     ähnlich 

S.  170  2°  ao.  1195,  S.  244^  ao.  1234,  dazu  Romanov  L  c.  S.  30  ^  und 
Pavlov-Sirvanskij,  Werke  HI,  S.  461.  Mag  man  auch  dem  ognis^^anin  in 
Novgorod  eine  etwas  andere  Stellung  zuweisen,  daß  er  im  Russischen 
Recht  zur  Gefolgschaft,  der  druzina,  der  Fürsten  gehört,  daß  er  also  mit: 
fürstlicher  Gefolgsmann  zu  übersetzen  ist,  daran  ist  nicht  mehr  zu 
zweifeln. 
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Gefolgschaft,  der  sog.  jüngeren  Drnzina,  wird  dagegen  nur  mit 
40  Grivna  bestraft,  III,  13,  also  mit  derselben  Summe,  mit  der 
die  Tötung  eines  Angeliörigen  des  Volkes  im  allgemeinen,  III,  3, 
eines  aus  den  „Leuten",  III,  5,  die  nicht  zur  fürstlichen  Ge- 
folgschaft gehören,  zu  sühnen  ist.  Der  Ogniscanin  ist,  was 
die  Höhe  der  für  seine  Tötung  zu  zahlenden  Summe  von 
80  Grivna  angeht,  nach  II,  1  im  Vergleich  mit  der  besonders 
in  III,  13  klar  hervortretenden  Scheidung  zwischen  den  beiden 
Klassen  fürstlicher  Gefolgschaftsleute,  der  höheren  der  beiden 
Schichten  der  Fürstenmannen,  der  älteren  Druzina  zuzurechnen 
bzw.  ihr  gleichgewertet;  es  ist  auch  speziell  III,  13  als  Ver- 
treter dieser  älteren  Diuzina  der  Ogni^anin-Tiun,  vielleicht 
mit  Schloßverwalter  richtig  wiederzugeben,  genannt.  Ander- 
seits hat  die  zweite  Redaktion  die  Unterscheidung  zwischen 
älterer  und  jüngerer  Gefolgschaft,  höherer  und  niederer  Druzina 
gar  nicht,  die  wir  in  der  dritten  Redaktion  finden;  die  zweite 
Redaktion  kennt  auch  kein  Wergeid  zu  40  Grivna,  also  die 
für  Tötung  eines  niederen  Fürstenmannes  und  eines  einfachen 
Mannes  aus  dem  Volke  gezahlte  Summe.  So  kann  die  Frage 
entstehen:  gehört  der  Ogniscanin  zur  höheren  Gefolgschaft  — 
"weil  seine  Tötung  mit  80  Grivna  zu  sühnen  ist  — ,  oder  ist 
ogniscanin  in  der  zweiten  Redaktion  Bezeichnung  für  die  beiden 
Klassen  der  Druzina,  weil  eben  die  zweite  Redaktion  die  in 
III,  13  z.  B.  gebotene  Scheidung  der  Gefolgschaft  in  zwei 
Klassen  nicht  kennt?  Einige  halten  den  ogniscanin  wegen  der 
vorhin  schon  angeführten  Stellen  aus  der  dritten  Redaktion, 
wo  er  dem  Fürstenmann  gleichgesetzt  bzw.  im  Text  mit  ihm 
einfach  vertauscht  ist,  für  den  Vertreter  der  älteren  Druzina, 
der  Oberklasse  der  Gefolgschaft;  Ogniscanin  sei  einfach  die 
ältere  Bezeichnung  für  die  höhere  Gefolgschaft,  später  sei  die 
Benennung  Fürstenmann,  Bojar  für  sie  aufgekommen  ^).  Dem- 
gegenüber ist  Pavlov-Sil'vanskij  ^)  der  Ansicht,  Ogniscanin  in 


^)  So  z.  B.  Vladimirskij-Budanov,  üebersicht  S.  28. 
2)  Werke  III,  S.  465. 
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der  zweiten  Redaktion  bedeute  im  allgemeinen  die  fürstlichen 
Gefolgschaftsleute,  sowohl  die  ältere  als  die  jüngere  Druzina. 
Also  beide  Klassen  ihrer  Gefolgschaft,  die  höhere  wie  die 
niedere,  hätten  die  Fürsten  durch  die  Summe  von  80  Grivna 
mit  besonderem  Schutz  umgeben  wollen;  das  Privilegium  der 
gegenüber  der  Strafandrohung  für  Tötung  eines  gewöhnlichen 
Mannes  verdoppelten  Bußsurame  sei  allgemein  gewesen  für 
alle  Fürstenmannen,  es  beruhe  eben  auf  der  besonderen  Heilig- 
keit, der  Unantastbarkeit  sozusagen  des  fürstlichen  Herdes, 
Hauses  und  Hofes  und  damit  auch  aller  zu  diesem  Herde  ge- 
hörenden Personen.  Die  Aufstellung  eines  erhöhten  Wergeids 
für  Tötung  fürstlicher  Mannen  war  nach  Pavlov-Sil'vanskij 
eine  der  Stufen  der  allmählichen  Erhöhung  der  fürstlichen 
Gewalt  und  des  fürstlichen  Hauses,  die  ja  später  noch  viel 
weiter  ging. 

Aber  eben,  da  solche  Erhöhung  des  fürstlichen  Hauses 
und  der  zu  ihm  gehörenden  Mannen  wohl  nur  allmählich  vor 
sich  ging,  scheint  es  mir  zweifelhaft,  ob  man  den  in  der  dritten 
Redaktion  klar  ausgeprägten  Unterschied  zwischen  älterer  und 
jüngerer  Gefolgschaft  schon  in  die  Zeit,  also  in  die  zweite 
Redaktion,  zurücktragen  darf,  in  der  die  Fürsten  zum  ersten 
Male  Bestimmungen  zu  besonderem  Schutze  ihrer  Gefolgsleute 
treffen.  Darum  meine  ich,  daß  da,  wo  wir  die  Bevorrechtung 
der  fürstlichen  Gefolgschaft,  die  Schaffung  eines  privilegierten 
Standes  der  Fürstenmannen  durch  Verdoppelung  der  bisher  für 
alle  Russen  üblichen  —  wie  I,  3  zeigt  —  Totschlagsbuße  zum 
ersten  Male  in  der  russischen  Rechtsbildung  treffen,  wir  nicht 
gleich  anzunehmen  brauchen,  daß  die  Fürsten,  die  diese  Be- 
stimmung trafen,  sofort  zwei  Klassen  ihrer  Gefolgschaft  auf- 
stellten bzw.  verschieden  hoch  bewerteten.  Wie  es  uns  die 
einfache  Betrachtung  der  zweiten  Redaktion  für  sich  allein, 
ohne  Vermischung  mit  den  Parallelstellen  der  dritten  Redaktion, 
nahelegt,  werden  wir  vielleicht  denken  dürfen,  daß  die  Fürsten 
eben  für  alle  ihre  Gefolgschaftsleute  gemeinsam  diesen  be- 
sonderen Schutz  wollten.    Die  Spezialisierung  der  Gefolgschaft 


182  Goetz. 

nach  ihrem  Rang,  die  Teilung  in  ältere  und  jüngere  Druzina, 
ist  dann  eine  natürliche  Weiterentwicklung,  deren  Resultat  in 
den  Strafbestimmungen  des  jüngeren  Teiles  des  Russischen 
Rechtes,  also  in  der  dritten  Redaktion,  vorliegt.  Vielleicht 
können  wir  aber  auch  uns  den  Gang  bei  Bildung  des  privi- 
legierten Standes  der  Fürstenmannen  so  denken,  daß  die  Fürsten 
anfänglich  diesen  verstärkten  Schutz  nicht  allen  ihren  Gefolgs- 
leuten angedeihen  lassen  wollten,  sondern  nur  deren  obersten, 
dem  Ogniscanin,  dem  dann  in  II,  1  der  fürstliche  Bote,  in  II,  4 
der  Tiun  gleichgestellt  bzw.  beigefügt  wurde,  und  daß  die 
Schutzbestimmungen  zugunsten  der  anderen  Gefolgsleute  aus 
der  jüngeren  Druzina  eben  späteren  Datums  sind.  Der  Mangel 
an  klaren  Quellenstellen  läßt  beide  Möglichkeiten  der  Erwägung 
offen  1). 

Die  Tat  selbst  ist  in  II,  1  näher  charakterisiert  als  ein 
„Erschlagen  zum  Unrecht",  v  ohidu.  Um  den  genauen 
Inhalt  und  die  Bedeutung  dieser  Worte  „zum  Unrecht", 
V  ohidu,  herauszufinden,  möchte  ich  mich  jetzt  nur  an  den  Wort- 
laut der  Bestimmungen  in  der  zweiten  Redaktion  halten  und 
nicht  von  vornherein  zur  Erklärung  die  Parallelstellen  zu  II, 
1 — 3  aus  der  dritten  Redaktion  beiziehen.  Denn  es  ist  wohl 
möglich,  daß  so  gut  wie  an  anderen  Punkten  des  russischen 
Rechtslebens  auch  hier  in  dieser  Frage  die  dritte  Redaktion 
eine  gegenüber  der  zweiten  Redaktion  vorgeschrittenere  Rechts- 
entwicklung bietet. 

Betrachten  wir  zunächst  die  allgemeine  Anlage  und  den 
Fortschritt  innerhalb  der  offenbar  zusammengehörenden  Be- 
stimmungen II,  1 — 3,  die,  wie  ich  vorhin  S.  177  schon  gesagt 
habe,  eine  kleine  Abteilung  für  sich  bilden. 

Drei  Fälle  des  Erschlagens  eines  Ogniscanin  —  den  fürst- 
lichen Boten  in  II,  1  und  den  Tiun  in  II,  3  lasse  ich  vorläufig 
außer  Betracht,  da  ich  gleich  noch  auf  sie  und  ihre  Stellung 


^)  lieber  die  Druzina  überhaupt  vgl.  beispielsweise  Pavlov-Sil'vanskij, 
Werke  IIT,  S.  348  f;  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  220  f. 
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im  ganzen  Rahmen  von  II,  1  —  3  zu  sprechen  komme  —  sind 
in  der  Abteilung  II,  1 — 3  betrachtet.  Die  beiden  ersten  Male, 
II,  1  und  II,  2,  handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Tat;  im 
dritten  Fall,  II,  3,  liegt  straflose  Tötung  vor.  Bei  den  beiden 
Fällen  der  strafbaren  Tötung  ist  wieder  ein  Unterschied  zu 
bemerken,  wenn  wir  uns,  wie  gesagt,  nur  an  den  Text  der 
zweiten  Redaktion  allein  halten  ohne  Kombinierung  von  II,  1,  2 
mit  entsprechenden  Bestimmungen  der  dritten  Redaktion.  Im 
ersten  Fall,  beim  „Erschlagen  zum  Unrecht"  in  II,  1,  haften 
„die  Leute",  d.  h.  die  Gemeinde,  nicht  für  den  Täter  bzw. 
brauchen  in  bestimmtem  Fall  die  Strafsumme  nicht  aufzubringen, 
„die  Leute  haben  es  nicht  nötig  [mitzubezahlen]"  ^).  Bei  dem 
in  II,  2  behandelten  zweiten  Fall  der  strafbaren  Tötung  eines 
Ogniscanin  dagegen  „zahlt  —  wie  der  Text  lautet  —  die  Ge- 
meinde das  Wergeid,  in  der  der  Kopf  [des  Erschlagenen]  liegt". 
Der  erste  Fall  der  strafbaren  Tötung  ist  also  näher  bezeichnet 
als  ein  Erschlagen  „zum  Unrecht"*),  v  ohidit^  der  zweite  als 
ein  Erschlagen  „im  Ueberfall",  v  razhoj.  Dazu  kommt  in  II,  3 
die  straflos  bleibende  Tötung.  Nach  der  ganzen  Anlage  dieser 
Abteilung  und  Anordnung  der  drei  Bestimmungen,  II,  1 — 3, 
scheint  es  durchaus  natürlich,  daß  drei  getrennte  Fälle,  drei 
verschiedene  Arten  einer  Straftat,  jede  von  der  anderen  für 
die  Beurteilung  und  Strafzumessung  zu  unterscheiden,  hier  vor- 
liegen. Man  wird  also  nicht,  wie  das  manche  russische  Forscher 
getan  haben,  die  in  II,  1  und  II,  2  betrachteten  Fälle  als  dem 
Wesen  der  strafbaren  Handlung  nach  identisch  ansehen  dürfen, 


*)  So,  wenn   auch   von  anderen  Gesichtspunkten  ausgehend,   schon 

i5.  V.  Vedrov,  Geldstrafen:  0  ß^esej&EUX'h  nenax-B  no  PyccKoft  üpaBsi  cpaBHHTeaBHO 
ch  saKOHaMH  ca;iHHecKHXL  (j)paHKOB'B  in  HieHifl  Bt  Hmh.  06m.  Hct.  h  Jl^peBH.  Pocc.  npH 
MocKOBCK.  Yehb.  1876,  KHHra  BTopaa,  MocKBa  S.  63^^. 

'■')  Streng  genommen  heißt  ^v  obidu"  im  Unrecht,  wie  „v  razboj" 
im  Ueberfall;  Lange,  Kriminalrecht  S.  106,  betont  den  Unterschied  und 
bezeichnet  v  obidu  näher  als  , ohne  jeden  Anlaß  seitens  des  Erschlagenen", 
Doch  glaube  ich,  ist  der  Unterschied  zwischen  v  obidu  und  za  obidu  so 
-gering,  daß  ich  beide  Male  „zum  Unrecht"  übersetzen  kann. 
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mit  anderen  Worten:   „zum  Unrecht'-*,  v  ohidu,  muß  einen  an- 
deren Inhalt  haben  als   „im  Ueberfall",  v  razhoj. 

Außer  in  unserer  ersten  Bestimmung  II,  1  treffen  wir  die 
Wendung  „zum  Unrecht"  ^),  und  zwar  nicht  mit  der  Wendung 
V  ohidu,  sondern  mit  za  ohidu^  noch  an  folgenden  Stellen  der 
zweiten  Redaktion,  wobei  ich  jeweils  nur  das  für  uns  hier  in 
Betracht  kommende  Stück  dieser  Bestimmungen  angebe: 

II,  10:  Wenn  einer  einen  fremden  Sklaven  oder  Magd 
wegnimmt,  zahlt  er  für  das  Unrecht  12  Grivna. 

II,  14:  Oder  man  peinigt  einen  Bauern,  aber  ohne  de» 
Fürsten  Geheiß,  für  das  Unrecht  3  Grivna. 

II,  15:  Wenn  jemand  eine  Grenze  umackert  oder  umhaut, 
dann  (zahlt  er)  für  das  Unrecht  12  Grivna. 

II,  16:  Wenn  man  einen  fremden  Hund  stiehlt  oder  einen 
Habicht  oder  Falken,  dann  für  das  Unrecht  3  Grivna. 

Diesen  Bestimmungen,  die  von  II,  1  miteingeschlossen^ 
nach  denen  also  „für  das  Unrecht"  eine  bestimmte  Summe 
zu  zahlen  ist,  ist  gemeinsam,  daß  die  strafbare  Tat  eine 
Schädigung  an  Leib  und  Leben  oder  an  Eigentum,  sei  es 
beweglichem  oder  unbeweglichem,  herbeiführt.  Die  Frage, 
ob  die  Zahlung  „für  das  Unrecht"  Ersatz  an  den  einzelnen 
Geschädigten  oder  Strafe  an  den  Fürsten  bedeutet,  kann  ich 
jetzt  beiseite  lassen,  sie  ist  später  in  §  16  zu  behandeln. 

Das  Erschlagen  in  II,  1  ist  also  ein  solches,  das  „zum 
Unrecht",  v  ohidu,  geschehen  ist,  man  könnte  vielleicht  sagen 
einfache  Tötung,  ohne  weitere,  die  Straftat  erschwerende  Um- 
stände. Die  Tötung  „im  Ueberfall"  in  II,  2  enthält,  wenn  wir 
uns  zur  Erklärung  von  razboj  nur  auf  die  Worte  der  zweiten 
Redaktion  und  den  Gegensatz  von  II,  1  zu  II,  2  beschränken, 
meiner  Meinung  nach  das  Moment  der  genaueren  vorherigen 
Ueberlegung  der  Handlung.    Es  ist,  scheint  mir,  ein  mit  sorg- 


')  üeber  obida  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  312  flF.,  die  Stellea 
der  ersten  Redaktion  mit  za  obidu  ebenda  S.  309  C  und  D. 
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fältiger  Ueberlegung  ausgeführter  Mord,  lange  vielleicht  vor- 
her ausgedacht,  unter  Umständen  ein  Abpassen  im  Hinterhalt^ 
Meuchelmord,  möglicherweise  auch  schon  mit  dem  Nebenbegriff 
von  räuberischem  Anfall,  den  razboj  nach  jüngeren  Quellen 
hat  ^).  Der  Tötung  „im  Ueberfall",  v  razhoj,  gegenüber  wird 
also  die  „zum  Unrecht",  v  ohidu,  das  einfache  Erschlagen  ohne 
genauere  Ueberlegung,  ohne  vielleicht  längere  Vorbereitung 
der  Tat  bedeuten,  etwa  die  Tötung  im  plötzlich  hitzig  ent- 
brennenden Streit,  wie  es  beim  Trinkgelage  vorkommen 
kann  ^).  Meine  Beurteilung  der  in  II,  1  und  II,  2  verschiedenen 
Tat  wird  am  klarsten  werden,  wenn  ich  zwei  Paragraphen  des 
Deutschen  Strafgesetzbuches  anführe:  §211:  „wer  vorsätzlich 
einen  Menschen  tötet,  wird,  wenn  er  die  Tötung  mit  Ueber- 
legung ausgeführt  hat,  wegen  Mordes  mit  dem  Tode  bestraft", 
und  §  212:  „wer  vorsätzlich  einen  Menschen  tötet,  wird,  wenn 
er  die  Tötung  nicht  mit  Ueberlegung  ausgeführt  hat,  wegen 
Totschlags  mit  Zuchthaus  nicht  unter  fünf  Jahren  bestraft". 
In  der  Tötung  von  II,  1  „zum  Unrecht",  v  ohidu,  sehe  ich 
den  in  §  212  St.G.B.  gemeinten  Totschlag,  in  der  Tötung  von 

II,  2  „im  Ueberfall",  v  razhoj,  den  in  §  211  St.G.B.  behan- 
delten Mord  3). 

An  den  Fall  des  Deutschen  Strafgesetzbuches,  §  222:  „wer 
durch  Fahrlässigkeit  den  Tod  eines  Menschen  verursaclit,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  bestraft*",  denke  ich  bei  der 
in  II,  1  behandelten  Tötung  nicht;  fahrlässige  Tötung  ist,  so 

^)  Vgl.  über  razboj  und  die  Entwicklung  dieses  Begriffes  im  rassi- 
schen Rechtsleben  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  251  und 
Beilagen  1886,  S.  144  flf. ,  seine  Grundanschauung  ist,  daß  „Ueberfall", 
razboj,  ursprünglich  Tötung  im  Streit  war,  als  Ausfluß  der  Uebung  der 
Blutrache,   daß  er  später  zu  Tötung   ohne  Streit,   zu  Raubanfall  wurde. 

^)  Absichtlich  schalte  ich  nicht  im  Text,  sondern  hier  nur  als  An- 
merkung die  Stelle  III,  9  als  gewisse  Parallele  ein,  in  der  auch  von  der 
Tötung    „im  Streit   oder  beim  Gelage  öffentlich"  die  Rede  ist,    da  nach 

III,  9  die  Gemeinde  für  solche  Tötung  mithaftet,  was  ja  nach  II,  1  nicht 
der  Fall  ist. 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  436. 
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weit  ich  sehen  kann,  im  Russischen  Recht  überhaupt  nicht 
eigens  behandelt.  Sie  kann  vielleicht  als  in  II,  1  mit  inbegriffen 
erachtet  werden,  ich  möchte  aber  nicht  glauben,  daß  das  bei 
dem  Gegensatz  von  „zum  Unrecht"  in  II,  1  und  „im  Ueber- 
fall"   in  II,  2  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  lag  ^). 

Eher  könnte  man  bei  der  Tötung  „zum  Unrecht"  von 
II,  1  an  St.G.B.  §  226  denken:  „ist  durch  die  Körperverletzung 
der  Tod  des  Verletzten  verursacht  worden,  so  ist  auf  Zucht- 
haus nicht  unter  drei  Jahren  oder  Gefängnis  nicht  unter  drei 
Jahren  zu  erkennen".  Ob  aber  dem  Autor  von  II,  1  der  Unter- 
schied zwischen  den  in  §  212  und  §  226  St.G.B.  behandelten  Fällen 
des  Totschlags  und  der  Körperverletzung  mit  nachgefolgtem 
Tode  bei  der  Jugend  der  altrussischen  Strafgesetzgebung  zum 
Bewußtsein  gekommen  sein  mag,  dünkt  mich  doch  recht  fraglich. 

Die  Unterscheidung  von  Totschlag  in  II,  1  und  Mord  in 
II,  2  scheint  mir  den  Gegensatz,  der  in  den  Zusätzen  „zum 
Unrecht",  v  obidu^  in  II,  1  und  „im  Ueberfall",  v  ra^hoj,  in 
II,  2,  liegt,  am  besten  auszudrücken^).  Die  Strafsumme  ist 
in  beiden  Fällen  gleich  hoch,  das  darf  wohl  als  sicher  an- 
genommen werden,  wenn  auch  die  Summe  von  80  Grivna  in 
II,  2  nicht  wiederholt  ist.  Die  verschiedene  Schwere  der  Tat 
in  II,  1  und  II,  2  findet  darin  ihren  Ausdruck,  daß  zwar  nicht 
bei  dem  einfachen  Totschlag,  aber  wohl  bei  dem  Mord  die 
Gemeinde  haftet.  Denn  der  Täter  konnte  sich  ja  durch  Flucht 
der  Strafe  entziehen  und  kein  Eigentum  hinterlassen,  aus  dem 
die  Strafe  gedeckt  werden  konnte.  Da  entspricht  es  min  der 
größeren  Schwere  des  mit  Ueberlegung  begangenen  Mordes, 
daß  bei  ihm  die  Gemeinde  des  Täters  zur  Aufbringung  der 
Strafsumme  mit  herangezogen  wird  ^). 


^)  Siehe  dazu  die  Ausführungen  in  dieser  Zeitschrift  XXIV,  S.  388,  daß 
in  der  Bestimmung  der  ältesten  Redaktion  I,  3,  Mord,  Totschlag  und 
fahrlässige  Tötung  gemeint  sein  kann. 

^)  Meiner  Auffassung  kommt  nahe  M.  Kovalevskij :  CoBpeMeHHufi  ofiNiaS 
a  flpeBHifi  saKOH'B,  MocKsa   1886,  II,   S.    184. 

3)  Lange,    Kriminalrecht   S.  105   hält   umgekehrt  die  Tötung  „zum 
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Meine  Erklärung  von  II,  1,  2  als  von  Totschlag  bzw. 
Mord  handelnd,  steht  im  Gegensatz  zu  der  Auffassung  mancher 
russischer  Forscher.  Ich  will  zur  Beleuchtung  dieser  Differenz 
die  Meinungen  einiger  Gelehrter  anführen.  Kljucevskij  sieht 
in  der  Tötung  „zum  Unrecht"  oder  „im  Streit"  III,  9  nicht 
vorsätzliche  Tötung  im  Unterschied  von  der  „im  Ueberfall", 
als  der  mit  vorher  überdachter  Absicht  vollzogenen^).  Vedrovs^) 
Beurteilung  der  Fälle  von  II,  1,  2  deckt  sich  zum  Teil  mit 
der  meinen.  Tötung  „zum  Unrecht",  v  obidu,  konnte  nach 
ihm  die  Gemeinde  nicht  voraussehen,  darum  haftet  sie  auch 
nicht  dafür.  Tötung  „zum  Unrecht",  v  obidu ^  enthält  nach 
Vedrov  nicht  das  Moment  der  Ueberlegung,  wie  man  das  bei 
der  Tötung  „im  Ueberfall",  v  razhoj,  annehmen  könne,  aber 
es  ist  eine  vorsätzliche  Tötung.  Vedrov  verwischt  aber  selbst 
wieder  den  damit  von  ihm  gemachten  Unterschied  zwischen 
Totschlag  und  Mord  etwas,  wenn  er  den  Totschlag  eine  Tat 
nennt,  die  vorsätzlich  und  bedacht  (überlegt  =  ohdumanno) 
ausgeführt  sei.  Allerdings  findet  er,  wie  ich,  einen  Unterschied 
des  Totschlags  „zum  Unrecht",  v  obidu,  vom  Mord,  „im  Ueber- 
fall", V  rasboj,  auch  darin,  daß  bei  ersterem  das  Moment  der 
räuberischen  Absicht  fehle.  Gegenüber  der  Charakterisierung 
des  Totschlags  durch  Vedrov  als  vorsätzlicher  und  bedachter 
Tat  muß  ich  aber  nochmals  darauf  hinweisen,  daß  der  Tot- 
schlag sehr  wohl  im  Streit  beim  Gelage  oder  einem  ähnlichen 
Anlaß  sich  ereignen  konnte,  wo,  wenn  nicht  das  „vorsätzlich", 
so  doch  das  „bedacht"  wohl  vielfach  ausgeschlossen  ist,  so  daß 
die  Tat  als  das  erscheint,  was  wir  heute  Körperverletzung 
mit  nachgefolgtem  Tode  nennen.     Vedrov  denkt    weiter,    daß 


Unrecht"  v  obidu  für  ein  schwereres  Verbrechen  als  die  „im  Ueberfall", 
V  razboj,  weil  bei  ersterer  die  volle  Verantwortlichkeit  auf  den  Täter  allein 
falle,  bei  letzterer  dagegen  die  Gemeinde  dem  Mörder  helfe,  die  Folgen  der 
Tat  durch  Beitrag  zur  Zahlung  des  Wergeides  zu  tragen.  Das  ändert 
sich  aber  sofort,  wenn  der  Täter  entflieht  und  kein  Eigentum  hinterläßt. 

^)  Kurs  Russischer  Geschichte,  Moskau  1904,  I,  S.  292. 

2)  Geldstrafen  S.  64  f. 
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der  Totschlag  „zum  Unrecht",  v  obidu,  manchmal  ein  Tot- 
schlag aus  Rache  sein  konnte^),  die  strengere  Verfolgung 
der  Schuldigen  erkläre  sich  durch  das  Bestreben  des  Ge- 
setzes, die  private  Racheübung,  die  Selbstrechtschaffung,  zu 
beseitigen. 

Ueblicher  ist  bei  den  russischen  Forschern  die  Gleich- 
setzung der  Tötung  „zum  Unrecht",  v  ohidu ,  mit  der  „im 
Ueberfall",  v  razhoj;  allerdings  geschieht  sie  unter  Vermengung 
der  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  mit  denen  der 
dritten.  So  betont  Lange ^)  die  Worte  „zum  Unrecht",  v  ohiditj 
und  „im  Ueberfall",  v  razboj,  seien  gleichbedeutend  und  der 
Begriff  „Ueberfall",  razboj,  werde  charakterisiert  durch  den 
Ausdruck  „zum  Unrecht",  v  obidu.  Lange  unterscheidet  zwei 
Arten  von  Tötung,  eine  vorsätzlich  geschehene,  nämlich  die 
„zum  Unrecht",  v  obidu,  oder  „im  Ueberfall",  v  razboj,  und 
eine  im  Affekt  vollführte,  die  III,  9  genannte  „im  Streit  oder 
beim  Gelage  öffentlich". 

Auch  Vladimiskij-Budanov^)  hält  „Tötung  zum  Unrecht 
und  Tötung  im  Ueberfall  für  ein  und  dasselbe  Verbrechen", 
stützt  sich  allerdings  bei  dieser  Bemerkung,  die  er  zu  II,  1,  2 
macht,  ebenfalls  auf  III,  5 — 10  als  Beweis.  An  einer  anderen 
Stelle^)  trennt  er  die  Verbrechen  gegen  das  Leben  in  „Tot- 
schlag", ubijstro,  III,  5  Ueberschrift^),  und  „Ueberfall"  bzw. 
Mord,  razboj,  II,  2  und  III,  6  ff.;  mit  ersterem  Ausdruck  werde 
die  Tötung  im  allgemeinen  bezeichnet,  mit  dem  zweiten  die  vor- 


^)  Diese  Meinung   hat  Vedrov,   Geldstrafen    S.  63^^   allerdings   mit 
einiger  Vorsicht  von  ßeljaev  übernommen,  siehe  dazu  A.  J.  Sobestianskij  : 

Kpyrosaa    nopyKa    y    CjiaBflHt    no   ;;peBHUM'B    naMHTHHKaMi.   uii   3aKOHo;iaTeJBCTBa"',    Xapi>ROBi> 

1888,  S.  152  ^^  vgl.  dazu  die  oben  S.  185,  Note  1  mitgeteilte  Anschauung 
von  Mrocek-Drozdovskij. 

2)  Kriminalrecht  S.  106;  dazu  Rozkov,  Abriß  S.  24  f. 

3)  Chrestomathie  I,  S.  3P,  37«. 
*)  Uebersicht  S.  317. 

^)  An  dieser  Stelle  III,  5  habe  ich  ubijstvo  mit  „Mord"  übersetzt, 
weil  es  im  Text  danach  heißt:  „wenn  jemand  einen  Mann  des  Fürsten 
im  Ueberfall  erschläß-t". 
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sätzliche  Tötung.  Die  Unterscheidung  zwischen  nichtvorsätzlicher 
und  vorsätzlicher  Tötung  findet  sich  nach  Vladimirskij-Buda- 
nov  in  der  ältesten  Redaktion  überhaupt  nicht  ^),  mit  einiger 
Unklarheit  rede  von  ihr  II,  1,  2,  vollkommen  deutlich  unter- 
scheide die  dritte  Redaktion  III,  6 — 10  diese  Begrifi'e;  sie 
unterscheide  nämlich  die  Tötung  „im  Streit  beim  Gelage  öfi*ent- 
lich"  III,  9  (wobei  die  Gemeinde  dem  Täter  bei  Bezahlung  des 
Wergeides  helfe)  und  die  Tötung  „im  Ueberfall  ohne  jeden 
Streit",  III,  10  (wobei  der  Täter  ausgeliefert  werde  und  die 
Gemeinde  nur  in  dem  Falle  für  ihn  zahle,  daß  sie  ihn  verberge 
und  dem  Fürsten  nicht  ausliefere).  Gerade  diese  Worte  von 
Vladimirskij-Budanov  erscheinen  mir  aber  als  Stütze  für  meine 
Unterscheidung  von  Totschlag  und  Mord  in  II,  1,  2,  wie  für 
meine  Ansicht,  daß  man  die  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion nicht  mit  denen  der  dritten  vermischen  darf.  Denn 
für  den  Totschlag  in  II,  1  haftet  eben  nach  dem  W^ortlaut  der 
Bestimmung  die  Gemeinde  nicht,  während  sie  das  nach  III,  9 
für  die  hier  auch  von  Vladimirskij-Budanov  angenommene  ein- 
fache Tötung,  die  er  von  dem  III,  10  gemeinten  Mord  unter- 
scheidet, wohl  tut.  Beim  Mord  dagegen  haftet  die  Gemeinde 
sowohl  nach  II,  2  wie  nach  III,  5  und  nach  Vladimirskij-Bu- 
danov in  gewissem  Falle  auch  nach  III,  10.  Eine  Weiter- 
entwicklung der  Rechtsbestimmungen  von  der  zweiten  zur 
dritten  Redaktion  scheint  mir  also  auch  hier  vorzuliegen,  wo  es 
sich  um  die  Haftung  der  Gemeinde  bei  Totschlag  handelt,  und 
darum  erscheint  mir  Erklärung  der  zweiten  Redaktion  aus  der 
dritten  für  untunlich. 

Sergeevic^)  gibt  an  einer  Stelle  den  Unterschied  der  Tö- 
tung „zum  Unrecht",  v  ohidu,  von  der 'Tötung  „im  Ueber- 
fall", V  razhoj,  zu,  behandelt  indes  kaum  die  Fälle  von  II,  1, 
2,  sondern  vorwiegend  die  entsprechenden  Bestimmungen  der 
dritten  Redaktion.    An  einer  anderen  Stelle  aber  identifiziert  er 

)   PasjiH^ie   HenpeÄyMHinjieHHaro   h   ^pe;^yMHI^JIeHHaro  yöiuoTBa  ne  yKasuBaeicji  Bt  ;ipe- 

BBifiraefi  üpaBAt;  siehe  dazu  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  388. 
')  Vorlesungen   S.  345  u.  408  f. 
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wieder  beide  Arten  der  Tötung,  wobei  er  ebenfalls  die  Bestim- 
mungen der  zweiten  und  dritten  Redaktion  durcheinander  ver- 
wertet und  noch  jüngeres  Quellenmaterial  zur  Erklärung  beizieht^ 
Er  sagt,  vom  Totschläger  „zum  Unrecht"  sei  dasselbe  gesagt,  wie 
von  dem,  der  sich  „zum  Ueberfall  stellt",  für  ihn  zahlen  die  Leute 
nicht;  aber  ersterer  Fall  steht  eben  in  der  zweiten  Redaktion 
II,  1,  letzterer  in  der  dritten  III,  10.  So  kommt  er  freilich 
zu  dem  Resultat:  „auf  Grund  dessen  denken  wir,  daß  der  Tot- 
schläger ,zum  Unrecht'  der  Totschläger  ,im  UeberfalP  ist,  der 
ohne  jeden  Streit,  des  Gewinnes  halber  [in  räuberischer  Ab- 
sicht] erschlägt." 

Die  Straf  summe  beträgt  80  Grivna  ^).  Das  ist  das 
Doppelte  der  in  der  ältesten  Redaktion  genannten  Totschlags- 
buße von  40  Grivna.  Eine  Strafe  in  der  Höhe  von  40  Grivna 
kennt,  wie  schon  oben  S.  20  bemerkt,  die  zweite  Redaktion 
überhaupt  nicht,  wir  treffen  sie  erst  in  der  dritten  Redaktion 
wieder  an.  Die  zweite  Redaktion  redet  nun  im  Gegensatz  zur 
ältesten,  wie  auch  zur  dritten  Redaktion  überhaupt  nicht  von 
den  gewöhnlichen  Leuten,  den  einfachen  Russen,  als  dem  Objekt 
der  Tötung,  sie  spricht  nur  von  fürstlichen  Gefolgschaftsleuten, 
als  deren  Hauptvertreter  eben  der  Ogniscanin  in  II,  1  —  3  ge- 
nannt wird,  dem  dann  noch  andere  Fürstenmannen  beigesellt 
und  gleichgestellt  werden.  So  legt  sich  wohl  da  mit  Grund 
die  Annahme  nahe,  daß  die  Verdoppelung  der  Totschlagsbuße 
bei  Tötung  eines  Gliedes  der  fürstliche  Druzina  eben  Ausdruck 
des  besonderen  Schutzes  ist,  den  der  Fürst  seinem  Gefolge,, 
seinen  Hausgenossen  in  verstärktem  Maße  angedeihen  lassen 
will.  Dieselbe  besondere  fürstliche  Vorsorge  für  die  Fürsten- 
mannen als  den  privilegierten  Stand  treffen  wir  dann  noch 
II,  14,  wo  auf  „Peinigung"  des  Ogniscanin,  Tiun  und  Schwert- 
trägers 12  Grivna,  also  sogar  die  vierfache  Strafe  gegenüber 
der    für    Peinigung    eines    Bauern    bestimmten    Summe    von 


^)  lieber  den  Geldwert   der  Grivna  und  ihrer  Unterteile  siehe  diese 
Zeitschrift  XXIV,  S.  307  ^ 
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3  Grivna  gesetzt  ist.  Erinnern  wir  uns  daran,  daß  mit  Vla- 
dimir (980 — 1015)  die  Einführung  staatlich  geregelter  Rechts- 
pflege in  Rußland  beginnt^),  ferner,  daß  wir  mit  der  zweiten 
Redaktion,  allgemein  gesprochen,  in  der  Zeit  von  und  nach 
Vladimir  stehen,  so  erscheint  es  durchaus  natürlich,  daß  der- 
artige besondere  Schutzbestimmungen  zugunsten  der  fürstlichen 
Gefolgschaft  erfolgen,  sie  sind  ein  begreifliches  Stück  fürst- 
licher Ordnung  und  immer  weiter  durchgeführter  Regelung 
der  Rechtspflege.  Besonderen  Schutz  für  die  fürstliche  Ge- 
folgschaft durch  erhöhte  Totschlagsbuße  trefi'en  wir  ja  auch 
in  den  germanischen  Volksrechten ^).  Und  daß  diese  in  Ruß- 
land schon  vor  und  zur  Zeit  Vladimirs  bekannt  wurden,  haben 
wir  ja  an  einigen  aus  ihnen  stammenden  Zusätzen  zum  ursprüng- 
lichen Bestand  der  ältesten  Redaktion  gesehen^).  Allerdings 
brauchen  wir  deshalb  aber  die  in  der  zweiten  Redaktion  gegen- 
über der  ältesten  sich  findende  Verdoppelung  der  Strafsumme 
nicht  auf  direkte  Beeinflussung  des  Russischen  Rechtes  durch 
das  Eindringen  germanischer  Rechtsbestimmungen  zurückzu- 
führen. Denn  —  wie  ich  früher  gesagt  habe"^)  —  „sobald 
einmal  der  Fürst  seit  Vladimir  die  Rechtspflege  an  sich  zog^ 
war  es  ein  ganz  natürlicher  Vorgang,  daß  er  die  Angehörigen 
seiner  Gefolgschaft,  seine  Beamten  als  die  sozial  höher  und 
ihm  näher  Stehenden  mit  besonderem  Schutze  umgab,  der  sich 
eben  in  der  Verdoppelung  der  Strafe  für  ihre  Ermordung  aus- 
drückte " . 

Die  Strafsumme  ist  in  II,  1  noch  nicht  näher  mit 
Namen  bezeichnet,  erst  in  II,  2  finden  wir  die  Bezeichnung 
Wergeid  für  sie  und  zwar  nicht  das  Substantivum  vira,  Wer- 
geid, sondern  das  Adjektivum  virnoe;  das  Substantivum  vira 
treffen  wir  erst  am  Schluß  der  zweiten  Redaktion,  II,  24  in 
der  Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann,  den  virniJc.   War- 

1)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  433  f.,  §  11,  die  Rechtsreform  Vladimirs. 

2)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  501. 

3)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  865,  377,  378,  505. 
*)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  501,  452. 
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um  nicht  schon  in  II,  1  der  Name  rira  selbst  steht,  wird 
schwer  zu  saf]jen  sein.  Es  wird  wohl  nichts  anderes  übriof 
bleiben,  als  hier  einen  Zufall  anzunehmen. 

Der  Erleger  der  Strafsumme  ist  nach  den  klaren 
Worten  von  II,  1  der  Täter,  mit  dem  wohl  seine  Familie  mit- 
zahlen mußte.  Ausdrücklich  sind  die  „Leute"  von  der  Haftung 
für  die  Bezahlung  der  Summe  ausgenommen,  sie  „haben  es 
nicht  nötig"   [mit  zu  bezahlen]  ^). 

Daß  das  Wort  „Leute",  Ijudi^  die  Gemeinde  des  Täters 
bedeutet,  die  wir  sonst,  so  gleich  II,  2  und  in  den  Parallel- 
stellen der  dritten  Redaktion  III,  5,  6,  7  als  Gemeinde,  verv, 
ausdrücklich  bezeichnet  finden,  darf  wohl  ohne  weiteres  als 
sicher  angenommen  werden;  wir  treffen  auch  in  der  unserer 
Bestimmung  einigermaßen  verwandten  Stelle  III,  10  dieselbe 
Wendung:   „die  Leute  bezahlen  nicht"  ^). 

Der  Empfänger  der  Strafsumme  ist  jedenfalls  der- 
jenige, der  das  Wergeid,  vira,  das  hier  gemeint  ist,  wenn 
dieses  Wort  sich  auch  erst  in  II,  2  findet,  erhält;  ich  werde 
daher  diese  Frage  bei  der  Erläuterung  der  nächsten  Bestim- 
mung II,  2  behandeln. 

Der  Charakter  dieser  Strafsumme  von  80  Grivna, 
ob   sie  gewohnheitsrechtlich   feststehender  Privatersatz  wie    in 


^)  Zur  Bedeutung  von  ne  Ha^oei  siehe  das  von  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  1885,  S.  210  f.  angeführte  Material. 

^)  So  schon  Neumann  bei  J.  Ph.  G.  Ewers,  Studien  zur  gründlichen 
Kenntnis  der  Vorzeit  Rußlands,  mitgeteilt  von,  Dorpat  1830,  S.  63:  „es 
scheint,  daß  unter  diesem  Ausdruck  [Leute]  die  Einwohner  des  Bezirks 
verstanden  wurden,  in  welchem  der  Mörder  wohnte',  das  Wort  „Leute*, 
im  Sinne  von  freien  Leuten,  treffen  wir  im  Russischen  Recht  manchmal 
für  Zeugen,  so  II  19,  III  51,  91,  92,  93,  (102),  113,  129,  137,  den  Singular 
Ijudin  III,  5  als  „gemeinen  Mann"  im  Gegensatz  zum  Fürstenmann,  ähn- 
lich Leute  in  allgemeiner  Bedeutung  III,  157,  158,  auf  die  Fürstenmannen 
bezieht  sich  wohl  III,  119  die  Ueberschrift :  vom  Nachlaß  der  Bojaren 
und  der  (Für8ten)Leute,  siehe  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
1885,  S.  194,  ausführlicher  derselbe,  Beilagen  1886,  S.  79  f..  o  cjob*  jwai^ 
(jioÄHni)  und  Rozkov,  Abriß  S.  276 
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der  ältesten  Redaktion  sei,  oder  fürstlicherseits  verhängte 
Strafe,  wird  später  im  Zusammenhang  mit  der  Untersuchung 
des  ganzen  Charakters  der  in  der  zweiten  Redaktion  festgesetzten 
Geldsummen  in  §   16  zu  besprechen  sein. 

Unsere  Bestimmung  II,  1  schließt  mit  den  Worten:  „aber 
für  einen  fürstlichen  Boten  ^)  80  Grivna".  Dem  Ogniscanin 
ist  also  hier  der  Bote  beigefügt,  als  jemand,  dessen  Tötung  mit 
der  gleichen  Strafsumme  wie  die  Tötung  des  Ogniscanin  zu 
sühnen  ist,  ähnlich  wie  gleich  danach  in  II,  3  dem  Ogniscanin 
der  Tiun  zugesellt  ist.  Jedenfalls  ist  mit  dem  „Boten",  ez- 
dovoj,  podesdnyj^  ein  fürstlicher  Beamter,  ein  Mitglied  der 
fürstlichen  Gefolgschaft  gemeint;  das  legt  seine  Einreihung 
hier  nach  dem  Ogniscanin,  sowie  die  Höhe  der  Strafsumme 
nahe.  Er  ist  nur  hier  im  Russischen  Recht  genannt.  Was 
er  eigentlich  sei,  welches  sein  Amt  war,  darüber  gehen  die 
Meinungen  auseinander.  Ewers  ^)  übersetzte  podezdnyj  mit 
dem  etwas  neutralen  Wort  „fürstlicher  Bote";  Neumann ^) 
setzte  dafür  „fürstlicher  Folgemann,  d.  h.  einer  aus  dem  Ge- 
folge des  Fürsten".  Lange ^)  weiß  nicht  anzugeben,  worin 
das  Amt  des  podezdnyj  bestand.  Es  scheint  Lange  wahr- 
scheinlich, daß  es  Bezug  hatte  zur  fürstlichen  Jagd,  nach 
jüngeren  Quellen  denkt  er  auch  an  einen  Führer  von  Reko- 
gnoszierungstruppen; von  einem  Beamten  der  fürstlichen  Jagd, 
vom  podezdnyj  etwa  als  Oberjägermeister  spricht  auch  Rozkov  ^). 
Mrocek-Drozdovskij^)  hat  wiederum  die  Vermutung,  der  po- 
dezdnyj sei  ein  Militär  zur  Auskundschaftung  und  Beobach- 
tung des  Feindes,    In  dieser  Bedeutung  von  Kundschafter  führt 

*)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  4  liest  mit  der  Handschrift  der  Archäo- 
graphischen  Kommission  a  ei,  esAOBoaii,  Kalacov,  Einleitung  S.  181  §  LXXVI 
mit  der  Akademiehaiidschrift  a  b'b  no^ttts^iHOMi,. 

2}  Recht  der  Russen  S.  306  und  310  ^ 

^)  In  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  57  und  65  ^ 

^)  Kriminalrecht  S.  81. 

)  Rozkov,  N. ,  Uebersicht:  Oösopt  PyccKofi  HCTOpia  cl  coi^ioJiorHqecKoft  TO^KH 
spiHifl  ,  MocKBa  1905,   S.  85:    naqajiBHHKOMi  KHaHcecKOH  oxoth, 

^)  Untersuchungen  1885,  S.  231. 

Zeltschrift  für  vergleichende  Rechtawisseuschuft.     XXVI   Bund.  13 
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Sreznevskij  ^)  das  Wort  podesd'cik  an ,  versieht  seine  Erklä- 
rung allerdings  mit  einem  Fragezeichen.  Zu  unserer  Stelle 
II,  1  selbst  gibt  Sreznevskij  keine  Erklärung  bzw.  Uebersetzung 
von  podl'zdnyj,  er  verzeichnet  und  belegt  mit  Stellen  das 
Neutrum  podezd'noe  als  eine  Handelsabgabe,  das  Substantivum 
podczd  ähnlich  als  Abgabe,  die  für  die  Hierarchie  vom  Klerus 
eingetrieben  wurde  und  davon  abgeleitet  podezd'cih  auch  als 
Erheber  dieser  letzteren  Abgabe. 

In  jüngerer  Zeit  russischer  Gerichtsorgauisation  treffen 
wir  unter  dem  Gerichtspersonal  allerdings  einen  Boten.  So 
finden  wir  einen  ezdolc  z.  B.  im  Gerichtsbuch,  Sudebnik^ 
des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550  ^),  freilich  als  niederen 
Beamten,  als  Unterorgan  des  Aufsehers,  pristav^  des  Wochen- 
dieners des  Gerichts,  nedetscik^  der  sich  bis  sieben  solcher 
Boten  als  Gehilfen  halten  durfte.  Das  erste  Litauische  Statut 
von  1529  kennt  einen  ezdoJc  als  Grenzrichter,  der  sich  zur 
Entscheidung  von  Landstreitigkeiten  auf  Reisen  begibt^). 

Außerdem  haben  wir  im  Gesetzbuch,  Zakonik,  des  serbi- 
schen Garen  Stephan  Dusan  (1349  und  1354)  eine  Bestimmung, 
die  von  Ermordung  eines  Gerichtsboten  handelt:  „wer  einen 
Gerichtsboten  oder  Aufseher  (pristav)  erschlagen  hat,  der 
werde  ergriffen  und  alles  von  ihm  genommen,  was  er  hat"  ^). 


^)  Materialien  II,  Sp.  1072  f. 

^)  Siehe  z.  B.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II  (4.  Aufl.  Kiev 
1901),    S.  127,   §  21    und   S.  141,   §  47;    Lange,   K.,   Gerichtsverfahren, 

JXpeBHee  PyccKoe  VroJiOBHoe  CyAonpoHSBOACTBO  (XIV,  XV,  XVI  u  ho.iobhhh  XVII  siKOBi.), 

C.  neTepöypri,   1884,  S.  56;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  590. 

^)  JiHTOBCKifi  CTaxyTt  1529  r.  Po3ji.  VIII,  4:  Tea;  ycTaB-iaewt ,  kojh  6h  cysia 
a6o  es^OKt  ox  npasa  BHCjanufi  öh-it.  Ha  po3'i>e3;i'B :  xor^H  xox  cy^Ba  aöo  e3;^0K'b 
OHyio  cxopoHy,    Koxopaa  JienmHe  h  SHaKOMHxinöe  npHBu.ia  ii  .iiicxu,    u  osaKH,    a6o  Koni^u,  a<5a 

rpaHu  BSKaatyi,   öy^exB  noBUHCH  Ky  AOBOAy  npunycxiixii,    bei   Jirecek ,   Herrn.:    Svod 
Zäkonüv  Slovanskych,  V  Praze  1880,  S.  187,  vgl.  Horbacevskij,  N. :   Cjosaps 

ApeBHaro  aKxoBaro  aauKa  ciBepo-3anaAHaro  Kpaa  h  napcxBa  noaBCKaro,  BiLitaa  1874,   S.  126. 
*)   Novakovic,    St.:   3aK0HHK  Cxe(|)aHa  JlymaHa,  V  BeorpaAy   1898,   S.  82,   §  107; 

Zigel',  Th. :  SaKOHHHKi.  Cxe(t)aHa  jyraaHa,  C.  üexepöypri.  1872,  S.  60,  aber  Variante 
S.  61V     Im    allgemeinen    vgl.    zu   Dusans  Gesetz   L.  Markowic:    Dusans 
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Es  wäre  also  doch  wohl  möglich,  in  dem  Boten  von  II,  1 
eine  Gerichtsperson  zu  sehen,  wenn  auch  bei  der  Strafsumme  von 
80  Grivna  nicht  gerade  eine  so  untergeordnete,  wie  wir  sie 
im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Yasil'evic  IV  treffen,  da  wir 
eben  auch  im  Gesetzbuch  des  Garen  Stephan  Dusan  eine 
spezielle  Bestimmung  zum  Schutz  eines  Gerichtsbeamten  finden. 
Wie  wir  II,  1  neben  dem  Ogniscanin  den  Boten  beigefügt 
sehen ,  so  ist  ja  in  II,  3  dem  Ogniscanin  der  Tiun  zugesellt. 
Der  Tiun  war  aber,  wie  wir  sehen  werden,  vielfach  auch  fürst- 
licher Richter.  Auch  das  würde  dafür  sprechen,  den  Boten 
von  II,  1  als  eine  Gerichtsperson  aufzufassen.  Sicheres  wird 
sich  indes  hier  kaum  festellen  lassen. 

Die  folgende  Bestimmung^)  II,  2  behandelt  dann  den 
zweiten  Fall  der  strafbaren  Tötung  eines  fürstlichen  Gefolgs- 
mannes, die  Tötung  „im  Ueberfall",  v  razhoj,  also  den  Mord 
im  Gegensatz  zur  Tötung  „zum  Unrecht",  v  ohidu,  den  ein- 
fachen Totschlag  von  II,   1. 

Hier  in  II,  1  ist  also  die  Rede  von  der  Gemeinde,  verv'^), 
und   ihrer  Beteiligung  an  der  Sühnung   des  Verbrechens.     Es 


Gesetz  in  Zeitschrift  für  vergleich.  Rechtswissenschaft,  herausgeg.  von 
Bernhöft,  Cohn,  Kohler,   Stuttgart  1909,   Bd.  XXII,  Heft  1,  S.  129-139. 

^)  Der  Zusammenhang  zwischen  11,  1  und  II,  2  ist  in  der  Ausgabe 
von  Sergeevic  hergestellt  durch  das  verbindende  Wort  »e,  nach  Srez- 
nevskij,  Materialien  I,  Sp.  847  =  Zk,  in  der  von  Kalacov,  Einleitung  S.  185, 
§  LXXXVIII  benutzten  Akademiehandschrift  durch  a  nace.  Die  beiden  Hand- 
schriften weisen  noch  eine  weitere  Differenz  auf:  die  Handschrift  der 
Archäographischen  Kommission  bei  Sergeevic  liest  a  yeiftua  ne  Haumyit,  die 
Akademiehandschrift  von  Kalacov  dagegen:  u.ih  yöifiua  He  amyiB.  Zum  Sinn 
der  ganzen  Bestimmung  paßt  besser  die  erstere  Lesart  a  =  aber,  und; 
dieses  Wort  a  =  aber,  und  steht  auch  in  der  Parallelstelle  zu  II,  2  näm- 
lich in  III,  5  a  ro.ioBHHKa  ne  Hmroit.  Vladimirskij-ßudanov,  Chrestomathie  I, 
S.  31  ^  der  ja  die  Akademiehandschrift  abdruckt,  schlägt  darum  selbst 
vor,  statt  HJiii  —  H  =  und  zu  lesen. 

2)  Das  Wort  Gemeinde,  verv',  ist  in  der  Parallelstelle,  III,  .5,  deutlich 
enthalten,  in  den  Handschriften  der  zweiten  Redaktion  ist  es  entstellt  in 
BH.  p.  H.,  oder  BtpHOH,  oder  supa  —  siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  185, 
§  LXXXVIII  —  oder  BtpHtH  —  siehe  Sergeevic  Ausgabe  S.  4. 
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wird  darüber  dreierlei  ausgesagt:  diejenige  Gemeinde  haftet 
für  den  Täter,  in  der  der  Kopf  des  Ermordeten  liegt,  sie  muß 
den  Verbrecher  ausfindig  macheu,  sie  muß  eventuell  das  Wer- 
geid bezahlen. 

Das  Wort  verv\  das  wir  nur  im  Russischen  Recht  treffen, 
habe  ich  mit  „Gemeinde"  übersetzt.  Ich  brauche  hier  nicht 
näher  auf  die  besonders  zahlreichen  Untersuchungen  einzugehen, 
die  die  russischen  Forscher  angestellt  haben,  sowohl  über  den 
Ursprung  dieses  Wortes  verv,  wie  über  die  Herkunft  der  ganzen 
Institution  der  Gemeindehaftung,  der  Gesamtbürgschaft  in 
Rußland,  ob  sie  slavisch  oder  germanisch  sei^),  ob  sie  aus  der 
Familiengemeinde  etwa  hervorgegangen  sei  ^)  oder  ob  sie  eine 
fürstliche  Einrichtung  sei  ^)  u.  dgl.  Hier  für  uns  fragt  es  sich 
nur,  was  ist  verv\  und  da  kann  man  als  allgemein  geltend 
gewordene  Anschauung  die  angeben,  daß  vcrv  eine  terri- 
toriale Einheit  bezeichne,  zugleich  die  kleinste  administra- 
tive Einheit  des  Landes"*),  also  was  wir  Gemeinde  nennen, 
was  die  älteste  Redaktion  I,  17  mit  mir  der  althergebrachten 
russischen    Bezeichnung   für    Dorfgemeinde,   im  Gegensatz   zu 


^)  Siehe  darüber  besonders  die  Zusammenstellung  der  verschiedenen 
Meinungen  bei  Sobestianskij,  Gesamtbürgschaft  S.  114  f.;  ferner  Pavlov- 
Sil'vanskij,  Werke  III,  S.  99f.;  Vedrov,  Geldstrafen  S.  92  f.  Djoritsch,  S., 
Die  strafrechtliche  Gesamthaftung  im  slavischen  Rechte  in  Zeitschrift  für 
vergleich.  Rechtswissenschaft,  herausgeg.  von  Bernhöft,  Cohn,  Kohler, 
Stuttgart  1910,  Bd.  XXIII,  1.  Heft,  S.  261-275. 

^)  So  besonders  Th.  J.  Leontovic :  0  anaHeHiu  Bepsn  no  Ptcckou  ITpaBA*  H 
IlojiHpKOMy  cxaxyxy  ii.  t.  a«  in  JKypHajit  Mhhuct.  Hapo^H.  üpocB-tm.  1867,  Aprilheft  Und 
derselbe   ebenda  1874:   SaÄpyatHO  oßmHHHHfl  lapaKiep^  nojHTHiecKaro  ÖBiTa  ÄpeBHefi  PycH; 

Sobestianskij,  Gesamtbürgschaft  S.  116. 

^)  So  Grycko  :  Y^aciie  o6imiHbi  bt.  cyA*  no  PyccKofi  üpaBA*  iu  Ka.ia'iOB'B ,  H. : 
ApxHBt  HCTopHiecKuxT.  u  npaKTü^GCKHX'B  CBi;;'feHifi ,  OTHOcamuxcH  AO  Pocciu,  KHnra  naiaa, 
C.  nexepöypri.  1863,   S.  156. 

*)  So  Sobestianskij,   Gesamtbürgschaft  S.  117:  Bjr.iaAi.  na  BepsB  PyccKoft 

IIpaBAH ,    KaKi    Ha    coh)3t>    xeppiixopiajbHHil,    mohcho    CMUTaxb    oKOHHaxejBHO    ycxa- 
HOBHBmuMCH  B'B  Hameft  JtHxepaxypt ;   Rozkov,  N.  A  :   FopoA'B  u  Jl^epeBHa  bi  PyccKofl  IIcxopiK  3, 

MocKBa  1904,  S.  12;    Sergeevic,  Vorlesungen  S.  246:  PycoKaa  npaB^a  b^  cMucjit 

RAMHHHCXpaXHBHOH    eAHHHUU    ynoMHHaexT.    BepBB. 
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der  in  der  dritten  Redaktion  III,  40,  an  der  Parallelstelle  zu  I,  17, 
auftretenden  Stadt,  gorod,  ausdrückt^),  was  einfacher  in  II,  1 
und  III,  10  mit  „Leute"  —  siehe  oben  S.  192  —  gegeben  ist. 
Was  nun  den  Umfang  der  Haftung  der  Gemeinde 
angebt,  so  ist  er  in  der  dritten  Redaktion  in  größerem  Maße 
als  in  der  zweiten  geschildert^),  ich  beschränke  mich  aber  absicht- 
lich auch  hier  auf  das  uns  in  der  zweiten  Redaktion  dargebotene, 
eben  S.  196  kurz  in  allgemeinen  Zügen  angegebene  Material. 
Ich  habe  übersetzt:  „wenn  [die  Gemeinde]  den  Mörder  nicht 
ausfindig  macht"  ^).  Man  kann  indes  fragen,  haftet  die  Ge- 
meinde, wenn  sie  den  Täter  nicht  aufsucht,  oder  zahlt  sie, 
wenn  sie  ihn  nicht  auffindet.  Die  verbreitetere  Meinung  ist 
die:  die  Gemeinde  haftet,  wenn  sie  den  Täter  nicht  auffindet'^). 


*)  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  216;    Pavlov-Sil'vanskij ,    Werke  III, 

S,  85  f.,  88t  ciBepHaa  BOJiocTL-oömHHa  XV  Bina  SHaKOMHit  Hact  cl  jtpeBHHMt 
norocTOMt  oöjacm  HoBropoÄCKoft  h  et  BepsBio  h)3Khoh  KieBCKofi  seMJiH.  3to  ,  no  Bceß 
BHÄHMOCTH,  TpH  pasHHXt  HasBaHifl  ]i,ÄK  OAHoro  H  Toro  ate  y^pe^Äenia  —  Jiipa;  Hrusevs'kyj,  M. : 

Geschichte  des  Ukrainischen  (Ruthenischen)  Volkes,  Leipzig  1906,  I,  S.  368: 
Der  Dorfgruppe  der  Familiengehöfte  entspricht  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  die  Gemeinde  der  Ruskaja  Pravda  —  vervi ;  Jasinskij,  M.  N. :  Ce^o 
H  BepBB  PyccKofi  EpaBAH  im  Sammelband  zu  Ehren  von  N.  P.  Daskevic,  Eranos, 
1906,  S.  297;  vgl.  auch  Zagoskin,  Kurs  S.  129. 

^)  Siehe  bei  Goetz  I,  S.  279  f.  die  systematische  Uebersicht  über 
den  Inhalt  des  Russischen  Rechtes,  s.  v.  Gemeinde. 

^)  So  nach  dem  Text  von  Sergeevic,  Ausgabe  S.  4:  a  y6il^^a  He 
HSHmyxi,;  Kalacov,  Einleitung  S.  185,  §  LXXXVIII ,  hat  u.ih  —  siehe  dazu 
oben  S.  195,  Note  1  —  yöißua  He  nmyTt  und  führt  die  Variante  an:  ne  ctimyri, 
in  der  Parallelstelle  III,  5  liest  Sergeevic  mit  der  Troicky-Handschrift : 
He  Ho^oTB,  so  auch  Kalacov  a.  a.  0.,  mit  den  Varianten:  ne  niuyit,  ne  Hsamyit. 

^)  Pavlov-Sirvanskij,  Werke  III,  S.  57,  führt  aus  Quellen,  die  aller- 
dings jünger  sind  als  das  Russische  Recht,  Stellen  an,  nach  denen  un- 
zweifelhaft die  Strafe  bezahlt  werden  muß,  wenn  der  Täter  von  der  für 
ihn  haftenden  Gemeinde  nicht  aufgefunden  wird.  Die  betreffenden  sind 
zur  Zahlung  verpflichtet,  wenn  sie:  „ne  Äoani,yTca  Äy^Ie^y6^a" ;  an  einer  anderen 
Stelle    heißt    es:     „a  oöMmyit  Toro  öea-b  XHTpocTH,  HHo  Bt  Towh  BipH  H  npo^aiDH  Hixi."  ; 

freilich  könnte  man  diese  Stelle  so  auffassen,  daß  es  hauptsächlich  auf 
den  Nachweis  ankommt,  daß  die  betreffenden  ehrlich,  ohne  allen  Hinter- 
halt, mit  vollem  guten  Willen  den  Schuldigen  gesucht  haben.   Sei  dieser 
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Die  umgekehrte  Meinung,  daß  die  Gemeinde  nur  dann 
haftet,  wenn  sie  den  Täter  nicht  aufsucht,  vertritt  besonders 
Maxiraejko^).  Die  Annahme  der  entgegengesetzten  Anschauung 
—  meint  er  —  würde  zu  der  Ansicht  führen,  daß  das  Rus- 
sische Recht  noch  nicht  zu  der  Stufe  der  Erkenntnis  gelangt 
sei,  daß  nur  der  Schuldige  verantwortlich  ist.  Die  Behaup- 
tung,  die  Gemeinde  hafte,  wenn  sie  den  Täter  nicht  auf- 
finde, verpflichte  die  Gemeinde,  für  den  Verbrecher  zu  be- 
zahlen, unabhängig  davon,  ob  die  Gemeinde  ihn  verbarg  oder 
nicht,  und  so  verletze  die  Meinung  das  grundlegende  Rechts- 
prinzip, daß  man  nur  für  eine  Schuld  verantwortlich  sei. 
Maximejko  behauptet,  das  Russische  Recht  spreche  nur  von 
der  Verpflichtung  der  Gemeinde,  den  Täter  aufzusuchen, 
nicht  ihn  aufzufinden.  Die  Gemeinde  mußte  nach  ihm  nur 
dann  haften,  wenn  sie  sich  weigerte,   den  Täter   ausfindig  zu 


gute  Wille  erfolglos  geblieben,  hätten  sie  den  Täter  nicht  gefunden 
—  könnte  man  dann  weiter  argumentieren  —  so  seien  sie  nicht  haftbar. 
Vollends   klar  vom  auffinden  des  Täters  spricht  eine  S.  99  mitgeteilte 

Stelle:    o»e    yqnHHTCa  BHpa,    ^;^'fe    Koro   yienyT'B,  hh4  ;^yme^y6^a  asHmyix;    a  hg  Hafi^yT'B 

flynieryöua,  nni  nanjTh  HaMicTHHKOMi  flecait  pyöjieB'i.   Sergeevic,  Vorlesungen  S.  389 

sagt :   oömHHa  njaxnjia  eme  bi  tom-b  cjy^ai^  Kor^a  bhhobhhu  bi  ySificTBi  na  pasöoi  He  6h.tb 

oTHCKaHt.  Mit  Garbell,  A. :  Das  Russische  Zeitwort,  Berlin,  St.  Peters- 
burg 1901,  S.  124,  übersetze  ich  hier  oiHCKaiB  mit  auffinden  im  Gegen- 
satz zu  anderen  Wörterbüchern,  die  „aufsuchen"  bieten.  Aehnlich  urteilt 
auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  37  ^  und  38  ^**  und  erklärt 
ebenda  I,  S.  223^^  in  demselben  Sinn  eine  jüngere  Urkunde.  Sobestianskij, 
Gesamtbürgschaft  S.  119,  sagt  ganz  deutlich:  wenn  die  Gemeinde  den 
Mörder  auffand,  war  sie  von  jeder  Zahlung  befreit.  Für  die  Auffassung, 
daß  die  Gemeinde  zahlen  muß,  wenn  sie  den  Täter  nicht  auffindet, 
spricht  eine  allerdings  nicht  russische  Stelle  aus  dem  Privilegium  eccle- 
siasticorura  des  Königs  Ottokar  I.  von  Böhmen  vom  Jahre  1222  für  die 
Prager  Kirchen  und  Klöster:  hanc  autem  poenam  alleviare  volumus,  qua 
quaudo  quis  interficiebatur  in  aliqua  villa  et  interfector  non  capie- 
batur,  quilibet  rusticus  in  CG  denariis  condempnari  solebat;  nunc  nos 
mitius  agentes  cum  eis,  volumus  ut  tota  villa  in  CG  denariis  condempnetur. 
Bei  Jirecek,  Svod  Zakonuv  S.  497  ^\ 

^)   Maximejko,   N.   N. :    MHUMue  apxansMU  yroJOBnaro  npaBa  PycCKofi  IIpaBAu  in 

BicTHHKt  llpana  1905,  März- April,  Aprilheft  S.  145  f. 
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machen,  d.  b.  ihn  zu  suchen.  Suchte  sie  ihn  und  fand  ihn 
nicht,  so  trug  sie  keine  Verantwortlichkeit  für  ihn.  So  werde 
im  Russischen  Recht  der  Grundsatz  festgehalten,  daß  die 
Strafe  nur  den  Schuldigen  treffe^).  Maximejko  kann  sich  zur 
Stützung  seiner  Behauptung  auf  einige  Stellen  der  dritten  Re- 
daktion berufen,  in  denen  in  einem  gegenüber  der  zweiten 
Redaktion  erweiterten  Umfang  von  der  Haftung  der  Gemeinde 
auch  bei  Wilddieberei  und  Diebstahl  die  Rede  ist.  Wir  lesen 
III,  95:  „wenn  die  Erde  zertreten  ist,  oder  ein  Anzeichen 
(von  etwas)  mit  dem  [ein  Tier]  gefangen  wurde,  oder  ein 
Netz  (vorhanden  ist),  dann  sucht  die  Gemeinde  den  Dieb  oder 
zahlt  Strafe";  und  ferner  III,  102:  „Wenn  der  Dieb  nicht  da 
(ertappt)  ist,  dann  folgt  man  der  Spur.  Ist  eine  Spur  vor- 
handen, entweder  zu  einem  Dorf  oder  zu  einer  (Einkehr)  Sta- 
tion und  sie  [die  Gemeinde]  suchen  die  Spur  nicht  von  sich 
weg,  gehen  nicht  auf  die  (Verfolgung  der)  Spur  oder  machen 
sich  frei  von  ihr,  so  zahlen  sie  den  Diebstahl(ersatz)  und  die 
Strafe,  aber  die  Spur  verfolgt  man  mit  fremden  Leuten  und  mit 
Zeugen.  Wenn  man  die  Spur  auf  einer  Hauptstraße  verliert, 
und  ein  Dorf  ist  nicht  da,  oder  an  einem  öden  Ort,  wo  weder 
Dorf  noch  Leute  sind,  dann  zahlt  man  weder  Strafe  noch 
Diebstahl(ersatz)"  ^).     Da  ich  hier  Maximejkos  Gedankengang 


^)  Maximejko,  a.  a.  0.,  stützt  sich  für  diesen  Beweis  vor  allem 
darauf,  daß  III,  5  stehe  a  rojioBHHKa  ne  amyit,  die  Lesart:  a  rojioBHiiKa  ne 
H3BiDnyT'B  finde  sich  nicht  in  den  beiden  Handschriften.  Siehe  dazu  aber 
S.  197  Note  3,  wo  gerade  für  II,  2  Sergeevic,  Ausgabe  S.  4  bietet:  a  y6ifi^a 
ne  nstimyit.  Aber  mit  diesem  Beweis,  der  ohnehin  etwas  unsicher  ist,  kann 
man  allein  nicht  auskommen.  Durchschlagender  ist,  was  Maximejko 
über  die  verwandten  Stellen  aus  der  dritten  Redaktion  weiter  sagt,  und 
was  ich  oben  im  Text  nun  anführe. 

^)  Bei  der  Stelle  III,  95  liest  Sergeevic,  Ausgabe  S.  18,  wie  Kalacov, 
Einleitung  S.  217,  §  CXXIX  und  mit  ihm  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  64  (Karamzinhandschrift  §  80):  to  no  BepBii  iicKaiu  (kt,  ce6i)  Tax«; 
Maximejko  betont  mit  Recht,  daß  Vladimirskij-Budanov  ebenda  Note  111 
über  den  Wortlaut  der  Stelle  hinausgeht,  wenn  er  die  Gemeinde  für 
verpflichtet   erklärt,   den  Dieb    bei  sich  zu  finden:   to  bgpbb  oöaaaHa  Haaia 

cpe^H    ceöa    BOpa ;    b^    npoTuiiHOMi>    ciynat    njaxiixt    npo^asy.       Der    Text    sagt     klar : 
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wiedergebe,  darf  ich  in  diesem  Fall  mit  Maximejko  zur  Er- 
klärung der  zweiten  Redaktion  entsprechende  Stellen  der  dritten 
herbeiziehen.  Maximejko  betont  schließlich,  da  die  Stellen, 
III,  95  und  102  ja  nicht  von  Totschlag,  sondern  von  Dieb- 
stahl handeln,  daß  die  Grundsätze  für  Haftung  der  Gemeinde 
bei  Tötung  und  Diebstahl  die  gleichen  gewesen  seien.  Ein 
Argument  gegen  diese  Behauptung  und  für  die  Annahme,  daß 
die  Gemeinde  bei  Tötung  haftet,  wenn  sie  den  Täter  nicht 
findet,  bei  Diebstahl  nach  dem  klaren  Wortlaut  der  Stelle- 
III,  95,  102  dagegen,  wenn  sie  ihn  nicht  sucht,  würde  sich 
aus  dem  Russischen  Recht  schwerlich   beibringen  lassen. 

Trotz  meiner  Uebersetzung  von  11,  2,  „wenn  [die  Ge- 
meinde] den  Mörder  nicht  ausfindig  macht",  neige  ich  doch 
mehr  zu  der  Anschauung,  daß  die  Gemeinde  haftet,  wenn  sie- 
den Täter  nicht  sucht,  daß  sie  aber  nicht  dafür  verantwort- 
lich gemacht  werden  kann,  wenn  sie  ihn  nicht  findet.  Ab- 
solut klar  ist  mir  aber  die  Frage,  trotz  der  vernünftigen 
Argumente  von  Maximejko,  doch  nicht,  und  darum  lasse  ich 
meine  bisherige  Uebersetzung^). 


entweder  den  Dieb  suchen,  oder  zahlen,  also,  argumentiert  Maximejka 
richtig,  zahlt  die  Gemeinde  nur  dann ,  wenn  sie  sich  weigert  zu  suchen. 
Varianten  zu  diesem  Text  verzeichnet  übrigens  Kalacov  a.  a.  0.  keine.. 
In  der  zweiten  Beweisstelle  Maximejkos,  III,  102,  treffen  wir  zwar  nicht 
das  Verbum  HCKaTi.,  suchen,  das  den  Gegensatz  zu  „finden"  am  klarsten 
ausdrückt,  aber  sachlich  ist  dasselbe  wie  III,  95  gemeint.  Sergeevic,. 
Ausgabe  S.  19,  wie  Kalacov,  a.  a.  0.  Einleitung  S.  218,  §  CXXX,  bieten 
in  den  Hauptstellen  dieselben  Worte :  ne  öyseiL  .ih  xaia,  lo  no  ciiAy  aeHyiB^ 

oate  ßy^eTi  cJiiÄi>  Kt  cejiy  ujia  Kt  lOBapy,  a  He  oicoiaiB  oti.  ceöa  cii^y  u  hu  Il;^yTBHa 
CÄ'kfl.'h,    üjia  OTÖtiOTCa,    lO  xiMi  njiaTUTH  u  laxBÖa  ii  npo^a^a  ii.  x.  ;^.    Auch   nach    dieser 

Stelle  also  ist  die  betreffende  Gemeinde  nur  dann  verantwortlich,  wenn 
sie  den  Täter  nicht  sucht;  die  Tatsache  allein,  daß  der  Täter  nicht  zu 
finden  ist,  hat  nach  Maximejko  keine  Straffolge  für  die  Gemeinde. 

^)  Auch  für  diese  Meinung,  daß  die  Gemeinde  haftet,  wenn  sie  nicht 
sucht,  daß  aber  ihre  Verantwortlichkeit  sich  nicht  darauf  erstreckt, 
den  Täter  zu  finden,  lassen  sich  Stellen  außerhalb  des  Russischen  Rechts 
anführen.  So  vor  allem  aus  den  Statuta  Juris  Armenici  von  1519,  bei 
0.  Balzer:  Corpus  Juris  Polonici,   Cracoviae   1906,    III,  445,   N.  58  (tJS)  i 
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Die  Haftung  für  die  Tat  obliegt  also  derjenigen  Ge- 
meinde, „in  der  der  Kopf  liegt".  Der  Kopf,  golova,  be- 
deutet hier  so  viel  wie  der  Erschlagene  selbst.  Aehnlich 
finden  wir  im  Russischen  Recht  die  Worte  und  Wendungen 
golovniJc  =  der  Mörder  in  III,  5,  6,  7,  8;  golovnicestvo  —  das 
Kopfgeld,  d.  h.  die  außer  der  Strafe  zu  zahlende  Ersatzsumme 
III,  8;  golovoju  Uepati  =  auf  den  Kopf  klagen,  d.  h.  auf  Mord 
klagen  III,  22  i). 

de  homine  occiso,  invento  in  alicuius  granicie.  Si  in  aheuius  granicie 
vel  campo  inventus  fuerit  homo  occisus,  et  ignorabitur  homicida,  tunc 
iudex  cum  senioribus  civitatis,  cui  ille  locus  magis  adiacebit,  debent 
revidere,  ad  cuius  graniciem  pertinet  propinquius  ille  locus,  et  in  cuius 
civitatis  districtu  fuerit.  Si  vero  homicidam  non  invenerint,  qui 
interfecit  praedictum  hominem,  tunc  pro  capite  illitis  hominis  occisi 
nullus  aliquid  pati  debet,  sed  illius  interempti  propinqui  et  cousanguinei 
debebunt  inquirere  culpabilem  homicidii,  quem  si  invenerint,  talis  homo 
mortalis  est,  qui  occidit.  Diese  Bestimmung  selbst  beruht  auf  dem  alt- 
armenischen Recht,  dem  Datastanagirk'  von  Mychithar  Gösch,  siehe 
Balzer,  0. :  Statut  Ormianski  V7  zatwierdzeniu  Zygmunta  I,  z.  r.  1519  (in 
Studya  nad  Historya  Prawa  Polskiego  wydawane  pod  redakcya  Oswalda 
Balzera  Tom  IV,  Zeszyt  2)  w^e  Lwowie  1910,  S.  81;  die  aitarmenische 
Bestimmung  selbst  geht  w^ieder  auf  V.  Moses,  21,  1 — 3  zurück,  wo  von 
der  geistlichen  Entsühnung  für  einen  auf  dem  Felde  geschehenen  Mord 
durch  die  nächste  Stadt  die  Rede  ist,  siehe  Karst,  J. :  Armenisches  Rechts- 
buch, Straßburg  1905,  I,  S.  178,  II,  S.  257.  Allerdings  findet  sich  auch 
hier  wieder  eine  Abweichung  von  der  Bestimmung  der  Statuta  Juri» 
Armenici;  nämlich  „nach  der  kilikischen  Version  —  sagt  Karst  II,  257  — 
haftet  die  Gemeinde  auch  für  das  Wergeid  dem  Herrn  des  Ermordeten 
gegenüber,  falls  dieser  bekannt,  der  Täter  aber  nicht  ausfindig  gemacht 
wird.  Eine  derartige  Vorschrift  bezüglich  einer  gemeinsamen  solidarischen 
Haftung  für  Tötung  ist  dem  Goschschen  Kodex  fremd.  Es  scheinen  hier 
spezifisch  kilikische  Rechtsanschauungen  zum  Durchbruch  zu  kommen.* 
^)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885,  S,  142,  Beleg- 
stellen für  Anwendung  von  Kopf,  ro.ioBa,  im  Sinne  von  Mensch,  ^ejioBijKi. ; 
Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  542,  hat  Belegstellen  für  golova  =  der  Er- 
mordete auch  aus  anderen  russischen  Rechtsquellen.  In  jüngeren  Rechts- 
urkunden,  wie  z.  B.  dem  Gerichtsbuch,  Sudebnik,  des  Garen  Johann 
Vasil'evic  IV.  von  1550,  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  146  §  55, 
treffen  wir  das  Verbrechen  ro;ioBHaa  Taxöa,  Menschendiebstahl,  wie  Ewers,  G.- 
Engelhardt,  M.  v.,  Beiträge  zur  Kenntnis  Rußlands  und  seiner  Geschichte, 
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Die  Strafsumme  ist  bezeichnet  als  Wergeld  und 
zwar  wie  schon  oben  S.  192  zu  II,  1  bemerkt,  mit  dem  Ad- 
jektivum  virnoe,  nicht  mit  dem  Substantivum  vira,  das  in 
der  zweiten  Redaktion  erst  später,  II,  24  in  der  Gebühren- 
ordnung für  den  virnik^  den  Wergeidmann,  vorkommt  und  das 
wir  häufiger  dann  in  der  dritten  Redaktion  finden  ^). 

Die  Summe  des  Wergeides,  80  Grivna,  ist  in  II,  2  nicht 
angegeben,  gerade  umgekehrt  wie  in  II,  1,  wo  zwar  die 
Summe  von  80  Grivna  verzeichnet,  aber  nicht  als  Wergeld, 
vira,  bezeichnet  ist.  In  der  Parallelstelle  III,  5  steht  die  Summe 
von  80  Grivna.  Aber  der  Text  von  III,  5  zeigt  klar,  daß  die 
Angabe  der  Summe  erst  nachträglich  von  dem  zugefügt  wurde, 
der  II,  2  in  die  dritte  Redaktion  übernahm.  Erst  übertrug 
er  mit  einigen  Wortänderungen  den  Text  von  II,  2,  dann  be- 
merkte er  erst,  daß  die  Angabe  der  Strafsumme  fehlte  und 
fügt  nun  an  Schluß  hinzu:   „und  zwar  80  Grivna". 

Daß   das    Wort   vira   vom    germanischen    Wergeld 


Dorpat  1818,  I.  S.  364,  übersetzt  ist,  und  den  ro.ioBHHH  laiB,  den  Menschen- 
dieb,  Leute,  Diebe,  die  nach  Lange,  Gerichtsverfahren  S.  95  S  fremde 
Sklaven  als  die  ihrigen,  oder  freie  Leute  auf  Grund  falscher  Dokumente 
als  Sklaven  verkauften.  Die  Worte  rojioBinuHa,  rojcsmima  und  norojoBmHHa  für 
Tötung,  Mord  lesen  wir  auch,  so  z.  B.  in  der  Pskover  Gerichtsurkunde, 
ücKOBCKaa  Cy^Haa  TpaMora  (1397 — 1467),  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
S.  183^^,  in  der  von  Novgorod ,  HoBropoÄCKaa  Cy^Haa  rpaaioia  (1471),  ebenda 
S.  211  ^^  213'^  und  öfter,  siehe  auch  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  544 
und  II,  Sp.  1015.  rojioB!AHHa  als  Ersatzzahlung,  Kopfgeld  belegt  Lange, 
Gerichtsverfahren  S.  100.  Auch  finden  wir  z.  B.  im  Gerichtsbuch,  Sudeb- 
nik,  des  Garen  Johann  Vasil'eviu  IV.  von  1550,  roaoBoio  BUÄaxH,  die  persönliche 
Auslieferung  des  Zahlungsunfähigen  an  den  Kläger;  vgl.  über  die  Fälle, 
in  denen  sie  stattfand,  Vladimirskij  Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  147^^^. 
Eine,  dem  dabei  gebrauchten  Worte,  Kopf,  nach,  andere  Beurteilung  des 
Tatbestandes  als  in  II,  2  findet  sich  II,  20,  wo  es  sich  um  rechtmäßiges 
oder  unrechtmäßiges  Erschlagen  des  nächtlichen  Diebes  handelt.  (Siehe 
darüber  weiter  unten  in  §  11.) 

')  Die  Stellen,  an  denen  in  der  dritten  Redaktion  Wergeld,  vira. 
vorkommt,  zusammengestellt  in  der  systematischen  Uebersicht  über  den 
Inhalt  des  Russischen  Rechtes  bei  Goetz  I,  S.  287. 
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abstammt,  wird  jetzt  von  den  russischen  Forschern  allgemein 
ano'enommen  ^).  Die  Versuche  vira  für  slavischen  Ursprungs 
zu  erklären,  es  von  dem  Wort  verv\  der  oben  S.  196  bespro- 
chenen Gemeinde,  abzuleiten  und  etwa  als  „Bezirksgeld",  „ Ge- 
meindezahlung",  die  von  dem  Bezirke  für  einen  Totschlag  zu 
zahlende  Summe,  anzusehen,  dürfen  wohl  als  überwundener 
Standpunkt  betrachtet  werden  ^),  Es  liegt  durchaus  nahe,  anzu- 
nehmen, daß  das  Wort  Wergeid,  vira^  mit  anderen  germa- 
nischen Elementen,  die  wir  schon  in  den  Zusätzen  zur  ältesten 
Redaktion  des  Russischen  Rechtes  trafen,  durch  die  Varjager 
nach  Rußland  gebracht  worden  ist.  Deshalb  finden  wir  auch 
vira  noch  nicht  in  der  ältesten  Redaktion,  die  ich  als  rein 
russisches  Recht,  einige  Zusätze  wie  gesagt  ausgenommen, 
ansehe,  sondern  lesen  da  noch  die  einfache  Bezeichnung  „zahlen 
für  den  Kopf",   „zahlen  für  ihn"  ^). 

Wergeid,  vira^  ändert  indes  bei  seiner  Uebertragung 
nach  Rußland  den  Begriff,  der  ihm  im  germanischen  Recht 
innewohnt.  Hier  ist  es  Zahlung  an  die  Familie  des  Getöteten, 
Ersatz;  in  Rußland  wird  es  zur  Strafe,  die  der  Fürst  erhält. 
Darüber  ist  man  sich  allgemein  einig,  daß  die  Strafgelder  für 
Tötung  und  Verstümmelung,  vira^  und  die  später  zu  bespre- 


^)  Vgl.  beispielsweise  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  310'*,  dagegen 
Ewers,  Vorzeit  S.  397  f.;  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  827;  der- 
selbe, Chrestomathie  I,  S.  30^;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  385;  Sreznevskij, 
Materialien  I,  Sp.  262;  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  186 
und  besonders  scharf  für  den  germanischen  Ursprung  von  vira  derselbe, 
Beilagen  1886,  S.  1  fP.,  20;  Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  82  ^^  Brun- 
ner, H.,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Leipzig  1887,  I,  S.  86:  tvira,  der 
altrussische  Ausdruck  für  Wergeid  ist  nordgermanischer  Herkunft  und 
entspricht  dem  angelsächsischen  wer,  ivere. 

-)  Vgl.  Ewers,  Vorzeit  Rußlands  S.  397  und  die  Zusammenstellung 
der  diesbezüglichen  Aeußerungen  russischer  Gelehrter  bei  Sobestianskij, 
Gesamtbürgschaft  S,  123  und  154'"^;  dazu  Peisker:  Die  älteren  Beziehungen 
der  Slawen  zu  Turkotataren  und  Germanen  und  ihre  sozialgeschichtliche 
Bedeutung  in  Vierteljahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte 
von  Bauer,  Below  und  Hartmann,  Stuttgart  1905,  Bd.  III,  S.  276- 

3)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  398,  809. 
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chende  Strafe  für  Körperverletzung,  Diebstahl  u.  dgl.  prodaza 
genannt,  eine  Hauptquelle  der  fürstlichen  Einnahmen  waren  ^). 
Als  sichersten  Beweis  dafür,  daß  vira  die  an  den  Fürsten 
zu  entrichtende  Strafe  ist,  eine  seiner  Haupteinkünfte,  kann 
man  anführen,  daß  die  Fürsten  da  und  dort  zugunsten  der 
Kirche  auf  diese  vira^  wie  auch  auf  die  zweite  Art  der  Straf- 
gelder, die  prodaza^  verzichteten.  So  beginnt  das  Dekret  des 
Fürsten  Svjatoslav  OPgovic  von  Novgorod  von  1137  über  den 
Ersatz  des  Zehnten  für  das  Novgoroder  Bistum  durch  eine 
festzusetzende  jährliche  Dotation  des  Fürsten  mit  den  Worten : 
„Statut,  das  vor  uns  war  in  Rußland  von  unseren  Vorfahren 
und  von  unseren  Großvätern  her,  daß  die  Bischöfe  den  Zehnten 
haben  sollen  vom  Tribut  und  von  den  Wergeid ern  (i;^ra) 
und  Strafen  (prodaza) ,  was  alles  an  den  Hof  des 
Fürsten  kommt"  ^).    Umgekehrt  bestimmt  Rostislav  Mstis- 


^)  Siehe  beispielsweise  Vedrov,  Geldstrafen  S.  118;  Sergeevic,  Vor- 
lesungen S.  385:  Ta  njiaia,  Koxopaa  m.ia  bi>  no.ibsy  Ksasa,  Ha3HBa.iacB  BHpoH) ;  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  84;  derselbe,  Chrestomathie  I,  S.  41'''^; 
derselbe  in  der  oben  S.  161  Note  1  angeführten  Rezension  S.  23;  besonders 
scharf  wieder  Mrocek-Drozdovskij ,  Beilagen  1886,  S.  20;  Sobestianskij, 
Gesamtbürgschal't  S.  123;  ferner  die  Zusammenstellung  bei  Rozkov,  Abriß 
S.  16  f.;  diese  Z.  XXIV,  S.  200;  die  Stellen  aus  der  zweiten  und  dritten 
Redaktion,  in  denen  der  Fürst  als  Empfänger  der  prodaza  direkt  bezeichnet 
wird  oder  angenommen  ist,  sind  aufgeführt  bei  Goetz  I,  S.  279.  Neben 
dem  Wergeid,  der  vira,  als  der  an  den  Fürsten  zu  entrichtenden  Strafe 
für  Tötung  und  schwere  Verstümmelung  treffen  wir  auch  noch,  im  Sinne 
des  germanischen  Wergeids,  den  Ersatz  an  die  Hinterbliebenen,  das  oben 
S.  201  erwähnte  Kopfgeld,  golovnicestvo.  Es  ist  allerdings  in  der  zweiten 
Redaktion  noch  nicht  genannt,  sondern  erst  in  der  dritten,  III,  8.  Vor- 
läufiges über  sein  Verhältnis  zum  Wergeid  s.  diese  Z.  XXIV,  S.  341.  Die 
Arten  und  Abstufungen  des  Wergeids,  siehe  Goetz  I,  S.  287,  werden  uns 
gleichfalls  erst  in  der  dritten  Redaktion  beschäftigen,  da  die  zweite  Re- 
daktion sie  noch  nicht  angibt. 

^)  Siehe  Goetz ,  Kirchenrechtliche  und  kulturgeschichtliche  Denk- 
mäler Altrußlands,  Stuttgart  1905,  S.  45,  der  Text  u.  a.  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  255,  im  Tetxt  selbst  heißt  es  dann:  ycTasuj* 

ecMB  CB.  Co(t)iH,    axB   eM-ieTt  nucKyn'i.  aa  ;^ecflTlJHy  oxi.  Bupt  n  iipo^aa»!.   100  rpuBoub  uobuxi> 

KyHl)    H.    T.    Ji.. 
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lavic  von  Smolensk  bei  Neuerrichtung  des  Bistums  Smolensk 
im  Jahre  1150  als  Unterhaltsmittel  den  Zehnten  von  allen 
Abgaben  „mit  Ausnahme  der  Strafen  und  des  Wergeides"  ^). 
Der  Großfürst  Mstislav  Vladimirovic  (1125—1132)  gebietet 
.ao.  1130  seinem  in  Novgorod  residierenden  Sohn  Vsevolod, 
•dem  Georgskloster  eine  Besitzung  Buicy  abzutreten  „mit  der 
Abgabe  und  den  Wergeldern  und  Strafen"  ^). 

Als  Empfänger  des  Wergeides  von  II,  2  haben 
•wir  also  den  Fürsten  anzusehen ,  wenn  schon  er  als  solcher 
nicht  eigens  genannt  ist,  im  Gegensatz  zu  II,  23,  wo  er  als 
derjenige  bezeichnet  ist,  dem  der  Hauptteil  der  Strafgelder  zu- 
üießt,  wie  zu  einer  Reihe  von  Stellen  der  dritten  Redaktion 
—  siehe  oben  S.  204,  Note  1  — ,  in  denen  es  ausdrücklich 
heißt,  daß  der  Fürst  die  Strafgelder,  prodala,  erhält. 

Das  dritte  Stück  der  von  Tötung  des  Ogniscanin  han- 
delnden Abteilung,  II,  3,  handelt  nun  im  Gegensatz,  oder 
wenn  man  will  in  Ergänzung  zu  11,  1 — 2  von  dem  recht- 
mäßigen, darum  straflos  bleibenden,  also  nicht  mit  der  Summe 
von  80  Grivna  zu  sühnenden  Erschlagen  eines  diebischen  fürst- 
lichen Gefolgsmannes.  Dem  Ogniscanin ,  als  Vertreter  der 
fürstlichen  Gefolgschaftsleute,  ist  der  Tiun  in  II,  3  zugefügt, 
wie   wir   in   II,   1    ihm    den    fürstlichen    Boten    beigesellt   ge- 


^)  Siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  S.  46,  abgedruckt  u.  a. 
bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  257  f. :  h  ce  p^ato  c^Hvin  Boropo- 

.flH^H  H  enHCKony    ^ecflTHHy    oxi    Bcixt  ^aHefi  CMOJieHCKHX^,    qxo  ca  bx   hhxx  cxopurb  hcthxi 

KyH-b,  KpoMi  npo^aaru  H  KpoMt  Bnpn  u.  t.  ji..;  gegen  meine  Auffassung  der  Stelle 
und  für  Abtretung  auch  des  Zehnten  von  Strafe  und  Wergeid  Vladimirskij- 
Budanov  Note  4.  In  derselben  Urkunde  S.  260  Loskauf  von  der  Einzel- 
zahlung eventueller  Wergelder  durch  die  Gemeinde  im  Betrag  von 
15  Grivna  (mit  der  Abgabe  zusammen),  wofür  die  Gemeinde  selbst,  nach 
Vladimirskij-Budanov  Note  25,  die  Aburteilung  und  Bestrafung  der  Schul- 
digen übernimmt. 

^)  Abgedruckt  u.  a.  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
•S.  131 ;  ob  damit  nur  die  Einkünfte  von  der  Strafgerichtsbarkeit  oder 
diese  selbst  abgetreten  werden,  ist  nach  Vladimirskij-Budanov  Note  4 
Glicht  sicher  zu  sag-en. 
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funden  haben.  In  der  zweiten  Redaktion  treffen  wir  II,  17 — 20 
eine  der  unseren  von  II,  3  verwandte  Bestimmung.  Wir 
werden  das  Verhältnis  von  II,  3  zu  II,  17 — 20  besser  bei 
Erklärung  dieser  letzteren  Bestimmung  besprechen.  Hier  sei  nur 
kurz  darauf  hingewiesen,  daß  II,  17 — 20  einesteils  mehr  all- 
gemein gefaßt  ist  als  II,  3,  keinen  speziellen  Stand  des  Diebes 
nennt,  sondern  vom  Dieb  im  allgemeinen  redet,  andernteils 
über  II,  3  hinausgeht,  indem  sie  bestimmte  Einzelheiten  als 
bezüglich  der  Straflosigkeit  der  Diebestötung  zu  beobachten 
angibt.  Das  Erschlagen  des  auf  der  Tat,  zumal  in  der  Nacht, 
ertappten  Diebes  ist  etwas,  das  sich  in  den  Rechten  der  ver- 
schiedensten Völker  findet,  durchaus  nichts  spezifisch  Alt- 
russisches, wie  gleichfalls  bei  der  Besprechung  von  II,  17 — 20 
nochmals  zu  betonen  sein  wird.  Der  Text  von  II,  3  lautet 
zunächst  nur:  „aber  wenn  man  einen  Ogni£canin  erschlägt  im 
Gemach"  ^).  Aber  das  Gemach  ist  natürlich  ein  fremdes  Ge- 
mach, und  daß  ein  DiebstahTin  dem  fremden  Gemach  gemeint 
ist,  geht  aus  dem  weiteren  Text,  speziell  dem  Schlußwort  des 
Vordersatzes  hervor:  „oder  bei  einem  Pferde  oder  Rinde  oder 
beim  Kuhdiebstahl".  Die  Wohnung  als  Ort  des  Diebstahls 
finden  wir  in  der  zweiten  Redaktion  noch  II,  12  angegeben: 
„wenn  einer  ein  Pferd  stiehlt  oder  einen  Stier  oder  (aus  dem) 
Gemach",  in  der  Bestimmung,  die  als  erste  derartige  der 
zweiten  Redaktion  den  allgemeinen  Grundsatz  für  Behandlung 
der  Teilnahme  am  Verbrechen  des  Diebstahls  aufstellt.  Die  Fälle 
von  Diebstahl,  die  hier  in  II,  3  nach  dem  Ort  und  den  Gegen- 
ständen des  Diebstahls  aufgezählt  sind,  trefi*en  wir  auch  wieder 
in  der  zweiten  und  dritten  Redaktion:  II,  9,  12,  17;  III,  41, 
43,  49,  52,  55,  56.  Von  Diebstahl  im  Hause  hören  wir  in 
der  dritten  Redaktion  III,  49,  52,  und  es  ist  in  ihr,  III,  43, 
vermutlich  von  einem  gewohnheitsmäßigen  Hausdieb  die  Rede. 
Das  Pferd  als  Diebstahlsobjekt,   und  zwar  seinem  Werte  ent- 


^)  Zu  KjtTB  als  »Hjoe  noM-femeHie,  no  aameuy  KOMHaia  siehe  Mrocek-Di'ozdovskij^ 
Untersuchungen  1885,  S.  173. 
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sprechend  mehrfach  an  erster  Stelle  in  den  von  mehreren  Dieb- 
stahlsobjekten handelnden  Bestimmungen,  finden  wir  II,  9,  12, 
III,  41,  55,  50.  Die  Strafe  für  den  gewohnheitsmäßigen  Pferde- 
dieb in  III,  42  ist  besonders  streng:  Verbannung  durch  den 
Fürsten.  Statt  des  Rindes  treffen  wir  den  Stier  in  II,  9,  12, 
III,  50,  die  Kuh  ist  sonst  noch  verzeichnet,  II,  9,  III,  50;  ver- 
mutlich sind  Rind  und  Kuh  mit  inbegriffen  unter  dem  allge- 
meinen Namen  Vieh  in  III,  41,  52. 

Es  ist  mir  auffallend,  daß  in  II,  3  neben  dem  Rind  noch 
die  Kuh  als  Diebstahlsobjekt  genannt  ist,  beides  sind  doch 
ziemlich  gleichwertige  Tiere.  Man  könnte  einwenden,  in  II,  9 
und  in  III,  56  sei  auch  der  Stier  neben  der  Kuh  angeführt, 
aber  Stier  und  Kuh  sind  in  ihrem  Wert  voneinander  ver- 
schiedener als  Rind  und  Kuh.  Darum  vermute  ich,  daß  die 
Anführung  der  Kuh  in  II,  3  nach  dem  Rinde  auf  einem  Ab- 
schreibefehler beruht.  In  der  dritten  Redaktion  III,  49  finden 
wir  unsere  Bestimmung  II,  3  in  der  Kombination  mit  II,  17 
wiederholt  bzw.  eine  neue  Bestimmung  aus  ihnen  verarbeitet. 
Hier  III,  49  heißt  es  nun:  „wenn  man  jemandem  im  Gemach 
oder  bei  irgend  einem  Diebstahl^)  erschlägt,  so  erschlägt 
man  ihn  wie  einen  Hund".  Die  Wendung,  auf  die  es  ankommt,, 
ist:  u  kotoroe  tathy,  bei  irgend  einem  Diebstahl^).  Das  ist  meiner 
Anschauung  nach  auch  der  ursprüngliche  Text  von  II,  3  ge- 
wesen: „wenn  man  einen  Ogniscanin  erschlägt  im  Gemach  oder 
beim  Pferd,  oder  beim  Rind  oder  bei  irgend  einem  Dieb- 
stahl, so  erschlägt  man  ihn  wie  einen  Hund".  Die  Verwechs- 
lung von  hotoroe  und  horovi  ist  leicht  möglich;  mit  der  An- 
nahme, daß  sie  dem  Abschreiber  passiert  ist,  beseitigen  wir  einer- 
seits den  auffallenden  Umstand,  daß  in  II,  3  neben  dem  Rind 
noch  die  Kuh  genannt  ist,  anderseits  stellen  wir  größere  Ueber- 
einstimraung  zwischen  den  Parallelstellen  II,  3  und  III,  49  her. 

*)  So  lautet  die  richtige  Uebersetzung,  ich  bitte,  die  falsche  in 
dieser  Zeitschrift  XXIV,  S.  273  zu  verbessern. 

'^)  Kalacov,  Einleitung  S.  184  §  LXXXVI  hat  die  Varianten  kotopm, 

KOTOpaa. 
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Daß  das  Erschlagen  des  Diebes  ein  rechtmäßiges  und  darum 
straflos  bleibendes  ist,  wird  ausgedrückt  durch  die  Wendung 
„Erschlagen  an  Stelle  eines  Hundes"  ^),  d.  h.  wie  einen  Hund. 
Derselbe  Gedanke  der  Rechtmäßigkeit  der  Diebestötung  ist  H,  17 
ausgedrückt  mit  den  Worten:  „wenn  man  einen  Dieb  auf  seinem 
Hof  erschlägt,  sei  es  im  Gemach,  sei  es  im  Stall,  so  ist  jener 
erschlagen"  —  to  toj  uhit  i  est'  —  nämlich  zu  Recht  erschlagen. 

Unser  Paragraph  H,  3  schließt  mit  den  Worten:  „Aber 
derselbe  Gebrauch  ist  bei  einem  Tiun".  Das  Wort  „Gebrauch" 
deutet  hier  hin  auf  die  Herrschaft  des  Gewohnheitsrechtes, 
vielleicht  richtiger  gesagt,  auf  eine  sich  ständig  gleichbleibende 
Beurteilung  einer  solchen  Tat,  so  oft  sie  wiederholt  wird.  Man 
kann  also  annehmen,  daß  der  Verfasser,  der  den  Zusatz  nieder- 
schrieb, nicht  einen  gewissen  Einzelfall  der  Tötung  eines  Tiun 
im  Auge  hatte,  sondern  daß  er  eine  allgemeine  Verordnung 
schriftlich  fixieren  wilP).  Vladimirskij-Budanov  ^)  ist  aller- 
dings umgekehrt  auf  Grund  unserer  Bestimmung  der  Ansicht, 
daß  die  allgemeinen  Rechtsnormen  aus  juristischen  Einzelfällen 
sich  herausarbeiteten.  Unser  Paragraph,  wie  H,  4,  5,  zeigten, 
meint  er,  daß  Gerichtsurteile  in  Einzelfällen  eine  Hauptquelle 
des  Russischen  Rechtes  seien.  Wir  werden  später  noch  ein- 
mal darauf  zurückkommen,  wie  sich  in  der  zweiten  Redaktion 
Einzelurteile  zu  allgemeiner  Rechtsnorm  verhalten. 

Tiun*)    ist   das   deutsche    Diener,    also   ein    germanisches 


^)  Sergeevic,  Ausgcabe  S.  4  liest:  sa  nca  Mtcio;  Kalacov,  Einleitung 
S.  184  §  LXXXV:  bi,  nca  MicTo,  ebenso  auch  in  der  Parallelstelle  III,  49, 
hier  so  auch  Sergeevic,  Ausgabe  S.  14. 

*)  lioKOHx  nach  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  1112:  oöBiKHoseHie,  oöM^afi, 
das  Recht  ist  eben  noch  die  Gewohnheit,  vgl.  Vladimirskij-Budanov, 
Uebersicht  S.  87.  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  233  faßt 
noKOH'B  als  identisch  auf  mit  hokjioh'b,  noimoHHoe  t.  c.  npuHomeHie  aa  noRjoHi,  das 
II,  24  und  in  der  Parallelstelle  IIl,  12  als  Variante  neben  hokoht.  steht, 
ßiehe  Kalacov,  Einleitung  S.  188  §  XCI.  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  306 
übersetzt:  dasselbe  Ende  ist  etc. 

»)  Chrestomathie  I,  S.  3P. 

*)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  4  f.  und  Kalacov,  Einleitung  S.  184  §  LXXXV, 
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Fremdwort  im  Altrussischen,  das  wie  vira  durch  die  Varjager 
in  seiner  nordischen  Form  thjo'nn  nach  Rußland  kam  ^). 

Ewers  ^)  übersetzt  es  mit  Schultheiß,  Sreznevskij^)  gibt  es 
wieder  mit  Haushofmeister,  Hausverwalter,  als  besondere  Dienst- 
stellung bei  den  Fürsten,  Bojaren  und  Bischöfen,  der  in  den 
aus  dem  Griechischen  übersetzten  Denkmälern  dem  Eunuchen 
entspreche.  Als  Verwalter  des  Hauses  bzw.  des  Eigentums 
seines  Herrn  sieht  auch  Sergeevic  '^)  den  Tiun  an,  als  die  Ver- 
trauensperson, der  die  Schlüssel  des  Hauses  übergeben  sind. 
Mehr  Aussagen  als  die  zweite  Redaktion  bietet  uns  die  dritte 
über  don  Tiun,  somit  werden  wir  die  Bedeutung  der  Stellung 
des  Tiun  genauer  erst  bei  Erläuterung  der  dritten  Redaktion 
zu  besprechen  haben.  Im  allgemeinen  dürfen  wir  aber  zur  Er- 
klärung des  Begriffes  Tiun  jetzt  schon  feststellen,  daß  wir  ihn  in 
einem  doppelten  Amt  treffen.  Einmal  als  Verwaltungsbeamten, 
als  Haushofmeister,  Haus-  und  Gutsverwalter  des  Fürsten,  und 
dann  als  Justizbeamten,  als  Richter,  als  Vertreter  des  Fürsten 
in  dessen  Richteramt  ^).  Speziell  in  der  zweiten  Redaktion,  auf 
die  ich  mich  also  jetzt  beschränke,  erscheint  er  als  gleichgestellt 


S.  191  §  XCVI   und   S.  181  §  LXXVII   lesen    übereinstimmend  bei  II,   3 

und    14  TiyHH^a,   bei   II,   4  riyB'h. 

^)  Vgl.  Miklosich,  Fr.:  Die  Fremdwörter  in  den  slavischen  Sprachen, 
Denkschriften  der  Wiener  Akademie  der  Wiss.  Philosoph.-histor.  Klasse 
1867,  Bd.  XV,  S.  132;  siehe  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  963,  Zu- 
eammenstellung  der  verschiedenen  Formen  für  dienen  und  Diene-r;  auch 
Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  274  f.,  wo  er  die  anderen 
Meinungen  über  Ableitung  dieses  Wortes  mitteilt,  dazu  derselbe,  Beilagen 
1886,  S.  223—244  über  das  Amt  des  Tiun. 

2)  ^Qci^i  (ier  Russen  S.  306,  dazu  S.  310  \ 

3)  Materialien  III,  Sp.  961. 

*)  Altertümer  I,  S.  388,  über  das  Verhältnis  des  Tiun  zum  Kljucnik, 
eben  dem,  dem  die  Schlüssel,  Kljuc,  anvertraut  sind,  siehe  speziell  Mrocek- 
Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  221—224. 

^)  Siehe  die  eben  Note  1 — 4  angegebenen  Werke,  dazu  Sergeevic, 
Vorlesungen  S.  291 ;  derselbe,  Altertümer  I,  S.  124  f.;  D'jakonov,  Abriß 
169;  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  163;  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler 
S.  15,  17. 
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dem  Ogni^anin.  Die  straflose  Tötung  eines  Tiiin  ist  der  des^ 
Ogni«canin  in  II,  3  gleichgesetzt,  bei  strafbarer  Tötung  eines 
Tiun  ist  nach  II,  4  dieselbe  Summe  zu  bezahlen  wie  bei  der 
eines  Ognisranin  nach  II,  1.  Die  gleich  hohe  Strafe  von 
12  Grivna  steht  auch  auf  unerlaubter  Peinigung  eines  Tiun, 
wie  eines  Ogniscanin  und  eines  Schwertträgers  nach  II,  14. 
Der  Tiun,  von  dem  die  zweite  Redaktion  redet  —  denn  in  der 
dritten  Redaktion  werden  wir  III,  13  z.  B.  auch  einen  Tiun 
niedereren  Ranges  finden  —  gehört  also  zu  dem  fürstlichen 
Gefolge,  zu  dem  privilegierten  Stande  der  besonders  geschützten 
fürstlichen  Gefolgschaftsleute. 

Unsere  Bestimmung  II,  3  ist  nun  bisher  allgemein  so  auf- 
gefaßt worden,  wie  ich  sie  auch  übersetzt  habe,  daß  es  sich 
um  einen  fürstlichen  Gefolgsmann  handelt,  der  auf  einem 
Diebstahl  ertappt  wird,  und  den  der  Bestohlene  wie  einen 
Hund,  d.  h.  ohne  Strafe  zu  gewärtigen,  niederschlagen  darf. 
Ewers  ^)  hatte  schon  deshalb  am  Schluß  von  II,  3  den  Tiun 
ausdrücklich  als  „schlechten  Schultheiß"  bezeichnet.  Anders 
sehen  Romanov  und  Presnjakov  ^)  die  Sache  an.  Nach  ihnen 
ist  der  Sinn  von  II,  3  der:  demjenigen  wird  „Erschlagen  wie 
einen  Hund"  angedroht,  der  einen  Ogniscanin  in  dem  Mo- 
ment tötet,  als  dieser  Ogniscanin  die  fürstliche  Habe,  über  die 
er  als  Verwalter  gesetzt  ist,  vor  einem  Dieb  schützen  w^ill. 
Also  nicht  der  fürstliche  Gefolgsmann,  der  Ogniscanin,  ist  der 
Dieb,  sondern  er  verteidigt  die  ihm  anvertrauten  Güter  gegen 
Diebe.  Es  gibt  nach  dieser  neuen  Erklärung  von  II,  3  einen 
Ogniscanin,  der  sein  Amt  speziell  ausübt  im  Gemach,  oder 
einen  solchen  bei  den  Pferden,  wie  II,  5  der  „Oberstallmeister 
bei  der  Herde"  genannt  ist,  oder  einen  solchen  bei  den  Vieh- 
herden. Zu  dieser  Erklärung  kommen  die  genannten  Gelehrten, 
weil  es  ihnen  mißlich  erscheint,  einen  fürstlichen  Gefolgsmann 
des  Pferde-  oder  des  Kuhdiebstahls  zu  beschuldigen.  Auch  haben 


^)  Recht   der   Russen   S,  306;   vgl.  Vladimirskij-Budanov ,   Chresto- 
mathie I,  S.  3P;  D'jakonov,  Abriß  S.  47. 

')  Romanov  a.  a.  0.  S.  30;  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  241. 
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sie  gegen  die  Form  der  Bestimmung,  wofern  diese  letztere 
in  dem  bisher  üblichen  Sinne  gedacht  werden  solle,  Einwen- 
dungen. Romanov  meint,  in  der  Auffassung,  daß  der  II,  8 
gemeinte  Dieb  eben  der  Ogniscanin  sei,  erlange  II,  3  den  Sinn: 
wenn  man  einen  Ogniscanin  am  Ort  der  Tat  erschlägt,  so  er- 
schlägt man  den  Ogniscanin  wie  einen  Hund,  das  heiße:  man 
erschlägt  einen  schon  Erschlagenen.  So  brauchen  die  Worte 
durchaus  nicht  gedacht  zu  werden,  sie  besagen  einfach:  wenn 
man  einen  diebischen  Ogniscanin  erschlägt,  so  erschlägt  man 
ihn  in  der  Art,  wie  man  einen  Hund  erschlägt,  d.  h.  das  Er- 
schlagen ist  ein  straflos  bleibendes.  Presnjakov  ist  der  An- 
sicht, die  rechtmäßige  Tötung  eines  diebischen  Ogniscanin 
hätte  wie  II,  17  ausgedrückt  werden  müssen  mit  den  Worten: 
„so  ist  er  [zu  Recht]  erschlagen".  Aber  warum  sollte  der 
Autor  von  II,  3  nicht  eine  so  geläufige  Wendung  gebrauchen 
dürfen,  wie  die   „erschlagen  wie  einen  Hund"? 

Auch  das  Argument  von  Presnjakov,  daß  es  untunlich  sei, 
einen  fürstlichen  Gefolgsmann  als  Dieb  anzusehen,  ist  nicht  durch- 
schlagend. Wir  haben  Zeugnisse,  daß  die  fürstlichen  Beamten 
ihr  Amt  mißbrauchten  ^),   so   konnten   sie  auch  Diebe  werden. 

Für  die  Auffassung  von  Romanov  und  Presnjakov  könnte 
es  sprechen,  daß  II,  3  in  III,  49  weggelassen  ist,  bzw.  daß 
der  Ogniscanin  da  als  Dieb  nicht  genannt  ist.    Aber  tatsäch- 


^)  So  klagt  z.  B.  die  Laurentiuschronik  S.  209  ^^  ao.  1093,  daß  in 
den  letzten  Regierungsjahren  des  Großfürsten  Vsevolod  Jaroslavic  (1078 
bis  1093)  das  Volk  keine  Gerechtigkeit  beim  Fürsten  erlargen  konnte,  daß 
die  Tiune  das  Volk  ausplünderten  und  die  Leute  verkauften :  aa^ama  xHyHHH 
rpaöHTH,  jioÄiifi  npo^aBaiii.  Vladimir  Monomach  fordert  ja  auch  in  seiner 
„Mahnrede",  noyqeme,  vgl.  Laurentiuschronik  S.  237^*,  ^^  ao.  1096,  seinen 
Sohn  auf,  sich  nicht  auf  die  fürstlichen  Beamten  zu  verlassen,  sie  den 
Menschen  keine  Schädigung  zufügen  zu  lassen.  Andere  hierher  gehörige 
Stellen  siehe  bei  Mrocek-Drozdovskij ,  Beilagen  1886,  S.  223— 244.  Vgl. 
auch  die  Warnung  vor   dem   fürstlichen  Tiun  in  C.iobo  ji;aHiujia  3aToiHUKa  ed. 

H.  A.  ni.ianKHHi. ,  C.  neTepöyprt  1889,  S.  17:  ne  HMia  ce6i  ^Bopa  ö.thsi.  KHflffia  ÄBopa; 
He  Äep2£H  ce.ia  6.ra3x  Knaata  ce-ia :  tiyH^  60  ero  hko  ofhb  Tpeneiui^eio  HaK.ia;i;ei]'i>,  a  pa^OBHiü 
ero  HKO  HCKpH,  aiu,e  oit  orna  yciepeaeraHCH,  ho  orii  HCKpti  He  Moacemt  ycTpeii;HCfl  acafeHia  nopxt. 
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lieh  ist  —  besonders  nach  meiner  Konjektur  über  Entstehung 
des  u  lioroüi  tathe  in  II,  3  aus  u  Jcotoroe  tathy  in  III,  49  — 
II,  3  in  III,  49  enthalten.  Freilich  ist  da  der  Einzelfall, 
der  unter  Nennung  des  betreffenden  Standes  des  Diebes  in 
II,  3  berichtet  ist,  von  dem  Autor  der  dritten  Redaktion  als 
Systematiker  verallgemeinert  worden.  Eine  ähnliche,  wenn 
auch  nicht  so  weitgehende  Verallgemeinerung  treffen  wir  ja 
auch  bei  Uebertragung  der  zweiten  von  der  Tötung  des  Og- 
niscanin  „im  Ueberfall"  handelnden  Bestimmung  von  II,  2 
nach  III,  5,  wo  aus  dem  Einzelamt  des  Ogniscanin  die  ganze 
Klasse,  der  ganze  privilegierte  Stand  des  „ Fürstenmanns ", 
Tinjaz  miiz^  geworden  ist. 

Die  bisherige  Erklärung  unserer  Bestiuimung  II,  3,  als 
von  einem  diebischen  Ogniscanin  handelnd,  paßt,  scheint  mir, 
weit  besser  als  der  neue  Erklärungsversuch  von  Romanov  und 
Presnjakov  zu  der  ganzen  Anordnung  dieser  Unterabteilung 
II,  1 — 3,  zu  dem  Fortschritt,  der  in  den  verschiedenen  in  ihr 
behandelten  Fällen  der  strafbaren  und  straflosen  Tötung  eines 
Ogniscanin  liegt. 


An  die  Einzelerklärung  dieser  drei  ersten  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  seien  noch  einige  Bemerkungen  über 
diese  Abteilung  II,   1 — 3  als  Ganzes  angeschlossen. 

Das  darf  ja  also  wohl  als  sicher  angenommen  werden, 
daß  hier  drei  zusammengehörige  Bestimmungen  vorliegen, 
eine  Unterabteilung  für  sich,  die  wohl  in  einem  Zuge  nieder- 
geschrieben ist,  da  sie  die  verschiedenen  Fälle  der  strafbaren 
und  straflosen  Tötung  eines  Ogniscanin  behandelt.  Die  Ver- 
bindung unter  den  drei  einzelnen  Sätzen  ist  hergestellt  durch 
das  jeweilige  „wenn",  „wenn  aber".  Darum,  da  in  II,  1 — 3 
immer  vom  Ogniscanin  die  Rede  ist,  halte  ich  die  Erwähnung 
des  fürstlichen  Boten  am  Schluß  von  II,  1  und  d  i  e  des  Tiun 
am  Schluß  von  II,  3  für  Zusätze,  die  spätere  Benutzer  der 
ersten  Niederschrift  gemacht  haben.  Denn  wäre  z.  B.  der  Schluß 
von  II,  3  vom   selben  Autor  wie   die  vorhergehenden  Bestim- 
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raungen,  so  läge  es  nahe,  daß  er  den  Tiun  schon  am  Ende 
der  ersten  Bestimmung  beigefügt  hätte;  und  der  Tiun  am 
Schluß  von  II,  3  brauchte  wiederum  nicht  eigens  angeführt  zu 
sein,  wenn  die  Bestimmungen  II,  1 — 4  von  einer  Hand  wären, 
da  sich  mir  II,  4,  das  nochmals  vom  Tiun  handelt,  auf  die 
ganzen  drei  vorhergehenden  Bestimmungen  zu  beziehen  scheint. 
Pavlov-Sil'vanskiji)  siehtauch  den  Schluß  von  II,  1  mit  seiner 
Erwähnung  des  fürstlichen  Boten  als  eine  Erklärung  an,  die  aus 
der  Bestimmung  über  den  Ogniscanin  direkt  entsprungen  oder 
mit  ihr  verbunden  sei.  Da  ist  es  doch  naheliegend,  wenn  man 
denkt,  daß  derartige  Rechtsaufzeichnungen  in  der  Hand  der 
Richter  viel  gebraucht  wurden,  anzunehmen,  daß  eben  ein  solcher 
Richter  in  das  von  ihm  als  Handbuch  für  die  richterliche  Praxis 
gebrauchte  Exemplar  der  Rechtssatzungen  den  neu  hinzuge- 
tretenen Fall  mit  dem  fürstlichen  Boten  bzw.  dem  Tiun  eintrug. 

Unsere  Unterabteilung  der  zweiten  Redaktion  bekundet 
also,  wie  oben  S.  181  schon  bemerkt,  spezielle  Schützung  der 
fürstlichen  Gefolgschaft  vor  Gewalttat  durch  Erhöhung  bzw. 
Verdoppelung  der  auf  Tötung  gesetzten  Strafsumme.  Darum 
scheint  mir  hier  vom  Anfang  der  zweiten  Redaktion  an  im 
Gegensatz  zum  Inhalt  der  ältesten  Redaktion  nicht  mehr  ledig- 
lich das  im  Volke  lebende  Gewohnheitsrecht  vorzuliegen, 
sondern  fürstlicherseits  erlassenes  Strafgesetz  oder 
Strafurteil  ^),  und  in  diesem  Sinne  habe  ich  auch  oben  S.  208 
das  Wort  „Gebrauch",  poJcon,  in  II,  3  schon  aufgefaßt. 

Nun  fragt  es  sich,  ob  hier  in  II,  1 — 3  Einzelfälle  be- 
handelt oder  allgemeine  Normen  geboten  sind,  ob  fürstliches 
Strafgesetz  oder    fürstliches  Strafurteil    wiedergegeben    ist. 


1)  Werke  III,  S.  458. 

^)  So  führt  z.  B.  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  86,  unsere  Bestim- 
mungen II,  1 — 3  und  II,  24  als  Beweis  dafür  an,  daß  der  Zusammen- 
eteller  des  Russischen  Rechtes  sich  der  fürstlichen  Verordnungen  als 
Quelle  bediente  und  ihren  Inhalt  mit  seinen  Worten  in  sein  Sammelwerk 
aufnahm ;  siehe  auch  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  96  und  D  jakonov, 
Abriß  S.  49  f. 
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ob  der  Fortschritt  von  Richterspruch  in  einem  besonderen, 
schon  eingetretenen  Fall  zu  Strafandrohung  für  alle  zukünf- 
tigen derartigen  Fälle  hier  in  II,  1 — 3  schon  vorliegt,  den  wir 
sonst  in  der  zweiten  Redaktion,  z.  B.  II,  12,  17,  22,  beobachten 
können. 

Ich  neige  zu  der  Ansicht,  daß  wir  hier  in  II,  1 — 3  schon 
ein  Strafgesetz  und  nicht  mehr  nur  ein  Strafurteil  vor  uns 
haben.  Dazu  bringt  mich  vor  allem  die  Erwägung,  daß  in 
II,  1 — 3  verschiedene  mögliche  Fälle  von  Tötung  derselben 
Leute  gemeinsam  behandelt  sind,  also  schon  eine  gewisse 
Systematisierung  der  Rechtsfälle  zu  erkennen  ist.  Denn  wenn 
man  der  inneren  Einheitlichkeit  der  Abteilung  II,  1 — 3  Be- 
achtung schenkt,  den  Zusammenhang  zwischen  den  einzelnen 
Bestimmungen  verfolgt,  so  muß  man  sich  sagen,  daß  es  doch 
recht  merkwürdig  wäre,  daß  gerade  drei  solche,  verschiedene 
Möglichkeiten  der  Tötung  eines  Ogniscanin  behandelnde  Ur- 
teile ergangen  wären.  Man  denkt  unwillkürlich  an  beabsich- 
tigte Zusammenstellung  der  bei  diesem  Delikt  möglichen  Fälle. 
Es  liegt  also  wohl  nicht  eine  sozusagen  zufällige  Aneinander- 
reihung von  Gerichtsurteilen  vor,  sondern  bewußte  Aufstellung 
eines  Strafgesetzes. 

Wir  treffen  also  in  der  zweiten  Redaktion  schon  in  unserer 
ersten  Abteilung  nicht  mehr  die  kasuistische  Behandlung,  die 
die  älteste  Redaktion  vorwiegend  bietet,  sondern  eine  mehr 
systematische  Besprechung  der  Rechtsverletzungen.  Kasuistisch 
mag  die  Beifügung  des  fürstlichen  Boten  in  II,  1  sein ,  viel- 
leicht auch  noch  die  des  Tiun  in  II,  3,  wenn  schon  das  Wort 
„Gebrauch",  pokon,  wie  oben  S.  208  gesagt,  dagegen  spricht. 
Wenn  ich  also  in  II,  1 — 3  die  Anfänge  fürstlicher  Strafgesetz- 
gebung im  Russischen  Recht  sehe,  nehme  ich  auch  nicht  an, 
daß  es  sich  nur  um  einen  einzelnen  Ognisoanin  handelt,  viel- 
mehr scheinen  sich  mir  diese  Bestimmungen  auf  die  fürstliche 
Gefolgschaft  im  allgemeinen  zu  beziehen.  Der  ganzen  Druzina 
gilt  der  verstärkte  Schutz  des  Fürsten  in  der  Verdoppelung  der 
Strafsumme,  als  ihr  Repräsentant  gewissermaßen  ist  der  Ogni- 
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scanin  aufgeführt,  Ogniscanin  ist  Sammelname.  Wohl  mag 
ein  Einzelfall  mit  der  Person  eines  Ogniscanin  Anlaß  gewesen 
sein  zur  generellen  Fixierung  des  Rechtes  der  Angehörigen 
der  fürstlichen  Gefolgschaft  und  der  Bestimmung  über  die 
Haftung  der  Gemeinde,  und  in  diesem  Sinne  kann  ich  mich  der 
oben  S.  208  mitgeteilten  Meinung  von  Vladimirskij-Budanov 
anschließen,  daß  die  allgemeinen  Rechtsnormen  aus  juristischen 
Einzelfällen  sich  herausarbeiteten.  Der  juristische  Einzelfall 
als  Ausgangspunkt  für  die  Aufstellung  der  allgemeinen  Rechts- 
normen mag  vielleicht  gerade  bei  dem  straflosen  Töten  des 
-diebischen  Ogniscanin  in  II,  3  vorliegen,  da  diese  Bestimmung 
bzw.  ihre  persönliche  Bezugnahme  auf  den  Ogniscanin  ja  in  der 
dritten  Redaktion  fehlt  und  sie  nur  allgemein  nach  III,  49 
übertragen  ist.  Die  Zusätze  vom  fürstlichen  Boten  II,  1  und  vom 
Tiun  II,  3  sind  also  dann,  wie  gesagt,  als  nachträgliche  Rand- 
bemerkungen von  Richtern  anzusehen,  die  sich  die  spezielle 
Anwendung  des  zum  Schutz  der  fürstlichen  Gefolgschaft  allgemein 
bestehenden  Strafgesetzes  auf  einzelne  Glieder  dieser  Druzina, 
-also  den  fürstlichen  Boten  und  den  Tiun,  jeweils  aufnotierten. 
Mit  dieser  Annahme  löst  sich  auch  die  Frage,  die  man  auf- 
werfen könnte,  warum  der  fürstliche  Bote  gerade  II,  1,  der  Tiun 
gerade  II,  3  beigefügt  ist,  warum  sie  nicht  nebeneinander  auf- 
gezählt werden,  da  sie  doch  beide  gleichmäßig  wie  der 
Ogniscanin  behandelt  sind,  sowie  der  weitere  Zweifel,  ob  der 
Zusatz  vom  Tiun  in  II,  3  sich  nur  auf  die  letzte  Bestimmung 
II,  3  oder  aaf  die  ganze  Abteilung  II,  1 — 3  bezieht. 

Wenn  man  diesen  Gedanken  vom  Einzelurteil  über  Tö- 
tung eines  Ogniscanin  als  Ausgangspunkt  für  Erlaß  eines 
Strafgesetzes  zugunsten  der  fürstlichen  Gefolgschaft  scharf  fest- 
halten und  besonders,  vielleicht  allerdings  etwas  zu  viel,  be- 
tonen will,  könnte  man  darauf  hinweisen,  daß  die  in  II,  1 — 3 
beginnende  Verallgemeinerung  vom  Strafurteil  zum  Strafgesetz 
in  der  dritten  Redaktion  dadurch  weiter  geführt  und  vervoll- 
kommnet ist,  daß  hier  III,  5  nicht  mehr  der  Ogniscanin 
^Is  Einzelperson,    sondern    der  „Fürstenmann"    allgemein,    die 
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ganze  Klasse  der  privilegierten  Leute,  genannt  ist^)  und  daß 
ihr  der  „einfache  Mann",  IjucUn^  mit  der  Strafsumme  von  nur 
40  Grivna  entgegengestellt  wird. 

§  3.     Erläuterungen  zu  11,  4—5. 

II,  4.     Aber  hei  einem  fürstlichen  Tiun  80  Grivna. 

II,  5.  Aber  ein  Oberstallmeister  bei  der  Herde  80  Grivna, 
wie  Izjaslav  verordnet  hat  bei  seinem  Stallmeister,  den  die 
Dorogobiiher  erschlugen. 

Die  zwei  Bestimmungen  II,  4,  5,  die  ich  hier  zusammen- 
gestellt habe,  zeigen  sich  auf  den  ersten  Blick  als  verschieden 
von  der  ersten  Unterabteilung  der  zweiten  Redaktion  II,  1  — 3. 
Nämlich  sie  bieten  bloß  die  einfache  Straffestsetzung,  sie  sagen 
nur,  daß  für  den  Tiun  und  den  Ober  Stallmeister  je  80  Grivna 
zu  zahlen  sind.  Sie  charakterisieren  aber  nicht,  wie  das  in 
II,  1 — 3  geschah,  das  zu  sühnende  Delikt  genauer,  also  ob  die 
Tat  Totschlag  oder  Mord  war,  sie  gehen  nicht  auf  die  für 
Beurteilung  der  Tat  in  Betracht  kommenden  Motive  der  Tat 
ein,  ob  nach  ihnen  die  Tötung  strafbar  war  oder  straflos  blieb, 
sie  reden  nur  von  der  Summe  selbst,  nicht  von  der  Art  ihrer 
Aufbringung,  ob  die  Gemeinde  für  Zahlung  der  Strafsumme 
haftete  oder  nicht.  Eine  Aenderung  der  ganzen  Tonart  scheint 
mir  hier  mit  II,  4  einzutreten;  der  Autor  von  II,  1 — 3  schreibt 
als  Rechtssystematiker,  der  von  II,  4  lediglich  als  Aufzeichner 
der  fälligen  Buße. 

Man  kann  nun  die  Frage  aufwerfen,  wie  verhält  sich  II,  4 
zu  dem  Schluß  von  II,  3:  „aber  derselbe  Gebrauch  ist  bei 
einem  Tiun"?  Ist  es  anzunehmen,  daß  derselbe  Verfasser  un- 
mittelbar hintereinander  den  Schluß  von  II,  3  und  II,  4  nieder- 
schrieb?    Wenn    man    einen    Autor    für    II,   1 — 4    annähme, 


*)  So   z.    B.   Vladimirskij  -  Budanov ,    Uebersicht   S.  316:   2-aa  llpaB;ia 

orpasj^aeT'B  yse  /i^bohhoh)  Biipoio  a!H3HB  orHHUiaHHHä ,  KHAHiaro  iiysa,  KB^saro  KOBioxa  tt 
noÄi>i3ÄHaro ;  3-aa  ITpaBjia  o6o6I^aeT^  3th  KJiaccu  bi  o;iHHi-npuBH.iernpoBaHHiaft,  noxh  HMeaeMi» 
KBaacuxi  uyacefi. 
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könnte  man  sich  fragen,  warum  hat  er  den  Tiun  nicht  gleich 
in  II,  1  dem  Boten  beigesellt,  da  ja  für  den  Tiun  wie  für 
den  Boten  80  Grivna  zu  zahlen  sind.  Die  gleiche  Frage  ließe 
sich  dann  freilich  auch  für  II,  5  stellen;  auch  der  Oberstall- 
meister hätte,  als  zu  80  Grivna  gewertet,  in  II,  1  neben  dem 
Boten  und  Tiun  Platz  finden  können.  Aber  ohne  der  näheren 
Betrachtung  von  II,  5  vorzugreifen,  kann  man  doch  zur  Zurück- 
weisung dieser  Frage  sagen,  daß  hier  mit  II,  5  die  Sache 
anders  liegt  als  mit  II,  4,  daß  wir  in  II,  5  einen  ganz  be- 
sonderen Fall,  das  Gerichtsurteil  eines  Fürsten  mit  dessen  wie 
mit  der  Täter  Namen  vor  uns  haben. 

Wenn  man  wirklich  einen  Verfasser  für  II,  1 — 4  an- 
nehmen will,  dann  muß  man  sagen,  daß  er  ohne  weitere  gründ- 
liche Ueberlegung  und  Ordnung  seines  Materials  dieses  wie 
er  es  vorfand,  aneinandergereiht  hat,  ohne  sich  viel  darum  zu 
kümmern,  ob  in  unmittelbar  aufeinanderfolgenden  Sätzen  sich 
Wiederholungen  finden.  Denn  an  sich  sind  der  Schluß  von 
II,  3  mit  seiner  Erwähnung  des  Tiun  und  die  separate  Be- 
stimmung über  den  Tiun  in  II,  4  nebeneinander  überflüssig. 
Zumal  wenn  man  den  Schluß  von  II,  3  sich  auf  die  gesamten 
drei  Bestimmungen  II,  1 — 3  und  nicht  nur  auf  die  letzte,  das 
straflose  Erschlagen  des  diebischen  Tiun,  beziehen  läßt,  ist 
II,  4  eine  einfache  Wiederholung  des  Schlusses  von  II,  3.  Frei- 
lich ist  es,  wenn  man  einen  Autor  von  II,  1 — 4  annimmt,  viel- 
leicht von  ihm  zu  viel  erwartet,  daß  er  auf  solche  Widersprüche 
bzw.  Wiederholungen  achtgeben  soll,  er  zeigt  sich  weniger 
als  Ordner  und  Sichter,  denn  als  Zusammenträger  und  An- 
einanderreiher des  Materials. 

Wegen  der  oben  besprochenen  Verschiedenartigkeit  im 
Ton  einerseits  von  II,  1 — 3,  anderseits  von  II,  4  glaube  ich, 
daß  diese  Bestimmungen  von  verschiedenen  Autoren  stammen. 
Die  wiederholte  Erwähnung  des  Tiun  in  II,  3  und  II,  4  er- 
klärt sich  dann  eben  daraus,  daß,  wie  ich  oben  S.  213  schon 
bemerkt  habe,  der  Passus  von  fürstlichen  Boten  in  II,  1  und 
der   vom   Tiun   in   II,  3   Zusätze   sind,    die   ein   Richter   nach 
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weiteren  Urteilen  sich  in  sein  Exemplar  unserer  Redaktion 
einzeichnete.  Einem  späteren  Abschreiber  von  11,  1 — 4  mochte 
es  nicht  auffallen,  daß  so  rasch  hintereinander  der  Tiun  zwei- 
mal genannt  war,  jedenfalls  ließ  er  das  ganze  Material,  so  wie 
er  es  fand,  stehen,  ohne  den  Versuch  zu  machen,  es  in  größere 
Ordnung  zu  bringen. 

Wie  für  die  Unterabteilung  II,  1  —  3  müssen  wir  nun  auch 
für  II,  4  und  zugleich  für  II,  5  die  Frage  stellen :  handelt  es 
sich  hier  um  ein  einzelnes  Gerichtsurteil  oder  um  eine  all- 
gemeine Strafnorm,  liegen  hier  richterliche  Einzelfälle  vor, 
oder  beabsichtigte  der  Autor  ihre  Verallgemeinerung  zur  Straf- 
androhung? Auch  hier  bei  II,  4 — 5  neige  ich  zu  der  Meinung, 
daß  ein  Strafgesetz,  nicht  ein  Strafurteil  anzunehmen  ist,  daß 
allerdings  der  Autor  dabei  von  einem  einzelnen  Urteil  aus- 
gegangen ist  und  es  verallgemeinert  hat.  Gerade  durch  II,  5 
mit  seiner  absichtlichen  Betonung  des  Umstandes,  daß  Izjaslav 
schon  einmal  ein  derartiges,  auf  80  Grivna  Strafe  lautendes 
Urteil  gefällt  hat,  komme  ich  zu  der  Anschauung,  daß  der 
Autor  nicht  nur  über  ein  einzelnes  Urteil  referieren,  sondern 
daß  er  es  weiterbilden  will  zur  allgemein  gültigen  Straf- 
androhung. Er  führt  Izjaslav  mit  seinem  Urteil  gewissermaßen 
als  Autorität  dafür  an,  daß,  wenn  es  sich  um  Tötung  eines 
Oberstallmeisters  handelt,  eine  Strafe  von  80  Grivna  ange- 
messen ist;  er  begründet  mit  seinem  Hinweis  auf  Izjaslavs 
Entscheidung  die  allgemeine  Norm,  die  er  für  Erschlagen  eines 
Oberstallmeisters  aufstellt.  Von  einem  solchen  Einzelfalle  ist 
in  II,  4  überhaupt  nicht  die  Rede ;  da  sehe  ich  die  einfache 
Aufstellung  des  Gesetzes,  daß  die  Tötung  eines,  d.  h.  nicht 
eines  bestimmten,  sondern  jedes  beliebigen  Tiun  mit  80  Grivna 
zu  bestrafen  ist.  Auch  hier  wie  in  II,  3  ist  nur  der  fürstliche 
Tiun  durch  die  besondere  Strafandrohung  geschützt;  erst  in 
der  dritten  Redaktion  III,  3,  14,  89  treffen  wir  auch  den 
Tiun  der  Bojaren.  Der  in  II,  4  genannte  Tiun  des  Fürsten 
gehört  nach  der  Strafhöhe  von  80  Grivna  auch  der  obersten 
Klasse  fürstlicher  Leute  an,  während  wir  den  niederen  fürst- 
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liehen  Tiun,  zu  12  Grivna  gewertet,  erst  III,  13  genannt 
finden.  Ich  sage  ausdrücklich  „genannt  finden",  denn  mit  ein- 
begriffen ist  dieser  ländliche  Fürstentiun  als  Beamter  niederen 
Ranges  unfreien  Standes  doch  wohl  schon  II,  6  unter  dem 
fürstlichen  Dorf-Starosta. 

Sergeevic^)  denkt  anders  als  ich;  er  ist  der  Ansicht,  daß 
in  II,  5  der  Autor  nur  eine  einzelne  Gerichtsentscheidung  in 
seine  Sammlung  übertrug.  Dieser  Einzelfall  eines  fürstlichen 
Richterspruchs  habe  durchaus  nicht  die  Bedeutung  einer  alt- 
gemeinen Norm.  Grycko  ^)  dagegen  ist  mehr  meiner  An- 
schauung. Auch  er  muß  natürlich  anerkennen,  daß  zunächst 
in  II,  5  nur  ein  Fall  erwähnt  ist,  in  dem  Strafe  für  Tötung 
eines  Oberstallmeisters  verhängt  wurde.  Aber  diese  Erwähnung 
des  Falles  verfolgt  den  Zweck,  bzw.  der  Autor  von  II,  5  hat 
die  Absicht,  die  Strafe,  die  Izjaslav  bei  dem  genannten  Anlaß 
anordnete,  zu  verallgemeinern  für  alle  Gelegenheiten  der  Er- 
mordung fürstlicher  Stallmeister,  indessen  sagt  er  „ein  Ober- 
stallmeister bei  der  Herde",  weil  der  in  dem  betreffenden 
Einzelfall  getötete  Stallmeister  Izjaslavs  ein  Oberstalhneister  war. 

Mir  scheint  die  ganze  allmähliche  Entstehung  der  Be- 
stimmung II,  5  folgende  zu  sein:  Izjaslav  wendet  sinngemäß 
die  vor  ihm  schon  erlassenen  fürstlichen  Bestimmungen  über 
den  verstärkten  Schutz  des  Ogniscanin  und  des  Tiun,  d.  h. 
überhaupt  der  fürstlichen  Gefolgschaftsleute  in  einem  Einzel- 
fall auf  seinen  Stallmeister  an ;  er  sieht  seinen  Stallmeister  als 
Mitglied  seiner  fürstlichen  Gefolgschaft  an  und  bestraft  darum 
dessen  Tötung  mit  dem  allgemein  schon  für  Erschlagen  eines 
fürstlichen  Gefolgsmannes  üblichen  Satz  von  80  Grivna.  So 
unterrichtet  uns,  wie  ich  schon  früher  bemerkt  habe  ^),  die 
Stelle  II,  5  über  den  Charakter  dieses  Ausbaues  der  staatlich- 
fürstlichen Rechtspflege.  Er  geschah  nämlich  nicht  durch  ver- 
mehrte Aufstellung  von  allgemein  gültigen  Gesetzen,  die  Ver- 

^)  Vorlesungen  S.  84  f. 

^)  Anteil  der  Gemeinde  etc.  —  siehe  oben  S,  196  Note  3  —  S.  113. 

')  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  457. 


220  Goetz. 

brechensfälle  wurden  nicht  a  priori  normiert  und  mit  Strafe 
bedroht,  sondern  die  Weiterentwicklung  folgte  von  Fall  zu 
Fall,  die  tatsächlich  vorgekommenen  Straftaten  wurden  Anlaß, 
die  schon  bestehende  allgemeine  Straffestsetzung  auf  den  neuen 
Einzelfall  anzuwenden.  Wir  haben  hier  also  noch  kein  all- 
gemeines  Strafgesetz,  sondern  Strafanordnungen  für  einzelne 
Fälle  vor  uns.  Die  Tätigkeit  des  Fürsten  als  Gesetzgebers 
folgt  der  einzelnen  Straftat  nach,  sie  wird  durch  das  Besondere 
an  ihr,  das  in  den  älteren  Bestimmungen  noch  nicht  berück- 
sichtigt war  —  in  II,  5  also,  daß  der  Erschlagene  Oberstall- 
meister ist  — ,  hervorgerufen.  Darum  kann  ich  das  Urteil, 
das  Vladimirskij-Budanov  ^)  mit  Bezugnahme  auf  unsere  Be- 
stimmung II,  5  fällt,  nicht  teilen,  daß  die  fürstlichen  Verord- 
nungen manchmal  entstanden  seien  aus  einzelnen  Anlässen,  in 
denen  die  Fürsten  ein  Urteil  fällen  mußten,  das  keinen  Grund 
hatte  in  vorhergehenden  Verordnungen.  Das  Urteil  Izjaslavs 
ist  mir  nur  Anwendung  der  schon  zugunsten  der  fürstlichen 
Gefolgschaft  bestehenden  fürstlichen  Verfügung,  sozusagen 
lediglich  die  Erklärung,  daß  der  betreffende  Oberstallmeister 
Izjaslavs  selbstverständlich  als  Glied  der  schon  speziell  ge- 
schützten Druzina  des  Fürsten  anzusehen  ist.  Stephanovskij  ^) 
sieht  in  der  Verfügung  Izjaslavs  verschiedene  Elemente  ent- 
halten, das  der  persönlichen  Befriedigung  [des  Ersatzes  für 
den  Verlust  des  Gefolgsmannes],  das  des  richterlichen  Urteils, 
das  des  Gesetzes,  weil  bis  dahin  niemand  eine  Strafe  von 
80  Grivna  für  Tötung  eines  Stallmeisters  kannte.  Der  Auf- 
zeichner von  II,  5  nimmt  dann  dieses  Einzelurteil  des  Izjaslav 
wiederum  seinerseits  als  Ausgangspunkt,  um  eine  allgemeine 
Norm  für  die  Klasse  der  Stallmeister  neben  den  anderen  schon 
genannten  Klassen  von  Mitgliedern  der  fürstlichen  Druzina, 
des  Ogniscanin,  des  fürstlichen  Boten  und  des  fürstlichen  Tiun, 


')  Uebersicht  S.  96. 

^)   Stephanovskij ,    K.  G. :    PaspaHn^eHie   rpaK^ancKaro   n  yroJOBHaro    cysonpoua- 
BO^CTBa  Bi>  ucTopiii  pyccKai'o  npaßa  in  iKypH.  Mhhiict.  HapoAH.  lIpocBtm.  1873,   Märzheft 

S.  15;  dazu  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  68. 
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daran    anzuknüpfen.     So   bildet   sich    also   das  Strafgesetz  aus 
dem  Straf  urteil  aus. 

Die  Worte  des  Textes:  Jconjuch  u  Stada  staryj  habe  ich 
also  übersetzt  ruit:  Oberstallmeister  ^)  bei  der  Herde.  Oben 
S.  210  habe  ich  zum  Tiun  schon  bemerkt,  daß  wir  in  der 
zweiten  Redaktion  nur  eine  Klasse  von  Tiun  genannt  finden, 
diejenige,  die  nach  der  für  sie  in  Betracht  kommenden  Straf- 
summe von  80  Grivna  zur  fürstlichen  Gefolgschaft  höheren 
Ranges  gehört,  während  in  der  dritten  Redaktion  III,  13  der 
höhere  und  der  niedere  Tiun  eigens  genannt  bzw.  unterschieden 
eiod.  Aehnlich  ist  es  mit  dem  Stallpersonal.  Der  Stallmeister 
der  zweiten  Redaktion  von  II,  5  ist  nach  der  für  seine  Tötung 
verhängten  Strafe  von  80  Grivna  gleichen  Ranges  mit  dem 
Ogniscanin,  fürstlichen  Boten  und  fürstlichen  Tiun.  Dagegen 
in  der  dritten  Redaktion  treffen  wir  ebenfalls  III,  13  höheres 
und  niederes  Stallpersonal,  den  zu  80  Grivna  gewerteten  Pferde- 
tiun  —  tivim  Jconjiisij  —  und  den  Konjuch  der  zweiten  Re- 
daktion, zu  40  Grivna  eingeschätzt,  also  etwa  beide  zu  übersetzen 
mit:  Stallmeister  und  Stallknecht,  wenn  schon  vielleicht  Stall- 
knecht für  ein  Mitglied  der  jüngeren  Druzina  etwas  zu  wenig 
gesagt  ist.  Hielten  wir  uns  in  der  zweiten  Redaktion  nur  an 
das  Wort  Konjuch,  so  müßten  wir  es  nach  Analogie  von  III,  13 
mit  Stallknecht  übersetzen,  das  paßt  ^aber  nicht  zu  der  ihm 
von  Izjaslav  in  gleicher  Höhe  wie  den  anderen  fürstlichen 
Gefolgsleuten  zuteil  gewordenen  Bewertung  auf  80  Grivna. 
Es  fragt  sich,  was  der  Zusatz  staryi  zu  Konjuch  in  II,  5 
bedeutet,  ob  es  nur  Altersbezeichnung  ist:  ein  alter  Konjuch, 
oder  ob  es  seinen  Rang  bezeichnet,  die  höhere  Klasse  unter 
dem  Stallpersonal,  was  im  späteren  Russischen  mit  dem  Kom- 
parativ starsij  =  Ober  bei  verschiedenen  in  zwei  Klassen  zer- 
fallenden Aemtern  ausgedrückt  wird.    Sergeevic  ^)  nimmt  staryj 

*)  So  schon  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  306. 

2)  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  85;  derselbe,  Altertümer  I,  S.  441,  447, 
bezeichnet  in  seiner  Abhandlung  über  Konjusie  auch  ausdrücklich  den 
Konjuch  von  11,  5  als  unter  dem  Tiun-Konjusij  stehend. 
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in  II,  5  als  Altersbezeichnung,  redet  von  einem  alten  Pferde- 
hirten, er  sei  ein  Knecht,  ein  Unfreier,  der  Fürst  habe  für 
seine  Tötung  80  Grivna  verlangt,  weil  er  über  die  Tat  sehr 
erzürnt  war,  nicht  deshalb,  weil  solche  Strafe  gewöhnlich  für 
Tötung  derartiger  Leute  auferlegt  worden  sei.  Mrocek-Droz- 
dovskij  ^)  dagegen  faßt  staryj^  wie  ich  das  auch  tue,  als  Amts- 
bezeichnung im  Sinne  des  später  üblichen  starsij.  In  der 
Chronik  ^)  finden  wir  auch  ein  etwa  meiner  Uebersetzung  Ober- 
stallmeister entsprechendes  Amt  am  Hofe  Olegs  verzeichnet: 
starejshia  konjucJiom^  e'cyer  en  chef^  wie  L^ger  übersetzt^). 
Presnjakov^)  denkt  bei  unserem  lionjuch  staryj  u  stada  an 
die  Pferdepfleger  des  Litauischen  Rußlands,  Bauern,  die  als 
bewährte  Pferdezüchter  mit  ihren  eigenen  Pferden  auch  fürst- 
liche aufzogen,  und  hält  es  für  sehr  wahrscheinlich,  daß  der- 
artige Verpflichtung  der  Bevölkerung,  als  Art  Abgabe  an  den 
Fürsten,  auch  in  Altrußland  bestand.  Zur  Lösung  der  Difi'erenz 
mag  vielleicht  die  Bemerkung  Sreznevskijs  ^)  beitragen,  daß 
Konjusij  dasselbe  bedeutet  wie  Konjuch. 

Die  Chronik  berichtet  uns  nichts  über  den  in  II,  5  be- 
rührten Vorfall,  wir  hören  nichts  von  einem  Streit  Izjaslavs 
mit  den  Leuten  von  Dorogobuz.  Diesen  Ort  selbst  treffen 
wir  erst  nach  der  Zeit  Izjaslavs  in  der  Chronik  ^)  da  und  dort 
an;  es  ist  Dorogobuz  in  Volynien  gemeint,  welch  letzteres 
Jaroslav  bei  Erbteilung  seinem  Sohne  Igor  zugewiesen  hatte, 
der  aber  bald,  1057  schon,  nach  Smolensk  übersiedelte''^). 
Barac^)  vollends  ist  der  Meinung,    der  Satz:    „den  die  Leute 


^)  Untersuchungen  1885,  S.  179. 
^)  Laurentiuschronik  S.  38',  ao.  912. 
•')  Chronique  dite  de  Nestor  S.  30. 

•»)  Fürstenrecht  S.  291  ^  ^)  Materialien  I,  Sp.  1278. 

ß)  Laurentiuschronik  S.  199^  ao.  1084;  S.  259 ''*^  ao.  1097:  S.  263% 
ao.  1097;  S.  264«S  ao.  1100;  S.  811 1%  ao.  1150;  S.  312«,  ao.  1150. 
')  Laurentiuschronik  S.  157  ^%  ao.  1054;  S.  158  ^^  ao.  1057. 

*)  BaraC,  G.  M:  Anal3'Se:  KpHTUKO-c'paBnuTeai.HMfi  aHiUiiai.  JtoroBopoB's  ryou  i'b 
BiisaHTiefi.  Bo3CTaiiOB.ieuie  TCKCTa,  nepenoATi,  KOMMCHTapifl  ii  cpaBHouie  e^  ÄPyi""*'"  npaBOBUSiu 
naMflTHHKaMii,  Bi  'lacTHOCTii  ci.  TycCKKuH)  IIpaB;^oK),  KieBi   1910,   S.  217. 
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von  Dorogobnz  erschlugen",  beziehe  sich  überhaupt  nicht  auf 
Izjaslavs  Oberstallmeister,  sondern  auf  Izjaslav  selbst.  Es  sei 
das  eine  Bemerkung,  wie  so  manch  andere  kurze  Chroniknotiz 
über  gewaltsamen  Tod  von  Fürsten,  sie  sei  von  einem  Ab- 
schreiber beigefügt,  der  damit  den  Izjaslav  genauer  bestimmen 
wollte.  Vielleicht  habe  dieser  Abschreiber  irgendwo  von  irgend- 
einem Izjaslav  gelesen,  daß  er  von  Leuten  von  Dorogobuz  er- 
schlagen worden  sei,  und  habe  dann  diese  Bemerkung  auf  den 
1078  auf  dem  Nezatin-Feld  erschlagenen  Izjaslav,  Jaroslavs 
Sohn,  übertragen. 

Unsere  Bestimmung  IT,  5  ist  ein  Zusatz  von  anderer 
Hand,  als  der,  die  II,  1 — 3  und  II,  4  geschrieben  hat.  Als  Zusatz 
fassen  II,  5  ja,  wie  oben  S.  172  schon  gesagt,  auch  die  Forscher 
auf,  die  die  zweite  Redaktion  ganz  oder  zum  Teil  als  Werk 
der  in  der  Ueberschrift  genannten  Fürstenversammlung  er- 
klären. Sorgfältige  Beachtung  der  Anfänge  der  Bestimmungen 
führt  uns  auch  zu  der  Annahme,  daß  II,  5  ein  Zusatz  ist. 
Nämlich  II,  1  —  3  beginnt  gleichmäßig  mit  dem  Wort:  wenn, 
nach  der  Lesart  bei  Sergeevic  ^)  II,  1  asce,  II,  2  asce  ze  und 
II,  3  a  ize]  nach  der  bei  Kalacov  ^)  II,  1  asce^  II,  2  a  ize^ 
II,  3  aze.  Die  folgenden  Paragraphen,  die  noch  von  fürstlichen 
Leuten  handeln,  II,  4,  6,  7,  fangen  alle  an  mit:  aber  bei 
einem  etc.,  a  v. 

Mitten  darin  wechselt  in  II,  5  der  Anfang  der  vom  Ober- 
stallmeister handelnden  Bestimmung,  er  lautet:  „aber  ein  Ober- 
stallmeister" usw.  Diese  Unterbrechung  des  stereotypen  Ein- 
gangs der  Paragraphen  ist  für  mich  ein  Anzeichen,  daß  hier 
die  Randbemerkung  eines  späteren  Benutzers  vorliegt,  der  die 
ihm  vorliegenden  Strafnormen  um  eine  neue,  auf  Izjaslavs 
Urteilsspruch  sich  stützende,  vermehren  wollte.  Bei  der  Be- 
sprechung des  Alters  der  zweiten  Redaktion  in  §  22  werde  ich 
auf  II,  5  als  Zusatz  nochmals  zu  sprechen  kommen. 

')  Ausgabe  S.  4,  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  252. 
»)  Einleitung    S.    180,    §  LXXVI;    S.    185,    §   LXXXVIII;    S.    184, 
§  LXXXV. 
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Die  Erwähnung  Izjaslavs  ist  bei  der  Uebertragung  von 
II,  5  in  die  dritte  Redaktion  III,  13  ganz  weggefallen.  Der 
Systematiker  der  dritten  Redaktion  entkleidet  die  von  ihm 
vorgefundenen  älteren  Bestimmungen  bei  ihrer  Umarbeitung 
in  sein  System  öfter  der  Bezugnahme  auf  Einzelpersonen.  So 
nahm  er  aus  II,  5  das,  was  für  ein  Strafgesetz  in  Betracht 
kam,  wobei  er  es  in  III,  13  auf  zwei  Klassen  von  Stallpersonal 
ausdehnte,  mit  verschieden  hoher  Bewertung  der  beiden  Klassen; 
das  in  II,  5  dargebotene  Straf  urteil,  d.  h.  die  Person  dessen, 
der  es  ausgesprochen  hatte,  Izjaslav,  ließ  er  weg. 

§  4.     Erläuterungen  zu  II,  6—8. 

II,  6.  Aber  hei  einem  fürstlichen  Dorf-Starosta  und  hei 
einem  Bauern- Starosta  12  Grivna. 

II,  7.  Äher  hei  einem  fürstlichen  Diener  5  Grivna  und"^) 
hei  einem  JBauernshlaven  5  Grivna. 

II,  8.     Wenn   es   eine   leiheigene  Amme  oder  Pfleger  ist, 

12  Grivna. 

*)  Lesart  von  7b):  „und  bei  einem  Bauern  und  bei  einem  Sklaven 
h  Grivna."     Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  252. 

Die  zweite  Redaktion  wendet  sich  nunmehr  von  der  bisher 
behandelten  höheren  Gefolgschaft  der  niederen  Klasse  fürst- 
licher Diener,  der  fürstlichen  Leute  unfreien  Standes  zu;  das 
zeigen  sofort  die  geringen  Strafsummen  von  12  und  5  Grivna. 
Es  ist  nicht  ausdrücklich  gesagt,  daß  es  sich  um  Tötung  dieser 
Personen  handelt,  aber  es  ist  das  ganz  offenbar  anzunehmen; 
darum  hat  ja  der  Autor  von  II,  5  mitten  in  diese  Skala  von 
80  Grivna  abwärts  bis  5  Grivna  das  Urteil  Izjaslavs  bei  Tötung 
eines  Oberstallmeisters  eingeschaltet.  Die  Körperverletzung 
wird  erst  II,   14  behandelt. 

Ob  von  II,  6  an  auch  noch  wie  bisher  ausschließlich  von 
fürstlichen  Beamten  und  Dienern  die  Rede  ist,  das  ist  eine 
Frage,  die  genau  im  Auge  behalten  werden  muß. 

Der  „Starosta",  mit  dem  II,  6  beginnt,  ist  wiederzugeben 
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mit  „Aeltester".  Von  Starosten,  Aeltesten  untersclieidet  man 
in  Altrußland  zwei  Arten,  solche,  die  vom  Fürsten  auf  seinen 
Gütern  zu  Unterverwaltern  ernannt  und  solche,  die  frei  ge- 
wählt waren  ^).  Wir  werden  hier  in  TI,  6  an  fürstlicherseits 
ernannte  Verwaltungsbeamte  niederer  Art  zu  denken  haben. 
Denn  bei  der  Uebertragung  unserer  Stelle  in  die  dritte  Re- 
daktion finden  wir  III,  13  den  „fürstlichen  Dorf-Starosta"  er- 
setzt durch  den  „fürstlichen  Dorf-Tiun",  also  zweifellos  den 
vom  Fürsten  in  sein  Amt  eingesetzten  Verwalter,  hier  nicht 
den  Hausverwalter  höheren  Ranges,  sondern  den  einfachen 
Oekonomie  Verwalter. 

Nun  decken  sich  die  beiden  Hälften  von  II,  6  eigentlich 
ihrem  Inhalte  nach,  wenn  man  den  Starosta  in  beiden  Fällen 
als  fürstlichen  Beamten  ansieht,  wie  das  z.  B.  Mrocek-Droz- 
dovskij  mit  anderen  tut^).  Denn  zwischen  Dorf  =  seVshom 
und  Bauern  =  ratajnhn^  also  zwischen  ländlich  und  ackerbau- 
treibend etwa,  ist  doch  kein  großer  Unterschied.  Ratajnyj  heißt 
jedenfalls:  ländlich,  bäuerlich^),  es  ist  abzuleiten  von  rataj  = 
Ackerbauer,  Landmann ^).  Manche  lassen  es  allerdings  von 
raf  =  Heer,  Krieg,  Schlacht  abstammen,  fassen  ratajnyj  dann 
als:  kriegerisch,  zum  Heere  gehörig,  und  übersetzen  wie  Ewers: 
Schultheiß  über  die  Krieger,  denken  also  an  einen  Unterführer 
im  Heer  ^).    Ich  möchte  ratajnyj  schon  deshalb  nicht  im  Sinne 


^)  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  300  f.;  Sreznevskij,  Materialien  III, 
Sp.  496  f. 

2)  Untersuchungen  1885,  S.  253. 

')  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  258:  Ocoöhh  npncTEBHHKi 

3a  naxapHMH  HaÄCMOTpmHK'B  sa  noJieBbiMH  paöoiaMu,  BtpoflTHO,  Haxo^H^tca  npa  bchkomi  öo-iBraoMt 
xosaficTBi,  a  o6pa3i;eM'b  laKoro  xosaficiBa  öuÄ-h,  Kone^HO,  KHaacecKift  ÄOMt. 

*)  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  104. 

^)  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  105;  Ewers,  Recht  der  Russen 
S.  816  zu  III,  13.  Allerdings  bietet  Ewers  S.  306  bei  unserer  Stelle  II,  6 
die  Uebersetzung :  und  für  einen  fürstlichen  Dorfältesten  und  einen 
b'äuerlichen  12  Grivnen;    Lange,    Kriminalrecht  S.  66,  78:   Mesfly  npocraMw 

paxaaMH  ciapocTH  BOHHCKie  HMenoBajHCB  ilynaMii  paTaHHbiMH,  S.  81  :  xiyHt  paTaHHBifi  sHaiHT'B 

TiyHi  BoenHUH.    Weitere  Vertreter   dieser  Meinung  bei  Mrocek-Drozdovskij, 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Baud.  15 
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von:  kriegerisch,  zum  Heere  gehörig,  nehmen,  weil  von  der 
militärischen  Gefolgschaft  bzw.  Dienerschaft  des  Fürsten  hier 
II,  G  ff.  gar  keine  Rede  sonst  ist;  sie  findet  sich  vielleicht 
erst  II,  14  im  Schwertträger  gemeint,  wobei  dieser  nach  seiner 
Zusammenstellung  mit  dem  Ogniscanin  und  Tiun  zur  höheren 
Gefolgschaft  gehört,  nicht  zu  der  niederen  Dienerschaft  un- 
freien Standes,  von  der  in  II,  6  ff.  geredet  wird.  Auch  einer 
der  neuesten  Erklärer  des  Russischen  Rechtes,  Presnjakov  ^), 
faßt  beide  in  II,  6  erwähnten  Aeltesten  als  fürstliche  Beamte 
auf.  Aber  wir  kommen  dann  nicht  über  die  Frage  hinaus : 
Welcher  Unterschied  ist  zwischen  einem  fürstlichen  Dorf- 
Starosta  und  einem  fürstlichen  Bauern-Starosta,  wohnen  denn 
die  Bauern  nicht  im  Dorf  bzw.  ist  die  ländliche  Bevölkerung 
nicht  die  ackerbautreibende?  Die  Antwort  auf  diese  Frage 
muß  ich  bis  zur  Besprechung  von  II,  7  noch  etwas  verschieben. 
Freilich  für  die  Beurteilung  beider  Arten  von  Starosten  in  II,  6 
als  fürstlicher  Oekonomieverwalter  würde  sprechen,  daß  sie  in 
der  dritten  Redaktion,  III,  13,  alle  zwei  wieder  nebeneinander 
genannt  sind  und  daß  die  Verwalter  der  Bojaren,  also  nicht 
fürstliche  Aelteste  bzw.  Starosten  getrennt  in  III,  14  aufgeführt 
werden.  Aber  bei  der  Uebertragung  der  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  in  die  dritte  ist  II,  7,  das  wie  II,  6  auch 
zweierlei  Personen  kennt,  den  fürstlichen  Diener  und  den 
Bauernsklaven,  gespalten;  der  fürstliche  Diener  der  ersten 
Hälfte  von  II,  7  steht  in  III,  13  in  dem  Paragraphen:  „vom 
Mann  des  Fürsten**,  dagegen  der  Bauernsklave  aus  der  zweiten 
Hälfte  von  II,  7  findet  sich  erst  III,  16  nach  dem  Verwalter 
der  Bojaren  und  nach  den  Handwerksleuten. 

Bei  II,  7  müssen  wir  zunächst  uns  darüber  klar  werden,« 
was  mit  dem  fürstlichen  Diener  gemeint  ist.  Sergeevic  ^)  liest 
hier   rjadovic,    Kalacov  ^)  rjadovnik\    beides  bedeutet   ja,    wie 


Untersuchungen  1885,  S.  254,  wo  auch  Material  für  die  Auffassung  von 
paiaHHuS  als  ländlich,  bäuerlich. 

^)  Fürstenrecht  S.  290. 

2)  Ausgabe  S.  5.  ')  Einleitung  S.  182,  §  LXXX. 
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Sreznevskij  ^)  sagt,  dasselbe,  so  daß  auf  diese  Differenz  weiter 
kein  Gewicht  zu  legen  ist.  Jedenfalls  ist  er  kein  freier  Mann^ 
er  steht  auch  nicht  einmal  im  Rang  des  II,  6  genannten 
Aeltesten.  Denn  für  seine  Tötung  werden  nur  5  Grivna  be- 
zahlt, dieselbe  Summe  wie  für  den  Bauernsklaven  in  der  zweiten 
Hälfte  von  II,  7,  er  gehört  also  zur  Klasse  der  ganz  Unfreien. 
Sreznevskij^)  erklärt  ihn  als  einen,  der  dient  auf  Grund  eines 
Vertrags,  Abkommens,  rjad^).  Sergeevic'^)  zählt  ihn  zu  den 
Sklaven,  den  einfachen  Knechten;  wie  Sreznevskij  faßt  er  ihn 
auf  als  einen,  der  auf  Grund  einer  vertragsmäßigen  Abmachung, 
rjad^  bei  einem  anderen  lebt,  und  der  deshalb  hier  II,  7  als 
Sklave  angesehen  ist,  weil  er  zu  dem  III,  16,  144,  145  an- 
gegebenen Normalpreis  von  5  Grivna  für  den  Sklaven  einge- 
schätzt wird.  Anders  beurteilt  Mrocek-Drozdovskij^)  den 
rjadovf.  Er  betrachtet  das  Wort  rjad  sowohl  als  Bezeichnung 
eines  Vertrags  wie  eines  Befehls,  und  zwar  werde  es  vor- 
wiegend im  Sinne  von  Befehl,  Auftrag  gebraucht.  Im  rjadovnik 
—  denn  er  hält  diese  Form  des  Wortes  für  richtiger  als 
rjadovic  —  sieht  er  also  einen  Diener,  dem  sein  Herr  befiehlt, 
einen  Auftrag  gibt,  nicht  einen,  der  sich  durch  Arbeitsvertrag 
an  seinen  Herrn  gebunden  hat.  Der  rjadovic^  oder  richtiger 
rjadovnilc  (rjadniJc)  des  Russischen  Rechtes  ist  ihm  also  ein 
Gehilfe  des  Tiun  in  der  Verwaltung,  ein  ünterbeamter,  ein 
niederer  Oekonoraiediener.  Gewählt  wurde  er,  nach  der  für 
seine  Tötung  festgesetzten  Summe,  aus  den  Sklaven,  die  be- 
sonderes Vertrauen  verdienten,  und  zwar  stand  die  Auswahl 
nach   Mrocek-Drozdovskij   wahrscheinlich   dem    Tiun   zu,    der 


0  Materialien  III,  Sp.  231. 

2)  Materialien  III,  Sp.  230. 

^)  Zu  paAt  als  Abkommen,  Vertrag  siehe  die  Stellen  der  dritten 
Redaktion  III,  142  bei  Eingehung  eines  Dienstverhältnisses,  III,  62  bei 
Leihe  und  Zins,  III,  122  im  Sinne  von  testamentarischer  Verfügung,  wo- 
für III,  135  asuK-b  steht. 

*)  Altertümer  I,  S.  105  f. 

*)  Beilagen   1886,    S.   185 — 203*.    o  ciosi  „pasHTH"   h  hpohsboähhx'b  otb  Hero=. 
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rjadovnih  ist  ihm  also  ein  unfreier  Untertiun.  Gegen  die  Auf- 
fassung von  Sergeevic  wendet  sich  auch  Presnjakov^),  ihm  ist 
der  rjadovic  ebenfalls  ein  niederer  Agent  der  landwirtschaft- 
lichen oder  administrativen  Verwaltung.  Vladimirskij-Buda- 
nov^)  gibt  rjadornih  einfach  als  Anordner,  Aufseher  über  die 
Arbeiter  wieder. 

Ich  halte  die  Meinung  von  Sergeevic  für  die  richtigere, 
schon  deshalb  auch,  weil  rjadovic  in  II,  7  in  einem  Atem  mit 
dem  Sklaven  genannt  ist,  mag  man  nun  die  zweite  Hälfte  von 
II,  7  wie  immer  auch  auffassen. 

Nämlich  gerade  über  diese  zweite  Hälfte  von  II,  7  be- 
stehen Differenzen.  Sergeevic^)  liest:  a  v  smerd'i  v  cJiolope 
5  griven,  und  bei  einem  Bauernsklaven  5  Grivna;  KalacoV^)  da- 
gegen hat:  a  v  smerde  i  v  cJiope^)  5  griven^  und  bei  einem 
Bauern  und  bei  einem  Sklaven  5  Grivna. 

Sergeevic^)  zieht  erstere  Lesart  vor:  „bei  einem  Bauern- 
sklaven". Die  zweite  Lesart  gebe  keinen  klaren  Sinn,  in 
II,  6,  7  sei  von  fürstlichen  Dienern  die  Rede,  es  sei  unklar, 
warum  in  der  Reihe  dieser  unfreien  Fürstenleute  auf  einmal 
der  Bauer,  ein  freier  Mann,  erwähnt  werden  solle.  Sergeevic 
beruft  sich  für  die  Annahme  der  von  ihm  bevorzugten  Lesart 
auf  den  Anfang  von  II,  9,  wo  wir  lesen:  „aber  für  ein  fürst- 
liches Pferd,  welches  mit  dem  [Besitz-]  Stempel  (versehen  ist), 


^)  Fürstenrecht  S,  293  S  siehe  auch  Romanov  a.  a.  0.  S.  31  f. 

2j  Chrestomathie  I,  S.  40  ^^ 

^)  Ausgabe  S.  5. 

'')  Einleitung  S.  183,  §  LXXXIL 

^)  Tobien,  Sammlung  S.  42,  XXI,  3,  bietet  bt.  xjont  und  bemerkt, 
die  von  ihm  benutzten  Handschriften  böten  xon*,  wie  also  auch  Kalacov 
liest,  der  für  zwei  Handschriften  auch  den  oflFenbaren,  von  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  49  in  seinen  Text  übernommenen 
Schreibfehler  oxoT-fe  verzeichnet.  „Allein  —  fügt  Tobien  bei  —  das  j 
wird  in  den  Handschriften  häufig  über  die  Zeile  gesetzt  und  scheint  hier 
verwischt  zu  sein."  Ueber  xo.ioni,  vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
1885,  S.  281. 

«)  Altertümer  I,  S.  185. 
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3  Grivna,  aber  für  ein  Bauernpferd  2  Grivna*.  Fürstliches 
und  nichtfürstliches  Pferd  seien  hier  einander  entgegengestellt, 
letzteres  sei  ßauernpferd,  smerdij^  benannt.  Ebenso  sei  in 
II,  6  und  7  die  Rede  von  fürstlichen  und  nichtfürstlichen 
Sklaven,  letztere  hießen  also  „Bauernsklaven".  Zur  Kräftigung 
dieser  Argumentation  weist  er  auf  die  Parallelstelle  III,  16 
hin,  wo  es  in  der  von  Sergeevic  benutzten  Handschrift  heißt: 
a  za  smerdii  cliolop  5  griven,  aber  für  einen  Bauernsklaven 
5  Grivna.  Freilich  haben  einzelne  Handschriften  wie  die  Ka- 
ramzinsche^)  die  Lesart  a  za  smerd  i  cJioloj):  aber  für  einen 
Bauern  und  einen  Sklaven,  doch  ist  die  Lesart  a  za  smerdii 
cholop  die  häufigere.  Eine  Anzahl  Handschriften  geben  der 
Bestimmung  III,  16  auch  die  Ueberschrift:  „vom  Bauern- 
sklaven", neben  der  sich  allerdings  auch  die  andere:  „vom 
Bauern  und  vom  Sklaven"   findet^). 

Mit  der  Annahme  der  Lesart  von  Sergeevic  beseitigen  wir 
in  II,  7  das  befremdende  Moment,  daß  mit  gleicher  Straf- 
zumessung, also  in  gleicher  Bewertung,  der  freie  Mann  und 
der  Sklave  genannt  werden.  Der  freie  Mann  ist  nämlich  hier 
in  II,  7  unter  dem  Bauern,  smerd,  vorauszusetzen,  er  ist  im 
Gegensatz  zu  den  fürstlichen  Leuten^  von  denen  bisher  die 
Rede  war,  das  nicht  zum  Gefolge  bzw.  zur  Dienerschaft  des 
Fürsten  gehörende  Mitglied  der  freien  Bevölkerung,  nicht  ge- 
rade der  freie  Bauer  im  engeren  Sinne  dieses  letzteren  Wortes 
allein.  Dafür,  daß  smerd,  der  Bauer,  in  II,  7  mehr  den  Gegen- 
satz des  nichtfürstlichen  Russen  zum  fürstlichen  Gefolgsmann 
ausdrücke,  als  streng  nur  den  Landmann  bezeichnen  soll, 
kann  man  sich  auf  II,  9  in  Verbindung  mit  III,  55  berufen. 
In  der  Stelle  II,  9  sind  fürstliches  Pferd  und  bäuerliches  Pferd 
einander  gegenübergestellt  und  verschieden  bewertet,  in  der 
Uebertragung  der  Stelle  in  die  dritte  Redaktion  nach  III,  55 
ist  daraus  geworden:    „war    es   ein  fürstliches  Pferd,    so    sind 


^)  So  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  40,  §  13. 
2)  Siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  183,  §  LXXXII. 
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dafür  3  Grivna  zu  zahlen,  aber  für  andere  (Pferde)  je  2  Grivna**. 
Das  „ Bauernpferd ",  smerdij  hon  in  II,  9  ist  also  in  III,  55 
allgemeiner  bezeichnet  als  „ein  anderes*,  za  inech.  Mit  Recht 
ist  daraus  zu  schließen,  wie  Sergeevic  ^)  das  tut,  daß  hier 
smerd  nicht  im  engeren  Sinn  als:  Landbewohner,  Ackerbauer, 
aufzufassen,  sondern  in  weiterer  Bedeutung  zu  verstehen  ist 
zur  Bezeichnung  der  ganzen  Bevölkerung  mit  Ausnahme  des 
Fürsten.  Rozkov*)  kommt  auch  durch  Untersuchung  aller 
Stellen  des  Russischen  Rechtes,  die  vom  smerd  handeln,  zu 
dem  Resultat,  daß  smerd  im  Russischen  Recht  allgemein  den 
freien  Mann  bedeutet  im  Unterschied  vom  Bojaren  oder  fürst- 
lichen Gefolgsmann.  Aber  mag  man  nun  in  II,  7  unter  dem 
Bauern  mehr  speziell  den  Landmann,  den  Ackerbauer  oder 
mehr  allgemein  den  nicht  zum  Fürstenhof  gehörenden  freien 
Bauern  verstehen,  daß  es  sich  um  einen  freien  Mann  handelt, 
daran  kann  kein  Zweifel  sein.  Der  „Bauer"  des  Russischen 
Rechtes  ist  frei,  denn  es  heißt  III,  56  ausdrücklich  von  ihm: 
„das  sind  die  Abgaben  für  Bauern,  wenn  sie  dem  Fürsten 
Strafe  zahlen".  „Strafe,  prodaza,  zahlen"  kann  aber  nur  der 
freie  Mann,  denn  gleich  danach  lesen  wir  in  der  dritten  Re- 
daktion III,  57:  „wenn  die  Diebe  Sklaven  sind,  sei  es  vom 
Fürsten  oder  von  Bojaren  oder  von  Mönchen,  so  belegt  sie 
der  Fürst  nicht  mit  Strafe,  weil  sie  nicht  freie  (Männer)  sind, 
dann  zahlt  [ihr  Herr]  dem  Kläger  das  Doppelte  für  das  Un- 
recht" •^). 

Von  diesem  Resultat  aus  nun,  daß  in  II,  7  die  Rede  ist 
einmal  vom  fürstlichen  Diener  und  dann  vom  Bauernsklaven, 
d.  h.  vom  Knecht   des   nichtfürstlichen  Mannes,    dem  Sklaven 


^)  Altertümer  I;  S.  178  f.,  dagegen  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  291 ', 
auch  Maximejko  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  132  f.,  der  meint,  hier  liege  nur 
eine  Unvollständigkeit  des  Russischen  Rechts  vor,  nicht  aber  die  Absicht, 
mit  „anderen"  die  ganze  Bevölkerung  zu  bezeichnen. 

2)  Abriß  S.  275  f. 

3)  Vgl.  dazu  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  204— 222: 
0  cjOBi  „CMepÄt". 
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des  Freien,  also  vom  nichtfürstlichen  Diener,  wenn  wir  den 
"Gegensatz  zwischen  den  beiden  Hälften  von  II,  7  recht  klar 
ausdrücken  wollen  —  von  diesem  Resultat  aus  ziehen  wir  nun 
einen  Rückschluß  auf  den  Inhalt  von  II,  6,  da  wir  es  oben 
S.  226  als  merkwürdig  bezeichnen  mußten,  daß  neben  dem  Dorf- 
starosta  noch  der  ihm  doch  ganz  nahe  verwandte  Bauernstarosta 
genannt  sei,  wofern  wir  beide,  wie  das  manche  Forscher  tun, 
als  fürstliche  Verwalter  ansehen  wollen.  Mit  anderen  Worten, 
die  beiden  Klassen  1.  fürstlich,  2.  bäuerlich,  die  wir  in  II,  7 
beim  Diener  oder  Sklaven  treffen,  können  wir  schon  in  II,  6 
für  den  Starosta,  den  Aeltesten,  annehmen.  Wir  hätten  also 
in  II,  6,  genau  wie  in  II,  7,  an  erster  Stelle  den  fürstlichen 
Dorfstarosta,  den  Verwalter  über  das  fürstliche  Gut  und  die 
fürstlichen  Leute,  an  zweiter  Stelle  den  Bauernstarosta,  den 
Bauernältesten  im  Dorf  der  freien  Leute.  Beide  sind  sie  hin- 
sichtlich der  Strafsumme  gleich  hoch  bewertet,  wie  auch  in 
II,  7  die  beiden  Arten  von  Sklaven.  Die  beiden  Bestimmungen 
II,  6  und  7  würden  in  ihrem  Aufbau  einander  vollkommen 
entsprechen,  und  es  wäre  nicht  nötig,  nach  dem  Unterschied 
zwischen  fürstlichem  Dorfältesten  oder  Verwalter  und  ebenso 
fürstlichem  Bauernältesten  oder  Verwalter  zu  suchen.  Die- 
selben Unterschiede  zwischen  fürstlich  und  bäuerlich  treffen 
wir  dann  wieder  in  II,  9  beim  Pferde.  In  dieser  dreimaligen 
Aufeinanderfolge  der  Gegenüberstellung  von  fürstlich  und 
bäuerlich,  die  sich  bei  Annahme  meiner  Vermutung  über  II,  6 
ergibt,  sehe  ich  eine  weitere  Stütze  für  meine  Erklärung  von 
II,  6.  Allerdings  steht  nun  zwischen  diesem  dreimaligen 
Gegensatz  von  fürstlichen  und  nichtfürstlichen  Personen  und 
Eigentum  der  Paragraph  II,  8:  „wenn  es  eine  leibeigene  Amme 
oder  Pfleger  ist,  12  Grivna,"  in  dem  dieser  Aufbau  der  Bestim- 
mung in  fürstliche  und  nichtfürstliche  Hälfte  sich  nicht  findet. 
Aber  II,  8  ist  eben  ein  späterer  Zusatz,  wie  ich  gleich  zeigen 
1ZU  können  hoffe,  und  wenn  wir  II,  8  also  außer  Betracht  lassen, 
haben  wir,  wie  gesagt,  dreimal  hintereinander  die  Unterschei- 
dung von  fürstlich  und  nichtfürstlich  konsequent  durchgeführt. 
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Die  entgegengesetzte  Auffassung  von  Smerd  treffen  wir 
nun  bei  verschiedenen  Autoren.  Romanov^)  sieht  entsprechend 
seiner  ganzen  Beurteilung  der  Tendenz  der  zweiten  Redaktion, 
Vertreterin  der  fürstlichen  Interessen,  spezielle  Schützerin  der 
fürstlichen  Leute  zu  sein,  hier  in  II,  7  in  smerd  nicht  den 
freien  Bauern  im  allgemeinen  Sinn,  sondern  speziell  den  in 
besonderer  Beziehung  zum  Fürsten  stehenden,  vom  Fürsten 
abhängigen,  also  sozusagen  fürstlichen  Bauern.  Presnjakov^) 
denkt  ebenso;  auch  Pavlov-Sil'vanskij^)  erblickt  in  II,  7  den 
fürstlichen  Bauern,  der  auf  den  fürstlichen  Domänen  lebt,  der 
kein  direkter  Sklave  ist,  da  er  Eigentum  besitzt,  z.  B.  II,  9 
sein  Pferd,  der  aber  auch  kein  ganz  freier  Mann  im  vollen 
Sinne  dieses  Wortes  ist,  da  für  seine  Tötung  —  nach  der  also 
von  diesen  Autoren  vorgezogenen  Lesart  von  II,  7:  und  für 
einen  Bauern  und  einen  Sklaven  —  dieselbe  Strafe  von 
5  Grivna  erhoben  wird,  wie  für  einen  vollen  Sklaven,  der  also 


1)  a.  a.  0.  S.  31  f. 

^)  Fürstenrecht  S.  279  ff.,  wo  auch  die  älteren  Vertreter  dieser  An- 
schauung angegeben  sind.  Eine  vermittelnde  Stellung  nimmt  ein  Vladi- 
mirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  33  f.  Einmal  erkennt  er  nach  II,  14  an^ 
daß  smerd  die  ganze  Bevölkerung  außer  der  Geistlichkeit  und  den  Bojaren 
bedeute,  anderseits  spricht  er  sich  auch  für  die  Existenz  speziell  einer 
fürstlichen,  abhängigen  Klasse  von  smerd  aus :  „cboögahog  Hace-ieme  ceji  aciMo 

nju  Ha  oömHHHHxt  scMjAxt,  Hjiu  Ha  gacTHOBjaA'fe.iBqecKHXi.  Ho  Wh  KHaffiecTBaxi,  npu  TorAamHeait 
CMimeHin  ^acinaro  npasa  ct.  rocyAapCTBeHHHMi,  no.ioäceHie  lixt  h  j;pyrHX'i  ypaBKHBajiocB  :  aesuH 
oön^HHHHÄ  CMiixa-iHCB  rocy^apcTBeHHHMH,    H    CMepflu,  HacejflBmie    nxx,    6ljjh  CMep^aMu  KH^sa. 

Derselbe,  Chrestomathie  I,  S.  40  ^':  cMep^t  (in  III,  16)  npuHiiMaexca  b-b  cneAiajBHOM'B 
xicHOMi  oHaHeHiii  npiiKpin.ieHHaro  k'b  seMJii;  gegen  Vladimirskij-Budanov  und  für 
die  Erklärung  von  smerd  in  III,  16  als  freier  Bauer  ist  auch  Maximejko 
a.  a.  0.,  Märzheft  S.  136.   Vgl.  auch  N.  N.  Debol'skij  :  rpaas^aHCKaa  jiecnocoöHocTB 

no  PyccKOMy  IIpaBy  ^o  Konica  XVII  BiKa,  C.  IleTepöyprB   1903,   S.  117  f. 

')  Werke  III,  S.  222  f.,  S.  224  ^  bringt  Pavlov-Sil'vanskij  gegen  die 
Lesart  von  Sergeevic  das  Argument  vor,  das  sich  auch  bei  Maximejko 
a.  a.  0.,  Märzheft  S,  136  findet,  daß  es  auffallend  sei,  wenn  in  II ,  7 
von  Strafe  für  Tötung  des  Bauernsklaven  geredet,  aber  von  einer  solchen 
für  Erschlagen  des  Bauern  selbst  geschwiegen  werde.  Wenn  wir  aber 
den  wechselseitigen  Aufbau  von  II,  6,  7,  9  ins  Auge  fassen:  Personen 
bzw.  Eigentum  a)  der  Fürsten,  b)  der  Bauern,  fällt  dieser  Einwand  weg. 
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als  Halbfreier  anzusehen  ist.  Der  Einwand,  daß  bei  Annahme 
der  Lesart:  „und  für  einen  Bauern  und  einen  Sklaven  5  örivna" 
für  einen  Bauern  ebensoviel  Strafe  festgesetzt  ist,  wie  für  einen 
Sklaven,  stört  Romanov  nicht;  eher  würde  ihn  erstaunen,  daß 
für  einen  Bauernsklaven  dieselbe  Strafsumme  bestimmt  würde 
wie  für  einen  fürstlichen  Sklaven.  Auch  eine  Wiederholung 
innerhalb  II,  7  sieht  er  nicht,  da  sich  nach  seiner  Auffassung 
die  Begriffe  von  Diener  und  Bauer  und  Sklave,  obwohl  das 
alles  gleich  hoch  gewertete  fürstliche  Leute  wären,  doch  nicht 
ganz  decken.  Ob  diese  Summen  von  12  Grivna  in  II,  6, 
von  5  Grivna  in  II,  7  als  Wergeid  oder  als  Ersatz  anzusehen 
seien,  wird  später  noch  zu  besprechen  sein. 

Ebenfalls  von  nichtfreien  Leuten  redet  11,  8,  von  dem 
weiblichen  und  männlichen  Pfleger.  Für  den  männlichen 
Sklaven  haben  wir  im  Russischen  Recht  das  Wort  cholop;  das 
Wort  für  die  weibliche  Sklavin  roha,  das  wir  ziemlich  oft  im 
Russischen  Recht  antreffen,  II,  10,  III,  16,  17,  116,  142,  145, 
findet  sich  nur  als  Femininum,  das  Maskulinum  rab^  Knecht, 
Sklave,  kennt  das  Russische  Recht  noch  nicht  ^).  Die  Zusammen- 
stellung cholop  und  roha  finden  wir  z.  B.  nocK  im  Gerichtsbuch, 
Sudebnik,  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550^).  Diese 
„Amme  oder  Pfleger",  wie  ich  übersetzt  habe,  sind  also  zwar 
Sklaven,  aber  sie  sind  ausgezeichnet  durch  die  Wichtigkeit 
ihres  Amtes,  darum  sind  sie  höher  ge wertet  als  die  einfachen 
Sklaven  in  II,  7,  nämlich  mit  12  Grivna.  Pavlov-Sil'vanskij^) 
möchte  hier  nicht  an  eine  gewöhnliche  Amme  denken,  sondern 
an  eine  Verwalterin,  also  vielleicht  etwa  an  eine  weibliche  Art 
von  Tiun.  Statt  Pfleger  könnte  man  vielleicht  auch  übersetzen 
Erzieher,  da  das  Amt  des  Pflegers  mehr  die  Ueber wachung 
der  Erziehung  der  Kinder  als  eigentliche  Krankenpflege  ge- 
wesen sein  wird.     Natürlich   ist   hier  II,  8    nicht    an  den  Er- 


0  Vgl.  über  sie  Sergeevic,  Altertümer  I,  S.  98  f.,  die  Belegstellen 
bei  Sreznevskij,  Materialien  III,  Sp.  1,  5  f.,  125. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  135,  §  35. 
3)  Werke  III,  S.  465. 
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zieher  der  Fürstenkinder  —  Zivil-  oder  Militärgouverneur  mo- 
dern gesprochen  —  zu  denken ,  der  auch  nach  dem  Heran- 
wachsen seines  Pfleglings  als  dessen  Berater  im  fürstlichen 
Gefolge  eine  hervorragende  Stellung  einnahm,  denn  seine 
Tötung  würde  sicher  zu  80  Grivna  Strafe  gewertet  worden 
sein,  wie  die  des  Ogniscanin,  dem  er  ja  gleichstand^).  Es  sind, 
wie  gesagt,  besonders  hochgeschätzte,  wenn  auch  unfreie  Leute, 
die  als  Amme  und  Erzieher  im  Haushalt  einen  Vertrauensposten 
einnehmen,  die  darum  über  die  gewöhnlichen  Sklaven  hervor- 
ragen, etwa  wie  das  HI,  15  bei  den  ebenfalls  zu  12  Grivna 
eingeschätzten  Handwerkssklaven  auch  der  Fall  ist^). 

Wenn  man  nun  einerseits  mit  Presnjakov^)  annehmen 
will,  daß  die  zweite  Redaktion  als  Ganzes  ein  fürstliches  Recht 
ist,  gewidmet  dem  speziellen  Schutz  der  fürstlichen  Personen 
wie  des  fürstlichen  Eigentums  bzw.  der  fürstlichen  Einkünfte, 
und  wenn  man  anderseits  in  dem  Erzieher  von  H,  8  nicht  den 
Fürstenerzieher  aus  der  hohen  Gefolgschaft  sehen  kann,  son- 
dern einen  in  unfreier  Stellung  befindlichen  Erzieher  in  ihm 
erblicken  muß,  so  muß  man  zu  dem  Schlüsse  kommen,  daß  es 
am  Fürstenhof  zwei  Arten  von  Erzieher  gab.  Einfacher  ist 
aber  die  Annahme,  daß  in  II,  8  eben  vom  Erzieher  im  all- 
gemeinen, nicht  von  dem  am  Fürstenhof,  die  Rede  ist,  mit 
anderen  Worten,  daß  II,  8  keine  Beziehung  auf  Personen  und 
Eigentum  des  Fürsten  hat. 

Nun  erachte  ich,  wie  ich  oben  S.  231  schon  andeutete, 
unsere  Stelle  II,  8  nicht  als  echt  und  ursprünglich  in  dem 
Sinne,  daß  sie  von  demselben  Autor  wäre,  der  die  vorher- 
gehenden Bestimmungen  niederschrieb,  sondern  ich  halte  sie 
für  einen  Zusatz  zu  dieser  Abteilung  von  späterer  Hand.    Von 


^)  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  233  f.   Vgl.  auch  Presnjakov :  KopMHJIe^^ 

BoeBO^a   TUca^Ki^    in  IIsBtciiÄ    OT;;'tjieHiii    PyccKaro    Jl3UKa   h    CjOBecHOCxu    Iljun.    AKäA^^i^ 
HajE-B  1909,  TOM-B.  XIII,  EHH^Ka  laa,   S.  148 — 170. 

2)  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  186,  282;  Maximejko 
a.  a.  0.,  Märzheft  S.  139. 

3)  Fürstenrecht  S.  290. 
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II,  4  an  beginnen  die  Paragraphen  mit  dem  Worte  „aber  bei", 
a  V.  Die  Bestimmung  II,  5  haben  wir  als  Einschaltung  er- 
kannt und  konnten  dabei  auch  darauf  hinweisen,  daß  sie  mit 
ihren  Eingangsworten  „aber  ein  Oberstallmeister"  die  Reihe 
der  gleichförmigen  Satzanfänge  unterbricht.  Auch  II,  9  fängt 
an  mit  „aber  für",  a  za\,  daß  es  hier  nicht  heißt  „aber  bei", 
a  V,  sondern  „aber  für",  a  sa^  ist  damit  zu  erklären,  daß  in 
II,  9  nicht  mehr  von  Personen,  sondern  von  Tieren,  dem 
Pferd  usw.,  die  Rede  ist.  Doch  gehört  II,  9  noch  zu  der 
Reihe  der  Bestimmungen,  die  fürstliche  und  bäuerliche  Be- 
amte bzw.  Sklaven  und  Eigentum  gemeinsam  behandeln.  Also 
von  II,  4  bis  II,  9  einschließlich  fangen  die  Paragraphen  an 
mit  „aber  bei",  bzw.  „aber  für".  Dazu  paßt  ganz  und  gar 
nicht  der  Anfang  von  II,  8  „wenn  es  .  .  .  ist",  asce\  es  ist 
nicht  anzunehmen,  daß  derselbe  Autor,  der  in  einem  Zug  je- 
weils mit  demselben  Anfangswort  die  Reihe  der  Personen  und 
Sachen  abhandelte,  nun  auf  einmal,  mitten  darin,  seinen  Stil  so 
änderte.     Aus  diesem  Grunde  schon  nehme   ich    also  an,    daß 

II,  8  von  einer  anderen  Hand  eingefügt  ist.  Umgekehrt  ist 
in  der  Parallelstelle  III,  17  unsere  Bestimmung  eher  an  ihrem 
Ort  bzw.  besser  eingefügt.  Dort  passen  die  Anfänge  der  ein- 
zelnen Paragraphen  zueinander;  III,  14  lesen  wir  in  einem 
Zusatz  zu  der  aus  II,  4,  6,  7  übernommenen  und  in  eins  ver- 
arbeiteten Bestimmung  III,  13  erstmals  „ebensoviel  auch  für", 
takose  i  za^   dieses  selbe   „aber  für",   a  za^  finden  wir  dann  in 

III,  15,  16,  17,  welches  letztere  unsere  Bestimmung  von  Amme 
und  Erzieher  ist. 

Ein  zweiter  Grund  gegen  die  Ursprünglichkeit  von  II,  8 
scheint  mir  folgender  zu  sein.  Die  Skala  der  Strafsummen  in 
II,  6,  7  ist  absteigend  von  12  auf  5  Grivna;  sollte  nun  der 
Autor,  der  II,  6  und  7  verfaßt  hat,  nachträglich  wieder  zu 
einer  höheren  Strafsumme  zurückgekehrt  sein,  wäre  es  nicht 
natürlicher,  daß  er  die  zu  12  Grivna  gewerteten  Amme  und 
Erzieher  vor  oder  nach  II,  6  bei  den  gleichfalls  auf  12  Grivna 
geschätzten  Starosten  eingeschaltet  hätte?    Auch  in  der  dritten 
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Redaktion  würden  Amme  und  Pfleger  besser  vor  oder  nach  den 
in  III,  15  zu  12  Grivna  taxierten  Handwerksleuten  stehen  statt 
in  III,  17.  Aber  der  Autor  der  betreffenden  Abteilung  der 
dritten  Redaktion  hat  eben  diese  Stellen  von  der  zweiten  Re- 
daktion übernommen  und  darum,  wie  er  es  in  der  zweiten 
Redaktion  vorfand,  Amme  und  Pfleger  in  III,  17  nach  dem 
Bauernsklaven  und  der  Magd  von  III,   16  zugefügt. 

§  5.     Erläuterungen  zu  II,  9. 

II,  9.  Aber  für  ein  fürstliches  Pferd,  tvclches  mit  der,i 
\BesitZ'~\  Stempel  (versehen  ist),  3  Grivna^  aber  für  ein  Bauern- 
pferd 2  Grivna,  für  eine  Stute  60  Rezana  und  für  einen 
Stier  1  Grivna  und  für  eine  Kuh  40  Rhana  und  (für)  ein 
dreijähriges  15  Kitna  und  für  ein  vorjähriges  ^)  eine  halbe 
Grivna  und  für  ein  Kalb  5  Rezana,  für  ein  Lamm  1  Nogata, 
für  einen  Hammel  1  Nogata-). 

Oben  habe  ich  schon  gesagt,  daß  ich  den  Charakter  der 
in  den  einzelnen  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  fest- 
gesetzten Summen,  ob  es  nämlich  Strafen,  an  den  Staat  bzw. 
Fürsten  zu  zahlen,  oder  Ersatz,  dem  Geschädigten  zu  leisten, 
seien,  weiter  unten  im  allgemeinen  Teil  dieser  Untersuchung 
über  die  zweite  Redaktion  zusammenhängend  für  alle  Para- 
graphen der  zweiten  Redaktion  besprechen  werde.  Aber  ich 
darf  hier  darum  doch  bei  den  Erläuterungen  zu  II,  9  darauf 
hinweisen,  daß  die  russischen  Forscher  die  in  II,  9  angegebenen 
Summen  nicht  als  Strafen,  sondern  als  den  an  den  Eigentümer 


^)  Zu  TpexLflK^  und  JOHDuiiHa  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen 
1885,  S.  276  und  192. 

^)  Ueber  die  einzelnen  hier  aufgeführten  Tiere  vgl.  an  den  ent- 
sprechenden Stellen  Aristov,  N. :  IIpoMHm.'ieHHocTt  ÄpesHeR  Pycn,  C.  lleTepöyprx  1866. 
Nogata  ist  nach  Mrocek  Drozdovskij,  Geld  des  Russischen  Rechts:     Onuxi, 

ii3Cwi']b;;0BaHifl  hcto^hukobt.  no  Bonpocy  o  A^Hirax-b  PycfKofl  IIpaBAH  in  YneHua  oanuoKu 
Hiun.  MoCKOBCKaro  yfliiBepciiTexa,  OxÄtJU.  lOpi^HnecKÜi  buii.  II,  Mockba  1881,  S.  115,  der 
zwanzijjste  Teil  der  Grivna. 
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zu  leistenden  Ersatz  ansehen^).  Natürlich  war  neben  diesem 
Ersatz  doch  staatliche  Strafe  zu  zahlen,  das  sehen  wir  z.  B. 
gleich  aus  der  Bestimmung  II,  12,  wo  ja  auch  Pferd  und  Stier 
als  Objekte  des  Diebstahls  wie  in  II,  9  erwähnt  sind.  Denn 
hier  in  II,  12  handelt  es  sich  offenbar  um  die  staatliche 
Strafe,  weil  ja  die  Strafe  nach  der  Anzahl  der  Teilnehmer  am 
Diebstahl  sich  vervielfacht,  aber  nicht  der  Ersatz  an  den  Ge- 
schädigten. Welches  Vergehen  ist  nun  überhaupt  in  II,  9  ge- 
meint? Tötung  des  Pferdes  usw.  oder  Diebstahl?  Die  Bestim- 
mung selbst  gibt  darauf  keine  klare  Antwort.  Es  liegt  aber  nahe, 
Diebstahl  anzunehmen,  da  II,  9  in  der  dritten  Redaktion  in  der 
Diebstahlsabteilung  III,  55,  56  eingearbeitet  ist.  Die  böswillige 
Tötung  von  Pferd  oder  sonst  einem  Vieh  treffen  wir  erst  III,  109. 
Neumann  sieht  als  Zweck  unserer  Bestimmung  an,  „daß 
sie  diente  1.  um  zu  bestimmen,  wie  viel  für  eine  entwendete 
Sache  bezahlt  werden  sollte,  wenn  sie  nicht  mehr  vorhanden 
war,  und  2.  um  die  Sachen  zu  taxieren,  die  zur  Bezahlung  von 
Bußen  angeboten  oder  genommen  wurden.  Geht  man  von 
dieser  Ansicht  aus  —  sagt  Neumann  weiter  — ,  so  läßt  sich 
auch  leicht  erklären ,  warum  solche  Bestimmungen  in  der 
Pravda  der  Söhne  Jaroslavs  an  einem  Orte  stehen,  wo  sie  sonst 
gar  nicht  hingehörten,  nämlich  vor  den  Anordnungen  über  den 
Diebstahl  und  unmittelbar  nach  der  Festsetzung  der  verschie- 
denen Bußen  oder  Wehrgelder  für  den  Totschlag"  ^).  Zudem 
letzten  Satz  von  Neumann  muß  ich  doch  —  wieder  ohne  dem 
Resultat  der  Untersuchung  über  den  Charakter  der  in  der  zweiten 
Redaktion  bestimmten  Geldsummen  vorgreifen  zu  wollen  — 
bemerken,  daß  seine  Meinung,  es  handle  sich  in  den  unserer 
Bestimmung  II,  9  vorhergehenden  Paragraphen  um  Wergeid 
für  den  Totschlag,  also  um  staatliche  Strafe,  von  anderen 
Forschern  nicht  geteilt  wird.     So   erklärt    z.  B.  Vladimirskij- 

^)  Vgl.  Rozkov,  Abriß  S.  53 ;  Vladimirskij-BudaDOv,  Chrestomathie  I, 

S.   31':   yrojiOBHHri    mTpa(|)i  coBciMt  nponymeHi,    KOHe^HO,    no  BHHi    cocTasHTejia  cöopHHKa, 
a  He  no  BHHi  ;i,peBHflro  npaBa. 

^)  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  78. 
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Budanov  ^)  für  II,  6  —  8  ausdrücklich,  die  hier  verzeichneten 
Summen  seien  nicht  Kriminalstrafe  für  den  Totschlag,  son- 
dern Ersatz  an  den  Fürsten  für  Vernichtung  seines  Eigentums, 
in  welche  Ersatzsumme  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  die 
Kriminalstrafe  nicht  eingeschlossen  gewesen  sei,  wie  aus  III,  llö- 
hervorgehe,  wo  bei  ungerechtfertigter  Tötung  eines  Sklaven 
und  einer  Magd  Ersatz,  Abgabe,  iiroh,  und  dazu  Strafe,  pro- 
daza^  an  den  Fürsten  verlangt  wird. 

Den  Unterschied  zwischen  II,  9  und  II,  12  habe  ich  oben 
schon  berührt.  Mrocek-Drozdovskij  ^)  faßt  ihn,  teilweise 
ähnlich  wie  Neumann,  dahin  zusammen:  in  II,  9  werden  die 
verschiedenen  Fälle  von  Diebstahl  aufgezählt,  II,  12  spricht 
vom  Diebstahl  im  allgemeinen,  die  Aufzählung  in  II,  12  ist 
nur  eine  beispielsweise;  II,  9  bietet  die  Taxe,  nach  der  man 
den  Wert  des  abhanden  gekommenen  Viehes  bemaß,  im  Falle 
man  es  selbst  nicht  zurückgeben  konnte,  wahrscheinlich  konnte 
man  nach  dieser  Taxe  in  jedem  Falle  des  Verlustes  von  Vieh 
Ersatz  verlangen,  auch  wenn  es  sich  nicht  gerade  um  Dieb- 
stahl  handelte,  II,  12  spricht  von  der  Strafe  für  den  Diebstahl 
als  solchen. 

Das  Pferd  steht  zu  Anfang  von  II,  9,  wie  wir  das  schon 
oben  S.  207  bei  II,  3  gesehen  haben  und  bei  II,  12,  III,  41, 
55,  109  wieder  finden,  eben  weil  es  das  wertvollste  Haustier 
ist,  dessen  Besitz  in  größerer  Zahl  ein  Hauptstück  des  Reich- 
tums der  Fürsten  wie  Privatleute  bildete^).  Auch  in  jüngeren 
Rechtsdenkmälern  Rußlands  trejffen  wir  das  Pferd  an  der  Spitze 
von  Haustieren  handelnder  Bestimmungen'*). 

Bei    dem  Pferde,    aber  auch   nur   bei    diesem,   ist  unter- 


1)  Chrestomathie  I,  S.  31  ^ 

2)  Untersuchungen  1885,  S.  XI. 

^)  Ueber  die  Bedeutung  des  Pferdes  als  Besitz,  Handelsobjekt  etc 
vgl.  Aristov ,  Gewerbewesen ,  Register  s.  v.  joraasi,,  über  den  fürstlichen 
Pferdebesitz  ebenda  S.  45  f. ;  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  250. 

*)  So  z.  B.  in  der  Gerichtsurkunde  von  Pskov,  llcKOBCKaa  CyAHaa  rpaMoxa 
n397 — 1467)-,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  188,  §  110. 
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schieden  zwischen  fürstlichem  Pferd  und  Bauernpferd;  die 
Differenz  im  Ersatz  von  3  Grivna  für  das  erstere,  von  2  Grivna 
für  das  letztere  wird  wohl  eben  nur  beim  Ersatz  an  den  Ge- 
schädigten existiert  haben,  die  Strafe  wird  in  beiden  Fällen 
gleich  hoch  gewesen  sein,  wie  II,  12  mit  seiner  Bestimmung 
über  den  Diebstahl  des  Pferdes  usw.  nahelegt. 

Vom  fürstlichen  Pferd  ist  eigens  betont,  daß  es  einen 
Besitzstempel,  d.  h.  ein  eingebranntes  Gestütszeichen,  als  Eigen- 
tumsvermerk hat,  und  Grycko  denkt,  daß  der  Zusatz  vom 
Besitzstempel  deshalb  beigefügt  sei,  weil  aus  Anlaß  des  Dieb- 
stahls eines  gestempelten  Pferdes  eben  unsere  Bestimmung  er- 
lassen worden  sei^). 

^)  Grycko   a.    a.  0.   S.   112,   Hypatiuschronik   S.   S10^\   ao.    1170, 
erfahren  wir ,  daß  dem  Großfürsten  Mstislav  Izjaslavic  Pferde   gestohlen 
und  sein  Besitzstempel  auf  diesen  Pferden  umgezeichnet  wurde;  vgl.  Mrocek- 
Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  251.   Eine  Abstempelung  finden  wir 
in  späterer  Zeit   als   amtliche  Bescheinigung   über  die  Richtigkeit   eines 
Kaufes,  darum  denkt  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  601,  schon  bei 
unserer  Stelle,  daß  vielleicht  schon  zu  Zeiten  des  Russischen  Rechtes  der 
Verkauf  von   Pferden  unter  Teilnahme  eines  Stempelbeamten   stattfand, 
wogegen   Mrocek-Drozdovskij   a,  a.  0.  Note   1   sich  ausspricht    und   den- 
.  Stempel  nur  als  privates  Besitzzeichen  angesehen  wissen  will.   In  jüngeren 
Urkunden   trefifen   wir    hatho   oder    naxeHHoe   als  Bezeichnung  der  Stempel- 
gebühr; Belegstellen  dazu  bei  Aristo v,  Gewerbewesen  S.  228  und  bei  Srez- 
nevskij,  Materialien  II,  Sp.  1799.    Das  Gerichtsbuch,  Sudebnik,  des  Garen 
Johann  Vasirevic  IV.  von  1550  z.  B.  schreibt  —  bei  Vladimirskij-Budanov, 
Chrestomathie  II,  S.  176,  §  94  ff.  —  eigens  beim  Pferdekauf  die  Stempe- 
lung  durch    die   Stempelbeamten,   nflieHmHKt,   vor.      Uebrigens    finden   wir 
die  Stempelabgabe,  als  der  Kirche  abgetreten,  schon  in  dem  von  Vsevolod 
Mstislavic   von  Novgorod  (1117 — 1137)  zugunsten  der  Sophienkathedrale 
in  Novgorod  erlassenen  Dekret  über  das  kirchliche  Gericht,  welches  Dekret 
allerdings  in  der  uns  erhaltenen  Form  schwerlich  echt,  sondern  eine  Um- 
arbeitung des  kirchlichen  Statuts  Vladimirs  ist,  vgl.  Goetz,  Kirchenrecht- 
liche Denkmäler  S.  46.   Eine  Stempelung  des  Diebes  als  besondere  Brand- 
markung  trefi'en    wir  z.  B.   in   der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk,   ycTaBnaa. 
ÄBHHCKaa  TpaMoia,    1397 ,   als   erstmalige   Erwähnung  einer   verstümmelnden 
Körperstrafe  in  altrussischen  Gesetzen  nach  Vladimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  142^2^  §  5.   Vgl.  über  Pferdestempel,  Brandzeichen  C.  G.  Ho- 
meyer:  Die  Haus-  und  Hofmarken,  Berlin  1870,  S.  225. 
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Oben  S.  230  ist  in  anderem  Zusammenhang  schon  besprochen 
worden,  daß  das  „Banernpferd"  von  II,  9  in  der  Parallelstelle 
III,  55  zu  einem  „anderen  Pferd"  geworden  ist  und  daß  daraus  be- 
stimmte Schlüsse  für  die  Anwendung  des  Wortes  Bauer,  smerd, 
im    weiteren  Sinne   als:    nichtfürstliche   Leute   zu  ziehen  sind. 

Die  Unterscheidung  von  fürstlich  und  bäuerlich  findet  sich 
in  II,  9  nur  beim  Pferd;  ich  glaube,  daß  die  anderen  Tiere 
jeweils  gleich  hoch  gewertet  wurden,  ob  sie  dem  Fürsten  oder 
dem  Bauern  gehörten.  Eine  besondere  Hervorhebung  des 
fürstlichen  Eigentums,  allerdings  ohne  daß  es  in  Gegensatz  zu 
dem  des  Bauern  gestellt  wäre,  treffen  wir  in  der  zweiten  Re- 
daktion noch  II,  13:  „aber  bei  einem  fürstlichen  Waldbienen- 
stock 3  Grivna,  sei  es,  daß  man  (ihn)  verbrennt  oder  ausreißt". 
Während  aber  die  Unterscheidung  von  fürstlich  und  bäuerlich 
bei  der  Uebertragung  von  II,  9  in  dritte  Redaktion  III,  55 
bleibt,  ist  die  spezielle  Bezeichnung  des  Waldbienenstocks  als 
eines  fürstlichen  in  II,  13  bei  den  Parallelstellen  der  dritten 
Redaktion  III,  96,  100  weggefallen.  Weiterhin  finden  wir  eine 
Betonung  des  fürstlichen  Eigentums  in  der  zweiten  Redaktion 
nicht  mehr;  so  z.  B.  fehlt  sie  II,  15  bei  der  Erwähnung  der 
Grenzverletzungen,  während  wir  in  der  Gerichtsurkunde  von 
Dvinsk  beim  gleichen  Vergehen  das  fürstliche  Land  besonders 
geschützt  treffen^). 

Maximejko^)  ist  der  Ansicht,  das  Wort  „bäuerlich",  das 
in  II,  9  vom  Pferd  gesagt  ist,  beziehe  sich  nicht  nur  auf  das 
Pferd,  sondern  auf  alle  noch  in  II,  9  aufgezählten  Tiere.  Und 
zwar  schließt  er  das  daraus,  daß  in  der  Parallelstelle  III,  56 
nach  Aufzählung  der  verschiedenen  Tiere,  die  sich  ja  zum 
großen  Teil  deckt  mit  der  in  II,  9  gebotenen,  es  am  Schluß 
heißt:  „das  sind  die  Abgaben  für  Bauern,  wenn  sie  dem 
Fürsten  Strafe  zahlen",  während  in  III,  55  zwischen  dem  Pferd 
des  Fürsten  und  dem  der  anderen  Leute  unterschieden  ist. 


*)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  142,  §  4. 
2)  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  135. 
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Das  Verhältnis  von  II,  9  zu  seinen  Parallelstellen  III,  55/56 
wird  später  in  §  20  zu  behandeln  sein,  wenn  wir  im  ganzen 
betrachten,  welche  Veränderungen  mit  den  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  bei  ihrer  Uebertragung  in  die  dritte  Re- 
daktion vor  sich  gegangen  sind. 

Im  Gegensatz  bzw.  in  Ergänzung  zu  II,  9  also,  das  nach 
der  üblichen  Meinung  die  dem  durch  Verlust  des  Tieres  ge- 
schädigten Eigentümer  zu  leistende  Ersatzsumme  ausspricht, 
bietet  II,  12  die  Strafe,  die  bei  Diebstahl  von  Pf^rd,  Stier  usw. 
zu  zahlen  ist,  sei  der  Dieb  nur  einer  oder  seien  es  mehrere. 
Wir  haben  nun  aber  noch  eine  weitere  Bestimmung  in  der 
zweiten  Redaktion,  die  vom  Diebstahl  von  Tieren  handelt  und 
die  dabei  sowohl  den  an  den  Eigentümer  zu  entrichtenden  Ersatz 
als  die  an  den  Fürsten  zu  zahlende  Strafe  darbietet.  Das  ist 
II,  16,  richtiger  das  Mittelstück  dieses  Paragraphen:  „aber  bei 
einer  Ente  und  Gans  und  einem  Kranich  und  Schwan  30  Re- 
zana,  aber  Strafe  60  Rezana".  Da  erhebt  sich  wieder  die 
Frage,  sind  diese  beiden  Bestimmungen  II,  9  und  II,  16  von 
einer  Hand?  Warum  gibt  der  Autor  von  IL  9,  wenn  er  der- 
selbe wäre,  der  II,  16  geschrieben  hat,  nicht  schon  II,  9  neben 
dem  Ersatz  auch  die  Strafe  an,  zumal  die  II,  9  aufgezählten 
Tiere  doch  meist  wichtiger,  d.  h.  wertvoller  sind  als  die  II,  16 
erwähnten?  Oder  umgekehrt,  warum  hält  er  es  gerade  in 
II,  16  bei  vier  kleineren  Tieren  für  notwendig,  neben  dem 
Ersatz  die  Strafe  zu  verzeichnen,  die  er  doch  II,  9  weggelassen 
hat?  Ich  schließe  aus  dieser  Verschiedenheit,  daß  eben  die 
zwei  Bestimmungen  II,  9  und  II,  16  von  verschiedenen  Ver- 
fassern stammen,  und  zwar  scheint  mir  II,  9  die  ältere  von 
den  beiden  Satzuno;en  zu  sein. 


Mit  II,  9  scheint  mir  die  erste  größere  Abteilung  der 
zweiten  Redaktion  zu  Ende  zu  sein,  die  zunächst  von  dem 
speziellen  Schutz  für  die  Gefolgschaft  des  Fürsten  redet  und 
dann    das    niedere    Personal    und    das    Eigentum    des    Fürsten, 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschuft.    XXVI.  Band.  16 
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unter  Beiziehung  des  bäuerlichen  Personals  bzw.  Eigentums 
behandelt^).  Oben  S.  223  habe  ich  schon  auf  eine  gewisse 
Regelmäßigkeit  in  dem  Beginn  dieser  Bestimmungen  hinge- 
wiesen; die  ersten  zusammenhängenden  drei  fangen  an  mit 
dem  Worte  „wenn",  die  anderen,  mit  Ausnahme  der  von  mir 
für  Zusätze  von  anderer  Hand  angesehenen  II,  5  und  II,  8, 
mit  den  Worten  „aber  bei",  bzw.  II,  9  bei  den  Tieren:  „aber 
für".  Auch  nach  diesem  sprachlichen  Momente  beurteilt,  findet 
sich  nach  II,  9  ein  Einschnitt  in  der  zweiten  Redaktion,  näm- 
lich an  der  Spitze  der  folgenden  drei  Paragraphen  steht  jedes- 
mal das  Wort   „wenn"  ^). 


Zweite  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  II,  10-22: 

Eigentumsvergehen. 

§  6.     Erläuterungen  zu  II,  10 — 12. 

II,  10.  Wenn  einer  einen  fremden  SMaven  oder  Magd^) 
tvegfülirt^),  zahlt  er  für  das   Unrecht  12  Grivna. 

11^  11.  Wenn  aber  ein  hliitiger  oder  hlaii  (geschlagener) 
Mann  kommt,  so  braucht  er  keinen  Zeugen  zu  suchen  ^). 

II,  12.  Wenn  einer  ein  Pferd  stiehlt  oder  einen  Stier  oder 
(aus  dem)  Gemach,   tvofern   es   (nur)   einer  gestohlen   hat,   so 


^)  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885,  S.  X,  läßt,  worauf 
ich  später  noch  zurückkomme,  die  erste  Abteilung  der  zweiten  Redaktion 
mit  IT,  10  schließen. 

^)  Bei  Sergeevic,  Ausgabe  S.  5,  für  II,  10,  11  und  12:  ame,  bei 
Kalacov,  Einleitung  S.  196,  §  CVII,  für  II,  10:  a  oace;  S.  219,  §  CXXXIT. 
für  II,    11:   ame  ace;   S.    197,  §  CVIII,   für  II,   12:   a  iiace. 

^)  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  307,  übersetzt  falsch:  „fremden 
Knecht  oder  Sklaven". 

^)  yBeÄOTB  habe  ich  jetzt  mit  wegführen  übersetzt  (Ewers,  Recht 
der  Russen  S.  307:  entführen),  während  ich  früher,  diese  Z.  XXIV,  S.  255, 
wegnehmen  gesagt  habe.  Der  Unterschied  ist  natürlich  kein  großer, 
nur  scheint  mir  wegführen  eine  noch  genauere  Wiedergabe  von  yBeAet*. 

*)  Ueber  Varianten  in  der  Zahl  der  Zeugen  s.  diese  Z.  XXIV,  S.  361. 
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zahlt  er  1  [5]  Grivna  und  30  Rezana;  sind  es  ihrer  dagegen 
achtzehn,   so  zahlt   ieder  Mann  je  3  Grivna  und  30  Bezana, 

Der  Grund,  weshalb  ich  diese  drei  Bestimmungen  hier 
zusammengestellt  habe,  ist  ein  äußerlich-sprachlicher:  alle  drei 
beginnen  sie,  wie  vorhin  bemerkt,  mit  dem  Wort  „wenn", 
während  wir  vor  ihnen  und  nach  ihnen  andere  Anfänge  der 
Paragraphen  treflPen.  Ich  will  indes  mit  dieser  Zusammen- 
stellung von  II,  10,  11,  12  nicht  sagen,  daß  ich  sie  für  das 
Werk  eines  und  desselben  Autors  hielte,  oder  in  ihnen  eine 
in  sich  geschlossene  Abteilung  sähe.  Ein  doppeltes  können 
wir  aber  hier  bei  II,  10  feststellen.  Einmal,  daß  offenbar  ein 
Einschnitt  in  der  zweiten  Redaktion  vorliegt,  daß,  wie  vorhin 
zum  Abschluß  der  Erläuterungen  über  II,  9  gesagt,  die  Person 
des  Fürsten,  der  spezielle  Schutz  für  seine  Leute  und  sein 
Eigentum  in  der  Behandlung  zurücktritt.  Zweitens,  daß  mit 
II,  10  Bestimmungen  über  Diebstahl  bzw.  Eigentumsver- 
letzungen beginnen,  die  sich  —  II,  11  und  II,  14  ausge- 
nommen —  nunmehr  über  das  ganze  Mittelstück  der  zweiten 
Redaktion  bis  II,  22  ausdehnen. 

Also  II,  10  redet  vom  Diebstahl  eines  fremden  Sklaven 
oder  einer  Magd,  während  in  II,  7,  8  von  Tötung  solcher 
Leute  die  Rede  war.  Ich  greife  der  später  anzustellenden 
Untersuchung  über  den  Charakter  der  in  der  zweiten  Re- 
daktion ausgesprochenen  Geldsummen  nicht  vor,  wenn  ich 
bemerke,  daß  Vladimirskij-Budanov  ^)  in  den  hier  in  II,  10 
„für  das  Unrecht",  za  ohidu^  verlangten  12  Grivna  Kriminal- 
strafe vsieht.  Der  Privatersatz  sei  hier  nicht  mehr  erwähnt, 
wie  in  den  vorhergehenden  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion, aber  es  sei  selbstverständlich,  daß  der  Sklave  bzw. 
die  Magd  zurückgegeben  werde.  Den  Beweis  für  seine  Be- 
hauptung nimmt  Vladimirskij-Budanov  aus  III,  47,  wo  es  am 
Schiasse  heißt:  „aber  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe  für  einen 
Knecht,  der  gestohlen  oder  entführt  ist".    Den  Terminus  „für 


')  Chrestomathie  I,  S.  32 
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das   Unrecht'*,    za  ohidu^    den    wir    von    der    ersten   Redaktion 
des  Russischen  Rechtes  her  als  Bezeichnung  des  Privatersatzes 
kennen^),    treffen    wir    von    nun    an   mehrfach   in   der  zweiten 
Redaktion.    Die  Wendung   „zum  Unrecht",  v  ohidu^  haben  wir 
ja  schon  in  II,  1  gelesen  und  besprochen  —  siehe  oben  S.  185  f. 
Da  uns  also   „für  das  Unrecht",  ^a  ohidu^  nunmehr  noch  öfters 
begegnen  wird,    und    wir   uns   an    diesen  Ausdruck  manchmal 
werden  halten  können,   um  Rückschlüsse  auf  den  Aufbau  der 
späteren  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  zu  ziehen,    sei 
hier  vorläufig  kurz  notiert,  daß  die  Bezeichnung   „für  das  Un- 
recht",   sa  ohidu^    sich   in   II,   10,   14,   15,  16    bei   Körperver- 
letzungen wie  Sachbeschädigungen    vorfindet,    und   daß  sie  an 
ihren  Parallelstellen  in  der  dritten  Redaktion,  III,  47  für  II,  10; 
III,  103  für  II,  14;    III,  97  für  II,   15;    III,   106  für  II,   16, 
überall  durch  „Strafe",  prodaia,  in  derselben  Höhe  der  Summe 
wie  in  der  Stelle  der  zweiten  Redaktion  ersetzt  ist.    Es  würde 
das  also  für  die  Auffassung  sprechen,  die  Vladimirskij-ßudanov 
von    dem    Charakter    der    in   II,   10   genannten    12  Grivna   als 
Kriminalstrafe  hat,  und  die  er  mit  dem  Hinweis  darauf  stützen 
kann,    daß    nach  II,  6 — 8    der   da   gemeinte  Ersatz   für   einen 
Sklaven   ja    ein   verschieden   hoher  ist^).     Wir  könnten  daran 
jetzt  schon  die  Bemerkung  anschließen,  daß  nunmehr  mit  II,  10 
in  der  zweiten  Redaktion  eine  Abteilung  beginnt,  in  der  nicht 
mehr  nur  von  Ersatz,  sondern  von  Strafe,  manchmal  auch  von 
Strafe  und  Ersatz  die  Rede  ist. 

Die  Parallelstelle  zu  II,  10  in  der  dritten  Redaktion  ist 
also  III,  47,  d.  h.  nicht  der  ganze  Paragraph  III,  47,  der  von 
dem  Ermittlungsverfahren  bei  Wiedererlangung  eines  ge- 
stohlenen Knechtes  redet,  sondern  nur  der  eben  angeführte 
Schlußsatz  aus  III,  47.  Kalacov  ^)  hat  darum  ganz  richtig  in 
seiner  systematischen  Anordnung  der  Bestimmungen  der  ver- 
schiedenen Redaktionen  nur  diesen  Schluß  von  III,  47,  getrennt 


»)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  312  f. 

^)  So  in  der  oben  S.  161  ^  angeführten  Rezension  über  meine  Arbeit  S.  6. 

3)  Einleitung  S.  196.  §  CVII. 
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vom  übrigen  Inhalt  von  III,  47,  mit  II,  10  zusammengestellt. 
Eine  andere  vom  Sklaven,  und  zvrar  von  einem  der  entläuft, 
handelnde  Stelle  der  dritten  Redaktion  ist  III,  144  und  145. 
Hier  in  III,  144  und  145  muß  derjenige,  der  einem  entlaufenen 
Sklaven  wissentlich  —  denn  sein  Herr  hat  den  Verlust  bekannt 
gemacht  —  Brot  gibt  oder  den  Weg  zeigt,  also  ihn  auf  der 
weiteren  Flucht  unterstützt,  dem  Herrn  des  Sklaven  5  Grivna 
für  den  Sklaven  und  6  Grivna  für  die  Magd  bezahlen.  Das 
ist,  was  den  männlichen  Sklaven  angeht,  dieselbe  Summe,  die 
in  II,  7  für  Tötung  eines  fürstlichen  Dieners  oder  Bauern- 
sklaven und  in  III,  16  für  einen  Bauernsklaven  (5  Grivna) 
und  eine  Magd  (6  Grivna)  verlangt  wird.  Sie  wird  also  nicht 
als  Strafe  wie  in  II,  10,  sondern  als  Ersatz  anzusehen  sein; 
es  ist  der  Preis  des  Sklaven,  außer  welchem  noch  die  Strafe 
an  den  Fürsten  zu  zahlen  ist  ^). 

Auch  nach  dieser  Erwägung  wäre  in  II,  10  Strafe  ge- 
meint. Aber  warum  steht  dann  der  Terminus  für  Strafe,  pro- 
daha^  erst  in  II,  15  und  nicht  schon  in  II,  10,  warum  findet 
sich  prodaka  da,  wo  es  zuerst  erwähnt  wird,  in  II,  15,  16, 
gerade  in  solchen  Bestimmungen,  die  neben  der  Strafe  auch 
noch  den  Ersatz  angeben?  2)  Ist  etwa  II,  10  von  einer  anderen 
Hand  als  II,  15,  älter  als  II,  15,  da  es  die  ältere  Redewendung 
„für  das  Unrecht",  za  ohidu,  bietet,  wie  wir  das  ähnlich  schon 
S.  241  für  das  Verhältnis  von  II,  9  zu  II,   16  fragen  konnten? 

Der  Erkenntnis,  daß  der  in  II,  1—9  vorhandene  Zusammen- 
hang der  Bestimmungen  mit  II,  10  unterbrochen  wird,  daß 
also  nunmehr  mit  II,  10  die  zweite  Redaktion  sich  von  der 
vorzugsweisen  Behandlung  der  Leute   und  des  Eigentums  des 


^)  Vgl.  Vladimirsltij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  79  ^^^ 
^)  Den  Terminus  prodaza  für  Strafe  treffen  wir  in  der  zweiten  Re- 
daktion auch  noch  II,  22,  aber  das  ist  eine  ihrem  Inhalt  nach  von  II, 
15,  16  verschiedenartige  Bestimmung.  Die  Paragraphen  II,  15,  16  be- 
handeln das  Vergehen  im  einzelnen  Fall  nach  Strafe  und  Ersatz,  II,  22 
bespricht  die  Teilnahme  am  Verbrechen  und  gibt  mehr  allgemein  dafür 
den  Grundsatz  der  gleichmäßigen  Bestrafung  aller  Teilnehmer  an. 
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Fürsten  abwendet,  kann  sich  auch  Presnjakov  ^)  bei  seinem 
Streben,  in  der  zweiten  Redaktion  ein  einheitliches  fürstliches 
Recht,  gewidmet  der  Verteidigung  der  fürstlichen  Interessen, 
zu  sehen,  nicht  verschließen.  Er  muß  darum  von  seinem 
Standpunkt  aus  zugeben,  daß  II,  10  außer  natürlicher  Ver- 
bindung mit  den  anderen  Bestimmungen  steht.  Ich  sehe  meiner- 
seits also  in  II,  10  den  Anfang  einer  neuen  Abteilung  in  der 
zweiten  Redaktion,  in  welcher  Abteilung  wir  später  noch 
manches  anders  als  in  dem  ersten  bis  II,  9  reichenden  Teil 
der  zweiten  Redaktion  finden  werden,  Dinge,  die  uns  auf 
verschiedene  Autoren  innerhalb  dieser  Abteilung  schließen 
lassen. 

Die  folgende  Bestimmung  II,  11  unterbricht  durchaus  den 
Gedankengang,  der  von  II,  10  an  mit  Behandlung  der  Vergehen 
des  Diebstahls  und  der  Sachbeschädigung  begonnen  hat.  Eine 
ähnliche  Zerreißung  des  Zusammenhangs  wird  uns  auch  II,  14, 
von  Körperverletzung  mitten  unter  Eigentumsverletzungen 
handelnd,  bieten.  Aber  dort  bei  II,  14  werden  wir  einen  Grund 
oder,  richtiger  gesagt,  äußeren  Anlaß  für  diese  Tatsache  an- 
geben können.  Das  ist  bei  II,  11  nicht  der  Fall;  II,  10  be- 
spricht Diebstahl,  II,  12  ebenfalls,  wenn  auch  unter  anderem 
Gesichtspunkt,  II,  13  betrifft  Sachbeschädigung,  ebenso  II,  15  in 
seiner  ersten  Hälfte  und  daran  schließen  sich  in  den  folgenden 
Bestimmungen  wieder  Diebstahlsdelikte.  Wie  kommt  nun  der 
Satz,    daß    der    blutige   oder  blau  geschlagene  Mann  ^)  keinen 


^)  Fürstenrecht  S.  291,  seine  Meinung,  daß  II,  10  nicht  den  voll- 
ständigen Text  biete,  kann  ich  nicht  teilen,  ein  Anlaß  II,  10  mit  dem 
Schluß  von  III,  47  zu  einer  Bestimmung  zusammenzuschließen,  wie  er  es 
tut,  scheint  mir  nicht  geboten. 

^)  Für  die  Wendung  „blutig  oder  blau  geschlagen"  seien  aus  russi- 
schen Rechtsquellen  noch  einige  Belegstellen  angegeben,  die  sich  wohl 
noch  vermehren  ließen.  So  heißt  es  in  dem  Vertrage  des  Fürsten  Mstislav 
Davidovic  von  Smolensk  mit  Riga,  Gotland  und  den  deutschen  Städten 
von  1229,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  115,  §  4:  kto  öiierb 

Äpoyra  ftepefiiMB,    a  doyAliTe  chhb,    .ih)6o  KpoeaB'B,    no-ioyiopia    rpuBHU  cepeöpa  uaaiiini  osioy 
und  in  der  Geriehtsurkunde  von  Dvin.>>k,  ebenda  I,  S.  141,  §  2 :  ä>  kh'  Koro 


Das  Russische  Recht.  247 

Zeugen  braucht,  mitten  in  diese  Reihe  herein?  Er  stammt 
ja  aus  der  ersten  Redaktion,  ist  mit  nicht  besonders  wesent- 
lichen Aenderungen  von  I,  4  übernommen.  Es  ist  auch,  um 
das  gleich  zu  bemerken,  die  einzige  Bestimmung,  die  die  erste 
und  zweite  Redaktion  miteinander  gemeinsam  haben,  die  dabei 
•eine  prozeßrechtliche,  nicht  eine  strafrechtliche  Frage  betrifft, 
so  daß  uns  die  zweite  Redaktion  als  ein  von  der  ersten  Re- 
daktion vollständig  unabhängiges  Werk  erscheint  ^).  Zu  dem 
ganzen  Inhalt  der  zweiten  Redaktion  paßt  II,  11  gar  nicht; 
wenn  wir  II,  14  ausnehmen,  ist  von  Körperverletzung  in  der 
zweiten  Redaktion  gar  nicht  die  Rede,  nur  von  Tötung,  Dieb- 
stahl bzw.  Sachbeschädigung,  und  am  Schluß  der  zweiten  Re- 
daktion noch  von  Strafen  und  Gebühren.  Bei  seiner  Ueber- 
tragung  in  die  dritte  Redaktion  ist  ja  I,  4  auch  an  eine  andere 
Stelle  in  der  Reihenfolge  der  Bestimmungen  gerückt;  in  der 
ersten  Redaktion  leitet  es  die  Verordnungen  über  Körperver- 
letzung ein,  dagegen  III,  31  steht  es  gegen  Ende  dieser  Ab- 
teilung, nachdem  schon  I,  7,  8,  9,  11  in  III,  25 — 30  behandelt 
sind.  Vollends  unmotiviert  steht  aber  der  Inhalt  von  I,  4  bei 
II,  11.  Auch  Presnjakov  ^)  muß  für  II,  11  wie  für  II,  10  zu- 
geben, daß  es  nicht  in  Verbindung  mit  den  anderen  Satzungen 
der  zweiten  Redaktion  steht.  So  kann  ich  mir  auch  nicht 
denken,  daß  II,  11  vom  selben  Autor  wi§  II,  10  und  II,  12 
stammt;  aus  welchem  Grund  oder  Anlaß  es  aber  eingeschaltet 
ist,  weiß  ich  nicht  anzugeben.  Denn  da  die  zweite  Redaktion, 
abgesehen  also  von  II,  14,  sonst  nicht  von  Körperverletzungen 
handelt,  ist  auch  wohl  nicht  anzunehmen,  daß  mit  der  pro- 
zessualen Verordnung  von  II,  11  das  ganze  Gebiet  der  Körper- 
verletzungen erledigt  werden  sollte. 

In  dem  altrussischen  Text  von  II,  12  sind  durch  Versehen 
der  Abschreiber  zwei  Fehler  enthalten,  die  zunächst  verbessert 


•HSjaeTt  öoJipHHa,  luii  ;to  KpoBH  y;i,apHTi>,    luit  na  HeM^b  CHHeBH  öyaY'!:'^,    a  HaM^CTHUi^H  cy^ait 
^My  110  ero  oreieciBv  öe3iD,ecTie;  laKast  h  cjysi.      IS.    diesö   Zeitschr.  XXIV,   S.   402  ^ 

^)  So   urteilt   auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,   S.  32^. 
2)  Fürstenrecht  S.  291. 


248  Goetz. 

werden  müssen.  Die  Angabe,  daß  beim  Diebstahl  ein  Täter 
allein  1  Grivna  und  30  Rezana  zu  zahlen  hat,  ist  dem  ganzen 
Sinn  nach,  den  die  Bestimmung  haben  will,  dahin  zu  ver- 
bessern, daß  der  einzelne  Täter  ebenfalls  wie  die  Mehrheit  der 
Täter  3  Grivna  30  Kezana  Strafe  schuldig  ist.  Ich  habe  diese 
Zahl  3  deshalb  auch  gleich  in  meine  Uebersetzung  einge- 
schaltet. Zweitens  zählt  II,  12  als  Mehrzahl  der  Täter  acht- 
zehn auf,  das  muß  jedenfalls  zehn  heißen;  die  Verwechslung  des 
Abschreibers  war  bei  der  Aehnlichkeit  des  Zeichens  für  10  =  i 
mit  dem  für  18  =  Hi  leicht  möglich.  Offenbar  soll  die  Anzahl 
Teilnehmer  am  Diebstahl  durch  eine  runde  Zahl  bezeichnet 
werden.  Da  diese  runde  Zahl  bei  einer  verwandten  Bestim- 
mung II,  22,  ebenfalls  einer  Straffestsetzung  für  die  Teilnahme 
am  Verbrechen,  zehn  beträgt,  werden  wir  also  auch  hier  II,  12 
zehn  statt  achtzehn  zu  lesen  haben.  Daß  aber  eine  runde  Zahl 
hier  in  beiden  Paragraphen  geboten  werden  sollte,  zeigen  uns 
die  entsprechenden  Parallelstellen  in  der  dritten  Redaktion,  wo 
die  Rede  ist  von  „vielen"  Tätern  III,  52,  53,  von  „so  vielen", 
als  in  Betracht  kommen  III,  54  ^).  Grycko  ^)  ist  dagegen  der 
Meinung,  daß  in  II,  12  achtzehn  Diebe  angegeben  seien,  weil 
es  tatsächlich  achtzehn  Diebe  bei  dem  betreifenden  Diebstahl 
waren,  aus  Anlaß  dessen  diese  Bestimmung  erlassen  wurde» 
Er  sieht  also  hier,  wie  in  II,  22,  ein  Einzelurteil  über  einen 
bestimmten  Diebstahlsfall.  So  urteilt  ungefähr  auch  Sergeevic^); 
auch  er  erachtet  II,  12  als  Anführung  eines  wirklich  vorge- 
kommenen Diebstahls,  an  dem  achtzehn  Diebe  beteiligt  waren. 
Mrocek-Drozdovskij '^)  meint  vollends,  in  II,  12  seien  zwei  ge- 
richtliche Entscheidungen  vereinigt,  also  eine,  in  der  ein  Dieb, 
eine  andere,  in  der  achtzehn  oder  zehn  Diebe  bestraft  wurden. 
Ich  halte  diese  Auffassung  unserer  Bestimmung  für  unrichtig. 


^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  32l^'^^  derselbe, 
Uebersicht  S.  314. 

2)  Grycko,  a.  a.  0.  S.  112. 

^)  Vorlesungen  S.  85. 

■')  Untersuchungen  18S5,  S.  X. 
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Es  handelt  sich  in  ihr  um  Diebstahl  von  Haustieren  bzw.  von 
irgendeiner  Sache  aus  dem  Gemach,  d.  h.  Haus.  Vom  Dieb- 
stahl, wie  ich  nach  dem  oben  S.  237  Ausgeführten  annehmen 
möchte,  handelte  ja  schon  in  der  ersten  Abteilung  der  zweiten 
Redaktion  der  Paragraph  H,  9.  Er  schloß  seine  Verordnung 
speziell  zunächst  an  fürstliches  Eigentum,  das  Pferd,  an,  setzte 
dann  für  verschiedene  weitere  mögliche  Einzelfälle  des  Dieb- 
stahls von  Haustieren  die  Taxe  für  den  Ersatz  an  den  Ge- 
schädigten fest.  Unsere  Bestimmung  H,  12  führt  diese  Frage 
weiter;  sie  handelt  vom  Diebstahl  im  allgemeinen,  die  einzelnen 
Tiere,  wie  Pferd,  Stier,  die  Wendung  „aus  dem  Gemach"  (sei. 
Diebstahl),  sind  nur  beispielsweise  angeführt,  die  Strafe  und 
nicht,  wie  in  H,  9,  der  Ersatz  an  den  Geschädigten  wird  fest- 
gesetzt, es  wird  ein  bestimmter  Grundsatz  für  die  Straffest- 
setzung ausgesprochen.  Denn  daß  in  H,  12  Strafe  und  nicht 
wie  in  II,  9  Ersatz  gemeint  ist,  dürfte  wohl  keinem  Zweifel 
unterliegen  ^).  Der  Ersatz  schwankt  in  II,  9  nach  dem  Wert 
des  Tieres,  er  beträgt  dort  für  das  fürstliche  bzw.  bäuerliche 
Pferd  3  bzw.  2  Grivna,  für  den  Stier  1  Grivna;  die  Strafe 
für  den  Diebstahl  dieser  Tiere  ist  dagegen  in  II,  12  immer 
dieselbe.  Ein  zehnfacher  Ersatz  des  einen  gestohlenen  Tieres 
an  dessen  Eigentümer,  falls  zehn  Diebe  zusammen  es  stehlen, 
ist  unwahrscheinlich ;  daß  mehrere  Diebe  alle  für  ihre  gemein- 
schaftliche Tat  jeweils  dieselbe  Strafe  zahlen  müssen,  ist  ganz 
natürlich^). 

Ein  neues  Prinzip  der  Behandlung  von  Rechtsfällen  tritt 
uns  also  hier  zum  ersten  Male  im  Russischen  Recht  entgegen: 

^)  Vgl.  Vladimii'skij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  32  ^^ 

^)  Vgl.  dazu  die  Bestimmung  der  Gerichtsurkunde  von  Pskov  (1897 

bis  1467)  :  a  KTO  oy^HeTi  Ha  kom-b  cohhth  6ok)  hatl  lejOBiK-B,  h.iiii  ;i;ecflTt,  hjih  ckojiko  hh 
6y;^n,  Ha  5,  ajiu  na  ojißOM'h,  öoest  cboux'b,  ^a  oyxaacyT'B;  ino  iimte.  npucyntaxb  BciiMt,  sa  bch 
6oeBH,  oAHHi  pyßjiB,  H  KHaacaa  npojiaaca  OÄHa,  bei  Vladimirskij-Budanov ,  Chresto- 
mathie I,  S.  190,    §  120,  dazu  dessen  Erklärung  in  Note  245:  npa  oömeä 

:^paKi  iDTpa4)i  aa  .iiniHHa  o6n;i,H  Bt  nojitsy  oÖHacenHaro  h  KHaateCKaa  npo^aaca  ynja^HBaeTca 
He  no  ^HCJiy  oÖBHneHHHxx  oiBii'LHHKOB'B  HJIH  HcmoBi.,  BHHrpaBraHxi  npoi^eccB,  a  Bci  o6uH;eHHHe 
CO  Bctxi.  o6h;i,hhkobi>  BsiicTi  no.iyiaK)T%  o;];hhi.  pyß^iB. 
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es  handelt  sich  um  die  Straffestsetzung'  für  Teilnahme  am 
Verbrechen,  während  bisher  immer  nur  ein  Einzehier  als  Täter 
vorausgesetzt  bzw.  angegeben  war.  Somit  können  wir  jetzt 
schon  bei  dieser  Bestimmung  II,  12  auf  einen  Fortschritt  der 
zweiten  Redaktion  des  Russischen  Rechtes  gegenüber  der  ersten 
hinweisen,  auf  den  Fortschritt  von  einem  reinen  Handbuch  für 
die  Kompositionen,  wie  es  die  erste  Redaktion  ist,  zu  einem 
Werk,  das  sich  mehr  einem  Gesetzbuch  nähert.  Die  Spuren 
staatlich- fürstlich  geregelter  Gesetzestätigkeit  liegen  hier  vor; 
neben  den  richterlichen  Einzelspruch  tritt  die  allgemeine  Rechts- 
norm, das  Strafurteil  entwickelt  sich  weiter  zum  Strafgesetz. 
Denn  daß  hier  nicht  der  Einzelfall  eines  von  achtzehn  —  in 
II,  22  von  zehn  —  Tätern  verübten  Diebstahls  vorliegt,  glaube 
ich  doch  gegen  Grycko,  Sergeevic  und  Mrocek-Drozdovskij  fest- 
halten zu  dürfen;  es  handelt  sich  hier  in  II,  12  um  eine  all- 
gemeine Regel  bezüglich  der  Teilnahme  am  Verbrechen  ^). 

Eine  ähnliche  Bestimmung  wie  die  unserer  II,  12  ist  II,  22, 
das  wir  schon  zur  Herstellung  des  richtigen  Textes  von  II,  12 
vorhin  S.  248  verwertet  haben.  Wir  können  jetzt  schon  fragen. 
ob  der  Autor  von  II,  22  derselbe  ist  wie  der  von  II,  12,  und 
ob  ein  Zusammensteller  verschiedener  Rechtsbestimmungen  so 
gedankenlos  arbeitete,  daß  er  II,  22  nach  II,  12  hinstellte, 
oder  ob  er  das  bewußt  getan  hat;  die  Antwort  werden  wir 
am  besten  bei  Erläuterung  von  11,  22  geben. 

Vom  Diebstahl  aus  dem  Gemach,  d.  h.  Haus,  oder  eines 
Pferdes  und  Rindes  handelte  schon  II,  3 — siehe  oben  S.  206  — , 
allerdings  unter  spezieller  Bezugnahme  auf  einen  Ogniscanin 
und  Tiun  als  Täter.  Irgendeine  innere  Verbindung  zwischen 
II,  3  und  II,  12  scheint  mir  nicht  vorhanden  zu  sein.  Ganz 
einander  fremd  stehen  die  beiden  Bestimmungen  in  der  zweiten 
Redaktion;  der  Schluß,  daß  sie  von  verschiedenen  Autoren 
stammen,  legt  sich  nahe.    Das  gleiche  gilt  auch  für  II,  9  und 


^)  Ueber    Teilnahme    am    Verbrechen    im    Russischen    Recht    siehe 
Vladimir«kij-Budanov,   üebersicht  S.  314;  Ro/kov,  Abriß,  S.  29. 


Das  Russische  Recht.  251 

II,  12,  auch  hier  fehlt  der  Zusammenhang,  auch  diese  beiden 
Paragraphen  sind,  wie  mir  scheint,  nicht  von  derselben  Hand, 
wie  das  ja  schon  aus  meiner  Annahme  —  siehe  oben  S.  241  — 
hervorgeht,  daß  mit  II,  9  die  erste  Abteilung  der  zweiten 
Redaktion  zu  Ende  ist.  Ueber  das  Verhältnis  von  II,  12  zu 
11,  17 — 20  wird  bei  der  Erläuterung  dieser  letzteren  Bestim- 
mung noch  zu  sprechen  sein. 

§  1,    Erläuterungen  zu  II,  13. 

II,  13.  Aber  hei  einem  fürstlichen  Waldbienenstock  3  Grivna, 
sei  es,  daß  man  (ihn)  verbrennt  oder  ausreißt. 

Nachdem  wir  in  der  zweiten  Redaktion  mit  II,  9  die  Reihe 
der  Bestimmungen  verlassen  haben,  die  dem  speziellen  Schutz 
der  Leute  und  des  Eigentums  des  Fürsten  gewidmet  ist,  kehrt 
plötzlich  eine  solche  Verfügung  wieder.  Und  zwar  ist  hier 
II,  13  nur  vom  fürstlichen  Waldbienenstock  die  Rede;  es  ist 
ihm  nicht  etwa,  wie  das  in  II,  9  für  das  Pferd  geschah,  der 
Bienenstock,  der  einem  anderen  als  dem  Fürsten,  dem  Bauern, 
in  der  allgemeinen  Anwendung  dieses  Wortes,  gehört,  an  die 
Seite  gestellt.  In  den  Parallelstellen  der  dritten  Redaktion  zu 
unserer  Bestimmung  in  III,  96,  100  ist  die  Bezugnahme  auf 
den  Fürsten  als  Eigentümer  ganz  weggefallen,  es  wird  ganz 
allgemein  vom  Bienenstockwald  bzw.  Waldbienenstock  ge- 
sprochen. Einzelne  Handschriften  haben  zu  II,  13  den  Schluß: 
„aber  bei  dem  eines  Bauern  2  Grivna"  ^).  Ich  glaube  nicht, 
daß  dieser  Zusatz  der  ursprüngliche  Text  ist,  dieser  Schluß 
scheint  mir  aus  II,  9,  dem  Gegensatz  vom  fürstlichen  und 
bäuerlichen  Pferde  mit  3  bzw.  2  Grivna  Ersatz  für  sie,  von 
einem  Abschreiber  aus  Versehen  übernommen  zu  sein.  Will 
man  aber  unsere  Bestimmung  mit  dem  Zusatz  als  die  ursprüng- 
lichere Form  ansehen,  dann  hätten  wir  dieselbe  Teilung  der 
Verfügung  in  fürstliche  und  bäuerliche  Hälfte,    die  wir  schon 


^)  Kalacov,  Einleitung  S.  195,  §  CHI. 
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oben  bei  II,  6,  7,  9  beobachtet  haben.  Gegen  die  Ursprüng- 
lichkeit des  Zusatzes  vom  bäuerlichen  Waldbienenstock  spricht 
der  Umstand,  daß  der  Gegensatz  von  fürstlich  und  bäuerlich 
aus  II,  9  wohl  nach  III,  55  übernommen  ist,  dagegen  in  den 
Parallelstellen  zu  II,  13,  nämlich  III,  96,  100,  sich  in  keiner 
Handschrift  findet.  Pavlov-Sil'vanskij  ^)  weist  eigens  darauf 
hin,  daß  hier  in  II,  13  nur  von  dem  fürstlichen  Besitz  und 
nicht  von  dem  anderer  Leute  die  Rede  sei.  Das  Wort  hört' 
bezeichnet  nach  Sreznevskij '^)  sowohl  einen  einzelnen  Bienen- 
stock bzw.  einen  Baum  mit  einem  Bienenstock  in  ihm,  als 
einen  Teil  des  Waldes  mit  solchen  Bienenstockbäumen,  eine 
nach  III,  96,  97,  98  mit  Grenzmarke  versehene  Waldparzelle. 
Hier  in  II,  13  wird  nach  der  für  die  Beschädigung  bzw.  Ver- 
nichtung verhängten  Geldsumme  ein  einzelner  Bienenstock- 
baum, ein  Waldbienenstock  gemeint  sein.  Das  legt  die  Parallel- 
stelle III,  100  mit  der  Straffestsetzung  in  derselben  Höhe  nahe: 
„wenn  man  einen  Waldbienenstock  umhaut,  dann  3  Grivna 
Strafe  und  für  den  Baum  eine  halbe  Grivna".  Dagegen  III, 
96 — 98,  wo  das  Vierfache  an  Strafe,  nämlich  12  Grivna,  aus- 
gesprochen ist,  handelt  es  sich  offenbar  um  eine  ganze  mit 
Bienenstöcken  versehene  Waldparzelle,  um  einen  Bienenstock- 
wald, wie  ich  übersetze. 

Die  Erwähnung  dieser  Art  von  Beschädigung  bzw.  Ver- 
nichtung^) fremden  Eigenturas  erscheint  uns  sehr  begreiflich, 
wenn  wir  uns  vorhalten,  welche  Bedeutung  nach  den  darüber 
uns  vorliegenden  Quellen  die  Bienenzucht,  Honiggewinnung 
und  der  Handel  mit  Honig  in  Altrußland  hatte,  wie  wir  sie 
als  Erwerbszweig  von  Einzelnen  sowohl  als  von  ganzen  Dörfern, 
besonders  auch  als  Vermögensobjekt  und  Einnahmequelle  der 
Fürsten^)   finden,    wie    wir   Bienenzucht   und    die   Einnahmen 


^)  Werke  III,  S.  223,  vgl.  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  291. 
2)  Materialien  I,  Sp.  155. 

')  Vgl.  EsipOV,   V. :   IIoBpeac;ieHie  uMymecxBa  oraeMi.  no  pyccKOMy  npasy.   C.  üeiep- 

öypri  1892,  S.  8  f. 

*)  Vgl.    Mroeeck-Drozdov.skij,    Untersuchungen    1885,    S.    132  f.; 
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daraus  öfter  in  Schenkungen  an  Klöster  ^)  und  Bistümer  2),  bei 
Erbteilungen  im  Fürstentum  ^)  genannt  treffen. 

Die  Summe  von  3  Grivna  sieht  Vladimirskij-Budanov*) 
wohl  richtig  als  Strafe  an,  es  sei,  sagt  er,  Ersatz  in  ebensolcher 
Höhe  anzunehmen  nach  dem  Wortlaut  der  Parallelstelle  III, 
100:  „wenn  man  einen  Waldbienenstock  umhaut,  dann  3  Grivna 
Strafe  und  für  den  Baum  3  Grivna".  Aber  dieser  Schluß  von 
III,  100  „und  für  den  Baum  3  Grivna",  findet  sich  nur  in  der 
von  Vladimirskij-Budanov  bevorzugten  Karamzinschen  Hand- 
schrift und  noch  in  einer  zweiten ;  Sergeevic  ^)  und  Kalacov  ^) 
lesen  am  Ende  von  III,  100:  „und  für  den  Baum  eine  halbe 
Grivna".  Welche  von  den  beiden  Lesarten  die  richtigere  sein 
wird,  soll  hier,  da  diese  Frage  zur  Erläuterung  der  dritten 
Redaktion  gehört,  nicht  entschieden  werden. 

Mrocek-Drozdovskij  ^)  betrachtet  die  Bestimmungen  II,  11, 
12,  13  als  eine  eigene  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  die 
zweifellos  im  Laufe  des  11.  Jahrhunderts  entstanden  sei,  ohne 
daß  man  die  Zeit  ihrer  Entstehung  genauer  bestimmen  könne. 
Indes  scheint  mir  irgend  ein  Anlaß,  gerade  diese  drei  Para- 
graphen in  einen  besonderen  Unterteil  der  zweiten  Redaktion 
zusammenzufassen,  nicht  vorhanden  zu  sein. 


Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  155;  Aristov,  Gewerbewesen  siehe  Register 
8.  V.  60PT1,  etc.;  Sergeevic,  Altertümer  III,  S.  218.  " 

*)  Z.  B.   Vladimirskij-Budanov,    Chrestomathie  I,    S.  137  in  JlyxoBHaa 

HoBropoÄua  KjHMeHia  XIII  b.  :    ftaio    sa    Bce    lo    ÄBa    ceja    cb    oÖHjLeMi.    h    cb    Jüraa;],bMH   h  cb 

■ßOpiTBK)    M.    T.    fl. 

^)  Z.  B.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  261  in  der  Schen- 
kungsurkunde des  Fürsten  Rostislav  Mstislavic  an  das  neuerrichtete  Bistum 

Smolensk   1150:   cejio  Jl^poceHCKoe,  co  iicrou  u  et  seM.ieio  cbatM  Boropo;;Hi;n  h  enucKony, 
H  ce;io  JIceHCKoe,  ii  et  öopthukomi.  u  cb  seai-ieK)  h  cb  uaroH,  cbatM  Boropo/tumi. 

)   Z.   B.   Bachrusin  ,    S.   V. :    SyxoBHiia  h  ;i;oroBopHHfl  rpauoTH    EHHseii  BejmKHXt 
H  yÄtJiBHHX'B,    MoCKBa  1909,   in   IlaMaTHHKH  PyccKOH    HcTopin    ii3;^aB.    noAt  pe^.  B.  0.  Kjik»- 

leBCKaro  n.  t.  a-  Bd.  III,  S.  13,  14,  16  Und  Öfter. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  32  ^';  vgl.  dagegen  Mrocek-Drozdovskij,  LJnter- 
euchungen  1885,  S.  XXIV :  KaK-B  BosHarpaarAenie  3a  yöBiTOKx  an  den  Fürsten. 

^)  Ausgabe  S.  19. 

6)  Einleitung  S.  195,  §  CIIL  ')  Untersuchungen  1885,  S.  X. 
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§  8.    Erliiuterungen  zu  II,  14. 

//,  14,  Oder  man  peinigt  einen  Bauern,  aber  ohne  des 
Fürsten  Geheiß,  für  das  Unrecht  3  Grivna.  Aber  hei  einem 
Ogniseanin  und  einem  Tiun  und  einem  Schwertträger  12  Grivna. 

Der  Begri£P  Peinigen  findet  sich  als  Substantivum  Peini- 
gung, mulca^  abgesehen  von  der  Parallelstelle  zu  II,  14,  näm- 
lich III,  103,  noch  an  drei  Stellen  der  dritten  Redaktion,  in 
denen  von  Eisenprobe  die  Rede  ist,  III,  111,  113,  159,  welch 
letztere  Bestimmung  am  Schluß  des  Russischen  Rechtes  aller- 
dings nicht  alle  Handschriften  enthalten.  So  sieht  denn  auch 
die  Mehrzahl  der  russischen  Forscher  ^)  hier  in  II,  14  die  Vor- 
nahme einer  Peinigung,  ohne  Erlaubnis  bzw.  Befehl  des  Fürsten, 
als  ungesetzlicher  Folterung  unter  Strafe  gestellt.  Die  Folter 
über  jemanden  zu  verhängen  —  über  das  Detail  ihrer  Aus- 
übung haben  wir  jetzt  noch  nicht  zu  sprechen  ^)  — ,  sei  ein 
Recht  der  Obrigkeit,  darum  könne  nicht  der  Einzelne  dieses 
Recht  willkürlich  ausüben,  wohl  kann  es  der  Fürst  oder  sein 
Stellvertreter  im  Richteramt^  der  Unterrichter,  übertragen.  So 
werde  hier,  im  Gegensatz  zu  den  die  Blutrache  verkündenden 
Bestimmungen  der  ältesten  Redaktion  I,  1  ff. ,  das  früher  in 
Kraft  gewesene  Prinzip  der  Selbsthilfe  verworfen;  die  ordent- 
liche, fürstlich  geregelte  Rechtsprechung  ist  an  Stelle  des  Sich- 
selbst-Recht-Schaffens getreten. 

Duvernois  ^)  sieht  in  II,  14  den  Gedanken  ausgesprochen,, 
daß  die  richterliche  Gewalt  keinem  außer  dem  Fürsten  in 
seinem    Gebiet    gehört.      Presnjakov '^)    erblickt,    entsprechend 


^)  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  32^^;  derselbe,  üeber- 
sicht  S.  316,  321;  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  437;  Mrocek-Drozdovskij, 
Untersuchungen  1885,  S.  202  f. ;  Rozkov,  Abriß  S.  47 ;  Lange,  Kriminal- 
recht  S.  162;  Maximejko  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  144. 

^)  Die  späteren  dürftigen  Nachrichten  über  Folter  siehe  bei  Lange^ 
Gerichtsverfahren  S.  141  f. 

3)  Rechtsquellen  S.  159. 

')  Fürstenrecht  S.  267. 
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seiner  ganzen  Beurteilung  der  zweiten  Redaktion  als  spezifisch 
fürstlichen  Rechtes,  in  unserer  Bestimmung  die  Tendenz  des 
Fürsten,  seine  Jurisdiktion  üher  seine  Leute  durch  hohe  Strafe 
zu  schützen. 

Vladimirskij-Budanov   und  Sergeevic  ^)    fassen   II,  14   auf 
als    die    einzige  Bestimmung   des  Russischen  Rechtes,    die  ein 
gegen  den  Staat  gerichtetes  Verbrechen  betreflFe,  welches  Ver- 
brechen sich  speziell  gegen  die  richterliche  Gewalt  des  Fürsten 
kehre.    Daß  das  Russische  Recht  sonst  kein  Verbrechen  gegen 
den  Staat  kenne,  erkläre  sich  daraus,  daß  der  Staat  um  jene 
Zeit  eben  erst  im  Aufkeimen  war  und  Verbrechen  gegen  ihn 
eben  erst  entstanden.  Dagegen  wendet  sich  Rozkov^);  schwerlich 
kämen  II,  14  die  Rechte  des  Staates  in  Betracht,  man  müsse  viel- 
mehr die  Peinigung  ansehen  als  Verletzung  persönlicher  Rechte, 
als  Ehrenkränkung.    Das  sei  der  Gesichtspunkt  des  Russischen 
Rechtes,  in  welchem  die  Idee  des  Staates  sehr  unbestimmt  sei,. 
sich  nur  in  konkreten  Formen  ausdrücke  und  sich  nicht  zu  all- 
gemeinen Begriffen  von  Gesetz  und  staatlicher  Ordnung  erhöbe. 
Wir  finden  aber  auch  eine  andere  Auffassung  des  Wortes: 
peinigen    und    Peinigung.      So    denkt    Tobien  ^)    allgemein    an 
Mißhandlung  eines  Menschen,  und  den  Zusatz   „aber  ohne  des 
Fürsten  Geheiß"    faßt   er   als    ein    die  Mißhandlung   etwa   be- 
fehlendes Fürstenwort  auf.    Für  Neumann '^)  bedeutet  peinigen, 
nach  den  verschiedenen  Stellen,  in  denen  es  die  Chroniken  ge- 
brauchen, jede  Mißhandlung,  schwere  körperliche  Verletzung. 
Neumann   faßt   dann    die  Worte  in  II,   14,    „ohne  des  Fürsten 
Geheiß",    ähnlich  wie  Tobien,    als  Hindeutung    auf   die   große 
Macht  des  Fürsten,   „wenn  der  Fürst  es  befahl,   konnte  jeder 
Untertan  (auch  noch  so  angesehener)  gemißhandelt  und  körper- 
lich schwer  verletzt  werden",  allerdings  eine  etwas  sonderbare 


^)  An  den  in  S.  254,  Note  1  angegebenen  Stellen. 
2)  Abriß  S.  47. 
^)  Sammlung  S.  21«. 

^)  Bei  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  67,  gegen  ihn  Lange,  Kriminal- 
recht S.  163  K 
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Argumentation^).  Auch  Dareste  faßt  peinigen  im  Sinne  von  miß- 
handeln auf,  er  übersetzt  es  einfach  mit  maltraiter.  Die  Berufung 
auf  die  (^hroniken  ist  nicht  unbegründet,  das  Wort  peinigen  finden 
wir  in  den  Chroniken  und  sonstigen  Quellen  in  diesem  allgemeinen 
Sinne  von  körperlicher  Mißhandlung,  unbarmherziger  Quälerei^). 
In  jüngeren  Rechtsquellen  treten  uns  gelegentlich  Verbote 
entgegen,  einen  anderen  ohne  Ursache  zu  mißhandeln.  So 
verhängt  der  Friedensvertrag  der  Novgoroder  mit  den  Deutschen 
von  1195^)  eine  Buße  „für  die  Schmach",  za  sorom^  wie  es 
auch  im  Russischen  Recht  III,  88  heißt,  über  den,  der  einen 
Mann  ohne  Ursache  bindet,  wie  Vladimirskij-Budanov  erklärt, 
ihn  ungerechtfertigterweise  einsperrt,  und  zwar  beträgt  die 
Buße  „12  Grivna  alten  Geldes",  d.  h.  dieselbe  Summe,  die 
wir  in  II,  14  und  III,  103  treffen.  Der  Vertrag  des  Fürsten 
Mstislav  Davidovic  von  Smolensk  mit  Riga,  Gotland  und  den 
deutschen  Städten  vom  Jahr  1229*)  wiederholt  diese  Bestim- 
mung und  setzt  nur  als  Buße  nach  der  neuen  Währung 
3  Grivna  Silber,  entsprechend  den  alten  12  Grivna,  fest.  Das 
Verbot,  einen  Menschen  ohne  Ursache  zu  mißhandeln,  treffen 
wir  in  dem  Vertrag  von  Riga  mit  dem  Fürsten  Michael  Kon- 
stantinovic  von  Vitebsk  (um  1300)  mit  dem  Worte  „peinigen" 
an  ^).  Ferner  haben  wir  in  den  Rechtsurkunden  Bestimmungen, 
die  darauf  hinzielen,  daß  ein  ordentliches  Prozeßverfahren  ein- 
gehalten werde,    daß   nicht    die  streitenden  Parteien   einander 


^)  In  seinen  Aufsätzen  über  H.  Jirecek :  Svod  Zäkonüv  Slovanskych 
V  Praze  1880  in  Journal  des  Savants,  Paris  1885,  Novembre,  p.  658. 

^)  Siehe  Belegstellen  bei  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  194,  199; 
dann  z.  B.  Laurentiuschronik  S.  338^,  ao.  1169;  ferner  Olegs  Vertrag 
mit  den  Byzantinern  911  —  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I, 
S.  5,  §  7:   ame  .m  KTO,  11.111  PyGUHi   XpecTMHy,    hjiu  XpecTBflHt  PycnHv,  Mv^eaia  oöpaioiai 

(Ewers,   Recht  der  Russen  S.  147:   mit  Zwang)  hckjci  tbophtu  h  nacuabo  «Bt, 

HJH    B'LaMeTI.    1T0    JHÖO    ÄPy^HHHe,    ftil    BCnaXlITB    ipOlIHb. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  109,  §  4  und  Note  9. 

*)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  120,  §  20. 

^)  Vgl.  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  199:  Me-ioubKa  ne  Myinxu  6eab  «uuu, 

dazu  derselbe:  ÄpeBHie  IlaMHTHUKH  PyccKaro  uiiobMa  ii  aauiiu'^  0.  Ileiepö.  1882,  Sp.  162. 
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gewaltsam  an  der  Verfolgung  ihrer  Rechtsansprüche  vor  Ge- 
richt hindern  sollen,  und  auch  in  ihnen  begegnet  uns  das 
Verbot  des  peinigens,  mucitl  ^). 

Unsere  Stelle  von  dem  Verbot,  einen  anderen  körper- 
lich zu  mißhandeln,  zu  verstehen,  in  gewissem  Sinne  sie  als 
eine  Bestimmung  über  Körperverletzung  aufzufassen,  ist  also 
wohl  möglich,  wenn  wir  uns  an  die  Wendung  „peinigen"  allein 
halten.  Jedoch  wie  sind  dann  die  Worte  „aber  ohne  des 
Fürsten  Geheiß"  zu  erklären?  Die  einfache  Körperverletzung, 
die  sich  z.  B.  beim  Streit  ergab,  pflegt  ja  wohl  nicht  auf 
Befehl  des  Fürsten  zu  erfolgen.  So  werden  wir  uns  der 
Meinung  zuneigen  müssen,  daß  hier  entsprechend  der  schon 
etwas  mehr  gefestigten  Stellung  des  Fürsten  als  obersten  Ge- 
setzgebers und  Richters  die  Ausübung  der  Selbsthilfe  verboten, 
die  willkürliche  Bestrafung  des  Täters  durch  den  Geschädigten 
bzw.  seine  Helfer  untersagt,  ein  geordnetes  Gerichtsverfahren 
unter  Mitwirkung  des  Fürsten  bzw.  seines  Unterrichters  als 
Trägers  der  richterlichen  Gewalt  verlangt  wird  ^). 

Zu  diesem  Resultat  sind  wir  gekommen  einzig  auf  Grund 
der  Prüfung  russischer  Quellenstellen.  Wir  können  indes  auf 
verwandte  Bestimmungen   in   den    germanischen  Volksrechten 


^)  So   z.   B.   bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  158  in 

IIcKOBCKaa  CyÄHaa  rpaMOxa  (1397  — 1467)  §  2G:  a  kto  BOSMexi.  rpaiioiy  na  cnoero  iicua, 
i  OHOMy  orpaMOiHOSiy  nouMaBi>  no  rpaMOii,  ne  MyuiiTi>,  hk  6uth,  nocTaBuiii  iipeAi  rocnoAOK  u.t.  jt- 
oder  ebenda  S.  215  in  HoBropo^CKaa  cy;i,Haa  rpanoia  (1471)  §  40:  a  npHMyri.  iiosob- 
HHEa  Bi  cejii,  a  iio^Hyx'B  Ha^i»  HUMt  cujiy  J^'baTI.,  hho  /laxt  bb  nosoBHaKOBO  MicTO  rpaMoxa 
6e3cy;;Haa  njeMeHHDKy  ero  ujiii  APyry. 

^)  Während  hier  also  von  Bestrafung,  die  nur  mit  Erlaubnis  des 
Fürsten  erfolgen  darf,  die  Rede  wäre,  könnten  wir  auf  den  umgekehrten 
Fall  hinweisen  bei  M.  Handelsman:  Die  Strafe  im  polnisch-schlesischen 
Recht  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  in  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft,  herausgegeben  von  Bernhöft,  Cohn  und  Kohler  1905, 
Bd.  XVIII,  S.  225:  „Der  Fürst  ist  in  Anfängen  der  eigentliche  Vertreter 
der  Gesamtheit  und  der  einzige  Träger  der  öffentlichen  Rechte;  jedes 
Verbrechen  ist  eine  Verletzung  des  gemeinschaftlichen  Gutes  und  ebenso 
der  Rechte  des  Fürsten.  Keine  Sühne  kann  ohne  seine  Erlaubnis  er- 
folgen." 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtawissenschaft.    XXVI   Bund.  17 
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hinweisen  und  sehen,  wie  unter  Beiziehung  dieses  Rechts- 
materials 11,  14  aufzufassen  sein  wird.  Von  den  in  Betracht 
kommenden  germanischen  Uechtsquellen  sei  beispielsweise  an- 
geführt Lex  Francorum  Chamavorum  XVII:  Si  quis  hominem 
Francum  sine  culpa  ligaverit  (Var.  plagaverit)  solidos  duode- 
cim  componat,  et  in  fredo  dominico  solidos  quatuor^).  Die 
Reihe  derartiger,  in  verschiedenen  germanischen  Rechten  sich 
findender  Bestimmungen  betrifft  das  Recht  des  Verletzten, 
den  auf  frischer  Tat  ertappten  oder  auf  der  Flucht  nach  der 
Tat  begriffenen  Schuldigen  zu  fassen  und  ihn  gebunden  vor 
das  Gericht  zu  führen.  Diese  Stellen  geben  an  oder  setzen 
voraus,  daß  das  Binden,  ligare,  ligamen,  „inlicite,  sine  causa, 
sine  culpa,  contra  legem  geschehen  sei,  und  daraus  folgt,  daß 
es  auch  hier  überall  ein  Recht  zur  Knebelung  gegeben,  wel- 
ches Recht  von  einem  der  Vorzeit  zugewendeten  Standpunkt 
aus  als  eine  Pflicht  erscheint.  Der  Verletzte  soll  nicht  ge- 
walttätig sein  Recht  sich  verschaffen ;  die  eigenmächtige  Rache 
ist  nicht  mehr  verstattet.  Der  Verletzte  ist  vielmehr,  um  zu 
seinem  Rechte  zu  kommen,  vor  das  Gericht  gewiesen.  Des 
sicheren  und  rascheren  Erfolges  willen  aber  hat  er  die  Befugnis, 
den  Missetäter  festzunehmen,  um  ihn  sofort  vor  das  Gericht 
stellen  zu  können "  ^). 

Inhaltlich  dieselbe  Bestimmung  treffen  wir  aber  in  den 
oben  S.  256  angeführten  Verträgen  der  Novgoroder  mit  den 
Deutschen  von  1195  und  des  Smolensker  Mstislav  Davidovic 
mit  Riga  1229.  Wir  werden  sie  also  in  diesen  Verträgen,  da 
die  eine  Hälfte  der  Kontrahenten  Deutsche  sind,  in  dem  Sinne 
auffassen  dürfen,  den  sie  in  dem  germanischen  Gerichtsver- 
fahren hat.  Weiter  haben  wir  das  Verbot  des  „bindens  ohne 
Ursache"  in  dem  Vitebsk-Rigaer  Vertrag  von  1300  mit  dem  Ter- 
minus von  II,  14  „peinigen"  ausgedrückt  gefunden.    Diese  Mo- 


')  Mon.  Germ.  Hist.  Legum  Tom.  V  ed.  Sohm  S.  273. 

^)  So  Siegel,  H. :  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens, 
Gießen  1857,  I,  S.  78,  wo  auch  die  anderen  hierher  gehörigen  Quellen- 
stellen aus  den  germanischen  Rechten  verzeichnet  sind. 
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mente  zusammengefaßt,  würde  also  II,  14  nach  den  germanischen 
Bestimmungen  zu  erklären  sein,  so  daß  dem  „ohne  Ursache", 
^gegen  das  Gesetz",  „unerlaubterweise"  die  Worte  „ohne  des 
Fürsten  Geheiß"  in  II,  14  sachgemäß  entsprächen.  Es  wäre 
auch  nach  dieser  Verbindung  der  germanischen  Rechtsbestim- 
mungen mit  II,  14  hier  die  Rede  davon,  daß  der  Verletzte 
bzw.  Geschädigte  nicht  Selbsthilfe  anwenden  darf,  daß  die 
Eigenmächtigkeit  der  alten  Racheübung  einem  fürstlich  ge- 
regelten Gerichtsverfahren  weichen  muß.  Ob  dabei  II,  14 
auf  Eindringen  germanischer  Rechtsanschauungen  und  ger- 
manischen Prozeßverfahrens  direkt  zurückzuführen  sei,  scheint 
mir  doch  recht  zweifelhaft.  Eine  derartige  Bestimmung  mit 
ihrer  Tendenz,  die  Stellung  des  Fürsten  als  obersten  Gerichts- 
herren zu  wahren,  läßt  sich  auch  allein  aus  der  Tatsache 
staatlich-fürstlicher  Regelung  des  altrussischen  Rechtswesens 
genügend  begreifen. 

Den  „Bauern"  ^)  halte  ich  hier  für  den  freien  Mann  im 
Gegensatz  zu  den  in  der  zweiten  Hälfte  von  II,  14  genannten 
fürstlichen  Gefolgschaftsleuten.  Daß  diese  letzteren  in  II,  14 
höher  eingeschätzt  sind  als  der  Bauer,  entspricht  ganz  der  in 
II,  1  ausgesprochenen  Verdoppelung  der  Totschlagsbuße  bei 
dem  Ognis^anin,  der  ja  auch  in  II,  14  an  erster  Stelle  die 
fürstliche  Gefolgschaft  vertritt.  Nur  ist  hier  die  Summe  nicht 
wie  bei  der  Tötung  verdoppelt,  sondern  beträgt  das  Vier- 
fache, 12  Grivna.  Das  erinnert  uns  daran,  daß  wir  in  der 
ältesten  Redaktion  diese  beiden  Geldsätze  schon  getroiffen 
haben:   3  Grivna  für  einfache  Körperverletzung,  das  Vierfache 


')  Vgl.  dazu  oben  S.  229  f.,  in  der  Erläuterung  zu  II,  7,  die  verschie- 
denen Auffassungen  von  „Bauer".  Rozkov,  Abriß  S.  276,  sieht  in  II,  14 
auch  den  freien  Bauern,  der  nur  von  den  fürstlichen  Leuten,  aber  nicht 
von  den  gewöhnlichen  Freien  unterschieden  wird;  Pavlov-Sil'vanskij, 
Werke  III,  S.  224,  sieht  in  ihm  den  fürstlichen  Bauern,  der  auf  den  Be- 
sitzungen des  Fürsten  lebt,  der  kein  ganz  freier  Mann  ist,  aber  auch 
kein  Sklave,  weil  er  ja  Ersatz  „für  das  Unrecht"  erhält,  wie  die  fürst- 
lichen Gefolgsleute,  wenn  auch  in  geringerer  Höhe. 
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davon,  12  Griviia,  für  erschwerte  Körperverletzung,  Körper- 
verletzung schimpflicher  Art,  sei  es,  daß  das  Werkzeug  der 
Verletzung,  Stock,  Faust,  Schale,  Schwertgriff  usw.  I,  7,  8, 
ein  ehrenkränkendes  Moment  in  sich  birgt,  sei  es,  daß  das 
Schimpfliche  in  der  Verletzung  eines  bestimmten  Körperteils 
wie  des  Bartes  etwa  I,  11  liegt  ^).  Es  ist  also  bei  der  Bemessung 
der  Geldsumme  nicht  etwa  auf  den  Grad  der  Folterung  Rück- 
sicht genommen,  sondern  nur  auf  den  Stand  dessen,  der  diese 
Peinigung  erduldet^). 

Welche  Bedeutung  hat  nun  die  Summe  von  3  bzw. 
12  Grivna,  ist  es  Ersatz  an  den  Verletzten,  oder  ist  es  Strafe 
an  den  Fürsten?  Da  ich  ja  über  die  Frage  später  im  Zu- 
sammenhang sprechen  werde,  seien  hier  nur  einige  Bemer- 
kungen gemacht.  Bei  der  Uebertragung  unserer  Stelle  II,  14 
in  die  dritte  Redaktion  ist  sowohl  Strafe  als  Ersatz  angegeben. 
Wir  lesen  III,  103:  „wenn  ein  Bauer  einen  Bauern  peinigt 
ohne  des  Fürsten  Geheiß ,  dann  3  Grivna  Strafe  und  für  die 
Peinigung  1  Grivna  Kun.  Wenn  man  einen  Ogniscanin  pei- 
nigt^), dann  12  Grivna  Strafe  und  für  die  Peinigung  1  Grivna". 
Derartige  Spaltung  der  früher  festgesetzten  Summe  in  Strafe 
und  Ersatz  bei  Uebertragung  der  Bestimmung  in  die  dritte 
Redaktion  haben  wir  schon  bei  verschiedenen  Bestimmungen 
der  ältesten  Redaktion  angetroffen^).  Aehnlich  liegt  ja  die 
Sache  auch  bei  II,  10  in  seinem  Verhältnis  zu  III,  47 
einerseits,  zu  III,  116  anderseits.  Also  paßt  II,  14  wie  auch 
II,  10  eigentlich  mehr  zu  den  Bestimmungen  der  ältesten  Re- 
daktion, als  zu  den  nun  in  der  zweiten  Redaktion  folgenden, 
in  denen  das  Wort  Strafe,  proäaza^  von  II,  15  an   auftritt''). 

')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  332. 

-)  Siehe  Lange,  Kriminalrecht  S.  163. 

')  Ueber  eine  hier  zwischen  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  vor- 
liegende Differenz  wird  unten  in  §  20  bei  Behandlung  des  Verhältnisses 
der  zweiten  zur  dritten  Redaktion  noch  zu  sprechen,  eventuell  ein  Rück- 
schluß auf  die  Entstehung  von  II,  14  zu  ziehen  sein. 

<)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  352  f. 

^)  Das   zu   dieser   ersten   Erwägung  jedoch  hinzutretende   und  den 
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Denn  man  fragt  sich  willkürlich,  warum  in  II,  15  Strafe, 
prodaza^  genannt  und  vom  Ersatz  unterschieden  ist,  wie  also 
auch  in  der  Parallelstelle  zu  II,  14  in  III,  103,  warum  da- 
gegen in  II,  14  das  Wort  Strafe,  prodaza,  noch  nicht  ange- 
führt wird,  wenn  sie  doch  da  gemeint  ist.  Damit  kommen 
wir  aber  zu  einer  Frage,  die  sich  von  selbst  aufdrängt,  mag 
man  nun  das  Wort  „peinigen"  in  der  einen  oder  anderen  der 
oben  dargelegten  Bedeutungen  auffassen.  Nämlich  es  kommen 
uns  Bedenken,  ob  dieser  Paragraph  II,  14  da,  wo  er  steht, 
im  Rahmen  seiner  ganzen  Umgebung  wirklich  Sinn  und  Be- 
rechtigung hat.  Vor  ihm  und  nach  ihm  werden  Sachbeschädi- 
gung und  Eigentumsverletzung  behandelt;  Diebstahl,  Ver- 
nichtung eines  Waldbienenstocks  gehen  II,  12,  13  vorher, 
Grenzverletzung  und  Diebstahl  folgen  in  II,  15,  16  f.  nach. 
Ganz  vereinzelt  ist  mitten  darin  in  II,  14  Körperverletzung, 
sei  es  nun  einfache  Körperverletzung  oder  solche  durch  die 
Folter,  behandelt.  Von  einfacher  Körperverletzung  ist,  ab- 
gesehen von  der  prozessualen  Bestimmung  in  II,  11,  sonst  in 
der  zweiten  Redaktion  gar  nicht  die  Rede.  Denn  die  erste 
Abteilung  der  zweiten  Redaktion  handelt  ja  von  Tötung,  wenn 
schon  diese  im  heutigen  Sinne  manchmal  eine  Körperver- 
letzung mit  nachgefolgtem  Tode  gewesen  sein  wird.  Auch 
die  Körperverletzung  im  engeren  Sinne,  nämlich  Folter, 
Eisenprobe,  auf  die  sich  also  II,  14  nach  der  vorwiegenden 
Meinung  bezieht,  wird  in  der  zweiten  Redaktion  gar  nicht 
genannt.  So  entsteht  also  die  Frage:  ist  II,  14  nicht  eine 
Einschiebung  in  den  ursprünglichen  Bestand  der  zweiten  Re- 
daktion, ist  es  nicht  eine  spätere  Ergänzung,  die  ein  Benutzer 
der  zweiten  Redaktion  nachträglich  in  die  ihm  vorliegende  Form 
der  zweiten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion  über  die  Dieb- 


Ausschlag  gebende  zweite  Moment  der  größeren  inneren  Verwandtschaft 
zwischen  der  zweiten  und  dritten  Redaktion  als  zwischen  der  ersten  und 
zweiten  wird  unten  in  §  16  bei  Erörterung  der  den  Terminus  ,für  das 
Unrecht"  bietenden  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  zu  be- 
sprechen sein. 
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stähle  und  Eigentumsvergehen  eingefügt  hat?  Aber  II,  14  knüpft 
doch  mit  dem  Anfangswort  „oder",  üi^),  unmittelbar  an  II,  13 
an?  Worauf  soll  sich  dieses  „oder*  beziehen,  auf  den  sach- 
lichen Inhalt  von  11,  18  und  14,  auf  die  zu  bestrafenden  Ver- 
gehen? Wie  kann  man  aber  Vernichtung  eines  fürstlichen 
Waldbienenstocks  mit  Peinigung  eines  Bauern  durch  „oder" 
verbinden?  Nun  haben  aber  II,  13  und  II,  14  einen  Punkt 
gemeinsam,  auf  den  sich  das  „oder"  wohl  beziehen  kann,  das 
ist  die  in  beiden  ausgesprochene  Geldsumme,  sie  beträgt  in 
beiden  Fällen  3  Grivna.  Darum  glaube  ich,  daß  II,  13  und 
II,  14  wegen  der  Gleichheit  des  Strafgeldes  aneinander  gereiht 
sind.  Der  Autor  bzw.  der  Einschalter  von  II,  14  dachte  so: 
in  II,  13  ist  von  3  Grivna  die  Rede,  nun  weiß  ich  noch  ein 
Vergehen,  für  das  auch  3  Grivna  Strafe  verhängt  w^erden. 
Diesem  Gedanken  gibt  er  Ausdruck  durch  das  Verbindungs- 
wort „oder",  d.  h.  er  sagt  sich,  ich  schließe  noch  einen  Fall 
an,  in  dem  auch  eine  Strafe  von  3  Grivna  zu  zahlen  ist. 
Fraglich  kann  es  ja  dabei  bleiben,  ob  der  Autor  von  II,  14 
derselbe  wie  der  von  II,  13  ist,  oder  ob  ein  späterer  Benutzer 
der  schon  vorhandenen  Sammlung  der  Gleichheit  der  Strafe 
von  3  Grivna  wegen  II,  14  eingeschaltet  hat.  Ich  neige  wegen 
der  großen  sachlichen  Verschiedenheit  zwischen  II,  13  und  II,  14, 
weil  II,  14  die  einzige  Bestimmung  der  zweiten  Redaktion  über 
Körperverletzung  ist,  mehr  zu  der  letzteren  Annahme.  Wie  schon 
gesagt,  kehrt  II,  14  in  III,  103  wieder.  Da  nun  meiner  Mei- 
nung nach  also  II,  14  nicht  zu  II,  13  paßt  und  nur  der  Gleich- 
heit der  Strafe  wegen  zugefügt  ist,  könnte  man  fragen,  wo, 
in  welcher  Redaktion  unsere  Bestimmung  zuerst  stand,  in  der 
zweiten  oder  in  der  dritten,  so  daß  es  aus  dieser  in  die  zweite 
Redaktion  übertragen  wäre.  In  der  dritten  Redaktion  steht 
die  Bestimmung  von  der  Peinigung  des  Bauern  und  der  fürst- 
lichen Gefolgschaftsleute  ebensowenig  am   rechten  Platze   wie 


')  Auch  Kalacov,  Einleitung  S.  191,  §  XCV  liest  „oder",  »im,  und  hat 
nur  aus  einer  Handschrift  die  Variante  oiue. 
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in  der  zweiten,  ebenfalls  mitten  in  Diebstahlsdelikten,  die 
Einreihung  von  II,  14  ist  also  in  der  zweiten  wie  in  der 
dritten  Redaktion  in  gleicher  Weise  an  sich  unmotiviert. 
Nun  bietet  aber  II,  14  mit  dem  Wort  „oder"  die  Anknüpfung 
an  II,  13;  dieses  Wort  „oder"  fehlt  in  III,  103,  darum  glaube 
ich,  daß  II,  14  in  der  zweiten  Redaktion  zuerst  stand  und 
nicht  erst  aus  der  dritten  Redaktion  in  die  zweite  übertragen 
wurde. 

In  II,  14  können  wir  auch  einen  Hinweis  darauf  finden, 
daß  die  erste  Abteilung  der  zweiten  Redaktion  II,  1 — 9  und 
die  mit  II,  10  beginnende  zweite  von  den  Diebstählen  und 
Sachbeschädigungen  nicht  von  einer  Hand  sind,  besonders  wenn 
man  den  Autor  von  II,  14  als  identisch  mit  dem  von  II,  13 
ansehen  will.  In  II,  14  ist  der  Schwertträger  an  dritter  Stelle 
unter  den  fürstlichen  Gefolgsleuten  erwähnt.  Ihn  finden  wir 
in  der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion  noch  nicht, 
dort  treffen  wir  von  den  in  II,  14  aufgezählten  fürstlichen 
Mannen  nur  den  Ogniscanin  und  den  Tiun.  Wäre  II,  14  vom 
gleichen  Verfasser  wie  II,  1 — 4,  so  läge  es  nahe,  daß  er  in 
II,  14  bei  Anführung  der  Angehörigen  des  privilegierten, 
durch  besonders  hohe  Strafe  geschützten  Standes  dieselben 
Vertreter  der  Druzina  nennen  würde,  wie  er  es  in  II,  1 
bis  4  tat. 

Und  noch  auf  einen  weiteren  Punkt  können  wir  schließ- 
lich hinweisen.  Bei  der  Peinigung  des  Bauern  ist  eigens 
bemerkt,  daß  sie  „ohne  des  Fürsten  Geheiß"  geschieht,  bei 
den  fürstlichen  Gefolgschaftsleuten  in  der  zweiten  Hälfte  von 
II,  14  fehlt  dieser  Zusatz^).  Ist  die  Sache  vielleicht  so  ge- 
wesen, daß  erst  der  Gleichheit  der  Strafsumme  wegen  nur  die 
erste   Hälfte   von  II,    14    eingeschaltet    wurde,    und    daß    ein 


^)  Darauf  weist  schon  Vedrov,  Geldstrafen  S.  116  hin,  allerdings  ohne 
die  von  mir  angeregte  Frage  zu  berühren,  nur  um  den  Standesunterschied 
zwischen  Bauern  und  fürstlichen  Gefolgsleuten  hervorzuheben  und  die 
Folgerung  daran  anzuschließen:  A^ficTBHTe.TBHo  oiep^t  Haxo^njca  bi  xaKoft  saBuciiMocTH 
OTh  KHa.ifl,  110  „no  KHawv  c.tobv"   oin.  Mori,  ömtb  öesHaKasanHO  HCXflsveMi.. 
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zweiter  Benutzer  dann  die  Erhöhung  dieser  Strafsumme  auf 
12  Grivna  für  Peinigung  der  Mitglieder  der  fürstlichen  Dru- 
zina  eintrug? 

§  9.    Erläuterungen  zu  II,  15. 

//,  15,  a)  Wenn  jemand^)  eine  Grenze  umacJcert  oder 
umhaut^),  dann  (zahlt  er)  für  das  Unrecht  12  Grivna;  h)  ivenn 
er  aber  ein  Boot  stiehlt^),  so  zahlt  er  für  das  Boot  30  Re- 
zana*)  und  Strafe  60  Rezana. 

Es  handelt  sich  hier  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  15  um 
zweierlei  Grenzen;  ihre  verschiedene  Beschaffenheit  geht  her- 
vor aus  den  Zeitwörtern,  mit  denen  die  Vernichtung  dieser 
Grenzen  ausgedrückt  ist.  Die  erste  Grenze  ist  die  des  Acker- 
landes, eine  auf  dem  Erdboden  befindliche  Grenze,  sie  wird 
umgeackert.  Sie  findet  sich  auch  in  der  Parallelstelle  III,  97 
angegeben  und  zwar  ist  sie  da  direkt  als  „Ackergrenze"  be- 
zeichnet. Die  zweite  Art  der  Grenze  ist  eine  solche,  die  an 
einem  Baum  durch  dessen  Zeichnung  mit  einer  Marke  oder 
Kerbe  vermittels  eines  scharfen  Werkzeugs,  eines  Beils,  an- 
gebracht wird;  sie  wird  durch  umhauen  entfernt,  d.  h.  der 
Baum,  der  die  Grenzmarke  trägt,  oder  selbst  die  Grenze  bildet, 
wird  umgehauen. 

Diese  zweite  Art  der  Grenze,  also  nicht  eine  Erd- 
grenze, sondern  eine  Baumgrenze,  treffen  wir  in  der  dritten 
Redaktion  ausführlicher  behandelt.     Von   ihr    reden    III,    96: 


^)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  5  liest  ame  kto,  Kalacov,  Einleitung  S.  196, 

§  CV :   a  HHce. 

^)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  5  liest  conpcTeci.,  Kalacov,  Einleitung  S.  196, 
§  CV:  nepciecb.  lieber  diese  Lesarten  vgl.  Vladimirskij-Budanov  in  der 
oben  S.  161^  genannten  Rezension  über  meine  Arbeit  S.  10,  Sergeevic's 
Lesart  sei  npaMo  nciiiiocxi.,  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885, 

S.  229  :   nepeiect  —  yEH^ToaceHie  MenceBaro  3HaKa^  c;i'l>;iaHHaro  xoiiopoMb  ua  A^^pt'Bi'. 

^)  Sergeevic,    Ausgabe   S.  5:   a^c  .m;    Kalacov,    Einleitung  S.  200, 

§   CXIV:    a  05K0. 

^)  Ueber  den  Wert  von  Rezana  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307-. 
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„wenn  jemand  einen  Bienenstockwald  umzeichnet,  dann 
12  Grivna",  III,  97:  „wenn  jemand  die  Grenze  eines  Bienen- 
stockwaldes umhaut  usw.,  dann  12  Grivna  Strafe"  und  III,  98: 
„wenn  jemand  eine  gezeichnete  Eiche  oder  Grenzeiche  umhaut, 
dann  12  Grivna  Strafe".  Diese  Baumgrenze  kann  entfernt 
werden  sowohl  durch  Umzeichnuug  des  Baumes,  wie  III,  96 
vorgesehen,  oder  durch  Umhauen  des  Baumes,  wie  III,  97,  98 
angegeben.  Ewers  ^)  denkt  nicht  an  diese  zwei  Arten  von 
Grenzen,  Erdgrenze  und  Baumgrenze,  er  übersetzt:  „und  wer 
einen  Maalstein  umpflügt  oder  vertilgt,  dieser  für  das  Unrecht 
12  Grivnen".  Nach  den  Parallelstellen  der  dritten  Redaktion 
glaube  ich  indes  nicht,  daß  hier  an  Grenzstein  zu  denken  ist, 
jedenfalls  nicht  bei  der  zweiten  Art  Grenze.  Diese  letztere 
ist  offenbar  die  eines  Bienenstockwaldes  —  und  dieses  zwar 
nach  der  hohen  Strafe  von  12  Grivna,  die  der  Vernichtung 
eines  einzelnen  Waldbienenstocks  in  II,  13  mit  nur  3  Grivna 
Strafe  gegenübersteht  — ,  der  II,  96,  97  gemeint  ist,  und  auch 
III,  98  vorliegt,  wo  von  einer  Grenzeiche  bzw.  gezeichneten 
Eiche  die  Rede  ist.  Wir  haben  also  in  II,  15,  wenn  wir  die 
Parallelstellen  beiziehen,  zwei  künstliche  Grenzen,  die  auf  der 
Erde  und  die  durch  Zeichnung,  Einkerbung  eines  Baumes  ge- 
bildete und  eine  natürliche  Grenze,  die  in  dem  die  Grenze 
anzeigenden  Baum  selbst  besteht^). 

Von  Grenzverletzungen  reden  auch  die  jüngeren  russischen 
Rechtsquellen.  So  behandelt  die  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk^) 
(v.  1397)  das  umackern  oder  ummähen  einer  Feldgrenze.  Die 
Gerichtsurkunde     von    Pskov^)     (v.    1397 — 1467)    redet    von 


^)  Recht  der  Russen  S.  308. 

2)  Vgl.   Mrocek-Drozdovskij ,    Beilagen   1886,   S.  169—175:    ^uMitKa 

0  ^ipesne-ijyccKOM'L  MeHceonpe;;kieHiii,    no  rpaMoxaMi    XII  — XIII  uiKOBX,    Homeyer,    HauS- 

und  Hofmarken  S.  241  f. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  142,  §  4:   a  spyrt 

y  APyra  MejKy  nepeopen.  ii.iu  nepeKOCiixT,  Ha  OAunoMt  no.ii  b.  t.  ,"i,. 

*)  Bei  Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  I,   S.  151,  §  10,  S.  178 

§  78:   a  KOTopoMy  icnaaiOMy    'leJiOüfeKy    ijssuTH  Ha  Meay  u.  r.  fl,.,    S.  186,   §   106;   Vgl.    ZU 

MeatBHHK'B  auch  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  127. 
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Streitigkeiten  über  Ländereien  und  erwähnt  dabei  die  Land- 
messer, fürstliche  Beamte,  die  zur  Entscheidung  der  Grenz- 
streitiofkeiten  an  Ort  und  Stelle  reisen,  lieber  diese  letzteren 
spricht  auch  die  Gerichtsurkunde  von  Novgorod^)  (1471).  Auch  in 
den  Gerichtsbüchern  des  Johann  Vasil'evic  III.  (1497)  und  seines 
Enkels  des  JohannVasil'evic  IV.  (1550)  -)  treflPen  wir  Bestimmungen 
über  umackern,  ummähen  und  umhauen  von  Grenzen  bzw.  Grenz- 
zeichen, von  den  noch  jüngeren  Gesetzbüchern  ganz  abgesehen. 

Unsere  Bestimmung  II,  15  handelt  ganz  allgemein  von 
Grenzverletzungen.  Nicht  mehr  wie  in  II,  9  ist  das  fürstliche 
Eigentum  eigens  von  dem  bäuerlichen  getrennt  und  speziell 
durch  höhere  Taxe  geschützt;  es  ist  auch  nicht  wie  II,  13  bei 
der  Vernichtung  des  Waldbienenstocks  nur  der  fürstliche 
Besitz  allein  erwähnt.  Dagegen  ist  in  den  angeführten 
jüngeren  Rechtsquellen,  der  Gerichtsurkunde  von  Dvinsk  und 
den  Gerichtsbüchern  des  Johann  Vasil'evic  III.  und  seines  Enkels 
Johann  Vasil'evic  IV.  genau  zwischen  Grenzen  fürstlichen  und 
anderen  Eigentums  (so  in  der  Urkunde  von  Dvinsk),  oder 
zwischen  den  Ländereien  des  Großfürsten,  der  Bojaren  und 
Klöster  sowie  der  Bauern  im  allgemeinen  (so  in  den  beiden 
Gerichtsbüchern)  unterschieden. 

Sollte  also  in  II,  15  speziell  die  Grenzverletzung  an  fürst- 
lichem Eigentum  gemeint  sein,  so  läge  es  nahe,  daß  das  wie 
in  II,  13  durch  das  Beiwort  „fürstlich"  angegeben  wäre.  Auch 
die  Beobachtung  kann  mit  zur  Lösung  der  Frage  dienen: 
liegt  in  der  zweiten  Redaktion  nicht  das  Werk  mehrerer 
Autoren  vor,  die  zu  verschiedenen  Zeiten,  aus  verschiedenen 
Quellen,  von  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus,  bald  vom 
speziell  fürstlichen,  bald  vom  allgemeinen  aus,  ihre  Bestim- 
mungen aufzeichneten  bzw.  sammelten? 


^)  Bei  Vladimirskij-Budanov,    Chrestomathie  I,  S.  209,  §  28:  a  KaKb 

MeacHHKi.  iipi'ß;^eT'i>  ct.  jieiKH  ii.  r.  ;i,. 

^)  Bei   Vladimirskij-Budanov,   Chrestomathie  II,    S.  104,  §  62  bzw. 

S.  173  §  87,  beide  Male:    a  kto  ci.opon.  m»-;«)-  h.ih    rpaini  eobHörb  .  .  .  und    KTO  y  KOio 
Meacy  nepeoporr.  vi.iii  iiepoKociin.. 
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Die  für  die  Grenzverletzung  zu  zahlende  Summe  von 
12  Grivna  ist  näher  charakterisiert  als  zu  entrichten  „für  das 
Unrecht" ,  za  obidti.  In  den  Parallelstellen  der  dritten  Re- 
daktion ist  einmal  III,  96  die  gleiche  Summe  von  12  Grivna 
ohne  Zusatz  erwähnt,  in  III,  97,  98  ist  sie  als  Strafe,  prodaia, 
bezeichnet,  ein  Wechsel  der  Termini,  den  wir  schon  öfters  bei 
der  Uebertragang  von  Bestimmungen  der  ersten  und  zweiten 
Redaktion  in  die  dritte  getroffen  haben  ^). 

Keinen  inneren  Zusammenhang  mit  der  ersten  Hälfte  von 
II,  15  weist  die  zweite  Hälfte  auf,  sie  behandelt  den  Diebstahl 
eines  Bootes.  Ein  großer  Unterschied  dieser  zweiten  Hälfte 
von  allen  bisherigen  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  tritt 
sofort  klar  zutage.  Bisher  haben  wir  immer  nur  eine  Geld- 
summe genannt  gefunden,  die  entweder  als  Ersatz  oder  als 
Strafe  anzusehen  ist.  Dagegen  die  zweite  Hälfte  von  II,  15 
trennt  sorgfältig  den  Ersatz  von  der  Strafe ,  sie  führt  beide 
mit  ihrer  verschiedenen  Höhe  an.  Derart  den  Ersatz  von 
der  Strafe  geschieden,  beide  nebeneinander  erwähnt,  treffen 
wir  nur  noch  einmal  in  der  zweiten  Redaktion  und  zwar  in 
der  unmittelbar  folgenden  Bestimmung  II,  16,  genauer  in  dem 
Mittelstück:  „aber  bei  einer  Ente  und  Gans  und  einem  Kranich 
und  Schwan  30  Rezana,  aber  Strafe  60  Rezana".  Es  ist 
beide  Male  dieselbe  Summe,  die  sowohl  für  den  Ersatz  als 
für  die  Strafe  ausgesprochen  wird,  jeweils  30  und  60  Rezana. 
Also  nur  zwei  Paragraphen  der  zweiten  Redaktion,  und  zwar 
solche,  die  gleich  aufeinander  folgen,  bieten  diese  Trennung  von 
Strafe  und  Ersatz.  Das  hier  II,  15  gemeinte  Boot  ist,  nach 
der  Ersatzsumme  zu  urteilen,  ein  kleineres  Schiff.  In  der 
Parallelstelle  III,  104  sind  mehrere  Arten  von  Schiffen  mit  je- 
weils verschiedener  Ersatzsumnie  aufgezählt  bei  gleicher  Strafe 
für  den  Diebstahl  all  dieser  Fahrzeuge:  „wenn  man  ein  Boot 
stiehlt,  dann  60  Kuna  Strafe  und  das  Boot  selbst  zurückzu- 
geben.    (Für)  ein  Seeschiff  3  Grivna,  für  ein  Schiff  mit  hohem 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  339,  348  f. 
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Bord  2  Grivna,  für  einen  Kahn  20  Kiina  und  für  eine  Barke 
1  Grivna"  ^).  Die  Strafsumme  ist  in  II,  15  mit  60  Rezana 
angegeben,  in  111,  104  mit  60  Kuna.  Das  ist  ein  Wechsel 
zwischen  Rezana  und  Kuna  mit  jeweils  der  gleichen  Anzahl 
(60  etc.),  den  wir  auch  sonst  bei  Uebergang  von  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  in  die  dritte  finden,  so  z.  B.  gleich  bei 
dem  vorhin  erwähnten  Mittelstück  von  II,  16  in  seiner  Parallel- 
stelle III,  106,  und  der  manche  russische  Forscher  veranlaßt 
hat,  Rezana  und  Kuna  als  in  ihrem  Wert  identisch  anzusehen^). 
Das  Wort  Strafe,  i^rodaka,  findet  sich  nur  dreimal  in  der 
zweiten  Redaktion,  II,  15,  16,  22;  häufiger  trefi'en  wir  es  in 
der  dritten  Redaktion  ^).  Bei  der  Darstellung  des  Inhaltes  der 
dritten  Redaktion  wird  also  auch  genauer  zu  untersuchen  sein, 
was  in  ihr  über  Strafe,  prodaza,  alles  ausgesagt  ist.  Hier 
handelt  es  sich  uns  darum,  kurz  das  wesentlichste  über  die 
Strafe,  prodaza,  soweit  wir  das  zum  Verständnis  der  zweiten 
Redaktion  notwendig  haben,  zusammenzustellen.  Die  Strafe 
wird,  was  vor  allem  für  uns  in  Betracht  kommt,  wenn  wir 
den  Fortschritt  der  Rechtsentwicklung  von  der  ersten  zur 
zweiten  Redaktion  ins  Auge  fassen,  verhängt  vom  Fürsten  bzw. 
bezahlt  an  den  Fürsten.  Das  ist  in  der  zweiten  Redaktion 
selbst  nicht  ausdrücklich  gesagt,  geht  aber  aus  dem  Text 
deutlich  hervor.  In  dem  Paragraphen  nämlich,  der  von  der 
Verteilung  der  Strafe  handelt,  in  II,  23  lesen  wir  „und  dem 
Fürsten    3  Grivna"    sowie    „und    dem   Fürsten    10   Grivna"  ^). 


^)  Die  Variante  zu  diesem  Text  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  287. 

'')  Vgl.  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307^;  Mrocek-Drozdovskij,  Geld 
des  Russischen  Rechtes  1881,  S.  120  f. 

^)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Bestimmungen  bei  Goetz  T, 
S.  287;  zum  folgenden  vgl.  besonders  Mrocek-Drozdovskij,  Beilagen  1886, 

S.    136 — 143:   o  ciout  „npojiiaata''. 

*)  Demgegenüber  ist  also  falsch,  was  Ewers,  Vorzeit  Rußlands 
S.  385 ,  über  die  Gerichtsverfassung  unter  den  Söhnen  Jaroslavs  steht : 
„Noch  wurden  die  Vergebungen  nicht  durch  Bußen  an  den  Fürsten  ge- 
sühnt, sondern  der  Beleidigte  erhielt  alles,  sowohl  die  für  das  Verlorene 
bestimmte  Taxe  (ypoKx),    als  auch   die   für   die  widerrechtliche  Handlung 
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Klarer  drückt  sich  die  dritte  Redaktion  aus;  wir  erfahren 
aus  ihr  im  allgemeinen,  daß  die  Strafe  an  den  Fürsten  bezahlt 
bzw.  von  ihm  verhängt  wird,  und  es  wird  uns  auch  speziell 
die  Summe  mitgeteilt,  die  an  den  Fürsten  zu  zahlen  ist.  Da 
heißt  es  III,  46:  „und  dem  Fürsten  die  Strafe";  III,  47:  „aber 
dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe";  III,  56:  „das  sind  die  Ab- 
gaben für  Bauern,  wenn  sie  dem  Fürsten  Strafe  zahlen";  III, 
57:  „der  Fürst  belegt  sie  [Sklaven]  nicht  mit  Strafe";  III, 
116:  „dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe" ;  III,  155:  „dem  Fürsten 
zur  Strafe".  Daß  die  Strafe,  prodaza,  an  den  Fürsten  fällt, 
ist  auch  in  den  oben  S.  204  angeführten  altrussischen  Urkunden 
ausgesprochen,  die  von  Abtretung  der  Wergelder  und  Straf- 
gelder an  die  Kirche  handeln.  In  Rechtsquellen,  die  jünger 
sind,  als  diese  oben  S.  204  angezogenen,  findet  sich  darum  auch 
direkt  die  Wendung:  fürstliche  Strafe,  hijazaja  prodaza^). 
Von  Bedrückung  des  Volkes  durch  Strafen  und  Wergelder 
berichtet  die  Chronik  ^)  und  wir  finden  in  der  Gerichtsurkunde 
von  Dvinsk  (1397)  fürstlichen  Schutz  gegen  zu  viele  Aufer- 
legung von  Strafe  versprochen^).  Die  zweite  Redaktion  nimmt 
nur  den  Fall  an,  daß  die  Strafe  von  dem  einzelnen  Täter  bzw. 
von  den  verschiedenen  Tätern  zu  zahlen  ist;  wir  können  aus 
der  dritten  Redaktion  III,  102  zur  Ergänzung  anführen,  daß 
unter  Umständen  auch  die  Gemeinde  für  die  Strafe  haftet*), 
wie  sie  das  für  das  Wergeid  ja   auch   nach    der   zweiten  Re- 


bestimmte Buße  (npoAaaca)  oder  Schadloshaltung.  Davon,  daß  solche  jetzt 
schon  von  einem  fürstlichen  Gericht  verhängt  worden  sei ,  findet  sich 
keina  Spur." 

^)  So  z.  B.  Gerichtsurkunde  von  Pskov  (1397—1467)  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  1,  S.  158,  §  27,  S.  162,  §  37. 

^)  So  z.  B.  Laurentiuschronik  S.  355^^,  ao.  1176:  ohch  ne  »mory  xaroiy 
jH)i;eMx  cHMi.  cTBopiiraa  npo^aacasiii  ii  BHpaMii;  die  Stelle  Laurentiuschronik  S.  211'", 

ao.   1093:    Hama   sGMJia   ocKy^ija  ecii  oti  parii  n  otx  iipo^aaiB,    deutet    Sreznevskij, 

Materialien  II,  Sp.  1521  nicht  auf  prodaza  als  Strafe,  sondern  als  Steuer. 

^)  Bei  Vladimirskij-Budanov ,  Chrestomathie  I,  S.  145,  §  13  und 
Note  22. 

")  Vgl.  Sergeevic,  Altertümer  III,  S.  174, 
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claktion  tut.  Die  zweite  Redaktion  nennt  nur  für  das  Wer- 
geid, vira,  den  Beamten,  den  Wergeidmann  II,  24,  der  die 
Summe  erhebt,  nicht  auch  für  die  Strafe,  prodaza.  Daß  die 
Beitreibung  der  Strafgelder  durch  Beamte  ebenso  wie  die  der 
Wergelder  fürstlich  geregelt  war,  ist  natürlich  anzAinehmen. 
Bezahlt  wird  Strafe,  prodaia,  für  Eigentumsvergehen  der  ver- 
schiedensten Art,  sowie  für  Körperverletzungen,  ausgenommen 
ganz  schwere,  auf  die  halbes  Wergeid,  poluvire^  steht,  z.  B. 
III,  29  und  Tötung,  die  mit  Wergeid,  vira^  zu  sühnen 
ist^).  Der  Ersatz,  den  wir  neben  der  Strafe  in  II,  15,  16 
treffen,  heißt  in  der  dritten  Redaktion  Abgabe,  uroJc,  so  z.  B. 
HI,  109:  „aber  wer  böswillig  ein  Pferd  niederstößt  oder  ein 
Vieh,  12  Grivna  Strafe  und  (für)  den  Verlust  (ist)  dem  Eigen- 
tümer Abgabe  zu  zahlen"^).  Die  Strafen  bewegen  sich  in 
bestimmter  Höhe,  z.  B.  30  Rezana  II,  22;  3  Grivna  und 
30  Rezana  II,  12;   12  Grivna  H,  23  s). 

Was  die  Frage  nach  Entstehung  der  Strafe  in  ihrem 
Verhältnis  zum  Ersatz  angeht,  so  weist  Vladimirskij-Budanov^) 
gerade  auf  unsere  Stelle  II,  15;  Ersatz  für  das  SchifP30  Rezana, 
Strafe  60  Rezana,  und  II,  16  hin,  um  die  Vermutung  auszu- 
sprechen, daß  die  Strafe  aus  Verdoppelung  oder  Verdreifachung 
des  Wertes  der  betreffenden  Sache  bzw.  des  Ersatzes  für  sie 
entstand. 

Nachdem  wir  nun  den  Inhalt  von  II,  15  besprochen, 
wenden  wir  uns    etwas   der  Form    dieser  Bestimmung,   ihrem 


')  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  386,  in  jüngeren  Urkunden  finden  wir 
auch  Strafe,  prodaza,  an  Stellen,  die  von  Tötung  handeln,  wo  wij:  also 
Wergeid,  vira,  erwarten  müßten,  siehe  z.  B.  die  Gerichtsurkunde  von 
Pskov  (1397—1467)  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie,  I,  S.  183, 
§  96,  97. 

-)  Die  Zusammenstellung  der  in  der  dritten  Redaktion  von  Abgabe, 
urok,  handelnden  Stellen  siehe  bei  Goetz  I,  S.  288. 

3)  Vgl.  Rozkov,  Abriß  S.  56;  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  828. 

*)  Chrestomathie  I,  S.  15  *^;  derselbe,  Uebersicht  S.  309;  über  das  Ver- 
hältnis von  Strafe  zu  Ersatz  bei  Uebertragung  der  Bestimmungen  der  ersten 
Redaktion  in  die  dritte  siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  348  f. 
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Aufbau  zu.  Wir  haben  ja  schon  bei  Besprechung  ihres  In- 
haltes gelegentlich  gesehen,  daß  keine  Einheitlichkeit  des 
Inhalts  in  der  Bestimmung,  die  Sergeevic  als  II,  15  bietet, 
vorhanden  ist.  Ich  glaube  darum,  daß  hier  Sergeevic  mit 
Unrecht  die  Bestimmungen,  die  bei  ihm  in  II,  15  zusammen- 
gefügt sind,  in  einen  Paragraphen  vereinigt  hat.  Was  hat 
denn  die  Grenze  eines  Ackers  oder  das  an  einem  Baum  an- 
gebrachte Grenzzeichen  mit  einem  Schiff  zu  tun?  Das  eine 
wird  umgeackert  oder  umgezeichnet,  das  andere  gestohlen. 
Freilich  führt  Sergeevic^)  gerade  diese  Bestimmung  II,  15 
eigens  an,  um  seine  Zusammenlegung  verschiedener  Verord- 
nungen in  einen  Paragraphen  an  einem  Beispiel  zu  begründen. 
Er  sagt,  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  15  sei  der  Sinn  nicht 
vollständig  zu  Ende  ausgedrückt;  in  der  zweiten  Redaktion 
zögen  die  Vergehen  Ersatz  und  Strafe  nach  sich,  die  erste 
Hälfte  von  II,  15  spreche  nur  vom  Ersatz,  wenn  wir  sie  mit 
der  zweiten  Hälfte  von  II,  15  zu  einer  Bestimmung  ver- 
einigten, bezöge  sich  die  im  zweiten  Teil  von  II,  15  verhängte 
Strafe  auch  auf  die  Grenzverletzung  und  das  ergebe  den 
richtigen  Sinn.  Aus  demselben  Grunde  habe  er  in  IT,  16 
verschiedene  Verordnungen  zu  einem  Paragraphen  vereinigt. 
Aber,  entgegnet  ihm  mit  Recht  Vladimirskij  -  Budanov  ^), 
welche  „Einheit  des  Sinnes"  kann  man  zwischen  einer  Grenze 
und  einem  Schiff,  zwischen  Sachbeschädigung  und  Diebstahl, 
zwischen  Immobilien  und  Mobilien  finden?  Ewers ^)  hat  den 
ihm  vorliegenden  ältesten  russischen  Ausgaben  entsprechend 
schon  II,  15  in  verschiedene  Paragraphen  getrennt,  allerdings, 
was  ich  —  vorausgreifend  sei  das  bemerkt  —  für  unrichtig 
halte,  die  zweite  Hälfte  von  II,  15  mit  den  zwei  ersten  der 
drei  Bestimmungen  von  II,  16  in  einem  Paragraphen  ver- 
einigt.    Darin   ist   ihm  Tobien*)    gefolgt,    freilich   nicht   ohne 

1)  Ausgabe  S.  XVI. 

2)  In  der  oben  S.  161,   Note  1  angeführten  Rezension   über  meine 
Arbeit,  S.  5  f. 

3)  Recht  der  Russen  S.  308.  ^)  Sammlung  S.  21'. 
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darauf  hinzuweisen,  daß  die  Zusammenstellung  des  Schiffes 
(II,  15)  mit  dem  Federvieh  (II,  16)  sonderbar  sei.  Kalacov 
hat  darum  richtig  beide  Hälften  von  II,  15  gesondert  be- 
handelt^); II,  15  a  rechnet  er  zur  böswilligen  Beschädigung 
oder  Vernichtung  fremden  Eigentums,  der  die  Beseitigung  von 
Grenzzeichen  zuzuzählen  sei,  welche  Grenzzeichen  die  Rechte 
der  einen  Person  von  denen  einer  anderen  räumlich  ab- 
grenzen, II,  15  b  schließt  er  bei  den  Diebstahlsvergehen  ein. 
Vladimirskij-Budanov^)  zählt  II,  15  als  §  33  und  §  34  der 
Akademiehandschrift. 

Kann  nun  II,  15  mit  seinen  beiden,  sich  voneinander 
unterscheidenden  Hälften  wohl  von  einem  Autor  ursprünglich 
stammen?  Ist  anzunehmen,  daß  ein  Verfasser,  der  in  einem 
Zug  beide  Hälften  von  II,  15  niedergeschrieben  hätte,  in  der 
ersten  Hälfte  die  ältere  Wendung  „für  das  Unrecht",  za  ohidu, 
wenn  auch  vielleicht  nicht  mehr  mit  dem  Sinn,  den  diese 
Wendung  in  der  ersten  Redaktion  immer  hatte,  bietet,  da- 
gegen in  der  zweiten  Hälfte  das  in  der  zweiten  Redaktion 
neu  auftretende  Wort  „Strafe",  prodaza?  Scheint  es  wahr- 
scheinlich, daß  ein  und  derselbe  Autor  in  der  ersten  Hälfte 
von  II,  15  nur  von  der  einen  Seite  der  Sühnung  des  Ver- 
gehens redet  —  mag  man  nun  die  Worte  „für  das  Unrecht" 
von  Ersatz  in  altem  Sinne  oder  von  Strafe  in  neuem  Sinne 
verstehen,  worüber  unten  in  §  16  genauer  zu  reden  sein 
wird  — ,  dagegen  in  der  zweiten  Hälfte  von  II,  15  von  Strafe 
und  Ersatz  spricht  und  für  beides  genaue  Summen  angibt? 
Mir  scheinen  diese  Difi'erenzen  zwischen  den  beiden  Hälften 
von  II,  15  darauf  hinzuweisen,  daß  zwei  Autoren  bzw.  Re- 
daktoren an  der  Niederschrift  von  II,  15  beteiligt  sind; 
daß  in  II,  15  zwei  Quellen  verschiedener  Art  vorliegen,  die 
eine,  die  den  gewohnten  Terminus  „für  das  Unrecht", 
vielleicht  allerdings   mit   einem   gegenüber   seiner  Anwendung 


')  Einleitung  S.  196,   §  CV  =  11,  15a,   S.  200,  §  CXIV  :=  II,    15b. 
'^)  Chrestomathie  I,  32. 
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in  der  ersten  Redaktion  geänderten  Sinne  gebraucht,  die  an- 
dere, die  das  neue  Wort  der  fürstlicherseits  verhängten 
„Strafe"  hat.  Möglich  ist  ja  ganz  wohl,  daß  ein  unachtsamer 
Kompilator  die  verschiedenen  Quellen  einfach  nebeneinander 
gestellt  hat,  ohne  auf  die  in  ihnen  zutage  tretenden  Verschieden- 
heiten überhaupt  zu  achten.  Offen  bleibt  dann  immer  die 
Frage,  aus  welchem  Grunde  die  zweite  Hälfte  von  II,  15  an 
die  erste  angeschlossen  ist.  Für  die  Verbindung  dieser  beiden 
verschiedenartigen  Hälften  kann  ja  nicht  der  Grund  geltend 
gemacht  werden,  der  sich  für  die  Nebeneinanderstellung  von 
II,  13  und  II,  14  mit  „oder",  der  Gleichheit  der  Strafe  wegen, 
vorbringen  ließ ;  dieser  Grund  kann,  wenn  auch  in  entsprechend 
geänderter  Weise,  eher,  um  das  vorausgreifend  zu  bemerken, 
für  die  Anreibung  von  II,  16  an  II,  15  angeführt  werden. 
Jedenfalls  dürfen  wir  die  Zusammenarbeitung  zweier  vonein- 
ander unterschiedener  Bestimmungen  in  II,  15  benutzen,  um 
darauf  hinzuweisen,  daß  sich  die  zweite  Redaktion  da  und 
dort  als  ein  Mosaik  verschiedenaltriger  und  verschiedenartiger 
Bestimmungen  darstellt,  welche  teils  gewohnheitsrechtlicher 
Art,  teils  Ausfluß  fürstlich  geregelter  Rechtspflege  sind. 


§  10.    Erläuterungen  zu  IT,  16. 


II,  16.  a)  Aber  hei  einer 
Taube  und  bei  einem  Huhn 
9  Kuna,  b)  aber  bei  einer  Ente 
und  Gans  und  einem  Kranich 
und  Schwan  30  Uezana,  aber 
Strafe  60  Bezana,  c)  wenn  man 
einen  fremden  Hund  stiehlt 
oder  einen  Habicht  oder  Falken, 
dann  für  das  Unrecht  3  Grivna. 


III,  106.  a)  Wenn  je- 
mand in  einem  (Fang-)  Netz 
stiehlt  einen  Hund  oder  Habicht 
oder  Falken,  dann  3  Grivna 
Strafe  aber  dem  Eigentümer 
1  Grivna^  b)  aber  für  eine 
Taube  9  Kuna,  aber  für  ein 
Huhn  9  Kuna,  c)  aher  für 
eine  Ente  30  Kuna,  aber  für 
eine  Gans  30  Kuna,  aber  für 
einen  Schivan  30  Kuna,  aber 
für   einen  Kranich   30  Kuna. 


Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Band. 
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Der  Inhalt  dieser  Bestimmung  II,  16  bedarf  keiner  be- 
sonderen Erklärung,  es  wird  einfach  in  ihr  für  eine  Reihe 
von  Tieren  die  Ersatz-  bzw.  Strafsumme  festgesetzt.  Was 
sich  über  die  verschiedenartige  Bewertung  dieser  einzelnen 
Tiere  sagen  ließe,  wird  besser  bei  der  Behandlung  der  ent- 
sprechenden Stellen  der  dritten  Redaktion  zu  erörtern  sein, 
wo  der  Kreis  der  erwähnten  und  gewerteten  Tiere  ein  noch 
größerer  ist  ^). 

Aber  nach  der  formellen  Seite  hin  betrachtet,  auf  seine 
vermutliche  Entstehung  hin  geprüft,  ist  II,  16  eine  der  inter- 
essantesten Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion.  Man  kann 
an  ihr,  noch  mehr  fast  als  an  II,  15,  zeigen,  wie  die 
zweite  Redaktion  ein  Mosaik,  aus  verschiedenen  Quellen  zu- 
sammengestellt, ist.  Um  das  recht  klar  zu  machen,  habe  ich 
diesmal  gleich  den  Text  der  Parallelstelle  III,  106  zu  II,  16 
beigefügt. 

Bei  den  drei  Teilen  von  II,  16  fällt  gleich  die  ver- 
schiedenartige Bezeichnung  der  Geldbeträge  bzw.  deren  Wert 
auf.  In  II,  16  a  sind  die  9  Kuna  wohl  als  Ersatzsumme  an- 
zusehen^). Bei  II,  16  b  ist  ganz  deutlich  Ersatz  und  Strafe 
unterschieden,  wenn  schon  nur  für  letztere  das  Wort  „Strafe'' 
angegeben  ist  und  die  ausdrückliche  Bezeichnung  des  Ersatzes 
als  solchen  fehlt,  die  wir  in  III,  106a  mit  dem  Worte  „aber 
dem  Eigentümer  1  Grivna"  angegeben  finden.  Dabei  sei  gleich 
darauf  hingewiesen,  daß  in  II,  16  b  die  Summe  des  Ersatzes 
wie  die  der  Strafe  genau  dieselbe  ist,  die  wir  vorhin  bei  II, 
15  b  getroffen  haben,  und  daß  auch  genau  wie  in  II,  15  b  an 
erster  Stelle  der  Ersatz,  an  zweiter  Stelle  die  Strafe  ver- 
zeichnet ist.  Die  Münze,  in  der  der  Ersatz  bzw.  die  Strafe 
zu  leisten  sind,  ist  in  II,  16  a  Kuna,  in  II,  16  b  Rezana.  Auch 
auf  diese  Verschiedenheit  wird  noch  zu  achten  sein.  Eine 
gewisse    Uebereinstimmung   des    Textes   ist   zwischen   II,  16  a 


*)  Einstweilen  vgl.  man  über  diesen  Punkt  Aristov,  Gewerbewesen, 
im  Register  zu  den  einzelnen  Tieren,  siehe  auch  Rozkov,  Abriß  S.  53. 
^)  So  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  32  *"'^. 
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und  II,  16  b  noch  vorhanden,  obwohl  in  II,  16a  nur  der  Er- 
satz, in  II,  16  b  Ersatz  und  Strafe  genannt  ist,  beide  Stellen 
beginnen  jeweils  kurz  mit  dem  Wort  „aber  bei". 

Einen  von  II,  16  a  und  b  ganz  verschiedenen  Wortlaut 
hat  II,  16c,  es  fängt  nicht  wie  diese  beiden  an  mit  „aber  bei", 
sondern  mit  der  genauen  Bezeichnung  der  Art,  in  der  das 
Eigentumsrecht  eines  anderen  verletzt  wurde,  mit  dem  Zeit- 
wort „wenn  man  stiehlt",  weiterhin  bietet  es  nicht  wie  II, 
16  a  und  b  nur  die  als  Ersatz  bzw.  Strafe  zu  bezahlende 
Summe,  sondern  bezeichnet  diese  näher  als  „für  das  Unrecht" 
zu  entrichten. 

Es  liegen,  so  scheint  mir  nach  dieser  sprachlichen  Beob- 
achtung, drei  verschiedene,  nach  ihrem  Wortlaut  wie  nach 
ihrem  Inhalt  auseinanderzuhaltende  Bestimmungen  in  II,  16 
vor.  Sie  können,  glaube  ich  wenigstens,  nicht  gut  von  einer 
Hand  ursprünglich  so  niedergeschrieben  sein;  sie  sind  wohl 
aus  mehreren  älteren  Quellen  zusammengestellt,  vielleicht  zu 
einer  oder  zwei  zuerst  in  der  zweiten  Redaktion  schon  vor- 
handenen Verordnungen  eine  zweite  und  dritte  oder  eine  dritte 
hinzugefügt.  Ewers  hat,  wie  vorhin  schon  bemerkt,  II,  16a 
und  b  mit  II,  15  b  zu  einem  Paragraphen  zusammengefaßt  und 
dann  II,  16c  als  besondere  Bestimmung  getrennt,  Tobien  ist 
ihm  darin  gefolgt^).  Kalacov  bietet  bei  seiner  systematischen 
Anordnung  des  Inhalts  des  Russischen  Rechtes  II,  16  a  und 
II,  16  b  als  zwei  getrennte  Bestimmungen  (allerdings  unmittel- 
bar hintereinander  stehend)  der  Abteilung  von  den  Diebstahls- 
vergehen in  dem  die  zivilrechtlichen  Artikel  behandelnden 
Kapitel,  II,  16  c  dagegen  an  ganz  anderer  Stelle  seines  Systems 
bei  dessen  strafrechtlicher  Abteilung,  auch  wieder  bei  dem 
Diebstahl).  Vladimirskij-Budanov  zählt  II,  16  als  §  35,  36, 
37  der  Akademiehandschrift ^). 

Um    über   die  Entstehung   von  II,   16   uns    recht   klar  zu 

^)  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  308;  Tobien,  Sammlung  S.  21'. 

2)  Einleitung  S.  155,  §  XLIII  und  XLIV  und  S.  199,  §  CXIL 

3)  Chrestomathie  I,  S.  32  f. 
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werden,  müssen  wir  II,  16  näher  mit  seiner  Parallelstelle 
III,  106  vergleichen.  Unsere  Bestimmung  II,  16  trenne  ich 
also  in  drei  Teile,  ebenso  natürlich  III,  106.  Der  Reihenfolge 
der  einzelnen  Teile  a,  b,  c  in  II,  16  entspricht  in  III,.  106  die 
Folge  c,  a,  b.  Das  heißt:  Taube  und  Huhn,  mit  denen  II,  16 
beginnt,  stehen  III,  106  in  der  Mitte,  das  Mittelstück  von 
II,  16,  von  Ente,  Gans,  Kranich  und  Schwan  handelnd,  bildet 
in  III,  106  den  dritten  Schlußteil,  der  Hund,  Habicht  und 
Falke,  der  den  Schluß  von  II,  16  ausmacht,  ist  in  III,  106 
an  den  Anfang  versetzt.  Beginnen  wir  zur  Lösung  der  Frage, 
wie  II,  16  entstanden  sei,  nun  mit  dem  Schluß  von  II,  16, 
dem  Diebstahl  von  Hund,  Habicht,  Falke.  Bei  einer  erst- 
maligen Betrachtung  von  II,  16  könnte  man  sich  sagen:  der 
Schluß  von  II,  16  gehörte  ursprünglich  nicht  zu  dieser  Be- 
stimmung. Bei  der  Erweiterung  von  II,  16  in  der  dritten 
Redaktion  und  bei  der  aus  Anlaß  der  Uebertragung  der  Para- 
graphen der  ersten  und  zweiten  Redaktion  in  die  dritte  üb- 
lichen systematischen  Anordnung  der  Bestimmungen  ist  der 
bisher  noch  nicht  vorhanden  gewesene  Passus  von  Hund, 
Habicht,  Falke  zugefügt  und,  weil  es  sich  um  die  wichtigsten, 
also  auch  teuersten  Tiere  handelt,  an  die  Spitze  von  III,  106 
gesetzt  worden.  Ein  späterer  Bearbeiter  der  zweiten  Re- 
daktion hätte  dann  wohl  von  der  ihm  schon  vorliegenden 
dritten  Redaktion  den  Passus  von  Hund,  Habicht,  Falke  in 
sein  Exemplar  der  zweiten  Redaktion  rückwärts  übertragen, 
also  die  zweite  Redaktion  nachträglich  um  diesen  Zusatz  ver- 
mehrt. Die  Möglichkeit,  diesen  Gang  der  Dinge  anzunehmen, 
liegt  wohl  vor;  indes,  wenn  wir  II,  16c  in  seinem  Verhältnisse 
zu  III,  106  näher  betrachten,  müssen  wir  diesen  Gedanken 
doch  fallen  lassen.  Nämlich  II,  16c  hat  die  alte  Formel  „für 
das  Unrecht",  za  ohidu;  das  ist  in  III,  106a  zu  „Strafe",  pro- 
dasa^  und  zu  Ersatz  geworden.  Dieselbe  Erscheinung  haben  wir 
aber,  wie  S.  260  bemerkt,  schon  öfter  bei  Uebertragung  älterer 
Bestimmungen  in  die  dritte  Redaktion  beobachtet,  daß  der  ein- 
fache ältere  Wortlaut  sich  in  der  dritten  Redaktion  in  Strafe 
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und  Ersatz  spaltet,  auch  daß  die  Ersatzsumme  der  ersten  Re- 
daktion in  derselben  Höhe  in  der  dritten  Redaktion  zu  Strafe 
wird.  So  werden  wir  bei  genauerer  Ueberlegung  anzuneh- 
men haben,  daß  II,  16c,  das  mit  seinem  Terminus  „für  das 
Unrecht"  so  sehr  sowohl  den  Bestimmungen  der  ältesten 
Redaktion  als  wie  manchen  derartigen  schon  besprochenen  auch 
der  zweiten  Redaktion  gleicht,  nicht  aus  der  dritten  Redaktion 
in  die  zweite  zurückversetzt  wurde,  sondern  eine  selbständig 
vorhanden  gewesene  Bestimmung  ist.  Wir  haben  also  in 
II,  16  c,  wie  wir  das  schon  z.  B.  für  II,  15  a  erkannt  haben, 
der  Formulierung  nach  wenigstens,  wenn  auch  vielleicht  schon 
mit  anderer  Auffassung  der  Straftat  und  ihrer  Sühnung,  ein 
Stück  des  alten  russischen  Gewohnheitsrechtes  vor  uns;  es  ist 
die  Quelle  gewohnheitsrechtlichen  Inhaltes,  neben  die  wir  schon 
bei  früheren  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  eine  Quelle 
mit  fürstlicherseits  erlassenen  Straffestsetzungen  treten  sehen, 
eine  Quelle,  die  uns  allerdings  nicht  mehr  ganz  erhalten  ist^ 
die  uns  nur  noch  in  einzelnen  Bruchstücken,  wie  etwa  II,  15  a 
und  II,  16  c  vorliegt.  Ein  Benutzer  der  schon  vorhandenen 
Stücke  II,  16  a  und  b  hat  also  wohl  zur  Ergänzung  dieser 
beiden  Bestimmungen  das  von  ihm  angetroffene  Stück  II,  16  c 
beigefügt.  Damit  hätten  wir  für  II,  16  schon  zwei  verschie- 
dene Quellen  gewonnen^).  Offen  bleibt  noch  die  Frage,  die 
bei    genauerer  Erklärung   der    dritten  Redaktion   zu  lösen   ist, 


^)  In  III,    106   lese  ich  mit  der  Akademiehandschrift   §  93:    an^e  kto 
oyKpa;ieTi)  bx  ^eeui  nepesici  ihu  nect,  hjh  acTpcö-B,  hjh  cokojii,  to  h.  a.  t. ;  vgl.   auch 

Kalacov,  Einleitung  S.  199,  §  CXII,  Variante  e  und  f,  während  Sergeevic, 
Ausgabe  S.  20,  die  Worte  ^iä  necB  h.ih  nur  in  Klammern  beifügt.  Offen- 
bar gehört  aber  der  Hund  in  die  Bestimmung  herein  und  fehlt  eben 
in  den  Handschriften,  in  denen  er  nicht  steht,  nur  aus  Versehen.  Nun 
bietet  aber  II,  16:  a^e  yKpa;iyTB  ^loacB  neci,  wenn  man  einen  fremden 
Hund  stiehlt.  Was  ist  richtiger,  d.  h.  welches  wird  die  ursprünglichere 
Lesart  sein:  „fremder  Hund"  in  II,  16,  oder  „irgend  einen  Hund"  in 
III,  106?  Wahrscheinlich  dem  höheren  Alter  von  II,  16  entsprechend  die 
Lesart  „fremder  Hund".  Diese  paßt  auch  zu  den  Bestimmungen  I,  16 
und  17,  wo  von  fremdem  Pferd  etc.  die  Rede  ist. 
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wie  die  in  III,  lOG  gegenüber  II,  16  veränderte  Reihenfolge 
der  drei  einzelnen  Stücke  zustande  kam,  ob  der  Autor  von 
III,  106  alle  drei  Teile  von  II,  16  in  seinem  Exemplar  der 
liweiten  Redaktion  schon  miteinander  vorfand  imd  nur  der 
Wichtigkeit  des  Hundes,  Habichts  und  Falken  entsprechend 
diese  voranstellte ,  oder  ob  er  neben  einer  von  ihm  etwa  be- 
nutzten, uns  nicht  mehr  erhaltenen,  Redaktion  von  II,  16,  die 
nur  erst  die  beiden  ersten  Drittel  unserer  jetzigen  Bestimmung 
II,  16  enthielt,  aus  einer  uns  nicht  mehr  ganz  erhaltenen 
Quelle  II,  16  c  nahm  und  ebenfalls  der  Bedeutung  der  Tiere 
wegen  es  an  die  Spitze  von  II,   16  a  und  b  setzte. 

Gehen  wir  nun  zur  Betrachtung  der  beiden  ersten  Drittel 
von  II,  16  über.  Sie  passen,  wie  schon  oben  S.  274  einleitungs- 
weise bemerkt,  nicht  zueinander;  II,  16a  gibt  den  Ersatz  für 
Taube  und  Huhn  an  mit  Kuna  als  Münze,  II,  16  b  Ersatz  und 
Strafe,  und  das  mit  Rezana  als  Münze.  Es  scheint  mir  nicht 
möglich  anzunehmen,  daß  ein  und  derselbe  Autor,  der  zum 
ersten  Male,  in  der  gleichen  Minute  sozusagen,  II,  16  a  und  b 
niedergeschrieben  hätte,  solcher  Differenz  sich  schuldig  macht, 
daß  er  einmal  nur  Ersatz,  dann  Ersatz  und  Strafe  und  beides 
mit  wechselnden  Münzbenennungen  angibt.  Also  aus  einer 
Feder  können  ursprünglich  diese  beiden  sachlich  und  formell 
voneinander  verschiedenen  Bestimmungen  nicht  geflossen  sein; 
wohl  ist  es  aber  denkbar,  daß  ein  Zusammensteller  beider, 
ihm  schon  vorliegender  Verordnungen  sie  gedankenlos  anein- 
andergereiht hat,  ohne  ihre  Verschiedenheit  weiter  zu  beachten. 
Fassen  wir  nun  speziell  II,  16  b  ins  Auge.  Dieser  Teil  ist, 
worauf  ich  oben  S.  274  schon  einmal  hinwies,  genau  so  aufge- 
baut wie  die  zweite  Hälfte  von  II,  15;  erst  wird  der  Ersatz 
angegeben,  dann  die  Strafe,  die  Höhe  des  Ersatzes  wie  die 
der  Strafe  ist  ferner  in  II,  16  b  dieselbe  wie  in  II,  15  b.  Des- 
halb möchte  ich  annehmen,  daß  zuerst  II,  16  b  sich  an  II,  15  b 
anschloß.  Daß  II,  16b  an  II,  15b  angeschlossen  wurde,  das 
beruht  also,  wie  ich  schon  vorhin  S.  274  andeutete,  auf  dem- 
selben Grunde,    aus    dem  II,   14   mit    „oder"    an  II,  13  ange- 
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bangt  wurde,  nämlich  auf  der  Gleichheit  der  Ersatz-  wie 
Strafsumme  in  II,  15  b  und  II,  16b.  Als  ältesten  Teil  unserer 
ganzen  Bestimmung  II,  16  müssen  wir  also  das  Mittelstück 
II,  16  b  ansehen. 

Somit  bleibt  uns  noch  II,  16  a  zu  betrachten.  Um  die 
Stellung  dieses  Teiles  an  der  Spitze  von  II,  16  zu  erklären, 
können  wir  zwei  Möglichkeiten  annehmen.    Entweder  liegt  in 

II,  16a  eine  selbständige  Quelle  vor,  wie  in  II,  16c,  eine 
Quelle  also,  die  uns  wie  die  von  II,  16c,  nicht  mehr  ganz, 
sondern  nur  in  Zusätzen  zu  anderen  Bestimmungen  erhalten 
ist.  Diese  Quelle  hätte  dann  mit  ihrer  reinen  Angabe  der 
Ersatzsummen  Aehnlichkeit  mit  der  von  II,  9.  Oder  wir 
können  vermuten,  daß  II,  16  a  aus  III,  106,  wo  alle  Tiere 
vollständig  aufgezählt  sind,  nach  II,  16  übertragen  wurde. 
Dieses  Stück,  also  III,  106  b,  wäre  an  den  Anfang  von  II,  16 
vielleicht  aus  dem  Grunde    gestellt  worden,    weil    es    eben   in 

III,  106  auch  den  Anfang  der  beiden  Stücke  III,  106  b  und  c 
bildet.  Derjenige,  der  das  tat,  hätte  dabei  allerdings  über- 
sehen, daß  in  II,  16b  als  Münzbezeichnung  Rezana  steht,  er 
übertrug  eben  einfach  das  Stück  aus  III,  106  b  nach  II,  16  a, 
so  wie  er  es  in  der  dritten  Redaktion  vorfand,  also  mit  der 
Münzbezeichnung  Kuna,  die  III,  106  b  und  c  gemeinsam  haben  ^). 

Die  in  II,  16b  ausgesprochene  Straf bestimmung  fehlt  nun 
in  III,  106  c,  da  ist  nur  von  Ersatz  die  Rede.  Anders  ist  das 
bei  üebertragung  der  II,  16b  verwandten  Bestimmung  II,  15b 
in  die  dritte  Redaktion    nach  III,   104.     Hier,    III,   104,    steht 


*)  Es  sei  noch  bemerkt,  daß  die  Einteilung  von  III,  106  bei  Kalacov, 
Einleitung  S.  155,  §  XLIII  und  bei  Vladimirskij-ßudanov,  Chrestomathie  I, 
S.  68,  in  der  Karamzinhandschrift  nicht  ganz  richtig  ist,  d.  h.  der  von 
II,  16  bei  Kalacov,  ebenda  §  XLIII  und  XLIV  und  Vladimirskij-Budanov  I, 
S.  32  nicht  entspricht.  Nämlich  II,  16  a  entspricht  bei  Vladimirskij-Budanov 
in  der  Akademiehandschrift  §  35,  II,  16  b  §  36;  dagegen  III,  106  b  hat 
nur  entsprechend  II,  16a  Taube  und  Huhn,  während  Kalacov  und 
Vladimirskij-Budanov  zu  diesem  Mittelstück  von  III,  106  noch  die  Ente 
in  §  XLIII  bzw.  94  hinzuziehen. 
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wie  in  II,  15  b  Strafe  und  Ersatz.  Nur  hat  der  Autor  von 
III,  104,  entsprechend  der  systematischen  Anordnung  der  Be- 
stimmungen in  der  dritten  Redaktion,  die  Straffestsetzung,  da 
sie  sich  für  alle  Arten  von  Schiffen,  die  er  dann  aufzählt, 
gleich  bleibt,  an  die  Spitze  von  III,  104  gestellt  und  den  Er- 
satz an  den  zweiten  Platz  gerückt,  da  er  nach  der  Größe  des 
Schiffes  wechselt.  Aus  dieser  Vergleichung  von  II,  16b  mit 
III,  106  c  entsteht  also  noch  eine  weitere  Frage.  Hat  der 
Autor  von  III,  106  für  das  Schlußstück  III,  106c  wirklich 
II,  16  b  als  Vorlage  benutzt  und  warum  hat  er  dann  bei  der 
Uebertragung  nicht  die  Trennung  von  Ersatz  und  Strafe  bei- 
behalten, wie  sie  der  Autor  von  III,  104  bei  Verwendung  von 
II,  15b  ließ?  Den  ersten  Teil  von  II,  16  haben  wir  nun  er- 
kannt als  Stück  einer  selbständigen,  uns  nur  noch  in  einzelnen 
Bruchstücken  erhaltenen  Quelle  der  zweiten  Redaktion.  Wäre 
es  nicht  möglich,  anzunehmen,  daß  diese  Quelle,  die  nur  den 
Ersatz  angab,  nicht  nur  Taube  und  Huhn,  wie  II,  16  a,  ent- 
hielt, sondern  auch  die  weiteren  in  II,  16  b  bzw.  III,  106  c 
erwähnten  Tiere,  Ente,  Gans  usw.,  und  daß  diese  Quelle  ganz 
nach  III,  106  übergegangen  wäre?  Das  würde  gegen  die 
vorhin  S.  279  ausgesprochene  Möglichkeit  sprechen,  daß  II,  16a 
aus  III,  106  in  die  zw^eite  Redaktion  zurückübertragen  wurde, 
und  man  könnte  annehmen,  daß  dieselbe  Quelle,  die  nur  den 
Ersatz  angibt,  in  II,  16  nur  mit  einem  Teil,  also  mit  Taube 
und  Huhn,  in  III,  106  dagegen  in  ihrem  ganzen  Umfang,  also 
mit  allen  in  III,  106  b  und  c  aufgezählten  Tieren  benutzt  wäre. 
Gegen  diese  Annahme,  daß  also  III,  106b  und  c  aus  einer 
älteren  Quelle,  die  nur  den  Ersatz  enthielt,  stammt,  spricht 
allerdings  die  Münzbezeichnung  Kuna  in  III,  106;  denn  die 
sozusagen  normale  Münze  der  zweiten  Redaktion  ist  Rezana, 
das  dann  in  der  dritten  Redaktion  durch  Kuna  ersetzt  ist,  wie 
ich  oben  S.  274  bemerkt  habe.  Nur  in  II,  9  treffen  wir  ganz 
vereinzelt  mitten  unter  verschiedenen  Angaben  in  Rezana  ein- 
mal Kuna,  und  dieses  Stück  mit  Kuna  ist  vielleicht  dort  ein 
Zusatz.     Es    wäre    also    doch  wohl   eher   anzunehmen,   gerade^ 
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wegen  des  Gebrauchs  von  Kuna,   daß  II,  16  a  ans  III,   106  in 
die  zweite  Redaktion  übertragen  ist. 

Wie  dem  aber  auch  immer  sein  möge,  daran  ist  wohl  nicht 
zu  zweifeln,  daß  in  II,  16  Stücke  aus  verschiedenen  Quellen 
zu  einer  Bestimmung  zusammengearbeitet  sind. 

§  11.    Erläuterungen  zu  II,  17—20. 

II,  17.  Wenn  man  einen  Bieh  auf  seinem  [des  Bestoh- 
Jenen]  Hof  erschlägt,  sei  es  im  Gemach,  sei  es  im  Stall,  so 
ist  jener  [zu  Becht]  erschlagen. 

II,  18.  Wenn  man  ihn  dagegen  festhält  bis  zum  Tages- 
anbruch, so  führt  man  ihn  zum  Fürstenhof. 

II,  19.  Wenn  man  ihn  aber  so  [gefesselt]  erschlägt  und 
Leute  haben  ihn  gefesselt '^)  gesehen,  so  zahlt  man  für  ihn. 

II,  20.  Wenn  ein  Bieb  erschlagen  ist  und  man  hebt  seine 
Füße  im  Hofe  (liegend)  auf  so  ist  er  [zu  Becht]  erschlagen, 
hebt  man  aber  die  Füße  jenseits  des  Tores  auf,  so  zahlt  man 
für  ihn. 

Die  Paragraphen  II,  1  7 — 20  bieten  als  eine  Unterabteilung 
des  von  Diebstahl  und  Sachbeschädigung  handelnden  zweiten 
Hauptteils  der  zweiten  Redaktion  allgemeine  Bestimmungen 
über  den  nächtlichen  Diebstahl  in  Haus  und  Hof,  sie  regeln 
das  Verfahren  gegen  den  dabei  ertappten  Dieb.  Ich  betone, 
daß  am  Eingang  unserer  Abteilung  die  Rede  ist  von  'dem 
Dieb  auf  dem  Hof,  oder  im  Gemach  oder  im  Stall;  denn  an 
diese  Paragraphen  II,  17 — 20  schließen  sich  weitere  an,  die 
den  Diebstahl  außerhalb  des  Hauses  und  Hofes,  den  Dieb- 
stahl auf  dem  Felde  betreffen. 


^)  Die  Abweichungen  der  verschiedenen  Handschriften  voneinander 
in  diesen  Bestimmungen  sind  Hanbedeutend ,  nur  in  H,  19  verzeichnet 
Kalacov,  Einleitung  S.  184,  §  LXXXVI  hinter  dem  Wort  „gefesselt"  aus 
einer  Handschrift  den  Zusatz  „lebendig  ergriffen",  eine  Erklärung,  die 
sich  ein  Abschreiber,  bzw.  ein  den  Text  benutzender  Richter  selbst  ge- 
macht hat. 
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Der  des  Nachts  auf  dem  Diebstahle  erwischte  Dieb  darf 
also  straflos  au  dem  Ort  des  Diebstahls  erschlagen  werden. 
Von  rechtmäßiger  Tötung  eines  Diebes  war  schon  II,  3  — 
siehe  oben  S.  208  —  mit  den  Worten  „so  erschlägt  man  ihn 
wie  einen  Hund"  die  Rede  ^).  Das  Erschlagen  des  nächtlichen 
Diebes  ist  aber  nur  dann  ein  rechtmäßiges,  also  straflos  blei- 
bendes, wenn  es  an  dem  Orte  und  im  Moment  des  Diebstahls, 
sei  er  schon  vollendet  oder  erst  begonnen,  geschieht.  Eine 
längere  Weile  nach  dem  Diebstahl,  nach  dem  Ergreifen  des 
Diebes,  etwa  bei  Tagesanbruch  erst,  darf  es  nicht  mehr  er- 
folgen ,  dann  tritt  die  ordentliche,  richterliche  Bestrafung  des 
Diebes  an  seine  Stelle.  Die  Selbsthilfe,  die  hier  in  diesem 
einen  Fall  noch  zugestanden  wird,  muß  sofort  bei  der  Tat 
erfolgen,  darf  nicht  aufgeschoben  werden. 

Die  Rechtmäßigkeit  strafloser  Tötung  des  nächtlicherweile 
ertappten  Diebes  ist  nun  nicht  eine  Bestimmung,  die  nur  dem 
russischen  Recht  eigen  wäre.  Wir  lesen  schon  im  Alten  Testament 
Exodus  XXII,  2  f.:  „wenn  beim  Einbruch  der  Dieb  betroffen 
wird  und  geschlagen,  daß  er  stirbt,  so  hat  man  keine  Blut- 
schuld. Wenn  aber  die  Sonne  aufgegangen  über  ihm,  so  hat 
man  Blutschuld".  Im  germanischen'^)  wie  byzantinischen  Recht 
treffen  wir  dieselbe  Bestimmung,  sie  hat  wirklich  internatio- 
nalen Charakter,  so  daß  es  überflüssig  wäre,  einzelne  Beispiele 
ihres  Vorkommens  noch  anzuführen.  Ob  dabei  unsere  Stelle 
II,  17  gerade  direkt  auf  das  Alte  Testament  zurückgeht,  wie 
Kljucevskij  ^)  meint,  ist  darum  doch  recht  zweifelhaft,  sie  kann 


^)  Fast  dieselbe  Wendung  für  das  rechtmäßige  Erschlagen  wie  II,  17, 
ame  jiu  yöHioTt  .  .  .  to  toh  yönit  u  ecTB,  finden  wir  in  der  Bestätigungsurkunde 
zu  dem  Vertrag  des  Fürsten  Mstislav  Davidovic  von  Smolensk  mit  Riga  usw. 
von    1229  bei  Vladimirskij-Budanov ,    Chrestomathie  I,  S.  119,   Note  24: 

ose    HMoyTB    PoycHHa    BOJitHoro    oy    BO.ibHoe    jKenu    Bt    Piist  hjih  ea  PiTtCKOML  öd^p'bs'b,   oate 

OyÖBIOTB,    H    TtTt    OyÖUTt    H.  T.  Ä- 

2)  Vgl.  z.  B.  Wilda,  W.  E. ,  Das  Strafrecht  der  Germanen,  Halle 
1842,^S.  889 f.;  Siegel,  H.,  Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens  S.  81. 

^j  Kurs  russischer  Geschichte,  Moskau  1904,  1,  S.  252;  Sergeevic, 
Vorlesungen  S.  85. 
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auch  etwa  auf  dem  Wege  über  das  byzantinische  Recht  den 
Russen  vermittelt  worden  sein.  Denn  in  dem  Friedensvertrag 
des  Oleg  mit  Byzanz  von  911  lesen  wir  schon:  „wenn  ein 
Russe  etwas  bei  einem  Christen,  oder  ein  Christ  bei  einem 
Russen  stiehlt  und  wird  in  dem  Augenblick  ertappt,  da  er  den 
Diebstahl  verübt,  von  dem,  der  die  Sache  verloren  hat,  wenn 
der  sich  stellt,  welcher  den  Diebstahl  verübte,  und  getötet 
wird,  so  soll  seine  Tat  nicht  gesucht  werden,  weder  von  dem 
Christen  noch  von  dem  Russen,  sondern  jeder  nehme  das  Seine 
wieder  was  er  verlor"  ^).  Und,  um  auch  wenigstens  eine  jüngere 
russische  Rechtsquelle  anzuführen,  der  Vertrag  des  Fürsten 
Mstislav  Davidovic  von  Smolensk  mit  Riga  usw.  von  1229  er- 
laubt dem  Ergreifer  eines  Diebes,  mit  ihm  nach  Gutdünken 
zu  verfahren,  also  auch  wohl,  ihn  zu  töten  ^). 

Wesentlich  ist  bei  unseren  Bestimmungen  II,  17 — 20  für 
Zeichnung  des  ganzen  Charakters  der  zweiten  Redaktion  als 
einer  Urkunde  fürstlich  geregelter  Rechtspflege  die  Anerken- 
nung der  richterlichen  Grewalt  des  Fürsten,  daß  ohne  ihn  bzw. 
seine  richterlichen  Beamten  ein  geordnetes  Verfahren  nicht 
möglich  ist.  Der  Dieb,  wofern  er  nicht  sofort  erschlagen, 
sondern  bis  Tagesanbruch  festgehalten  wird,  ist  an  den  Fürsten- 
hof ^)  als  an  die  normale  Gerichtsstätte  zu  führen,  er  ist  vor 
das  ordentliche  Gericht  des  Fürsten  zu  stellen,  der  Fürst 
richtet  ihn  selbst,    persönlich  oder  durch  seine  Unterrichter*). 


^)  Text  bei  Vladimirskij-Biidanov,  Chrestomathie  I,  S.  4,  §  6.  Ueber- 
setzung  von  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  147. 

2)  Bei  VladimirskijBudanov,  Chrestomathie  I,  S.  123,  §  32  und 
Note  40. 

ä)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  174  f.,  über 
die  Bedeutung  des  Fürstenhofes,  siehe  dazu  die  Bestimmung  der  Ge- 
richtsurkunde von  Pskov  (1397—1467)  bei  Vhidimirskij-Budanov,  Chresto- 
mathie I,  S.  149,  §  4:  A  KHfl3b  H  nocaÄHiiKi  Ha  Bijin  cy;i,y  He  cy^iOTb;  cyähth  hm'b 
oy  KHaaa  Ha  ctHex-B,  Bsupaa  bi.  npaB^y,  no  KpecraoMy  i;4jiOBaHi,K). 

*)  Als  Parallele  können  wir  jüngere  russische  Bestimmungen  an- 
führen, nach  denen  der  Fürst  das  Urteil  über  Diebstahl  sich  selbst  vor- 
behält,  im  Gegensatz    zu    der  Kompetenz    seiner  Beamten.     So    z.  B.  in 
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So  ist  II,  17 — 20,  ähnlich  wie  die  besonderen  Schutzbestim- 
munt^en  d^s  Fürsten  ziit»'unsten  seiner  Gefolf^schaft  in  II,  1  ff., 
als  Ausfluß  der  erstarkten  fürstlichen  Gewalt,  die  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtsprechung  an  sich  zieht,  anzusehen.  Die 
Behandlung  des  Diebes  wird  nicht  mehr  ganz  dem  im  Ge- 
wohnheitsrecht ruhenden  Ermessen  des  Einzelnen  überlassen. 
Der  Fürst  greift  als  Träger  der  obersten  richterlichen  Gewalt 
ein,  er  setzt  die  Bedingungen  für  das  straflose  Erschlagen  des 
Diebes  fest,  bestimmt  jedenfalls  —  da  ja  diese  straflose 
Tötung  des  nächtlichen  Diebes  uraltes  Herkommen  war  —  die 
Formen  des  dabei  einzuhaltenden  Verfahrens  genauer,  verfügt 
im  Interesse  der  von  ihm  geübten  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
gewisse  Einschränkungen  der  bisher  ohne  solche  wohl  geübten 
Selbsthilfe.  Vladimirskij-Budanov^)  meint  freilich,  diese  ein- 
schränkenden Bestimmungen  seien  nicht  neu  erlassen,  sondern  nur 


der   Gerichtsnrkunde   von   Dvinsk   vou    1397 ,    bei   Vladimirskij-Budanov, 

Chrestomathie  I,  S.  146,  §  15  :  a  y^Hnmca  laiöa  oxt  J^BiiHCKHX'B  .iioj^eu  c%  nojH^HHMt, 
H  Hi  noCTaBSTt  uxt  et  noJifinHHM'B  nepe^io  hhuh)  nepe^t  Be-iHKUMi  KHaseiax,   h  asi  caMt  Tony 

yqHHK)  iicnpaBy  h,  t.  ä.  Oder  noch  später  das  Gerichtsbucb  des  Garen  Johann 
VasirevicIV.  von  1550,  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  159, 
§  71  (kürzer  dieselbe  Bestimmung  schon  im  Gerichtsbuch  des  Johann 
Vasil'evic  III.,  von  1497 ,   ebenda  S.  98,  §  43) :   a  HaMicraHKOM'b  h  BOjrociejieM'i, 

KOTopHe  Ä^pafaxt  KopM.ieHia,  u  ilynoMTb  i^apa  h  BejiHKoro  Knasa,  u  6oapcKiiMi  xiyHOM'B  h  ÄiieS 
ÖoapcKiix'B  xiyHOM'B  xaxfl  ii  Aynieryöua  h  BCaKoro  .luxoro  He.iOBiKa  Öest  jiGK^a^y  He  cnpoaaiH, 
HH  nasHuiu,  HH  oxnycTiiiH.  Auch  in  anderen  slavischen  Rechtsquellen  findet 
sich  ähnliches,  so  im  Privilegium  Theutonicorum  Pragensium  c.  1178, 
bei  Jirecek,  H. :  Svod  Zakonüv  Slovanskych  S.  485,  Nr.  15—16:  furtum 
si  ad  Theutonicam  est,  debet  excipi  praesente  iudice  Theutonicorum ;  si 
für  Theutonicus  est,  tunc  princeps  eum  iudicabit,  oder  in  den  Privilegien 
des  polnischen  Königs  Sigmund  I.  für  die  Armenier  in  Lemberg  von 
1510  und  1518,  bei  Balzer,  0.:  Corpus  Juris  Polonici  III,  S.  127  und  361, 
daß  in  vier  Fällen,  wozu  auch  Diebstahl  gehört,  die  Armenier  nicht  nach 
ihrem  armenischen,  sondern  nach  deutschem  Magdeburger  Recht,  nicht 
von  den  armenischen,  sondern  von  den  königlichen  Richtern  abzuurteilen 
sind,  siehe  auch  ebenda  S.  428  die  Wiederholung  dieser  Bestimmung  in 
den  Statuta  Juris  Armenici  von  1519. 
»)  Chrestomathie  I,  S.  33  '\ 
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aus  Anlaß  eines  neuen  ßechtsfalls  in  die  zweite  Redaktion  ein- 
getragen. Auch  in  der  oben  angeführten  Stelle  aus  dem  Ver- 
trag Olegs  mit  Byzanz  von  911  sei  nicht  volle  Selbsthilfe 
gegenüber  dem  Dieb  gestattet  gewesen,  der  Dieb,  der  gefesselt 
war  und  nicht  entlief,  habe  nicht  straflos  getötet  werden 
dürfen. 

Sergeevic^)  ist  der  Ansicht,  daß  nach  altem  russi- 
schen Recht  bedingungslose  Tötung  des  Diebes  unter  dem 
■Gesichtspunkt  der  Racheübung  an  dem  Dieb  gestattet  war, 
während  sie  nach  griechischem  Recht  nur  unter  Einschrän- 
kungen als  Selbsthilfe  erlaubt  wurde,  und  daß  sich  dieses 
griechische  Recht  auch  in  Olegs  Vertrag  widerspiegelt.  In- 
des von  der  Meinung  von  Sergeevic  ausgehend,  da  ja  in  Ruß- 
land eher  das  alte  russische  Gewohnheitsrecht  als  das  doch 
schon  von  religiösen  Motiven,  wie  sie  Exodus  XXII,  2  f.  vor- 
liegen, durchsetzte  byzantinisch-russische  des  Vertrages  Olegs 
in  Kraft  gewesen  sein  wird,  dürfen  wir  also  bei  der  oben  aus- 
gesprochenen Anschauung  bleiben,  daß  in  II,  17 — 20  staatlich- 
fürstliche Einschränkung  des  früher  in  weiterem  Umfang  ge- 
übten altrussischen  Gewohnheitsrechtes  strafloser  Tötung  des 
ertappten  Diebes  enthalten  ist.  Auch  die  Behauptung  von 
Vladimirskij-Budanov  scheint  mir  anfechtbar,  daß  wir  in 
II,  17 — 20  nur  die  Anknüpfung  an  einen  Einzelfall  vor  uns 
haben;  ich  bin  eher  geneigt,  hier  eine  weitergehende,  das 
Gerichtsverfahren  ordnende  Tätigkeit  Ües  Fürsten  als  obersten 
Trägers  der  richterlichen  Gewalt  anzunehmen. 

Vielleicht  mag  die  Verfügung  dieser  Bestimmungen  an 
•einen  bestimmten  Fall  angeknüpft  worden  sein;  aber  ich  glaube 
doch,  daß  hier  die  Erweiterung  eines  Einzelurteils  zu  einer 
allgemeinen  Sentenz  vorliegt,  daß  wir  den  Prozeß  der  Ver- 
allgemeinerung der  speziellen  Straffestsetzung  zu  genereller 
Strafandrohung  vor  uns  haben,  den  wir  schon  früher,  z.  B.  bei 
II,  4  f.,  beobachten  konnten. 


^)  Vorlesungen  S.  641. 
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Beljaev^)  führt  unsere  Bestimmungen  II,  17 — 20  an,  um 
das  Vorherrschen  des  Formalismus  im  altrussischen  Recht  zu 
betonen.  Die  Beobachtung  der  hier  vom  Fürsten  festgestellterii 
Form  werde  zur  Quelle  für  Entstehen  und  Aufhören  pro- 
zessualer und  sonstiger  Rechte  oder  Pflichten.  Die  Fesselung 
des  Diebes,  seine  Festhaltung  bis  Tagesanbruch  hebe  für  den 
Geschädigten  das  Recht  auf,  den  Dieb  zu  erschlagen,  und  lege 
dem  Bestohlenen  die  Verpflichtung  auf,  den  ertappten  Dieb 
zum  Fürstenhof,  vor  das  fürstliche  Gericht  zu  führen.  Daß 
die  II,  19  genannten  „Leute"  als  Zeugen  für  die  Beurteilung 
der  Rechtmäßigkeit  des  Verfahrens  in  Betracht  kommen,  ist 
selbstverständlich  und  bedarf  keiner  besonderen  Betonung 
mehr.  Man  kann  sich  eben,  sagt  Duvernois  ^),  bei  der  Lek- 
türe des  Russischen  Rechtes  fast  keinen  juristischen  Akt  vor- 
stellen, der  anders  als  in  Gegenwart  vieler  Personen,  der 
„Leute",  wie  sie  das  Russische  Recht  nennt,  vorging. 

Somit  gewinnen  wir  für  die  Beantwortung  der  Frage, 
welche  Tätigkeit  des  Fürsten  in  der  Regelung  der  gesamten 
Rechtspflege  uns  die  zweite  Redaktion  widerspiegelt,  ein 
weiteres  Moment:  wie  wir  in  den  ersten  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  über  den  besonderen  den  fürstlichen  Ge- 
folgsleuten gewährten  Schutz  durch  Verdoppelung  der  auf  ihre 
Tötung  gesetzten  Strafsumme  die  gesetzgebende  Tätigkeit  des 
Fürsten  erblicken  konnten,  sehen  wir  hier  in  11,  17 — 20  die 
fürstlicherseits  verfügte  Regelung  des  Gerichtsverfahrens,  die 
Aufstellung  bestimmter,  das  frühere  einfachere  Verfahren  ge- 
wohnheitsrechtlichen Ursprungs  einschränkender  prozessualer 
Normen.  Darin  scheint  mir  die  Hauptbedeutung  von  II,  17 — 20 
zu  liegen.    Ein  drittes  Moment,  das  fürstlicherseits  vollzogener 


*)  In  OiepKH  npasa  u  npoi^ecca  Bt  3noxy  Pjcckoh  lIpaBAU  (nHiaHO  Vh  Mockobckomi 
JOpH^HiecKOMi,  oömecTBi  16ro  aHBapfl  1895  ro^a  in  CßopHHK'B  npaBOBiÄ^Hia  Tomi  V),  S.  5  U.  9. 

2)  Rechtsquellen  S.  167,  vgl.  Stephanovskij  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  27; 
vgl.  z.  B.  auch  Gerichtsurkunde  von  Pskov  (1397 — 14G7)  bei  Vladimirskij- 
Budanov,   Chrestomathie  1,    S.  158,    §  27,   von  Streitigkeiten:  a  toxi.  6oft 

MHOrU    aiOÄH    BHÄeJIlI    H.   T.  Ä- 
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Oerichtsorganisation,    werden    wir   dann   in   den  letzten  Para- 
graphen der  zweiten  Redaktion  kennen  lernen. 

Eine    bestimmte  Strafsumme    für   das    unrechtmäßige  Er- 
schlagen des  bei  Tagesanbruch  festgehaltenen,  von  den  Leuten 
als  gefesselt  gesehenen  oder  außerhalb  des  Haustores  getöteten 
Diebes  ist  nicht  genannt,  es  heißt  II,   19  nur    „man  zahlt  für 
ihn".     Auch  dieses  Fehlen  des  Geldbetrages  für  Uebertretung 
der   fürstlicherseits    erfolgten   Regelung    des    Prozeßverfahrens 
möchte  ich  als  Anzeichen  dafür  ansehen,  daß  es  sich  in  unseren 
Bestimmungen  nicht  um  Regelung  eines  Einzelfalles,    sondern 
um   generelle   Festsetzung   des    Prozeßverfahrens    handelt;    vor 
der  allgemeinen  Norm   tritt    deren  Anwendung   in  einem    ein- 
zelnen Fall  durch  Verhängung  der  Strafsumme  in  den  Hinter- 
grund.    In  der  Parallelstelle  III,  51  ist  die  Summe  angegeben: 
„man  zahlt  für  ihn  12  Grivna".     Das  ist  nicht  das  auf  Tötung 
gesetzte  Wergeid   von   40   oder    80    Grivna,    sondern    die    für 
schwere  oder  beschimpfende  Körperverletzung  sonst  verhängte 
Strafe.     Wir  dürfen  die  Strafe  von  12  Grivna  damit  erklären, 
daß    die    Tötung    des    ertappten   Diebes   unter   Verletzung   des 
für  solche  Fälle  verordneten  Verfahrens  eben  deshalb  nicht  al& 
Mord,  sondern  nur  als  Körperverletzung  gewertet  wurde,  weil  ja 
ein  gewisses  Recht  auf  straflose  Tötung  des  Diebes  von  jeher 
anerkannt,    dieses    Recht   aber    an    die   Beobachtung    gewisser 
Bedingungen  geknüpft    war.     Die  Bestimmung   der  Strafhöhe 
erfolgt   also    vielleicht    weniger   unter   dem   Gesichtspunkt    der 
Tötung  als  unter  dem  des  Ungehorsams  gegen  das  fürstlicher- 
seits vorgeschriebene  Prozeßverfahren  ^). 

Vom  Diebstahl  bzw.  der  Bestrafung  des  Diebes  handelten 
in  der  zweiten  Redaktion  schon  früher  zwei  Bestimmungen, 
II,  3  und  II,  12.  Da  drängt  sich  nun  die  Frage  auf,  welches 
das  Verhältnis  unserer  Gruppe  II,  17 — 20  zu  diesen  anderen 
Verordnungen   sei.     Von    den   beiden   anderen  Bestimmungen, 


^)  Dareste   a.  a.  0.   S.  659   faßt   die  Zahlung   als  Entrichtung   des 
Wergeides  auf:  si  on  le  tue  on  doit  payer  la  vira. 
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nämlich  II,  3  und  II,  12,  ist  erstere  unserer  Abteilung  II,  17 
bis  20  näher  verwandt  als  letztere  ^).  Denn  II,  3  behandelt 
auch  die  rechtmäßige,  darum  straflos  bleibende  Tötung  eines 
Diebes.  Gemeinsam  ist  II,  3  und  II,  17 — 20,  daß  es  sich 
um  Diebstahl  im  Haus,  Hof  und  Stall,  nicht  etwa  um  solchen 
auf  dem  freien  Felde  u.  dgl.  handelt.  Der  Unterschied  von 
II,  17 — 20  gegenüber  II,  3  besteht  der  Hauptsache  nach  so- 
wohl in  einer  Erweiterung  als  in  einer  Einengung  von  II,  3. 
In  einer  Erweiterung  sage  ich,  denn  während  in  II,  3  nur 
von  fürstlichen  Gefolgschaftsleuten,  dem  Ogniscanin,  dem  der 
Tiun  gleichgesetzt  ist,  als  Dieben  die  Rede  ist,  spricht 
II,  17  von  dem  Dieb  im  allgemeinen,  von  jedem  Dieb,  wes 
Standes  er  sei.  Die  Beschränkung  der  Satzung  auf  eine  ein- 
zelne Klasse,  die  in  II,  3  liegt,  wenn  wir  selbst  II,  3  auch 
nicht  mehr  als  reines  Strafurteil,  sondern  schon  als  ein  zu- 
gunsten dieser  bestimmten  Gesellschaftsschicht  erlassenes  Straf- 
gesetz ansehen  wollen  —  siehe  oben  S.  214  —  ist  in  II,  17 
weggefallen;  der  Fortschritt  von  II,  17  gegenüber  II,  3  be- 
steht in  der  Anwendung  des  Grundsatzes  über  rechtmäßige 
Tötung  des  nächtlicherweile  ertappten  Diebes  auf  alle  Klassen 
der  Bevölkerung  ohne  Unterschied.  Die  in  II,  17 — 20  gegen- 
über II,  3  zutage  tretende  Einengung  ist  in  den  die  Recht- 
mäßigkeit der  Tötung  des  Diebes  einschränkenden  Bedingungen 
gegeben,  in  der  Forderung,  bei  der  Bestrafung  des  Diebes  ge- 
wisse fürstliche  Vorschriften  zu  beobachten,  die  die  Wahl  lassen 
zwischen  sofortiger  Racheübung  oder  Verbringung  des  Misse- 
täters vor  das  ordentliche  Gericht  am  Fürstenhof  und  die  beide 
Möglichkeiten  an  die  Beobachtung  gewisser  Formalitäten  knüpfen. 
Eine  Weiterführung  des  Inhaltes  von  II,  3  im  Sinne  volleren 
Ausbaues  der  Strafgesetzgebung  ist  allerdings  die  in  II,  17 — 20 
vorliegende  Einengung  der  Erlaubtheit  der  Selbsthilfe  auch, 
und  von  diesem  Gesichtspunkt  kann  man  hier  gleichfalls  von 
einem   Fortschritt   der   Rechtspflege    in    II,   17  —  20   gegenüber 


*)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  313. 
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II,  3  reden.  Der  Fortschritt  von  II,  17 — 20  gegenüber  II,  3 
betriflPt  also  im  ersteren  Fall,  bei  Ausdehnung  von  II,  3  auf 
alle  Diebe  jeden  Standes,  das  materielle  Recht,  in  letzterem 
Fall,  bei  genauerer  Festsetzung  der  Bedingungen  für  straflose 
Ausübung  der  Selbsthilfe  bzvr.  für  Verbringung  des  Täters  zur 
Aburteilung  vor  das  ordentliche  Gericht,  das  formelle  Recht, 
das  Prozeßverfahren. 

Ist  nun  anzunehmen,  daß  die  beiden  Bestimmungen  II,  3 
und  II,  17 — 20  von  demselben  Autor  sind?  Ich  glaube  es 
nicht.  Sie  stehen  in  zwei  verschiedenen  Abteilungen  der  zweiten 
Redaktion,  die  wir  auch  nach  anderen  Gesichtspunkten,  z.  B. 
nach  dem,  ob  fürstliche  Leute  und  fürstliches  Eigentum  in 
ihnen  behandelt  werden,  voneinander  zu  trennen  vermögen.  Und 
II,  17 — 20  stellt  gegenüber  II,  3  offenbar  eine  weiter  vorge- 
schrittene Entwicklung  der  Rechtspflege  und  des  Erlasses  von 
Rechtssatzungen,  und  zwar  sowohl  das  Strafrecht  als  den 
Strafprozeß  betreffender   dar. 

Geringer  als  die  dargelegte  Verwandtschaft  zwischen  II,  3 
und  II,  17 — 20  ist,  wie  schon  oben  S.  250  bei  Erläuterung  von 
II,  12  erwähnt,  die  von  II,  12  sowohl  zu  II,  3  als  zu  II,  17 
bis  20.  Wohl  handeln  alle  diese  Paragraphen  von  Bestrafung 
des  Diebes.  Aber  die  Bestimmung  II,  12  behandelt  ja  nicht 
sowohl  die  sofortige  Bestrafung  des  Diebes  im  Augenblick  und 
am  Ort  der  Tat,  wie  II,  3  und  II,  17 — 20  das  tun,  als  die 
spätere  richterliche  Aburteilung  des  Täters,  und  zwar  unter 
dem  besonderen  Gesichtspunkt  der  gemeinsamen  Verübung  der 
Tat  durch  Mehrere  und  deren  gemeinsamer  Verantwortlichkeit 
für  die  Tat.  Wie  II,  17 — 20  gehört  ja  auch  II,  12  schon  zur 
zweiten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  die  der  durchgängigen 
Bezugnahme  der  Bestimmungen  der  ersten  Abteilung  auf  die 
fürstlichen  Leute  und  das  fürstliche  Eigentum  ermangelt,  und, 
einzelne  Fälle  wie  II,  13  und  zum  Teil  II,  14  ausgenommen, 
ganz  allgemeine  Verfügungen  gibt.  Somit  stünde  nach  der 
Hinsicht  nichts  entgegen,  für  II,  12  und  II,  17 — 20  einen 
Autor  anzunehmen.     Daraus,    daß    nun   in   der  Reihe   der  Be- 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  19 
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Stimmungen  der  zweiten  Redaktion  bzw.  ihrer  zweiten  Abtei- 
lung II,  17 — 20  an  späterer  Stelle  als  II,  12  steht,  braucht 
man  nicht  etwa  zu  schließen,  daß  II,  17 — 20  zeitlich  jünger 
sei  als  II,  12  und  eine  gewisse  Erweiterung  von  II,  12,  etwa 
aus  Anlaß  eines  gerichtlichen  Einzelfalls,  bedeuten  solle.  Bei 
der  geringen  Verwandtschaft,  die  II,  12  mit  II,  17 — 20  hat, 
ist  ihr  Voneinandergetrenntsein  ganz  gut  dadurch  zu  erklären, 
daß  der  Autor  oder  Zusammensteller  der  zweiten  Abteilung 
aus  dem  ihm  vorliegenden  Rechtsmaterial  erst  die  in  II,  13  ff. 
gebotenen  Einzeldiebstähle  abhandelt  und  dann  die  allgemeinen 
Normen  in  II,   17 — 20  bespricht. 

Die  Frage,  ob  II,  17 — 20  überhaupt  in  das  System  der 
zweiten  Redaktion  paßt,  hat  jaMrocek-Drozdovskij^)  aufgeworfen 
und  verneint.  Ob  er  damit  recht  hat,  scheint  mir  zweifelhaft, 
indes  möchte  ich  die  Beantwortung  dieser  Frage  lieber  bis  zur 
Erläuterung  von  II,  21,  22  verschieben. 

Die  Schlußbestimmung  unserer  Gruppe  II,  20  findet  sich 
nur  in  einer  Handschrift^).  Aehnliche  Verordnungen  treffen 
wir  indes  auch  in  germanischen  Rechten^).  Neumann*)  meint 
von  ihr,  sie  habe  „wahrscheinlich  nur  temporäre  Gültigkeit  ge- 
habt, als  Präjudikat,  entstanden  bei  Entscheidung  eines  ein- 
zelnen Rechtsstreites.  Dieses  Gesetz  mußte  zu  vielen  Unge- 
wißheiten und  Zweifeln  Veranlassung  geben:  z.  B.  der  Dieb 
konnte  im  Hof  verwundet  werden,  aber  erst  außerhalb  im 
Fliehen  hinstürzen,  so  hätte  diesem  Gesetz  zufolge  der  An- 
gegriffene dafür  unschuldigerweise  wie  für  einen  Mord  be- 
zahlen müssen."     Man  braucht  nun  für  die  Entstehung  dieses 


^)  Untersuchungeu  1885,  S.  XI. 

2)  Siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  185,  §  LXXXVII;  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  33  ^^. 

^)  Siehe  Griram,  J. :  Deutsche  Rechtsaltertüraer  - ,  Göttingen  1854, 
S.  627:  Bei  Totschlag  (oder  auch  bloßer  Blutrunst)  kam  es  oft  auf  die 
Richtung  des  Kopfes  und  der  Füße  des  Gefallenen  an,  teils  um  auf  der 
Grenze  zweier  Gerichtsgebiete  die  Behörde,  welcher  Buße  verfiel,  teils 
um  Straflosigkeit  oder  stattfindende  Buße  danach  überhaupt  zu  bestimmen. 

*)  Bei  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  75. 
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Paragraphen  nicht  gerade  wieder  an  einen  einzelnen  wirklich 
vorgekommenen  Gerichtsfall  zu  denken.  Ein  Handbuch  für  den 
Richter,  wie  es  das  Russische  Recht  ist,  wurde  wohl  viel  von 
Richtern  abgeschrieben.  Sie  trugen  ihre  Notizen  ein,  machten 
Anmerkungen  zur  Erläuterung,  verzeichneten  die  Praxis  ihres 
Gerichtes,  kurz,  versahen  im  allgemeinen  diese  oder  jene  Be- 
stimmung für  ihren  Gebrauch  mit  Kommentar,  auch  ohne  daß 
ein  bestimmtes  Gerichtsurteil  darin  niedergelegt  zu  sein  brauchte. 
Ein  Stück  solchen  Kommentars  kann  auch  hier  vorliegen,  wie 
wir  es  vielleicht  in  der  oben  S.  281,  Note  1  angegebenen  Les- 
art auch  vor  uns  haben,  wo  ein  Richter  bzw.  ein  Abschreiber 
das  Wort  „gefesselt"  durch  „lebendig  ergriffen"  ersetzte.  Für 
solche  Entstehung  dieses  Paragraphen  II,  20  spricht  wohl  auch, 
daß  der  Tatbestand  bzw.  die  Berechtigung  des  Erschlagens 
nach  der  Lage  der  Füße  innerhalb  oder  außerhalb  des  Hofes  ^) 
festgestellt  wird.  Denn  II,  2  haben  wir  gefunden,  daß  es 
darauf  ankommt,  wo  der  Kopf,  d.  h.  der  Körper  des  Ermor- 
deten, der  Ermordete  als  Ganzes  liegt;  hier  ist  von  den  Füßen 
die  Rede,  weil  ihre  Lage  dafür  maßgebend  ist,  ob  und  wie  weit 
der  Dieb  auf  seiner  Flucht  schon  war^). 

§  12.    Erläuterungen  zu  II,  21—22. 

//,  21.    Aber  wer  ^)  Heu  stiehlt,  dann  9  Kuna.    Aber  für 
Holz  9  Kuna. 


^)  Der  Text  lautet  eigentlich:  bo  ABept,  innerhalb  der  Tür,  aber 
schon  Ewers,  Recht  der  Russen  S.  311  '^,  sah  hier  einen  Schreibfehler, 
es  sei  zu  lesen:  bo  Auopt,  im  Hofe,  „welches  dem  Zusammenhang  besser 
entspricht",  und  wie  Tobien,  Sammlung  S.  52,  XXXII  ^  betont,  im  Gegen- 
satz zu  aa  BopoTH  steht.  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6  S  hat  darum  auch  die 
Lesart  bo  Aßopt. 

')  Barac,  Analyse  S.  219,  hält  sich  an  das  Fehlen  von  golova,  Kopf, 
bzw.  Ermordeter,  in  II,  20  und  beseitigt  mit  einer  der  bei  ihm  häufigen 
radikalen   Operationen    des   Textes   einfach   die   Füße,    indem   er   liest: 

a  ^OJ^HMyTB  onoro  bo  ;^BOp•iJ. 

')  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6,  hat:  a  xro;   Kalacov,  Einleitung  S.  155, 

§   XLV :  oaie. 
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//,  :12.  Wenn  man  aher^)  ein  Schaf  stiehlt  oder'^)  eine 
Ziege  oder  ein  Schtvein,  und  es  ivaren  ihrer ^)  zehn,  die  das 
eine  Schaf  stahlen^  so  zahlen  sie  je  60  Rezana  Strafe ,  aber 
iver  [das  Gestohlene]  ergriff,  dem  (gebühren)  10  Uezana. 

Die  vorhergehende  Unterabteilung  II,  17 — 20  hat  also 
allgemeine  Normen  über  Diebstahl  bzw.  Behandlung  des  nächt- 
licherweile ertappten  Diebes  gegeben.  Auch  II,  22  bietet  in 
ähnlicher  Weise  wohl  weniger  ein  Einzelurteil  in  einem  be- 
stimmten Diebstahlsfall  als  eine  generelle  Entscheidung,  be- 
handelt die  Teilnahme  am  Verbrechen.  Mitten  zwischen  diesen 
beiden  Satzungen  wird  nun  der  Einzelfall  des  Diebstahls  von 
Heu  oder  Holz  erledigt.  Das  erscheint  zunächst  auffallend; 
ob  sich  aber  nicht  doch  ein  gewisses  inneres  Band  zwischen 
allen  diesen  Bestimmungen  aufweisen  läßt,  werden  wir  nachher 
sehen,  wenn  wir  den  ganzen  Gang  dieser  größeren  Abteilung 
der  zweiten  Redaktion,  die  vom  Diebstahl  handelt,  überschauen. 

Bei  der  ersten  unserer  zwei  Verordnungen,  bei  II,  21, 
handelt  es  sich  hauptsächlich  darum:  welche  Bedeutung  haben 
die  9  Kuna,  ist  staatliche  Strafe  oder  privater  Ersatz  gemeint? 
Unbeschadet  der  späteren  allgemeinen  Untersuchung  der  Frage, 
welchen  Charakter  die  in  der  zweiten  Redaktion  ausgesprochenen 
Geldsummen  haben,  müssen  wir  doch  auch  hier  schon  auf  den 
Charakter  dieser  9  Kuna  eingehen,  damit  wir  den  Paragraphen 
II,  21,  auch  allein  für  sich  betrachtet,  richtig  verstehen.  Nehmen 
wir  zur  Erläuterung  von  II,  21  die  Parallelstelle  III,  107  zu 
Hilfe.  Sie  lautet:  „aber  bei  Heu  und  Holz  9  Kuna,  aber  der 
Eigentümer  erhält,  so  viel  Fuhren  gestohlen  wurden,  für  die 
Fuhre  2  Nogata".  Hier  in  III,  107  scheinen  die  9  Kuna  auf 
den  ersten  Blick  Strafe  zu  bedeuten,  da  der  Privatersatz  je 
nach  Anzahl   der  Fuhren    auch    eigens   mit  2  Nogata   für   die 


^)  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6,  hat:  ame  ;iii;  Kalacov,  Einleitung  S,  198, 

§   CIX:  aih-e. 

^)  Sergeevic  hat  jiwöo;  Kalacov  ujin. 

^)  Kalacov  bietet  in  einer  Handschrift  als  Zusatz  Bopoub,  Diebe. 
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Fuhre  angegeben  ist.  Freilich  sagt  Sergeevic  ^)  zu  III,  107, 
die  Bedeutung  dieser  9  Kuna  sei  nicht  klar.  Aus  ihrer  Gegen- 
überstellung zu  den  Worten  „aber  der  Eigentümer  (Herr)  usw.", 
könne  man  schließen,  daß  sie  Strafe,  proddza^  bedeuten.  Eine 
solche  Strafsumme  von  9  Kuna  gab  es  aber  nicht.  Damit  hat 
Sergeevic  recht,  unter  den  so  oft  wiederkehrenden  Strafsummen 
treffen  wir  eine  solche  in  der  Höhe  von  9  Kuna  nicht  an. 
Die  Summe  von  9  Kuna  finden  wir  überhaupt  nur  an  wenigen 
Stellen  des  Russischen  Rechtes.  Zweifellos  die  Bedeutung  von 
privatem  Ersatz  hat  9  Kuna  in  der  oben  S.  274  besprochenen 
Stelle  II,  16,  einige  Male  lesen  wir  dann  noch  von  9  Kuna  als 
Gerichtsgebühr,  so  III,  21,  139,  141.  Sergeevic  verweist  nun 
zur  Erklärung  der  9  Kuna  in  III,  107  auf  unsere  Stelle  II,  21, 
aus  der  sie   nach  III,  107  übergegangen   seien.     Hier  aber  in 

II,  21  hätten  die  9  Kuna  die  Bedeutung  des  Privatersatzes. 
Man  könne  deshalb  bei  III,  107  unmöglich  einen  Schreibfehler 
in  der  Zahl  der  Kuna  annehmen,  es  sei  das  irgendein  Wirr- 
warr des  Zusammenstellers. 

Zu  der  Schlußfolgerung,  daß  die  9  Kuna  in  II,  21  den 
Ersatz  bedeuten,  komme  ich  noch  aus  einer  anderen  Erwägung. 
Bei  der  Uebertragung  von  II,  21  in  die  dritte  Redaktion  nach 

III,  107  bemerken  wir  dieselbe  Erscheinung,  die  wir  bisher 
schon  öfter  sowohl  bei  Bestimmungen  der  ersten  wie  bei 
solchen  der  zweiten  Redaktion,  zuletzt  bei  II,  16  c,  beobachtet 
haben,  nämlich  daß  die  in  der  ersten  oder  zweiten  Redaktion 
genannte,  manchmal  mit  „für  das  Unrecht",  za  obidu^  näher 
bezeichnete  Summe  in  der  dritten  Redaktion  zur  Strafe  wird 
und  daß  daneben  eine  neue  Ersatzsumme  angegeben  ist.  Wir 
können  also  sagen :  bei  der  Uebertragung  von  Bestimmungen 
der  älteren  beiden  Redaktionen  in  die  sie  zusammenfassende 
dritte  Avird  vielfach  der  alte  Ersatz^  der  jedenfalls  in  der  ersten 
Redaktion  als  in  der  Zahlung  „für  das  Unrecht"  liegend  an- 
zusehen ist,  da  die  staatliche  Gerichtsbarkeit  eingreift  und  von 


')  Ausgabe  S.  20  ^ 
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sich  aus  Strafen  bestimmt,  zur  Strafe  umgewandelt  und  außer- 
dem eine  neue  Ersatzsumme  beigefügt.  Auch  aus  dieser  Er- 
wägung heraus  wären  die  9  Kuna  in  II,  21  als  Ersatz  anzu- 
sehen. Allerdings  ist  in  II,  21  der  gestohlene  Gegenstand  nicht 
so  genau  umgrenzt,  wie  wir  es  beispielsweise  in  II,  16  c  beim 
Hunde,  Habicht  und  Falken  treffen;  denn  es  ist  II,  21.  nur 
allgemein  von  Heu  oder  Holz  die  Rede,  man  kann  aber  viel 
oder  wenig  Heu  und  Holz  stehlen.  Vielleicht  ist  indes  nach 
dem  Wortlaut  von  III,  107  in  II,  21  eine  Fuhre  Heu  oder 
Holz  gemeint,  sozusagen  als  der  normale  Umfang  eines  der- 
artigen Diebstahls. 

Die  Erläuterung  von  II,  22  sei  begonnen  mit  einer  Be- 
merkung über  den  Bau  dieser  Bestimmung.  Ihre  erste  Hälfte 
lautet:  „wenn  man  aber  ein  Schaf  stiehlt  oder  eine  Ziege  oder 
ein  Schwein,  und  es  waren  ihrer  zehn,  die  das  eine  Schaf 
stahlen,  so  zahlen  sie"  usw.  Zuerst  sind  hier  also  drei  Tiere 
genannt,  danach  nur  das  Schaf  allein.  Es  wäre  wohl  möglich 
anzunehmen,  daß  ursprünglich  nur  das  Schaf  als  gestohlenes 
Tier  angegeben  war,  weil  es  allein  wiederholt  wird,  und  daß 
ein  späterer  Benutzer  des  Textes  sich  die  Ziege  und  das  Schwein 
als  weitere  Diebstahlsbeispiele  einnotierte,  das  aber  nur  an  der 
ersten  und  nicht  auch  an  der  zweiten  Stelle  tat. 

Die  Teilnahme  am  Verbrechen  bzw.  die  Bestrafung  der 
gemeinsamen  Täter,  die  II,  22  behandelt,  war  schon  früher 
Gegenstand  der  Bestimmung  II,  12.  Hier  wie  dort  ist  der 
Grundsatz  ausgesprochen,  daß  die  Strafe  —  denn  um  diese, 
nicht  um  Ersatz  handelt  es  sich  II,  22,  wie  die  Anwendung 
des  V^ortes  ijrodaza  zeigt  — ,  die  jeder  einzelne  Täter  zu  zahlen 
hätte,  von  allen  zusammen  so  oft  zu  entrichten  ist,  als  Täter 
vorhanden  sind.  Manche  russische  Forscher  haben  ja  geäußert, 
daß  die  zweite  Redaktion  eine  Sammlung  bzw.  Wiedergabe  von 
Gesetzen,  von  verschiedenen  Fürsten  zu  verschiedenen  Zeiten 
erlassen,  in  chronologischer  Reihenfolge  angeordnet,  sei,  so  daß 
die  späteren  Paragraphen  der  zweiten  Redaktion  Aenderungen 
der    früheren    Verordnungen    enthielten.     Diese    Meinung,    die 
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Vladimirskij-ßudanov  z.  B.  für  das  Verhältnis  von  II,  3  zu 
II,  17 — 20  ausspricht^),  ließe  sich  ja  dann  auf  unsere  Bestim- 
mung II,  22  in  ihrem  Verhältnis  zu  II,  12  auch  anwenden, 
denn  sie  berührt  sich  in  der  Hauptsache  mit  II,  12. 

Einige  Verschiedenheiten  zwischen  II,  12  und  II,  22  sind 
vorhanden.  Einmal  sind  in  beiden  Paragraphen  die  gestohlenen 
Tiere  und  dementsprechend  auch  die  Strafen  jeweils  andere. 
Vom  Diebstahl  des  Pferdes,  des  Stieres  oder  vom  Diebstahl 
aus  dem  Gemach,  also  einem  geschlossenen  Raum,  handelt 
II,  12  und  setzt  als  Strafe  dafür  3  Grivna  und  30  Rezana  fest. 
In  II,  22  dagegen  sind  Haustiere  von  geringerem  Wert,  als 
ihn  Pferd  und  Stier  haben,  erwähnt,  Schaf,  Ziege,  Schwein, 
darum  ist  auch  die  Strafe  eine  niederere,  nämlich  60  Rezana. 
Ferner  behandelt  II,  12,  wie  aus  der  Wendung  „oder  aus  dem 
Gemach"  hervorgeht,  den  im  Hause  oder  im  Hofe  verübten 
Diebstahl.  In  II,  22  nun  selbst  finden  wir  einen  Gegensatz 
zu  diesem  II,  12  gemeinten  Diebstahl  aus  dem  Hause  nicht 
enthalten,  wohl  aber  bietet  ihn  uns  die  Parallelstelle  zu  II,  22, 
nämlich  III,  53.  Die  III,  53  aufgezählten  Tiere  sind  zwar  die- 
selben wie  II,  22,  Schaf,  Ziege,  Schwein,  die  Strafsumme  ist 
freilich  nicht  60  Rezana,  sondern  60  Kuna,  aber  nach  der  einen 
Auffassung  der  russischen  Numismatiker  ist  ja  Kuna  in  der 
dritten  Redaktion  mit  Rezana  in  der  zweiten  Redaktion  dem 
Werte  nach  identisch^),  so  daß  also  nach  dieser  Erklärung 
auch  die  Strafe  in  II,  22  und  III,  53  dieselbe  wäre.  Wir  lesen 
aber  III,  53:  „wenn  jemand  Vieh  auf  dem  (freien)  Feld  stiehlt, 
entweder  Schafe  oder  Ziegen  oder  Schweine,  60  Kuna".  Hier 
ist  mit  der  Wendung  „auf  dem  (freien)  Feld"  der  Gegensatz 
zum  Diebstahl  im  geschlossenen  Haus  bzw.  Hof,  der  II,  12 
bzw.  III,  52  besprochen  wird,  ausgedrückt.  Somit  dürfen  wir 
auch  II,  22  als  Diebstahl  „auf  (freiem)  Feld"  im  Gegensatz  zu 
II,   12,  Diebstahl  „aus  dem  Gemach",  ansehen. 


')  Uebersicht  S.  95. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307  ^ 
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Weiter  enthält  11,  12  Strafbestimmungen  sowohl  für  den 
einzelnen  Täter,  als  für  die  Gesamtheit  der  Diebe:  „wofern  es 
nur  einer  gestohlen  hat,  so  zahlt  er  1  [3]  Grivna  und  30  Rezana; 
sind  es  ihrer  dagegen  achtzehn,  so  zahlt  jeder  Mann  je  3  Grivna 
und  30  Kezana".  Unser  Paragraph  11,  22  spricht  überhaupt 
nicht  mehr  vom  einzelnen  Täter  und  seiner  Bestrafung,  sondern 
nur  von  der  Mehrzahl  der  Diebe  und  ihrer  gemeinsamen  Be- 
strafung. Endlich  nehme  ich  mit  Sergeevic  ^)  die  Worte:  „aber 
wer  [das  Gestohlene]  ergriff,  dem  (gebühren)  10  Rezana",  als 
noch  zum  Schluß  von  11,  22  gehörend,  an,  während  Kalacov  ^) 
sie  den  Anfang  der  nächsten  Bestimmung  II,  23  bilden  läßt. 
Demgemäß  liegt  auch  in  diesem  Punkt  eine  Verschiedenheit 
unserer  Bestimmung  von  der  ihr  verwandten  11,   12  vor. 

Nachdem  wir  nun  die  Verschiedenheiten  zwischen  II,  12 
und  II,  22  und  damit  den  in  II,  22  gegenüber  II,  12  liegenden 
Fortschritt  festgestellt  haben,  müssen  wir  uns  fragen,  wie,  aus 
welchem  Anlaß,  zu  welchem  Zweck  ist  II,  22  entstanden,  ist 
es  ein  einzelnes  Gerichtsurteil  oder  ist  es  eine  generelle  Straf- 
norm. Dafür,  daß  II,  22  eine  Gerichtsentscheidung  in  einem 
Diebstahlsfall  sei,  spricht  sich  unter  anderen  Mrocek-Droz- 
dovskij  ^)  aus.  Auch  Grycko  sieht  hier  ein  Urteil,  das  aus 
Anlaß  eines  von  zehn  Tätern  gemeinschaftlich  begangenen 
Diebstahls  erlassen  worden  sei  '^) ;  ähnlich  denkt  auch  Kalacov  ^). 
Gegen  diese  Anschauung  wendet  sich  besonders  Lange  ^);  er 
sieht  in  II,  22  nicht  ein  einzelnes  Strafurteil,  sondern  eine 
allgemeine  Strafandrohung  für  die  Zukunft.  Er  fragt  sich  mit 
Grund,  ob  ein  einzelnes  Gerichtsurteil  in  der  Form  zu  erfolgen 


^)  Ausgabe  S.  6. 

2)  Einleitung  S.  198,  §  CIX,  bzw.  S.  225,  §  CXXXVIII. 

•^)  Untersuchungen  1885,  S.  XI;  vgl.  auch  derselbe:  Geld  des  Russi- 
schen Rechtes  1881,  S.  26,  wo  er  einen  konkreten  Fall,  besonders  wegen 
der  Angabe  über  die  Zahl  der  Diebe,  annimmt. 

^)  a.  a.  0.  S.  112. 

^)  Einleitung  S.  29. 

^)  Kriminal  recht  S.  22. 
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pflegt,  die  uns  II,  22  biete.  Die  Zahl  zehn  sei  nur  als  Bei- 
spiel angeführt,  sie  sei  Zeugnis  der  kunstlosen  Form  alter  Ge- 
setze, wie  auch  heute  noch  die  Sprichwörter  des  Volkes  all- 
gemeine Gedanken  unter  Verwendung  bestimmter  Zahlen  (drei, 
sieben  u.  dgl.)  aussprächen. 

Ich  bin  mit  Lange  der  Meinung,  daß  in  II,  22  nicht  ein 
einzelnes  Gerichtsurteil  vorliegt,  wenn  schon  der  Ausgangspunkt 
von  II,  22  ein  bestimmter  Diebstahlsfall  gewesen  sein  mag, 
daß  vielmehr  eine  allgemeine  Norm,  ein  für  die  Zukunft 
geltender  Grundsatz  für  Bestrafung  der  Teilnahme  am  Ver- 
brechen ausgesprochen  werden  soll.  Darauf  scheint  mir  die 
ganze  Form  der  Bestimmung  hinzuweisen,  und  speziell  ihr 
Schlußsatz  von  der  Belohnung  für  den  Ergreifer  der  Täter. 
Zu  diesem  Resultat  komme  ich  auch,  wenn  ich  die  ganze  An- 
ordnung der  in  der  zweiten  Redaktion  vom  Diebstahl  handeln- 
den Paragraphen  überschaue.  Zunächst  ist  in  II,  12  der  Dieb- 
stahl aus  dem  geschlossenen  Haus  und  Hof  besprochen.  Frei- 
lich folgen  dann  in  II,  13 — 16  Verordnungen,  die  nicht  gerade 
alle  vom  Diebstahl  im  Hause  oder  Hofe  reden.  Aber  II,  17 
bis  20  behandelt  dann  wieder,  wenn  auch  von  anderem  Ge- 
sichtspunkt aus,  den  Diebstahl  im  Haus  „auf  seinem  Hofe", 
legt  die  Grundsätze  für  Bestrafung  des  auf  frischer  Tat  er- 
tappten Diebes  dar.  Die  folgenden  Paragraphen  II,  21,  22 
betreffen  nun  den  Diebstahl  auf  dem  freien  Felde,  also  außer- 
halb des  Hauses  und  Hofes,  denn  das-  Heu  liegt  nach  III,  54 
in  der  Grube,  das  Holz  im  Walde,  und  die  II,  22  aufgezählten 
Diebstahlsfälle  sind,  wie  vorhin  S.  295  schon  bemerkt,  in  der 
Parallelstelle  III,  53  direkt  als  Diebstahl  „auf  dem  (freien) 
Felde"  bezeichnet.  So  haben  wir  einen  inneren  Zusammen- 
hang bzw.  Fortschritt  unter  den  vom  Diebstahl  handelnden 
Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion,  und  auch  deshalb  dürfen 
wir  von  II,  22  annehmen,  daß  sein  Zweck  nicht  sei,  ein  ein- 
zelnes Gerichtsurteil  anzugeben,  sondern  eine  allgemeine  Norm 
aufzustellen.  Damit  ist  zugleich  in  positivem  Sinne  die  Ant- 
wort auf  die  oben  S.  290  mit  Mrocek-Drozdovskij  aufgeworfene 
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Frage  gegeben,  ob  11,  17 — 20  in  das  ganze  System  der  zweiten 
Redaktion  hineinpasse. 

Den  Schluß  unserer  Bestimmung  bilden  die  Worte:  „aber 
wer  ergrüF,  dem  (gebühren)  10  Rezana".  Ich  habe  zur  Er- 
läuterung in  meiner  Uebersetzung  als  Objekt  des  Ergreifens 
die  gestohlene  Sache  beigefügt,  ebensogut  ließe  sich  sagen:  wer 
die  Diebe  ergriff,  sachlich  kommt  beides  auf  dasselbe  heraus. 
Vorhin  S.  296  habe  ich  schon  bemerkt,  daß  ich  mit  Sergeevic 
und  entgegengesetzt  der  Textesanordnung  von  Kalacov  diese 
Worte  als  noch  zur  Bestimmung  II,  22  gehörig  erachte.  Lange  ^) 
war  auch  schon  der  gleichen  Meinung.  Vladimirskij-Budanov  ^) 
verbindet  sie  zwar,  Kalacov  darin  folgend,  mit  II,  23  zu  einer 
Bestimmung  bzw.  setzt  sie  an  den  Anfang  von  II,  23;  aber 
auch  er  bezieht  die  Worte  ihrem  Inhalt  nach  auf  das  eben  in 
II,  22  behandelte  Diebstahlsvergehen,  erkennt  also  selbst  damit 
an,  daß  sie  mit  II,  22  zusammengehören. 

Daß  diese  Worte  aber  nicht  zu  II,  28  gehören,  sondern 
mit  II,  22  zu  verbinden  sind,  zeigt  ein  Blick  auf  den  Aufbau 
von  II,  23,  also  ohne  diese  Einleitungsworte. 

Die  Bestimmung  II,  23,  wie  ich  sie  gleich  weiter  unten 
darbiete,  zerfällt  in  zwei  Teile,  deren  erster  von  der  Strafe  zu 
3  Grivna,  deren  zweiter  von  der  Strafe  zu  12  Grivna  handelt. 
In  jedem  dieser  beiden  Hauptteile  sind  wieder  drei  Abteilungen, 
die  einander  genau  entsprechen.  Dieser  parallel  laufende  Auf- 
bau der  beiden  Teile  und  damit  die  Einheit  von  II,  23  als 
Ganzem  wird  gestört,  wenn  wir  die  Schlußworte  von  II,  22 
als  Anfang  zu  II,  23  ziehen.  Ein  weiterer  Punkt  ist  noch  in 
Betracht  zu  ziehen,  der,  soweit  ich  sehe,  für  die  Frage  der 
Zusammengehörigkeit  von  Bestimmungen,  wie  für  die  Quellen- 
scheidung im  Russischen  Recht  überhaupt,  bisher  viel  zu  wenig 
beachtet  wurde:  die  Bestimmung  II,  22  hat  als  Münze  in  ihrem 
Hauptteil  wie  in   ihren  Schlußworten  Rezana,    II,  23  dagegen 


^)  Krimi  nah-echt  S.  74. 

2)  Chrestomathie  T,  S.  34'». 


Das  Russische  Recht.  299 

kennt  Rezana  überhaupt  nicht,  sondern  nur  Kuna  und  Grivna. 
Da  also  die  Schlußworte  von  II,  22,  in  der  Anordnung  von 
Sergeevic,  meiner  Meinung  nach  zweifellos  mit  Recht  zu  II,  22 
zu  ziehen  sind,  durfte  ich  sie  vorhin  S.  296  dazu  verwerten, 
um  auch  an  diesem  Punkt  eine  Erweiterung  des  in  II,  22  dar- 
gelegten Inhaltes  gegenüber  dem  der  verwandten  früheren  Be- 
stimmung 1.1,   12  festzustellen. 

Wer  ist  nun  gemeint  mit  dem,  „der  ergriff"  ?  Mrocek- 
Drozdovskij  ^)  sieht  in  ihm  nicht  einen  beliebigen  Privatmann, 
der  etwa  bei  der  Ergreifung  der  Diebe  oder  der  gestohlenen 
Sache  Plilfe  leistete,  sondern  Beamte.  Auch  Lange  ^)  denkt 
so  und  meint  dabei,  ein  einzelner  Privatmann  sei  gar  nicht 
imstande  gewesen,  zehn  Diebe,  von  denen  ja  II,  22  rede,  zu 
ergreifen;  ferner  von  Privatpersonen  habe  ja  vor  allem  der 
Bestohlene  selbst  das  Recht  gehabt,  den  Dieb  zu  ergreifen, 
ihm  selbst  aber  dafür  eine  Bezahlung  zu  gewähren,  dazu  sei 
kein  Anlaß  vorhanden  gewesen.  Vladimirskij-Budanov  ^)  faßt 
zuerst  einen  privaten  Helfer  bei  Aufspürung  der  Diebe  ins 
Auge,  wenn  er  sagt,  die  öffentliche  Gewalt  verheiße  jedem 
Helfer  bei  Entdeckung  der  Täter  eine  Belohnung,  er  gibt  aber 
zu,  daß  auch  speziell  ein  Polizeibeamter  mit  dem  „der  ergriff" 
gemeint  sein  könne,  der  11,  23  genannte  Aufgreifer,  der  viel- 
leicht identisch  sei  mit  dem  vor  ihm  in  II,  23  erwähnten  Schwert- 
träger. Rozkov*)  meint,  daß  man  den  „der  ergriff"  in  II,  22 
und  den  direkt  als  solchen  mit  dem  entsprechenden  Substan- 
tivum  als  „Aufgreifer"  bezeichneten  Mann  in  II,  23  gewöhn- 
lich als  fürstlichen  Beamten,  als  den  polizeilichen  Häscher  auf- 
fasse. Aber,  sagt  er,  wir  treffen  nirgends,  weder  sonst  im 
Russischen  Recht  noch  in  anderen  Quellen,  einen  fürstlichen 
Beamten  mit  dem  Titel  „Aufgreifer",  emec.  Speziell  aus  der 
Wendung  „aber  wer  ergriff"  in  II,  22  folgert  er  darum,    daß 

^)  Untersuchungen  S.  1885,  S.  XL 

-)  Kriminalrecht  S.  74. 

^)  Chrestomathie  I,  S.  3418, 20. 

*)  Abriß  S.  301  f. 
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wir  es  hier  nicht  mit  einem  ständigen  fürstlichen  Beamten  zu 
tun  haben,  sondern  mit  irgendeinem  Menschen,  einer  Privat- 
person, die  freiwillig  das  Amt  übernahm,  bei  Aufspürung  der 
Diebe  zu  helfen  und  sie  wirklich  ergriff.  Rozkov  erinnert 
daran,  daß  wir  in  der  dritten  Redaktion  III,  145  solche  frei- 
willige Helfer  genannt  linden,  die  bei  der  Ergreifung  flüchtig 
gegangener  Sklaven  mit  tätig  sind  und  einen  „Greif lohn"  dafür 
erhalten.  Rozkov  hätte  dabei  noch  darauf  hinweisen  können, 
daß  der  Greiflohn  der  III,  145  genannten,  zweifellos  privaten 
Helfer  —  Aufgreifer  —  ungefähr  dem  entspricht,  was  in  II,  22 
als  Greiflohn  angegeben  ist.  In  II,  22  nämlich  ist  es  10  Rezana 
von  der  Strafe  von  60  Rezana,  also  ein  Sechstel,  oder  wenn 
man  die  60  Rezana  zerlegt  in  50  Rezana,  gleich  einer  Grivna, 
eigentlicher  Strafe  und  10  Rezana  Aufgreifegebühr,  ein  Fünftel; 
in  III,  145  ist  es  eine  Grivna,  was  bei  dem  Wert  von  6  Grivna 
für  die  Sklavin  ebenfalls  genau  ein  Sechstel  ist,  während  es 
bei  dem  Preis  von  5  Grivna  für  einen  männlichen  Sklaven  aller- 
dings nur  ein  Fünftel  ausmacht. 

Das  würde  also  sehr  dafür  sprechen,  daß  derjenige,  „der 
ergriff",  in  II,  22  ein  freiwilliger  Helfer,  eine  Privatperson, 
nicht  ein  Gerichts-  oder  Polizeibeamter  ist.  Die  Bemerkung 
von  Rozkov,  daß  wir  sonst  das  Wort  Aufgreifer,  emec^  nicht 
antreffen,  ist  richtig.  Mrocek-Drodovskij  ^)  hat  keine  Beleg- 
stellen dafür,  er  vermag  nur  aus  westrussischen  Urkunden  des 
16.  Jahrhunderts  ein  entsprechendes  Wort,  horec,,  zu  bieten; 
Horbacevskij  ^)  kennt  Aufgreifer,  emec^  nicht,  und  auch  Srez- 
nevskij  ^)  kann  für  das  Vorkommen  von  Aufgreifer,  cmec^  eben 
nur  II,  23  anführen.  Aber  in  II,  23  steht  doch  der  „Auf- 
greifer", cmec^  als  fürstlicher  Beamter  mit  genau  bestimmtem 
Anteil  an  der  Strafsumme?  Da  möchte  ich  vorausgreifen d 
bemerken,  daß  vielleicht  „Aufgreifer"  in  der  zweiten  Hälfte 
von  II,  23  ein  Schreibfehler  ist  und  statt  dessen,  wie  in  dem 


^)  Untersuchungen  1885,  S.  161;  vgl.  dazu  auch  Beilagen  1886,  S.  37. 
^)  Wörterbuch  der  Gerichtssprache. 
»)  Materialien  I,  Sp.  827. 


Das  Russische  Recht.  301 

entsprechenden  Teil  der  ersten  Hälfte  von  II,  23,  Schwertträger, 
mecnik^  zu  lesen  ist. 

Fassen  wir  nun  nochmals  die  in  der  Beifügung  der  Schluß- 
worte von  II,  22  gegenüber  der  früheren  Bestimmung  von 
II,  12  liegende  Erweiterung,  sowie  den  ganzen  Gang  der  Dieb- 
stahlsbestimmungen ins  Auge,  so  werden  wir  die  oben  S.  250 
aufgeworfene  Frage  dahin  beantworten  können,  daß,  wenn  wir 
einen  Autor  für  alle  diese  Bestimmungen  annehmen  wollen, 
er  durchaus  nicht  gedankenlos  diese  Bestimmungen  neben- 
einander gereiht,  sondern  sie  bewußt,  mit  leicht  erkennbarem 
Fortschritt  ihres  Gedankenganges,  so  zusammengestellt  hat. 


Dritte  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  II,  23-25: 
Strafen  und  Gebühren. 

§  13.    Erläuterungen  zu  II,  23. 

II,  23.  1.  a)  Aber  von  der  Grivna  dem  Schtvertträger 
1  Kuna.  h)  Und  als  Zehnten  15  Ktina.  c)  Und  dem  Fürsten 
3  Grivna.  2.  a)  Aber  von  12  Grivna  dem  Aufgreifer  70  Kuna. 
h)   Und  als  Zehnten  2  Grivna.    c)  Und  dem  Fürsten  10  Grivna. 

Mit  dieser  Bestimmung  beginnt  ein  dritter  Teil  der  zweiten 
Redaktion,  der  die  Strafgelder  und  Gerichtsgebühren  bespricht, 
denen  die  Abgaben  an  die  Brückenbauer  beigefügt  sind. 

Unser  Paragraph  II,  23  handelt  von  den  beiden  am 
häufigsten  vorkommenden  Geldstrafen  von  3  und  12  Grivna; 
daß  dabei  statt  1  Grivna  im  Anfang  von  II,  23  zu  lesen  ist 
3  Grivna,  geht  aus  dem  Text  selbst  hervor.  Wir  erfahren, 
wie  diese  Strafen  zu  verteilen  sind,  welche  Gerichtsgebühren 
noch  zu  ihnen  hinzukommen.  Denn,  daß  nicht  rund  3  Grivna 
zu  zahlen  waren,  haben  wir  aus  II,  12  mit  seiner  Strafsumme 
von  3  Grivna  und  30  Rezana  gesehen,  wir  treffen  dieselben  An- 
gaben auch  in  der  dritten  Redaktion,  z.  B.  III,  53,  54:  3  Grivna 
und  30  Kuna.    Also  die  Gerichtsgebühren  wurden  zu  der  Straf- 
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summe  zugerechnet,  damit  dem  Fürsten,  dem  Empfänger  der 
Strafe,  deren  volle  Summe  blieb,  wie  eben  gerade  II,  23,  Ic 
angibt.  Aber  nur  für  die  Strafe  von  3  Grivna  können  wir 
mit  Sicherheit  angeben,  wie  hoch  der  Betrag  der  dazu  zu 
rechnenden  Gerichtsgebühren  war,  wie  das  in  den  angeführten 
Stellen  II,  12  und  III,  52,  54  enthalten  ist.  Bei  der  Strafe  von 
12  Grivna  erfahren  wir  dagegen  nicht,  welche  Gerichtsgebühren 
zu  ihr  hinzukommen. 

So  weit  ich  sehen  kann,  haben  wir  keine  Bestimmung  des 
Russischen  Rechtes,  die  für  die  Strafe  von  12  Grivna  eine  ent- 
sprechende Gebührenangabe,  wie  II,  12:  30  Rezana  bei  3  Grivna 
Strafe,  böte,  die  also  im  Verhältnis  dazu  uns  etwa  eine  Zusatz- 
gebühr zur  Strafe  von  12  Grivna  von  viermal  30  Rezana  oder 
Kuna  angäbe.  Wir  finden  jeweils  nur  die  Strafsumme  von 
12  Grivna  selbst,  ohne  Gebührenzuschlag  genannt,  so  III,  25, 
27,  47,  51,  80,  91,  93,  94,  96,  97,  98,  103,  109,  116.  Denn 
die  III,  99  genannten  „Zugaben  von  12  Grivna",  die  Geld- 
und  Naturalabgaben  an  den  fürstlichen  Beamten  halte  ich  nicht 
für  ganz  identisch  mit  den  II,  23  neben  den  Strafen  ange- 
setzten Gebühren,  schon  deshalb  nicht,  weil  eben  die  Zugaben 
zum  Teil  Naturalabgaben  sind. 

Diese  Unklarheit  liegt,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  auch 
bei  den  in  II,  23  mitgeteilten  Zahlen  vor,  und  es  scheint  fast, 
als  ob  wir  ein  sicheres  Resultat  über  die  Höhe  der  Strafe  von 
12  Grivna  mit  dem  dazu  gehörenden  Gebührenaufschlag  nicht 
erreichen  können. 

Unsere  Bestimmung  II,  23  zerfällt,  wie  oben  S.  298  schon 
bemerkt,  und  wie  ich  das  auch  beim  Abdruck  ihres  Textes 
kenntlich  gemacht  habe,  in  zwei  Teile  mit  je  drei  Abteilungen, 
die  einander  genau  entsprechen.  Die  erste  Hälfte  von  II,  23 
behandelt  die  Strafe  von  3  Grivna,  die  zweite  die  von  12  Grivna; 
in  den  drei  Abteilungen  jeder  Hälfte  ist  jeweils  die  Rede  von 
den  Gerichtsgebühren  an  die  fürstlichen  Beamten,  von  der 
Zahlung  des  Zehnten,  endlich  von  der  Strafzahlung  an  den 
Fürsten  selbst.    Dieser  Aufbau  ist  in  einem  Punkt  gestört:  in 
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der  ersten  Hälfte  von  II,  23  ist  als  Gerichtsperson  der  Schwert- 
träger, mecnilx^  genannt,  dagegen  in  der  entsprechenden  Ab- 
teilung der  zweiten  Hälfte  der  Aufgreifer,  emec.  Was  ich 
vorhin  S.  801  bei  Erklärung  der  Schlußworte  von  II,  22,  „aber 
wer  ergriff",  vorausgreifend  schon  bemerkt  habe,  ist  hier  als 
an  seinem  eigentlichen  Ort  zu  sagen,  daß  ich  das  Wort  Auf- 
greifer, emec^  in  II,  23,  2  a  für  einen  Schreibfehler  halte  und 
daß  dafür,  wie  in  II,  23,  1  a,  zu  lesen  ist  Schwertträger,  mecniJc. 
Die  Bezeichnung  Aufgreifer,  emec^  für  einen  Gerichtsbeamten 
treffen  wir  ja,  wie  gleichfalls  schon  vorhin  angeführt,  außer 
an  unserer  Stelle  nirgends  sonst.  Die  Gebühren,  die  er  nach 
II,  23,  2  a  erhält,  stehen  auch  zur  Strafsumme  von  12  Grivna 
nicht  in  demselben  Verhältnis  wie  der  Fanglohn  des  privaten 
Aufgreifers  in  II,  22  zu  der  dort  angegebenen  Strafe.  Ein 
Schreibfehler  ist  wohl  möglich,  denn  die  russischen  Worte  für 
Schwertträger  und  Aufgreifer  haben  beide  verschiedene  Buch- 
staben gemeinsam  oder  einander  in  der  Form  nahe  verwandt^). 

Die  oben  S.  301  abgedruckte  Uebersetzung  von  II,  23 
wäre  also,  ehe  wir  an  ihre  Erklärung  herantreten,  zunächst  in 
diesen  beiden  Punkten  zu  ändern,  daß  II,  23,  la  zu  lesen  ist: 
3  Grivna  statt  1  Grivna  und  II,  23,  2  a  Schwertträger  statt 
Aufgreifer. 

Die  Rolle  des  Fürsten  bei  Verteilung  der  Strafe  mit  den 
dazu  gehörenden  Gebühren  ist  klar :  er  ist  der  Empfänger  der 
eigentlichen  Strafsumme.  Aber  eine  Merkwürdigkeit  bietet  der 
Text  unserer  Bestimmung  so  wie  er  vorliegt.  In  seiner  ersten 
Hälfte  Avird  dem  Fürsten  die  volle  Strafsumme  von  3  Grivna 
zugesprochen  und  die  Gebühren,  die  hinzutreten,  werden  ge- 
sondert berechnet.  Dadurch  ergibt  sich  für  die  erste  Hälfte 
von  II,  23  die  auch  II,  12  angegebene  Strafsumme,  also  nicht 
geradeaus  3  Grivna,  sondern  3  Grivna  und  30  Rezana  bzw. 
Kuna. 


^)  Bei  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6,  Schwertträger:  Me^BHHKy,  Aufgreifer: 
OML^H),  en'hn.v),  dazu  Kalacov,  Einleitung  S.  225,  §  CXXXVIII,  Variante  d:  esmy. 
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Nun  herrscht  ja,  wie  schon  gelegentlich  an  anderem  Orte 
zu  betonen  war,  über  das  Verhältnis  von  Rezana  zu  Kuna  eine 
Differenz  unter  den  russischen  Numismatikern  ^).  Stellt  man 
sich  auf  die  Seite  derjenigen  Forscher,  die  den  Wert  von  Rezana 
dem  von  Kuna  gleichsetzen,  die  die  Grivna  50  Kuna  oder 
Rezana  zählen  lassen,  so  stimmt  die  Rechnung  in  der  ersten 
Hälfte  von  II,  23.  Die  da  behandelte  Strafe  von  3  Grivna  ist 
so  viel  als  150  Kuna,  der  Zehnte^)  davon  sind,  wie  II,  23,  Ib 
angegeben,  15  Kuna;  dazu  treten  15  Kuna  Gebühr  für  den 
Schwertträger,  so  daß  wir  die  volle,  II,  12  schon  angegebene 
Zahl  von  3  Grivna  30  Kuna  bzw.  Rezana  erhielten.  Unser 
Text  liest  freilich  in  II,  23,  la:  „aber  von  der  Grivna  [zu 
ändern  in:  drei  Grivna]  dem  Schwertträger  eine  Kuna",  aber 
dies  ist,  wie  auch  z.  B.  Vladimirskij-Budanov  ^)  annimmt,  sicher 
ein  Schreibfehler,  statt:  15  Kuna,  der  Text  von  II,  23  wäre 
also  auch  hier  zu  verbessern. 

Die  in  II,  23,  1  angewendete  Art,  den  Zehnten,  dieses 
Wort  hier  vom  kirchlichen  Zehnten  verstanden,  zu  berechnen, 
stimmt  nun  nicht  zu  dem,  was  wir  sonst  aus  altrussischen 
Quellen  über  den  kirchlichen  Zehnten  wissen.  Nämlich  in 
II,  23,  1  ist  der  Zehnte  nicht  eben  als  zehnter  Teil  der  dem 
Fürsten  zufließenden  3  Grivna  von  diesen  3  Grivna  abgezogen, 
sondern  er  ist  zwar  als  zehnter  Teil  von  3  Grivna  Strafe  berechnet, 
aber  wird  nicht  von  diesen  3  Grivna  bezahlt,  sondern  eigens 
noch  zu  ihnen  hinzugeschlagen.  Aus  anderen  altrussischen 
Urkunden  erfahren  wir  aber,  was  ja  auch  eigentlich  im  Begriff 
des  Zehnten  liegt,  daß  er  als  zehnter  Teil  von  den  dem  Fürsten 
zufließenden  Einnahmen  entnommen  wurde.  Es  genügt,  bei- 
spielsweise auf  die  Dotationsurkunde  des  Fürsten  Rostislav 
Mstislavic  von  Smolensk  von  1150  für  das  in  dieser  Stadt  neu 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307  \ 

'^)  Die  Lesart  AeBaTimy  bei  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6  und  Kalacov,  Ein- 
leitung S.  225,  §  CXXXVIII,  Variante  c,  ist  offenbar  ein  Schreibfehler 
statt  ÄeoHTHHy,  wie  es  II,  23,  2  b  richtig  heißt. 

')  Chrestomathie  I,  S.  34  ''^ 
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errichtete  Bistum  zu  verweisen.  Da  gewährt  der  Fürst  der 
Kirche  den  Zehnten  von  allen  Abgaben,  und  es  ist  jeweils 
genau  ausgerechnet,  wie  groß  an  den  einzelnen  Orten  die  fürst- 
liche Einnahme  und  dementsprechend  deren  kirchlicher  zehnter 
Teil  ist;  z.  B.:  „und  in  Toropec  400  Grivna  Abgaben,  aber 
der  Bischof  erhält  davon  40  Grivna;  und  in  Zizec  130  Grivna 
Abgaben,  aber  der  Bischof  erhält  davon  13  Grivna;  und  in 
Kasplja  100  Grivna,  aber  der  Bischof  erhält  davon  10  Grivna; 
und  in  Chotsiu  200  Grivna  Abgaben,  aber  der  Bischof  erhält 
davon  20  Grivna"   usw.  ^). 

Diese  sonst  übliche  Art  der  Berechnung  des  Zehnten,  daß 
er  von  der  fürstlichen  Einnahme  abgezogen,  diese  also  um  den 
Betrag  des  Zehnten  verringert  wird,  treffen  wir  in  der  zweiten 
Hälfte  von  II,  23  bei  der  Strafe  von  12  Grivna.  Hier  erhält 
der  Fürst  nicht,  wie  in  II,  23,  1  bei  der  Strafe  von  3  Grivna, 
den  vollen  Betrag  der  Strafe,  sondern  von  diesen  12  Grivna 
ist  der  Zehnte  schon  abgezogen.  Aber  während  II,  23,  1  bei 
der  Strafe  von  3  Grivna  dieser  „Zehnte"  wirklich  der  zehnte 
Teil  der  Strafe  von  3  Grivna  war,  nämlich  15  Kuna  (die  Grivna 
zu  50  Kuna  oder  Rezana  berechnet),  ist  der  „Zehnte"  in  II,  23,  2 
bei  der  Strafe  von  12  Grivna  eben  nicht  der  zehnte  Teil.  Denn 
er  beträgt  2  Grivna  nach  dem  Wortlaut  unserer  Bestimmung; 
das  wäre  also  nicht  ein  Zehntel,  sondern  sogar  ein  Sechstel 
der  Strafe  von  12  Grivna,  der  Fürst  erhält  dann  nach  Abzug 
dieser  2  Grivna  noch  10  Grivna.  Würden  wir  nun  die  Grivna 
nicht  zu  50  Kuna,  sondern,  wie  manche  russischen  Forscher''^) 
das  tun,  zu  25  Kuna  berechnen,  so  erhielten  wir  für  3  Grivna 
75  Kuna.  Der  in  II,  23,  1  daraus  mit  15  Kuna  berechnte 
Zehnte  wäre  also  nicht  der  zehnte,  sondern  der  fünfte  Teil. 
Das  käme  freilich  der  Berechnung  des  „Zehnten"  in  II,  23,  2 
von  12  Grivna  mit  2  Grivna,  also  einem  Sechstel,  erheblich 
näher,   aber  die  Differenz  bliebe  immer,    daß  in  II,  23,   1  der 


')  Abgedruckt   bei  Vladimirskij-Budanov,,  Chrestomathie  I,  S.  258. 
2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  307  ^. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  20 
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Zehnte  zu  der  Strafsumme  geschlagen,  in  TI,  23,  2  dagegen 
von  ihr  abgezogen  wird.  Richtiger,  im  Verhältnis  zu  der  uns 
aus  der  Smolensker  Schenkung  und  sonst  bekannten  Berech- 
nungsart,  ist  ja  die  in  11,  23,  2  geübte  Methode,  den  Zehnten 
von  der  fürstlichen  Einnahme  abzuziehen.  Aber  dürfen  wir 
es  gegenüber  der  genauen  Ausrechnung  des  zehnten  Teiles  in 
der  Schenkung  an  den  Bischof  von  Smolensk  ohne  weiteres 
für  richtig,  d.  h.  für  dem  tatsächlichen  Verhältnis  entsprechend 
halten,  daß  der  „Zehnte"  von  den  Strafgeldern  eben  nicht  als 
zehnter  Teil,  sondern  in  so  viel  höherem  Umfang  als  sechster  Teil 
gegeben  wurde?  Mit  anderen  Worten,  können  wir  unbedingtes 
Vertrauen  in  die  Richtigkeit  der  II,  23,  2  gebotenen  Zahlen 
setzen  ?  Damit,  daß  Vladimirskij-Budanov  ^)  dazu  bemerkt,  es 
sei  eine  runde  Zahl  statt  einer  Bruchzahl  für  den  Zehnten  an- 
genommen, kommen  wir  nicht  viel  weiter.  Wir  müßten  doch, 
um  dieses  etwas  summarische  Verfahren,  d.  h.  die  Zahlen- 
angaben in  II,  23,  2  für  richtig  zu  halten,  noch  andere  Quellen- 
stellen mit  ähnlicher  Berechnungsart  aufweisen  können,  es  sind 
mir  aber  bis  jetzt  keine  derartigen  bekannt. 

Die  zweite  Person,  die  in  II,  23,  1  neben  dem  Fürsten 
als  Empfänger  eines  Anteils  an  der  Strafsumme,  und  zwar 
an  den  zu  der  Strafe  hinzutretenden  Gebühren,  genannt  wird, 
ist  der  Schwertträger,  mecniJi.  Vorhin  S.  303  habe  ich  schon 
bemerkt,  daß  ich  glaube,  daß  der  in  II,  23,  2  genannte  Auf- 
greifer, emec^  auf  einen  Schreibfehler  zurückzuführen,  daß  auch 
hier  Schwertträger  zu  lesen  ist,  damit  der  sonst  zwischen  den 
beiden  Hälften  von  II,  23  vorhandene  Parallelismus  auch  hier 
hergestellt  sei.  Auch  Lange  ^)  schließt  ja  aus  dem  gleich- 
mäßigen Aufbau  der  beiden  Hälften  von  II,  23,  daß  der  Aut- 
greifer identisch  sei  mit  dem  Schwertträger,  wie  das  auch 
Vladimirskij-Budanov^^)  tut.  Den  Schwertträger,  mec'nik^  finden 
wir  als  Beamten   in    der   zweiten  Redaktion   nur   hier;   in  der 


^)  Chrestomathie  I,  S.  W^\ 

^)  Kriminalrecht  S.  74. 

3)  Chrestomathie  T,  S.  W^\ 
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dritten  Redaktion  treffen  wir  ihn  bzw.  den  ihm  offenbar  ver- 
wandten metelniJc  öfter  erwähnt,  III,  112,  12,  139.  Er  gilt 
den  Erklärern  des  Russischen  Rechtes  als  niederer  Gerichts- 
beamter, als  Gerichtsdiener,  Träger  des  Schwertes,  als  Em- 
blems der  Rechtspflege,  wie  ja  sein  Name  nach  den  einen  von 
Schwert,  mec,  abzuleiten  ist  ^).  Lange  ^)  leitete  mecniJc  ab  von 
metat' ,  werfen,  nämlich  vor  das  Gericht,  vor  das  Gericht  stellen, 
und  hält  mecnih  darum  für  identisch  mit  dem  III,  12,  139 
genannten  metel'nilc  oder  metal'nih  bzw.  mit  dem  II,  23,  1  er- 
wähnten Aufgreifer,  emec^  da  ja  Lange  gegen  die  Richtigkeit 
dieses  Wortes  keine  Bedenken  hat.  In  beiden  Fällen  aber  ist 
er  anzusehen  als  Gerichtsperson,  als  öffentlicher  Ankläger  und 
Vollstrecker  des  Urteils,  wie  Vladimirskij-Budanov^)  meint; 
also  etwa  in  der  Rolle,  die  in  jüngeren  Rechtsquellen,  wie 
z.  B.  im  Gerichtsbach  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550, 
der  „Wochendiener",  nedeCscilc^  hat'^). 

Den  „Zehnten"  unserer  Bestimmung  II,  23  habe  ich  als 
den  an  die  Kirche  geleisteten  Zehnten  angesehen.  Seine  Er- 
wähnung im  Russischen  Recht  ist  mit  der  Nennung  des  Mönchs- 
sklaven in  III,  57,  soweit  ich  sehen  kann,  die  einzige  direkte  Hin- 
weisung, daß  wir  mit  dem  Russischen  Rectit  in  der  Periode  des 
Christentums  stehen.  Die  Einrichtung  des  Zehnten  zugunsten 
der  Kirche  ist  in  Rußland  so  alt  wie  die  offizielle  staat- 
liche Anerkennung  des  Christentums  selbst  durch  Vladimir  den 
Apostelgleichen,  Als  er  die  Muttergotteskirche  in  Kiev  als 
Kathedrale  der  jungen  russischen  Kirche  baute,  läßt  ihn  die 
Chronik^)  unter   dem  Jahre  996    sagen:     „ich   gebe    dieser   hl. 


^)  So  Mrocek-Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885,  S.  194;  derselbe, 
Beilagen  1886,  S.  86  f. ;  dazu  Sergeeviu,  Altertümer  I,  S.  391;  Grycko, 
a.  a.  0.  S.  120 ;  Sreznevskij,  Materialien  II,  Sp.  132  f. 

^)  Kriminal  recht  S.  75,  vgl.  Sreznevskij,  Materialien  11,  Sp.  129. 

3)  Uebersicht  S.  610  ^ 

"*)  Z.  B.  bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  11,  S.  145,  §  53, 
siehe  auch  oben  S.  194. 

^)  Laurentiuschronik  S.  122  ^  ao.  996,  vgl.  Goetz,  Staat  und  Kirche 
in  Altrußland,  Berlin  1908,  S.  133  f. 
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Muttergotteskirche  von  meinem  Vermögen  und  von  meinen 
Städten  den  zehnten  Teil".  Die  Chronik  erwähnt  auch  eine 
über  diese  Dotierung,  der  die  Kirche  den  Namen  Zehntkirche 
verdankte,  ausgestellte,  uns  indes  nicht  erhaltene  Ur- 
kunde. Von  Zehntbewilligung  an  die  Kirche  redet  ausführlich 
auch  das  sog.  kirchliche  Statut  Vladimirs^),  das,  wenn  auch 
sein  Wortlaut  vielleicht  jüngeren  Ursprungs  ist,  doch  seinem 
Inhalt  nach  auf  Vladimir  zurückgeht.  Wie  sorgfältig  dabei 
die  Berechnung  der  kirchlichen  Einnahmen  im  einzelnen  vor- 
genommen wurde,  haben  wir  ja  vorhin  S.  305  schon  an  der 
Dotationsurkunde  für  das  Bistum  Smolensk  gesehen  ^). 

Lange ^)  faßt  nun  „Zehnt"  in  II,  23  nicht  als  Abgabe  an 
die  Kirche^)  auf,  sondern  er  sieht  darin  eine  Gebühr,  die  der 
II,  24  genannte  Wergeidmann,  virniJc,  der  ja  seinen  bestimmten 


^)  Dessen  Text  siehe  bei  Goetz:  Kirchenrechtliche  Denkmäler 
S.  14  f.,  dazu  Goetz,  Staat  und  Kirche  S.  135  f. 

2)  Weitere  altrussische  Nachrichten  über  den  kirchlichen  Zehnten 
bei  Goetz,  Staat  und  Kirche  S.  137  f.,  vgl.  auch  Mrocek-Drozdovskij, 
Beilagen  1886,  S.  32  f. 

3)  Kriminalrecht  S.  87  f. 

'^)  Da  nicht  direkt  zur  Erklärung  der  Strafen  des  Russischen  Rechtes, 
sondern  mehr  allgemein  zur  ganzen  Beurteilung  des  altrussischen  Strafen- 
systems gehörend,  sei  nur  als  Anmerkung  hier  folgendes  eingeschaltet: 
Von  der  Auffassung  des  „Zehnten"  als  „kirchlichem  Zehnten"  ausgehend, 
der  von  den  Einkünften  der  Fürsten  gegeben  wurde,  betont  Mrocek- 
Drozdovskij,  Beilagen  1886,  S.  34,  wie  das  andere  russische  Forscher 
auch  öfter  tun,  daß  die  Geldstrafe  Altrußlands  vorwiegend  als  fürstliche 
Einnahmequelle  und  nicht  so  sehr  als  Strafe  zu  betrachten  sei,  daß  also 
die  finanziellen  Interessen  der  Fürsten  bei  ihrer  Aufstellung  eine  große 
Rolle  gespielt  hätten.  Dagegen  wendet  sich  u.  a.  besonders  Duvernois, 
Rechtsquellen  S.  158,  es  sei  erheblich  unrichtig,  daß  an  erster  Stelle  die 
Geldeinnahme    und    das   Gericht   erst   an   zweiter   Stelle    zu   setzen  sei. 

Vgl.  auch  ebenda  S.  91:  EcjhÖ^  BJiacTi.  CMOipija  tojbko  Ha  ;ioxoÄHyio  CTopoHy  Ä^Ja. 
KaK'B  /lyMaiOTi.  Ht>KOTopue  ii:!Ti  HarauxTj  lopuCTOBi  —  Tor,'ia  Ha  'ixo  HyH;no  Ou.io  6u  paaiuiaTB 
Kpaacy,  c^^iaannyK)  iia-b  kjIitu,  oxt  Kpaafjr,  CAiJiauiiofi  Bt  no.i'Jb  ii  öpatt  3a  OAny  ßOjibine  npo- 
flaacH,  3a  APyi'yio  mchmio?  Ecjia  61.1  inn-epect  BJiacTU  saKJHoiaaoa  tojiko  bt>  cöopt  At?Ht'i"t.  to 
saiiMt  6ujio  paMuiaxb  oopoBCiBO  xojoiia  11  bopobctbo  CBOßo^Havo;  aaTtM^  ÖM.io  CBOÖoAHaro 
noABepraxt  B3HCicaniio  npo^aiKu ,  a  xo.ioiia  to-ii-ko  ABofuiOMy  iuTpa(|)y  nh  no.ihiy  uema? 
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Anteil   an   den   Wergeldern   hatte,    von    der   Strafe,   prodaza, 
erhielt.     Also  nach   ihm   fiel    die   Strafsumme    der  Hauptsache 
nach     an    den    Fürsten,     die    Gebühren     gingen     sowohl     an 
den  Schwertträger  bzw.  Aufgreifer  wie  an  den  Wergeidmann. 
Zum  Beweis  stützt    er    sich    darauf,    daß    auch    nach   späteren 
Urkunden  die  fürsthchen  Richter,    die   dem  Wergeidmann   des 
Russischen  Rechtes  entsprachen,  einen  Anteil  in  der  Höhe  von 
zehn  Prozent  der  Strafsummen   bekamen.     Vladimirskij-Buda- 
nov  ^)    kann   ihm    gegenüber   freilich    betonen,    daß    „Zehnte", 
terminus  technicus  zur  Bezeichnung  der  Abgaben  an  die  Kirche 
ist.     Aber,  wie  ich  vorhin  bemerkte,    es    liegt   eben    trotz    des 
Wortes   „Zehnte"    kein  Zehnt  vor,   weder  in  H,  23,  2,   wo  es 
ein  Sechstel  ist,  noch  in  H,  23,  1,  wo  es  ein  Fünftel  ist,  wenn 
man  die  Grrivna  zu  25  Kuna  zählt.    Einen  weltlichen  Gerichts- 
zehnt als  Abgabe  finden  wir  in  jüngeren  Rechtsquellen,  wie  z.  B. 
im  Gerichtsbuch  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550.    Da  wdrd  an 
Abgaben  gelegentlich  aufgezählt:  „die  Gebühr  [poslina]  für  den 
Zar  und  Großfürsten  und   die  Reisekosten   und   die  Gerechtig- 
keit   [pravda,   Untersuchungskosten?]    und    das    Wiedergericht 
[percsud,  Revision]  und  die  Ganggebühr  und  der  Rechtszehent 
[pravoj  desjatoJc]    und   das  Eisengeld",   und   an   einer   zweiten 
Stelle  desselben  Gerichtsbuches  lesen  wir:  „die  Wachen  erhalten 
vier  Dengen  als  Rechtszehnt  [pravoj  desjatok]  von  dem  Schul- 
digen".    An  diesen  Rechtszehnt  werden  wir  aber    bei   unserer 
Bestimmung  H,  23  kaum  zu  denken  haben.     Denn    er   ist  im 
Vergleich  mit  der  H,  23  genannten  Summe   ganz   gering   und 
wurde  außerdem   im  Gegensatz   zu   dem  H,  23   genannten,   je 
nach   der   Strafsumme   wechselnden   Zehnten   stets   in   gleicher 
Höhe  bei  allen  Fällen   bezahlt^).     Indes   würde    die  Annahme 

')  Chrestomathie  I,  S.  34^0. 

2)  Deutsch  bei  Ewers-Engelhardt,  Beiträge  S.  340  u.  363,  Text  bei 
Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  119  §  3  u.  144  §  51,  zu  letzterer 
Stelle  die  Parallelstelle  im  Gerichtsbuch  des  Johann  Vasirevic  III.  von 
1497,  ebenda  S.  106  §  64. 

^)  So  Lange,  Gerichtsverfahren  S.  235,  wo  auch  weitere  Belegstellen 

über  npaBHH  AecsTOKi. 
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Langes,  daß  es  sich  bei  dem  Zehnten  in  II,  23  nicht  um  kirch- 
liche Abgabe,  sondern  um  eine  Gerichtsgebühr  handle,  einige 
Schwierigkeiten  bei  der  Erläuterung  von  II,  23  beseitigen.  So 
wäre  z.  B.  das  auffällige  Moment  beseitigt,  daß  in  II,  23  als 
Gebührenempfänger  nur  der  gerichtliche  Unterbeamte  genannt 
wäre,  während  in  II,  24  der  Oberbeamte,  Wergeidmann,  wenn 
man  diesen  mit  einigen  russischen  Forschern  als  den  Richter 
ansehen  will,  angegeben  ist,  und  vollends  in  der  Parallelstelle 
zu  II,  24  in  III,  12  der  Oberbeamte  (Wergeidmann)  und  sein 
Unterbeamter  (der  Schwertträger,  metelnili)  verzeichnet  sind. 
Ferner,  wenn  in  II,  23  unter  dem  Zehnten  eine  gerichtliche 
Abgabe  zu  verstehen  wäre,  würde  es  nicht  mehr  wundernehmen, 
daß  der  in  II,  23  von  der  niederen  Strafe,  prodaza,  erhobene 
Zehnte  im  Sinne  vom  kirchlichen  Zehnten,  II,  24  bei  dem 
höheren  Wergeid  fehlt,  und  auch  das  völlige  Schweigen  der 
dritten  Redaktion  über  einen  kirchlichen  Zehnten  wäre  ver- 
ständlicher ^). 

Die  Schwierigkeit  bleibt  indes  immer,  den  Namen  „Zehnten'* 
zu  rechtfertigen.  Denn  ein  Zehnter  ist  eben  die  in  II,  23  ge- 
nannte Summe  nicht,  mag  man  nun  die  Grivna  zu  25  Kuna 
gleich  50  Rezana,  oder  zu  50  Kuna  gleich  50  Rezana  be- 
rechnen. Bei  letzterer  Berechnungsart  sind  ja  die  15  Kuna 
in  II,  23,  1  wirklich  der  zehnte  Teil  von  3  Grivna,  d.  h. 
150  Kuna  oder  Rezana,  aber  in  II,  23;  2  sind  2  Grivna  jeden- 
falls kein  Zehnter,  sondern  immer  nur  ein  Sechstel  von 
12  Grivna.  Nehmen  wir  nun  einmal  die  Grivna  zu  25  Kuna 
an  und  setzen  voraus,  daß  es  sich  in  II,  23  bei  Zehnt  um 
eine  weltliche  Abgabe,  eine  Gerichtsgebühr  handle.  Dann  sind 
in  II,  23,  1  die  3  Grivna  gleich  75  Kuna,  die  davon  als 
Zehnter  bezeichneten  15  Kuna  betragen  ein  Fünftel  der  Strafe; 
von  den  in  II,  23,  2  genannten  12  Grivna  dagegen  belauft 
sich   der   Zehnte    von    2  Grivna   auf   ein    Sechstel   der  Strafe, 


*)  Zu  den  beiden  letzteren  Punkten  vgl.  Mrocek-Drozdovskij ,  Bei- 
lage 1886,  S.  34  f. 
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also  so  ziemlich  auf  dasselbe  wie  in  II,  23,  1.  Vergleichen 
wir  damit  die  Gebührenrechnung  bei  III,  12,  die  ich  deshalb 
der  Parallelstelle  II,  24  vorziehe,  weil  in  III,  12  von  dem 
Wergeid  sowohl  zu  40  als  zu  80  Grivna  die  Rede  ist,  II,  24 
dagegen  nur  das  verdoppelte  Wergeid  von  80  Grivna  behan- 
delt. Nach  III,  12  beträgt  die  Gebühr  für  den  Wergeidmann 
bei  dem  Wergeid  von  40  Grivna  8  Grivna,  bei  dem  doppelten 
Wergeid  von  80  Grivna  dagegen  16  Grivna.  Das  ist  jedes- 
mal ein  Fünftel  des  Wergeides  und  das  würde  zu  der  eben 
angeführten  Berechnung  für  II,  23,  wenigstens  ganz  genau  für 
II,  23,  1  stimmen,  wo  der  Zehnte  auch  ein  Fünftel  der  Strafe, 
nämlich  15  Kuna  von    75  Kuna   gleich  3  Grivna   ausmacht^). 

Aber  auch  dann  bleibt  bei  dem  uns  vorliegenden  Text 
von  II,  23  die  Ungleichheit,  daß  bei  der  Strafe  von  3  Grivna 
in  II,  23,  1  der  „Zehnte"  zu  der  Strafe  hinzukommt,  dagegen 
bei  der  Strafe  von  12  Grivna  in  II,  23,  2  dem  Fürsten  an  der 
Strafe  abgezogen  wird,  so  daß  in  ersterem  Fall  der  Fürst  die 
volle  Strafe  von  3  Grivna,  in  letzterem  dagegen  nur  die  um 
2  Grivna  verminderte  Strafe,  also  10  Grivna  erhält. 

Es  ließe  sich  aber  auch  vermuten,  daß  in  II,  23,  2  ein 
Schreibfehler  vorliegt,  daß  nicht  zu  lesen  wäre  „und  dem  Fürsten 
10  [i]  Grivna",  sondern  daß  es  heißen  müßte  „und  dem  Fürsten 
12  [bI]  Grivna".  Das  könnte  uns  der  Lösung  der  Frage  näher 
bringen.  Wir  haben  gesehen,  daß  die  Strafe  von  3  Grivna  mit 
den  Gebührenzuschlägen  tatsächlich  3  Grivna  und  30  Rezana 
bzw.  Kuna,  nach  II,  12  bzw.  III,  52,  beträgt.  Wird  die  Strafe 
verdoppelt,  so  verdoppeln  sich  die  Gebühren.  Das  haben 
wir  bei  III,  12  beobachtet,  wo  die  Gebühr  des  Wergeidmanns 
bei  dem  Wergeid  von  40  Grivna  sich  auf  8  Grivna,  bei  dem 
doppelten  Wergeid  von  80  Grivna  dagegen  sich  auf  16  Grivna 
beläuft.  Sinngemäß  auf  die  Strafe  von  12  Grivna  im  Ver- 
hältnis zu  den  Zuschlägen  zu  der  Strafe   von  3  Grivna   ange- 


^)  Die  Behauptung  von  Lange ,  Kriminalrecht  S.  87 ,  der  Wergeld- 
niann  habe  10 7o  von  den  Wergeldern  erhalten,  ist  sowohl  nach  III,  12 
wie  nach  II,  24  unrichtig,  er  erhielt  20  7o« 
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wendet,  heißt  dies,  daß  die  vierfache  Strafe  von  3  Grivna,  die 
Strafe  von  12  Grivna,  bezahlt  werden  muß  mit  viermal  30  Kuna 
bzw.  Kezana  Zuschlag*,  also  mit  120  Kuna  bzw.  Rezana  Zu- 
schlag. Rechnen  wir  das  nun  einmal  aus.  Drei  Grivna  sind 
nach  der  einen  Berechnungsart  gleich  75  Kuna,  dazu  kommen 
15  Kuna  für  den  Schwertträger  und  15  Kuna  „Zehnte",  also 
3  Grivna  oO  Kuna.  Die  Strafe  zu  12  Grivna  hat  als  „Zehnten" 
2  Grivna  gleich  50  Kuna,  dazu  kommen  70  Kuna  für  den 
Aufgreifer,  cmec,  bzw.  also  Schwertträger,  mecnih,  nach  meinen 
früheren  Ausführungen  auf  S.  303.  Das  macht  50  +  70  Kuna 
=  120  Kuna,  also  das  Vierfache  des  Zuschlags  gegenüber  der 
vierfach  geringeren  Strafe  im  Betrage  von  3  Grivna.  Wir  haben 
damit  hier  genau  den  Zuschlag,  den  die  Strafe  von  12  Grivna 
im  Verhältnis  zur  Strafe  von  3  Grivna  haben  muß,  also  als 
Gesaratstrafe  3  Grivna  30  Kuna  und  4x3  Grivna  +  4x30  Kuna 
=  12  Grivna  +  120  Kuna.  Durch  diese  Berechnungsart 
lassen  sich  zwei  Schwierigkeiten  beseitigen.  Einmal  ist  der 
„Zehnte"  zwar  nicht  im  eigentlichen  Sinn  ein  „Zehnter", 
d.  h.  der  zehnte  Teil  der  Summe,  aber  er  bleibt  sich  bei  beiden 
Strafen  von  3  und  von  12  Grivna  ziemlich  gleich,  ein  Fünftel, 
bzw.  ein  Sechstel.  Dann  wird  durch  Aenderung  der  Schluß- 
zahl von  II,  23,  2  von  10  Grivna  in  12  Grivna  das  mißliche 
Moment  beseitigt,  daß  bei  3  Grivna  der  „Zehnte"  zugeschlagen, 
dagegen  bei  12  Grivna  dem  Fürsten  abgezogen  wird.  Und  es 
ist  doch  wahrscheinlich,  daß  die  Gebühren  bei  12  Grivna  ebenso 
zu  der  eigentlichen  Strafsumme  hinzukamen,  wie  das  bei  der 
Strafe  von  3  Grivna  offenbar  der  Fall  ist. 

Rechnet  man  dagegen  die  Grivna  zu  50  Kuna  bzw.  Rezana, 
so  ergibt  sich  sofort  wieder  die  Differenz,  daß  der  „Zehnte** 
II,  23,  1  wirklich  der  zehnte  Teil,  dagegen  II,  23,  2  nur  der 
fünfte  oder  sechste  Teil  ist,  je  nachdem  man  am  Schluß  von 
II,  23,  2  10  oder  12  Grivna  liest.  Für  II,  23,  1  ergibt  sich 
dann  folgende  Rechnung:  3  Grivna  =150  Kuna,  15  Kuna 
„Zehnter"  ist  wirklich  ^/lo,  dazu  15  Kuna  an  den  Schwert- 
träger, macht  im  ganzen  3  Grivna  und  30  Kuna.    Für  II,  23,  2 
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aber  lautet  das  Resultat:  12  Grivna  =  600  Kuna,  2  Grivna 
=  100  Kuna  =  V^,  dazu  70  Kuna,  somit  im  ganzen  170  Kuna 
Zuschlag,  während  es  12  Grivna  und  4  X  30  Kuna  Zuschlag 
=  120  Kuna  Zuschlag  sein  sollte.  Bleiben  wir  bei  der  Les- 
art des  Textes  von  II,  23,  2  „und  dem  Fürsten  10  Grivna",  so 
ergibt  sich:  10  Grivna  =  500  Kuna,  2  Grivna  =  100  Kuna 
=  ^/5,  dazu  70  Kuna,  also  12  Grivna  70  Kuna  im  ganzen, 
während  es  10  Grivna  -f  4  X  30  Kuna  =12  Grivna  +  20  Kuna 
sem  sollten.  Darum  ziehe  ich  hier  bei  II,  23  die  Berechnung 
der  Grivna  zu  25  Kuna  vor,  weil  sie  uns  einer  Lösung  der  in 
II,  23  liegenden  Schwierigkeiten  näher  zu  führen  scheint. 
Selbstverständlich  kann  ich  aber  bei  diesem  Versuch  nicht  die 
Absicht  haben,  die  schwierige  Frage  nach  der  richtigen  Be- 
rechnung der  Grivna  endgültig  lösen  zu  wollen. 

Zur  Ansetzung  der  Gerichtsgebühren  auf  ein  Fünftel  bzw. 
ein  Sechstel  der  Strafe  trotz  des  Namens  „Zehnter"  würde 
auch  die  Angabe  von  II,  22  passen,  daß  der,  der  die  Diebe 
bzw.  das  Gestohlene  aufgriff,  10  Rezana  erhielt,  also  von  der 
Strafe  im  Betrage  von  60  Rezana  den  sechsten  Teil,  wie  auch 
II,  23,  2  angegeben  ist,  oder,  wenn  wir  die  60  Rezana  zer- 
legen in  50  Rezana  gleich  einer  Grivna  Strafe  und  10  Rezana 
Gerichtsgebühr,  den  fünften  Teil,  wie  in  II,  23,  1  vorgesehen 
wird. 

Indes,  mag  man  unsere  Bestimmung  mit  ihren  Zahlenan- 
gaben so  oder  so  zu  erklären  versuchen,  über  gewisse  Schwie- 
rigkeiten kommt  man  nicht  hinweg  und  eine  voll  befriedigende 
Lösung  kann  ich  zurzeit  auch  nicht  finden.  Leider  fehlt  uns 
für  II,  23  eine  Parallelstelle  in  der  dritten  Redaktion,  wie  wir 
sie  für  II,  24  in  III,  12  haben,  so  daß  wir  zum  besseren  Ver- 
ständnis der  Gebührenordnung  der  zweiten  Redaktion  die  der 
dritten  Redaktion  zu  Hilfe  ziehen  könnten  ^). 


^)  Lange,  Kriminalrecht  S.  89,  hilft  sich  damit,  daß  er  als  eigentliche 
12-Grivna-Strafe  nur  10  Grivna  ansieht  und  die  weiteren  2  Grivna  als 
die  Gerichtsgebühren  betrachtet.  So  bekommt  er  als  Strafen  im  engeren 
Sinn  10  Grivna,   3  Grivna  und  1  Grivna    (=  50  Kuna  oder  Rezana),  im 
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§  14.     Erläiiierungeii  zu  II,  24. 


II,  24.  Und  das  ist  die 
Abgabe  für  den  Virnik.  Der 
VirniJc  erhält:  7  Eimer  Malz 
für  die  WoeJie,  ferner  einen 
Hammel  oder  ein  Schtvein  oder 
2  Nogata  ^) ;  aber  am  Mittwoeh 
1  Beznna  aber  cmi  Freitag 
ebenso.  Aber  Brot,  soviel  man 
essen  kann,  und  Hirsenkorn. 
Aber  je  2  Hühner  für  den  Tag. 
Pferde  stellt  man  4  und  streut 
ihnen  für  das  Pferd  auf,  soviel 
sie  fressest  können. 

Aber  dem  Virnik  60  [16] 
Grivna  und  10  Bezana  und 
12  Veverica.  Aber  im  voraus 
1  Grivna. 

Oder  man  braucht  zur 
Fastenzeit  Fische,  dann  erhält 
er  für  die  Fische  7  Bezana. 
Aller  Kuna  sind  das  15  Kuna 
für  die  Woche.     Und  Lebens- 


III,  12.  Aber  das  ivaren 
die  Abgaben  für  den  Virnik 
unter  Jaroslav: 

Her  Virnik  erhält  7  Eimer 
Malz  für   die    Woche,  ferner 

1  Hammel  oder  1  Schwein  oder 

2  Nogcda;  aber  am,  Mittivoch 
1  Kuna  oder  Käse;  aber  am 
Freitag  ebenso.  Aber  je  2  Hüh- 
ner für  den  Tag  (gebühren) 
ihm.  Aber  7  Brote  für  die 
Woche  aber  Hirsenkorn  7  Ubo- 
rok  aber  Erbsen  7  üborok  aber 
Scdz  7  Golvasnja.  Das  (ge- 
bührt) dem  Virnik  mit  dem 
Gehilfen.  Aber  Pferde  4,  den 
Pferden  streut  man  vor  das 
Maul  Hafer.  Dem  Virnik 
8  Grivna  aber  10  Kuna  [Beise-] 
Zuschuß,  aber  dem  Metelnik 
12  Veksa  und  1  Grivna  im 
voraus.      Wenn   das    Wergeid 


weiteren  Sinn  mit  den  Zuschlägen  von  2  Grivna,  30  Kuna  und  10  Kuna, 
also  12  Grivna,  3  Grivna  30  Kuna  und  60  Kuna  bzw.  Rezana.  Das  halte 
ich  für  falsch.  Denn  mögen  im  Russischen  Recht  die  3  Grivna  als  Strafe 
zu  3  Grivna  oder  3  Grivna  30  Kuna  angegeben  sein,  jedenfalls  steht  nur 
die  Zahl  8  für  die  Summe  der  Grivna  da.  Eine  Strafe  von  10  Grivna 
finden  wir  aber  nicht,  sondern  nur  eine  solche  zu  12  Grivna.  Und  dann 
müßte  auch  im  Verhältnis  zur  Strafe  von  3  Grivna  30  Kuna  die  von  12 
bzw.  10  Grivna  mit  den  Zuschlägen  nicht  geradeaus  12  Grivna.  sondern 
10  Grivna  +  4  X  30  Kuna  oder  Rezana  =  120  Kuna  oder  Rezana,  also 
12  Grivna  20  Kuna  bzw.  Rezana  betragen. 

^)  Ueber  den  Wert  der  Nogata  siehe  oben  S.  236  Note  2. 
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mittel,  soviel  sie  essen  hönnen, 
solange  die  Virnih  das  Wer- 
geid sammeln.  Das  ist  die 
Abgabe  Jaroslavs. 


80  Grivna  beträgt,  dann  dem 
Virnih  16  Grivna  und  10  Kuna 
und  12  Veksa,  aber  im  voraus 
1  Grivna,  aber  für  den  Kopf 
3  Grivna. 


Unsere  Bestimmung  bietet,  ganz  allgemein  gesprochen,  ein 
Verzeichnis  der  Gebühren  und  Abgaben  in  Geld  und  Naturalien, 
die  der  Virnik,  dessen  Name  und  Amt  gleich  zu  besprechen  sein 
wird,  erhält.  Die  Naturalabgaben  werden  zur  Bestreitung  des 
Unterhalts  des  betreffenden  Beamten,  sowie  zur  Herstellung  der 
Fahrgelegenheit  gegeben,  die  Geldgebühren  sind  teils  Ersatz  für 
Naturalabgaben,  teils  Gerichtsgebühren.  Die  Parallelstelle  von 
II,  24,  nämlich  III,  12  habe  ich  hier  gleich  ihrem  Wortlaut 
nach  mit  angeführt,  da  wir  uns  auf  sie  manchmal  werden 
stützen  müssen,  um  den  Sinn  einzelner  Wendungen  in  II,  24 
klarzustellen.  Ein  Unterschied  unserer  Bestimmung  von  der 
ihr  inhaltlich  verwandten  II,  23  fällt  sofort  auf:  während 
II,  23  die  Verteilung  der  Strafen  nebst  den  dazu  kommenden 
Gebühren  besprach,  handelt  II,  24  lediglich  von  den  außer  der 
Strafe  bzw.  dem  in  II,  24  gemeinten  Wergeid  zu  leistenden 
und  zu  zahlenden  Abgaben  und  Gebühren.  Das  Wergeid 
selbst,  die  eigentliche  Strafe,  die  in  II,  23  deutlich  als  dem 
Fürsten  zukommend  bezeichnet  ist,  wird  in  II,  24,  wenigstens 
was  den  Empfänger  angeht,  gar  nicht  genannt;  es  wird  nur 
die  Tatsache  erwähnt,  daß  das  Wergeid  gesammelt  wird,  aber 
es  wird  nicht  gesagt,  welche  Höhe  es  hat,  und  wem  es  zufließt. 

Die  Gesamtheit  der  Abgaben  und  Gebühren,  die  zu  leisten 
sind,  ist  am  Eingang  unserer  Bestimmung  bezeichnet  als 
pol'on^)  oder  poldon^)^  an  ihrem  Schluß  als  uroh,  ich  habe 
beide  Male  die  Uebersetzung  „Abgaben"   gewählt. 

Das  Wort  pohon  faßt  Sreznevskij  ^)  an  unserer  Stelle  auf 


*)  So  liest  Sergeevic,  Ausgabe  S.  6. 

2)  So  liest  Kalacov,  Einleitung  S.  188,  §  XCI. 

3)  Materialien  11,  Sp.  1112. 
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in  der  Bedeutung  von  Gewohnheit,  Gebrauch,  Sitte.  In  dem 
Friedensvertrag  Olegs  mit  Byzanz  von  911  reden  die  Russen 
von  ihrem  „Gesetz  und  Gebrauch"  ^).  Das  Wort  pokon  hat 
also  die  Bedeutung  von  Rechtssitte,  Rechtsgewohnheit,  einem 
nur  im  Bewußtsein  des  Volkes  und  in  der  Anwendung  sich 
fortpflanzenden  Rechtsbrauch,  im  Gegensatz  zu  einem  förmlichen 
Gesetz,  einem  schriftlich  fixierten  Recht  ^).  FoMon  gibt  Srez- 
nevskij  ^)  wieder  mit  Gabe,  Geschenk,  Ewers  ^)  mit  Ehren- 
geschenk. Neumann  ''*)  meint,  «ursprünglich  mochten  es  keine 
Abgaben  sein,  die  der  Wermann  {Virnih)  bekam,  sondern  nur 
freiwillige  Geschenke,  was  auch  das  Wort  poldony  beweist. 
Nachher  wurden  der  Sitte  gemäß  diese  zugegeben,  endlich 
mußten  sie  gegeben  werden  und  wurden  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt."  Mrocek-Drozdovskij  ^)  nimmt  beide  Worte,  pokon 
und  poklon  als  identisch  im  Sinne  von  Darbringung  zum 
Ehrengeschenk. 

Man  wird,  die  Deutungen  der  beiden  Worte  pokon  und 
poklon  zusammenfassend,  die  Sache  auffassen  dürfen  als  ge- 
wohnheitsmäßig zustehende  Abgabe,  und  zwar  Naturalabgabe, 
die  sonst  —  z.  B.  III,  126  in  der  Bestimmung  über  die  Ge- 
bühren und  Abgaben  an  die  Stadtbaumeister  und  später  — 
einfach  Nahrung,  korm '),  heißt. 


')  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  8,  §  15:  "o  saKoey 

H  HO  iiOKOHy  H;jbiKa  nainero  ii.  i.  ,3;. 

^)  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  16  und  Vladimirskij-Budanov, 
Uebersicht  S.  87. 

3)  Materialien  II,  Sp.  1109. 

'')  Recht  der  Russen  S.  309,  bei  II,  3  hat  Ewers  pokon  S.  806  un- 
richtig übersetzt  mit  „dasselbe  Ende   ist  einem  (schlechten)  Schultheiß". 

^)  Bei  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  81,  dazu  Ewers,  Recht  der 
Russen  S.  42. 

^)  Untersuchungen  1885,  S.  233.  Leontovic,  Th. :  Ciapufi  sesjcKifi  oßu^fi, 
o^ecca  1889,  bietet  nach  Zagoskin ,  Kurs  S.  167  eine  Untersuchung  auch 
über  pokon,  es  war  mir  leider  nicht  möglich,  das  Werk  von  Leontovic 
zu  erhalten. 

')  Siehe  darüber  Sergeevic,  Altertümer  III,  S.  166,  der  indes  irriger- 
weise den  Terminus  korm  als  im  Russischen  Recht  nicht  vorkommend  erklärt. 
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TJrolc,  das  am  Schlüsse  von  II,  24  steht  und  gleich  darauf 
II,  25  zur  Bezeichnung  der  Geldgebühren  für  den  Bau  oder 
die  Ausbesserung  von  Brücken,  übersetzte  Ewers  ^)  im  Gegen- 
satz zu  „Ehrengeschenken",  ^oÄ;?on7/,  mit  „Gefälle".  Sergeevic^) 
faßt  es  in  II,  24  im  Sinne  von  Verordnung.  An  anderen 
Stellen  des  Russischen  Rechtes  treffen  wir  das  Wort  uroh  in 
doppelter  Bedeutung.  Einmal  ist  es  staatlicherseits  vorgeschriebene 
Geldabgabe,  sei  es  Bezahlung  für  die  Brückenbauer  III,  127 
oder  die  Stadtbaumeister  III,  126,  seien  es  Gebühren  für  Vor- 
nahme der  Eisenprobe  III,  112,  oder  Gerichtsentscheidungs- 
gebühren III,   139  oder  Eidgebühren  III,   141. 

Zweitens  bezeichnet  in  der  dritten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  uroh  an  verschiedenen  Stellen  den  Privatersatz,  die  Ent- 
schädigung, die  dem,  der  einen  Verlust  erlitten  hat,  neben  der 
staatlichen  Strafe  zu  zahlen  ist,  so  III,  56  die  Abgaben  für  das 
Vieh,  III,  109  für  ein  böswillig  niedergestoßenes  Pferd,  III,  116 
für  einen  erschlagenen  Sklaven  oder  Magd,  III,  153  für  eiuen 
von  einem  entlaufenen  Sklaven  verübten  Diebstahl*'^).  Es  ist  also 
im  allgemeinen  in  dieser  zweiten  Bedeutung  eine  Loskaufsumme*). 

Die  in  II,  24  genannten  Abgaben  und  Gebühren  gehen 
an  den  Virnik.  Dieses  Wort  werden  wir,  da  seine  Ableitung 
von  vira^  Wergeid,  wohl  kaum  zweifelhaft  ist,  mit  „Wergeld- 
mann"  verdeutschen  dürfen,  Ewers ^)  übersetzte  es,  „um  die 
russische  Alliteration  virnik  von  vira  auszudrücken",  mit  „Wehr- 
mann". Es  fragt  sich  nun  vor  allem,  welches  war  die  Stel- 
lung und  das  Amt    des  Wergeidmanns?    Ewers  *^)   gab 


')  Recht  der  Russen  S.  310;  so  auch  Neumann,  bei  Ewers,  Vorzeit 
der  Russen  S.  81. 

^)  Vorlesungen  S.  25,  über  die  allgemeine  sonstige  Anwendung  des 

Wortes     urok     als    Hasnaienie     iero-.'iii6o    no     OAHOCTOpoHHeMy-Jui    ^'J^ficTBiw    B.iacTii    hjih 

»e  no  AoroBopy  siehe  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  278  f. 

')  Vgl.   Vladimirskij-Budanov,    üebersicht   S.  328;   Rozkov,   Abriß 
S.  58;  Mrocek-Drozdovskij,  Geld  des  Russischen  Rechtes  1881,  S.  119. 

^)  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  385  f. 

"")  Recht  der  Russen  S.  311^1 

^)  Bei  Ewers-Engelhardt,  Beiträge  zur  Kenntnis  Rußlands  I,  S.  301. 
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in  seiner  ersten  Uebertragung  der  dritten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechtes  das  Wort  cirnik  mit  „Fraißrichter"  wieder, 
sah  also  in  dem  virnih  offenbar  wirklich  einen  Richter.  Er 
änderte  dann  diese  Meinung  und  sagte,  er  übersetze  virnih  mit 
„Wehrmann" :  „obgleich  überzeugt,  daß  die  Pflicht  des  genannten 
Beamten  nicht  auf  die  Erhebung  des  Wehrgeldes  eingeschränkt 
war.  Vielmehr  halte  ich  ihn  überhaupt  für  den  Empfänger 
aller  öffentlichen  Abgaben  eines  Bezirkes.  Ein  solches  Ge- 
schäft mußte  durch  notwendige  Reisen  ihn  regelmäßig  in  den 
Fall  setzen,  die  hier  bestimmten  Lieferungen  zu  fordern"  ^). 
Auch  in  dem  späteren  unter  Ewers  Namen  erschienenen  Werk '^) 
wird  der  Wergeidmann  als  Empfänger  der  Abgaben  eines  Be- 
zirkes angesehen,  als  Steuereinnehmer,  der  keine  richterliche 
Gewalt  hatte,  der  aber  mit  den  sonstigen  Abgaben  auch  die 
Totschlagsbußen  erhob.  Hrusevs'kyj  ^)  faßt  ihn  gleichfalls  als 
„Steuereintreiber**  auf,  an  anderer  Stelle  als  „gerichtlichen  oder 
finanziellen  Agent".  Vladimirskij-Budanov ^)  sieht  im  Wer- 
geldmann  nicht  einen  Richter,  sondern  einen  zum  fürstlichen 
Gerichtshof  gehörenden  Beamten,  denselben,  den  wir  in  jüngeren 
Rechtsquellen  unter  der  Bezeichnung  „Wochendiener",  nedcl'sliJc, 
schon  oben  S.  194  kennen  gelernt  haben,  der  das  Wergeid  ein- 
sammelt und  also  davon  seine  Gebühren  erhält.  Umgekehrt 
betrachtet  Stephanovskij  ^)  den  Wergeidmann  als  Richter,  der 
zugleich  die  Strafe,  das  Wergeid  erhebt;  seiner  richterlichen 
Kompetenz  unterstanden  außer  der  Tötung  noch  die  schweren 
Körperverletzungen,  da  ja  die  Strafsumme  für  diese  III,  29 
auch  als  Wergeid,  bzw.  als  halbes  Wergeid  bezeichnet  sei. 
Lange  ^)  identifiziert  den  Virnik    mit   dem  III,  146   genannten 

^)  Recht  der  Russen  S.  31 P^ 

2)  Ewers,  Vorzeit  Rußlands  S.  384,  396  \ 

^)  Geschichte  des  ukrainischen  (ruthenischen)  Volkes,  Leipzig  1906, 
T,  S.  269,  439. 

<)  Chrestomathie  I,  S.  34^2;  derselbe,  Uebersicht  S.  327. 

^)  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  20,  er  führt  noch  einige  ältere  Autoren 
zugunsten  des  Charakters  des  Virnik  als  Richters  an. 

ß)  Kriminalrecht  S.  72  f. 
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Posadnik,    dem    vom    Fürsten    eingesetzten   Bürgermeister    der 
Stadt,     Der  Posadnik  habe  die  Einziehung   des  Wergeides   zu 
besorgen   gehabt    und    konnte    deshalb    auch    Virnik     genannt 
werden.     Neben   dem  Posadnik   als   Verwaltungsbeamten   noch 
einen  Richter,  den  Virnik,  anzunehmen,  sei  eine  Uebertragung 
moderner  staatlicher  Verhältnisse,    bei  denen  Justiz   und  Ver- 
waltung getrennt  sei,  während  auch  nach  den  Zeiten  des  Russi- 
schen Rechtes  Justiz  und  Verwaltung  in  einer  Hand   vereinigt 
gewesen  seien.    Vladimirskij-Budanov  ^)  lehnt  indes  diese  An- 
schauung Langes  von  der  Identität  des  Posadnik  und  des  Virnik, 
die  auch  Rozkov  ^)  teilt,   als  gänzlich  unbegründet  ab.     In  Er- 
gänzung   seiner   vorhin  gebotenen  Anschauung   von    dem  Amt 
des  Wergeidmannes  sagt  Vladimirskij-Budanov  dabei  an  dieser 
Stelle,  daß  das  Hauptziel  der  Entsendung  des  Virnik  die  Ein- 
sammlung der  Wergelder  war  und  daß  eine  richterliche  Gewalt 
dem   Virnik  nicht  als  Hauptamt,  sondern  nur  als  gelegentliche 
Funktion   zukam.     Sergeevic^)    erklärt   den   Wergeidmann    als 
Richter,  der  zur  Ausübung  seines  Amtes  in  den  einzelnen  Bezirken 
umherreist,  ebenso  Mrocek-Drozdovskij  ^).    Man  könnte,  scheint 
mir,  bei  einem  umherreisenden  Richter  an  den  II,  1  genannten 
Boten  denken,  der  ja  auch  im  fürstlichen  Auftrag  reist,  dahin 
und  dorthin  geschickt  wird,    und  in  dem  man,    wie   ich   oben 
S.  195  bemerkte,  vielleicht  eine  Gerichtsperson  sehen  kann. 

Ich  neige  auch  mehr  zu  der  Meinung,  daß  wir  in  dem 
Virnik  einen  Richter  zu  sehen  haben.  Für  einen  einfachen 
Steuereinnehmer,  Abgabenempfänger  scheint  mir  doch  der  An- 
teil, den  er  neben  der  Naturalverpflegung  an  dem  Wergeid  er- 


')  Uebersicht  S.  610  ^ 

2)  Uebersicht  S.  86  f. 

3)  Altertümer  III,  S.  166. 

^)  Untersuchungen  1885,  S.  138:  jtojiobhhü  cyA^a  (pasvLaaüi) ;  ähnlich 
sieht  von  älteren  Autoren  z.  B.  v.  Reutz,  A. :  Versuch  über  die  geschicht- 
liche Ausbildung  der  russischen  Staats-  und  Rechtsverfassung,  Mitau  1824, 
S.  86  den  Yirnik  an  „als  den  zu  Untersuchungen  und  Schlichtungen 
solcher  Sachen  [wie  Tötung]  im  Lande  herumreisenden  Beamten". 
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hält,  nämlich  ein  volles  Fünftel  der  Strafsunime,  zu  hoch. 
Nehmen  wir  ihn  als  Richter  an,  und  betrachten  wir  also  die 
20^/0  der  Strafsumme,  die  ihm  zufließen,  als  Gerichtsgebühren, 
als  Kosten  der  Urteilsfällung,  dann  deckt  sich  das  mit  dem  in 
II,  23  enthaltenen  Satz  von  einem  Fünftel  der  Strafe,  falls  wir 
da,  in  II,  23,  den  „Zehnten"  als  weltlichen  Zehnten,  als  Ge- 
richtsgebühren ansehen  wollen. 

Daß  es  sich  bei  dieser  Eintreibung  der  Gelder  um  Straf- 
gelder, nicht  etwa  nur  um  Abgaben  handelt,  geht  ja  schon 
daraus  hervor,  daß  am  Schluß  von  II,  24  deutlich  gesagt  ist, 
daß  die  Wergeidmänner  die  Vira,  das  Wergeid  einsammeln. 
Und  als  Summe  der  Wergelder  ist  ja  in  der  zweiten  Redaktion, 

II,  1,  4,  5,  der  Betrag  von  80  Grivna  angegeben,  von  dem  der 
Wergeidmann  ein  Fünftel,  d.  h.  16  Grivna  —  wie  in  II,  24 
richtiger  statt  60  Grivna  zu  lesen  ist  —  erhält,  während  in  der 
Parallelstelle  III,  12  sowohl  das  einfache  Wergeid  zu  40  Grivna 
als  das  doppelte  zu  80  Grivna  der  Gebührenberechnung  zu- 
grunde gelegt  ist.  Während  der  Beitreibung  des  Geldes  obliegt 
also  den  zur  Zahlung  Verpflichteten  die  Unterhaltslast  für  den 
fürstlichen  Beamten  und  sein  Personal  —  das  in  II,  24  allerdings 
im  Gegensatz  zu  III,  12  weiter  nicht  erwähnt  ist  — ,  darum  werden 
die  Naturalabgaben  genau  festgesetzt.  Wer  sind  aber  die  Zah- 
lungspflichtigen? Ich  glaube,  nicht  der  einzelne  Täter  ist  hier 
gemeint,  sondern  die  ganze  Gemeinde,  von  deren  Haftung  für 
Aufbringung  des  Wergeides  ja  II,  2  die  Rede  war.  Denn  für 
einen  einzelnen,  oder  auch  dessen  Familie,  erscheint  die  Leistung 
der  Naturalabgaben  und  Pferde  etwas  hoch  gegriffen.  Den 
Schluß  von  II,  24,  daß  die  Wergeidmänner  das  Wergeid 
sammein,  könnte  man  dann  so  verstehen,  daß  von  jedem  Ge- 
nieindegliede  der  auf  ihn  fallende  Teil   erhoben   wird,    wie   ja 

III,  8  die  Rede  davon  ist,  daß  die  Gemeindeglieder  „insgesamt" 
das  Wergeid  bezahlen. 

Der  Text  von  II,  24  bespricht  erst  die  Naturalabgaben  und 
die  Pferdegestellung,  dann  setzt  er  die  Gebühren  fest  und  daran 
anschließend    handelt    er    nochmals    von    der   Verpflegung   der 
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Beamten.  Die  Abweichungen  der  verschiedenen  Handschriften 
voneinander  sind  nicht  sehr  bedeutend.  Die  Worte  „aber  am 
Mittwoch  1  Rezana"  bei  Sergeevic  ^)  erhalten  in  einzelnen  Hand- 
schriften ^)  die  Erläuterung  „für  Käse",  was  auch  HI,  12  steht, 
und  die  Bemerkung  dabei  „am  Dienstag",  was  wohl  ein  Schreib- 
fehler ist,  da  Mittwoch  und  EVeitag  die  normalen  Fasttage  sind. 
Die  Verpflegung  mit  Brot  ist  in  II,  24  nur  allgemein  bezeichnet 
„so  viel  man  essen  kann";  in  III,  12  heißt  es  genauer  „7  Brote 
für  die  Woche"  usw.  Als  Empfänger  dieser  Abgaben  und  Ge- 
bühren wird  in  II,  24  nur  der  Wergeidmann  genannt,  natürlich 
sind  seine  Unterbeamten,  auch  wohl  Pferdeknechte  mit  gemeint. 
Denn  selbst  beim  besten  Appetit  konnte  er  die  ihm  zufließenden 
Naturalabgaben  nicht  allein  aufzehren,  auch  den  Kvas^),  zu 
dessen  Zubereitung  die  7  Eimer  ^)  Malz  wahrscheinlich  bestimmt 
waren  und  der  III,  126  wohl  unter  dem  für  den  Stadtbaumeister 
bestimmten  Trank  zu  verstehen  ist,  nicht  allein  auftrinken,  wenn 
schon  die  Chronik  Vladimir  zu  den  Abgesandten  der  Bulgaren, 
da  sie  ihn  zu  Mohammeds  Glauben  bekehren  wollen,  ablehnend 
sagen  läßt:  „dem  Russen  ist  es  eine  Freude  zu  trinken,  ohne 
das  können  wir  nicht  sein"  ^). 

Dieser  erste  von  den  Naturalabgaben  handelnde  Teil  unserer 
Bestimmung  bezieht  sich  auf  diejenige  Jahreszeit,  da  die  Woche 
nur  zwei  Fasttage  zählt,  Mittwoch  und  Freitag,  also  auf  die 
gewöhnliche  Jahreszeit.  Danach  wird  die  Stellung  von  vier 
Pferden  nebst  dem  nötigen  Futter  erwähnt.  Wie  der  Wergeld- 
mann  erhält  nach  III,  126  auch  der  Stadtbaumeister  vier  Pferde 
nebst  Hafer  gestellt,  dagegen  der  Brückenbauer  reist  nach  III, 


')  Ausgabe  S.  6. 

2)  ßei  Kalacov,  Einleitung  S.  188,  §  XCI,  Variante  b. 

')  Ueber  den  Kvas,  einen  die  Stelle  des  Bieres  vertretenden  Aufguß 
auf  geschrotenes  Getreide  usw.,  siehe  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denk- 
mäler S.  246  f. 

^)  BiApo ,  neurussisch  Be^po  =  oivXo<; ,  Sreznevskij ,  Materialien  I, 
Sp.  479  =  12,3  1. 

^)  Laurentiuschronik  S.  83',  ao.  986- 

Zeitschrift  für    vergleichende  Rechtswipsenschaft.     XXVI.  Baud.  21 
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127  mit  seinem  Gehilfen   nur  auf  zwei  Pferden  und  bekommt 
entsprechend    weniger  Hafer.     Nun   sind    die  Geldabgaben    ge- 
nannt:   „aber  dem  Wergeidmann  GO  Grivna  und   10  Rezana  und 
12  Veverica,  aber  im  voraus  1  Grivna".    Die  Angabe  des  Textes 
60  Grivna  ^)    ist    offenbar    ein    Schreibfehler ,    es    muß    heißen 
16  Grivna.     Denn   der   Berechnung  der   Abgaben   ist   das    der 
zweiten  Redaktion  allein  bekannte  Wergeid  von  80  Grivna  zu- 
grunde gelegt,  die  Abgabe  von  ihm  beträgt  aber  nach  III,   12 
den   fünften  Teil,    also    16  Grivna.     Der   Schreibfehler   konnte 
leicht  entstehen,  das  Zeichen  für  16  =  ?t  konnte  wohl  mit  dem 
für  60  =  ^  verwechselt   werden  -),    wie    wir   das   ähnlich   oben 
S.  311    für   den   Schluß    von  II,   23   feststellten.     Daraus,    daß 
II,  24  nur  die  Gebühr  an  den  Wergeidmann  für   ein  Wergeid 
von  80  Grivna  angibt,    möchte  ich  schließen,  daß  eben  II,  24 
niedergeschrieben  ist  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  üm- 
standes,  daß  die  zweite  Redaktion  nur  ein  Wergeid  zu  80  Grivna 
kennt.    Mit  anderen  Worten  heißt  das :  unsere  Bestimmung  II, 
24  nimmt   Bezug    auf  die   im   Anfang   der   zweiten  Redaktion 
stehenden   Satzungen   II,    1 — 5,    der   Autor   von   II,   24   kennt 
bzw.  berücksichtigt  keine  Fälle,  in  denen  das  Wergeid  40  Grivna 
betrug,    sonst  würde  er,    wie   das  III,  12  geschieht,    auch    die 
Gebühr  bei  dem  Wergeid  von  40  Grivna  mitgeteilt  haben.    Die- 
außer  den  16  Grivna  in  II,  24  genannten  Gebühren  von  10  Rezana^ 
12  Veverica  und  1  Grivna  im  voraus  sind  auch  III,  12  angegeben, 
sie    bleiben   sich  III,   12   gleich,    ob   es   sich   um  Wergeid  von 
80  Grivna   oder   von  40  Grivna  handelt.     Aus  III,   12  ersehen 
wir  aber  auch,   daß  diese  Gebühren   nicht   alle   dem  Wergeld- 
mann  selbst,  sondern  zum  Teil  seinen  Gehilfen,  dem  Schwert- 
träger, metelnih,  gehörten.     Statt  10  Rezana  lesen  wir  in  III^ 
12    mit    der   uns    schon    geläufigen    Vertauschung    der    Münz- 
bezeichnungen 10  Kuna,   und   zwar   sind   sie   in  III,  12  näher 


*)  Kalacov,  Einleitung  S.  189,  §  XCI,  Note  f,  hat  auch  die  Varianten  6 
und  20  Grivna  in  einigen  Handschriften,  die  offenbar  falsch  sind. 

^)  Damit  löst  sich  leicht  die  Schwierigkeit,  die  Duvernois,  Rechts- 
quellen S.  55,  in  der  Differenz  der  Angaben  von  II,  24  und  III,  12  sieht. 
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h  ezeichnet  ah pereJcladnaja^  [Reise-]Zuschuß,  nach  Mrocek-Droz- 
dovskij  ^)  eine  Abgabe,  die  der  Beamte  nach  Erledigung  seines 
Geschäftes  bei  seiner  Abreise  erhält.  Veverica  in  II,  24,  in 
III,  12  mit  dem  gleichbedeutenden  veksa  ausgedrückt,  ist  die 
Bezeichnung  für  das  Eichbörnchenfell  als  Münzeinheit^),  seinen 
Wert  gibt  üsov  ^)  auf  ein  Zwölftel  von  Rezana  an.  „Eine 
Grivna  im  voraus"  bei  II,  24  ist  III,  12  charakterisiert  als 
ssadnaja  grivna,  und  ist  nach  Mrocek-Drozdovskij  *)  eine  dem 
Beamten  bei  seinem  Eintreffen  eingehändigte  Gebühr. 

Nach  der  Aufzählung  der  Gebühren  kehrt  unser  Text  zu 
den  Naturalabgaben  zurück.  Wir  sehen  sofort  den  Grund  dieser 
scheinbaren  Wiederholung.  Im  Anfang  von  II,  24  waren  die- 
jenigen Lebensmittel  genannt,  die  zur  gewöhnlichen  Jahreszeit 
den  Beamten  zu  stellen  sind,  wie  Hammel,  Schwein;  jetzt  ist 
die  Rede  von  der  Fastenzeit,  in  der  kein  Fleisch  gegessen  wird, 
in  der  also  Fische  nötig  sind.  Darum  wird  als  Geldersatz  für 
die  Stellung  der  Fische  in  dieser  Fastenzeit  eine  Rezana  für  den 
Tag  bestimmt,  somit  für  die  ganze  Woche  sieben  Rezana.  Daß 
meine  Berechnung  von  einer  Rezana  für  den  Tag  richtig  ist, 
zeigt  die  erste  Hälfte  von  II,  24,  gemäß  der  an  den  gewöhn- 
lichen Fasttagen  des  Jahres,  am  Mittwoch  und  Freitag,  statt 
der  an  den  anderen  Tagen  üblichen  Fleischlieferung  je  eine 
Rezana  zu  zahlen  ist.  Und  daß  dementsprechend  die  in  der 
zweiten  Hälfte  von  II,  24  angegebenen  „7  Rezana  für  die 
Fische"  den  Betrag  der  Entschädigung  für  die  ganze  Woche 
ausmachen,  legt  sich  aus  der  ähnlichen  Abgabenordnung  zu- 
gunsten des  Stadtbaumeisters  in  III,  126  nahe,  wo  es  heißt: 
„aber  für  Nahrung  und  Trunk  und  für  Fleisch  und  Fisch  [ge- 
meint   ist    hier    offenbar    wieder    die    gewöhnliche    Jahreszeit, 


')  Untersuchungen  1885,  S.  229. 

^)  Sreznevskij,  Materialien  I,  Sp.  477. 


^)   Usov,   A.  :   SaMiiKa  o  /lipeBHHX-B  pyccKnxi.  seHBraxx  no  PyccKoß  IIpaBAi  in  ÄpeB- 
HOCTH,  TpyAH  Hmh.  MocKOBCKaro  Apxeo.iorHqecKaro  Oöu^ecTBa,  MocKsa  1883,   Bd.  IX,  S.  102, 

Vgl.  auch  Mrocek-Drozdovskij,  Geld  des  Russischen  Rechtes  1881,  S.  126. 
*)  Untersuchungen  1885,  S.  272. 
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während  der  nur  am  Mittwoch  und  Freitag  Fische  zu  stellen 
waren]  7  Kuna  für  die  Woche",  wobei  wir  wieder  die  übliche 
Vertauschung  von  Rezana  in  der  zweiten  Redaktion  mit  Kuna 
in  der  dritten  Redaktion  vor  uns  haben.  Mrocek-Drozdovskij^) 
rechnet  freilich  anders.  Nämlich  in  unserem  Text  scheint  ein 
Stück  zu  fehlen,  denn  unmittelbar  auf  den  Satz  „für  die  Fische 
7  Rezana"  folgen  die  Worte  „aller  Kuna  sind  das  15  Kuna  für 
die  Woche".  Sieben  Rezana  sind  aber  keine  fünfzehn  Kuna, 
mag  man  Rezana  Kuna  gleichsetzen  oder  als  halbe  Kuna 
rechnen.  Es  fehlt  also  wie  gesagt  ein  Stück,  dessen  Geldwert 
zusammengenommen  mit  den  zuerst  genannten  7  Rezana  15  Kuna 
für  die  Woche  ergab.  Offenbar  waren,  nach  der  ersten  Hälfte 
von  II,  24  zu  urteilen,  auch  in  der  Fastenzeit  nicht  nur  Fische 
allein  zu  stellen;  wir  erinnern  uns  ja,  daß  eine  Variante  zur 
ersten  Hälfte  von  II,  24  für  die  Fasttage  Mittwoch  und  Frei- 
tag den  Käse  als  Speise  nannte,  der  auch  III,  12  erwähnt  ist. 
Indes  Mrocek-Drozdovskij  also  trennt  auch  für  die  in  der  zweiten 
Hälfte  von  II,  24  speziell  behandelte  Fastenzeit,  entsprechend 
der  Trennung  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  24  die  Tage  Mitt- 
woch und  Freitag  von  den  übrigen.  Für  Mittwoch  und  Freitag 
nimmt  er,  wie  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  24,  je  eine  Rezana 
als  Zahlung  an,  die  „7  Rezana  für  die  Fische*  denkt  er  dann 
als  Ersatz  für  die  Fische  jedes  der  übrigen  vier  Wochentage, 
erhält  so  4  x  7  -|-  2  Rezana  =  30  Rezana,  berechnet  Rezana 
gleich  eine  halbe  Kuna,  so  daß  er  schließlich  für  die  Woche 
15  Kuna  =  30  Rezana  bekommt.  Den  Sonntag,  den  siebenten 
Tag  der  Woche,  schaltet  er  für  die  Berechnung  überhaupt  aus, 
aus  welchem  Grunde,  werden  wir  gleich  sehen.  Ich  kann  mich 
dieser  Berechnung  nicht  anschließen,  vor  allem  wegen  der  Be- 
stimmungen von  III,  126  für  den  Stadtbaumeister  nicht,  in  der 
mehrmals  die  Zahl  sieben  bei  den  verschiedenen,  jeweils  für 
eine  Woche,  zu  sieben  Tagen  also,  berechneten  Naturalleistungen 
wiederkehrt-    Auf  diese  von  mir  in  der  zweiten  Hälfte  von  II, 


')  Geld  des  Russischen  Rechtes  1881,  S.  190  f.,  Note  22. 
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24  angenommene  Lücke  bezieht  sich  wohl  auch  die  Bemerkung 
von  Vladimirskij-Budanov^),  daß  unser  Text  durch  die  Ab- 
schreiber verdorben  sei.  Denn  die  Gerichtsgebühren  können 
damit  nicht  wohl  gemeint  sein,  die  stimmen  ja,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  mit  den  Angaben  der  Parallelstelle  III,  12  überein, 
nur  daß  in  II,  24  lediglich  der  Wergeidmann  genannt  ist  und 
nicht  wie  in  III,  12  seine  Gehilfen  beigefügt  sind.  Doch  mögen 
diese  vielleicht  am  Schluß  von  II,  24  mit  gemeint  sein,  wo  es 
heißt:  „solange  die  Wergeidmänner  das  Wergeid  sammeln", 
während  II,  24  am  Anfang  nur  redet  von  einem  Wergeidmann : 
„der  Wergeidmann  erhält". 

Da  nun  die  getrennte  Aufzählung  der  Naturalabgaben  für 
die  gewöhnliche  Zeit  des  Jahres  und  für  die  Fastenzeit  sich  in 
der  Parallelstelle  III,  12  nicht  findet,  legt  sich  die  Frage  nahe, 
ob  nicht  vielleicht  die  beiden  Hälften  von  II,  24  von  zwei  ver- 
schiedenen Autoren  stammen.  Man  könnte  annehmen,  daß  ein 
Benutzer  dieser  Gebührenordnung,  der  sie,  wie  III,  12,  nur  für 
die  gewöhnliche  Jahreszeit  aufgestellt  vorfand,  die  besondere 
Berechnung  der  Naturalabgaben  für  die  Fastenzeit  beigefügt 
habe.  Der  Schlußsatz  von  II,  24:  „das  ist  die  Abgabe  [oder 
nach  anderen:  Verordnung]  Jaroslavs"  war  vielleicht  von  An- 
fang an  da  und  schloß  sich  an  die  Aufzählung  der  Gebühren 
an;  hinter  diesen  Geldgebühren  liätte  dann  der  spätere  Be- 
nutzer von  II,  24  in  seiner  ursprünglichen  Form  die  Abgaben- 
leistung für  die  Wochen  der  Fastenzeit  eingeschaltet.  Und 
zwar  hat  dieser  möglicherweise  anzunehmende  spätere  Benutzer 
von  II,  24  für  die  Fastenzeit  nicht,  entsprechend  den  in  der 
ersten  Hälfte  von  II,  24  genannten  Lebensmitteln  an  Fleisch: 
Hammel  und  Schwein,  die  Fische  selbst  genannt,  sondern  gleich 
von  der  Zahlung  der  für  die  Beschaffung  der  Fische  zu  leisten- 
den Geldsumme  gesprochen. 

Die  zweite  Hälfte  von  II,  24  enthält  dann  noch  den  Satz: 
„und  Lebensmittel,  so  viel  sie  essen  können,  solange  die  Wer- 


')  Chrestomathie  J,  S.  34' 
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geldmänner  das  Wergeid  sammeln".  Die  hier  genannten  Lebens- 
mittel können  dem  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  24  erwähnten 
„Brot,  so  viel  man  essen  kann  und  Hirsenkorn "  entsprechen. 
Sreznevskij  ^)  erklärt  auch  das  Wort  borosno  als  Mehlspeise, 
cibus  e  farina  confectus,  ebenso  Mrocek-Drozdovskij  ^)  als  Brot 
im  speziellen,  wie  als  Lebensmittel,  Beköstigung  im  allgemeinen, 
also  was  III,  126  mit  der  Bezeichnung  „Nahrung",  Jcorm^  aus- 
gedrückt ist.  Ewers  ^)  übersetzt  „Pferdefutter",  weil  er,  wie 
er  sagt,  das  Wort  im  Russischen  nicht  gefunden  hat  und 
horoczno  im  Polnischen  Futter  für  die  Pferde  heißt.  Letzteres 
ist  richtig;  auch  wenn  wir  diese  Erklärung  annehmen  wollten, 
würde  der  Satz  der  zweiten  Hälfte  von  II,  24  an  seinem  Platze 
sein.  Denn  er  würde  dann  dem  Schlußpassus  der  Aufzählung 
der  Naturalabgaben  in  der  ersten  Hälfte  von  II,  24  entsprechen, 
wo  es  heißt:  „Pferde  stellt  man  4  und  streut  ihnen  für  das 
Pferd  auf,  so  viel  es  fressen  kann". 

Im  vorletzten  Satz  von  II,  24  liest  Kalacov*)  nicht  wie 
Sergeevic:  viru^  den  Akkusativus  von  vira^  Wergeid,  sondern 
viro^  verzeichnet  dabei  aber  viru  als  Lesart  verschiedener  Hand- 
schriften. Grycko  ^)  benutzt  das  zur  Bemerkung,  dieses  nur 
einmal  im  Russischen  Recht  vorkommende  Wort  viro  bezeichne 
nicht  die  vira^  das  Wergeid,  allein,  sondern  alle  Strafen,  die  für 
Vergehen  erhoben  wurden,  also  sowohl  die  vira^  das  Wergeid, 
wie  auch  die  prodaza^  die  zweite  Art  der  Geldstrafe.  Ich  halte 
Viru  einfach  für  einen  Schreibfehler  mancher  Handschriften.  Die 
Vermutung  von  Grycko  scheint  mir  unbegründet.  Die  Geld- 
strafe, prodaia,  ist  in  II,  24  nicht  genannt,  da  sie  in  II,  23 
behandelt  ist,  und  II,  24  redet  ja  ganz  offenbar  speziell  vom 
Wergeid.  Möglich  ist  dabei,  daß  derselbe  Richterbeamte  Wer- 
geid   und   Strafe    einzog.     Daß    er    auch    bei   Erhebung    einer 


^)  Materialien  I,  Sp.  154. 

2)  Untersuchungen  1885,  S.  132. 

3)  Recht  der  Russen  S.  309  u.  311**. 

4)  Einleitung  S.  189,  §  XCI,  Note  1. 
'')  0.  a.  0.  S.  118. 
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kleineren  Geldstrafe,  etwa  von  60  Rezana  oder  von  3  oder 
12  Grivna  Naturalverpflegung  genoß,  kann  man  ja  annehmen ; 
diese  letztere  ist  II,  23  wohl  deshalb  nicht  besonders  erwähnt, 
weil  die  Eintreibung  einer  Geldsumme  von  so  geringer  Höhe 
leichter  und  rascher  vor  sich  ging  als  die  des  in  der  zweiten 
Redaktion  der  Gebühren-  und  Abgabenberechnung  zugrunde 
gelegten  Wergeides  von  80  Grivna. 

Eben  habe  ich  erwähnt,  daß  Mrocek-Drozdovskij  bei  seiner 
Berechnung  der  Abgaben  für  die  Fische  in  der  Fastenzeit  den 
Sonntag  ausschaltet.  Das  hängt  mit  folgendem  Umstand  zu- 
sammen. Sergeevic  liest  am  Schluß  von  II,  24  „und  Lebens- 
mittel, so  viel  sie  essen  können,  solange  die  Wergeidmänner 
das  Wergeid  sammeln",  die  letzteren  Worte  lauten:  dondeliie 
viru  sheruf  virnici.  Kalacov  hat  statt  dessen:  do  nedeli  ze 
viro  zherut'  virnici^  was  Ewers,  nach  der  gleichen  Lesart 
gehend,  übersetzte:  „bis  zum  Sonntag  erhebt  das  Wergeid  der 
Wehrmann ".  Mrocek-Drozdovskij  folgerte  nun  aus  dieser  Lesart 
Kalacovs,  daß  der  Wergeidmann  sein  Eintreibungsgeschäft  im 
Laufe  der  Woche  bis  zum  Sonntag  beendigt  haben  mußte, 
<iarum  schloß  er  den  Sonntag  aus  seiner  Berechnung  der  Ab- 
gaben für  die  Fische  aus.  Mrocek-Drozdovskij  faßt  das  Wort 
nedela  hier  in  der  einen  von  den  beiden  Bedeutungen,  die  es 
hat,  als  „Sonntag",  gesteht  aber  zu,  daß  es  auch  in  seinem 
zweiten  Sinne  als  „Woche"  in  II,  24  vorkommt.  Vladimirskij- 
Budanov  ^),  der  Kalacovs  Lesart  folgt,  meint  infolgedessen  auch, 
daß  der  Wergeidmann  nicht  länger  als  eine  Woche  an  einem 
Ort  bleiben  durfte,  um  die  Bevölkerung  mit  der  Naturalabgabe 
nicht  zu  sehr  zu  belasten.  Ich  halte  die  Lesart  dondelise  für 
die  richtigere;  das  Wort  nedela  sozusagen  in  derselben  Zeile 
bald  so,  bald  so  zu  übersetzen,  hat  sein  mißliches,  wir  begegnen 
dem,  unserem  dondeliie  ganz  nahe  verwandten  doneleze^)  ja  auch 
im  Russischen  Recht,  nämlich  III,   129  doneleze  vozmogut\   „bis 


^)  Chrestomathie  I,  S.  34^2,  derselbe  Uebersicht  S.  610  ^ 
^)  Vgl.  zu  beiden  Sreznevskij,  Materialien  I.  Sp.  703  f. 
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sie  [selbst  für  sich  zu  sorgen]  vermögen".  Die  Naturalabgaben 
sind  II,  24  genau  wie  III,  12G  beim  Stadtbaumeister  jeweils 
für  eine  Woche  berechnet,  ohne  daß  der  Sonntag,  an  dem  die 
Beamten  doch  auch  leben  müssen,  ausgenommen  wäre.  Der 
Wergeidmann  blieb  eben  so  lange  da,  bis  er  sein  Geld  bei- 
sammen hatte.  Aehnliches  erfahren  wir  ja  aus  der  Chronik  ^). 
Als  Jan  Vysatic,  der  Abgabenempfanger  des  Svjatoslav,  von  den 
Bewohnern  von  Beloozero  durchsetzen  wollte,  daß  ihm  die  dort 
sich  herumtreibenden  Zauberer  ausgeliefert  würden,  drohte  er 
mit  Erfolg,  wenn  ihm  die  Zauberer  nicht  übergeben  würden, 
werde  er  bis  zu  einem  Jahre  dableiben,  also  die  Leute  von 
Beloozero  so  lange  zu  Naturalabgaben  nötigen. 

Steht  nun  die  Abgaben-  und  Gebührenordnung  von  II,  24 
innerhalb  der  zweiten  Redaktion  an  ihrem  richtigen  Platz? 
Wenn  wir  ihren  Standort  am  Ende  der  zweiten  Redaktion  mit 
der  Stelle  vergleichen,  die  ihre  Parallelbestimmung  in  der 
dritten  Redaktion  einnimmt,  müssen  wir  antworten :  nein.  Der 
Autor  von  III,  12  als  der  größere  Systematiker  hat  die  Abgaben 
und  Gebühren  für  das  Wergeid  von  80  und  40  Grivna  da  ein- 
geschaltet, wo  von  Verhängung  dieser  beiden  Arten  von  Wer- 
geid für  Fürstenmannen  und  freien  Leuten  die  Rede  war,  als 
Abschluß  der  von  der  Tötung  handelnden  ersten  Abteilung  der 
dritten  Redaktion  in  III,  12.  Denn  mit  III,  13  beginnt  die 
Abteilung  von  den  Unfreien,  denen  freilich  die  ebenfalls  zu 
40  bzw.  80  Grivna  gewerteten  Fürstenleute  vorangeschickt  sind^ 
weil  sie  ihres  fürstlichen  Amtes  wegen  in  einem  Atem  mit  den 
unfreien  fürstlichen  Dienern  genannt  werden.  Dementsprechend 
sollte  im  Rahmen  der  zweiten  Redaktion  die  Bestimmung  II, 
24  eigentlich  auf  II,  5  folgen.  Daß  sie  da  nicht  steht,  ist  mir 
ein  Beweis,  daß  II,  24  von  einer  anderen  Hand  ist,  als  die 
erste  Abteilung  der  zweiten  Redaktion;  wir  haben  hier  wieder 
ein  Anzeichen  dafür,  wie  die  zweite  Redaktion  durch  Zusammen- 
tragung verschiedener  Bestimmungen  bzw.  Abteilungen  entstand^ 


')  Laurentiuschronik  S.  171  ^',  ao.  1071. 
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Auf  eine  spätere  Hand  des  Zusammenstellers  weisen  mich 
auch  die  Anfangsworte  von  II,  24  hin:  „und  (aber)  das  ist  die 
Abgabe  für  den  Wergeidmann".  Es  sind  das  Einleitungsworte, 
die  natürlich  klingen  im  Munde  eines  Autors,  der  nachträglich 
zu  schon  vorhandenen  Bestimmungen  „auch  dieses"  hinzufügt. 
Wir  werden  nun  gleich  in  II,  25,  auch  in  der  dritten  Redaktion 
noch,  verschiedene  Bestimmungen  mit  a  se^  „und  das",  „aber  das", 
beginnend  treffen,  die  wir  als  spätere  Einschiebungen  oder  als  dem 
betreffenden  Autor  gerade  geeignet  erscheinende  Erweiterungen 
der  vorhergehenden  Paragraphen  werden  erachten  dürfen  ^). 

Warum  nun  unsere  Abgaben-  und  Gebührenordnung  an 
ihrer  jetzigen  Stelle  in  der  zweiten  Redaktion  steht,  warum  sie 
von  ihrem  Autor  nicht  hinter  II,  5  eingeschaltet  wurde,  dürfte 
sich  auch  angeben  lassen.  In  dem  unserer  Bestimmung  II,  24 
vorhergehenden  Paragraphen  II,  23  war  von  der  Erhebung 
bzw.  Verteilung  der  Geldstrafen  im  Betrage  von  3  und  12  Grivna 
die  Rede.  Diese  Bestimmung  II,  23  steht  am  passenden  Platze. 
Denn  mit  II,  22  endigte  die  zweite  Hauptabteilung  der  zweiten 
Redaktion,  welche  Abteilung,  selbst  ja  wieder  eine  Zusammen* 
arbeitung  aus  Bestimmungen  verschiedener  Autoren,  von  Ver- 
hängung der  Strafe,  prodaia^  bei  mancherlei  Eigentumsvergehen 
gehandelt  hatte.  So  schloß  sich  also  II,  23,  die  Verteilung  der 
in  den  früheren  Paragraphen  ausgesprochenen  Strafen,  logisch 
an  die  zweite  Hauptabteilung  an^),  wie  in  der  dritten  Redak- 
tion III,  12  die  Abgaben-  und  Gebührenordnung  für  das  Wer- 
geid von  80  und  40  Grivna  ganz  richtig  auf  die  erste  von  der 
Tötung,  auf  die  Wergeid  steht,  handelnde  Abteilung  III,  1 — 11 
folgt.  Einem  späteren  Benutzer  der  in  der  zweiten  Redaktion 
ihm  vorliegenden  Sammlung  fehlte  nun  die  dem  Paragraphen 
II,  23  entsprechende  Bestimmung  über  das  in  der  zweiten 
Redaktion    angenommene    Wergeid    von    80    Grivna,     darum 

^)  Ich  stelle  sie  vorläufig  hier  zusammen,  es  sind:  III,  56,  87,  99, 
100,  126,  127,  128,  139,  141. 

2)  So  urteilt  auch  Mrocek  -  Drozdovskij ,  Untersuchungen  1885, 
S.  VIII  f.,  XXXII. 
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fügte  er  sie  mit  den  Einleitungsworten  „und  (aber)  das"  als 
Nachtrag  bei. 

Die  Frage  nach  dem  Alter  von  II,  24  können  wir  auch 
gleich  hier  dahin  beantworten,  daß  II,  24  zur  Zeit  Jaroslavs 
selbst  niedergeschrieben  ist.  Jaroslav  ist  als  lebend  in  II,  24 
vorausgesetzt,  wie  die  Schlußworte  zeigen:  „das  ist  die  Abgabe 
[oder:  Verordnung]  Jaroslavs".  Im  Gegensatz  dazu  heißt  es  bei 
dem  Autor  von  III,  12,  der  ja  viel  später  schrieb,  am  Eingang 
der  Abgaben-  und  Gebührenordnung:  „und  (aber)  das  waren  die 
Abgaben  für  den  Wergeid  mann  unter  Jaroslav"  ^).  Ich  möchte 
das  jetzt  schon  betonen,  daß  der  Abschluß  der  zweiten  Redak- 
tion noch  in  die  Zeit  Jaroslavs  fällt,  es  bildet  das  mit  einen 
Teil  der  später  im  ganzen  zu  lösenden  Frage,  welches  die  Ent- 
stehungszeit der  zweiten  Redaktion  überhaupt  sei. 

Bestimmungen  über  Naturalabgaben  und  Gerichtsgebühren, 
wie  sie  unser  Paragraph  II,  24  enthält,  treffen  wir  in  den 
jüngeren  russischen  Rechtsquellen  häufiger.  Die  Naturalver- 
pflegung  war  ja,  wie  die  Darstellung  von  Sergeevit  ^)  zeigt, 
in  Rußland  eine  der  üblichsten  Formen  der  Abgaben.  Und 
ein  ausgebildetes  System  von  allen  möglichen  Gerichtsgebühren 
bieten  uns  beispielsweise  die  Gerichtsbücher  der  Garen  Johann 
Vasil'evic  III.  von  1497  und  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550. 
Im  Gegensatz   zu   diesen  jüngeren  Gerichtsbüchern  ^)  fehlen  im 


*)  Vgl.  auch  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  55. 

2)  Altertümer  III,  S.  165  ff. 

3)  Bei  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  II,  S.  82  ff.  u.  117  ff., 
vgl.  das  Parallelregister  über  den  Inhalt  beider  Gerichtsbücher  ebenda 
S.  184  f. ;  solche  Warnungen  vor  üeberforderungen  an  Gebühren  siehe 
z.  B.  im  Gerichtsbuch  des  Garen  Johann  Vasil'evic  IV.  von  1550,  §§  7,  8, 
32 — 34  und  öfter,  sowie  an  den  entsprechenden  Stellen  des  Gerichtsbuches 
des  Garen  Johann  Vasil'evic  III.  von  1497.  Aus  dem  nicht  so  leicht  zu- 
gänglichen Gesetzbuch  des  serbischen  Garen  Stephan  Dusan  sei  die  be- 
treffende einschlägige  Stelle  in  der  russischen  Uebersetzung  von  Zigel 
—  siehe  oben  S.  194  Note  4  —  hergesetzt.    S.  63  §  111:  0  Hacuaifi:  Cjäbu, 

ByAa   xo^aTTi    no    aeivuii    Moero    uapcma    u    no    CBOefi    o6.iacTii ,    Aa  ne  BO.iBubi  ciuoio  coÖHpaTii 
nOÄopoHCHHX'B  cöopoBX,  HH  UHoe  iTO  JiHÖo,  KpoMi  HO^apROBi,   MTO  ejiy  KTO  Hoaapurb  no  CBoeMy 
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Russischen  Recht  die  nachdrücklichen  Warnungen  vor  Erhebung 
zu  vieler  Gebühren,  die  wir  auch  in  anderen  slavischen  Rechts- 
quellen antreffen. 

Ob  die  Geldangaben  bei  den  Naturalien  in  II,  24:  „ein 
Hammel  oder  ein  Schwein  oder  2  Nogata"  für  Gewinnung 
des  richtigen  Marktpreises  dieser  Tiere  in  Altrußland  wirklich 
zu  verwerten  sind,  scheint  mir  zweifelhaft.  Denn  in  II,  24  ist 
der  Preis  des  Hammels  oder  des  Schweins  bzw.  die  Summe, 
die  der  Wergeidmann  erhält,  um  es  sich  zu  beschaffen,  mit 
2  Nogata  angegeben,  während  in  II,  9,  III,  56  der  Hammel  auf 
die  Hälfte  davon,  auf  eine  Nogata,  geschätzt  wird.  Der  Wer- 
geldmann  erhielte  danach  das  Doppelte  des  üblichen  Markt- 
preises, vermutlich,  damit  er  ja  beim  eventuellen  Kauf  der 
Lebensmittel  nicht  zu  Schaden  käme  ^). 

§  15.     Erläuterungen  zu  II,  25, 

II,  25.    Aber  das  ist  die  Abgabe  für  die  BrücJcenbauer : 

a)  wenn  sie  eine  Brüche  (neu)  bauen,  erhalten  sie  für 
die  Arbeit  1  Nogata  und  vom  Pfeiler  [je]  1  Nogata; 

b)  wenn  es  sich  aber  darum  handelt,  an  einer  alten  Brüche 
einige  Planken  auszubessern,  sei  es  3,  oder  4  oder  5,  dann  das- 
selbe. 

Der  Brückenbauer  erscheint  nach  unserer  Bestimmung  als 
ein  öffentlicher  Beamter,  wie  auch  der  Wergeidmann;  darum 
wird  die  ihm  und  seinen  Gehilfen  zukommende  Entlohnung  als 
„Abgabe"    amtlich   festgesetzt^).     Welche  Art   von   „Brücken" 


»ejiaHiio.    Den  Urtext  siehe  bei  St.  Novakovic  —  vgl.  oben  S.  194  Note  4  — 
S.  84  u.  213,  §  110. 

^)  Das  umgekehrte  Verfahren  können  wir  wiederum  im  Gesetzbuch 
des  Stephan  Dusan  finden ,  dort  erhalten  die  Beamten  beim  Kauf  von 
Lebensmitteln  diese  um  die  Hälfte  des  sonst  üblichen  Preises,  Zigel 
S.  39  §  62  :  0  J^oxojii.  rjiaBapn,  ^To  iio  ropo;iaM%,  ^a  coÖMpaiOTt  cboh  ;ioxo;i;'i>  no  saKony, 
H  fla  npo^aeTCfl  uwb  jeiito  u  buho  u  mhco  3a  j],HHapB,  ^to  jipyroMy  sa  ji,Ba.  Ho  tojrko  xineÄh 
ero  ropo^a  laKt  fl^a,  npo/i,aeTL  eMy,  a  spyrofi  hhkto.      St.  Novakovic  S.  52  U.  184,    §  63. 

2)  Vgl.  Sergeevic,    Altertümer  III,  S.   173. 
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hier  gemeint  sei,  ob  eine  Flußbrücke,  oder  Straßenbrücke, 
oder  Fußboden,  Diele  ^)  ist  nicht  angegeben,  es  wird  an  eine 
eigentliche  Flußbrücke  zu  denken  sein.  Statt  „Pfeiler",  wie 
ich  das  Wort  (jorodnka  übersetze,  bietet  Ewers  ^)  „Pfiihlwerk", 
meint  also  wohl,  daß  der  Brückenbauer  von  dem  gesamten 
Pfahlwerk  der  Brücke  nur  eine  Nogata  Lohn  erhielt.  Das 
wäre  eine  sehr  dürftige  Bezahlung.  Sie  stünde  auch  in  Wider- 
spruch zu  II,  25  b,  wo  die  Ausbesserung  jeder  einzelnen  Planke 
mit  einer  Nogata  entlohnt  wird.  Ferner  spricht  für  die  Ueber- 
setzung  „Pfeiler"^),  also  für  Bezahlung  je  nach  der  Anzahl  der 
Brückenpfeiler,  die  Parallelstelle  III,  127,  nach  der  für  Bau 
einer  neuen  Brücke  je  eine  Nogata  von  10  Lokot,  d.  h.  Elle"^), 
Arschin  im  Russischen,  bezahlt  wird.  Die  Abgaben  an  den 
Brückenbauer  sind  in  II,  25  nur  in  Geld  mitgeteilt;  aus  der 
Parallelstelle  III,  127  wissen  wir  aber,  was  ja  wohl  auch  für 
die  Entstehungszeit  von  II,  25  schon  Geltung  gehabt  haben 
wird,  daß  an  den  Brückenbauer  wie  an  den  Wergeidmann  und 
an  den  III,  126  genannten  Stadtbaumeister  auch  Naturalabgaben 
zu  leisten  und  Pferde  für  die  Reise  zu  stellen  waren.  Fassen 
wir  die  Naturalabgaben  ins  Auge,  so  sehen  wir  sofort,  daß  der 
Brückenbauer  geringeren  Rang  als  der  Wergeidmann  hatte. 
Der  Wergeid  mann  reist  nach  II,  24  bzw.  III,  12  mit  4  Pferden, 


^}  Vgl.  dazu  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  201  mit 
Belegstellen  für  jede  dieser  drei  Arten  von  Brücken,  ferner  Sreznevskij^ 
Materialien  II,  Sp.  177 ;  speziell  über  die  in  der  dritten  Redaktion  nach 
der  Karamzinschen  Handschrift  enthaltene  Bestimmung  über  die  Brücken 
abgäbe  inNovgorod:  0  roposcKHxt  Moctext  ocMeHHUKH  nonjiaia,  bei  Vladimirskij- 
Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  82,  §  134;  bei  Sergeevic,  Ausgabe  S.  38 
und  den  da  angenommenen  Begriff  von  Brücke  vgl.  die  verschiedenen 
Meinungen  bei  Zagoskin,  Kurs  S.  321 ;  Sergeevic,  Altertümer  III,  172  f.; 
Prt'snjakov,  Fürstenrecht  S.  174  f. 

2)  Recht  der  Russen  S.  310. 

^)  Vgl.  Mrocek-Drozdovskij ,    Untersuchungen   1885 ,    S.  147 :   ropoAHa 

H.1H  ropoÄHm;a  —  lacTB  KptnocTHofl  crfeHH,  u.iu  ropo^a,  a  laKace  yciofi  pt^naro  Mocia. 

"*)  So  Ewers,    Recht   der  Russen  S.  333;    zu  jokotb  vgl.  Sreznevskij, 
Materialien  II,  Sp.  45;  Aristov,  Gewerbewesen  S.207  ^^^;  Arschin  =  0,711  m. 
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der  Brückenbauer  nur  mit  2  Pferden.  Der  Stadtbaumeister  in 
III,  126  steht  ebenfalls,  was  die  Pferdegestellung  und  die 
Futterrationen  für  diese  angeht,  höher  als  der  Brückenbauer, 
dem  Wergeidmann  gleich.  Die  eigentlichen  Naturalabgaben  für 
den  Brückenbauer  selbst  und  seine  Gehilfen  sind,  im  Gegensatz 
zur  Aufzählung  der  Naturalabgaben  an  den  Wergeidmann  wie  an 
den  Stadtbaumeister,  ganz  kurz  behandelt,  III,  127  d:  „und  zu 
essen  was  er  kann".  Die  Gebühren  für  den  Brückenbauer 
stimmen  in  II,  25  und  III,  127  nicht  ganz  überein.  Soweit 
es  den  Neubau  einer  Brücke  betrifft,  erhält  er  nach  II,  25a 
„für  die  Arbeit  1  Nogata  und  vom  Pfeiler  [je]  1  Nogata", 
III,  127 a  lesen  wir  nur:  „wenn  sie  eine  Brücke  (neu)  bauen, 
erhalten  sie  je  1  Nogata  von  10  Lokot".  Die  Entlohnung  für 
Reparaturen  ist  in  beiden  Bestimmungen  nach  der  Anzahl  der 
Planken  festgesetzt,  aber  nach  II,  25b  wird  je  eine  Nogata, 
nach  III,   127b  je  eine  Kuua  für  die  Planke  bezahlt^).    In  der 


^)  Diese  Vertauschung  von  Nogata  in  der  zweiten  Redaktion  mit 
Kuna  in  der  dritten  Redaktion  kann  vielleicht  zur  Lösung  der  so  viel 
umstrittenen  Münzfragen  mit  verwertet  werden.  Es  ist  möglich  anzu- 
nehmen, daß  der  Brückenbauer  in  der  dritten  Redaktion  etwa  dieselbe 
Entlohnung  erhalten  soll,  wie  er  sie  in  der  zweiten  Redaktion  hat.  Nun 
zählt  die  Grivna  nach  der  allgemeinen  Annahme  20  Nogata ;  vgl.  Mrocek- 
Drozdovskij,  Geld  des  Russischen  Rechtes  1881,  S.  113  f.  Darüber,  wie 
viel  Kuna  die  Grivna  zählte,  gehen  die  Meinungen  auseinander,  wie  wir 
schon  manchmal  bemerkt  haben.  Die  einen  lassen  in  der  Grivna  50  Kuna 
=  50  Rezana  enthalten  sein  und  weisen  auf  die  Vertauschung  von  Rezana 
in  der  zweiten  Redaktion  mit  Kuna  in  der  dritten  Redaktion  hin,  die 
anderen  rechnen  die  Grivna  zu  25  Kuna.  Wenn  nun  wirklich  zu  glauben 
wäre,  daß  der  Lohn  des  Brückenbauers  in  der  zweiten  und  dritten  Re- 
daktion der  gleiche  sein  solle,  so  würde  das,  da  also  Nogata  durch  Kuna 
ersetzt  ist,  für  die  Annahme  sprechen,  daß  die  Grivna  25  Kuna  zählte. 
Die  Umrechnung  des  Arbeitslohnes  von  II,  25,  wie  überhaupt  der  Geld- 
angaben des  Russischen  Rechts  in  die  heutige  russische  Währung,  ist  bei 
der  Unsicherheit,  die  in  diesen  Geldfragen  herrscht,  eine  mißliche  Sache, 
ich  habe  sie  darum  auch  bisher  unterlassen.  Hier  sei  nur  aus  Aristov, 
Gewerbewesen  S.  283,  beigefügt,  daß  Aristov  den  baren  Lohn  des  Brücken- 
bauers mit  seinem  Gehilfen,  ohne  die  Naturalabgaben,  auf  42  Kopeken, 
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dritten  Redaktion  ist  also  die  Bestimmung  über  den  Brücken- 
bauer III,  127  verbunden  mit  der  über  den  —  dem  Brückenbauer 
in  seinem  Amte  ja  nahe  verwandten,  da  es  sich  beide  Male  um 
Holzbauten  gehandelt  haben  wird  —  Stadtbaumeister  III,  126. 
Dieser  letztere   fehlt   in    der   zweiten  Redaktion,    er   hat   indes 
doch  wohl  auch  zur  Entstehungszeit  der  zweiten  Redaktion  als 
öffentlicher  Beamter  existiert.     Man  könnte  sagen,    daß  in  der 
dritten  Redaktion  der  Brückenbauer,  mit  dem  Stadtbaumeister 
zusammengestellt,  mehr  an  seinem  Platze  ist,  als  in  der  zweiten 
Redaktion  nach   dem  Wergeidmann.     Und   man   könnte    daran 
die  Frage    anschließen,    ob    nicht   die  Bestimmung   von  II,   25 
über  den  Brückenbauer  aus   der   dritten  Redaktion,    als   ihrem 
ursprünglichen  Standort,    in   die   zweite  Redaktion   nach   deren 
Vollendung   übertragen   wurde.     Die  Frage   ist   indes   wohl   zu 
verneinen.     Denn   einmal   stehen   in   der  dritten  Redaktion  die 
Paragraphen    über   Stadtbaumeister   und   Brückenbauer   ebenso 
unvermittelt  mitten  in  Verordnungen  über  Erbschaftsangelegen- 
heiten darin,    als  die  Bestimmung  der  zweiten  Redaktion  über 
den  Brückenbauer  ohne  direkte   sachliche  Verbindung,    wenig- 
stens   was    die   Stellung   des   Brückenbauers    zum   Rechtsleben 
und  der  Gerichtsorganisation   angeht,    mit  der  über  den  Wer- 
geldmann    ist.     Und    dann    würde    ein    Benutzer    der    zweiten 
Redaktion,  der  III,  127  an  das  Ende  der  zweiten  Redaktion  über- 
tragen hätte,  wohl  die  ganze  Bestimmung,  also  auch  ihren  von 
den  Naturalabgaben  handelnden  Teil   mit   übernommen  haben. 
Was  ist  nun,   da  der  Paragraph  II,   25    nicht   mehr   zum 
eigentlichen  Russischen  Recht  gehört,  der  Grund  gewesen,  daß« 
er  der  zweiten  Redaktion  beigefügt  wurde?    Die  Antwort  liegt 
sehr  nahe.     Die   Fürsorge   für   und   die  Aufsicht   über   ein   so 
wichtiges  Verkehrsmittel,  wie  es  die  Brücken  sind,  ihre  Neu- 
anlegung,   ihre   Ausbesserung,    ist    ein   Stück    des   Amtes    des 
Fürsten  als  obersten  Verwalters  des  Landes,  wie  als  Heerführers, 


also  rund  90  Pfennig  berechnet,   wenn  der  Brückenbauer  in  dieser  Zeit 
etwa  10  Pfeiler  reparierte. 
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der   zu   seinen   Kriegszügen   guter  Wege   bedarf^).     So   finden 
wir  denn  den  Bau  von  Brücken  unter  der  Tätigkeit  des  Fürsten 
in  der  Chronik  gemeldet  ^)  oder  lesen,  wie  beispielsweise  Vladimir 
im  Jahre  1014,  da  er  gegen  seinen  Sohn  Jaroslav  ziehen  will, 
gebieten   läßt:    „bringt   den  Weg   in   Ordnung   und    baut   eine 
Brücke"^).   Der  Fürst  stellt  als  fürstliche  Beamten  die  Brücken- 
bauer auf,  ihre  Einkünfte  an  barer  Bezahlung  wie  an  Natural- 
verpflegung    werden    staatlicherseits    festgesetzt.      Da    nun    am 
Schluß  der  zweiten  Redaktion  gerade  von   den  Einkünften  des 
Wergeidmannes  an  Geld  und  Naturalien  die  Rede  war,  hat  ein 
Benutzer  der  zweiten  Redaktion  die  entsprechende  Bestimmung 
über   die   Einkünfte    des   Brückenbauers,    allerdings    nur   ihrer 
einen  Hälfte,  der  baren  Entlohnung  nach,  wieder  mit  den  den 
Paragraphen   II,    25    als   Zusatz    kennzeichnenden   Einleitungs- 
worten „und  (aber)  das  ist"  beigefügt.  Sergeevic*)  muß  auch  zu- 
geben,   daß    der  Paragraph  III,   25  eigentlich  nicht  an  seinem 
Platze  und  daß  sein  juristischer  Charakter  zweifelhaft  ist.     Er 
meint  dabei,  unsere  Bestimmung  enthalte  schwerlich  eine  all- 
gemeine Regel,    d.  h.  die  Taxe   für  Brückenbauarbeiten   über- 
haupt  und   denkt,    es    sei    eine    von    dem  Zusammensteller   der 
zweiten  Redaktion  vorgenommene  Verallgemeinerung  einer  be- 
stimmten   Akkordierung   für   Arbeiten    an    einer   Brücke.      Ich 
kann   mich   dieser   Meinung    nicht   anschließen,    sehe    vielmehr 
also  in  II,   25   eine  generelle  Verordnung  über  die  Einkünfte 
eines    zweiten   fürstlichen   Beamten   neben   dem   Wergeidmann. 
Jedenfalls  ist  II,  25  ein  Zusatz,  der  im  Rahmen  des  Russischen 
Rechtes  nicht  nötig  war  und  nur  als  fürstliche  Verordnung  der 
fürstlichen  Verordnung  über  die  Abgaben  und  Gebühren  an  den 
Wergeidmann    angehängt    wurde.      Der    verbindende    Gedanke 
zwischen   II,    24    und  II,   25    ist    der    von    der   Tätigkeit   de^ 


^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  81,  84. 

2)  Laurentiuschronik  S.  276  ^S  ao.  1115. 

3)  Laurentiuschronik  S.  127  ^^  ao.  1014. 
*)  Vorlesungen  S.  80. 
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Fürsten   auf   dem    Gebiet   der   g.anzen   Verwaltung   wie    Recht- 
sprechung in  seinem  Lande. 

Ist  nun  die  Verordnung  über  die  Abgaben  an  den  Brücken- 
bauer auch  wie  die  über  die  Abgaben  und  Gebühren  an  den 
Wergeidmann  als  von  Jaroslav  erlassen  anzusehen?  Sergeevic  ^) 
ist  dieser  Ansicht,  daß  II,  25  eine  Verordnung  Jaroslavs  sei. 
Ein  zwingender  Grund,  die  indirekte  Autorschaft  Jaroslavs  auch 
für  II,  25  anzunehmen,  scheint  mir  indes  nicht  vorzuliegen. 
Der  Zusammensteller  der  zweiten  Redaktion  kann  II,  25  ebenso 
gut  unter  dem  allgemeinen  Gesichtspunkt  beigefügt  haben,  daß 
wie  in  II,  24  auch  in  II,  25  eine  fürstliche  Anordnung  vor- 
liegt, als  er  speziell  an  Jaroslav  als  Autor  von  II,  25  dachte 
oder  darüber  sicheres  wußte.  Eher  wäre,  wenn  er  gewußt 
hätte,  daß  II,  25  (ine  Verordnung  Jaroslavs  sei,  anzunehmen, 
daß  er  das  ebenso  angegeben  hätte,  wie  es  in  II,  24  betont 
war.  Da  wir  oben  eine  Stelle  der  Chronik  kennen  gelernt 
haben,  in  der  Vladimir  Brückenbau  gebietet,  kann  die  Be- 
stimmung II,  25  ebensowohl  wie  auf  Jaroslav  auf  Vladimir 
schon  zurückgeführt  werden. 


^)  Vorlesungen  S.  94. 


Zweiter  Teil. 

Die  zweite  Redaktion  als  Ganzes. 


§  16.  Charakter  der  in  der  zweiten  Redaktion  festgesetzten 
Geldsummen,  Strafe  und  Ersatz  in  der  zweiten  Redaktion. 

Unter  den  Fragen,  die  zur  Würdigung  der  zweiten 
Redaktion  als  eines  Ganzen  gehören,  ist  als  erste  die  zu  lösen : 
welches  ist  der  Charakter  der  in  den  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  genannten  Geldsummen?  Sind  es  im  eigentlichen 
Sinne  Bußen,  Ersatzbeträge,  oder  sind  es  Strafen,  erhält  sie 
der  Geschädigte  oder  fallen  sie  an  die  staatliche  Gewalt,  an 
den  Fürsten,  haben  sie  privatrechtlichen  oder  öffentlichrecht- 
lichen Charakter? 

Ein  flüchtiger  Blick  schon  auf  die  zweite  Redaktion,  ohne 
daß  wir  deren  einzelne  Bestimmungen  schärfer  ins  Auge  fassen, 
läßt  uns  erkennen,  daß  sowohl  von  Strafen  als  von  Ersatz  in 
der  zweiten  Redaktion  die  Rede  ist.  Ja  in  manchen  Para- 
graphen der  zweiten  Redaktion,  wie  II  15,  16,  z.  B.  haben  wir 
ganz  klar  Strafe  und  Ersatz  miteinander  verbunden ,  beide  in 
bestimmter  Höhe  verhängt  ^). 

So  finden  wir  denn  bei  dem  Haupterklärer  des  Russischen 
Rechtes,  bei  Vladimirskij-Budanov  ^),  die  in  den  einzelnen  Be- 
stimmungen angegebenen  Summen  bald  als  Strafe,  bald  als 
Ersatz  bezeichnet.  Ich  erwähne  dabei  vorwiegend  die  Stellen 
seiner  Erklärung,  in  denen  er  sich  deutlich  über  den  Charakter 


^)  So  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  32'^. 
^)  Chrestomathie  I,  S.  30—35,  Noten  1—28. 
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der  einzelnen  Geldsummen,  ob  es  Strafen  oder  Ersatzsuramen 
seien,  ausspricht.  In  den  Eingangsbestimmungen  der  zweiten 
Redaktion,  in  II,  I  ff.  erblickt  er  natürlich  Wergeid,  das  in 
Altrußland  nach  allgemeiner  Anschauung  an  den  Fürsten  zu 
zahlen  war,  als  Strafe  für  Tötung  eines  Menschen  verhängt. 
Strafe  sieht  er  ausgesprochen  in  II,  10  für  Wegnahme  (Dieb- 
stahl) eines  fremden  Sklaven  oder  einer  fremden  Magd,  in  II,  12 
beim  gemeinschaftlichen ,  von  mehreren  verübten  Diebstahl 
eines  Tieres,  in  II,  13  für  die  Vernichtung  eines  fürstlichen 
Waldbienenstocks  ^).  Ersatz  an  den  Geschädigten  ist  nach 
ihm  gemeint  in  II,  6 — 8  für  die  Tötung  eines  Starosta,  Die- 
ners, Bauernsklaven,  leibeigener  Amme  und  Pflegers.  Da  sei 
nicht  Kriminalstrafe  verhängt,  sondern  Entschädigung  an  den 
Fürsten  für  Vernichtung  seines  Eigentums,  in  welcher  Ent- 
schädigung wahrscheinlich  die  Kriminalstrafe  für  diese  Tat 
nicht  eingeschlossen  sei.  Lediglich  den  privaten  Ersatz  ver- 
hängt, die  Kriminalstrafe  ganz  weggelassen,  findet  er  in  II,  9, 
wo  von  einer  Reihe  von  Haustieren  die  Rede  ist  ^).  Auch  bei 
II,  16a,  Taube  und  Huhn  behandelnd,  hält  er  es  für  wahr- 
scheinlich, daß  der  Ersatz  für  diese  Tiere  gemeint  sei.  Lange  ^) 
sieht  speziell  die  in  der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion 
in  II,  1 — 8  und  den  ihr  entsprechenden  Stellen  der  dritten 
Redaktion  für  die  Tötung  von  Personen  verhängten  Geldsummen 
nicht  als  Wergeid,  sondern  als  Kopfgeld,  golovnicestvo ^  also 
als  Ersatz  für  den  Verlust,  nicht  als  Strafe  für  die  Tötung  an. 
Er  stützt  sich  dabei  unter  anderem  besonders  darauf,  daß  die 


^)  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  XXIV,  erachtet  die 
II,  13  ausgesprochene  Summe  als  Ersatz  an  den  Fürsten  für  den  Verlust, 
während  sie  III,  101  zur  Strafe  an  den  Fürsten  geworden  sei  und  weiterer 
Ersatz  zu  ihr  hinzutrete. 

2)  Mrocek-Drozdovskij,  Untersuchungen  1885,  S.  XI,  sieht  auch  hier 
Taxen,  nach  denen  man  den  Wert  eines  verloren  gegangenen  Tieres 
erhielt,  im  Falle  daß  dieses  nicht  mehr  zurückgegeben  werden  konnte. 
Wahrscheinlich  habe  man  nach  dieser  Taxe  die  Entschädigung  in  allen 
Fällen  des  Verlustes  eines  Tieres  verlangen  können. 

')  Kriminalrecht  S.  186—138. 
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in  II,  6 — 8  genannten  Geldbeträge  von  5  und  jl2  Grivna 
kein  Wergeid  seien,  denn  in  der  dritten  Redaktion  III,  29 
werde  schon  die  Summe  von  20  Grivna  als  halbes  Wergeid 
bezeichnet.  In  II,  7,  8  seien  Sklaven,  unfreie  fürstliche  Diener 
gemeint,  nun  heiße  es  jedoch  in  III,  116:  „aber  bei  einem 
Sklaven  und  einer  (leibeigenen)  Magd  gibt  es  kein  Wergeid". 
Der  in  den  Anfangsbestimmungen  der  zweiten  Redaktion,  in 
II,  1  —  5  genannte  Betrag  von  80  Grivna  sei  auch  kein  Wer- 
geid, da  er  in  Verbindung  stehe  mit  den  Beträgen  von  5  und 
12  Grivna.  Rozkov^),  der  diese  und  noch  andere,  mehr  auf 
die  Parallelstellen  in  der  dritten  Redaktion  sich  beziehende 
Gründe  Langes  würdigt,  hält  sie  für  richtig  und  pflichtet  Lange 
im  allgemeinen  bei:  die  in  II,  1 — 8  ausgesprochenen  Summen 
seien  Privatersatz.  Vor  allem  weist  Rozkov  darauf  hin ,  daß 
ja  nach  III,  116  für  Tötung  eines  Sklaven  und  einer  leib- 
eigenen Magd  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe,  prodaka,  zu 
zahlen  seien,  daß  somit  die  in  II,  7  erwähnten  5  Grivna  der 
Ersatz  seien,  von  dem  auch  in  III,  116  neben  der  Strafe,  mit 
dem  Wort  uroJc^  geredet  werde.  Auch  dem  Argument  Langes 
stimmt  Rozkov  zu,  wie  ich  selbst  es  auch  tun  muß,  daß  II, 
1 — 8,  wozu  noch  II,  9,  von  den  Tieren  handelnd  kommt,  eine 
zusammenhängende  Abteilung  der  zweiten  Redaktion  bilden. 
Neumann-)  läßt  die  in  II,  1 — 8  genannten  Beträge  an  den 
Fürsten  fallen,  als  Wergelder  in  dem  Falle,  daß  „der  Mord 
nach  den  damaligen  Ansichten  ein  ungerechter  war;  wenn 
nämlich  jemand  ohne  rechtlichen  Grund  erschlagen  wurde; 
dieses  bezeichnet  das  Wort  sa  ohidu"'  [in  11^  1:  v  ohidu].  Die 
Schadloshaltung  von  12  bzw.  5  Grivna  in  II,  6 — 8  erhielt  nach 
Neumann  gleichfalls  der  Fürst.  Presnjakov  ^)  unterscheidet  in 
II,  1 — 8  Wergeid  für  die  Tötung  des  Ogniscanin,  Boten, 
Tiun,  Oberstallmeister  in  II,  1 — 5,  und  Strafe  für  die  Tötung 
der  in  II,  6 — 8  genannten  niederen  Personen,  beides,  Wergeid 


»)  Abriß  S.  37  f. 

^)  Bei  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  56  f.,  61. 

')  Fürstenrecht  S.  290. 
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wie  Strafe,  an  den  Fürsten  fallend.     Stephanovskij  ^)  hält    die 
in  II,  7 — 8  genannten  5  und  12  Grivna  für  Ersatz,  Kopfgeld. 

Wenn  wir  nun  die  Bestimmungen  der  zweiten  Redak- 
tion daraufhin  untersuchen  wollen,  welchen  Charakter  die 
in  ihnen  ausgesprochenen  Geldbußen  haben,  so  werden  wir 
passenderweise  unseren  Ausgangspunkt  bei  den  Schlußpara- 
graphen der  zweiten  Redaktion,  bei  der  Strafen-  und  Gebühren- 
ordnung in  11^  23,  24  nehmen.  In  II,  23  ist  zweifellos  aus- 
gesprochen, daß  eine  Strafe  öffentlichrechtlichen  Charakters, 
die  an  den  Fürsten  fieP),  existierte;  denn  es  ist  genau  be- 
stimmt, wie  diese  Strafe,  jprodaha^  im  Betrag  von  3  und 
12  Grivna,  mit  den  zu  ihr  hinzukommenden  Gebühren,  unter 
dem  Fürsten  und  den  Gerichtsbeamten  bzw.  als  Zehnter  zu  ver- 
teilen ist.  Aus  II,  24  geht  weiter  hervor,  daß  es  eine  zweite 
Art  von  Geldstrafe,  das  Wergeid,  vira^  gibt,  deren  Erhebung 
zum  Amt  des  Wergeidmanns  gehört,  an  welchem  Wergeid  dem 
Wergeidmann  und  seinen  Gehilfen  ein  vom  Fürsten  be- 
stimmter ,  also  öffentlichrechtlichen  Charakter  tragender  An- 
teil nebst  Naturalabgaben  zusteht.  Durch  Vergleichung  der 
Gebühren  in  IT,  24  mit  denen  in  III,  12  sehen  wir  ferner, 
daß  es  sich  dabei  um  das  Strafgeld  für  die  Tötung  im  Betrag 
von  80  Grivna  handelt,  das  in  verschiedenen  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion,  wie  II,   1,  2,  4,  5,  genannt  ist. 

Neben  dieser  staatlichen  Strafe  finden  wir  aber,  wie  vor- 
hin schon  bemerkt,  ebenso  unzweifelhaft  in  der  zweiten  Re- 
daktion auch  den  Ersatz  an  den  Geschädigten  ausgesprochen, 
z.  B.  II,  15,  16. 

So  können  wir  also  jetzt  schon  in  der  zweiten  Redaktion 
gegenüber  der  ersten  eine  Erweiterung  der  fürstlichen  Juris- 
diktion dahin  feststellen,  daß  wir  in  der  zweiten  Redaktion 
neben  dem  Privatersatz,  der  den  durchgängigen  Charakter  der 
in  der  ersten  Redaktion  verhängten  Bußen   bildete,    staatliche, 


^)  a.  a.  0.,  Märzheft  S.  52. 
2)  Ueber  sie  vgl.  oben  S.  268  f. 
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an  den  Fürsten  zu  zahlende  Strafen,  an  denen  die  Gerichts- 
beamten ihren  Anteil  haben,  treffen  ^). 

Welche  Bezeichnungen  haben  wir  nun  in  der  zweiten 
Redaktion  für  die  in  ihren  Bestimmungen  ausgesprochenen 
Geldsummen? 

Bei  der  Tötung  wird  die  Strafe  Wergeid,  vira\  ge- 
nannt. Das  Substantivum  Wergeid,  vira^  findet  sich  II,  24  in 
der  Abgaben-  und  Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann,  vir- 
niJc^  das  Adjektivum  virnoe  in  II,  2.  Dann  ist  aber  Wer- 
geid, vira^  mit  dem  Betrag  von  80  Grivna  offenbar  auch  in 
II,  1,  4,  5  gemeint,  denn  wir  erinnern  uns,  daß  IL  1 — 3  eine 
zusammenhängende  Abteilung  ist,  die  die  Tötung  eines 
Ogniscanin  unter  verschiedenen  Gesichtspunkten  betrachtet,  und 
zu  welcher  Abteilung  II,  4,  5  Zusätze  sind  ^).  Von  Tötung  handelt, 
wie  der  erste  Abschnitt,  II,  1 — 5,  des  ersten,  II,  1 — 8  (resp.  9) 
umfassenden,  Teiles  der  zweiten  Redaktion,  auch  der  zweite  Ab- 
schnitt II,  6 — 8,  in  dem  vor  allem  die  niederen  fürstlichen 
Diener  besprochen  werden,  während  II,  1 — 5  die  höherstehenden 
Gefolgschaftsleute  des  Fürsten  behandelt  hat.  Da  die  in  II, 
6 — 8  zu  bestrafende  Tat  dieselbe  ist  wie  in  II,  1 — 5  oder,  noch 
enger  gefaßt,  wie  die  in  II,  2,  mit  ihrem  Ausdruck  Wergeid, 
gemeinte,  so  wird  auch  die  in  II,  6 — 8  ausgesprochene  Geld- 
summe von  12  und  5  Grivna  denselben  Charakter  haben  wie 
in  II,  1 — 5  oder,  noch  genauer,  wie  in  11,  2. 

Bei  den  Eigentumsvergehen  in  dem  mit  II,  10  beginnenden 
zweiten  Teil  der  zweiten  Redaktion  finden  wir  die  Bezeichnung 
Strafe,  prodasa^  zum  erstenmal  in  II,   15b  beim  Diebstahl 


^)  Vgl.  Duvernois,   ßechtsqu eilen  S.  77:    „b^  flpocjaBOBofi  npaB^i  yÄepacn- 

uaexca  B3Ma;^'B  Ha  npecrynaenie  KaKt  Ha  o6H;i,y,  mgctb  ociaeica  npaBOMipHHM'B  cpe^CTBOM'B. 
Ho  bcji4ä'b  3a  sthm'b  H/iiext  psÄt  HOBUxt  aBJieHiH.  IIoji;!.  BJiianieMt  pe.iuriu  na^aiOT-B  ochobm 
npefflHaro  nopa^Ka.  Bo  Bcixi,  Bu/iax-B  npaBOHapyrneHiS  mh  Haxo;^uM'L  ne  o^Hy  CHCieiay  ^acTHHxt 
mTpa(})OBX,  paflOMt  cb  hhmu  n^^yit  mipac})«  KHasK).    C4)epa  KHaatecKofi  K)pucÄHKn,in  pacnnipaeica 

CaMHMi    O^eBHÄHHMt    OÖpaSOMTb.     HeCOMH^HHO,    ^TO    BMicii    CB    mViWh    ÄOJIfflHO    6ujVh    npOHCXO^HTB 

MHOro  ÄPyrnxB  nepeMiHi,  ho  ne  Bci  3tu  nepeuinH  o;^HHaKOBO  ;;ocTynHH  Haraeiiy  Haö-iiOÄeHiio, 

2)  Siehe  oben  S.  177. 
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eines  Schiffes,  dann  II,  16  b  bei  dem  verschiedener  Tiere,  beide- 
mal verbunden  mit  der  Angabe  des  jeweils  zu  leistenden  Er- 
satzes, der  Entschädigung  für  den  gestohlenen  Gegenstand.  Das 
Wort  Strafe,  prodaza^  ist  dann  noch  II,  22  beim  Diebstahl  ver- 
schiedener Tiere  durch  mehrere  Täter  gemeinschaftlich  er- 
v^ähnt.  Derselbe  Fall  wie  in  II,  22,  nur  für  andere  Tiere  und 
nach  meinen  früheren  Erklärungen  ^)  nicht  bei  Diebstahl  auf 
dem  freien  Felde,  der  II,  22  gemeint  ist,  sondern  bei  Diebstahl 
in  Haus  und  Hof,  liegt  dann  II,  12  vor;  das  Wort  Strafe  ist 
hier  nicht  genannt,  aber  jedenfalls  ist  bei  der  Summe  in  II,  12 
also  Strafe  gemeint.  Den  uns  aus  der  ersten  Redaktion  schon 
im  Sinne  des  privaten  Ersatzes  an  den  Verletzten  oder  Ge- 
schädigten geläufigen  Terminus  „für  das  Unrecht",  zaohidu^ 
treffen  wir  II,  10  bei  Wegnahme  eines  fremden  Sklaven  oder 
einer  fremden  Magd,  II,  14  bei  Körperverletzung,  Vornahme 
der  Peinigung  ohne  des  Fürsten  Geheiß,  II,  15a  bei  Sach- 
beschädigung, der  Zerstörung  einer  Grenzbezeichnung,  II,  16  c 
bei  Diebstahl  eines  fremden  Hundes,  Habichts  oder  Falken. 

Keine  weitere  Bezeichnung  der  Geldsumme,  nur 
den  Betrag  selbst  bieten  II,  9  verschiedene  fürstliche  und 
andere  Tiere  behandelnd,  II,  12,  das  ich  mit  seiner  Bestimmung 
über  Bestrafung  der  Teilnahme  am  Diebstahl  als  II,  22  mit 
der  Bezeichnung  Strafe,  prodaza^  nahe  verwandt  eben  schon 
erwähnt  habe,  II,  13  von  Vernichtung  eines  fürstlichen  Wald- 
bienenstocks redend,  II,  16a  Diebstahl  von  Taube  und  Huhn 
besprechend,  II,  21  Diebstahl  von  Heu  und  Holz  nennend. 

Wenden  wir  uns  nach  dieser  allgemeinen  Aufzählung  der 
Betrachtung  der  einzelnen  Stellen  zu.  Wergeid,  vira^  ist  also 
in  II,  2  bei  dem  Fall  der  strafbaren  Tötung  eines  Ogniscanin 
zu  zahlen,  in  dem  diejenige  Gemeinde  unter  Umständen  für 
Aufbringung  der  Summe  haftet,  in  der  der  Erschlagene  liegend 
gefunden  wird.  Das  Wergeid  fällt  in  Rußland  an  den  Fürsten; 
da  es  sich  aber  in  II,  2  um  Tötung  eines   fürstlichen  Gefolg- 


')  Siehe  oben  S.  295. 
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mannes  handelt,  so  geht  die  Ersatzsumme,  das  Kopfgeld, 
golovnicestvo ,  das  III,  8  neben  dem  Wergeid,  vira^  genannt 
ist,  ebenfalls  an  den  Fürsten;  so  fallen  Strafe  und  Ersatz,  Wer- 
geid und  Kopfgeld  in  II,  2  zusammen.  Eng  mit  II,  2  gehört 
also  der  in  II,  1  behandelte  zweite  Fall  strafbarer  Tötung  des 
Ogniscanin  bzw.  fürstlichen  Boten  zusammen.  Sozusagen  die- 
selbe Tat,  dasselbe  getötete  Mitglied  der  fürstlichen  Gefolgschaft, 
der  fürstliche  Tiun  und  Oberstallmeister,  derselbe  durch  den  Ver- 
lust seines  Gefolgmanns  Geschädigte,  nämlich  der  Fürst,  wie  in 
II,  1  und  2  liegen  ferner  in  II,  4,  5  vor.  Also  würde  hier 
überall  das  II,  2  genannte  Wergeid  anzunehmen  sein,  das  aber 
mit  dem  Kopfgeld  sich  deckt,  da  der  Empfänger  von  Wergeid 
und  Kopfgeld  derselbe  ist,  der  Fürst,  einmal  als  oberster  Ge- 
richtsherr für  die  Strafe  und  dann  als  der  Geschädigte  für  den 
Ersatz.  Denn  das  ist  wohl  nicht  vorauszusetzen,  daß  der  Fürst 
für  Tötung  seines  Gefolgmanns  beides  getrennt  erhielt,  Strafe 
und  Ersatz  ^).  In  II,  6 — 8  sind  auch  an  erster  Stelle  jeweils 
fürstliche  Diener  der  niederen  Klasse  gemeint.  Wergeid,  vira^ 
wird  nach  III,  116  für  Unfreie,  an  die  hier  zu  denken  ist,  oder 
die  direkt  als  solche  genannt  sind  wie  in  II,  8,  nicht  bezahlt, 
sondern  neben  der  Strafe  an  den  Fürsten  Ersatz  an  den  Eigen- 
tümer. Dieser  letztere  aber  ist  bei  den  fürstlichen  Dienern 
wieder  dieselbe  Person,  die  auch  die  Strafe  zu  empfangen  hat, 
nämlich    der    Fürst.       Also    enthält    hier    die    ausgesprochene 


^)  Der  gegenteiligen  Meinung  ist  Presnjakov,  Fürstenrecht  S.  265  f., 
obwohl  er  auf  die  Frage,  ob  bei  dem  Wergeid  von  80  Grivna  besonderes 
Kopfgeld  bezahlt  wurde,  antworten  muß,  daß  das  Russische  Recht  darauf 
keine  bestimmte  Antwort  gibt.  Für  seine  Anschauung  scheint  ihm  III,  8 
zu  sprechen,  wo,  allerdings  für  die  Summe  von  40  Grivna,  die  Bezahlung 
des  Wergeides  neben  der  des  Kopfgeldes  behandelt  ist.  Daß  die  Summe 
von  80  Grivna  nicht  etwa  in  40  Grivna  Wergeid  und  40  Grivna  Kopf- 
geld zu  teilen  sei,  dafür  spricht  ihm  die  Verordnung  Jaroslavs  II,  24, 
III,  12  mit  ihrem  Wergeid  von  80  Grivna.   So  kommt  er  zu  dem  Resultat: 

HirB  ocHOBamii  npe;i;nojiaraTB,  qio  npu  ynjiaTi  80  rp.  Bupti  ro.TOBHiiKX  He  njiaxH.it  roJOBmHHH 

H    HTO,     CTa.TO    ÖBITB,     CJliflHie     UXX    Bt    OAHOfi     CyMJlt     BH3BaH0     ÖUJIO     TiMX,     qio    OÖi    CyMMH    niJIH 
KHfl3K),    fla    OCOÖHMt    HOpflÄKOM'B    BSHCKanifl  :    ■Vyi'h    BCe    n.TaTU.10CB    BepBBK),    KaKl    Biipa. 
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Geldsumme  ebenfalls  sowohl  das  Moment  des  Ersatzes  wie  da» 
der  Strafe;  eine  doppelte  Bezahlung  an  denselben  Empfänger^ 
den  Fürsten,  ist  auch  hier  schwerlich  anzunehmen. 

Somit  dürfen  wir  wohl  für  beide  Abschnitte  dieses  ersten 
Teiles  glauben,  daß  die  in  den  einzelnen  Bestimmungen  aus- 
gesprochenen Geldsummen  jeweils  denselben  Charakter  tragen, 
vorwiegend  den  des  Ersatzes  an  den  Fürsten  für  den  ihm  durch 
Tötung  eines  seiner  Leute,  sei  es  der  höheren  oder  der  niederen 
Klasse,  angetanen  Schaden.  Nur  bleibt  dabei  ein  Zweifel,  warum 
denn  in  II,  2,  von  dem  wir  ausgehen  mußten,  die  Bezeichnung 
Wergeid,  vira^  und  nicht  etwa  Kopfgeld,  golovnicestvo^  bzw.  in 
dem  von  den  unfreien  fürstlichen  Dienern  handelnden  zweiten 
Abschnitt  II,  6 — 8  nicht  etwa  Abgabe,  urok^  wie  III,  116 
steht.  Man  könnte  sagen,  daß  der  Autor  dieser  Bestimmungen 
die  Bezeichnung  des  Momentes  der  Geldzahlung  wählte,  das 
dem  Fürsten  gegenüber  zuerst  in  Betracht  kam,  nämlich  Wer- 
geid, mit  dem  dann  der  an  zweiter  Stelle  kommende  Ersatz 
eben  zusammenfiel.  Als  Ersatz  decken  sich  die  II,  1 — 8  ge- 
nannten Beträge  mit  den  in  den  Parallelstellen  der  dritten 
Redaktion  III,  13,  16,  17  angeführten  Summen.  Und  da,  in 
der  dritten  Redaktion,  scheinen  mir  diese  Beträge  deshalb  be- 
sonders deutlich  den  Ersatz  zu  bedeuten,  weil  in  III,  1 — 12  die 
eigentliche  Strafe,  das  Wergeid,  seine  verschiedene  Höhe  von 
40  und  80  Grivna,  die  Art  seiner  Aufbringung  behandelt  ist,, 
woran  sich  dann  also  in  III,  13  ff.  die  Festsetzung  des  Er- 
satzes schließt.  Daß  aber  die  III,  16  für  den  Bauernsklaven 
und  die  Magd  verlangte  Summe  von  5  bzw.  6  Grivna  der  Er- 
satz und  nicht  die  Strafe  ist,  geht  aus  III,  144  hervor,  wo 
offenbar  Ersatz  des  Wertes  des  Sklaven  bzw.  der  Magd  ge- 
meint ist^):  „wenn  ein  Sklave  entläuft  und  sein  Herr  macht 
es  bekannt,  wenn  jemand  das  hört  und  kennt  und  weiß,  daß 
es  ein  Sklave  ist  und  gibt  ihm  Brot  oder  zeigt  ihm  den  Weg, 


^)  So  urteilt  auch  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  I,  S.  79^^': 

CoAiHCTByiomiH  noöiry  xo-iona,  et  snaHieMt,    nio  ont-xo-ionB,   njiaTHTT>  xoäauay   noJiHyio  i;j^y 
ero  (cm.  III,  16),  ho  KpoMi  loro,  6e3i  coMHinia,  ii  KHflacyio  npo^aary  (C.i.  III,  38,   47). 
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so  zahlt  er  für  den  Sklaven  5  Grivna  und  für  eine  (leibeigene) 
Magd  6  Grivna-Kun".  Wenn  also  die  in  III,  16  ausgesprochene 
Summe  Ersatz  und  nicht  Strafe  ist,  so  gilt  das  natürlich  auch 
für  die  anderen  Geldbeträge  des  ganzen  Abschnittes  III,  13 — 17, 
zu  dem  III,   16  gehört. 

Nun  sind  nach  meiner  früheren  Annahme  oben  S.  231  in 
II,  6,  7  in  der  ersten  Hälfte  fürstliche  Diener,  in  der  zweiten 
Hälfte  der  Bauernstarosta  bzw.  der  Bauernsklave,  also  nicht 
fürstliche  Leute,  genannt,  jeweils  mit  der  gleichen  Summe  von 
12  und  5  Grivna.  Beim  Bauernstarosta  und  beim  Bauernsklaven 
fiel  aber  doch  Strafe  und  Ersatz  nicht  an  eine  Person,  den 
Fürsten,  wie  das  bei  den  fürstlichen  Dienern  der  Fall  ist. 
Also  fehlt,  wenn  wir  die  12  bzw.  5  Grivna  als  Ersatz  an- 
nehmen, für  den  Bauernstarosta  und  Bauernsklaven  die  Angabe 
der  Strafe,  die  ja  zweifellos  nach  III,  116  an  den  Fürsten  zu 
zahlen  ^v^ar.  Dazu  ist  zu  sagen,  daß  der  Autor  ton  II,  6,  7,  da 
er  beide  Klassen  von  Leuten,  fürstliche  und  nichtfürstliche  in 
eine  Bestimmung  jeweils  zusammengefaßt  hat,  die  ganze  Be- 
stimmung eben  nach  ihrem  wichtigeren  Teile  gestaltet,  und 
das  sind  im  Rahmen  der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Redak- 
tion eben  die  fürstlichen  Diener.  Dadurch  fällt  die  Behandlung 
der  nichtfürstlichen  Leute  zu  kurz  aus;  von  ihnen  wird  nur  das 
ausgesagt  —  der  Ersatz  — ,  was  mit  unter  die  Behandlung  der 
fürstlichen  Diener  hineinfällt. 

Von  den  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion,  die  die 
Tötung  von  Personen  und  die  zur  Vergeltung  dafür  aus- 
gesprochene Geldsumme  behandeln,  wenden  wir  uns  zu  jenen 
Paragraphen,  welche  Eigentumsvergehen  verschiedener 
Art  besprechen. 

Da  ist  zunächst  II,  9  zu  erwähnen.  Es  gehört  ja  noch 
mit  zu  der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion,  die  über 
den  besonderen  Schutz  für  fürstliche  Leute  und  fürstliches 
Eigentum  berichtet.  Der  Charakter  der  in  II,  9  angegebenen 
Beträge  ist  klar;  es  ist  der  Ersatz  an  den  Geschädigten,  der 
Wert  des  Tieres,  der  hier  angegeben  ist,  wie  ich  oben  S.  23d 
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schon  als  einhellige  Meinung  der  bisherigen  Erklärer  der 
Stelle  angegeben  habe.  Das  geht  auch  aus  den  Parallelstellen 
III,  55,  56  deutlich  hervor.  In  III,  55  ist  zunächst  davon  die 
Rede,  daß  das  gestohlene  Objekt  dem,  bei  dem  es  verloren  ging, 
zurückzugeben  ist.  An  Stelle  der  etwa  nicht  möglichen  Rück- 
gabe tritt  der  Ersatz  in  Geld,  darum  heißt  es  in  III,  55  weiter: 
„Ist  dagegen  das  Objekt  nicht  (mehr)  vorhanden  und  war  es 
ein  fürstliches  Pferd,  so  sind  dafür  3  Grivna  zu  zahlen,  aber  für 
andere  (Pferde)  je  2  Grivna."  Die  anderen  in  II,  9  genannten 
Tiere,  sowie  noch  einige  weitere  dazu,  werden  nach  Ersatz  wie 
Strafe  in  III,  56  besprochen.  Dabei  wird  die  Wiederholung 
der  in  II,  9  angegebenen  Geldsätze  in  III,  56  mit  dem  Satz  ein- 
geleitet: „und  (aber)  das  sind  die  Abgaben  für  das  Vieh".  Mit 
diesem  Wort  „Abgaben",  urok,  über  dessen  doppelten  Sinn  im 
Russischen  Recht  ich  oben  S.  317  schon  gesprochen  habe,  sind 
aber  diese  Geldsummen  unzweideutig  als  Ersatz  an  den  jeweils 
Geschädigten  gekennzeichnet.  Und  das  wird  noch  deutlicher 
durch  den  Schlußsatz  von  III,  56,  der  den  vorher  aufgezählten 
Abgaben  die  Strafe  an  den  Fürsten  entgegenstellt  mit  den 
Worten:  „Das  sind  die  Abgaben  für  Bauern,  wenn  sie  dem 
Fürsten  Strafe  zahlen." 

Die  Stellen  der  zweiten  Redaktion,  die  den  Terminus 
Strafe,  proda'^a,  erwähnen,  sind  so  klar,  daß  sie  einer 
weiteren  Erläuterung  nicht  mehr  bedürfen,  sie  müssen  nur  hier 
des  Zusammenhangs  wegen  noch  einmal  wiederholt  werden. 
Strafe,  prodaza,  allein  genannt  finden  wir  also  in  II,  22  bei 
der  Behandlung  eines  gemeinschaftlich,  und  zwar  an  Tieren 
auf  dem  freien  Felde,  verübten  Diebstahls.  Aus  der  Gleich- 
heit des  Themas  in  II,  12  und  II,  22  haben  wir  oben  S.  342 
den  Schluß  ziehen  können,  daß  die  in  II,  12  für  den  Diebstahl 
von  Tieren  aus  Haus  und  Hof  —  sei  dieser  Diebstahl  von 
einem  einzelnen  oder  von  mehreren  zusammen  begangen  —  ver- 
hängte Summe  ebenfalls  wie  in  II,  22  als  Strafe  anzusehen  ist. 
Gegen  den  Charakter  der  II,  12  genannten  Beträge  als  Privat- 
ersatz spricht  ja  auch,  wie  ich  oben  S.  249  schon  betont  habe, 
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der  Umstand,  daß  der  Besitzer  eines  Tieres  es  schwerlich  je 
nach  der  Anzahl  der  am  Diebstahl  beteiligten  Personen  mehr- 
mals ersetzt  bekam.  Das  Wort  Strafe,  prodasa^  treffen  wir 
dann  weiter  noch  angegeben  in  den  beiden  Stellen  II,  15  b  und 
II,  16  b  und  zwar  ist  hier  jedesmal  neben  dem  Betrag  der 
Strafe  auch  der  des  Ersatzes  bestimmt  mitgeteilt. 

Nunmehr  hätten  wir  diejenigen  Bestimmungen  zu  be- 
sprechen, in  denen  der  Geldbetrag  als  „für  das  Un- 
recht", za  ohidu^  zu  bezahlend  bezeichnet  ist.  Bei  Erklärung 
dieses  Terminus  „für  das  Unrecht",  za  ohidu^  in  der  zweiten 
Redaktion  müssen  wir  davon  ausgehen ,  daß  wir  in  den  Ver- 
ordnungen der  zweiten  Redaktion  zweifellos  da  und  dort  fürst- 
lich erseits  angedrohte  Strafe  in  der  Höhe  von  60  Rezana,  3  und 
12  Grivna  vor  uns  haben,  daß  wir  mit  der  zweiten  Redaktion 
schon  aus  der  Zeit  der  Geltung  des  alten  Gewohnheitsrechtes 
in  die  Periode  staatlich- fürstlich  geregelter  Rechtspflege  und 
Strafenfestsetzung  übergegangen  sind.  In  der  ersten  Redaktion 
haben  wir  ja  die  Worte  „für  das  Unrecht",  za  ohidu^  durch- 
gängig im  Sinne  des  Privatersatzes  verstehen  müssen^). 

Indes  steht  die  zweite  Redaktion  nach  der  ganzen  in  ihr 
gebotenen  Auffassung  der  Straftat  und  der  Vergeltung  für 
diese,  nach  ihrem  ganzen  Charakter  als  Denkmal  —  wenn  auch 
nur  indirektes,  privater  Aufzeichnung  —  eines  öffentlich- 
rechtlichen  Verfahrens  der  dritten  Redaktion  näher  als  der 
ersten.  Der  zwischen  den  drei  Redaktionen  zu.  machende  Ein- 
schnitt, der  den  Uebergang  von  privatrechtlicher  Beurteilung 
und  Sühne  einer  strafwürdigen  Handlung  zu  öffentlichrechtlicher 
Betrachtung  und  Bewertung  einer  Straftat  bezeichnet,  ist 
zwischen  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  anzubringen.  Ge- 
messen nach  dem  ganzen  Geist  des  jeweils  in  den  Redaktionen 
dargebotenen  Rechts,  steht  auf  der  einen  Seite  die  erste 
Redaktion,  auf  der  anderen  die  zweite  und  dritte.  Somit  werden 
wir  zur  Erklärung  des  Sinnes,  den  die  Worte  „für  das  Unrecht", 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  312  fF. 
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za  ohidii^  in  der  zweiten  Redaktion  haben,  die  entsprechenden 
Bestimmungen  der  dritten  Redaktion  mit  Grund  beiziehen  dürfen. 

Nun  steht  bei  der  Uebertragung  der  die  Worte  „für  das 
Unrecht",  za  ohidii^  bietenden  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion in  die  dritte  an  allen  Parallelstellen  der  dritten  Re- 
daktion das  Wort  „Strafe",  prodaza.  Aber  nicht  immer  in  der- 
selben Weise.  Die  II,  10  für  Wegnahme  eines  fremden 
Sklaven  oder  einer  Magd  als  „für  das  Unrecht"  zu  bezahlend 
angegebene  Summe  von  12  Grivna  wird  III,  47  in  derselben 
Höhe  von  12  Grivna  als  „Strafe",  prodaza^  an  den  Fürsten  be- 
zeichnet, das  gleiche  ist  der  Fall  bei  der  Parallelstelle  III,  97 
zu  den  II,  15  a  besprochenen  Grenzverletzungen  mit  ihrer  Be- 
wertung auf  12  Grivna,  auch  hier  ist  „für  das  Unrecht"  ohne 
weiteres  zu  „Strafe"  geworden.  Anders  ist  es  bei  den  zwei 
weiteren  Stellen,  an  denen  in  der  zweiten  Redaktion  der  Ter- 
minus „für  das  Unrecht*  sich  findet.  Die  3  bzw.  12  Grivna, 
die  II,  14  bei  der  Vornahme  der  Peinigung  ohne  des  Fürsten 
Geheiß  als  „für  das  Unrecht"  zu  entrichtend  erklärt  werden, 
sind  zwar  in  III,  103  mit  der  Bezeichnung  „Strafe"  versehen, 
aber  daneben  ist  noch  von  dem  Ersatz  „für  die  Peinigung"  an 
den  Verletzten,  beidemal  in  der  Höhe  von  einer  Grivna-Kun, 
die  Rede.  Aehnlich  ist  die  Sache  bei  Uebertragung  von  II,  16  c 
nach  III,  106a;  die  in  II,  16c  auf  den  Diebstahl  eines  fremden 
Hundes,  Habichts  oder  Falken  „für  das  Unrecht*  gesetzten 
3  Grivna  sind  in  demselben  Betrag  in  III,  106a  als  „Strafe* 
erklärt,  aber  daneben  ist  Leistung  des  Ersatzes  mit  dem  Worte 
verfügt:   „und  dem  Eigentümer  eine  Grivna". 

Zu  diesen  letzteren  beiden  Stellen  II,  14  und  16  c  ließe  sich 
allerdings  darauf  hinweisen,  wie  ich  das  bei  der  Erklärung  von 
II,  14  oben  S.  260  schon  getan  habe,  daß  in  derselben  Weise  unter 
Spaltung  der  als  Betrag  „für  das  Unrecht*  angegebenen  Summe 
in  Strafe  und  Ersatz  eine  Anzahl  Bestimmungen  der  ersten  Re- 
daktion in  die  dritte  übertragen  worden  sind  ^).    Daraus  könnte 


Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  352  f. 
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man  schließen,  daß  die  Paragraphen  der  zweiten  Redaktion  auf 
dieselbe  Weise  nach  der  dritten  Redaktion  übertragen  seien, 
daß  also  auch  in  der  zweiten  Redaktion  der  Terminus  „für  das 
Unrecht"  den  Ersatz  bedeute.  Dagegen  ist  aber  das  von  mir 
vorhin  hervorgehobene  Moment  anzuführen,  daß,  weil  in  der 
zweiten  Redaktion  oflPenbar  fürstlich  verhängte  Strafe  ange- 
nommen ist,  die  zweite  Redaktion  ihrer  ganzen  Rechtsauffassung 
nach  mit  der  dritten  Redaktion  eher  zusammengehört  als  mit 
der  ersten.  Darum  bin  ich  der  oben  S.  243,  260,  267,  275  bei 
der  Erklärung  der  einzelnen  Paragraphen  teils  schon  direkt 
ausgesprochenen,  teils,  um  dieser  jetzigen  Erwägung  nicht  all- 
zusehr vorzugreifen,  nur  angedeuteten  Ansicht,  daß  die  mit 
den  Worten  „für  das  Unrecht"  bezeichneten  Geldbeträge  in  der 
zweiten  Redaktion  die  staatliche  Strafe  bezeichnen  ^),  als  deren 
Höhe  II,  23  die  3  und  12  Grivna  angegeben  sind,  die  wir  in 
II,  14,  16  c  und  II,   10,  15  a  verzeichnet  finden. 

Der  Summe  von  3  Grivna,  die  wir,  mit  dem  Zusatz  „für 
das  Unrecht"  versehen,  in  II,  14  und  16  c  als  Strafe  erkannt 
haben,  begegnen  wir  nun  noch  an  einer  weiteren  Stelle  der 
zweiten  Redaktion,  in  II,  13,  für  die  Vernichtung  eines  fürst- 
lichen Waldbienenstocks  verhängt,  allerdings  ohne  den  Zusatz 
„für  das  Unrecht".  Bei  der  Uebertragung  dieser  Stelle  II,  13 
nach  der  dritten  Redaktion  ist  dasselbe  geschehen,  was  wir  für 
II,  14  und  II,  16  c  im  Verhältnis  zu  III,  103  und  III,  106  a 
beobachtet  haben.  Die  3  Grivna  aus  II,  13  sind  in  III,  100 
zur  eigens  als  solche  bezeichneten  Strafe,  proda^a^  geworden, 
daneben  ist  noch  der  Ersatz  mit  einer  halben  Grivna  an- 
gegeben. Aus  der  Gleichheit  der,  ja  in  II,  23  als  an  den 
Fürsten  fallende  Strafe  bezeichneten,  Summe  von  3  Grivna,  wie 
aus  der  gleichen  Art  der  Uebertragung  dieses  Paragraphen  in 
die  dritte  Redaktion  dürfen  wir  auch  für  II,  13  schließen,  daß 


^)  Ich  stimme  darin  mit  Vladimirskij-Budanov  in  der  oben  S.  161  an- 
geführten Rezension  S.  6  über  meine  Arbeit  überein,  der  von  dem  Terminus 
^für   das  Unrecht",    za  obidu,    sagt:    bo   2-ii  llpaBAt  oh^s  necoMHiHHo  osHaiaeTi 

jroJiOBHHH  inpait)^. 
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hier  Strafe  gemeint  sei,  wie  ich  oben  S.  253  bereits  als  Meinung 
von  Vladimirskij-Budanov  mitgeteilt  habe. 

Kehren  wir  nach  dieser  kleinen  Einschaltung  wieder  zur 
Betrachtung  des  Terminus  „für  das  Unrecht **,  za  obldu^  zurück, 
und  sehen  wir,  was  andere  Autoren  über  ihn  denken.  Neu- 
mann ^)  hält  den  von  mir  für  die  erste  Redaktion  angenommenen 
Inhalt  der  Worte  „für  das  Unrecht",  als  rein  auf  pri- 
vaten Ersatz  hindeutend,  auch  für  die  zweite  Redaktion  fest, 
wenn  er  zu  II,  14  sagt:  „wer  erhielt  die  3  oder  12  Grivnen, 
die  das  Gesatz  festsetzt,  der  Verletzte  oder  der  Fürst?  Wahr- 
scheinlich ersterer,  denn  es  steht  sa  ohidu  (für  das  Unrecht), 
nicht  proäaza  (Buße)."  Dementsprechend  teilt  er  die  Dieb- 
stahlsbestimmungen der  zweiten  Redaktion  in  zwei  Klassen 
ein,  je  nachdem  in  ihnen  der  Terminus  „für  das  Unrecht",  za 
ohidu,  oder  „Strafe",  prodaza,  enthalten  ist:  „die  Diebstähle 
kann  man  rechtlich  unter  zwei  Abteilungen  bringen ;  die  erste 
umfaßt  solche,  auf  welche  einfache  Zurückgabe  des  Gestohlenen 
und  Schadloshaltung  für  das  angetane  Unrecht  {za  ohidu)  ge- 
setzt ist;  die  zweite  enthält  diejenigen,  für  welche  der  Dieb, 
außer  der  Schadloshaltung  für  das  Unrecht,  auch  noch  dem 
Fürsten  Buße  zahlen  muß."  Die  Unrichtigkeit  dieser  An- 
nahme ergibt  sich  schon  daraus,  daß  nach  ihr  von  den  zwei 
gleichen  Fällen  der  Bestrafung  der  Teilnehmer  am  Diebstahl 
II,  12  und  II,  22  der  eine  II,  12  unter  die  erste,  der  andere 
II,  22  unter  die  zweite  der  von  Neumann  angenommenen  Dieb- 
stahlsabteilungen fielen. 

Maximejko^)  sieht  in  dem  Terminus  „für  das  Unrecht" 
nicht  die  materielle  Seite,  sondern  das  ideale,  ethische  Moment 
des  Vergehens  ausgedrückt,  die  Kränkung,  nicht  einer  einzelnen 
Person,  sondern  der  Gesellschaft.  Jedes  Vergehen  enthalte  in 
sich  eine  Verletzung  des  Privatinteresses  und  eine  Verletzung 
des  Rechts  im    objektiven  Sinne.     Dieses   letztere  Moment   im 


')  Bei  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  67  f. 
2)  a.  a.  0.,  Aprilheft  S.  142  f. 
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Begriff  des  Vergehens  werde  mit  dem  Wort  „Unrecht",  ohida^ 
ausgedrückt.  Zu  dem  im  Russischen  Recht,  z.  B.  III,  25,  sich 
findenden  Ausdruck  „12  Grivna  Strafe  für  das  Unrecht", 
12  griven  prodazi  za  ohida^  meint  er :  Prodaza  heiße  die  Strafe 
zum  Nutzen  des  Vertreters  der  öffentlichen  Gewalt,  des  Fürsten. 
Also  sei  das  Unrecht,  obidu^  für  welches  die  Strafe  bezahlt 
wurde,  eine  Beleidigung  der  Gesellschaft,  der  Oeffentlichkeit 
gewesen.  Zur  Stützung  seiner  Ansicht  beruft  sich  Maximejko 
auch  darauf,  daß  die  Worte  „für  das  Unrecht"  in  der  ersten 
Redaktion  durch  die  Bezeichnung  Strafe,  prodaza^  in  der 
gleichen  Höhe  des  Betrages  in  der  dritten  Redaktion  ersetzt 
werden. 

Nach  Beljaev^)  dagegen  drückt  das  Wort  „Unrecht",  obida^ 
jede  Rechtsstörung  aus,  jede  Verletzung  öffentlicher  wie  pri- 
vater Rechte. 

Da  nun  also  in  der  zweiten  Redaktion  nach  meiner  An- 
schauung die  Worte  za  obidu  eine  gegenüber  ihrer  Anwendung 
in  der  ersten  Redaktion  erweiterte  Bedeutung  haben,  da  sie 
nicht  mehr  gebraucht  werden  in  Verbindung  mit  dem  privat- 
rechtlichen Ersatz,  sondern  mit  der  öffentlichrechtlichen  Strafe, 
könnten  wir  sie  jetzt  vielleicht  auch  passend  übersetzen  mit 
„für  den  angetanen  Schaden",  worunter  sowohl  die  Schädigung 
an  Leib  und  Leben,  wie  die  an  Eigentum  verstanden  werden 
kann  ^). 


')  a.  a.  0.  —  siehe  oben  S.  286  Note  1  —  S.  17.    Er  bespricht  dabei 
den    Unterschied    von   Privatstrafen    und    Schadenersatz :    ^to  Kacaeica  m 

^aCTHHX'L  raTpa(j[)OBi>  B1,  nojtay  noxumeHnaro,  to  uxx  o^eab  Tpy;^Ho  VHxkji^Th  nsx  oömefi  MaccH 
HopM-B,  TpaKTyiomuxi  o6i>  yÄOBjeiBopeHiu  noTepniBssaro,  xaK-B  KaKi  mbi  »loaceMii  Äora^HBaiBCs 
oöt  Hxt  mTpa(j)HOM'L  HasHaneHÜi  tojbko  no  HiKOTopuMt  pea.iBHLiM'B  ocoßeHHOCTflMT. ;  yKasanift 
«e   Ha    iixi)    lopH^iH^ecKyio    npupo^y    KaKt    HaKaaaHia,    ox-iuiaiomyiocfl    oii)   nocTaHOB;ieHia   oöi» 

YÄOBjeTBopeHiH ,  mh  He  HMieux.    Bezüglich  unseres  Begriffes  „für  das  Unrecht* 

sagt  er :  IUTpa(J)Hoe  se  Haaea^eHie  hocät'B,  BipoHiHO,  KaKi  roJiOBiii,HHH  bx  cjry^ai  yöificTBa 
(III,    5 — 9)  TaKX  H  li  ÄGHeHCHHÄ   njaiET,   KOTopHa   HjiyTi)  Bii  noJiB3y  noTepniBraaro  3a  oÖHjiy 

(I,  6.  20). 

^)   PopOV,   A. :   PyccKaa  ^paB;^a  b'b  oxHonieHiH  k-b  yroüOBHOMy  npasy.    MoCKBa  1841, 

S.  79  ff.,  zählt  als  obida  jede  persönliche  oder  sachliche  Schädigung  auf: 
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Auffallend  ist,  worauf  ich  schon  oben  S.  261,  272  bei  den 
Erläuterungen  zu  den  betreffenden  einzelnen  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  hinwies,  daß  der  Terminus  „für  das  Unrecht", 
za  ohidu^  II,  10,  14  steht  und  dabei  das  Wort  „Strafe",  proäaza^ 
fehlt,  daß  letzteres  erst  II,  15  und  II,  16  auftritt,  daß  aber  da 
in  derselben  Bestimmung,  nach  der  Zählung  von  Sergeevic, 
wieder  die  Worte  „für  das  Unrecht",  za  obidii^  vorkommen. 
Wir  durften  daraus  den  Schluß  ziehen,  daß  hier,  von  dem 
Redaktor  der  zweiten  Redaktion  ohne  besonderes  Nachdenken 
aneinandergereiht,  Stücke  aus  verschiedenen  Quellen  vorliegen, 
deren  eine,  die  ältere,  noch  den  herkömmlichen  Terminus  za 
ohidii  bietet,  wenn  auch  in  neuem,  der  ganzen  Beurteilung  und 
Bestrafung  der  Vergehen  von  öffentlichrechtlichem  Gesichtspunkt 
aus  entsprechendem,  Sinn,  während  die  andere,  jüngere  das 
zur  Bezeichnung  der  vom  Fürsten  verhängten,  an  ihn  zu  zah- 
lenden Strafe  dienende  Wort  prodaza  einführt.  Eine  dritte  Quelle 
der  zweiten  Redaktion  erblickten  wir  dann,  um  das  zur  Ver- 
vollständigung auch  hier  noch  einzuschalten,  in  Stücken  wie 
II,  16a:  „aber  bei  einer  Taube  und  bei  einem  Huhn  9  Kuna", 
das  ähnlich  wie  II,  9  einfach  den  Ersatz  angibt. 

Somit  haben  wir  gesehen,  daß  alle  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion,  die  den  Betrag  von  3  oder  12  Grivna 
haben,   von  Zahlung  der  staatlichen  Strafe  zu  verstehen   sind. 

Wir  haben  nun  noch  eine  Bestimmung,  die  einen  Geldbetrag 
ohne  nähere  Bezeichnung  seiner  Bedeutung  angibt,  das  ist  II,  21: 
„aber  wer  Heu  stiehlt,  dann  9  Kuna.  Aber  für  Holz  9  Kuna''. 
Oben  S.  343    habe   ich  schon  diese  Summe  als  Ersatz  erklärt. 

Daß  in  II,  22  Strafe  gemeint  ist,  geht  ja  aus  der 
Anwendung  des  Wortes  „Strafe",  prodaza^  allein  schon  deut- 
lich hervor,  wir  brauchen  gar  nicht  erst  darauf  hinzu- 
weisen, daß  die  gleiche  Summe  von  60  Rezana  auch  II,  15  b 
und  II,   16b  als  „Strafe",  prodaza^  sich  findet.    Zahlung  einer 


Verstümmelung,  Verletzungen,  Schläge,  Diebstahl,  Benutzung  fremden 
Eigentums,  mit  und  ohne  Absicht  der  Aneignung,  Vernichtung  fremden 
Eigentums  und  seiner  Kennzeichen  (Grenzen). 
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Summe,  aber  ohne  Angabe  ihrer  Höhe,  ist  endlich  in  II,  19 
beim  unrechtmäßigen  Erschlagen  des  nächtlichen,  gefesselt  bis 
Tagesanbruch  zurückgehaltenen  Diebes  verfügt.  Daß  diese 
Zahlung  als  Strafe  für  die  Ueberschreitung  der  fürstlichen  An- 
ordnungen über  Behandlung  nächtlicherweile  erwischter  Diebe 
anzusehen  ist,  habe  ich  oben  S.  287  schon  dargestellt. 

Nachdem  wir  die  einzelnen  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion daraufhin  untersucht  haben,  ob  die  in  ihnen  aus- 
gesprochene Geldsumme  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Ersatzes 
oder  der  Strafe  anzusehen  sei,  mögen  noch  einige  allgemeine, 
das  Material  zusamm.enfassende  Bemerkungen  über  Strafe  und 
Ersatz  in  der  zweiten  Redaktion  folgen. 

Wir  haben  in  der  zweiten  Redaktion  also  Ersatz  an  den 
Geschädigten  und  Strafe  an  den  Fürsten,  und  es  handelt  sich 
dabei  um  Tötung,  Körperverletzung  und  Eigentumsvergehen, 
vorwiegend  Diebstahl. 

Welches  ist  nun  die  Höhe  von  Strafe  und  Ersatz  und 
wer  hat  sie  so  bestimmt? 

Bei  dem  in  der  ersten  Abteilung  der  zweiten  Redaktion 
besprochenen  Verbrechen  der  Tötung  fällt,  wie  wir  oben  S.  343 
erkannt  haben,  Strafe  und  Ersatz  zusammen  in  eine  Zahlung, 
für  diese  ist  das  Wort  Wergeid,  vira^  gebraucht.  Es  ist  in 
den  Paragraphen,  die  von  der  Tötung  sprechen,  die  Rede  von 
fürstlichen  Dienern,  der  höheren  wie  der  niederen  Klassen,  es 
ging  bei  ihrer  Tötung  sowohl  die  Strafe  wie  der  Ersatz  an 
den  Fürsten,  und  dabei  ist  nicht  etwa  anzunehmen,  daß  der 
Fürst  die  Summe  zweimal  in  derselben  Höhe  erhielt,  einmal  in 
seiner  Eigenschaft  als  oberster  Gerichtsherr  als  die  Strafe,  und 
dann  in  seiner  Eigenschaft  als  geschädigter  Eigentümer  als  den 
Ersatz.  Für  die  höheren  Klassen  der  fürstlichen  Gefolgschafts- 
leute, die  in  II,  1 — 5  erwähnt  sind,  beträgt  die  auf  ihre  Tötung 
gesetzte  Strafsumme  80  Grivna.  Das  ist  das  Doppelte  der  in 
der  ältesten  Redaktion  ausgesprochenen  Summe  I,  3:  „wenn 
es  ein  Russe  ist:  sei  es  ein  Gridin,  oder  Kaufmann  oder 
Jabetnik,  \>der  Schwertträger,   wenn   es    ein  Izgoj  ist  oder  ein 

Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissensclmft.    XXVI.  Band.  23 
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Slave  so  zahlt  man  40  Grivna  für  ihn"  ^).  Wie  haben  wir 
diese  Verdoppelung  anzusehen?  Ich  darf  da  wiederholen,  was 
ich  früher  schon  bei  Besprechung  des  Verhältnisses  der  ersten 
Redaktion  zu  den  germanischen  Volksrechten  und  bei  Unter- 
suchung des  Einflusses,  den  etwa  die  germanischen  Volksrechte 
auf  die  Ausbildung  des  Russischen  Rechtes  hatten,  gesagt  habe : 
„Wir  brauchen  nicht  anzunehmen,  daß  das  [diese  Verdoppelung 
der  Strafsumme  von  40  auf  80  Grivna]  unter  dem  Einfluß  des 
germanischen  Rechtes,  dessen  Bekanntwerden  in  Rußland  ja 
schon  mit  den  Zusätzen  zur  ältesten  Redaktion  einsetzt,  ge- 
schehen sei.  Sobald  einmal  der  Fürst  seit  Vladimir  die  Rechts- 
pflege an  sich  zog,  war  es  ein  ganz  natürlicher  Vorgang,  daß 
er  die  Angehörigen  seiner  Gefolgschaft,  seine  Beamten,  als  die 
sozial  höher  und  ihm  näher  stehenden  mit  besonderem  Schutze 
umgab,  der  sich  eben  in  der  Verdoppelung  der  Strafe  für  ihre 
Ermordung  ausdrückte"  ^).  Die  Verdoppelung  der  Strafe  erfolgte 
nur  unter  dem  Gesichtspunkt,  daß  der  Getötete  einer  besonders 
privilegierten  Klasse  von  Leuten  in  der  altrussischen  Gesellschaft 
angehörte.  Auf  die  Motive  der  Tötung  —  sofern  diese  nicht, 
wie  II,  3  angenommen,  überhaupt  als  berechtigt  und  darum 
straflos  bleibend  anzusehen  ist  — ,  auf  einen  verschiedenen  Grad^ 
der  verbrecherischen  Absicht  ist  bei  der  Zumessung  der  Straf- 
höhe keine  Rücksicht  genommen  ^).  Wohl  spielen  die  Um- 
stände der  Tat,  ihr  Charakter  als  einfacher  Tötung  oder  als 
Mordes  eine  Rolle  bei  der  Frage  nach  der  Haftung  der  Gemeinde 
für  die  in  ihrem  Bezirk  begangene  Tat^). 

Die  alte  Totschlagsbuße  von  40  Grivna,  die  für  die  Tötung 


')  Die  Erklärung  der  Stelle  I,  3  s.  diese  Z.  XXIV,  S.  368  f.,  381  f. 

2)  Diese  Z.  XXIV,  S.  501,  vgl.  auch  S.  452;  auch  Presnjakov,  Fürsteiirecht 
S.  265,  sieht  in  der  Verdoppelung  den  Ausdruck :  cneuia.iLHoft  Kuaxoa  aamaiu. 
Vladimirskij-ßudanov ,  Uebersicht  S.  816,  konstatiert  die  Tatsache  der 
Verdoppelung  der  Strafe,  ohne  nach  dem  Grund  dieser  Verdoppelung, 
ob  sie  nicht  etwa  germanischen  Ursprungs  sei,  zu  fragen. 

^)  Dazu  siehe  Vedrov,  Geldstrafen  S.  60. 

■•)  Dazu  siehe  oben  S.  195. 
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der  gewöhnlichen  Leute  noch  III,  5  bestehen  bleibt,  finden  wir 
in  der  zweiten  Redaktion  überhaupt  nicht.  Die  Strafbestira- 
rnungen  der  zweiten  Redaktion  kennen  nur  ein  Wergeid  zu 
80  Grivna,  II,  1,  4,  5;  und  die  Berechnung  der  Abgaben  und 
Gebühren  für  den  Wergeidmann  II,  24  setzt  ebenfalls,  im 
Gegensatz  zu  ihrer  Parallelstelle  III,  12,  nur  ein  Wergeid  von 
80  Grivna  in  der  zweiten  Redaktion  voraus.  Es  handelt  sich 
eben,  wenn  von  Tötung  in  der  zweiten  Redaktion  die  Rede  ist, 
II,  1 — 5,  nur  um  fürstliche,  nicht  um  sonstige  freie  Leute. 

Der  Ersatz  für  die  Tötung  der  niederen  fürstlichen  Diener, 
unfreien  Standes,  beträgt  12  und  5  Grivna;  gleich  hoch  gewertet 
sind  einige  Personen,  die  nicht  zur  fürstlichen  Dienerschaft  ge- 
hören. 

Auf  unsere  zweite  Frage,  wer  diese  Strafe  bzw.  den  mit 
ihr  bei  den  fürstlichen  Gefolgsleuten  zusammenfallenden  Ersatz 
bestimmt  habe,  ist  zu  antworten :  der  Fürst.  Er  schützt  sich 
und  sein  Gefolge  dadurch,  daß  er  Zahlung  eines  erhöhten  Wer- 
geides bzw.  Ersatzes  von  zweimal  vierzig  Grivna  anordnet.  In 
seiner  Straffestsetzung  bzw.  der  Bemessung  der  Ersatzsumme 
verfuhr  dabei  der  Fürst  doch  nicht  ganz  nach  Willkür;  er 
ging  aus  von  den  Geldsummen,  die  sich  als  Totschlagsbuße  ge- 
wohnheitsrechtlich ausgebildet  hatten,  nämlich  von  den  40  Grivna, 
er  verdoppelte  nur  die  als  Buße  für  die  Tötung  schon  vor- 
gefundene Summe  ^). 

Strafe,  prodaza^  für  Körperverletzung   und  Eigentums- 


\)  Als  Parallele  sei  verzeichnet,  was  M.  Handelsmann:  Die  Strafe 
im  polnisch- schlesischen  Recht  —  siehe  oben  S.  257,  Note  2  —  S.  216  f. 
sagt:  „neben  der  Gewohnheit  sehen  wir  auch  das  Gesetz,  das  aber  nicht 
den  Charakter  eines  festgestellten  Rechtssatzes  trägt,  sondern  vielmehr  eine 
Feststellung  willkürlicher  Willensäußerung  des  Herrschers  zu  sein  scheint". 
S.  218:  „Wenn  auch  die  consuetudo  eine  Rolle  bei  dem  Strafmaß  spielte, 
wenn  sie  auch  ein  System  gestaltet  hat  (Geldstrafen) ,  konnte  doch  die 
arbiträre  Macht  des  Herrn  sie  nach  Willkür  lenken."  S.  220:  „Das  Gesetz, 
das  in  den  Edikten,  in  den  Kompositionen  und  Immunitäten  seinen  Aus- 
druck findet,  wurde  also  neben  dem  Gewohnheitsrecht  die  zweite  Form 
der  obrigkeitlichen  Willensäußerung,  durch  die  die  Strafe  geregelt  wurde." 
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verletzuno-en,  wie  Diebstahl,  Beschädigung  und  Vernichtung 
fremden  Eigentums,  haben  wir  in  der  zweiten  Redaktion  in 
dreifacher  Höhe:  12  Grivna,  3  Grivna,  60  Rezana.  Die  höchste 
Strafe  von  12  Grivna  finden  wir  II,  10  für  Diebstahl  eines 
fremden  Sklaven  oder  einer  Magd,  die  als  Sache,  die  einem 
anderen  gehört,  angesehen  werden,  ferner  II,  14  für  unerlaubte 
Peinigung  eines  fürstlichen  Gefolgsmannes.  Die  Strafe  für 
diese  Peinigung  des  fürstlichen  Gefolgsmannes  ist  viermal  so 
hoch  als  die  zu  3  Grivna  angegebene  bei  Peinigung  eines 
Bauern,  also  eines,  der  nicht  zum  privilegierten  Stande  fürst- 
licher Gefolgschaftsleute  gehört.  Diese  beiden  Strafsätze  von 
3  und  12  Grivna  kennen  wir  schon  aus  der  ersten  Redaktion, 
3  Grivna  als  Buße  für  einfache  Körperverletzung  und  Sach- 
beschädigung bzw.  Gebrauchsanmaßung,  12  Grivna,  das  Vier- 
fache, als  Buße  für  erschwerte  Körperverletzung,  für  Körper- 
verletzung schimpflicher  Art  von  Freien  begangen  und  Körper- 
verletzung am  freien  Mann  vom  Sklaven  verübt  ^).  So  mögen 
denn  die  Straf sätze  von  3  und  12  Grivna  in  II,  14  nach  dem 
Vorbild  der  alten  Ersatzsummen  der  ersten  Redaktion  so  fest- 
gesetzt worden  sein,  wobei  also  bei  der  Vervierfachung  der 
Summe  von  3  Grivna  zu  12  Grivna  das  Moment  der  besonderen 
Ehrverletzung,  für  den  fürstlichen  Gefolgsmann  der  Schimpf- 
lichkeit, Peinigung  zu  erleiden,  seine  Rolle  gespielt  haben  wird. 
Auf  Grenzverletzung  steht  nach  II,  15  a  gleichfalls  Strafe  von 
12  Grivna.  Diese  hohe  Strafe  ist  wohl  damit  zu  erklären,  daß 
es  sich  nicht  um  eine  einmalige  Wegnahme  oder  Schädigung 
fremden  Eigentums,  wie  beim  einfachen  Diebstahl  in  II,  15b 
z.  B.,  handelt,  sondern  um  eine  dauernde  Verkürzung  fremden 
Besitzstandes,  deren  den  Eigentümer  schädigende  Wirkung  z.  B. 
bei  einem  Ackerfeld  sich  regelmäßig  bei  der  Ernte  wiederholt. 
Strafe  von  3  Grivna  oder,  mit  Zurechnung  der  Ge- 
bühren, von  3  Grivna  30  Rezana  finden  wir  angegeben  II,  12 
für  Diebstahl  in  Haus  und  Hof,  also  von  größeren  Haustieren, 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  332,  313. 
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wie  Pferd,  Stier  usw.,  II,  13  für  Vernichtung  eines  fürstlichen 
Wald  Bienenstocks,  II,  14  für  unerlaubte  Peinigung  eines  Bauern, 
II,  16c  für  Diebstahl  eines  fremden  Hundes,  Habichts  oder 
Falken. 

Strafe  von  60  Rezana  ist  verfügt  in  II,  15b  für  Dieb- 
stahl eines  Schiffes,  II,  16  b  für  den  von  Geflügel,  wie  Ente, 
Gans,  Kranich,  Schwan,  II,  22  für  den  kleinerer  Haustiere,  wie 
Schaf,  Ziege  oder  Schwein.  Die  Grivna  zählt  50  Rezana. 
Nehmen  wir  nun  an,  daß,  wie  bei  der  Angabe  der  Strafe  von 
3  Grivna  als  3  Grivna  und  30  Rezana  in  II,  12,  zur  Strafe  von 
1  Grivna  gleich  50  Rezana,  die  Aufgreifegebühr  von  20  ^/o,  gleich 
einem  Fünftel  schon  zugeschlagen  ist,  so  beträgt  die  Strafe  allein 
ohne  die  Aufgreifegebühr  50  Rezana,  gleich  einer  Grivna  ^).  Diese 
Summe  haben  wir  aber  gleichfalls  schon  in  der  ersten  Redaktion 
als  Buße  für  den  Versuch  der  Körperverletzung  in  I,  12  ge- 
troffen ^).  Somit  wäre  auch  dieser  Betrag  von  der  ersten  Re- 
daktion übernommen,  und  wir  fänden  dann  alle  Bußsummen 
der  ersten  Redaktion  in  der  zweiten  Redaktion  wieder,  freilich 
die  Totschlagsbuße  von  40  Grivna  in  ihrer  Verdoppelung  auf 
80  Grivna. 

Von  diesen  Strafen  zu  12,  3  und  1  Grivna  ist  ebenfalls 
anzunehmen,  daß  der  Fürst  sie  in  dieser  Höhe  bestimmt  und 
daß  er  sich  dabei,  ebenso  wie  bei  dem  Ersatz  für  Tötung  eines 
seiner  Gefolgsleute,  an  die  gewohnheitsrechtlich  feststehenden 
älteren  Ersatzsummen,  wie  sie  uns  in  der  ersten  Redaktion  vor- 
liegen, angeschlossen  hat.  Die  Strafen  der  zweiten  Redaktion 
sind  also  durchweg  Geldstrafen;  ob  die  in  II,  14  erwähnte 
„Peinigung  ohne  des  Fürsten  Geheiß"  als  eine  Art  Körperstrafe 
anzusehen  sei ,   ist  oben  schon  S.  254  f.  besprochen  worden  ^). 


^)  Vgl.  dazu  oben  S.  300  und  Lange,  Kriminahecht  S.  89- 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  332. 

^)  Von  Körperstrafen  redet  das  Russische  Recht  nur  ganz  wenig:  in 
III,  88,  resp.  I,  23,  ferner  vom  Schlagen  bzw.  Erschlagen  eines  Miet- 
arbeiters  oder  Sklaven  vgl.  Timofeev ,  A.  G. :   llciopia  rkiecHHxi  HaKaaaHifi  ni 

pyccKOMi  npaßi,  C.  neTepßyprt  1897,   S.  51  f. 
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Der  Ersatz  an  den  Geschädigten  ist  in  der  zweiten 
Abteilung  der  zweiten  Redaktion  weit  weniger  oft  angegeben 
als  die  Strafe.  Ersatz  allein  ohne  Strafe  haben  wir  vorgefunden 
in  11,  16a  und  21,  dazu  gehört  noch  die  Bestimmung  II,  9 
von  der  ersten  Abteilung,  die  den  Ersatz  für  verschiedene 
Tiere,  an  erster  Stelle  das  füstliche  Pferd,  angibt.  Ersatz 
neben  der  Strafe  ist  verzeichnet  in  II,  15  b  und  16  b.  In  den 
Angaben  über  den  Ersatz  bzw.  über  den  Ersatz  in  seinem  Ver- 
hältnis zur  Strafe  sind  solche  Differenzen,  daß  sie  uns  nahe- 
legen, verschiedene  Quellen  dieser  Bestimmungen  anzunehmen. 
Der  Ersatz  beträgt  die  Hälfte  der  Strafe  in  II,  15  b  und  16b, 
diese  beiden  Bestimmungen  haben  wir  oben  S.  278  schon  als 
von  einem  Autor  stammend  erkannt.  Für  Taube  und  Huhn 
beträgt  der  Ersatz  nach  II,  16  a  9  Kuua;  je  nachdem  wir  nun 
Rezana  den  Kun  gleichwertig  setzen  oder  die  Kun  zu  2  Rezana 
rechnen,  beträgt  der  Ersatz  in  II,  16  b  für  Ente,  Gans,  Kranich 
und  Schwan  entweder  30  Kuna  oder  15  Kuna.  Taube  und 
Huhn  einerseits,  Ente,  Gans  usw.  anderseits  können  aber  doch 
in  ihrem  Wert  nicht  so  stark  voneinander  verschieden  sein, 
daß  die  Differenz  zwischen  9  Kuna  und  15  oder  gar  30  Kuna 
bei  einem  und  demselben  Autor  berechtigt  erschiene.  Auch 
das  legt  den  Schluß  auf  verschiedene  Quellen  nahe.  Auf  ver- 
schiedene Quellen  deutet  auch  das  Verhältnis  von  II,  9  und  12 
zu  II,  16b.  In  II,  16b  beträgt  also  der  Ersatz  die  Hälfte  der 
Strafe,  in  II,  9  dagegen  ist  der  Ersatz  für  das  Pferd  auf  3 
(oder  2)  Grivna  bestimmt,  dieselbe  Summe,  die  in  II,  12  als 
Strafe  für  den  Diebstahl  des  Pferdes  erscheint.  Der  Ersatz 
für  den  Stier  ist  nach  II,  9  eine  Grivna,  die  Strafe  für  Dieb- 
stahl des  Stieres  ist  nach  II,  12  3  Grivna,  also  der  Ersatz  ist 
in  seinem  Verhältnis  zur  Strafe  hier  wieder  anders  als  bisher  an- 
gegeben. Lamm  und  Hammel  werden  dem  Ersatz  nach  in  II,  9  auf 
1  Nogata  gewertet,  die  Strafe  für  Diebstahl  des  ihnen  im  Wert 
etwa  gleichkommenden  Schafes,  Ziege  oder  Schwein  beträgt 
nach  II,  22  60  Rezana,  also  haben  wir  auch  hier  ein  anderes 
Verhältnis  von  Ersatz  zu  Strafe,  als  wir  es  in  II,  15  b  und  16  b 
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treffen.  So  kommen  wir  auch  aus  der  Betrachtung  dieser  Summen 
in  ihrem  verschiedenen  Verhältnis  zueinander  zu  dem  Schluß, 
daß  hier  Bestimmungen   aus   verschiedenen  Quellen    vorliegen. 

Wir  können  hier  die  Frage  einschalten:  da  wir  in  der 
zweiten  Redaktion  staatlicherseits  verhängte  Strafe  antreffen, 
wie  ist  diese  Strafe  entstanden?  Vladimirskij-Budanov ^) 
weist  gerade  auf  die  Stellen  der  zweiten  Redaktion,  in  denen 
Strafe  und  Ersatz  gemeinsam  genannt  werden,  hin,  um  zu  be- 
haupten, die  Strafe  des  Russischen  Rechtes  habe  sich  bilden 
können  durch  Verdoppelung  oder  Verdreifachung  des  Wertes 
einer  Sache.  Das  paßt  aber  nur  auf  die  beiden  Stellen  II,  15  b: 
„wenn  er  aber  ein  Boot  stiehlt,  so  zahlt  er  für  das  Boot 
30  Rezana  und  Strafe  60  Rezana",  und  II,  16b:  „aber  bei 
einer  Ente  und  Gans  und  einem  Kranich  und  Schwan  30  Rezana, 
aber  Strafe  60  Rezana".  Sergeevic^)  meint  im  allgemeinen,  die 
Entwicklung  der  fürstlichen  Strafen  geschah  in  der  Periode 
des  Russischen  Rechts  auf  Rechnung  der  Verkürzung  des 
Privatersatzes. 

Bei  der  Untersuchung  der  ältesten  Redaktion  des  Russi- 
schen Rechts  und  des  Verhältnisses,  in  dem  ihre  Bestimmungen 
zu  den  Parallelbestimmungen  der  dritten  Redaktion  stehen, 
haben  wir  gesehen,  daß  der  in  der  ältesten  Redaktion  aus- 
gesprochene Ersatz  bei  der  Uebertragung  der  Bestimmungen 
in  die  dritte  Redaktion  in  der  größeren  Mehrheit  der  Fälle  zu 
Strafe  geworden  ist,  und  zwar  derart,  daß  die  Summe  von 
Grivna,  die  in  der  ältesten  Redaktion  Ersatz  war,  nun  in  der 
dritten  Redaktion  Strafe  wird^).  Vergleichen  wir  nun  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  einmal  die  entsprechenden  Beträge  der  ersten 
und  zweiten  Redaktion.  Die  Totschlagsbuße  zu  40  Grivna  von 
I,  2,  3  ist  in  der  zweiten  Redaktion  zum  Wergeid  geworden 
unter  Verdoppelung  des  Betrags,  da  es  sich  um  fürstliche  Ge- 
folgsleute handelt,  während  die  alte  Summe  von  40  Grivna  für 

1)  Chrestomathie  I,  S.  15 '^ 

2)  Vorlesungen  S.  387  ^ 

'')  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  34S  f. 


360  Goetz. 

die  Tötung  gewöhnlicher  Leute  erst  III,  5,  8  als  Strafe  d.  h. 
als  Wergeid  wieder  erscheint.    Ein  Ersatz  von  3  Grivna  ist  in 

I,  6,  11,  13  ausgesprochen  für  einfache  Körperverletzung;  als 
Strafe  für  Körperverletzung  finden  wir  die  3  Grivna  II,  14  bei 
der  Peinigung  eines  Bauern.  Als  Ersatz  für  Gebrauchsanmaßung 
einer  fremden  Sache,  Sklave,  Pferd,  Waffen,  Kleidung  und 
verzögerte  Rückgabe  von  Geld,  begegnet  uns  die  Summe  von 
3  Grivna  —  außer  der  Rückgabe  der  betreffenden  Sache  an 
den  Eigentümer  —  in  I,  15,  IG,  17,  20;  als  Strafe  für  Dieb- 
stahl von  Pferd,  Stier  oder  [eines  Gegenstandes]  aus  dem  Ge- 
mach, oder  für  Vernichtung  eines  Waldbienenstocks  ist  die 
Strafe  von  3  Grivna  genannt  in  II,  12,  13.  Es  ist  hier  nicht 
dieselbe  Tat,  die  in  der  ersten  Redaktion  mit  3  Grivna  Ersatz, 
in  der  zweiten  mit  3  Grivna  Strafe  belegt  ist,  denn  nach  den 
Bestimmungen  der  ersten  Redaktion  bekommt  der  Geschädigte 
sein  Eigentum  wieder,  während  das  in  der  zweiten  Redaktion 
nicht  erwähnt  ist.  Aber  verwandt  ist  die  Gebrauchsanmaßung 
der  ersten  Redaktion  dem  Diebstahl  der  zweiten,  und  wenn  der 
Eigentümer  die  gestohlene  Sache  nicht  wieder  bekam,  erhielt 
er  doch  wohl  auch,  wie  aus  anderen  Paragraphen  der  zweiten 
Redaktion  hervorgeht,  Ersatz  für  das  ihm  abhanden  gekommene 
Eigentum.  So  deckt  sich  also  doch  die  Verhängung  der 
3  Grivna  in  beiden  Redaktionen,  in  der  ersten  als  Ersatz,  in 
der  zweiten  als  Strafe.  Als  Ersatz  für  schwere,  schimpfliche 
Körperverletzung  treffen  wir  12  Grivna  in  I,  7,  8,  11,  22;  als 
Strafe  für  schwere,  schimpfliche,  weil  einem  Angehörigen  der 
fürstlichen  Gefolgschaft  zugefügte  Körperverletzung  bietet  uns 

II,  14  die  12  Grivna.  Wo  12  Grivna  als  Strafe  für  Diebstahl 
oder  Sachbeschädigung  in  der  zweiten  Redaktion  angegeben 
sind,  da  handelt  es  sich  auch  um  besonders  schwere  Fälle:  II,  10 
um  Diebstahl  eines  Sklaven  oder  einer  Magd,  also  des  wich- 
tigsten und  wertvollsten  der  Eigentumsstücke,  II,  15  um  Grenz- 
verletzung, die  nicht  nur  einmalige,  sondern  sich  regelmäßig 
wiederholende  Schädigung  zur  Folge  hat.  Auch  hier  ist  eine 
große  Uebereinstimmung  in  Verhängung  derselben  Summe,  in 
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der  ersten  Redaktion  als  Ersatz,  in  der  zweiten  als  Strafe,  vor- 
handen. 

Die  Summe  von  1  Grivna  treffen  wir  in  der  ersten  Re- 
daktion nur  einmal,  1,  12  als  Ersatz  für  den  Versuch  einer 
Körperverletzung.  Eine  Strafe  von  60  Rezana  bzw.  1  Grivna, 
wenn  wir  die  Aufgreifegebühr  von  den  60  Rezana  abziehen,  hat 
die  zweite  Redaktion  für  Diebstähle  von  Gegenständen  geringeren 
Wertes,  als  da  sind  II,  15  Schiff,  II,  16  und  22  kleinere  Haustiere. 
Eine  gewisse  Aehnlichkeit  der  Beurteilung  kleinerer  Vergehen 
durch  Verhängung  derselben  Summe,  in  der  ersten  Redaktion  unter 
dem  Gesichtspunkt  des  Ersatzes,  in  der  zweiten  unter  dem  der 
Strafe,  läßt  sich  auch  hier  nicht  verkennen. 

So  können  wir  im  ganzen,  was  die  Entstehung  der  Strafe 
im  Russischen  Recht  angeht,  wohl  sagen,  daß  die  in  der  ältesten 
Redaktion  für  gewisse  Vergehen  ausgesprochenen  Ersatzsummen 
in  der  zweiten  Redaktion,  nach  Einführung  staatlich-fürstlich 
geregelter  Rechtspflege,  zu  Strafen  für  dieselben  oder  ihnen  an 
Schwere  etwa  gleichkommende  Vergehen  geworden  sind. 

Selbstverständlich  wurde  mit  Einführung  der  staatlichen 
Strafe  die  Verpflichtung  des  Täters  zur  Ersatzleistung  an  den 
Verletzten  bzw.  Geschädigten  nicht  aufgehoben^),  wie  wir  ja 
vorhin  S.  358  gesehen  haben ,  wenn  auch  der  Ersatz  in  der 
zweiten  Redaktion  nicht  so   oft   angegeben  ist   als   die  Strafe. 

Vergleichen  wir  nun  speziell  unter  dem  Gesichtspunkt  der 
Beträge  für  Strafe  und  Ersatz  —  denn  in  anderer  Hinsicht 
werden  wir  diesen  Vergleich  noch  besonders  anstellen  müssen  — 
die  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  mit  den  Parallelstellen 
der  dritten  Redaktion.  Die  Tötung  eines  fürstlichen  Gefolgs- 
mannes ist  II,  1  und  III,  2  gleichmäßig  mit  den  80  Grivna 
bewertet,  bei  denen,  wie  wir  oben  S.  343  sahen,  Wergeid  als 
staatliche  Strafe  und  Kopfgeld  als  Ersatz  an  den  Fürsten  zu- 
sammenfällt. Die  in  der  Strafsumme  dem  Ogniscanin  gleich- 
gestellten Gefolgsleute,  der  Tiun  von  II,  4  und  der  Oberstall- 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  443. 
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meister  in  II,  5  sind  unter  Angabe  derselben  Summe  in  III,  13 
zusammengezogen.  Ebenso  sind  auch  die  auf  Tötung  niederer 
fürstlicher  Diener  in  II,  G — 8  gesetzten  Summen  in  die  dritte 
Redaktion  nach  III,  13,  16,  17  übernommen,  nur  ist  dem  aus 
II,  7  nach  III,  16  übertragenen  Bauernsklaven  mit  dem  Betrag 
von  5  Grivna  noch  die  Magd  zum  Werte  von  6  Grivna  bei- 
gesellt. 

Die  in  II,  9  für  eine  Reihe  von  Tieren  angegebenen  Ersatz- 
summen sind,  unter  Beifügung  einiger  weiterer  Tiere,  unter 
gelegentlicher  Vertauschung  von  Rezana  mit  Kuna,  endlich 
unter  Erhöhung  des  Ersatzes  für  ein  dreijähriges  von  15  Kuna 
auf  30  Kuna,  nach  III,  55,  56  übertragen  und  dabei  aus- 
drücklich als  Ersatz  im  Gegensatz  zur  Strafe  charakterisiert: 
„das  sind  die  Abgaben  für  Bauern,  wenn  sie  dem  Fürsten 
Strafe  zahlen".  Damit  ist  also  die  erste  Abteilung  der  zweiten 
Redaktion  zu  Ende.  Die  „für  das  Unrecht"  in  11,  10  er- 
folgende Zahlung  von  12  Grivna  wird  III,  47  zu  „Strafe 
an  den  Fürsten".  Bei  der  Zahlung  in  II,  12  ist  keine  nähere 
Bezeichnung  der  Summe  vorhanden ,  sie  fehlt  auch  in  der 
Parallelstelle  III,  52;  bei  II,  13  heißt  es  ebenfalls  nur  „3  Grivna", 
daraus  sind  III,  100  „3  Grivna  Strafe"  geworden  und  außer- 
dem ist  der  Ersatz  angegeben.  Die  „3  Grivna  für  das  Un- 
recht" von  II,  14  finden  wir  III,  103  als  „3  Grivna  Strafe" 
und  dazu  ist  noch  der  Ersatz  angegeben:  „für  die  Peinigung 
1  Grivna- Kun".  In  der  zweiten  Hälfte  von  II,  14  steht  ohne 
weitere  Bezeichnung  „12  Grivna",  das  spaltet  sich  in  III,  103 
wieder  in  Strafe  und  Ersatz:  „12  Grivna  Strafe  und  für  die 
Peinigung  1  Grivna".  Aus  der  Bezeichnung  „für  das  Unrecht 
12  Grivna"  von  II,  15  a  ist  in  III,  97  wieder  „12  Grivna 
Strafe"  geworden;  II,  15b  bietet  schon  das  Wort  „Strafe",  das 
ist  in  III,  104  geblieben,  nur  sind  die  Rezana  auch  hier  wieder 
in  Kuna  umgewandelt,  und  der  Ersatz  je  nach  der  Größe  des 
gestohlenen  Schiffes  spezialisiert.  Bei  der  Uebertragung  von 
II,  16  b,  das  wie  II,  15  b  aufgebaut  ist,  nach  III,  106  c  ist  nur 
der,  auch  jetzt  in  der  dritten  Redaktion  in  Kuna  statt  wie  in 
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der  zweiten  Redaktion  in  Rezana  angegebene,  Ersatz  in  der- 
selben Höhe  geblieben,  die  II,  16b  genannte  Strafe  von 
60  Rezana  fehlt  auffallenderweise  in  III,  106  c.  Das  erste  Stück 
dieses  Paragraphen,  II,  16a  ist  unverändert,  als  Angabe  des 
Ersatzes  nach  III,  106b  versetzt;  aus  der  Bezeichnung  „für 
das  Unrecht  3  Grivna"  in  II,  16  c  ist,  wie  schon  bei  anderen 
Bestimmungen,  in  III,  106  a  Strafe  in  derselben  Höhe  und  dazu 
Ersatz  1  Grivna  geworden.  Daß  für  Erschlagen  des  nächt- 
licherweile ertappten  Diebes,  falls  man  ihn  bis  zum  Tagesanbruch 
gefangen  hält,  etwas  zu  zahlen  ist,  II,  19:  „man  zahlt  für  ihn", 
finden  wir  in  III,  51,  nur  um  den  Betrag  der  Zahlung  ver- 
mehrt: „man  zahlt  für  ihn  12  Grivna".  Die  Stellen  II,  21  und 
III,  107  sind  hier  nicht  gut  zu  verwenden,  da,  wie  oben  S.  293 
schon  gesagt,  III,  107  wohl  verdorben  ist.  Bei  II,  22  im  Ver- 
hältnis zu  III,  53  finden  wir,  was  wir  ähnlich  schon  bei  II,  16  b 
bzw.  III,  106c  getroffen  haben,  daß  die  Bezeichnung  Strafe, 
prodala^  aus  der  zweiten  Redaktion  nicht  in  die  dritte  mit 
übernommen  ist,  während  die  Summe,  unter  der  üblichen  Ver- 
tauschung von  Rezana  mit  Kuna,  dieselbe  geblieben  ist. 

Sehen  wir  von  der  Umwandlung  des  Terminus  „für  das 
Unrecht"  in  „Strafe",  prodaza,  und  von  der  Beifügung  des 
Wortes  „Strafe"  in  der  dritten  Redaktion  ab,  so  finden  wir 
ein  Mehr  in  der  dritten  Redaktion  bei  II,  13,  14,  16  c,  die 
sich  in  III,  100,  103,  106  a  in  Strafe  und  Ersatz  spalten,  bei 
II,  15  b,  dessen  Schiff  in  III,  104  nach  seiner  Größe  verschieden 
taxiert  wird,  und  bei  II,  19,  dem  in  III,  51  die  Höhe  der  Summe 
mit  12  Grivna  beigefügt  ist;  ein  Weniger  bietet  uns  die  dritte 
Redaktion  bei  II,  10  b,  dessen  Angabe  der  Strafe  von  60  Rezana 
in  III,  106  c  fehlt,  und  bei  II,  22,  aus  dem  die  Bezeichnung  der 
Summe  als  „Strafe",  prodaza^  nicht  nach  III,  53  über- 
nommen ist. 


§  17.    GerichtsTerfassung  und  Gerichtsverfahren. 

Zur  Erkenntnis   der   altrussischen  Gerichtsverfassung   und 
des    Gerichtsverfahrens    bietet   uns    die    zweite    Redaktion    nur 
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dürftiges  Material,  weit  weniger  als  die  dritte  Redaktion  ent- 
hält. Das  erklärt  sich  daraus,  daß  wir  mit  den  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  erst  in  der  Anfangszeit  einer  staatlich 
geordneten  Rechtspflege  stehen.  Wir  werden  daher  manche 
Fragen,  die  bei  Erklärung  der  dritten  Redaktion  sich  aus- 
führlicher beantworten  lassen,  jetzt  nur  eben  streifen  können, 
wofern  wir  uns  auf  den  Inhalt  der  zweiten  Redaktion  im 
wesentlichen  beschränken  und  ihn  nicht  zu  sehr  mit  den  er- 
weiterten Angaben  der  dritten  Redaktion  vermischen  wollen. 
Bei  der  in  der  zweiten  Redaktion  gegenüber  der  ältesten 
Redaktion  veränderten  Lage  des  ganzen  Rechtswesens  tritt  der 
Fürst  in  seinen  verschiedenen  Funktionen  auf  dem  Gebiet  des 
Rechtslebens  deutlicher  hervor,  wenn  das  auch  manchmal  in 
den  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  mehr  indirekt  nur 
angegeben  ist.  Als  Gesetzgeber  finden  wir  ihn  in  II,  1  fl'.,  wenn 
er  zum  speziellen  Schutz  seiner  fürstlichen  Gefolgschaft  die 
Totschlagsbuße  —  um  diese  ältere  Bezeichnung  noch  zu  ge- 
brauchen —  auf  das  Doppelte  ihres  früheren  Betrages  erhöht  ^). 
Mehr  Gesetzgeber  wie  Richter  ist  er  auch,  wenn  er  in  dem 
Einzelfall  der  Tötung  seines  Oberstallmeisters  in  II,  5  eine  schon 
bestehende  Rechtsnorm  sinngemäß  auf  einen  neuen  Fall  aus- 
dehnt^). Ueberhaupt  dürfen  wir  speziell  die  ganze  erste  Ab- 
teilung der  zweiten  Redaktion,  auch  wenn  wir  die  Ueberschrift 
der  zweiten  Redaktion  außer  Betracht  lassen,  als  Ausfluß  der 
gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  Fürsten  ansehen,  da  es  sich  ja, 
wie  bei  verschiedenen  ihrer  Bestimmungen  zu  betonen  war, 
nicht  um  einzelne  richterliche  Entscheidungen  allein  handelt, 
sondern  um  Aufstellung  allgemeiner  Normen ,  nicht  nur  um 
Strafurteile,  sondern  um  Strafgesetze,  wenn  schon  diese  ihren 
Ausgangspunkt  in  einem  einzelnen  Fall  haben  mochten.  In 
seiner  richterlichen  und  das  Verfahren  mit  einem  am  Tatort 
ertappten  Verbrecher  regelnden  Tätigkeit  lernen  wir  den  Fürsten 


^)  Siehe  oben  S.  213. 
2)  Siehe  oben  S.  219. 
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kennen  —  wofern  wir  von  II,  5  absehen  wollen,  das  ja 
auch  das  Moment  einer  richterlichen  Entscheidung  in  sich 
trägt  ^)  — ,  wenn  wir  den  Fürstenhof  in  II,  18  als  die  normale 
Gerichtstätte  angegeben  lesen,  und  wenn  wir  auf  die  in  II,  17 
bis  19  enthaltenen  Beschränkungen  der  früher  gestatteten  Aus- 
übung der  Rache  zugunsten  der  ordentlichen,  vom  Fürsten  als 
oberstem  Gerichtsherrn ,  sei  es  persönlich ,  sei  es  durch  seine 
Richterbeamten,  geübten  Rechtsprechung  achten  ^).  Als  Inhaber 
der  richterlichen  Gewalt  tritt  uns  der  Fürst  auch  in  der  Be- 
stimmung II,  14  entgegen,  die  die  Peinigung  „ohne  des  Fürsten 
Geheiß"  verbietet,  also  gleichfalls  an  Stelle  der  früher 
geübten  Selbstjustiz  jetzt  ein  geordnetes  Gerichtsverfahren 
unter  Mitwirkung  des  Fürsten  oder  seiner  Unterrichter  ver- 
langt^). Welche  Verbrechen  etwa  der  Fürst  selbst  damals 
seinem  eigenen  richterlichen  Urteil  zur  Entscheidung  vor- 
behielt, darüber  sagt  die  zweite  Redaktion  direkt  nichts;  wir 
könnten  nur  aus  II,  5  und  II,  18  schließen,  daß  schwerere  Ver- 
gehen, wie  Tötung  und  Diebstahl,  dazu  gehörten,  und  das  würde 
ja  zu  Nachrichten  jüngerer  russischer  Rechtsquellen  passen*). 
Ob  der  Fürst  auf  seinem  Fürstenhof  und  in  seiner  ständigen 
Residenz  richtete,  oder  auch  auf  seinen  Reisen  in  seinem  Lande, 
darüber  ist  aus  der  zweiten  Redaktion  gleichfalls  nichts  zu  ent- 
nehmen ^).     In   seiner   gerichtsorganisatorischen  Tätigkeit   tritt 

')  Siehe  die  Meinung  von  Stephanovskij  oben  S.  220. 

^)  Siehe  oben  S.  283,  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  159,  vom  Fürsten : 

xoriat   cyAHTB    caMt  —  cyji.uji'b,   ne    xot4jib  —  ee    cy^njiT).      Cy;i,HTi   .iuiho    öbuio    ^i-iOMt  ero 
bojih;  —  3T0  npaBO  KHasfl,  a  ne  ero  o6a3aHHOCTB ;    derselbe,   S.  170,    ZU   dem   III,   159 

erwähnten  Dvorjanin :  khhsb  BiposTHo  cajijäji'h  na  ciHaxt  (dieselbe  Wendung  in 
der  oben  S.  283  Note  3  angeführten  Stelle  aus  der  Gerichtsurkunde  von 

Pskov)   CB  CBoefi  ;i,pyacnHOio.     Otb  HasBaHia  ^Bopa  KHA/icecKaro  Morjio  npoHCxo;;uTi.  h  iiasBaHie 
ÄBopflHaMH  lixB  .iHi;%,  KOTopH«  BHnojHflfOTt  ji,o  cyji,a  OTHOCflmiflCH  nopyieHJa. 

3)  Siehe  oben  S.  254. 

^)  Siehe  oben  S.  283  Note  4. 

^)  Siehe  dazu  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  160 :  HenocpescTBeHHoe  ynpaacneHie 

KHÄSeMt    CBOefi    lOpHCAHKuiE    BHÄHO  HO  Bt  OäHUXTj  i;eHTpaJIBHHXX  Miciaxt.     ÜTapHU    OÖHMaß    KHflSeß 

is^HTB  caMHM'B  BB  ilOJilOÄBe,  rflt  coÖHpajucB  He  oflfl'b  ÄHHu,  a  TaKa:e  TBopii.ica  cyAiy,  —  BH^eH'B 
Bo  BCH)  3Ty  aiioxy. 
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uns  der  Fürst  II,  24  entgegen,  wo  die  Ordnung  der  an  den 
Wergeidmann  zu  entrichtenden  Abgaben  und  Gebühren  als 
„Abgabe  (Verordnung)  Jaroslavs"  bezeichnet  ist.  Dann  dürfen 
wir  auch  die  am  Schluß  von  II,  22  und  II,  23  mitgeteilte  Ver- 
teilung der  Strafgelder  auf  Anordnung  des  Fürsten  als  Zentral- 
punktes der  Rechtspflege  zurückführen.  Als  Empfänger  der 
Hauptsumme  der  Strafen  tritt  uns  der  Fürst  ebenfalls  in  II,  23 
entgegen;  bei  der  vom  Wergeid  handelnden  Bestimmung  II,  24 
ist  das  zwar  nicht  eigens  angegeben,  aber  wir  können  es  doch 
als  selbstverständlich  nach  den  anderen  uns  darüber  erhaltenen 
Quellen  annehmen  ^). 

Bei  der  Darstellung  des  Inhaltes  der  ersten  Redaktion 
konnte  ich  einem  Paragraphen  die  Ueberschrift  geben:  „Gre- 
meindegericht,  nicht  Fürstengericht**.  Jetzt,  in  der  zweiten 
Redaktion  hören  wir  von  einer  aktiven  Teilnahme  der  Gemeinde 
an  der  Fällung  des  Urteils  nichts  mehr^).  Was  die  zweite 
Redaktion  von  der  Gemeinde  berichtet,  betrifft  ihre  Anteil- 
nahme an  der  Aufspürung  des  Verbrechers,  ihre  Haftung  für 
einen  in  ihrem  Bezirke  begangenen  Mord,  wie  das  oben  S.  197  f. 
bei  Darstellung  des  Inhalts  von  II,  2  besprochen  ist,  und  dem- 
entsprechend wohl  auch  ihre  oben  S.  320  erwähnte  Beteiligung 
an  der  Aufbringung  der  Abgaben  und  Gebühren  für  den  das 
Wergeid  bei  Tötung  erhebenden  Wergeidmann  nebst  seinen 
Gehilfen.  Ausführlicher  als  die  zweite  Redaktion  berichtet 
dann  die  dritte  über  die  Verantwortung,  die  die  Gemeinde  für 


')  Siehe  oben  S.  204. 

^)  Vgl.  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke  III,  S.  54:    BHcmifi  cyA-b  paHo  iiepemeji. 

OTi.  oömHHH-coTHH  Bi.  Bi^^Hic  npeACTaBHTejiefi  ^ocy;^apcTBeHHOH  B-iacxu,  KOTopuxi.  ohi>  HHie- 
pecoBa.iii,  rjiaBHHM'L  oöpaaou'L ,  KaKx  Baacnaa  CTaxBa  AOXOAa.  Oxt  AP^BHaro  cyÄeÖHaro  dojho- 
BJiaciia  laipcicoro  coöpania  ocxajocB  to.ibko  yiacxie  laipa  bb  KHajKecKOMt  cy^i  MpesB  BuöopBUXb 
IIpe;^cxaBuxeJeH.     Bt  Bi^iHiß  oßo^Hnu,  o^Haro,  ocxajca  Huamiii    cy^t  no  ;vfcJiaMi>  ^paat;^aHCKHM^ 

H  HtKoxoptiM'B  ^i-iaM-B  yrojioBHUM'i>  Mea^y  laenaMu  oömuHu.  Zum  Vergleich  zieht 
Pavlov-Sil'vanskij  aus  dem  germanischen  Rechte  das  Marktgericht  herbei. 

Er  muß  aber  selbst  sagen:  y  Haei.  oxi.  y;\t.ibHaro  BpesieBu  ne  coxpaHujiocB  uuKaKuxi 
usB'facxiH  0  cooxBixcxBywineu'i.    H'feMe^KOMy    MapKOBOiay   cyAy    HuameMi.    cy^t  bojocxhoö  oöu^ubu. 

Die  zweite  Redaktion  berichtet  uns  darüber  auch  nichts. 
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ihre  Mitglieder,  sowie  für  die  in  ihrem  Gebiet  verübten  straf- 
baren Handlungen  trägt  ^). 

Unter  den  fürstlichen  Gerichtsbeamten  nimmt  die  erste 
Stelle  der  Wergeid  mann,  virnik,  ein.  Das  zeigt  die  Aus- 
führlichkeit, mit  der  die  ihm  und  seinen  Gehilfen  für  die  Er- 
füllung ihrer  Amtspflicht  zufließenden  Abgaben  und  Gebühren 
als  „Abgabe  (Verordnung)  Jaroslavs",  also  als  öffentlichrecht- 
lichen Charakter  tragend,  in  II,  24  dargestellt  sind.  Er  scheint 
mir  —  siehe  oben  S.  319  —  nicht  nur  der  Erheber  des  Wer- 
geides zu  sein,  sondern  auch  der  Richter,  der,  vom  Fürsten  zu 
seinem  Amt  bestellt,  an  Stelle  des  Fürsten  das  Urteil  spricht. 
Er  fällt  seine  Entscheidungen  nicht  nur  an  seinem  ständigen 
Wohnsitz,  sondern  reist  im  Auftrag  des  obersten  Gerichtsherrn, 
des  Fürsten,  zur  Ausübung  der  Rechtsprechung  umher,  bekommt 
dafür  auch  vier  Pferde  und  Futter  für  diese  gestellt  und  er- 
hält nach  seinem  Eintreffen  zum  Gericht,  wie  bei  seiner  Weiter- 
reise   aus    der   betreffenden   Gemeinde   besondere   Gebühren  ^). 


^)  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  166:  Oömana,  Bt  PyccKofi  lipaBAi,  aBMeicji 

TO  oTBiTCTBeHHOK)   3a  CBOHxi.  H.ieHOB'h ,    TO  OTBiTCTBCHHOH)  3a  npoHcmeCTBia ,    coBepniHBmiaca  Ha 

ea  seMjiii.  Die  Zusammenstellung  der  davon  in  der  dritten  Redaktion  han- 
delnden Stellen  siehe  bei  Goetz  I,  S.  278. 

^)  Siehe  oben   S.  223,  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  168:   B-^  PyccKoft 

lIpaB^^i  Ha  KaiK/iOM'B  mary  mli  6h/i,hmI)  noABH/KHofi  zapaKiepi  Bcixt  opraHOB'b  cy^a.  BupHUEH^ 
oxpoKH  rpeöyioTT.  Kopiaa  ^.la  Konefi,  iiepeKJaÄHHXt,  cc&flßux'b.  Caui  khäsb  ia^^Hrt  b-b  nojiiOÄBe. 
To-iLKO  y  noca^HUKa  cboü  ropaAB,  r^i  ohi  Bcer^a  ch;;uti>.    Vgl.  dazu  III,  146.  —  Auch 

hier  seien  aus  dem  Gesetzbuch  des  serbischen  Garen  Stephan  Dusan 
einige  Parallelstellen  angeführt.  Die  Richter  haben  Bezirke,  in  denen 
sie  umherreisen,  Zigel  S.  105,  §  181  (Novakovic  S.  139  und  254,  §  179): 

0  cy;^Lax'B.     Cy^BH   ä^    xo^ai-L   no   seMjaMt,    r^i   y   Koro   cboh   ORpyrt,    h  ä^  HaÄSupaioit  h 

samH^aroTT.  yöonixx  ii  mimiixi ;   S.  107,   §  184  (Novakovic  S.  141,   256,  §  182): 

0  He  ;^0Ji3EeHCTByK)iii,eMT,  öutb  BH^OBt.  Kto  {tKWBerh)  b-l  KaKOML  cyÄeÖHOMij  OKpyri,  to  ne 
BOJieH'B  (hhkto)  npH3£iBaT]b  (^pyraro  na  cy;i,i)  ko  A^opy  Moero  uapcsaro  BeüH^eciBa  hjh  Ky;;a-aH6o 
Bü  ÄPyroe  MicTO ,    HO   nycTb   uf^erb  BcaKifi  kü  CBOOMy  cyAbli,    Bt  'iteMi.  »HBeTi.  ORpyr-fc,  ^aÖM 

paacyAUTBca  no  3aK0Hy.  Das  Amt  des  Richters  ist  im  Gesetzbuch  des  Garen 
Stephan  Dusan  getrennt  von  dem  des  Sammlers  der  Strafen  und  Ge- 
bühren, Zigel  S.  97,  §  165  (Novakovic  S.  130,  245,  §  163):  0  cväshxx.    Bei 

cy;^BH,  ^To  CYji,iiTh,  ;i,a  aanHCHBajoit  cy^eÖHHa  pimoHia  h  ^a  xpaeait  npH  ceöi  sanacH,  a  APyro" 
cnHCOB'B    nepenHcasrnH    a^ioti.    xo^ay ,    kotophh    onpaB/i,aJca    Ha    cy^fc.       Cy^BH    a*    nocHjaioxt 
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Grjcko  ^)  ist  der  Meinung,  daß  in  den  kleineren  Orten,  also 
außerhalb  der  fürstlichen  Residenz,  das  Richteramt  in  den 
Händen  des  Tiun  lag.  Er  legte  Strafen  auf,  deren  Ein- 
ziehung dann  Sache  des  Wergeidmanns  gewesen  sei,  der  zu 
diesem  Zweck  herumreiste.  Zweifelhaft  ist  ihm  dabei,  ob  nicht 
der  Wergeid  mann  eine  Art  Revision  über  die  Berechtigung 
der  verhängten  Strafen  zu  üben  hatte.  Neben  dem  Wergeld- 
mann  wird,  als  weiterer  Gerichtsbeamter,  in  der  zweiten  Re- 
daktion noch  der  Schwertträger,  mecnih,  in  II,  23  genannt 
und  in  II,  22  bzw.  23  der  Auf  greif  er,  über  deren  Aemter 
ich  oben  S.  306  gesprochen  habe. 

lieber  das  Gerichtsverfahren  berichtet  uns  die  zweite 
Redaktion  nur  ganz  wenig  und  das  mehr  nebenbei.  Denn 
direkt  handelt  vom  Prozeßverfahren ,  vom  Beweis  für  die  ge- 
schehene Tat  der  Körperverletzung  nur  II,  11,  daß  der  blutig  oder 
blau  geschlagene  Mann  keinen  Zeugen  braucht.  Wir  haben 
oben  S.  247  gesehen,  daß  II,  11,  mit  kleinen  unwesentlichen 
Aenderungen  aus  I,  4  übernommen,  in  den  Zusammenhang 
der  Bestimmungen  in  der  zweiten  Redaktion  gar  nicht  paßt, 
daß  auch  gar  kein  Grund  für  seine  Einschaltung  in  die  zweite 
Redaktion  anzugeben  ist.  Zeugen  werden  noch  II,  19  genannt; 
von  ihrer  Aussage  darüber,  daß  der  des  Nachts  ertappte  Dieb 
bis  Tagesanbruch  gefangen  gehalten  wurde,  hängt  es  ab,  ob 
die  Tötung  des  Diebes  rechtmäßig  oder  strafbar  ist^).  Die 
Bedingungen,    unter   denen   eine    sonst  strafbare  Handlung  zu 


npHCiaBOBt  Äoöptixt,  cnpaBeAJHBHxt  ii  ÄoenoiiHHX'L  BipH.  Zigel  S,  95,  §  164  (Nova- 
kovic  S.  128,  244,  §  162)  :  0  npucTaBaxt.  IIpiiCTaBa  öeat  cyAefiCKofi  rpaiioTH  njiu  6e3i> 
rpaMOTH  Moero  ^apcKaro  BejanecTBa  HHKyAa  ^a  ne  xo^flit,  ho  Ky^a  uxb  nocujiaiorB  cyAiM,  ä» 
niimyT-B  MWb  rpaiaoTBi,  h  ä^  ne  öepext  npHCiaBt  nu^ero  uHoro,  KpOM'Jj  xoro,  o  neMi  HaniicaHO 
Bt  rpaMoii.  Zigel  S.  109:  ÄonojiHenk  iist  PaKOBei;KOH  pyKonncH  §  183,  CIX  oaEOH'B  o 
cöopmiiKaxt  nenen.  C6opmiiKii  nenefi,  KOiopHe  Haxo^aica  npii  cyAMii»,  a*  BSUMaiorB  rfe 
cy^eÖHHa  nenu,  kt.  KaKUMi)  npHroBOpaTt  cyABii  n  o  kohxi.  ohu  fla^yx*  cöopmHKaMi  nuc&MeaHoe 
CBUfl-feTejiBCTBO ;  ecjiH  ate  ne  npHroBopaxt  cy^Bu  h  ho  fla^yx-b  cÖopo^uKaux  nucBMeuHaro  csu^t 
TejiBCXBa,  xo  cöopmiiKU  dh  cx  Koro  ne  bo.ibhu  ninero  xpeßoBaxB. 

')  a.  a.  0.  S.  119. 
2)  Siehe  oben  S.  286. 
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einer  rechtmäßigen,  darum  straflos  bleibenden,  wird,  werden 
II,  3  und  II,  17  beim  Erwischen  bzw.  Töten  des  Diebes  auf 
frischer  Tat  behandelt ;  umgekehrt  zeigt  die  weitere  Erledigung 
des  Falles  mit  einem  nächtlicherweile  ertappten  Dieb  in  II,  18  f., 
wie  die  Nichtbeobachtung  des  staatlicherseits ,  vom  Fürsten, 
vorgeschriebenen  Verfahrens  ein  an  sich  erlaubtes  Vorgehen 
zu  einem  unerlaubten  wandelt  ^).  Vom  Indizienbeweis  sprechen 
11,  2,  das  die  Haftung  einer  Gemeinde  danach  beurteilt,  ob 
der  Kopf  des  Getöteten  bzw.  dieser  selbst  auf  ihrem  Gebiet 
liegt,  und  II,  20,  das  die  Rechtmäßigkeit  der  Tötung  eines 
Diebes  danach  bemißt,  ob  seine  Füße  innerhalb  oder  außer- 
halb des  Tores  des  von  ihm  bestohlenen  Hofes  aufgehoben 
werden.  Von  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  wird  II,  12,  22 
der  der  gleichmäßigen  Strafbarkeit  aller  Teilnehmer  an  einer 
strafbaren  Handlung  angegeben.  Darüber  ob  die  Tätigkeit 
des  Gerichts  und  seiner  Beamten  von  selbst,  d.  h.  von  Amts 
wegen  (Offizialprinzip),  eintritt,  oder  erst  auf  die  Stellung 
privater  Anklage  hin  erfolgt,  berichtet  die  zweite  Redaktion 
nichts  ^). 

Daß  der  Strafvollzug  nicht  mehr  Sache  des  einzelnen  ist, 
geht  aus  dem  in  der  zweiten  Redaktion  dargebotenen  System 
von  staatlichen  Geldstrafen,  deren  Erhebung  von  staatlichen 
Beamten  besorgt  wird,  von  selbst  hervor. 

Wie  der  Geschädigte  zu  dem  ihm  vom  Gericht  zuge- 
sprochenen Ersatz  kommt,  ob  seine  Beitreibung  auch  Sache 
der  Gerichtsbeamten  ist,  darüber  meldet  die  zweite  Redaktion 
nichts.     Daß    aber  speziell  die   dem  Fürsten   für  Tötung  eines 


0  Siehe  oben  S.  286. 

^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  613:  noHaiie  o  rocy^apciBi, 
KaKi  HCTi;i  (b'b  fl'bjiax'B  yrojiOBHi>ixi>)  eme  ne  cyn^ecTByexi. ;  cjiijtOBaiejiLHO,  Hiii.  pasjiHqia  Meac;^y 
yro^iOBHHMt  H  rpa3B;i,aHCKiiMi>  c.ii^i.CTBeHHHM'b  ii  oÖBUHHiejiBHHM'B  npoi^eccoMi.  Ho  yace  co 
BpeiieHt    ;^OBOJBHO    panHHX'B   rocy;i,apcTBO  noMoraeTt  HacxHOMy  MCT^y  b*  npecji't;i;OBaHiH  obhhh- 

aeiiaro,  II,  23.  Vgl.  dazu,  allerdings  nach  dem  Material  der  dritten  Re- 
daktion, Rozkov,  N.  :  IIoboäh  k-b  Ha^ajiy  ^po^ecca  no  PyccKoß  npaB/i,i  in  JKypnaj'B 
MHHHCTepcTBa  HapoÄHaro  üpocBimema  1895,   Aprilheft   S.  310 — 318. 

Zeitschrift  für  vergleicheude  Rechtswissenschaft.     XXVI.  Baud,  24 
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seiner  Gefolgsleute  zufließende  Summe,  bei  der  ja,  wie  wir  oben 
S.  343  sahen,  Strafe  und  Ersatz  unter  der  Bezeichnung  Wer- 
geid zusammentreffen,  von  den  fürstlichen  Wergeidmännern 
eingezogen  wird,  zeigt  II,  24  klar. 

§  18.    System,  Einheitlichkeit,  allgemeiner  Charakter. 

Schon  bei  der  Erläuterung  der  einzelnen  Bestimmungen 
der  zweiten  Redaktion  hat  sich  uns  ergeben,  daß  verschiedene 
größere  Abteilungen  in  ihr  zu  machen  sind ;  es  wird  sich  jetzt 
darum  handeln,  zu  zeigen,  welches  System  der  Anordnung 
die  bisherigen  Forscher  in  der  zweiten  Redaktion  angenommen 
haben,  und  wie  das  zu  meiner  eigenen  Anschauung  stimmt. 

Neumann  ^)  hat  eine  Behauptung  über  die  zweite  Redak- 
tion aufgestellt,  der,  soweit  ich  sehe,  kein  Späterer  sich  ange- 
schlossen hat.  Er  sieht  die  zweite  Redaktion  entsprechend 
ihrer  Ueberschrift  auch  als  Recht  der  Söhne  Jaroslavs  an, 
meint  aber,  sie  müsse  mit  II,  15  a  geschlossen  werden. 
Die  ersten  fünfzehn  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  folgen 
nach  seiner  Ansicht  in  natürlicher  Ordnung  aufeinander,  sie 
dienen  zur  Ergänzung  der  ersten  Redaktion,  des  Rechtes  Jaro- 
slavs wie  auch  er  sagt,  es  ist  für  ihn  kein  innerer  Grund  vor- 
handen, sie  nicht  für  Gesetze  der  Söhne  Jaroslavs  zu  halten, 
denen  sie  die  Ueberschrift  zuschreibt.  Der  Grund,  daß  in  II, 
1  —  15  a  eine  konsequente  Folge  der  Bestimmungen  vorliege, 
„sich  genau  anschließend  an  die  Folge  derselben  in  der  Pravda 
Jaroslavs",  ist  ihm  sehr  wichtig,  „denn  gewöhnlich  wird  bei 
den  alten  Gesetzen  das  spätere  Gesetz  in  der  äußeren  Form 
nach  dem  früheren  gemodelt,  zu  welchem  es  einen  Zusatz 
bilden  soll".  Nach  II,  15a  folgen,  meint  Neumann,  Wieder- 
holungen und  Erweiterungen  früherer  Bestimmungen,  z.  B. 
II,  17  gegenüber  II,  3.  Darum  hält  er  II,  15  b  bis  II,  25  für 
spätere  Zusätze,   „die  der  Chronograph  als  die  nächstfolgenden, 


»)  Ewers,  Vorzeit  der  Russen  S.  83  f.,  406  f. 
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zu  seiner  Zeit  noch  gültigen  Gesetze,  an  beide  Pravden,  die 
Jaroslavische  und  die  seiner  Söhne,  anschloß.  Vielleicht  kann 
man  die  ganze  Pravda,  so  wie  sie  in  der  Novgorodischen 
Chronik  steht  [also  die  erste  und  zweite  Redaktion  zusammen], 
als  den  ersten  Versuch  einer  Rechtssammlung  ansehen.  Man 
schrieb  Jaroslavs  Pravda  und  die  seiner  Söhne  zusammen,  und 
reihte  daran  in  chronologischer  Ordnung  alle  noch  außerdem 
gültigen  Rechtssätze,  die  man  aus  Rechtsentscheidungen  oder 
anderen  Urkunden  kannte.  Die  chronologische  Ordnung  folgte 
wohl  nicht  immer  dem  Datum  der  Erlassung  des  Gesetzes^ 
sondern  oft  wohl  nur  dem  Datum  der  Quellen,  aus  denen  man 
den  Rechtssatz  geschöpft  hatte".  Auf  die  Rechtssammlungen 
nach  bloß  chronologischer  Ordnung  seien  dann  die  Rechts- 
sammlungen nach  Ordnung  der  Materien  gefolgt,  deren  eine 
also  die  dritte  Redaktion  wäre.  Als  Grund  für  diese  Trennung 
der  zweiten  Redaktion  wird  an  anderer  Stelle  des  Werkes  an- 
gegeben, daß  mit  II,  15  a  das  Wort  Strafe,  prodaha,  auftrete. 
Bis  dahin,  also  in  II,  1 — 15  a,  seien  die  Bestimmungen  gleich 
denen  der  ersten  Redaktion  von  der  Privatgenugtuung  zu  ver- 
stehen, die  mit  den  Worten  „für  das  Unrecht"  manchmal  be- 
zeichnet sei.  Erst  nach  II,  15a  komme  der  Ausdruck  „Buße", 
prodaza,  vor,  „und  das  ist  ein  neuer  Grund  dafür,  die  eigentliche 
Pravda  der  Söhne  Jaroslavs  mit  II,  15  a  zu  schließen.  Die 
Buße,  anstatt  der  sonst  ganz  allgemeinen  Privatgenugtuung, 
ist  ein  so  wichtiger  Schritt  in  der  Entwicklung  der  Rechts- 
verfassung, daß  er  gewiß  nicht  ohne  besondere  Veranlassung 
geschieht".  Es  sei  also  wahrscheinlich,  daß  „in  dem  Gesetze 
der  Söhne  Jaroslavs  nur  Privatgenugtuungen  bestimmt  waren, 
und  alle  Artikel,  die  von  Bußen  handeln,  spätere  Nachträge 
sind".  „Also  die  Bußen  an  den  Fürsten  sind  erst  nach  der 
Pravda  der  Söhne  Jaroslavs  eingeführt,  aber  höchst  wahrschein- 
lich bald  nachher." 

Was  über  das  Vorkommen  des  Wortes  „Strafe",  prodaza, 
von  II,  15  b  an  zu  sagen  und  wie  das  aus  Benutzung  verschie- 
dener Quellen  durch  den  Zusammensteller  der  zweiten  Redak- 
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tion  zu  erklären  ist,  habe  ich  wchon  oben  S.  272  angegeben. 
Die  grundlegende  Aenderung  des  russischen  Rechtswesens  durch 
Abschaffung  der  alten  Privatgenugtuung  und  der  ja  mit  ihr 
eng  verbundenen  Blutrache  will  also  Neumann  erst  in  die  Zeit 
nach  der  Pravda  der  Söhne  Jaroslavs  verlegen.  Dagegen  darf 
ich  wohl  das  anführen ,  was  ich  schon  früher  ^)  gesagt  habe : 
„wenn  wir  den  ganzen  Gang  der  Erstarkung  des  russischen 
Staatswesens,  der  Einbürgerung  höherer  Kultur  und  besserer 
Ordnung  in  ihm  nach  byzantinischem  Vorbild  in  Betracht 
ziehen,  wenn  wir  dabei  den  Chronikbericht  über  Vladimirs 
Rechtsreform  im  Auge  behalten,  ist  es  doch  viel  wahrschein- 
licher, daß  diese  mit  Einführung  der  staatlich-fürstlichen  Rechts- 
pflege verbundene  Abschaffung  der  den  inneren  Frieden  des 
Landes  schädigenden  Blutrache  schon  unter  den  ersten  zwei 
starken  Fürsten  Rußlands,  Vladimir  und  Jaroslav,  geschah  und 
zu  ihrem  Programm  einer  Konsolidierung  des  Russischen  Reichs 
gehörte,  als  daß  erst  nach  Teilung  des  Reichs  unter  Jaroslavs 
Söhne  diese  letzteren  die  grundlegende  Aenderung  des  Rechts- 
wesens eingeführt  hätten". 

Tobien  ^)  meint,  die  zweite  Redaktion  schließe  sich  „mit 
unverkennbarer  Konsequenz"  an  die  erste  an,  die  Söhne  Jaro- 
slavs hätten  die  älteste  Redaktion  ganz  ihren  Ergänzungen, 
also  der  zweiten  Redaktion,  zugrunde  gelegt.  Er  sucht  das 
im  einzelnen  auf  folgende  Art  nachzuweisen. 

Zu  I,  1 — 3  über  Tötung,  Rache  und  Buße  seien  II,  1 — 8 
Ergänzung,  über  II,  9  bemerkt  er:  „auf  sehr  einfache  Weise 
ward  nun  zu  den  Bestimmungen  über  die  Tötung  von  Menschen, 
eine  nicht  unwichtige  Lücke  der  ältesten  Pravda  ausfüllend, 
noch  die  über  Tötung  von  Tieren  hinzugefügt".  Zu  I,  4 — 14 
über  Injurien  hätten  Jaroslavs  Söhne  keine  Vervollständigungen 
hinzugefügt,  nur  I,  4  sei  in  II,  11  „mit  einiger  Veränderung 
aufs  neue  eingeschärft".     Lediglich   eine   Erhöhung   der  Buße 


^)  Diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  46S. 
2)   Sammlung  S.  20  f. 
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von  3  auf  12  Grivna  biete  II,  10  gegenüber  I,  15.  Die  Be- 
stimmung I,  16  werde  in  II,  12  ergänzt  durch  genauere  Be- 
stimmung über  das  Entwenden  nicht  allein  eines  Pferdes,  son- 
dern auch  des  Rindes  und  nicht  allein  durch  einen  Dieb,  son- 
dern auch  durch  zehn  Diebsgenossen.  Ergänzung  zu  I,  17  f. 
über  Entwenden  verschiedenen  Gutes  sei  II,  13  über  Entwen- 
dung oder  Zerstörung  eines  Bienenstocks.  Was  in  I,  22  f. 
vom  Knecht  gesagt  sei,  werde  in  II,  14  vervollkommnet  durch 
die  Bestimmung  über  die  Mißhandlung  eines  Freien.  „Die 
hierauf  folgenden  Artikel,  also  II,  15  a  bis  25,  endlich,  scheinen 
ganz  neu  hinzugekommen  und  auf  der  Fürstenversamralung 
von  dem  einen  oder  dem  anderen  vorgeschlagen  und  ange- 
nommen worden  zu  sein,  weshalb  denn  auch  in  diesen  letzten 
Artikeln  der  Ergänzungen  jede  Spur  eines  Systems  vermißt 
wird." 

Lange  ^)  betrachtet  die  zweite  Redaktion  als  eine  Ergänzung 
zur  ersten,  die  auf  einer  Versammlung  der  Söhne  Jaroslavs, 
aber  noch  zu  Lebzeiten  Jaroslavs,  festgestellt  worden  sei.  Er 
unterscheidet  nämlich,  wie  manche  Forscher,  die  in  der  Ueber- 
schrift  der  zweiten  Redaktion  genannte  Fürstenversammlung 
als  erste  derartige,  von  einer  späteren,  zweiten,  in  III,  4  mit 
den  Worten:  „nach  Jaroslav  vereinigten  sich  aber  wieder 
seine  Söhne  usw."  erwähnten,  die  nach  dem  Tode  Jaroslavs 
stattgefunden  habe.  Die  zweite  Redaktion  teilt  er  ein  in  drei, 
ihrerseits  wieder  dem  System  der  ersten  Redaktion  entsprechende 
Abteilungen,  deren  jede  zwei  Abschnitte,  jeweils  von  Personen 
und  Sachen  handelnd,  zähle.  In  der  ersten  Abteilung  handelten 
von  Tötung  von  Personen  II,  1  —  8,  von  Ersatz  für  Tiere  und' 
von  Strafe  für  Diebstahl  von  Sklaven  II,  9 — 10;  die  zweite 
Abteilung  bespreche  erst  die  Körperverletzung  in  II,  11,  dann 
Diebstahl  im  Haus  und  Vernichtung  des  Bienenstocks  in  II, 
12,  13;  die  erste  Hälfte  der  dritten  Abteilung  über  Personen 
bilde  II,  14,  die  zweite  von  Sachen  reiche  von  II,  15  bis  II,  22. 


')  Kriminah-echt  S.  7  f.     Siehe  S.  163  Note  2  und  S.  171  Note  1. 
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Zu  diesen  drei  Abteilungen  kämen  als  Abschluß  noch  die  Be- 
stimmungen II,  23  —  25  über  Abgaben  und  Gebühren.  So 
hätten  wir  in  der  zweiten  Redaktion  eine  Zusammenfassung 
von  vier  einzelnen  Verordnungen,  die  wahrscheinlich  der  Reihe 
nach  von  der  Fürstenversammlung  erlassen  und  danach  ohne 
Aenderung  im  System  zu  einem  Gesetz  vereinigt  seien.  Langes 
Anschauung  hat  schon  Vladimirskij-Budanov  ^)  kurz  als  des 
Beweises  entbehrend  erklärt. 

Mrocek-Drozdovskij  ''^)  nimmt  drei  Ergänzungen  zur  ältesten 
Redaktion  in  der  zweiten  Redaktion  an.  Die  erste  Ergänzung, 
II,  1 — 10  umfassend,  gehöre  zweifellos  den  Söhnen  Jaroslavs 
an  und  sei  das  Resultat  der  bald  nach  Jaroslavs  Tode  vor 
1068  abgehaltenen  Fürstenversammlung,  Ihrer  Hauptsache 
nach  beträfe  sie  die  Tötung  fürstlicher  Leute  II,  1 — 8,  die 
folgenden  Bestimmungen  II,  9,  10  behandelten  Eigentums- 
verletzungen, die  in  der  ersten  Redaktion  fehlten  und  die  nicht 
mehr  zum  Gebiet  des  Strafrechts,  sondern  zu  dem  des  Zivil- 
rechts gehörten.  Als  zweite  Ergänzung,  die  zweifellos  im 
Laufe  des  11.  Jahrhunderts,  genauer  die  Zeit  zu  bestimmen 
sei  unmöglich,  entstanden  sei,  sieht  Mrocek-Drozdovskij  II, 
11  — 13  an,  strafrechtlichen  Charakters  sei  II,  11,  zivilrecht- 
lichen II,  12,  13.  Die  dritte  Ergänzung  umfasse  II,  14 — 23; 
auch  sie  beginne,  in  II,  14,  mit  einer  strafrechtlichen  Bestim- 
mung, dann  folge  eine  Reihe  von  Eigentumsverletzungen,  die 
früher,  in  der  ersten  Redaktion,  nicht  behandelt  seien.  In 
dieser  Abteilung  verletze  nur  die  Verordnung  über  Tötung  des 
ertappten  Diebes  II,  17 — 20  das  geschlossene  System  der 
zweiten  Redaktion,  als  Abschluß  der  dritten  Abteilung  sei  die 
Bestimmung  über  die  Gebühren  der  Beamten  für  Aufgreifung 
des  Diebes,  II,  23,  als  eine  in  einem  Einzellfall  getroflene  An- 
ordnung beigefügt.  Die  Abgaben-  und  Gebührenordnungen 
für    den  Wergeidmann    und    den   Brückenbauer,    II,    24,    25, 


1)  üebersicht  S.  95. 

')  Untersuchungen  1885,  S.  VIII  f. 
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stünden  sachlich  in  Verbindung  mit  11,  23,  darum  seien  sie 
wohl  auch  an  den  Schluß  des  kürzeren,  die  erste  und  zweite 
Redaktion  umfassenden,  Russischen  Rechtes  gesetzt,  obwohl  ja 
II,  24  noch  unter  Jaroslav  entstanden  sei.  So  sei  also  die 
zweite  Redaktion,  die  bei  Anordnung  der  einzelnen  Bestim- 
mungen der  Ordnung  der  ersten  Redaktion  folge,  nichts  anderes 
als  Zusammenstellung  dreier,  zu  verschiedenen  Zeiten  entstan- 
denen ,  Ergänzungen  der  ersten  Redaktion.  Das  System  des 
kürzeren ,  in  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  enthaltenen, 
Russischen  Rechtes  sei  also  folgendes:  Tötung,  Realinjurien, 
Eigentumsverletzungen.  Gegen  Mrocek-Drozdovskij  und  dessen 
auch  für  die  dritte  Redaktion  durchgeführtes  System  hat  sich 
besonders  Sergeevic  ^)  ausgesprochen.  Speziell  über  die  ersten 
beiden  Redaktionen  bemerkt  er,  sie  seien  nicht  auf  viermal 
entstanden,  wie  Mrocek-Drozdovskij  will,  sondern  auf  zweimal, 
also  jede  Redaktion  für  sich  auf  einmal. 

Andere  Forscher  sehen  die  zweite  Redaktion  weniger  als 
systematisch  geordnete  Zusammenstellung,  denn  als  einfach 
chronologische  Verzeichnung  einer  Anzahl  von  Rechtsbestim- 
mungen an.  So  hält  Grycko  ^)  die  zweite  Redaktion  nicht  für 
eine  absichtlich  angelegte  und  als  solche  zur  Verwendung  be- 
stimmte Gesetzessammlung,  sondern  nur  für  chronologische 
Niederschrift  von  Zeit  zu  Zeit  in  Einzelfällen  erfolgter  fürst- 
licher Entscheidungen.  Bei  einer  eigentlichen,  zur  gleichen 
Zeit  verfaßten  Sammlung  könnten  sich,  meint  er,  keine  solchen 
Widersprüche  wie  zwischen  II,  3,  der  Erlaubnis,  den  Dieb  am 
Tatort  zu  töten  und  II,  17 — 20,  den  Einschränkungen  dieser 
Erlaubnis,  finden.  Duvernois  ^)  findet  gleichfalls,  daß  das  Band 
zwischen  den  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  nur  ein 
-chronologisches  sei,  daß  diese  Bestimmungen  zum  Teil  Abände- 
rungen oder  Ergänzungen  der  ersten  Redaktion  bilden,  daß  sie  sich 
in  ihrem  Verhältnis  zueinander,  die  späteren  zu  den  früheren,  eben- 


1)  Vorlesungen  S.  93  \  vgl.  auch  S.  55  f. 

2)  a.  a.  0.  S.  114. 

')  Rechtsquellen  S.  73. 
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falls  als  Erklärungen  oder  Ergänzungen  darstellen.  Rein  vom 
Standpunkt  chronologischer  Zusammenstellung  betrachtet  auch 
Vladimirskij-Budanov  ^)  die  zweite  Redaktion.  Gesetze,  die  ge- 
ändert und  verbessert  sind,  werden  in  einer  Reihe  dargeboten  mit 
denen,  die  sie  später  abänderten,  und  er  verweist  dafür  auch 
auf  das  Verhältnis,  in  dem  ihm  II,  3  und  II,  17 — 20  zu  stehen 
scheinen.  So  ist  die  zweite  Redaktion,  nach  seiner  Auffassung, 
eine  Sammlung  von  Verordnungen  aus  verschiedenen  Zeiten, 
die  von  den  Söhnen  Jaroslavs  gegeben  wurden,  teils  von  allen 
drei  zusammen,  wie  die  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion 
zeige,  teils  von  einzelnen  Fürsten  allein,  wie  II,  5,  sich  als 
Entscheidung  Izjaslavs  bekunde.  Als  Ganzes  sei  die  zweite 
Redaktion  eine  Ergänzung  zur  ersten. 

Fragen  wir  uns  nun  selbst,  ob  die  zweite  Redaktion  ein 
gewisses  System  in  der  Anordnung  ihrer  Bestimmungen 
verfolgt,  so  werden  wir  darauf  wohl  mit  „ja"  antworten  können. 
Entspricht  aber  dieses  System  genau  dem  in  der  ersten  Redak- 
tion beobachteten,  daß  in  I,  1  — 14  erst  die  Personenverletzungen 
behandelt,  dann  in  I,  15 — 21  die  Eigentumsvergehen  besprochen 
werden,  denen  sich  I,  22  —  23  das  Vergehen  der  Unfreien  in 
absichtlicher  Gegenüberstellung  gegen  die  bisherigen,  von  Taten 
freier  Männer  handelnden  Bestimmungen  anschließt,  und  wozu 
noch  I,  24 — 25  als  spätere  Zusätze  kommen^)?  Das  möchte 
icl^  nicht  in  dem  Sinne,  wie  es  etwa  Tobien  annahm,  behaupten. 
Wir  könnten  vielleicht  sagen,  daß  im  Aufbau  der  zweiten  Redak- 
tion ein  gewisser  Parallelismus  zu  dem  der  ersten  Redaktion 
zu  erkennen  ist,  daß  die  zweite  Redaktion  wie  die  erste  mit 
dßr  schwersten  der  strafbaren  Handlungen,  der  Tötung,  beginnt, 
daß  sich  daran  die  leichteren  Vergehen,  Diebstahl,  Sachbe- 
schädigung usw.  anschließen.  Das  ist  eine  Uebereinstimmung 
zweier  alter  Gesetzessammlungen  bzw.  Rechtsbücher,  die  ganz 
natürlich  ist,  auch  ohne  daß  das  zweite  streng  nach  der  Vor- 
lage des  ersten  gearbeitet  zu  sein  braucht. 


')  Uebersicht  S.  95.  ^)  Siehe  diese  Z.  XXIV,  S.  858. 
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Daß  sich  verschiedene  größere  Abteilungen  in  der 
zweiten  Redaktion  unterscheiden  lassen,  hat  sich  uns  ja 
schon  bei  der  Erläuterung  der  einzelnen  Bestimmungen  er- 
geben \).  Die  erste  Abteilung  redet  von  dem  besonderen  Schutz, 
den  der  Fürst  seinen  Gefolgschaftsleuten,  Dienern  und  seinem 
Eigentum  zuteil  werden  läßt.  In  dieser  Abteilung  haben  wir 
wieder  mehrere  Abschnitte  annehmen  können,  II,  1 — 3  bzw. 
4,  II,  6 — 7,  II,  9,  als  Zusätze  II,  5  und  8.  Diese  erste  Ab- 
teilung behandelt  den  Ersatz  vorwiegend  an  den  Fürsten,  dessen 
Diener  und  Eigentum  immer  an  erster  Stelle  genannt  ist.  Die 
zweite  Abteilung,  II,  10 — 22,  bespricht  nicht  mehr  wie  die  erste 
Fälle  von  Tötung  von  Personen,  sondern  behandelt  Eigentums- 
vergehen. Sie  trägt  nicht  mehr  den  ausgesprochenen  Charakter 
der  ersten  Abteilung,  als  speziell  zugunsten  fürstlicher  Leute 
und  fürstlichen  Eigentums  erlassener  Verordnungen  '^).  Ihre 
Bestimmungen  beziehen  sich  allgemein  auf  jede  Verletzung 
von  Personen  oder  Schädigung  fremden  Eigentums,  wenn  auch 
in  einem  Fall,  II,  13,  der  fürstliche  Waldbienenstock  allein 
erwähnt  ist.  In  dieser  zweiten  Abteilung  ist  bald  Strafe  allein, 
bald  Ersatz  allein ,  bald  Strafe  und  Ersatz  zusammen  ausge- 
sprochen. Daß  die  dritte  Abteilung,  II,  23 — 25,  die  Verteilung 
der  Strafgelder,  die  Ordnung  der  Abgaben  und  Gebühren,  am 
Schlüsse  der  zweiten  Redaktion  steht,  ist  natürlich  nicht  Zu- 
fall, sondern  Absicht  des  Zusammenstellers  ^).  Die  Abteilungen 
sind  in  sich  nicht  immer  fest  gefügt  und  geschlossen,  es  finden 
sich  Unterbrechungen  des  fortschreitenden  Gedankengangs 
innerhalb  einer  Abteilung.  Man  hat  auch  auf  Widerspruche 
unter  den  Bestimmungen  hingewiesen,  die  gegen  eine  einheit- 
liche Abfassung  sprechen  sollen.  Die  Widersprüche  lassen 
sich  lösen  durch  Annahme  verschiedener  Quellen  bzw. 
Autoren  in  derselben  Abteilung,  aus  denen  der  Zusammen- 
steller der  einzelnen  Abteilung  oder  des  Ganzen  geschöpft  hat. 

')  Siehe  oben  S.  241,  301. 
2)  Siehe  oben  S.  243. 
')  Siehe  oben  S.  329. 
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In  der  ersten  Abteilung  haben  wir  als  solche  Zusätze 
besonders  II,  5  und  II,  8  erkannt^),  aber  immerhin  ist  diese 
Abteilung  einheitlicher  als  die  zweite.  In  der  zweiten  Ab- 
teilung zeigen  sich  bei  genauer  Prüfung  des  Wortlautes  mehr 
Unterschiede  unter  den  einzelnen  Bestimmungen.  Wir  können 
verschiedene  Quellen  in  dieser  Abteilung  unterscheiden, 
je  nachdem  auf  Strafe  allein,  oder  auf  Ersatz  allein,  oder  auf 
Strafe  und  Ersatz  zusammen  erkannt,  je  nachdem  die  Bezeich- 
nung „für  das  Unrecht"  oder  das  Wort  „Strafe"  gebraucht 
ist^).  Die  Paragraphen  sind  manchmal  zusammengestellt  nach 
der  Gleichheit  der  Strafe,  wie  z.  B.  II,  13  und  II,  14  unter 
diesem  Gesichtspunkt  mit  dem  Worte  „oder"  verbunden  sind^), 
wie  II,  15  b  und  II,  16  b  wegen  der  gleichmäßigen  Verhängung 
sowohl  von  Ersatz  als  von  Strafe  eng  zueinander  gehören  als 
Werk  desselben  Autors^).  So  finden  wir  für  die  Aneinander- 
reihmig  mancher  Paragraphen  die  Erklärung,  aber  nicht  für 
jede  Bestimmung,  wie  wir  denn  für  die  Einschaltung  von 
II,  11  an  seinem  Standort  keinen  besonderen  Grund  beizu- 
bringen wissen  ^).  Mit  dieser  Annahme  einmal  der  zwei  ge- 
trennten Abteilungen  II,  1 — 9  und  II,  10 — 22  und  dann  ver- 
schiedener Quellen  innerhalb  derselben  Abteilung  sind  also 
auch  die  Widersprüche,  die  man  z.  B.  zwischen  II,  3  und  II, 
17 — 20,  oder  zwischen  II,  12  und  II,  22  findet,  zu  lösen.  Es 
sind  eben  keine  Widersprüche  in  dem  Sinne,  daß  ein  Autor 
das  alles  niedergeschrieben  und  dabei  sich  diese  Widersprüche 
zuschulden  kommen  lassen  hätte.  Es  liegen  vielmehr  ver- 
schiedene Quellen  vor,  die  der  Zusammensteller  benutzt  hat 
und  aus  denen  er  Bestimmungen  verschiedener  Art  aneinander 
gereiht  hat.  So  stehen  II,  3  und  II,  17 — 20  in  keiner  äußeren 
Verbindung  miteinander,  sie  gehören  verschiedenen  Abteilungen 


1)  Siehe  oben  S.  223,  235. 

2)  Siehe  oben  S.  272. 

3)  Siehe  oben  S.  262. 
*}  Siehe  oben  S.  278. 
^)  Siehe  oben  S.  247. 
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mit  verschiedenen  Autoren  oder  Zusammenstellern  an,  diese 
Bestimmungen  sind  von  ganz  verschiedenen  Gesichtspunkten 
aus  erlassen  bzw.  niedergeschrieben,  sie  verfolgen  ganz  von- 
einander verschiedene  Zwecke.  Die  Annahme,  daß  in  der 
zweiten  Redaktion  mehrere  Abteilungen  von  verschiedenen 
Autoren  vorliegen,  konnten  wir  durch  den  Hinweis  auf  Diffe- 
renzen stützen,  wie  sie  zwischen  II,  9  in  der  ersten,  II,  16  in 
der  zweiten  Abteilung,  oder  zwischen  II,  3  in  der  ersten  Ab- 
teilung und  II,  14  in  der  zweiten,  bei  der  verschiedenartigen 
Behandlung  desselben  Gregenstandes  oder  der  jeweils  erwähnten 
Personen  sich  finden  ^).  Einen  Widerspruch  zwischen  den  zu 
derselben  Abteilung  der  zweiten  Redaktion  gehörenden  Be- 
stimmungen II,  12  und  II,  22  vermag  ich  auch  nicht  zu  sehen, 
eher  stehen  sie  im  Verhältnis  der  Ergänzung  zueinander.  Denn 
II,  12  behandelt  andere  Fälle  von  Diebstahl  als  II,  22,  ersteres 
bespricht  den  Diebstahl  in  Haus  und  Hof,  letzteres  den  auf 
freiem  Feld  ^).  Wenn  man  so  will,  kann  man  die  zweite  Re- 
daktion als  in  chronologischer  Reihenfolge  verfaßt  ansehen, 
aber  jedenfalls  nicht  in  dem  Sinn,  als  ob  ein  Autor  die  ganze 
zweite  Redaktion  niedergeschrieben  hätte.  Die  Quellen,  die  wir 
in  der  zweiten  Redaktion  unterscheiden  können,  liegen  aller- 
dings zweifellos  zeitlich  auseinander.  Ob  wir  einen  Zusammen- 
steller der  ganzen  zweiten  Redaktion  anzunehmen  haben,  der 
bewußt  diese  verschiedenen  Quellenstücke  zu  einem  Rechtsbuch 
zusammenfügte,  oder  ob  die  zweite  Redaktion  mehr  das  Werk 
des  Zufalls  ist,  dadurch,  daß  verschiedene  Benutzer  je  nach 
den  ihnen  vorliegenden  Quellen  dies  oder  jenes  Stück  ein- 
schalteten und  die  zweite  Redaktion  so  durch  nacheinander 
geschehene  Anfügung  eines  Teiles  an  den  anderen  entstand, 
diese  Frage  möchte  ich  offen  lassen. 

Für   die   Scheidung   der   zweiten   Redaktion   nach   Quellen 
sei  nun  noch,  wenn  schon  mit  aller  Vorsicht,  auf  einen  Anhalts- 


')  Siehe  oben  S.  241,  263,  279. 
-)  Siehe  oben  S.  295. 
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punkt  hingewiesen,  den  ich  absichtlich  nicht  früher  behandelte. 
Er  betrifft  das  Vorkommen  der  Münzbezeichnung  Kuna  in  der 
zweiten  Redaktion  und  läßt  uns  die  Frage  aufstellen,  ob  nicht 
diejenigen  Stellen  in  der  zweiten  Redaktion,  die  Kuna  bieten, 
von  anderer  Hand  als  die  übrigen,  vor  und  nach  ihnen  stehen- 
den, sind.  Gleich  das  erste  Mal,  daß  wir  Kuna  in  der  zweiten 
Redaktion  treffen,  fällt  uns  etwas  dabei  auf.  In  II,  9  ist  der 
Wert  eines  einzigen  Tieres  in  Kuna  angegeben:  „ein  dreijähriges 
15  Kuna";  bei  allen  anderen  Tieren  steht  Grivna,  Rezana  oder 
Nogata.  Der  Wert  für  alle  Tiere  wird  nun  aber  geboten  mit 
den  Worten  „aber  für",  a  za^  einzig  bei  dem  dreijährigen 
heißt  es  „aber  ein  dreijähriges";  also  hier,  wo  das  einzige  Mal 
Kuna  steht,  ist  auch  das  einzige  Mal  das  Wörtchen  „für",  za^ 
weggelassen.  Deutet  das  nicht  beides  zusammengenommen  auf 
eine  Einschaltung  hin?  In  der  Parallelstelle  III,  56  ist  auch 
das  dreijährige  wie  alle  anderen  Tiere  eingeleitet  mit  dem  Wort 
„für",  za ,  freilich  sind  da  30  Kuna  angegeben.  Das  zweite 
Mal  finden  wir  Kuna  in  II,  16a,  das  haben  wir  aber  als  aus 
anderer  Quelle  als  II,  16b  stammend  erkannt^).  Zum  dritten- 
mal begegnet  uns  Kuna  in  II,  21;  gerade  bei  diesem  Paragraph 
haben  wir  jedoch  gesehen,  daß  seine  Erklärung  umstritten  ist^). 
Wieder  steht  Kuna  in  II,  23 ;  bei  dieser  Bestimmung  fiel  auf, 
daß  sie  nicht,  wie  doch  mit  der  ihr  verwandten  II,  24  geschah, 
in  der  dritten  Redaktion  wiedergegeben  ist,  während  doch  die 
Strafen  von  12  und  3  Grivna  oft  genug  in  der  dritten  Redak- 
tion erwähnt  werden  ^).  Sollte  also  der  oder  die  Autoren  der 
dritten  Redaktion  ein  Exemplar  der  zweiten  Redaktion  benutzt 
haben,  in  dem  II,  23  fehlte?  Endlich  finden  wir  noch  Kuna 
in  der  zweiten  Hälfte  der  Abgaben-  und  Gebührensamralung 
von  II,  24  in  der  Addition  „aller  Kuna  sind  das  15  Kuna 
für  die  Woche".  Auch  da  ergaben  sich  Schwierigkeiten  in 
der  Erklärung,  wir  nahmen  an,  daß  ein  Stück  vorher  fehlt "^). 


»)  Siehe  oben  S.  275.  '')  Siehe  oben  S.  292  f. 

3)  Siehe  oben  S.  302,  313  und  weiter  unten  §  20  zu  II,  23. 
*)  Siehe  oben  S.  324. 
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Dieses  Stück  von  II,  24  fehlt,  ebenso  wie  II,  23,  in  der 
Parallelstelle  der  dritten  Redaktion  bei  III,  12,  also  ist  auch 
II,  24  von  dem  betreffenden  Bearbeiter  in  der  dritten  Redak- 
tion vielleicht  ohne  den  Satz  mit  15  Kuna  benutzt  worden, 
die  Stelle  ist  vielleicht  die  Randbemerkung  eines  späteren  Be- 
nutzers. 

Zu  einem  absolut  zwingenden  Schluß  möchte  ich  selbst 
nicht  kommen,  aber  legen  uns  diese  Beobachtungen  bei  den 
verschiedenen  Erwähnungen  von  Kuna  in  der  zweiten  Redak- 
tion nicht  die  Annahme  nahe,  daß  die  das  Wort  Kuna  bieten- 
den Stellen   aus  anderer  Quelle   als  ihre  Umgebung  stammen? 

Damit  ergibt  sich  uns  aber  auch  der  Rückschluß  auf  den 
Charakter  der  zweiten  Redaktion  als  eines  Ganzen. 
Ich  kann  bei  den  Unterschieden  zwischen  den  Abteilungen  der 
zweiten  Redaktion,  bei  der  Scheidung  nach  verschiedenen 
Quellen  innerhalb  derselben  Abteilung,  der  Auffassung  von 
Presnjakov  ^)  nicht  zustimmen,  daß  die  zweite  Redaktion  durch- 
aus einheitlichen  Charakter,  den  nämlich  fürstlicherseits  er- 
lassener Rechtsbestimmungen  speziell  zugunsten  der  fürstlichen 
Mannen  und  des  fürstlichen  Eigentums  trage.  Das  paßt  nur 
auf  die  erste  Abteilung  II,  1 — 9,  sie  mag  auf  fürstliche 
Entscheidungen,  sowohl  besonderer  wie  allgemeiner  Art,  zurück- 
gehen. Als  Ganzes  aber  ist  die  zweite  Redaktion  eine  Privat- 
arbeit, ein  Rechtsbuch,  nicht  ein  Gesetzbuch,  dessen  Inhalt 
freilich  fürstlich  gesetztes  Recht  widerspiegelt.  Die  eine  Grund- 
lage oder  Quelle  seiner  Bestimmungen  sind  fürstliche  Entschei- 
dungen und  Verordnungen  auf  dem  Gebiete  der  Rechtspflege. 
Stellen  wie  II,  5:  „wie  Izjaslav  verordnet  hat"  und  II,  24: 
„das  ist  die  Abgabe  (Verordnung)  Jaroslavs"  lassen  darüber 
keinen  Zweifel  ^).  Eine  zweite  Grundlage  der  Satzungen  sind 
die  gewohnheitsrechtlichen  Bußsatzungen  älterer  Zeit,  die  nun, 
unter     dem     Einfluß     der     staatlich    geregelten     Rechtspflege, 


^)  Siehe  oben  S.  172. 

^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Uebersicht  S.  90. 
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manchmal  bei  Festhaltinig  ihres  altherkömmlichen  Wortlautes, 
dahin  abf^eänclert  wurden,  daß  zum  privaten  Ersatz  die  öffent- 
liche Strafe  an  den  Fürsten  zugefügt  wurde,  wie  sie  eben  die 
Fürsten  festgesetzt  hatten.  Somit  haben  wir  in  der  zweiten 
Redaktion  eine  Mischung  von  altem  Gewohnheitsrecht,  mit  dem 
an  den  Geschädigten  zu  leistenden  privaten  Ersatz,  und  von 
neuem,  staatlich  geregeltem  Recht,  mit  der  an  den  Fürsten  zu 
zahlenden  öffentlichen  Strafe,  wie  uns  das  der  Wortlaut  ein- 
zelner Bestimmungen,  so  z.  B.  II,  16  a,  b,  deutlich  erkennen  läßt. 

Die  fürstlichen  Entscheidungen,  die  als  Ausfluß  der  staat- 
lich geregelten  Rechtspflege  die  eine  Grundlage  der  zweiten 
Redaktion  bilden,  haben  als  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion nicht  mehr  lediglich  den  Charakter  richterlicher 
Einzelentscheidungen;  sie  sind  im  Rahmen  des  ganzen  In- 
haltes der  zweiten  Redaktion  mehr  schon  zu  allgemeinen 
Normen  geworden ;  aus  der  Bestrafung  der  schon  geschehenen 
Tat  hat  sich  die  Androhung  für  jede  künftige  Wiederholung 
einer  solchen  entwickelt,  das  Strafurteil  wird  schon  zum 
Strafgesetz  umgestaltet,  wie  wir  das  gerade  an  einzelnen  Be- 
stimmungen, z.  B.  II,  5,  genau  verfolgen  konnten.  Eine  Ver- 
allgemeinerung der  über  die  Tat  einzelner  Personen  ausge- 
sprochenen Urteile  treffen  wir  also  schon  in  der  zweiten 
Redaktion;  die  genannten  Personen  sind  nicht  allein  für  sich 
betrachtet,  sondern  sie  sind  Vertreter  einer  ganzen  Klasse  von 
Menschen.  So  ist  der  II,  1  f.  genannte  Ogniscanin  nicht  als 
einzelner  Mensch  für  sich  allein  angeführt,  er  ist  erwähnt  und 
behandelt  als  Repräsentant  der  fürstlichen  Gefolgschaft,  der 
er  angehört;  Ogniscanin  ist  Sammelname.  Dieser  Prozeß  der 
Verallgemeinerung  der  richterlichen  Entscheidungen  ist  vollends 
in  der  dritten  Redaktion  durchgeführt.  So  finden  wir,  um  bei 
dem  eben  angeführten  Beispiel  zu  bleiben,  den  Einzelnamen 
Ogniscanin  von  II,  1  f.  in  III,  5,  13  geändert  in  die  Klassen- 
bezeichnung „Mann  des  Fürsten". 

Und  auch  in  dem  anderen  vorhin  angezogenen  Fall  von 
II,  5  sehen  wir  den  Fortschritt   der   dritten  Redaktion   gegen- 
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über  der  zweiten.  In  II,  5  is.t  noch  der  betreffende  einzelne 
Oberstallmeister  des  Izjaslav  zum  Ausgangspunkt  der  Bestim- 
mung, die  schon  allgemeinen  Charakter  trägt,  genommen;  in 
III,  13  ist,  unter  Weglassung  der  Bezugnahme  auf  einen 
speziellen  Fall,  nur  mehr  im  allgemeinen  vom  Stallmeister  die 
Rede  i). 

Dasselbe  Moment  der  Fortbildung  der  Bestimmungen  vom 
Strafurteil  zum  Strafgesetz  können  wir  z.  B.  noch  in  den 
Paragraphen  der  zweiten  Redaktion  finden,  die  von  der  Teil- 
nahme am  Verbrechen  handeln,  II,  12;  II,  22.  Innerhalb 
dieser  beiden  zusammengehörenden  Satzungen  konnten  wir 
wiederum  eine  Weiterentwicklung  in  dem  angeführten  Sinne 
feststellen  ^). 

Die  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  haben  wie  die 
der  ersten  Redaktion  strafrechtlichen  Charakter,  sie  be- 
treffen Tötung,  Sachbeschädigung,  Diebstahl  u.  dgl.  Das  ent- 
spricht ganz  dem  umstand,  daß  die  zweite  Redaktion  der 
älteste  uns  erhaltene  Niederschlag  der  staatlich  geregelten 
Rechtspflege  in  Rußland  ist.  Wir  stehen  am  Anfang  der  fürst- 
lichen Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Rechtslebens.  So  gilt 
auch  für  die  zweite  Redaktion  noch,  was  Schröder^)  für  das 
Gerichtsverfahren  in  der  germanischen  Urzeit  sagt:  „wie  bei 
allen  Völkern  in  den  Anfängen  der  Kultur,  so  war  auch  bei 
den  Germanen  die  staatliche  Rechtspflege  auf  das  strafrecht- 
liche Gebiet  beschränkt".  So  weit  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  prozeßrechtlichen  Charakter  tragen  wie  II,  11 ;  II,  17  ff., 
oder  Strafen  und  Gebühren  behandeln  wie  II,  23  f.,  betreffen 
sie  auch  das  Gebiet  strafrechtlich  zu  verfolgender  Handlungen  *). 
Das  materielle  wie  das  formelle  Recht  der  zweiten  Redaktion 
ist  rein  strafrechtlich.    Zivilrechtliche  Fragen,  wie  sie  die  dritte 

^)  Siehe  oben  S.  224. 
2)  Siehe  oben  S.  295  f. 

'}  Rechtsgeschichte  ^  Leipzig  1907,  S.  85;  vgl.  diese  Zeitschrift  XXIV, 
S.  467;  Grycko  a.  a.  0.  S.  115. 

•*)  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  80. 
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Redaktion  bringt,  Recht  der  Schuld  Verhältnisse,  Erbrecht  u.  dgl. 
sind  der  zweiten  Redaiktion  noch  ganz  fremd. 

Die  strafbaren  Handlungen  sind  in  der  zweiten  Redaktion 
alle  gegen  eine  einzelne  Person  gerichtet.  Auch  wenn  der 
Fürst  als  der  durch  Tötung  seiner  Mannen  oder  Wegnahme 
seines  Eigentums  Geschädigte  erscheint,  so  ist  ihm  der  Verlust 
als  einem  Einzelbesitzer,  nicht  als  dem  Staatsoberhaupt,  zu- 
gefügt. Das  einzige  gegen  den  Staat  und  seine  Institutionen 
gerichtete  Verbrechen  haben  manche  -in  II,  14  erblickt,  in  der 
Nichtanerkennung  der  richterlichen  Gewalt  des  Fürsten  durch 
Vornahme  der  Peinigung  ohne  des  Fürsten  Geheiß.  Doch  hat 
sich  gegen  diese  Auffassung  der  Bestimmung  II,  14  auch 
Widerspruch  erhoben  ^). 

Daß  die  Strafen  der  zweiten  Redaktion  alle  Geldstrafen 
sind,  ist  vorhin  S.  357  festgestellt  worden. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  die  zweite  Redaktion  als  Rechtsbuch 
für  ein  vollständiges  Werk  zu  erachten  sei,  in  dem  Sinne, 
daß  die  in  ihr  behandelten  Materien  der  Rechtsprechung  wirk- 
lich erschöpfend  mit  all  dem  an  Gesetzesbestimmungen  vor- 
handenen Material  dargestellt  sind.  Ich  glaube,  die  Antwort 
muß  lauten:  „nein".  Wir  konnten  ja  bei  der  Untersuchung  der 
einzelnen  Paragraphen  der  zweiten  Redaktion  deutlich  auf  Zu- 
sammenarbeitung mehrerer,  aus  verschiedenen  Zeiten  stammen- 
der, von  jeweils  anderen  Gesichtspunkten  aus  geschriebener 
Quellen  hinweisen.  Solche  Quellen  sind  uns  in  der  zweiten 
Redaktion  manchmal  nur  in  kleinen  Bruchstücken  erhalten,  wie 
z.  B.  II,  16  a;  II,  15  a,  16  c  und  andere.  Es  ist  aber  nicht 
anzunehmen,  daß  diese  auf  uns  gekommenen  Stücke  der 
zweiten  Redaktion  die  einzigen  Bestandteile  derartiger  Samm- 
lungen von  Gerichtsentscheidungen  und  Gesetzen  waren.  Und 
es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  daß  bei  der  Einführung  der 
staatlich  geregelten  Rechtspflege  z.  B.  nur  für  die  eine  Art  von 
Körperverletzung,  die  in  II,  14  über  die  unerlaubte  Peinigung 


1)  Siehe  oben  S.  254  f. 
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ausgesprochen  ist,  Strafen  verhängt  wurden.  Es  werden  auch 
andere  Körperverletzungen,  wie  ihrer  ja  die  erste  Redaktion 
schon  mehrere  kennt,  vorgekommen  und  vom  Gesichtspunkt 
der  neu  eingeführten  staatlichen  Strafen  aus  Strafandrohungen 
für  ihre  Begehung  erlassen  worden  sein,  die  uns  aber  nicht 
erhalten  siiid.  Daß  die  zweite  Redaktion  uns  wohl  nicht  das 
ganze  damals  schon  vorhandene  Material  an  Rechtssatzungen 
darbietet,  das  hängt  zusammen  mit  der  Frage,  welches  der  Zweck 
gewesen  sei,  der  bei  Zusammenstellung  der  zweiten 
Redaktion  verfolgt  wurde,  da  ja  dieser  Zweck  auf  die  ganze 
Anlage  derzweiten  Redaktion  als  ganzen  Werkes  einwirken  mußte. 
Ich  kann  nun  nach  all  den  bei  Untersuchung  des  Textes 
der  zweiten  Redaktion  gemachten  einzelnen  Beobachtungen  die 
zweite  Redaktion  nicht  ansehen  als  eine,  wenn  auch  privater 
Initiative  ihre  Entstehung  verdankende,  Sammlung  der  gesamten 
damals  vorhandenen  Rechtsbestimmungen,  als  eine,  als  solche 
beabsichtigte,  vollständige  Darstellung  der  Rechtssatzungen  in 
der  ersten  Zeit  staatlich  geordneter  Rechtspflege,  also  mit  einem 
Wort  nicht  als  systematische  Darlegung  des  altrussischen 
Rechtes.  Der  Zweck  der  zweiten  Redaktion  ist  meiner  An- 
schauung derselbe  wie  der  der  ersten  Redaktion:  es  ist  eine 
aus  verscliiedenen  Quellen,  wie  sie  in  geringerem  oder  größerem 
Umfang  den  an  der  zweiten  Redaktion  beteiligten  Autoren  oder 
Redaktoren  gerade  zur  Hand  waren,  gefertigte  Zusammen- 
stellung von  Rechtsbestimmungen,  wesentlich  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt, was  in  den  einzelnen  Fällen  an  Ersatz  oder  an 
Strafe  zu  zahlen  sei.  Was  von  der  ersten  Redaktion  zu  sagen 
war,  gilt,  scheint  mir,  auch  von  der  zweiten:  „sie  ist  keine 
Gesetzessammlung,  ist  nicht  offiziellen  Ursprungs.  Sie  ver- 
dankt ihre  Entstehung  privater  Tätigkeit,  sie  ist  eine  Aufzeich- 
nung wichtiger  und  häufig  vorkommender  Fälle  von  Rechts- 
verletzungen, eine  Aufzeichnung,  aber  ohne  amtlichen  Cha- 
rakter" 1).      Konnte    ich    die    erste    Redaktion    bezeichnen    als 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  469. 
Zeitsch.rift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  25 
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„privates  Handbuch  der  privatrechtliclieii  Kompositionen",  so 
möchte  ich  von  der  zweiten  Redaktion  sagen,  sie  ist  ein  auf 
dem  ihren  Autoren  zugänglichen  amtlichen  Gesetzesmaterial 
beruhendes  privates  Handbuch  der  öfFentlichrechtlichen  Strafen 
nebst  den  den  gleichen  Charakter  tragenden  Abgaben  und 
Gebühren  an  die  Gerichtsbeamten  und  der  nach  der  Einführung 
der  öffentlichen  Strafen  selbstverständlich  noch  weiter  dem 
Geschädigten  zu  entrichtenden  Ersatzsummen.  Dieser  Haupt- 
charakter der  zweiten  Redaktion  als  eines  Hand- 
buchs zur  Festsetzung  von  Strafen  nebst  Gerichts- 
gebühren und  von  Ersatz  tritt  stark  hervor  neben  dem 
zweiten  Moment,  daß  auch  Bestimmungen  prozessualer 
Art  in  ihr  enthalten  sind.  Denn  der  prozeßrechtliche  Inhalt 
der  zweiten  Redaktion  wird,  wie  wir  schon  oben  S.  368  ge- 
sehen haben,  oft  nur  nebenbei  gegeben,  und  wo  er  geboten 
wird,  geschieht  das  noch  dazu  manchmal  wieder  unter  dem 
Gesichtspunkt  einer  bei  Verletzung  des  vorgeschriebenen  Ver- 
fahrens eintretenden  Strafe  wie  in  H,  19.  Die  rein  prozessuale 
Bestimmung  H,  11  ohne  Angabe  eines  Geldbetrages,  daß  der 
blutig  oder  blau  geschlagene  Mann  keinen  Zeugen  braucht, 
haben  wir  ja  oben  S.  247  als  eine  Einschaltung  erkannt,  für 
die  wir  keinen  rechten  Grund  anzugeben  wissen. 

Die  zweite  Redaktion  ist  ein  Handbuch  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  des  Richters,  der  nach  dieser  Zu- 
sammenstellung vor  allem  ermißt,  auf  welche  Strafe  er  in 
dem  ihm  zur  Entscheidung  vorgelegten  Falle  zu  erkennen  hat, 
welches  etwa  der  zu  bezahlende  Ersatz  ist,  wie  hoch  die  Ab- 
gaben und  Gebühren  für  das  Gerichtsverfahren  und  die  Bei- 
treibung der  verlangten  Strafgelder  sind  ^).  Daß  am  Schluß, 
in  IT,  25,  die  Abgaben  für  den  Brückenbauer  enthalten  sind, 
die  ja  keinen  juristischen  Charakter  tragen  und  nicht  bei 
richterlichen  Entscheidungen  zugrunde  gelegt  werden  konnten, 


^)  Vgl.  Vladimirskij-Budanov,  Chrestomathie  T,  S.  119**;  Duvernois, 
Rechtsquellen  S.  56,  63,  64. 
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hat  seinen  Anlaß  äußerlich  darin,  daß  eben  vorher  von  Ab- 
gaben und  Gebühren  die  Rede  war,  so  daß  diese  nichtrichter- 
lichen Gebühren  leicht  der  Gleichheit  des  Gegenstandes  wegen 
angeschlossen  werden  konnten. 

Zusammensteller  der  zweiten  Redaktion  war 
oder  waren  demnach  also  wohl  selbst  ein  oder  mehrere  Ge- 
richtsbeamte, Wergeidmänner  ^).  Sie  bedurften  für  ihre 
richterliche  Tätigkeit  der  Aufzeichnungen  darüber,  wie  in  den 
verschiedenen  Fällen  zu  erkennen,  was  dabei  zu  beobachten  war. 
So  legten  sie  nach  und  nach  in  dieser  zweiten  Redaktion  eine 
Sammlung  der  fürstlichen  strafrechtlichen  Entscheidungen,  als 
einer  Norm  für  ihre  eigene  Berufsausübung  an.  Die  Sammlung 
enthielt  nicht  nur  die  Strafsätze,  sondern  für  einige  Fälle  auch 
gewisse  prozessuale  Regeln,  nicht  nur  die  Taxen  im  einzelnen 
Fall,  sondern  auch  allgemeine  Grundsätze  für  die  richterliche 
Behandlung  wichtigerer  Fälle,  So  ist  vielleicht  z.  B.  II,  18 
die  Vorschrift,  daß  der  Dieb,  wenn  bis  Tagesanbruch  gefesselt 
gehalten,  vor  den  Fürstenhof  zu  führen  ist,  geschrieben  vom 
Gesichtspunkt  eines  Richters  aus,  der  weiß  und  darum  als 
Norm  des  Verhaltens  sich  notiert,  daß  er  in  einem  solchen  Fall 
nicht  selbständig  entscheiden  darf,  sondern  das  Urteil  dem 
Fürsten  selbst  überlassen  muß. 

Als  Ort  der  Zusammenstellung  der  ältesten  Re- 
daktion haben  wir  früher  Kiev  erkannt").  Dasselbe  wird  für 
die  zweite  Redaktion  zu  sagen  sein.  Auf  Kiev  weisen  ja  auch 
die  im  Text  der  zweiten  Redaktion  genannten  Fürsten  Izjaslav 
und  Jaroslav   hin. 

§  19.     Yerliältnis  zur  ersten  Redaktion. 

Die  zweite  Redaktion  erscheint  uns  also  gegenüber  der 
ersten  Redaktion  als  ein  ganz  selbständiges  Werk,  dessen  In- 

^)  Grycko  a.  a.  0.  S.  117  f.  spricht  denselben  Gedanken  aus,  nur 
hält  er  den  Tiun  für  den  Richter,  den  Wergeidmann  lediglich  für  den 
Strafen-  und  Abgabenerheber,  siehe  oben  S.  818. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  516. 
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halt  von  anderen  rechtlichen  Voraussetzungen  ausgeht  als  der 
der  ersten  Redaktion.  Es  ist  also  von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  vielleicht  nicht  ganz  richtig,  von  erster  und  zv^eiter  Re- 
daktion zu  sprechen,  denn  es  sind  nicht  verschiedene  Redak- 
tionen des  einen  und  seihen  Inhaltes,  sondern  zv^ei  verschiedene 
Werke  ^).  Während  der  Inhalt  der  ersten  Redaktion  sich  ni 
der  dritten  wiederfindet  und  auch  der  der  zweiten  Redaktion 
sozusagen  ganz  in  den  der  dritten  Redaktion  übergegangen  ist, 
haben  wir  in  der  zweiten  Redaktion  nur  eine  Bestimmung,  die 
aus  der  ersten  Redaktion  stammt,  II,  11  die  prozessuale  Ver- 
ordnung, daß  der  blutig  und  blau  geschlagene  Mann  keinen 
Zeugen  braucht^). 

Die  zweite  Redaktion  ist  ja  zweifellos  jünger  als  die  erste, 
darüber  ist  man  sich  allgemein  einig.  Sie  bietet  eine  gegen- 
über der  ersten  Redaktion  vorgeschrittenere  Rechtsentwicklung. 
Während  die  erste  Redaktion  nach  meiner  Auffassung  das  alt- 
russische Volksrecht  vor  Vladimir  darstellt,  eine  vor  Vladimir 
entstandene  Aufzeichnung  uralter  Rechtsgewohnheiten  der  öst- 
lichen Slaven  ist^),  erscheint  uns  die  zweite  Redaktion  als 
Widerspiegelung  der  Rechtsbestimmungen,  der  Gerichtsorgani- 
sation und  des  Gerichtsverfahrens  nach  der  Rechtsreform  Vla- 
dimirs. Es  ist  nicht  mehr  Volksrecht,  Gewohnheitsrecht,  das 
wir  in  der  zweiten  Redaktion  vor  uns  haben ;  es  ist  fürstlicher- 
seits  gesetztes  Recht,  allerdings  noch  gemischt,  wie  uns  die 
Betrachtung  seiner  einzelnen  Texte  gezeigt  hat,  mit  Stücken 
des  älteren  Gewohnheitsrechtes. 


*)  D'jakanov,  Abriß  S.  43.  Aebnlich  sagt  Sokolskij  in  einer  Be- 
sprechung meines  Programms  über  das  Russische  Recht  in  Deutsche 
Literaturzeitung  1910,  Nr.  51,  von  der  zweiten  Redaktion,  sie  biete  keine 
Spuren  einer  Verarbeitung  und  Systematisierung  des  ersten  Teils  (d.  h. 
der  ersten  Redaktion).  „Im  Gegenteil  ist  der  Stoff  in  ihr  (in  der 
zweiten  Redaktion)  viel  unsystematischer  geordnet  als  in  der  ersten. 
Das  Ganze  macht  den  Eindruck  einzelner  an  den  ersten  Teil  gereihter 
Satzungen." 

2)  Siehe  oben  S.  247. 

»)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  4G5. 
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Diese  grundlegende  Verschiedenheit  der  zweiten  Redaktion 
von  der  ersten,  die  in  ihr  zum  Ausdruck  kommende  Weiter- 
entwicklung des  Rechtslebens  offenbart  sich  in  verschiedenen 
Einzelpunkten,  die  wir  da  und  dort  schon  gelegentlich  gestreift 
haben.  Nicht  mehr  Urkunde  eines  rein  privatrechtlichen  Ver- 
hältnisses, wie  es  die  erste  Redaktion  war,  ist  die  zweite;  die 
strafbare  Handlung  wie  die  Strafe  haben  in  der  zweiten  Re- 
daktion öffentlichrechtlichen  Charakter.  Die  Auseinandersetzung 
zwischen  dem  Täter  und  dem  durch  ihn  an  Leib  oder  Habe 
Geschädigten  spielt  sich  nicht  mehr  als  Privatsache  zwischen 
beiden  ab;  die  öffentliche  Gewalt  greift  ein.  Von  Ausübung 
der  Blutrache  ist  in  der  zweiten  Periode  nicht  mehr  die  Rede^). 
Der  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt,  der  Fürst  als  oberster 
Träger  der  Rechtspflege,  erläßt  das  Verbot  bestimmter  Taten, 
wenn  auch  seine  generelle  Entscheidung  sich  an  einzeln  vor- 
gekommene Fälle  anschloß,  bzw.  die  allgemeine  Rechtsnorm 
aus  Einzelurteilen  hervorwuchs,  er  belegt  die  Begehung  be- 
stimmter Handlungen  mit  genau  festgestellter  Strafe.  Die 
Frage  der  Behandlung  der  Teilnahme  an  Verbrechen,  die  Be- 
strafung der  Mittäter  wird  grundsätzlich  gelöst.  Nicht  mehr 
die  Gemeinde  entscheidet,  wie  in  der  ersten  Redaktion^),  son- 
dern der  Fürst,  der  als  oberster  Richter  über  allen  Gemeinden 
steht.  Er  hat  natürlich  seine  Richter,  aber  gewisse  Rechts- 
fälle werden  zur  Entscheidung  ihm  vorbehalten.  So  ist  gegen- 
über der  ersten  Redaktion  in  der  zweiten  die  Mitwirkung  des 
Fürsten  bei  der  Ausgestaltung  des  ganzen  Rechtslebens  genau 
angegeben.  Als  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt  ist  er,  wie 
wir  in  §  17  im  einzelnen  gesehen  haben,  Gesetzgeber,  Richter, 
Organisator  des  Gerichtsverfahrens,  mit  einem  Wort  der  Träger 
der  Gerichtsbarkeit,  ohne  dessen  Mitwirkung  nichts  geschehen 
darf.     Seine  Organe  in  Ausübung  der  Rechtspflege  sind  ange- 

')  Wenn  sie  in  der  dritten  Redaktion,  III,  1—3,  noch  erwähnt  wird, 
so  ist  das  eine  historische  Reminiszenz,  nicht  mehr  geltendes  Recht, 
wie  III,  4  ff.  zeigen. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  417  ff. 
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geben,  ihre  Einkünfte,  die  den  Charakter  öflPentlichrechtlicher 
Abgaben  tragen,  werden  verzeichnet. 

Wie  in  der  Festsetzung  der  Strafandrohungen  zeigt  sich 
der  Unterschied  der  zweiten  Redaktion  von  der  ersten,  ihr 
Fortschritt  gegenüber  der  ersten,  auch  in  den  Bestimmungen 
über  verschiedene  Seiten  des  Prozeßverfahrens,  so  wenig  deren, 
wie  schon  oben  S.  368  zu  betonen  war,  vorhanden  sind.  Es 
war  natürlich,  daß  die  Einführung  staatlich  geregelter  Rechts- 
pflege mit  öffentlichrechtlicher  Strafe  statt  privaten  Ersatzes 
auch  zu  einer  Erweiterung  des  Prozeßverfahrens,  zur  Aufstellung 
neuer  Normen,  unter  denen  die  Strafe  eintritt,  führen  mußte ^). 
So  wird  die  Haftung  der  Gemeinde  näher  umgrenzt,  die  Be- 
dingungen für  rechtmäßige  Verfolgung  und  Bestrafung  des 
Diebes  sind  genau  gezeichnet,  das  Prinzip  der  Selbsthilfe,  das 
in  der  ersten  Redaktion  herrscht,  wird  mit  der  einzigen  Aus- 
nahme bei  einem  nächtlicherweile  ertappten  Dieb  verworfen. 
Folge  der  gegenüber  der  ersten  Redaktion  nunmehr  in  der 
zweiten  vorliegenden  staatlich- fürstlichen  Regelung  der  Rechts- 
pflege ist  auch  die  Abgaben-  und  Gebührenordnung  für  die  Ge- 
richtsbeamten. Daß  bei  solcher  Umgestaltung  des  ganzen  Rechts- 
lebens mit  dem  Fürsten  als  Mittelpunkt  und  Träger  die  Gefolgschaft 
des  Fürsten,  sein  Eigentum,  besonders  geschützt  wird  durch 
eine  gegenüber  den  Bestimmungen  der  ersten  Redaktion  ver- 
doppelte Strafsumme,  ist  auch  ein  ganz  natürlicher  Fortschritt 
der  zweiten  Redaktion  gegenüber  der  ersten. 

Eine  Weiterentwicklung  zeigt  sich  in  der  zweiten  Redak- 
tion auch  gegenüber  der  ersten,  wenn  wir  die  strafbaren  Hand- 
lungen betrachten.  In  der  ersten  Redaktion  ist  z.  B.  I,  1  von 
einfacher  Tötung  die  Rede,  es  ist  nicht  einmal  gesagt,  daß  sie 
vorsätzlich  geschehen  sein  muß ,  es  kann  auch  fahrlässige 
Tötung  gemeint  sein^).  In  der  zweiten  Redaktion  wird  II,  1  f. 
genau   zwischen  Totschlag   und  Mord   unterschieden,   jede  Art 


^)  Vgl.  Stephanovskij  a.  a.  0.  Märzheft  S.  14  f. 
2)  Vgl.  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  388. 
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der  Tötung  wird  auf  besondere  Weise  verfolgt^),  es  wird  auf 
das  subjektive  Moment  bei  Beurteilung  der  Straftat  Rücksicht 
genommen,  das  in  der  ersten  Redaktion  noch  fehlt.  Der  Kreis 
der  Delikte  ist  in  der  zweiten  Redaktion  ein  größerer  als  in 
der  ersten,  es  sind  mehr  Arten  von  Diebstahl,  Sachbeschädi- 
gung usw.  aufgezählt. 

Ein  weiterer  Fortschritt  der  zweiten  Redaktion  gegenüber 
der  ersten  zeigt  sich  bei  dem  in  der  zweiten  Redaktion  ge- 
botenen System  staatlich  geordneter  Rechtspflege  darin,  daß  die 
fürstlichen  Einzelentscheidungen  schon  zu  Verallgemeinerungen 
führen,  daß  aus  dem  Strafurteil  das  Strafgesetz  wird,  wie  wir 
das  mehrmals  bei  Erläuterungen  der  einzelnen  Bestimmungen 
uns  sagen  durften^).  Das  hat  natürlich  die  Erweiterung  einer 
ursprünglich  lokal  begrenzten  Entscheidung  zu  einer  für  das 
ganze  russische  Land  geltenden  Rechtsnorm  zur  Folge ^). 

Jedoch  ist  der  Fortschritt  in  der  zweiten  Redaktion  gegen- 
über der  ersten  noch  nicht  so  groß,  daß  wir  eine  systematische 
Darlegung  der  gesamten  damals  geltenden  Rechtsbestimmungen 
in  der  zweiten  Redaktion  vor  uns  hätten,  es  ist  immer  noch 
in  der  zweiten  Redaktion  eine  mehr  gelegentliche  Sammlung 
von  Rechtssätzen,  Strafnormen  u.  dgl.,  also  ein  Werk  kasuisti- 
schen Charakters,  uns  geboten^).  Auch  darin  ist  die  Weiter- 
entwicklung des  Rechtslebens  von  der  ersten  zur  zweiten  Re- 
daktion geringer  als  von  der  zweiten  zur  dritten,  daß  wir  in 
der  zweiten  Redaktion  wie  in  der  ersten  nur  strafrechtliche 
Bestimmungen  haben,  während  das  Gebiet  des  Zivilrechtes  erst 
in  der  dritten  Redaktion  behandelt  wird^). 

In  der  Zeit  zwischen  der  Entstehung  der  ersten  und  der 
zweiten  Redaktion  liegt  die  Einführung  des  Christentums  und 
der   damit   in   Zusammenhang    stehenden    Rechtsreform   Vladi- 


^)  Siehe  oben  S.  183  f. 

2)  Siehe  oben  z.  B.  S.  214. 

^)  Vgl.  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  67. 

*)  Vgl.  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  80  f. 

'')  Siehe  oben  S.  383. 
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mirs^).  Macht  sich  das  Christentum  nun  schon  in  der  zweiten  Re- 
daktion gegenüber  der  ersten  geltend?  Nein,  nur  in  einem  Punkt, 
wenn  wir  nämlich  den  II,  23  genannten  Zehnten  als  Abgabe 
an  die  Kirche  auffassen.  Daran  mag  die  Einführung  einer  be- 
sonderen kirchlichen  Gerichtsbarkeit,  sowohl  was  den  Kreis  der 
kirchlicher  Aburteilung  unterliegenden  Taten,  wie  den  der  kirch- 
licher Jurisdiktion  unterstehenden  Leute  angeht,  schuld  sein'^). 
Auch  das  Moment  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  die  Ein- 
bürgerung des  Christentums  in  Rußland,  die  Durchdringung 
der  gesellschaftlichen  Verhältnisse  mit  dem  Geist  des  Christen- 
tums, naturgemäß  nur  langsam  vor  sich  ging,  also  in  den  Einzel- 
heiten des  Rechtslebens  noch  nicht  so  rasch  zum  Ausdruck 
kam^).  Uebrigens  finden  wir  ja  selbst  in  der  dritten  Redaktion 
nur  einen  direkten  Hinweis  auf  die  Existenz  des  Christentums 
in  Rußland,  in  III,  57,  wo  von  den  Mönchsklaven  die  Rede  ist. 
Bei  der  Betrachtung  der  ersten  Redaktion  ergab  sich  uns, 
daß  zwar  nicht  für  diejenigen  ihrer  Teile,  die  ihren  ursprüng- 
lichen Bestand  ausmachen,  aber  wohl  für  die  Zusätze  zur  älte- 
sten Redaktion  eine  üebertragung  germanischer 
'Satzungen  in  das  altrussische  Recht  anzunehmen  ist'*).  Liegt 
ein  solches  Eindringen  fremder  Elemente  auch  bei  der  zweiten 
Redaktion  vor?  Mir  scheint  nicht.  Die  Verdoppelung  der 
Straf  summe  für  Tötung  eines  fürstlichen  Gefolgsmannes  in 
II,  1  gegenüber  I,  3  kann  man  wohl  als  Ausfluß  des  speziellen 


I 


1)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  440  f. 

'^)  Vgl.  Goetz,  Kirchenrechtliche  Denkmäler  §  2—4. 

^)  Vgl.  dazu  die  oben  S.  161  Note  1  angeführte  Rezension  von 
Vladimirskij-Budanov  S.  12.  Ich  kann  zwar  nicht  für  die  Tatsache  der 
Rechtsreform  unter  Vladimir,  aber  für  die  Einzelheiten  des  Rechtslebens 
und   ihre   Umgestaltung    unter   christlichem   Einfluß  annehmeD ,    was  da 

Vladimirskij-Budanov  sagt:  Mu  iiojaraeMt,  ito  TaKoro  nepeBopoxa  B-b  ucTopiH  npasa 
TOT^act  no  npiiHHTiu  pyccKUMH  xpucxiaHCTBa  ue  iipoiiaoni.io ,  nxo  hu  B.iaAUMipi,  hh  ^poe^aBi, 
HH  ;i,a2co  MHorie  iia-b  npeeMnuKOBi.  üx'h  ue  Morjiu  eine  pe4'opMupoBaTb  3X0  iipaso  bt.  KaKOH-.iH6o 
pimHxe.!  LHOÖ  cxeiieHH,  mxo  BÄianie  xpiiCTiaHCKHX'B  u  BHaaHiifioKHXi.  uAefi  ooBepma-ioob  nocxeneHHO 
B:b  Teiesie  MHOrHX'b  noc;ii;iyion^HX'b  b'J^kob'B;  RorAa  npoAOJHcaJio  i^apcxBOsaxB  ABoes'bpie  u  ABoenpasie. 
*)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  492—505. 
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Schutzes,  den  der  Fürst  seiner  näheren  Umgebung  angedeihen 
läßt,  betrachten,  ohne  an  Entlehnung  aus  germanischem  Recht 
denken  zu  müssen^).  Andere  Aehnlichkeiten  zwischen  Bestim- 
mungen der  zweiten  Redaktion  mit  germanischem  Recht,  wie 
ich  solche  z.  B.  oben  S.  258,  282  zu  II,  14  und  17  ff.  angeführt 
habe,  ferner  daß  der  Verletzte  in  II,  11  wie  in  I,  4  als  blau 
und  blutig  geschlagen  bezeichnet  wird^),  oder  das  Institut  der 
Gesamtbürgschaft  in  II,  2  ^),  lassen  sich  recht  wohl  auch  als 
Erscheinungen  internationaler  Art  im  Rechtsleben  erklären. 
Auf  Fremde,  Nichtrussen,  nimmt  die  zweite  Redaktion  im 
Gegensatz  zur  ersten  —  siehe  I,  14  —  wie  zur  dritten  — 
siehe  III,  19,  37,  68  —  überhaupt  gar  keine  Rücksicht.  Das 
scheint  mir  dazu  zu  passen,  daß  eben  die  zweite  Redaktion 
entstanden  ist  in  der  ersten  Zeit  der  Entwicklung  staatlich 
geregelten  Rechtslebens  in  Rußland,  wo  der  Fürst  diejenigen 
Fälle  strafbarer  Handlung  bestrafte,  die  sich  im  Lande ,  von 
und  an  Russen  begangen,  ereigneten. 

So  können  wir  also,  wie  gesagt,  das  Verhältnis  der  zweiten 
Redaktion  zur  ersten,  den  in  zweiten  Redaktion  gegenüber  der 


')  Siehe  oben  S.  191,  354,  390. 

^)    S.  diese  Z.  XXIV,  S.  402  S  Ivanisev,  N. :    0  n.Tarfe  sa  yöificTBO  bt>  ;^peBHeM•B 
pyccKOMi.  H  ;i,pyrHxi.  ciaBSHCKiixi.  saKOuoÄaTC.iLCTBaxx  bx  cpaBHeHiii  ci  repsiaHCKOio  BiipoK),  KieBi. 

1840,  S.  92  f.,  weist  darauf  hin,  daß  wie  das  Germanische  Recht  auch  das 
Russische  Recht  II,  7  f.  die  Bezahlung  für  Töturfg  eines  Sklaven  nach  dem 
Nutzen  für  den  Herrn  abstuft.  Dabei  brauchen  wir  natürlich  nicht  an  eine 
Entlehnung  aus  dem  germanischen  Recht  zu  denken,  das  ist  in  den  verschie- 
denen Rechten  ein  ganz  natürlicher  Vorgang.  Vgl.  diese  Z.  XXIV,  S.493f. 
3)  Vgl.  oben  S.  196  Note  1,  Schröder,  Rechtsgeschichte*,  S.  126 '^ 
Lehmann,  K.:  Der  Königsfriede  der  Nordgermanen,  Berlin  und  Leipzig 
1886,  S.  23:  ,, Verheimlichter  Todtschlag' ist  derjenige  Todtschlag,  dessen 
Urheber  nicht  binnen  Jahr  und  Tag  ermittelt  wird.  Die  Ermittelungs- 
pflicht liegt  dem  Herad  der  begangenen  That  ob.  Das  Herad,  welches  den 
Todtschläger  nicht  ermittelt,  macht  sich  des  Strafgeldes  für  den  Todt- 
schlag  schuldig."  Auch  Pavlov-Sil'vanskij,  Werke  III,  S.  88,  erklärt  die 
Aehnlichkeit   zwischen   russischer  und  germanischer  Gemeinde :  He  saHMcx- 

BOBaHieM-b    H    He    cjiyqaHHUM'b    C0Bna;;eHieM'L ,    a    OÄHHaKOBHM'B    paSBHTieMt,    no/1,1.    jtificTBieM'B 
OAHHaKOBHxi)  yc.iOBifi,   H  onacTH  apificKHMi,  pOACTBOM'B  pyccKaro  npasa  et  repManCKHiit. 
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ersten  liegenden  Fortschritt  ansehen  als  darauf  beruhend,  daß 
die  zweite  Redaktion  die  Widerspiegelung  staatlich- fürstlich 
geordneter  Rechtspflege  ist,  während  wir  in  der  ersten  das 
altrussische  Gewohnheitsrecht  der  Zeit  vor  Vladimirs  Rechts- 
reform vor  uns  haben. 

§  20.     Das  Yeiiiiiltnis  zur  dritten  liedaktion. 

Bei  den  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  mußten  wir  schon  dann  und  wann  zur  Klar- 
stellung des  richtigen  Sinnes  auf  die  Parallelstellen  zur  zweiten 
Redaktion  in  der  dritten  Redaktion  hinweisen.  Auch  haben 
wir  speziell  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Straffestsetzungen 
schon  oben  in  §  16,  S.  361  f.  die  zweite  Redaktion  mit  den  ihr 
entsprechenden  Stellen  der  dritten  Redaktion  verglichen.  Hier 
handelt  es  sich  nun  darum,  im  allgemeinen  das  Verhältnis  zu 
untersuchen,  in  dem  die  zweite  Redaktion  zur  dritten  steht, 
und  unter  Zusammenfassung  von  einzelnen  Beobachtungen  im 
ganzen  zu  sehen,  in  welcher  Art  die  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  in  die  dritte  übernommen  sind. 

Zunächst  fragen  wir  uns,  welche  Satzungen  der  zweiten 
Redaktion  sind  nicht  in  die  dritte  Redaktion  verpflanzt  worden? 
Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  ergeben  sich  vielleicht  schon 
Gesichtspunkte  für  die  Betrachtung  der  Art,  in  welcher  der 
oder  die  Autoren  der  dritten  Redaktion  bei  Uebertragung  von 
Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  vorgingen.  Gleich  der 
erste  Satz  der  zweiten  Redaktion  II,  1,  der  von  der  einfachen 
Tötung  des  Ogniscauin  handelt,  fehlt  in  der  dritten  Redaktion. 
Das  nimmt  uns  um  so  mehr  wunder,  als  die,  wie  wir  gesehen 
haben,  mit  ihm  eng  zusammenhängende  Bestimmung  II,  2, 
von  dem  an  dem  Ogniscanin  begangenen  Mord,  sozusagen 
wörtlich  in  III,  5  wiederholt  ist.  Nur  ist  Ogniscanin,  das  ja 
in  II,  2  schon  Bezeichnung  einer  bestimmten  Klasse  fürstlicher 
Gefolgsleute  ist  ^),    in   III,  5   vollends   eben   zu   diesem  Begriff 


')  Siehe  oben  S.  215. 
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„fürstlicber  Mann"  verallgemeinert  worden.  Ebenso  ist  II,  3, 
das  dritte  Stück  der  von  Tötung  des  Ogniscanin  handelnden 
Abteilung  II,  1 — 3,  in  III,  49  enthalten,  allerdings  auch  stark 
verallgemeinert,  unter  gänzlicher  Weglassung  der  in  II,  3  ge- 
nannten Ogniscanin  und  Tiun  und  Beziehung  der  Bestimmung 
auf   jeden    beliebigen   Dieb,    dabei    unter  Verschmelzung   von 

II,  3  mit  II,  17  ff.  zu  einer  Verordnung^).  Warum  fehlt  in 
der  dritten  Redaktion  nun  gerade  II,  1,  das  doch  mit  II,  2 — 3 
einen  zusammenhängenden  Abschnitt  über  strafbare  und  straf- 
lose Tötung  des  Ogniscanin  bildet^)?  Einzelne  Momente,  die 
in  II,  1  liegen,  finden  sich  ja  auch  in  der  dritten  Redaktion. 
So  begegnet  uns  das  Moment,  daß  es  sich  in  II,  1  um  ein- 
fache Tötung,  nicht  um  Mord  handelt,  in  III,  9  vrieder.  Aber 
während  nach  II,  1  bei  einfacher  Tötung  die  Leute,  d.  h.  die 
Gemeinde^),    nicht  zu  zahlen  brauchen,    müssen   sie   dies  nach 

III,  9  wohl  tun:  „hat  aber  (der  Täter  den  anderen)  im  Streit 
oder  beim  Gelage  öff'entlich  erschlagen,  so  zahlt  er  mit  der 
Gemeinde  gemeinsam,  weil  sie  zu  dem  Wergeid  ihren  Teil  bei- 
tragen". Umgekehrt,  daß  die  Leute,  wie  in  II,  1  vorgesehen, 
nicht  für  den  Täter  bezahlen,  findet  sich  III,  10:  „hat  er  aber 
den  Mord  ohne  jeden  Streit  begangen,  dann  zahlen  die  Leute 
für  den  Mörder  nicht,  sondern  sie  liefern  ihn  aus"  usw.  Aber 
in  II,  1  handelt  es  sich  um  „Tötung  zum  Unrecht",  also  um 
einfachen  Totschlag,  in  III,  10  dagegeij  um  „Mord  ohne  jeden 
Streit",  der  doch  in  II,  2,  als  Tötung  „im  Ueberfall",  von 
II,  1  scharf  geschieden  ist.  Auch  II,  4  „aber  bei  einem  fürst- 
lichen Tiun  80  Grivna"  fehlt  in  der  dritten  Redaktion,  d.  h.  es 
ist  nicht  als  selbständige  Verordnung  mit  übernommen.  Das 
ist  mir  ein  weiterer  Beweis  dafür,  daß  II,  4,  wie  ich  oben 
S.  217  ausführte,  ein  Zusatz  zum  ursprünglichen  Text  des  ersten 
Abschnittes  der  zweiten  Redaktion  II,  1  —  3  ist.  Der  Autor 
der  dritten  Redaktion,  der  das  ihm  vorliegende  Material  der 
zwei   früheren   Redaktionen   systematisch   ordnete,    hat    darum 

')  Siehe  oben  S.  207,  212.  ^)  Siehe  oben  S.  177,  212. 

3)  Siehe  oben  S.  192. 
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II,  4  als  selbständige  Bestimmung  nicht  in  die  dritte  Redaktion 
übertragen,  sondern  den  „fürstlichen  Tiun"  von  II,  4  als 
Ogniscanin-Tiun"  in  III,  13  bei  der  Aufzählung  der  fürstlichen 
höheren  Gefolgschaft  und  niederen  Dienerschaft  eingeschlossen. 
Aehnlich  liegt  die  Sache  bei  II,  5,  der  Entscheidung,  die 
Izjaslav  bei  Tötung  seines  Oberstallmeisters  durch  die  Doro- 
gobuzer  fällte.  Auch  dieser  Paragraph  fehlt  seinem  Wortlaut 
nach  in  der  dritten  Redaktion.  Er  ist  eben,  wie  wir  oben 
S.  223  schon  gesehen  haben,  wie  II,  4  ein  späterer  Zusatz  von 
einer  anderen  Hand  als  der,  die  II,  1 — 3  geschrieben  hat,  ein 
Zusatz,  der  den  speziellen  Fall  der  Tötung  eines  bestimmten 
Oberstallmeisters  berichtete.  Deshalb  ist,  wie  II,  4,  auch  er 
in  der  dritten  Redaktion  bei  der  dort  erfolgten  systematischen 
Verarbeitung  des  in  den  zwei  ersten  Redaktionen  enthaltenen 
Rechtsmaterials  in  die  allgemein  von  der  fürstlichen  Gefolg- 
schaft und  Dienerschaft  handelnde  Bestimmung  III,  13  einbe- 
zogen worden,  wobei  die  besondere  Einzelbezeichnung  von  II,  5, 
daß  es  sich  um  einen  Oberstallmeister  des  Izjaslav  und  um  die 
Leute  von  Dorogobuz  als  Täter  handelte,  verschwand.    Da  nun 

III,  13  die  eigentliche  Gefolgschaft  des  Fürsten,  im  Gegensatz 
zur  niederen  unfreien  Dienerschaft,  in  zwei  Klassen  teilt,  in 
Leute,  auf  deren  Tötung  80  Grivna  stehen,  und  in  solche, 
deren  Tötung  nur  mit  40  Grivna  zu  sühnen  ist,  hat  der  Autor 
dieser  Bestimmung  III,  13  das  Amt  des  Stallmeisters  gleich- 
falls in  zwei  Klassen  getrennt,  in  das  des  eigentlichen  Stall- 
meisters, der  II,  5  Oberstallmeister  heißt,  und  in  das  des  Stall- 
knechtes, jener  mit  80,  dieser  mit  40  Grivna  Buße. 

Die  Zusatzbestimmung  II,  20  zu  dem  Abschnitt  II,  17  — 19 
fehlt  in  der  dritten  Redaktion  ganz,  sowohl  ihrem  Wortlaut 
wie  ihrem  Inhalt  nach,  d.  h.  sie  ist  nicht  etwa  in  eine  andere 
Bestimmung  eingearbeitet.  Das  erklärt  sich  eben  dadurch, 
daß  wir  sie,  wie  wir  oben  S.  290  sahen,  nur  in  einer  Hand- 
schrift der  zweiten  Redaktion  antreffen,  die  der  Autor  der  be- 
treffenden Parallelstelle  von  II,  17 — 19  in  der  dritten  Redaktion, 
III,  49 — 51,  wohl  gar  nicht  kannte. 
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Auffallend  ist  dagegen,  daß  II,  23,  die  Verteilung  der 
Strafe  von  3  und  12  Grivna  nebst  den  dazu  gehörenden  Ge- 
bühren, sich  in  der  dritten  Redaktion  nicht  wiederholt  findet. 
Anlaß,  diesen  Paragraphen  in  die  dritte  Redaktion  zu  über- 
nehmen, war  doch  genügend  da.  Strafe  von  3  und  12  Grivna, 
die  in  II,  23  besprochen  wird,  kehrt  ja  reichlich  oft  in  der 
dritten  Redaktion  wieder.  Und  die  an  die  Verteilung  der  Straf- 
gelder von  II,  23  in  II,  24  sich  anschließende  Abgaben-  und 
Gebührenordnung  für  den  Wergeidmann  ist  ja  doch  auch  in 
die  dritte  Redaktion  nach  III,  12  übertragen  worden.  Wie 
sollen  wir  das  Fehlen  von  II,  23  in  der  dritten  Redaktion  er- 
klären? Ist  es  eine  Nachlässigkeit  des  betreffenden  Autors  in 
der  dritten  Redaktion?  Aber  dasselbe  Thema  wie  II,  23  be- 
spricht ja  etwa  III,  99^).  Hier,  in  III,  99,  ist  nun  der  Inhalt 
der  zweiten  Hälfte  von  II,  23,  die  Verteilung  der  Strafe  von 
12  Grivna  mit  den  Zusatzgebühren,  in  der  Art  umgestaltet, 
wie  in  IL  24  und  III,  12  die  Zahlung  des  Wergeids  nebst 
Abgaben  und  Gebühren  behandelt  ist.  Nämlich  der  dem  Fürsten 
an  der  Strafe  zukommende  Hauptteil,  die  eigentliche  Strafe 
von  12  Grivna,  wird  in  III,  99  nicht  mehr  als  fürstliche 
Strafe  besonders  bezeichnet,  sondern  einfach  als  zu  zahlen  vor- 
ausgesetzt, wie  es  auch  in  II,  24  am  Schluß  einfach  heißt, 
daß  diese  Abgaben  und  Gebühren  zu  entrichten  sind,  wenn  die 
Wergeidmänner  das  Wergeid  sammeln.  Nur  die  bei  der  Strafe 
von  12  Grivna  entstehenden  Abgaben  und  Gebühren,  „Zugaben", 
werden  in  III,  99  erwähnt.  Und  zwar  sind  in  III,  99,  im 
Gegensatz  zu  II,  23,  das  nur  die  Geldgebühren  nennt,  aber  in 
Uebereinstimmung  mit  II,  24  und  III,  12,  sowohl  die  Natural- 
abgaben als  die  Geldgebühren  aufgezählt. 

Danach  müssen  wir  doch  die  Frage  offen  lassen,  ob  es 
Nachlässigkeit  oder  Absicht  des  betreffenden  Autors  in  der 
dritten  Redaktion  war,  daß  II,  23  nicht  seinem  ganzen  Inhalt 
nach  in  die  dritte  Redaktion  übertragen  wurde.  Oder  aber, 
worauf  wir   bei   Besprechung   des  Vorkommens   von  Kuna   in 

M  Siehe  oben  S.  302. 
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der  zweiten  Redaktion  oben  S.  380  hinwiesen,  der  betreffende 
Autor  der  dritten  Redaktion  hat  II,  23  gar  nicht  gekannt,  hat 
ein  Exemplar  der  zweiten  Redaktion  benutzt,  in  dem  II,  23  fehlte. 

Wenn  wir  nun  diejenigen  Bestimmungen  besprechen,  die 
aus  der  zweiten  in  die  dritte  Redaktion  übertragen  wurden, 
handelt  es  sich  nicht  darum,  ausführlich  die  Art  des  Aufbaues 
der  dritten  Redaktion  zu  schildern,  sondern  darum,  zu  zeigen, 
welche  Bestimmungen  sind  aus  der  zweiten  Redaktion  in  die 
dritte  übergegangen,  wie  hat  sich  der  Uebergang  vollzogen, 
wie  haben  sich  die  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  dabei 
geändert,  wo  sind  sie  in  der  dritten  Redaktion  eingeschaltet, 
was  ergeben  sich  daraus  für  allgemeine  Schlüsse. 

Daß  II,  2  fast  wörtlich  nach  III,  5  übernommen  ist,  haben 
wir  eben  bereits  besprochen,  auch  hervorgehoben,  daß  die  in  der 
Bezeichnung  Ogniscanin  in  II,  2  schon  beginnende  Verallge- 
meinerung der  Strafandrohung  in  III,  5  noch  weiter  durchge- 
führt ist  durch  Vertauschung  von  Ogniscanin  mit  „fürstlicher 
Mann",  als  welcher  „fürstliche  Mann"  jedes  Mitglied  der  fürst- 
lichen Gefolgschaft,  der  II,  1  genannte  Ogniscanin  und  fürst- 
liche Bote  ebensogut  wie  der  II,  3  und  II,  4  beigefügte 
Tiun  anzusehen  sind.  Daß  diese  weitere  Durchführung  der 
Verallgemeinerung  in  III,  5  beabsichtigt  war,  daß  nicht  etwa 
„fürstlicher  Mann"  einfach  eine  andere  Bezeichnung  für 
Ogniscanin  sein  soll,  schließe  ich  aus  den  letzten  Worten  von 
III,  5:  „(ist  der  Erschlagene)  dagegen  ein  gemeiner  Mann, 
dann  40  Grivna".  Die  zweite  Redaktion  hat  also  in  II,  1 — 3 
eine  allgemeine  Bestimmung  nur  für  eine  Klasse  von  Leuten, 
die  unter  dem  speziellen  Schutz  des  Fürsten  steht;  der  Syste- 
matiker in  der  dritten  Redaktion  nennt  beide  Klassen  von 
Menschen,  die  in  Betracht  kommen,  beide  Kategorien  der 
freien  Leute  Rußlands,  die  fürstlichen  und  die  gemeinen,  d.  h. 
nichtfürstlichen  Leute.  Einen  fast  noch  weitergehenden  Zug 
zur  Verallgemeinerung  haben  wir  gleichfalls  eben  schon  bei 
üebertragung  von  II,  3  in  die  dritte  Redaktion,  bei  seiner 
Verschmelzung  mit  II,   17 — 19  zu  III,  49 — 51  gesehen.    Es  ist 
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hier,  III,  49,  schon  gar  nicht  mehr  von  einer  oder  zwei  be- 
stimmten Klassen  die  Rede,  wie  in  II,  2  und  III,  5,  sondern 
nur  vom  Dieb  im  allgemeinen,  wes  Standes  er  sei.  Bei  der 
Tötung  in  III,  5  war  gegenüber  II,  2  wegen  der  verschiedenen 
Höhe  der  Strafsumme  von  40  und  80  Grivna  noch  zwischen  dem 
einfachen  Freien  und  dem  privilegierten  Stand  fürstlicher  Gefolgs- 
leute zu  unterscheiden.  Beimx  straflosen  Erschlagen  des  nächt- 
lichen Diebes  fällt  dieses  Moment  weg,  da  wird  der  fürstliche 
Mann  gleich  wie  jeder  andere  erschlagen  „wie  ein  Hund",  darum 
ist  also  II,  3  mit  II,  17 — 19  zu  III,  49 — 51  zusammengezogen. 
In  die  eben  schon  erwähnte  Bestimmung  III,  13  „vom 
Mann  des  Fürsten"  sind,  wie  II,  4  und  5  ihrem  Inhalte  nach, 
so  II,  6  und  7  a  ihrem  Wortlaute  nach  übergegangen.  Statt 
des  Starosta  von  II,  6  finden  wir  in  III,  13  den  Tiun,  viel- 
leicht auch  deshalb  wieder,  wie  beim  Ogniscanin  in  II,  2  und 
„fürstlichen  Mann"  in  III,  5,  weil  Tiun  der  weitere  Begriff, 
die  umfassendere  Amtsbezeichnung  ist.  Für  II,  6  „und  (aber) 
bei  einem  Bauernstarosta"  lesen  wir  III,  13  „oder  bei  einem 
Bauerntiun".  Der  „Diener",  rjadovic,  ist  in  II,  6  „als  „fürst- 
licher" näher  bezeichnet,  in  III,  13  fehlt  dieses  Wort,  es  ist 
natürlich  zu  ergänzen,  da  der  ganze  Paragraph  III,  13  „vom 
Manne  des  Fürsten"  handelt.  Die  zweite  Hälfte  von  II,  7,  vom 
Bauernsklaven  (oder  wenn  man  die  andere  Lesart  vorzieht: 
vom  Bauer  und  vom  Sklaven)  sprechend,  steht  in  der  dritten 
Redaktion  nicht  wie  in  der  zweiten  unmittelbar  nach  dem 
„fürstlichen  Diener".  Der  Autor  von  III,  13  ff.  verläßt  mit 
III,  13  die  fürstlichen  Diener;  er  fügt  die  des  Bojaren  in 
III,  14  bei,  bringt  in  III,  15  neu  den  in  der  zweiten  Redaktion 
fehlenden  Handwerksmann  und  die  Handwerkerfrau  und  dann 
erst  in  III,  16  führt  er  den  Bauernsklaven  aus  II,  7  b  an.  Er 
schätzt  ihn  zu  5  Grivna  ein,  wie  das  auch  II,  7  der  Fall  ist, 
unterscheidet  aber  von  ihm  die  Magd,  deren  Tötung  mit 
6  Grivna  zu  sühnen  ist,  eine  Differenz  im  Wert  eines  männ- 
lichen Sklaven  und  einer  Sklavin,  die  wir  auch  III,  144  f.  finden. 
Es  legt  sich  uns  aus  dieser  Trennung    des  Bauernsklaven  von 
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den  fürstlichen  Leuten  in  III,  13  der  Schluß  nahe,  daß  der 
Autor  von  III,  13  jedenfalls  den  Bauernsklaven  nicht  als  fürst- 
lichen Sklaven  angesehen  hat,  bzw.  daß  smerd  den  Bauern  im 
allgemeinen  Sinn  bedeutet,  nicht  speziell  einen  fürstlichen 
Bauern.  Das  macht  die  Annahme  wahrscheinlich,  daß  auch 
der  Autor  von  II,  7  den  Bauern  bzw.  Bauernsklaven  so  ange- 
schaut hat,  wie  es  der  Autor  von  III,  13  tut^).  Wie  in  der 
zweiten  Redaktion  in  II,  8  folgen  auch  in  der  dritten  auf  den 
Bauernsklaven  in  III,  17  die  zu  12  Grivna  gewerteten  leib- 
eigenen Pfleger  und  Ammen.  Bei  dieser  Reihenfolge  wird  auch 
für  III,  17  die  oben  gemachte  Bemerkung  gelten,  daß  der 
Autor  von  III,  17  Amme  und  Pfleger  nicht  als  fürstliche 
Diener  ansieht.  Das  hat  auch  der  Autor  von  II,  8  schwerlich 
getan,  denn  wir  haben  oben  S.  235  die  Bestimmung  II,  8  als 
Zusatz  von  einer  anderen  Hand  als  der,  die  II,  6,  7  nieder- 
schrieb, erkannt. 

Der  Paragraph  II,  9,  von  der  am  fürstlichen  oder  nichtfürst- 
lichen Viehbestand  begangenen  Eigentumsverletzung  handelnd, 
findet  sich  nun  in  der  dritten  Redaktion  nicht  wie  in  der 
zweiten  unmittelbar  nach  den  Bestimmungen  über  die  Tötung 
von  fürstlichen  Dienern,  Bauernsklaven,  Ammen  und  Pflegern. 
Wir  treffen  ihn  erst  weit  später  in  der  Abteilung  vom  Dieb- 
stahl III,  49 — 57.  Sachlich  sind  die  Geldsätze  aus  II,  9  in  die 
dritte  Redaktion  übernommen,  aber  sie  haben  ihre  Stellung 
innerhalb  der  dritten  Redaktion  geändert.  Der  Anfang  von 
II,  9  „aber  für  ein  fürstliches  Pferd,  welches  mit  dem  [Besitz-] 
Stempel   (versehen   ist),   3  Grivna,    aber   für    ein   Bauernpferd 

2  Grivna"  steht  in  III,  55:  „ist  dagegen  das  Objekt  nicht  (mehr) 
vorhanden,   und   war   es    ein   fürstliches  Pferd,    so   sind   dafür 

3  Grivna  zu  zahlen,  aber  für  andere  (Pferde)  je  2  Grivna". 
Dabei  fehlen  also  in  III,  55  die  Worte  vom  Besitzstempel, 
und  aus  dem  „Bauernpferd"  von  II,  9  sind  in  III,  55  „andere 
Pferde"    geworden.     Aus   letzterem   folgert  ja   Sergeevic,    wie 


')  Siehe  oben  S.  231. 
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oben  S.  229  schon  erwähnt,  daß  Bauer,  smerd,  hier  im  allge- 
meinen die  nichtfürstliche  Bevölkerung  im  Gegensatz  zu  den 
fürstlichen  Gefolgsleuten  bedeutet.  Bei  den  anderen  Tieren 
sind  die  in  II,  9  gebotenen  Geldsätze  in  Itt,  56  teils  mit  Kuna 
statt  wie  früher  mit  Rezana  angegeben,  teils-  sind  sie  geändert, 
so  II,  9:  ein  dreijähriges  15  Kuna,  III,  56:  ein  dreijähriges 
30  Kuna.  Einige  Tiere  sind  in  III,  56  neu  hinzugekommen, 
so  Spanferkel  1  Nogata,  Schaf  1  Nogata,  Hengst,  auf  dem  noch 
nicht  geritten  ist,  1  Grivna-Kun,  Hengstfüllen  6  Nogata,  Milch- 
kuh 6  Nogata^);  anderseits  fehlt  in  III,  56  das  II,  9  aufge- 
führte Lamm  1  Nogata.  Die  Haustiere,  das  Pferd  ausgenom- 
men, sind  nach  der  Auffassung  von  Maximejko  auch  für  II,  9 
als  bäuerliches,  nichtfürstliches  Eigentum  dadurch  gekenn- 
zeichnet, daß  nach  der  Erwähnung  der  beiden  Arten  von  Pferden 
in  III,  55  die  in  III,  56  folgende  Bestimmung  über  „die  Ab- 
gaben für  das  Vieh"  mit  den  Worten  schließt:  „das  sind  die 
Abgaben  für  Bauern,  wenn  sie  dem  Fürsten  Strafe  zahlen"  ^). 
Die  Bestimmung  II,  10  von  der  mit  Strafe  von  12  Grivna 
zu  belegenden  Wegnahme  eines  fremden  Sklaven  oder  einer 
fremden  Magd  finden  wir  in  der  dritten  Redaktion  nicht  als 
selbständige  Verordnung  wieder,  ihr  Inhalt  ist  zu  seinem  einen 
Teil  in  III,  47,  wo  es  sich  um  Ermittlung  eines  gestohlenen 
Knechtes  und  das  Verfahren  bei  seiner  Wiedererlangung  han- 
delt, am  Schluß  beigefügt:  „aber  dem  Fürsten  12  Grivna  Strafe 
für  einen  Knecht,  der  gestohlen  oder  entführt  ist".  Die  Magd 
von  II,   10  fehlt  also  hier  in  III,  47  überhaupt,  für  den  männ- 


^)  3a  KopoBue  Mo-ioKo  6  Horaxt  übersetze  ich,  wie  das  auch  Ewers,  Recht 
der  Russen  S.  322  schon  tat,  mit  „für  eine  Milchkuh  6  Nogata" ;  Aristo v, 
Gewerbewesen  S.  299,  übersetzt  „Kuhmilch",  Topf,  Milchertrag,  sagt  aber 
selbst  zum  hohen  Preis  ■■ix^ch  uaBipHo  omuöKa.  Duvernois,  Rechtsquellen 
S.  201,  nimmt  diese  Uebersetzung  bzw.  Auffassung  von  KopoBue  mo;ioko  zum 
Anlaß  der  Bemerkung,  in  der  zweiten  Redaktion  sei  der  Preis  des  Viehs 
angegeben,  in  der  dritten  der  des  Ertrags  vom  Vieh.  Das  würde  aber 
doch  bei  der  großen  Zahl  von  Tieren  in  III,  56  nur  auf  ein  einziges  passen. 

2)  Siehe  oben  S.  240. 
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liehen  Sklaven  steht  statt  cJioIop  von  II,  10  in  III,  47  das 
gleichbedeutende  icljudm. 

Die  innerhalb  der  zweiten  Redaktion  ganz  unmotiviert  in 

II,  11  eingeschaltete  prozessuale  Bestimmung,  daß  ein  blutiger 
oder  blau  geschlagener  Mann  keinen  Zeugen  zum  Nachweis 
der  an  ihm  geschehenen  Tat  braucht,  steht  in  der  dritten  Re- 
daktion bei  III,  31  an  der  richtigen  Stelle  bei  den  Körper- 
verletzungen. Doch  befindet  sie  sich  hier  nicht  mehr  wie  in  der 
ersten  Redaktion  I,  4,  von  der  sie  ja  stammt,  am  Beginn  der 
Abteilung  von  den  Körperverletzungen,  sondern  mitten  in  dieser 
darin;    sie   ist   auch    um    ähnliche   Verordnungen    vermehrt    in 

III,  32,  33,  und  daher  wohl  auch  die  etwas  veränderte  Ein- 
reihung. Wie  schon  II,  9,  so  ist  auch  II,  12  mit  der  in  ihm 
ausgesprochenen  Bestrafung  der  Teilnahme  am  Diebstahl  aus 
dem  Haus  von  dem  betreffenden  Autor  der  dritten  Redaktion 
als  systematischem  Verarbeiter  des  älteren  Rechtsmaterials  in 
die  Abteilung  vom  Diebstahl  nach  III,  52  versetzt.  Eine 
weitere  Verallgemeinerung  gegenüber  der  schon  in  der  zweiten 
Redaktion  vorliegenden  liegt  bei  dieser  Uebertragung  darin, 
daß  statt  Pferd  und  Stier  in  II,  12  in  III,  52  steht  „wenn 
jemand  Vieh  stiehlt  im  Stall",  ferner  daß  die  Teilnehmer  nicht 
mehr  wie  in  II,  12  mit  der  Zahl  18  [bzw.  10]  ^)  angegeben 
sind,  sondern  ganz  allgemein  als  „viele"  bezeichnet  werden. 
Der  öfters  vorkommende  Wechsel  von  Rezana  in  der  zweiten 
Redaktion  zu  Kuna  in  der  dritten  findet  sich  auch  hier.  In 
II,  13  ist  der  Waldbienenstock,  für  dessen  Vernichtung  3  Grivna 
zu  zahlen  sind,  als  „fürstlicher"  erklärt,  das  fehlt  in  der  Parallel- 
stelle III,  100;  auch  hier  ist  also  der  Sinn  und  damit  die  An- 
wendungsfähigkeit der  Bestimmung  in  der  dritten  Redaktion 
gegenüber  der  zweiten  erweitert.  Statt  „verbrennen  oder  aus- 
reißen" des  Waldbienenstocks  in  II,  13  steht  in  III,  100 
„umhauen".  Auch  ist  in  der  dritten  Redaktion  neben  der 
Strafe   noch   der   Ersatz   angegeben   sowohl  für  den  Baum  in 


')  Siehe  oben  S.  248. 
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III,  100  „und  für  den  Baum  eine  halbe  Grivna"  ^)  als  für  die 
Bienen  in  III,  101:  „wenn  man  die  Bienen  herausnimmt,  dann 
3  Grivna  Strafe  und  für  den  Honig  —  wenn  der  Honig  noch 
nicht  ausgenommen  ist  —  10  Kuna.  Ist  es  aber  ein  leerer 
Bienenstock,  dann  5  Kuna''.  Wie  II,  11  steht  auch  II,  14 
das  Verbot  der  Peinigung  ohne  des  Fürsten  Geheiß  in  der 
zweiten  Redaktion  nicht  an  der  richtigen  Stelle.  Doch  konnten 
wir  für  seine  Einreihung  an  diesen  Platz  auf  die  Verbindung 
mit  II,  13  durch  das  Wort  „oder"  wegen  der  Gleichheit  der 
in  II,  13  und  14  ausgesprochenen  Strafe  hinweisen^).  In  dem 
Zusammenhang,  in  den  diese  Bestimmung  bei  II,  14  hinein- 
gestellt ist,  bleibt  sie  auch  bei  der  Uebertragung  in  die 
dritte  Redaktion  nach  III,  103.  Ihr  geht,  wie  in  der  zweiten 
Redaktion,  in  III,  100,  101  die  Verordnung  über  den  Wald- 
bienenstock voraus,  nur  ist  dieser  noch  ein  Paragraph  über  die 
Verfolgung  der  Spur  des  Diebes  und  die  eventuelle  Haftung 
der  betreffenden  Gemeinde  für  den  Diebstahl  beigefügt.  Wie 
bei  der  Uebertragung  von  II,  13  nach  III,  100,  101  ist  auch 
bei  der  von  II,  14  nach  III,  103  neben  der  in  der  zweiten 
Redaktion  genannten  Strafe  noch  der  Ersatz  „für  die  Peinigung 
1  Grivna"  angegeben.  Als  Gepeinigter  sind  in  II,  14  b  der 
Ogniseanin,  Tiun  und  Schwertträger^)  genannt,  in  III,  103b 
dagegen  nur  der  Ogniseanin.  Erlaubt  das  nun  vielleicht  den 
Schluß,  daß  wie  in  II,  3b  und  4  der  Tiun  zum  Ogniseanin 
hinzugefügt  ist,  so  auch  in  II,  14  b  ursprünglich  nur  der 
Ogni^anin  stand  und  die  Worte  Tiun  und  Schwertträger  erst 
von  einem  späteren  Benutzer  entsprechend  den  Stellen  II,  3  b 
und  4  zugesetzt  wurden?  Oder  soll  das  einfache  Ogniseanin 
in  III,  103  allgemeine  Bezeichnung  des  Standes  als  privile- 
gierter, durch  vierfache  Strafe  gegenüber  dem  Bauern  ge- 
schützter, fürstlicher  Gefolgsleute  sein,  zu  denen  ja  auch  der 
Tiun  und  Schwertträger  gehören?    Aber  warum  hat  dann  der 


')  Ueber  die  Variante  zu  dieser  Stelle  siehe  oben  S.  253. 

'^)  Siehe  darüber  oben  S.  262. 

^)  Siehe  zu  seiner  Erwähnung  oben  S.  263. 
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Autor  von  III,  103  nicht  statt  Ogniscanin  einfach  „Mann  des 
Fürsten"  gesetzt,  wie  das  auch  bei  der  Uebertragung  von  II,  2 
nach  III,  5  geschah?  Der  Vornehmer  der  Peinigung  ist  II,  14 
allgemein  als  „man"  bezeichnet,  ebenso  III,  103 b  bei  der 
Peinigung  des  Ogniscanin.  Dagegen  beginnt  III,  103  mit  den 
Worten:  „wenn  ein  Bauer  einen  Bauern  peinigt".  Diese  An- 
gabe des  Täters  als  eines  Bauern  ist  wohl  ein  Versehen  des 
Abschreibers,  sie  steht  auch  nicht  in  allen  Handschriften^). 
Daß  die  erste  Hälfte  von  II,  15  nicht  zur  zweiten  paßt,  daß 
darum  zwei  Autoren  für  II,  15  anzunehmen  sind,  ist  oben  schon 
S.  272  betont  worden.  Bei  der  Uebertragung  in  die  dritte  Re- 
daktion sind  die  beiden  Hälften  von  II,  15  getrennt  worden. 
Die  erste  Hälfte  von  II,  15,  das  Umackern  oder  Umhauen  einer 
Grenze  mit  12  Grivna  Strafe  bedrohend,  steht  in  III,  96—98, 
speziell  III,  97  zusammen  mit  anderen  Grenzverletzungen,  wie 
der  Umzeichnung  eines  Bienenstockwaldes,  der  Umackerung 
einer  Ackergrenze,  der  Versetzung  eines  Hofzaunes,  dem  Fällen 
einer  Grenzeiche,  für  die  alle  gleichmäßig  12  Grivna,  wie  in 
III,  96,  oder  noch  deutlicher  wie  in  III,  97,  98  Strafe  von 
12  Grivna  verhängt  wird.  Das  Delikt  der  Grenzverletzung  ist 
also  in  der  dritten  Redaktion  gegenüber  seiner  Behandlung  in 
der  zweiten  Redaktion  mehr  nach  den  einzelnen  Arten  der 
Grenzverletzung  spezialisiert.  Der  in  der  zweiten  Hälfte  von 
II,  15  behandelte  Diebstahl  eines  Schiffes  ist  dann  in  III,  104 
ebenfalls  genauer  ausgearbeitet.  Die  Strafe  ist  ja  geblieben, 
nur  sind  aus  60  Rezana  60  Kuna  geworden.  Aber  der  Ersatz 
ist  nach  der  Größe  der  Schiffe  verschieden  angegeben:  „wenn 
man  ein  Boot  stiehlt,  dann  60  Kuna  Strafe  und  das  Boot  selbst 
zurückgeben,  a)  (für)  ein  Seeschiff  3  Grivna,  für  ein  Schiff  mit 
hohem  Bord  2  Grivna,  für  einen  Kahn  20  Kuna  und  für  eine 
Barke  1  Grivna.  b)  Ist  das  Objekt  nicht  (mehr)  da,  dann  für 
ein  Seeschiff  3  Grivna,  für  ein  Schiff  mit  hohem  Bord  2  Grivna 
und  für  eine  Barke  1  Grivna    und   für   einen   Kahn  8  Kuna." 


i 


Siehe  Kalacov,  Einleitung  S.  191,  §  XCV. 
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Welche  Veränderungen  III,  16  in  seinen  verschiedenen 
Teilen  bei  der  Uebertragung  nach  III,  106  erlitten  hat,  mußte 
oben  S.  274  f.  schon  bei  der  Untersuchung  der  Komposition 
von  II,  16  genauer  besprochen  werden. 

Im  ganzen  genommen  sind  also  II,  13 — 16  bei  ihrer  Ver- 
setzung in  die  dritte  Redaktion  auch  beieinander  geblieben; 
nur  sind  einzelne  Bestimmungen  bzw.  Teile  von  ihnen  an  die 
richtigere,  dem  Inhalt  von  III,  96 — 106  entsprechende  Stelle 
gebracht,  bzw.  mit  anderen  ihnen  verwandten  Verordnungen 
zusammengearbeitet  worden. 

Als  Systematiker  erkennen  wir  wieder  den  betreffenden  Autor 
in  der  dritten  Redaktion  an  der  Art,  wie  er  II,  17 — 19  an  den 
Beginn  der  Diebstahlsabteilung  III,  49 — 51  versetzt  hat.  Die 
dabei  mit  II,  17 — 19  vorgenommenen  Veränderungen  sind  nur 
gering.  In  III,  51  ist  der  II,  19  fehlende  Betrag  der  Strafe 
mit  12  Grivna  angegeben^),  II,  20  fehlt  ganz,  da  der  Autor 
von  III,  49  f.  vermutlich  gerade  die  eine  Handschrift,  in  der 
es  überliefert  ist,  nicht  benutzte.  Daß  in  III,  49 — 51  die  Stellen 
II,  3  und  II,  17 — 19  aus  der  zweiten  Redaktion  verschmolzen 
sind,  habe  ich  oben  S.  212  schon  erwähnt.  Vladimirskij-Bu- 
danov  ^)  nimmt  noch  einen  weiteren  Unterschied  zwischen  II, 
17  und  III,  49  an.  In  II,  17  sei  strafloses  Erschlagen  des 
Diebes  „im  Hofe,  sei  es  im  Gemach,  sei  es  im  Stall"  erlaubt, 
nach  III,  49  dürfe  man  den  Dieb  nicht  nur  auf  dem  Hofe, 
sondern  überall  töten:  III,  49:  „wenn  man  jemanden  im  Ge- 
mach oder  bei  irgendeinem  Diebstahl  ^)  erschlägt,  so  erschlägt 
man  ihn  wie  einen  Hund".  Einen  Gegensatz  zwischen  diesen  Be- 
stimmungen möchte  ich  nicht  annehmen.  Denn  in  II,  17  wie 
in  III,  49  ist  eben  der  Diebstahl  aus  dem  Hofe  und  was  dazu 
gehört,  wie  Gemach,  Stall,  gemeint,  welch  letztere  III,  52  bei- 
gefügt sind.     In  III,  53  dagegen  ist  der  Diebstahl  auf  freiem 


^)  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Strafe  siehe  oben  S.  287. 
2)  Uebersicht  S.  313. 

')  Ich  bitte  nochmals  die  an  dieser  Stelle  unrichtige  üebersetzung  von 
III,  49  in  dieser  Z.  XXIV,   S.  273   nach  obigem  Wortlaut  zu  verbessern. 
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Felde  genannt.  Wenn  man  also  den  Dieb  bei  dem  111,  49 
gemeinten  Diebstahl  ertappte  und  nicht  fesselte,  sondern  so- 
fort erschlug,  erschlug  man  ihn  eben  an  Ort  und  Stelle  der 
Tat,  und  das  ist  der  Hof  mit  Gemach  und  Stall. 

Auf  die  Uebertragung  von  II,  16  nach  111,  lOG  folgt  nun, 
da  in  der  dritten  Redaktion  II,  17  —  19  also  bei  der  Diebstahls - 
abteilung  111,  49 — 51  steht,  in  111,  107  die  Parallelstelle  zu 
II,  21,  dem  Diebstahl  von  Heu  und  Holz.  Aus  der  Angabe 
des  Ersatzes  in  II,  21  ist  in  Hl,  107  die  von  Strafe  und  Er- 
satz geworden:  „aber  bei  Heu  und  bei  Holz  9  Kuna,  aber  der 
Eigentümer  erhält,  soviel  Fuhren  gestohlen  v^urden,  für  die 
Fuhre  2  Nogata"  i). 

Die  in  der  zweiten  Redaktion  dann  folgende  Bestimmung 
II,  22  über  den  Diebstahl  von  Schaf,  Ziege,  Schwein  durch 
mehrere  ist  von  dem  betreffenden  Autor  in  der  dritten  Re- 
daktion als  größerem  Systematiker  wieder  in  die  Diebstahls- 
abteilung von  111,  49 — 57  versetzt.  Und  zwar  ist  das  geschehen 
als  Diebstahl  „auf  dem  (freien)  Feld*  in  111,  53  nach  der 
Behandlung  des  Diebstahls  im  Gemach  und  Stall  in  III,  49 — 52. 
So  kommt  besonders  in  der  dritten  Redaktion  die  Ergänzung 
zum  Ausdruck,  die  innerhalb  der  zweiten  Redaktion  II,  22  zu 

II,  12  bietet.  Dieselbe  größere  Verallgemeinerung  in  der 
dritten  Redaktion  gegenüber  der  zweiten,  die  wir  schon  bei 
Uebertragung  von  II,  12  nach  III,  52  beobachtet  haben,  finden 
wir  hier  wieder;  aus  den  zehn  Leuten,  die  in  11,  22  gemein- 
sam den  Diebstahl  vollführten,    sind    auch   in   III,    53    wie   in 

III,  52  „viele"  geworden.  Der  Wechsel  von  60  Rezana  in 
II,  22  zu  60  Kuna  in  III,  53  ist  gleichfalls  derselbe  wie  von 
3  Grivna  30  Rezana  in  II,  12  zu  3  Grivna  30  Kuna  in  III,  52. 
Da  also  II,  22  absichtlich  in  die  vom  Diebstahl  handelnde  Ab- 
teilung III,  49 — 57  versetzt  ist,  sind  bei  seiner  Uebertragung 
die  Schlußworte   „aber  wer  (das  Gestohlene)  ergriff,  dem  (ge- 


^)  Ueber   die  Bedeutung    der  9  Kuna   in  II,   21  bzw.  III,   107  vgl. 
oben  S.  292  f. 
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bühren)  10  Rezana"  weggelassen  worden.  In  II,  22  hatten 
sie  ihre  besondere  Bedeutung^),  diese  fiel  bei  ihrer  Einschaltung 
in  die  Diebstahlsabteilung  weg,  darum  fielen  auch  diese  Schluß- 
worte selbst  mit  Recht  weg. 

Bei  den  Erläuterungen  zu  II,  24  und  25  habe  ich  in  §  14 
und  15  schon  zur  Erklärung  dieser  Bestimmungen  genauer 
auf  das  Verhältnis,  in  dem  sie  zu  ihren  Parallelstellen  stehen, 
eingehen  müssen  und  habe  die  Veränderungen,  die  mit  diesen 
Paragraphen  in  der  dritten  Redaktion  vor  sich  gegangen  sind, 
bereits  erörtert. 

So  ist  der  Gesamteindruck,  den  wir  von  der  Uebertragung 
der  Bestimmungen  der  zweiten  Redaktion  in  die  dritte,  und 
von  den  dabei  an  dem  Inhalt  der  zweiten  Redaktion  vorge- 
nommenen Veränderungen  bekommen,  etwa  folgender:  die 
Uebertragungen  geschahen  mit  dem  Zweck,  das  vorhandene 
Rechtsmaterial  in  ein  System  zu  bringen  und  dabei  die  Ver- 
allgemeinerung einzelner  Strafurteile  zu  allgemeinen  Straf- 
gesetzen, die  schon  in  der  zweiten  Redaktion  anfangs  weise 
vorliegt,  noch  mehr  durchzuführen.  Darum  wechseln  Amts- 
benennungen in  der  zweiten  Redaktion  mit  Bezeichnung  ganzer 
Gesellschaftsklassen  in  der  dritten  Redaktion.  Statt  der  Zu- 
gehörigkeit des  Täters  zu  einem  bestimmten  Stande  der  Ge- 
sellschaft wird  in  der  dritten  Redaktion  ein  Täter  ganz  be- 
liebigen Standes  angenommen.  Es  werden  in  der  dritten 
Abteilung  Bestimmungen,  die  in  der  zweiten  Redaktion  in 
deren  verschiedenen  Abteilungen  auseinander  liegen,  in  einer 
größeren  Abteilung,  die  von  einem  bestimmten  Delikt  handelt, 
vereinigt,  und  die  geeignete  Reihenfolge  unter  den  Gliedern 
dieser  Abteilung  wird  hergestellt.  Umgekehrt  werden  in  der 
dritten  Redaktion  nebeneinander  stehende  Bestimmungen  aus 
der  zweiten  Redaktion  getrennt  und  ihre  einzelnen  Teile  an 
dem  ihnen  entsprechenden  Ort  mit  anderen  gleichartigen  Ver- 
ordnungen untergebracht  ^). 

^)  Siehe  dazu  oben  S.  298. 

^)  Ich  möchte   auf  Grund   dieser  Darstellung  des  Verhältnisses  der 
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ij  21.   Bedeiitniii^  der  Ueberschrift  der  zweiten  Redaktion. 

Nunmehr  ist  es  Zeit,  noclimals  auf  die  schon  in  §  1  be- 
sprochene Ueberschrift  zur  zweiten  Redaktion  zurückzu- 
kommen : 

„Recht,  verordnet  für  das  Russische  Land,  als  sich  vereinigten 
Izjaslav,  Vsevolod,  Svjatoslav,  Kosnjacko,  Pereneg,  Mikifor  der 

Kiever,  Cjudin  Mikula." 

In  ihren  einzehien  Punkten  haben  wir  ja  die  Ueberschrift 
in  §  1  schon  betrachtet.  Auf  die  dort  gewonnenen  Resultate 
werden  wir  uns  manchmal  stützen  können,  um  Folgerungen 
für  den  allgemeinen  Charakter  der  Ueberschrift  bzw.  der 
zweiten  Redaktion  zu  ziehen.  Vor  allem  ist  jetzt  nämlich  zu 
fragen:  ist  die  Ueberschrift  echt,  am  richtigen  Platz,  stammt  sie 
von  dem  oder  von  den  Autoren,  die  die  zweite  Redaktion  nieder- 
geschrieben bzw.  zusammengestellt  haben,  erweist  sich  also  die 
Angabe  der  Ueberschrift  wahr,  daß  die  zweite  Redaktion  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  der  in  der  Ueberschrift  genannten 
Fürsten  darbietet? 


zweiten  zur  dritten  Redaktion  doch  schon  das  Urteil  einschränken,  das 
Sergeevic,   Vorlesungen  S.  64f. ,   über  die  Anlage  der  dritten  Redaktion 

fällt :  J^a.ihe  MH  ne  iiMieMi.  BOSMoacHOCTii  ci-feAiiTB  3a  nopa;i,KOM'i>  cocTaB.iOHia  cniiCKa  BTopofi 
peffaKuiii  [d.  h.  der  dritten  Redaktion],  3a  ucKaioieHieMT.  leTHpex-B  ciaTefi  17 
{=  I,  24,  25),  20  (=  IT,  3),  21  (=  II,  4—5)  h  41  (=  II,  23)  oh^  BK-imaexi  bt. 
oe6t  Bci  cTaxBu  cniicKOBx  nepcofi  (()aMu.iiii   [also  die  erste   Und  zweite  Redaktion], 

no  Bt  KpaÜHe  nepeßuTOMt  nopa^Ki;,  n  iiMi>  oht.  tj-tb  pyK0Bo;i:cTBOBa.ica,  aio  oexaercH  ;^.^a  aact 

coBepmenHo  ne  flCHbiMt.  Denn  einige  Klarheit  über  die  Absichten  des  oder 
der  Autoren  bzw.  Redaktoren  der  dritten  Redaktion  hat  uns  unsere 
Schilderung  des  Verhältnisses  der  zweiten  zur  dritten  Redaktion  doch 
wohl  gebracht.  Den  Grundunterschied  zwischen  der  ersten  und  zweiten 
Redaktion  einerseits  und  der  dritten  anderseits  als  darin  bestehend,  daß 
ersteres  chronologische  Sammlungen  sind,  letzteres  dagegen  eine  systema- 
tische, betont  scharf  besonders  auch  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  79  f.  Natür- 
lich erkennen  auch  die  anderen  Forscher,  wie  z.  B.  Vladimirskij-Budanov, 
Uebersicht  S.  95,  oder  Djakonov,  Abriß  S.  48,  den  Charakter  der  dritten 
Redaktion  als  systematischer  Sammlung  des  schon  vorhandenen  Rechts- 
materials an. 
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Bisber  nahmen  die  russischen  Forscher  die  Echtheit  der 
Ueberschrift  in  ihrem  Verhältnis  zur  zweiten  Redaktion  all- 
gemein an;  die  Bezeichnung  der  zweiten  Redaktion  als  Recht 
der  Söhne  Jaroslavs  ist,  wie  wir  schon  oben  S.  171  sahen,  die 
ständig  übliche.  Aber,  wie  wir  oben  S.  172  schon  sahen,  konnte 
man  doch  die  Angabe  der  Ueberschrift,  daß  das  Recht  der 
Söhne  Jaroslavs  vorliege,  nicht  auf  alle  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  beziehen,  ist  doch  II,  5  klar  als  Gesetz  des 
Izjaslav  allein  und  II,  24  deutlich  als  Verordnung  speziell 
Jaroslavs  bezeichnet.  Auch  das  habe  ich  schon  oben  S.  170  be- 
tont, daß  die  in  der  Ueberschrift  gemeldete  gemeinsame  gesetz- 
geberische Tätigkeit  der  Söhne  Jaroslavs  nirgends  in  der 
zweiten  Redaktion  uns  in  der  Art  entgegentritt,  daß  eine  Ver- 
ordnung der  zweiten  Redaktion  als  auf  diesem  Fürstentag  er- 
lassen bezeichnet  wäre.  Verschiedene  Forscher,  wie  z.  B. 
Vladirairskij-Budanov^),  haben  auch  schon  darauf  hingewiesen, 
daß  die  in  der  dritten  Redaktion  erwähnte  Tätigkeit  der  Söhne 
Jaroslavs  durch  Abschaffung  der  Blutrache,  die  man  in  III,  4 
ausgedrückt  findet,  in  der  zweiten  Redaktion  gar  nicht  er- 
wähnt sei  trotz  der  Angabe  der  Ueberschrift,  daß  hier  das 
Gesetzeswerk  der  Söhne  Jaroslavs  vorliege.  Dieses  Argument 
halte  ich  indes  nicht  für  beweiskräftig.  Freilich  ist  in  der 
zweiten  Redaktion  nicht  mit  ausdrücklichen  Worten  von  der 
Abschaffung  der  Blutrache  die  Rede,  aber  die  Einführung 
der  eben  mit  Beseitigung  der  Blutrache  zusammenhängenden 
staatlichen  Geldstrafe  liegt  den  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  von  II,  1  an  zugrunde.  Dabei  ist  gleich  auf 
folgendes  hinzuweisen:  die  dritte  Redaktion  redet  an  der  ge- 
nannten Stelle  III,  4  von  einer  Abschaffung  der  Blutrache  und 
Einführung  des  Loskaufes  mit  Geld,  d.  h.  von  Einführung  der 
Geldstrafe  im  allgemeinen.  Dementsprechend  setzt  sie  in  III,  5 
die  Loskaufs-  bzw.  Strafsumme  für  die  zwei  in  Rußland  vor- 
handenen Klassen  freier  Leute,    des    fürstlichen  Gefolgsmanns 


^)  Chrestomathie  I,  S.  30^;  derselbe,  Uebersicht  S.  95. 
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und  des  gemeinen,  nichtfürstlichen  Mannes,  auf  80  und 
40  Grivna  fest.  Die  zweite  Redaktion  II,  1  ff.  behandelt  in 
Angabe  der  Ersatzsumme  für  die  verschiedenen  Arten  von 
Tötung  aber  nur  den  privilegierten,  zu  80  Grivna  gewerteten 
Stand  der  fürstlichen  Gefolgschaft.  Die  Bestimmungen  II,  1  ff. 
sind  also  nicht,  wie  die  üeberschrift  der  zweiten  Redaktion 
sagt,  ein  „Recht,  verordnet  für  das  Russische  Land",  nicht  das 
in  111,4  gemeinte  allgemeine,  neue,  auf  alle  Klassen  der 
Bevölkerung  sich  beziehende  Gesetz  über  Abschaffung  der  Blut- 
rache, sondern  sie  beziehen  sich  nur  auf  die  eine  Klasse  der 
Einwohner  des  Russischen  Landes,  auf  die  fürstlichen  Mannen. 
So  paßt  gleich  der  Lihalt  von  II,  1  ff.  nicht  zur  Angabe  der 
Üeberschrift,  sofern  man  in  dieser  die  Worte:  „Russisches  Land" 
nicht  rein  geographisch  auffassen  will  ^). 

Ferner  betonen  dieselben  Forscher,  daß  III,  88  mit  seiner 
als  Werk  der  Söhne  Jaroslavs  ausgegebenen  Verordnung,  die 
die  I,  23  getroffene,  in  III,  88  als  von  Jaroslav  erlassen  be- 
zeichnete Verfügung  über  Bestrafung  eines  Sklaven,  der  einen 
Freien  schlägt,  abändert,  in  der  zweiten  Redaktion  gar  nicht 
erwähnt  sei.  Ich  habe  aber  schon  bei  Erklärung  der  ersten 
Redaktion  gezeigt^),  daß  diese  Angabe  von  III,  88,  die  Ver- 
ordnung von  I,  23  sei  Werk  Jaroslavs,  auf  einem  Irrtum  be- 
ruht und  habe  den  Weg  nachgewiesen,  auf  dem  der  Autor  von 
III,  88  zu  der  unrichtigen  Annahme  kam,  I,  23  stamme  von 
Jaroslav. 

Jedenfalls  paßt  also  der  ganze  Inhalt  der  zweiten  Redak- 
tion nicht  recht  zur  Üeberschrift,  sowohl  mit  dem,  was  er  an 
Bestimmungen  bietet,  da  einzelne  von  diesen,  wie  II,  5  und 
II,  24,  als  Werk  eines  einzelnen  Fürsten,  des  Izjaslav  und 
Jaroslav,  bezeichnet  werden,  als  mit  dem,  was  er  nicht  bietet, 
da  er  das,  was  in  III,  4  und  III,  88  als  Werk  der  Söhne 
Jaroslavs  verzeichnet  ist,  nicht  enthält.     Es  kommt   dabei   für 


1)  Vgl.  dazu  oben  S.  169. 

2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  455. 
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mich  weniger  in  Betracht,  daß  man,  das  Wörtchen  „v/ieder" 
in  III,  4:  „nach  Jaroslav  vereinigten  sich  aber  wieder  seine 
Söhne"  usw.  zu  scharf  betonend,  zwei  Tagungen  der  Söhne 
Jaroslavs  annimmt:  die  erste,  von  der  die  Ueberschrift  der 
zweiten  Redaktion  rede,  und  eine  zweite,  die  III,  4  gemeint  sei, 
von  der  der  Autor  der  Ueberschrift  nichts  wisse ,  während  der 
Autor  der  dritten  Redaktion  die  beiden  Tagungen  auseinander- 
halte und  also  in  III,  4  von  dieser  zweiten  Tagung  rede,  gleich 
danach  aber  in  III,  5  die  Bestimmung  II,  2  der  ersten  Tagung 
verarbeite  ^). 

Denn,  was  die  vermutete  zweite  Tagung  der  Söhne  Jaro- 
slavs nach  III,  4  beschlossen  hat,  die  Abschaffung  der  Blut- 
rache, das  liegt  ja  schon,  wie  gesagt,  diesen  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion,  die  nach  der  Ueberschrift  Werk  der  Tagung 
der  Söhne  Jaroslavs  sein  sollen,  zugrunde. 

Zu  den  von  anderer  Seite  gemachten  Beobachtungen  über 
Differenzen  zwischen  den  Angaben  der  Ueberschrift  und  dem 
Inhalt  der  zweiten  Redaktion  weise  ich  noch  auf  die  von  mir 
oben  S.  164  f.  konstatierte  Tatsache  hin,  daß  im  Gegensatz  zur 
Reihenfolge  der  Söhne  in  der  Ueberschrift  die  dritte  Redaktion 
III,  4  die  Söhne  in  der  Ordnung  angibt,  wie  wir  sie  ständig 
in  der  Chronik  aufgezählt  finden,  daß  also  gegenüber  der 
Ueberschrift  die  Stelle  III,  4  als  die  ursprünglichere,  echte 
Form  der  Aufzählung  der  Söhne  Jaroslavs  erscheint.  Die 
Ueberschrift  nennt  bei  drei  Fürsten  vier  Gefolgsleute,  die  Parallel- 
stelle III,  4  gleichmäßig  drei  Fürsten  und  drei  Gefolgsleute, 
also  für  jeden  Fürsten  einen  Berater.  Cjudin  Mikula,  der  in 
der  Ueberschrift  an  letzter  Stelle  steht,  fehlt  in  III,  4  über- 
haupt, die  anderen  drei  Gefolgsleute  sind  in  der  Ueberschrift 
wie  in  III,  4  in  derselben  Reihenfolge  aufgezählt.    Läßt  man,  auch 


^)  So  besonders  Sergeevic ,  VorlesuDgen  S.  55  f.,  58,  63,  64,  siehe 
auch  oben  S.  163  Note  2 ;  Lange ,  Kriminakecht  S.  7  ,  betont  den  Eingang 
von  III,  4  „nach  Jaroslav  vereinigten  sich"  um  anzunehmen,  die  erste 
Tagung  der  Söhne  Jaroslavs  habe  noch  bei  Lebzeiten  des  Jaroslav  auf 
seinen  Befehl  stattgefunden.     Siehe  auch  oben  S.  171  Note  1. 
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hierin  der  Angabe  der  dritten  Redaktion  folgend,  Cjudin  Mikula, 
der  also  ohnebin  in  der  Ueberschrift  ganz  am  Ende  steht, 
darum  leicht  ein  Zusatz  sein  kann,  weg,  so  ergibt  sich  die 
ganz  wahrscheinliche  Annahme,  daß  jeder  Fürst  einen  Berater 
zu  der  Tagung  mitbrachte;  all  die  Zahlungsn  und  Berech- 
nungen sind  überflüssig,  die  man  veranstaltet  hat,  um  auf  drei 
Fürsten  vier  oder,  wenn  man  Cjudin  und  Mikula  als  zwei 
Personen  faßte,  fünf  Gefolgsleute  zu  verteilen  ^). 

Die  Ueberschrift  hat,  meiner  Meinung  nach,  ursprünglich 
gar  nicht  über  der  zweiten  Redaktion  gestanden.  Erst  war 
die  Stelle  III,  4  vorhanden  als  historische  Reminiszenz,  wie 
auch  III,  1  —  3  zur  Zeit  als  es  im  Rahmen  der  dritten  Redaktion 
niedergeschrieben  wurde,  gleichfalls  vorwiegend  historische 
Reminiszenz  des  Autors  war,  der  erst  in  III,  1  —  4  sozusagen 
die  Geschichte  des  Russischen  Rechtes  und  dann  III,  5  ff.  seine 
geltenden  Bestimmungen  bietet.  Nun  redet  III,  4  von  Ab- 
schaffung der  Blutrache  und  Einführung  der  Geldstrafen.  Ein 
Abschreiber  der  ersten  und  zweiten  Redaktion  fand  in  der 
ersten  Redaktion  noch  die  Blutrache  zu  Recht  bestehend,  da- 
gegen traf  er  in  dem  späteren  Teil,  der  zweiten  Redaktion, 
die  Tötung  mit  Geld  gesühnt,  die  Blutrache  nicht  mehr  er- 
wähnt. Darum  glaubte  er  in  der  zweiten  Redaktion  die 
Widerspiegelung  der  III,  4  beschriebenen  Fürstentagung  zu 
finden  und  setzte  deshalb  III,  4  mit  entsprechender  Aenderung 
als  Ueberschrift  vor  die  zweite  Redaktion.  So  wurde  dann  die 
zweite  Redaktion  später  mit  der  Ueberschrift  abgeschrieben-). 

Vladimirskij-Budanov^)  weist  gegen  die  von  Sergeevic  in 
seiner  Ausgabe  des  Russischen  Rechtes  vorgenommene 
Trennung  der  beiden  ersten  Redaktionen  als  zweier  Werke 
darauf  hin,  daß  die  erste  und  zweite  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  immer,  in  allen  Handschriften,  zusammen  sind,  es  gebe 


')  Siehe  oben  S.  164  Note  2. 

')  Siehe  so  schon  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  464  und  471. 
')  In  seiner  oben  S.  161  Note  1  genannten  Rezension  über  den  ersten 
Teil  meiner  Arbeit  S.  3. 
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nicht  eine  Handschrift,  in  der  die  erste  Redaktion,  das  soge- 
nannte Recht  Jaroslavs,  von  der  zweiten,  der  als  Recht  der 
Söhne  Jaroslavs  erklärten  Redaktion,  getrennt  überliefert 
sei.  Diese  Beobachtung,  die  indirekt  auch  gegen  meine 
Annahme  sprechen  könnte,  daß  die  Ueberschrift  erst  nach- 
träglich der  zweiten  Redaktion  vorangesetzt  wurde,  ist  richtig. 
Aber  damit  ist  noch  nicht  erwiesen,  daß  die  uns  über- 
lieferten Handschriften,  also  die  erste  und  zweite  Redaktion 
zusammen  enthaltend,  wirklich  die  ältesten  Niederschriften  sind. 
Gerade  bei  der  praktischen  Verwendbarkeit  des  Russischen 
Rechtes  in  der  Hand  der  Richter  wurde  es  zweifellos  bald  nach 
seinem  Entstehen,  man  kann  sagen  entsprechend  seinem  stück- 
weisen Entstehen,  so  wie  jeweils  neue  Bestimmungen  hinzu- 
kamen, stets  abgeschrieben.  So  ist  es  durchaus  möglich,  daß 
die  ältesten  Niederschriften,  in  denen  die  zwei  ersten  Redak- 
tionen getrennt  enthalten  waren,  die  auch  vielleicht  manche 
Stücke  von  Quellen  boten,  die  wir  jetzt  überhaupt  nicht  mehr 
haben,  wie  die  Untersuchung  einzelner  Bestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  zeigte,  —  daß  diese  ältesten  Niederschriften 
eben  verloren  gegangen  sind.  Sobald  aber  nur  einmal  von 
einem  Abschreiber  die  Ueberschrift  vor  die  zweite  Redaktion 
zugefügt  und  die  zweite  Redaktion  nebst  der  Ueberschrift  mit 
der  ersten  verbunden  war,  konnte  es  geschehen,  daß  die  erste 
und  zweite  Redaktion  nebst  der  Ueberschrift  immer  zusammen 
abgeschrieben  wurden.  Ich  kann  zur  Stütze  dieser  Annahme 
auf  meine  Abhandlung  über  die  sog.  Lohrede  auf  Theodosius, 
Abt  des  Höhlenklosters  zu  Kiev  ^),  hinweisen.  Diese  Lobrede 
wurde  auch  immer  für  ein  zusammenhängendes  Werk,  eine 
einheitliche  Lobrede,  gehalten,  und  war  mit  ihrem  sich  ge- 
legentlich widersprechenden  Inhalt  ein  Kreuz  für  die  Erklärer. 
Demgegenüber  glaube  ich  in  der  genannten  Abhandlung  nach- 
gewiesen zu   haben,    daß   die   Lobrede   nicht   ein   einheitliches 


')  In  Archiv  für  slavische  Philologie  1903,  Bd.  XXVI,  Heft  2 :   Die 

Zasammenstellung  der  sog.   IIoxBajia  npen.  o.  OeoÄOciio  IleiiepcKOMy. 
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Stück,  nicht  eine  Lobrede  auf  Theodosius  ist,  daß  sie  vielmehr 
aus  zwei  getrennten  Teilen  besteht,  daß  jeder  dieser  Teile  eine 
abgeschlossene  Lobrede  auf  Theodosius  bildet,  weil  die  ganze 
schriftstellerische  Anlage  und  der  Inhalt  der  beiden  Teile  ver- 
schiedene sind,  daß  die  Zeit  der  Abfassung  des  einen  Teils 
von  der  des  anderen  Teils  um  etwa  150  Jahre  differiert,  daß 
also  beide  Teile  ganz  unabhängig  voneinander  sind,  obwohl  sie 
uns  zusammenhängend  überliefert  sind  —  so  zusammenhängend, 
wie  auch  die  erste  nebst  der  zweiten  Redaktion  des  Russischen 
Rechtes  in  den  Handschriften  dargeboten  werden,  obwohl  sie 
zwei  ganz  selbständige  Werke  sind. 

§  22.    Die  zweite  Redaktion  Werk  der  Zeit  Yladimirs 

und  Jaroslavs. 

Wenn  nun  also  die  üeberschrift  kein  ursprünglicher  Be- 
standteil der  zweiten  Redaktion  ist,  wenn  sie  demgemäß  für 
die  Bestimmung  des  Alters  der  zweiten  Redaktion  nicht  in 
Betracht  kommt,  so  fragt  es  sich  schließlich,  wann  ist  die 
zweite  Redaktion  entstanden,  welche  Stufe  der  altrussischen 
Rechtsentwicklung  oder  wessen  Tätigkeit  auf  dem  Rechtsgebiet 
spiegelt  sie  wider? 

Die  russischen  Forscher  gingen  bei  ihrer  Beurteilung  des 
Alters  der  zweiten  Redaktion  aus  von  der  Üeberschrift  und 
wiesen  dann  darauf  hin,  daß  einige  Bestimmungen,  II,  5  und 
II,  24,  nicht  zu  den  Angaben  der  üeberschrift  passen,  daß  sie 
nicht  von  der  Tagung  der  Söhne  Jaroslavs,  sondern  IL  24  von 
Jaroslav  allein  und  II,  5  von  seinem  Sohne  Izjaslav  allein  er- 
lassen seien.  Die  Verordnung  des  Izjaslav  II,  5  schalte  ich 
nun  aus,  da  sie  offenbar,  wie  wir  das  oben  schon  S.  223  ge- 
sehen haben,  im  Rahmen  der  ganzen  Folge  von  Bestim- 
mungen von  II,  1  an  ein  Zusatz  ist. 

Dann  bleibt  also  noch  II,  24,  die  unter  dem  Namen  des 
Jaroslav  gehende  Ordnung  der  Abgaben  und  Gebühren  für  den 
Wergeidmann,  als  nicht  zur  üeberschrift  stimmende  Satzung 
der  zweiten  Redaktion  übrig. 
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Ich  nun  halte  mich  bei  Bestimmung  des  Alters  der  zweiten 
Redaktion  an  diesen  Paragraphen  II,  24.  Er  bildet  mit  II,  25 
den  Schluß  der  zweiten  Redaktion,  er  gibt  sich  wohl  mit  Recht 
als  aus  der  Zeit  Jaroslavs  stammend  aus,  zu  dieser  Angabe 
paßt  die  an  seiner  Parallelstelle  III,  12,  ein  innerer  oder  äußerer 
Grund  spricht  nicht  gegen  diese  Angabe,  sie  ist  noch  von 
keiner  Seite  angezweifelt  worden.  Die  Bestimmung  II,  24 
scheint  mir  also  ein  richtiger  Ausdruck  der  gerichtsorganisa- 
torischen Tätigkeit  Jaroslavs  zu  sein ;  diese  Tätigkeit  aber  lag, 
nachdem  Jaroslavs  Vorgänger  Vladimir  eine  grundlegende 
Reform  des  russischen  Rechtslebens  mit  Abschaffung  der  Blut- 
rache und  Einführung  staatlicher  Geldstrafe  angebahnt  hatte, 
durchaus  in  der  Aufgabe  staatlich- fürstlicher  Rechtspflege,  sie 
war  ein  natürlicher  Ausbau  des  von  Vladimir  begonnenen 
Werkes,  sie  paßte  ganz  zu  der  mit  Vladimir  einsetzenden  neuen 
Entwicklung  im  Rechtsleben  Rußlands. 

So  gut  aber  die  bisherigen  Forscher  von  der  Ueberschrift 
der  zweiten  Redaktion  ausgehen  durften,  um  von  ihr  aus  die 
mit  ihr  nicht  übereinstimmenden  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  zu  erklären,  ebensogut  darf  ich  bei  der  Alters- 
bestimmung für  die  zweite  Redaktion  meinen  Ausgangspunkt 
bei  dem  Schluß  der  zweiten  Redaktion  nehmen,  der  als  noch 
zu  Lebzeiten  Jaroslavs  geschrieben  gilt  ^).  Ich  darf  das  um 
so  mehr,  als  ich  einerseits  vorhin  S.  411  darauf  hinweisen 
konnte,  daß  die  Ueberschrift  nicht,  wie  die  Stelle  III,  4, 
die  richtige,  d.  h.  den  Chronikberichten  entsprechende  Reihen- 
folge in  der  Aufzählung  der  Söhne  Jaroslavs  bietet,  und  als 
ich  anderseits  zugunsten  des  Ausgehens  von  II,  24  bei  der 
Altersbestimmung  für  die  zweite  Redaktion  das  Moment  an- 
führen kann,  daß  ebenso  wie  der  Schluß  der  zweiten  Redaktion 
II,  24  auch  deren  Eingang  II,  1 — 5  mit  einem  Wergeid  von 
80  Grivna  rechnet,  also  die  zweite  Redaktion  mit  derselben 
Angabe  beginnt  und  schließt. 


')  Siehe  oben  S.  170,  330. 
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Ich  halte  also  die  zweite  Redaktion  für  ein  Werk  der 
Zeit  Jaroslavs,  das  in  privater  Aufzeichnung  vieles  von  dem 
wiedergibt,  was  an  richterlichen  Urteilen,  beginnenden  allge- 
meinen Rechtsnormen,  Abgaben-  und  Gebührenordnungen  unter 
Jaroslav  festgesetzt  wurde.  Und  nicht  nur  als  Werk  lediglich 
der  Zeit  Jaroslavs  sehe  ich  die  zweite  Redaktion  an.  Wenn 
wir  die  erste  Redaktion  als  Ausfluß  des  altrussischen  Rechts- 
lebens vor  der  Rechtsreform  Vladimirs  erklären  können,  ist  es 
durchaus  wahrscheinlich,  daß  in  der  zweiten  Redaktion  auch 
Material  enthalten  ist,  das  auf  Vladimirs  Zeit  und  seine  Tätig- 
keit auf  dem  Rechtsgebiet  nach  seiner  ersten  großen  Reform, 
der  Einführung  der  staatlichen  Geldstrafe,  zurückgeht.  Das 
kann  gleich  für  den  Eingang  der  zweiten  Redaktion,  die  darin 
ausgesprochene  Verdoppelung  der  Strafsumme  für  Tötung  eines 
Mitgliedes  der  fürstlichen  Gefolgschaft  gelten.  Denn  die  be- 
sondere Schützung  der  Leute,  wie  auch  des  Eigentums  des 
Fürsten  haben  wir  ja  als  eine  ganz  erklärliche  Folge  der 
Einführung  staatlicher  Rechtspflege  mit  dem  Fürsten  als 
oberstem  Träger  der  Gerichtsbarkeit  erkannt^).  Also  im  all- 
gemeinen gesagt:  der  von  uns  in  der  zweiten  Redaktion  gegen- 
über der  ersten  beobachtete  Fortschritt  der  Rechtsentwicklung  ^) 
braucht  nicht  erst  unter  Jaroslav,  mit  dessen  Verordnung  II,  24 
die  zweite  Redaktion  schließt,  eingetreten  zu  sein,  er  kann 
zum  Teil  auch  schon  unter  Vladimir,  dem  ersten  Organisator 
staatlich  geregelten  Rechtslebens  in  Rußland,  erfolgt  sein.  In 
der  dritten  Redaktion  lesen  wir  am  Schlüsse  von  III,  4:  „aber 
alles  andere  verordneten  auch  seine  [Jaroslavs]  Söhne  so,  wie 
Jaroslav  gerichtet  hatte".  Dazu  stimmt,  daß  die  als  Werk 
Jaroslavs  sich  ausgebende  Abgaben-  und  Gebührenordnung  von 
II,  24  ihrem  wesentlichen  Inhalt  nach  in  III,  12  wiederkehrt. 
Dazu  stimmt  auch,  daß  die  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion überhaupt  in  die  dritte  Redaktion  übergegangen  sind, 


')   Siehe  oben  S.  191. 

2)  Siehe  oben  §  19  S.  389  f. 
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allerdings  mit  den  auf  größere  Systematisierung  des  vorhan- 
denen Rechtsmaterials  hinzielenden  Veränderungen,  die  wir  bei 
der  Untersuchung  des  Verhältnisses  der  zweiten  Redaktion  zur 
dritten  kennen  gelernt  haben  ^). 

In  der  ersten  Redaktion  hatten  wir  das  altrussische  Ge- 
wohnheitsrecht der  Zeit  vor  Vladimir,  ohne  Mitwirkung  des 
Fürsten  im  Rechtsleben  vor  uns^);  in  der  dritten  Redaktion 
tritt  uns,  wie  wir  gelegentlich  schon  betonten,  ein  ausgebildetes, 
systematisch  dargelegtes  fürstliches  Recht,  sowohl  Strafrecht 
als  Zivilrecht,  entgegen  ^),  in  der  Mitte  zwischen  diesen  beiden 
steht  die  zweite  Redaktion. 

Die  zweite  Redaktion,  so  wie  sie  uns  die  Tätigkeit  Vladi- 
mirs und  Jaroslavs  auf  dem  Gebiet  der  Rechtssetzung  und 
Gerichtsorganisation  widerspiegelt,  trägt  den  Charakter  des 
Uebergangs  von  altrussischem  Gewohnheitsrecht,  vom  Volks- 
recht vor  Vladimir,  zu  neuem,  mit  der  Rechtsreform  Vladimirs 
beginnendem,  fürstlich  gesetztem  Recht.  Man  kann  diesen 
Charakter  der  zweiten  Redaktion  gegenüber  der  ersten  und 
dritten  Redaktion,  in  deren  Mitte  also  die  zweite  steht,  da  und 
dort  an  einzelnen  Bestimmungen  wie  in  der  ganzen  Anlage 
der  zweiten  Redaktion  nachweisen,  bei  Dingen,  die  wir  wohl 
schon  früher  bei  der  Einzelerklärung  der  zweiten  Redaktion 
betont  haben,  die  aber  auch  hier  zur  Gewinnung  eines  ab- 
schließenden Urteils  nochmals  zu  verwerten  sind.  Zu  dem 
Moment  z.  B.,  daß  wir  in  der  zweiten  Redaktion  die  ersten 
Anfänge  fürstlicher  Rechtsprechung  und  Rechtssetzung  im 
Gegensatz  zum  altrussischen  Volksrecht  vor  uns  haben,  paßt 
es,  daß  das  in  der  zweiten  Redaktion  behandelte  Gebiet  von 
Rechtssatzungen,  ebenso  wie  in  der  ersten  Redaktion,  straf- 
rechtlichen Inhalt  hat.  In  das  zivilrechtliche  Gebiet  greifen 
die  Fürsten  in  den  Anfangsstadien  der  von  ihnen  vorgenommenen 
Regelung  des  Rechtslebens  noch  nicht  ein,  das  treffen  wir  darum 


')  Siehe  oben  §  20  S.  394  f. 
2)  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  465,  516. 
')  Siehe  oben  S.  383. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  27 
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erst  in  der  dritten  Redaktion  mit  ihrem  schon  ausgehildeten 
Kechtssystem.  Zum  Charakter  der  zweiten  Redaktion  als  Werkes 
einer  Uebergangszeit  stimmt  es  ferner,  daß  die  gewohnheits- 
rechtlichen Bestimmungen  über  Ersatz  für  Tötung  beibehalten, 
nur  speziell  angewendet  bzw.  verschärft  werden  zugunsten  der 
fürstlichen  Gefolgschaft,  denn  ist  es,  wie  vorhin  schon  bemerkt, 
ganz  natürlich,  daß  bei  der  jetzt  beginnenden  fürstlicherseits 
erfolgenden  Aufstellung  strafrechtlicher  Normen  verstärkter 
Schutz  der  fürstlichen  Gefolgschaft  und  damit  dem  Fürsten 
selbst  zuteil  wird.  Gerade  da  zeigt  sich  der  Fortschritt  inner- 
halb der  drei  Redaktionen.  In  der  ersten,  in  I,  3,  ist  der 
gewohnheitsrechtlich  feststehende  Ersatz  für  jeden  freien  Mann, 
sei  er  gemeiner  Mann  oder  fürstlicher  Diener,  gleichmäßig  mit 
40  Grivna  angegeben  ^) ;  das  neue  fürstlich  gesetzte  Recht  der 
zweiten  Redaktion  redet  nur  von  der  besonders,  nämlich  durch 
Verdoppelung  der  Summe  auf  80  Grivna,  zu  schützenden  fürst- 
lichen Gefolgschaft.  Das  weiter  ausgebildete  System  der  dritten 
Redaktion  behandelt  dann  in  III,  5,  die  erste  und  zweite  Re- 
daktion zusammenfassend,  beide  Klassen  von  Russen,  den  Mann 
des  Fürsten,  zu  80  Grivna  gewertet,  und  den  gemeinen  Mann, 
zu  40  Grivna  eingeschätzt.  Dabei  ist  in  der  ersten  fürstlich 
gesetzten  Norm  der  Art,  in  II,  1,  der  Ogniscanin  als  Repräsen- 
tant der  ganzen  fürstlichen  Gefolgschaft  anzusehen  ^),  einzelne 
andere  Beamte  des  Fürsten  werden  in  Zusätzen  beigefügt,  da- 
durch gewissermaßen  als  zu  dieser  Gefolgschaft  gehörend  er- 
klärt^). Bei  der  weiteren  Umarbeitung  des  Rechtes,  wie  sie 
in  der  dritten  Redaktion  vorliegt,  ist  die  Verallgemeinerung 
der  Bestimmungen  schon  weiter  vorgeschritten;  es  erscheint 
in  III,  5  der  alle  Glieder  der  höheren  fürstlichen  Gefolgschaft 
in  sich  begreifende  „Mann  des  Fürsten"  im  allgemeinen,  dem 
die  ganze  andere  freie  Bevölkerung  mit  der  Bezeichnung  „ge- 
meiner Mann"   entgegengestellt  ist.    Den  niederen  Dienern  des 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  372  f. 
2)  Siehe  oben  S.  215. 
»)  Siehe  oben  S.  215. 
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Fürsten  werden  dann  in  III,  14  die  der  Bojaren,  der  nächsten 
Umgebung  des  Fürsten,  seiner  obersten  Gefolgsleute,  gleich- 
gestellt. 

Aehnlich  ist  die  Haftung  der  Gemeinde  in  der  zweiten 
Redaktion,  als  dem  Anfangswerk  fürstlicher  Gesetzgebung,  nur 
kurz  behandelt,  das  allgemeine  Prinzip  der  Haftung  der  Ge- 
meinde gegenüber  dem  Fürsten  wird  aufgestellt;  in  der  dritten 
Redaktion  dagegen  ist  sie  ausführlich  für  alle  möglichen  Fälle 
dargelegt.  Dem  Charakter  der  zweiten  Redaktion  als  eines 
Uebergangs  vom  älteren  Volksrecht  zu  neuem  fürstlichen  Recht, 
das  sich  eben  erst  bildet,  entspricht  es  weiter,  daß  noch  nicht 
die  allgemeinen  Normen  überall  so  durchgeführt  sind,  wie  wir 
es  in  der  dritten  Redaktion  treffen.  Einzelentscheidungen  der 
zweiten  Redaktion  werden  in  der  dritten  zu  generellen  Normen 
erweitert,  so  werden  verschiedene  Bestimmungen  der  zweiten 
Redaktion  über  strafloses  Erschlagen  eines  Diebes  II,  3  und 
II,  17 — 19  in  der  dritten  Redaktion  III,  49 — 51  zu  einem 
Ganzen  zusammengezogen.  In  der  ersten  Zeit  fürstlich  ge- 
regelter Rechtspflege,  die  uns  die  zweite  Redaktion  wider- 
spiegelt, war  es  auch  wohl  besonders  nötig,  die  Stellung  des 
Fürsten  als  obersten  Gerichtsherrn  stark  zu  betonen,  daher 
die  Bestimmung  II,  14,  das  Verbot  der  Peinigung  ohne  des 
Fürsten  Geheiß,  und  II,  18  das  Gebot,  den  gefesselt  gehaltenen 
nächtlichen  Dieb  zum  Fürstenhof;  als  der  ordentlichen  Gerichts- 
stätte, zu  führen.  Ebenso  wie  die  fürstliche  Gefolgschaft  ist 
auch  das  Eigentum  des  Fürsten  an  erster  Stelle,  auch  durch 
höheren  Ersatz,  geschützt  in  II,  13  und  II,  9.  Die  zweite 
Redaktion  als  Produkt  der  Uebergangszeit  vom  Volksrecht  zum 
Fürstenrecht  ruht  noch  viel  auf  dem  alten  Gewohnheitsrecht, 
sie  verkündet  dessen  Satzungen  jetzt  kraft  fürstlicher  Autorität, 
sie  stellt  die  in  der  Höhe  des  alten  gewohnheitsrechtlichen 
Ersatzes  erlassenen  Strafen  als  fürstlicherseits  verhängt  dar^);^ 
dazu  paßt  es,  daß  das  System  bzw.  die  Einteilung  der  zweiten 


')  Siehe  oben  S.  361. 
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Kedaktion  der  der  ersten  Redaktion  sich  zuneigt:  erst  Tötung, 
dann  Vernichtung  oder  Beschädigung  und  Wegnahme  von 
Eigentum.  Diese  Mischung  von  altem  Gewohnheitsrecht  mit 
neuem  fürstlich  gesetztem  Recht  in  der  zweiten  Redaktion 
haben  wir  auch  in  der  Anwendung  des  alten,  wenn  schon  in 
seinem  Inhalt  bereits  veränderten  Terminus  „für  das  Un- 
recht", za  obldii,  mit  dem  neuen  „Strafe",  prodcua^  erkannt. 
Die  zweite  Redaktion  als  Anfang  fürstlicher  Rechtssetzung 
knüpft,  wie  wir  mehrfach  gesehen  haben,  ihre  Satzungen  an 
bestimmte  fürstliche  Einzelurteile,  eine  gewisse  Verallgemeine- 
rung in  verschiedenem  Umfang  ist  dabei  schon  zu  konstatieren. 
Die  voll  durchgeführte  Verallgemeinerung,  die  Aufstellung 
wirklich  allgemeiner,  für  alle  Klassen  der  Bevölkerung  ohne 
Unterschied  geltender  Rechtsnormen,  findet  sich  dann  in  der 
dritten  Redaktion.  In  der  zweiten  Redaktion,  als  der  Ueber- 
gangsstufe  vom  alten  Gewohnheitsrecht  zum  neuen  Fürsten- 
recht, erscheint  letzteres  vielfach  als  fürstlicherseits  vorge- 
nommene Anwendung  alter  gewohnheitsrechtlicher  Bestim- 
mungen in  veränderter  Weise,  unter  Straffestsetzung  zugunsten 
des  Fürsten.  Die  Fürsten  mußten  sich  in  den  Anfängen  ihrer 
Tätigkeit  auf  dem  Rechtsgebiet  naturgemäß  an  das  altherge- 
brachte Gewohnheitsrecht  anschließen  ^).  Die  gesetzgeberische 
Tätigkeit  der  Fürsten  konnte  damals,  wie  Pavlov-Silvanskij  ^) 
richtig  bemerkt,  keine  bedeutende  sein;  die  Fürsten  konnten 
nicht  den  ganzen  Bau  des  damals  noch  allmächtigen  Gewohn- 
heitsrechtes zerbrechen,  weil  ihren  Neueinführungen  niemand 
gehorcht  hätte.  So  gilt  auch  für  das  in  der  zweiten  Redaktion 
dargebotene  Recht,  w^as  Zagoskin  ^)  über  die  Rechtsentwicklung 
in  Rußland  wie  in  anderen  Ländern  sagt,  daß  anfänglich  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  der  Fürsten  in  ihrem  Verhältnis 
zum  Gewohnheitsrecht  nur  Hilfsmittel  bei  der  Rechtsschaffung 


^)  So   auch   Sergeevic,    Vorlesungen   S.   84:     i''^  «"Ay    nre)u.'iaAa"i)i    bi' 

,'^peBHee  Bpesui  oÖHiHaro  iipiiBa  Ha,'\i  yciaBHUMi.  ii  kiudkockio  cy\M  pyKOBOACTBOBu.MU'i.  oöuHiWMii 

2)  AVerke  III,  S.  459. 

3)  Kurs  S.  79. 
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ist,  daß  sie  hauptsächlich  in  der  schriftlichen  Formulierung 
und  Sanktionierung  des  schon  vorhandenen  Gewohnheitsrechtes 
besteht.  In  ihrer  weiteren  Entwicklung  erhebt  sich  dann  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  über  das  Gewohnheitsrecht,  sie  wird 
schließlich  die  vorherrschende  Form  der  Regulierung  des  Rechts- 
lebens, das  Gewohnheitsrecht  tritt  an  die  zweite  Stelle  zurück, 
wird  Ausdrucksform  für  ein  Recht,  das  in  seinem  Verhältnis 
zur  Gesetzgebung  untergeordneter  Art  ist. 

Aehnlich  ist  die  Einwirkung  des  byzantinischen  Rechtes 
auf  die  altrussische  Rechtsentwicklung  anzusehen.  Das  all- 
gemeine Prinzip,  daß  die  Rechtspflege  staatlich- fürstliche 
Angelegenheit  sei,  brachten  die  griechischen  Bischöfe,  die  die 
byzantinische  Kultur,  geistliche  wie  weltliche,  in  dem  neu  chri- 
stianisierten Rußland  einbürgerten,  mit;  es  zeigt  sich  das  in  der 
Rolle,  die  sie  der  Chronikbericht  bei  der  Rechtsreform  Vladimirs 
spielen  läßt  ^).  Im  einzelnen  machen  sich  dann  die  griechisch- 
rechtlichen Anschauungen  zunächst  auf  dem  obersten,  eigent- 
lichen Arbeitsgebiet  der  Bischöfe,  auf  dem  des  kirchlichen 
Rechtes,  geltend,  wo  sie,  wie  die  ältesten  russisch-kirchen- 
rechtlichen Denkmäler  bekunden,  unter  gelegentlicher  An- 
passung an  russischen  Landesbrauch  ^)  die  griechischen  Kirchen- 
gesetze nach  Rußland  übertragen.  Auf  dem  Gebiet  des  welt- 
lichen Rechtes  zeigt  sich  das  in  der  zweiten  Redaktion  noch 
nicht,  erst  in  der  dritten  Redaktion  mit  ihren  zivilrechtlichen 
Bestimmungen,  z.  B.  über  Erbrecht  u.  dgl.,  tritt  uns  das  ent- 
gegen. 

So  erscheint  mir  die  zweite  Redaktion  als  Niederschlag 
der  rechtsprechenden,  rechtsetzenden  und  gerichtsorganisatori- 
schen Tätigkeit  der  ersten  Fürsten  des  christlichen  Rußlands, 
Vladimirs  und  Jaroslavs;  ihr  liegt  zugrunde  das  altrussische 
Gewohnheitsrecht,  das  durch  fürstliche  Erlasse,  auf  spezielle 
Fälle   angewendet,    vermehrt   und   umgestaltet   wird.      Ob    bei 


')  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  440. 

^)  Siehe  Goetz,  Kirchenrechthche  Denkmäler  S.  111  f. 
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dieser  Tätigkeit  der  Fürsten  eine  Mitwirkung  der  Vertreter 
des  Volkes  anzunehmen  ist,  ähnlich  wie  wir  bei  der  Rechts- 
ret'orni  Vladimirs  die  Aeltesten,  die  „Greise",  beteiligt  finden^), 
dafür  bietet  uns  die  zweite  Redaktion  keinen  Anhaltspunkt'-). 
Die  Basis  also,  die  materielle  Grundlage  der  zweiten  Redaktion, 
ist  fürstlichen  Charakters,  es  sind  amtliche  Dokumente  der 
staatlich  geregelten  Rechtspflege^);  die  Form  der  Darbietung 
dieses  Rechtes  ist  private  Arbeit  verschiedener  Autoren,  wie 
uns  die  Einzelbetrachtung  der  Bestimmungen  der  zweiten  Re- 
daktion gezeigt  hat.  Diesem  doppelten  Charakter  der  zweiten 
Redaktion,  daß  sie  einmal  die  Anfänge  staatlicher  Recht- 
setzung widerspiegelt  und  daß  sie  das  als  Arbeit  privater 
Zusammensteller  darbietet,  entspricht  es,  worauf  ich  schon 
oben  S.  384  in  anderem  Zusammenhang  hingewiesen  habe,  daß 
wohl  nicht  alle  Seiten  der  fürstlichen  Tätigkeit  auf  dem  Rechts- 
gebiet in  ihr  enthalten  sind,  daß  sie  mehr  Wiedergabe  ver- 
schiedener, natürlich  der  wichtigsten  und  häufigsten  Einzel- 
fälle als  systematische  Rechtsdarstellung  ist*). 

Wenn  ich  nun  also  die  zweite  Redaktion  als  Werk  der 
Zeit  Vladimirs  und  Jaroslavs  ansehe,  lassen  sich  dann  inner- 
halb der  zweiten  Redaktion  Bestimmungen  als  vermutlich 
speziell  aus  der  Zeit  des  einen  oder  anderen  Fürsten  stammend 
unterscheiden?   Vielleicht  kann  II,  23,  die  Verteilung  der  Straf- 


0  Siehe  diese  Zeitschrift  XXIV,  S.  439. 

^)  Vgl.  Duvernois,  Rechtsquellen  S.  53:  KpoMl.  iiaua.rb  npaßa,  BupaßoTaBuiHioji 

vh  3T0Mii  aaMKHyxoMi,  jiipb,  KpoMb  HapoAHoft  CTapiiiiu,  jib-ihwich  ycxaiiH  KHÄae»,  kotopmmh 
onpe,'^fe.iHeTCa  oxHOraeHie  aioft  ßjacxii  kti  Hapo,i,y.  l[oKy,vi  mu  ho  uMteMt  epeACxiti.  pa;un«iuis  — 
6H.X1I  .TU  3X11  ycxaBM  pfl.naMii,  ii.iii  xyxb  oo.itme  ;ma'iii.ia  liO.m  Kna:«! ,  'ibsib  coraameHie  khjiui 
ci  HapoAO>n>. 

')  Vgl.  Sergeevic,  Vorlesungen  S.  86. 

*)  Vgl.  Duvernois,   Rechtsquellen   S.  72,    über   das   Verhältnis   der 
ersten    zur   zweiten   Redaktion   in   dieser   Hinsicht:   CpaBueuie  oöIjmxt.  lacn^ft 

MOHceri.  npHBCCxii  Kh  o^HOMy  saK-iwieiiiio ,  'jxo  JIpoc.xasoBa  llpaK,ia  iipe;\craBJiaeT'fc  co6ou 
saKOH'ieHHMH  11  KaKv.  uli.ioe  «upaöoiaHHHÜ  cöopHiiKi.,  a  lIpaB^a  cuHOBeil  ecxB  ue  öo.rJbo,  Kairh 
paJHOBpeMPHHafl  iipiiniicKa  ii:n.  KHaihocKiixb  vcxaBOB'i.  oiA'kxtuuxT.  nojioaeHift ,  Kaeawnuixi'M  xoio 
*e  Kpyra  IIpo,^>u'xoBb,  iio  B;»ixuxb  öo.ibiuoio   uacxbio  i-b  APJ'i'oil  tomkii  aphiii«. 
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gelder  von  12  und  3  Grivna,  als  von  Vladimir  schon  herrührend 
angesehen  werden,  wofern  man  den  da  erwähnten  Zehnten  als 
die  Abgabe  an  die  Kirche  betrachtet  ^).  Die  Schluß  Verordnung 
II,  24  über  die  Abgaben  und  Gebühren  an  den  Wergeidmann 
bezeichnet  sich  ja,  ohne  daß  die  Richtigkeit  dieser  Angabe  in 
Zweifel  gezogen  worden  wäre,  als  „Abgabe  (Verordnung)  Ja- 
roslavs".  Die  Frage,  ob  die,  wie  II,  24,  gleichfalls  ein  Wer- 
geid von  80  Grivna  enthaltenden  Einzugsbestimmungen  der 
zweiten  Redaktion  II,  1  ff.  ebenfalls  auf  Jaroslav  zurückgehen, 
oder  ob  sie  schon  von  Vladimir  herrühren,  habe  ich  oben  S.  415 
schon  berührt,  ihre  Beantwortung  sei  dahingestellt.  Einen 
Fortschritt  innerhalb  der  zweiten  Redaktion  haben  wir  ja  auch 
bei  verschiedenen  Bestimmungen  festgestellt,  so  bei  II,  3  im 
Verhältnis  zu  III,  17—20,  bei  II,  12  im  Vergleich  mit  II,  22; 
es  wird  sich  aber  schwerlich  sagen  lassen,  ob  jeweils  die  erste 
dieser  Verordnungen  von  Vladimir  und  die  zweite,  spätere,  von 
Jaroslav  stammt. 

Daß  der  Abschluß  der  ganzen  zweiten  Redaktion  noch  zu 
Lebzeiten  Jaroslavs  geschah,  legt  die  Form  von  II,  24  nahe, 
das  mit  den  Worten :  „das  ist  die  Abgabe  Jaroslavs"  die  Ab- 
gabenordnung als  gegenwärtiges  Werk  Jaroslavs  bezeichnet, 
im  Gegensatz  zu  III,  12,  wo  sie  in  der  Wendung:  „das  waren 
die  Abgaben  für  den  Virnik  unter  Jaroslav"  als  Stück  der 
Vergangenheit  erscheint. 

Der  Text  der  zweiten  Redaktion  ist  mit  dem  der  ältesten 
Redaktion  zusammen  uns  in  der  Novgoroder  Chronik  ^)  unter 
dem  Jahre  1016  überliefert  als  Recht  —  wie  die  Stelle  ge- 
wöhnlich verstanden  wird  — ,  das  Jaroslav  den  Novgorodern 
verliehen  zum  Dank  für  die  Hilfe,  die  sie  ihm  bei  der  Er- 
oberung Kievs  geleistet  hatten.  Neben  den  älteren  Forschern 
hat  besonders  Sergeevic  ^)  die  Gründe  gegen  einen  offiziellen 
Oharakter  des  Russischen  Rechtes,  den  man  aus  dieser  Chronik- 


^)  Siehe  darüber  oben  S.  307. 

-)  Novgoroder  Chronik  S.  84,  ao.  1016,  vgl.  diese  Z.  XXIV,  S.  470. 

3)  Vorlesungen  S.  87  f. 
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stelle  herleitete,  zusammengestellt.  Sie  seien,  soweit  sie  jetzt 
in  Betracht  kommen,  hier  kurz  wiederholt,  ehe  ich  den  Ver- 
such mache,  die  Chronikstelle  anders  zu  erklären  als  bisher, 
auch  von  Sergeevic,  geschah.  Der  Chronist  fand,  so  argu- 
mentiert Sergeevic,  das  Russische  Recht,  d.  h.  die  erste  und 
zweite  Redaktion  vor,  er  wußte  nicht  recht,  was  damit  anzu- 
fangen sei.  Er  schaltete  es  im  Jahr  1016  ein,  weil  er  da 
meldete,  daß  Jaroslav  die  Novgoroder  mit  Geldgeschenken  nach 
Hause  entließ  und  ihnen  eine  Verordnung  und  ein  Recht  gab, 
nach  dem  sie  wandeln  und  an  das  sie  sich  halten  sollten.  Be- 
lohnung der  Novgoroder  durch  Geld  sei  verständlich,  eine  solche 
durch  ein  Recht,  durch  das  Russische  Recht,  dagegen  nicht, 
weil  dieses  gar  keine  Elemente  einer  besonderen  Belohnung 
in  sich  enthält. 

Zwei  Punkte  dieser  Auffassung  der  Chronikstelle  scheinen 
mir  nicht  ganz  berechtigt,  einmal,  daß  Jaroslav  nur  die 
Novgoroder  mit  Geldgeschenken  entließ  und  daß  er  nur 
ihnen  das  Recht  gab,  und  ferner,  daß  Jaroslav  das  Recht 
sofort  bei  der  Heimkehr  der  Novgoroder  gab,  was  offenbar 
auch  Sergeevic  annimmt.  Es  ist  richtig,  daß  die  Novgoroder 
dem  Jaroslav  auf  seine  Bitte  Hilfe  leisteten;  er  sammelte  nach 
dem  Chronikbericht  in  Novgorod  4000  Krieger,  1000  Var- 
jager  und  3000  Novgoroder,  mit  denen  er  gegen  Svjatopolk 
zog,  der  sich  nach  Vladimirs  Tod  in  Kiev  festgesetzt  hatte. 
Nachdem  Jaroslav  gesiegt  hatte,  ging  er  nach  Kiev  und  saß 
auf  dem  Throne  seines  Vaters  Vladimir.  Zur  Belohnung  teilte 
er  Gaben  aus,  „den  Aeltesten  (starosta)  je  10  Grivna  und 
den  Bauern  (smerä)  je  eine  Grivna  und  den  Novgorodern  allen 
je  10  Grivna  und  er  entließ  sie  alle  nach  Hause"  ^).  Hier  ist 
außer  von  den  Novgorodern  noch  von  den  Aeltesten,  Starosten, 
und  den  Bauern  die  Rede.  Was  hindert  uns  anzunehmen,  daß 
sie  zu  dem  von  Jaroslav  aus  Novgorod  mitgebrachten  Heere 
stießen,  daß  sie  die  Partei  der  Bevölkerung  des  Kiever  Landes 


')  Novgoroder  Chronik  S.  84 ^  ao.  lOlG. 
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darstellen,  die  auf  Seite  des  Jaroslav  stand  ?  Sie,  die  Starosten 
und  die  wohl  von  den  Starosten  geführten  Bauern,  die  freien 
Leute,  die  aus  dem  Kiever  Gebiet  Jaroslav  sich  anschlössen 
und  mit  ihm  gegen  Svjatopolk  zogen,  sie  entließ  er  nach  er- 
rungenem Siege  in  ihre  Wohnsitze,  wie  er  auch  die  Novgo- 
roder  Truppen  heimsendete.  Wenn  er  sie  alle,  also  Kiever 
und  Novgoroder,  entließ,  dann  gab  er  auch  —  um  jetzt  noch 
bei  der  gewöhnlichen  Erklärung  des  zweiten  Punktes  zu 
bleiben  —  ihnen  allen  das  Recht,  den  Kievern  ebenso  wie  den 
Novgorodern,  es  war  ein  allgemeines  Russisches  Recht,  was 
er  gab.  Die  Chronik  sagt  weiter:  „und  er  gab  ihnen  ein 
Recht  und  schrieb  ein  Gesetz  (Verordnung),  so  zu  ihnen 
sprechend:  nach  dieser  Urkunde  wandelt,  wie  ich  euch  ge- 
schrieben habe,  so  haltet  es";  „und  das  ist  das  Russische 
Recht",  fährt  dann  der  Chronist  mit  der  Einschaltung  der 
ersten  und  zweiten  Redaktion  in  dem  Chroniktext  fort.  Man 
kann  diese  Stelle  gewiß  so  auffassen,  daß  Jaroslav  sofort  bei 
Entlassung  seines  Heeres  dieses  Recht  gab.  Aber  ist  es  nötig, 
die  Stelle  so  zu  deuten?  Denken  wir  an  den  oft  so  knappen 
Stil  des  Chronisten,  mit  dem  er  ganz  wichtige  Meldungen  nur 
so  nebenbei  berichtet.  Dann  brauchen  wir  diese  Worte  nicht 
von  einem  sofortigen  Erlaß  des  Gesetzes  bei  der  Heimkehr  der 
Novgoroder  und  Kiever  zu  verstehen,  sondern  allgemein  als 
kurze  Meldung  von  einer  nach  der  Eroberung  Kievs  erfolgten 
gesetzgeberischen  Tätigkeit  Jaroslavs.  Die  Novgoroder  Chronik 
schweigt  ja  völlig  über  die  Regierungsjahre  Jaroslavs  bis  1042, 
nur  drei  Kirchenbauten  erwähnt  sie  ganz  kurz  in  je  einer  Zeile 
während  dieser  Jahre.  Ist  es  da  erstaunlich,  wenn  sie,  aus 
dieser  Zeit  eine  besonders  wichtige  Tätigkeit  Jaroslavs,  den 
Erlaß  von  Rechtsbestimmungen,  meldend,  diese  Notiz  an  die 
Nachricht  von  seinem  Einzug  in  Kiev,  von  seinem  Regierungs- 
antritt gleich  anschließt?  Also  eine  durchaus  notwendige 
Bezugnahme  der  Meldung  vom  Erlaß  des  Gesetzes  auf  die 
Heimsendung  der  Truppen,  eine  innere  Verbindung  zwischen 
beiden  Nachrichten  scheint  mir  nicht  nötig  anzunehmen.   Daß 
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Jaroslav  seinem  Volke  ein  Hecht  gab,  kann  nach  meiner  Auf- 
fassung der  Chronikstelle  sich  auch  ganz  gut  auf  eine  nach  der 
Besitznahme  Kievs  durch  Jaroslav  früher  oder  später  erfolgte 
gesetzgeberische  Tätigkeit  beziehen.  Als  der  Chronist  diese 
Angaben  niederschrieb,  lag  ihm  der  Text  der  ersten  und 
zweiten  Redaktion  vor,  darum  reihte  er  diesen  in  die  Chronik 
ein,  irrtümlicherweise  beide  Redaktionen  für  ein  Werk  Jaros- 
lavs  haltend. 

So  kann  also  unsere  Chronikstelle  ein  Zeugnis  sein,  zwar 
nicht  dafür,  daß  die  erste  und  zweite  Redaktion  ein  offizielles, 
von  Jaroslav  erlassenes  Gesetzesdokument  sind,  denn  dagegen 
spricht  ihr  Inhalt,  aber  dafür,  daß  Jaroslav  eine  Tätigkeit  auf 
dem  Gebiet  der  Rechtspflege  entfaltete,  und  diese  liegt  uns  ja 
auch  in  der  zweiten  Redaktion,  speziell  in  II,  24,  vor.  Auf 
diese  Weise  kommt  die  Angabe  der  Chronik  von  der  Fürsorge 
Jaroslavs  für  das  Rechtsleben  in  seinem  Lande,  wenn  auch  in 
anderer  Erklärung  als  bisher  üblich,  zu  ihrem  Recht  und 
stimmt  zu  dem,  was  wir  sonst  über  die  Entwicklung  des  alt- 
russischen Rechtes  unter  Vladimir  und  Jaroslav  wissen  ^). 


^)  Als  Parallele  können  wir  die  Chronikstelle  anziehen,  in  der  uns 
gemeldet  wird,  daß  Jaroslav  viele  Bücher  kirchlichen  Inhaltes  aus  dem 
Griechischen  übersetzen  ließ,  Laurentiuschronik  S.  1489  f-,  ao.  1037.  Sie 
ist,  mag  man  sie  in  dieser  oder  jener  Art  deuten  —  siehe  dazu  Golu- 
binskij,  E.  E.:  iicropia  PyccKoft  i];epKBn,  MocKBa  1901,  I.  1,  S.  188  ff.  —  jeden- 
falls ein  Zeugnis  für  die  Sorge  Jaroslavs  um  Hebung  der  Kultur  seines 
Landes  und  Volkes.  Zu  dieser  Kulturarbeit  gehörte  aber  auch  die  Tätig- 
keit Jaroslavs  auf  dem  Gebiete  des  Rechtslebens,  und  so  bestätigt  in 
gewissem  Sinne  diese  Chronikmeldung  die  Angabe  der  Novgoroder 
Chronik  über  Erlaß  von  Rechtsbestimmungen  durch  Jaroslav. 


V. 

lieber  die  Behandlung  des  Handelskaufs  nach 
norwegischem  Recht. 

Von 
J.  Övergaard,  Cand.  jur.,  Kristiania  ^). 

§  1- 
Einleitung. 

Das  norwegische  Recht  kennt  nicht  eine  scharfe  Zwei- 
spaltung des  Privatrechtsystems  in  bürgerliches  Recht  und 
Handelsrecht.  Das  letztere  ist  auch  nie  einheitlich  kodifiziert 
worden.  Die  handelsrechtlichen  Normen  finden  sich  gewöhn- 
lich, insoweit  sie  durch  Gesetz  bestimmt  sind,  mit  Zivilrechts- 
vorschriften in  einem  Gesetze  zusammen  ^^).  Dies  ist  auch  der 
Fall  bei  dem  Gesetz  über  den  Kauf  („Lov  om  kjöp")  vom 
24.  Mai  1907.  Dieses  Gesetz,  das  beinahe  genau  mit  den  zu 
ungefähr  derselben  Zeit  ausgefertigten  Kaufgesetzen  der  zwei 
anderen  skandinavischen  Länder^)  übereinstimmt,  ist  haupt- 
sächlich eine  Kodifikation  früher  geltenden  Rechts.  Es  hat 
jedoch  mehrere  Streitfragen  gelöst  und  hat  große  Bedeutung 
für  das  norwegische  Schuldrecht  überhaupt,  da  dieses  sich 
früher  zum  größten  Teil,  namentlich  was  die  allgemeinen  Lehren 
betrifi't,  nur  auf  Gewohnheit  stützen  konnte  ^). 


0  [Der  Verfasser  hat  darüber  in  meinem  Seminar  vorgetragen.  — 
Köhler.] 

^*)  Docli  bestehen  einzelne  Sondergesetze,  z.  B.  Ges.  v.  17.  Mai  1890 
über  Handelsregister,  Firma  und  Prokura. 

2)  Schweden  Ges.  v.  20.  Juni  1905,  Dänemark  Ges.  v.  6.  April  1906. 
Der  Text  sämtlicher  drei  Gesetze  ist  in  Borchardt-Kohler,  „Handels- 
gesetze des  Erdballs*  Bd.  10  wiedergegeben. 

^)  Abgesehen    von    den    dürftigen   Bestimmungen    des    Landrechts 
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Das  Gesetz  über  den  Kauf  enthält  mehrere  Sonderregeln 
für  den  Handelskauf,  welche  alle  eine  verschärfende  Tendenj^ 
haben.  Es  wird  vom  geschäftskundigen  Kaufmanne  mehr  ge- 
fordert als  von  einem  Nichtfachmanne,  und  seine  Nichterfüllung 
der  Vertragspflichten  wird  strenger  beurteilt. 

Sonderbestimmungen  für  den  Handelskauf  finden  sich  in 
folgenden  Paragraphen:  §  6  legt  im  Handelskauf  dem  Käufer 
die  Beweislast  in  Beziehung  auf  den  Kaufpreis  auf,  wenn  er 
den  in  einer  ihm  zugestellten  Faktura  angeführten  Preis  niclit 
beanstandet  hat  und  dieser  Preis  nicht  offenbar  unangemessen 
ist.  §  16  verpflichtet  den  Käufer  im  Handelskauf  gegen  Kon- 
nossement zu  zahlen,  auch  wenn  die  Waren  noch  nicht  an  dem 
Bestimmungsort  angekommen  sind.  Die  §§21  und  28  regeln 
die  Verzugsfolgen  und  §  38  die  Verzinsungspflicht  etwas  anders 
beim  Handelskaufe  als  beim  zivilen  Kaufe.  Endlich  ist  in  §  51 
eine  Untersuchungspflicht  und  in  den  §§  27,  32  und  52  eine 
schärfere  Rügepflicht  als  beim  zivilen  Kaufe  für  den  Handels- 
kauf vorgeschrieben. 

In  der  folgenden  Darstellung  sollen  die  erwähnten  Sonder- 
regeln näher  erörtert  werden,  jedoch  in  Verbindung  mit  einer 
kurzen  Darstellung  der  wichtigsten  allgemeinen  Regeln  in  der 
Lehre  vom  Kauf,  insoweit  eine  solche  für  das  richtige  Ver- 
ständnis der  Sondervorschriften  erforderlich  scheint.  Zuerst 
muß  jedoch  der  Geltungsbereich  dieser  Sonderregeln  festgestellt 
werden  durch  die  Bestimmung  des  Begriffs   des  Handelskaufs. 

§  2. 

Begriff  des  Handelskaufs. 

Das  Kaufgesetz  gibt  im  §  4  Abs,  I  eine  Definition  des 
Handelskaufs.    Es  heißt:   „Handelskauf  im  Sinne  dieses  Gesetzes 


Christians  V.  (v.  1687)  und  von  einzelnen  neueren  Spezialgesetzen,  z.  B. 
Wechselgesetz  v.  7.  Mai  1880,  Seegesetz  v.  20.  Juli  1893,  Scheokgeseti 
V.  3.  August  1897. 
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ist  ein  Kauf,  der  zwischen  Kaufleuten  in  ihrem  Betriebe  oder 
für  denselben  geschlossen  wird." 
Hierbei  ist  zu  bemerken: 

a)  Der  Kauf  muß  zwischen  Kaufleuten  geschlossen  sein. 
Kaufmann  ist  nach  §  4  Abs.  II  ein  jeder,  der  eines  folgender 
Geschäfte  betreibt:  Die  Veräußerung  dazu  eingekaufter  Waren, 
Geldwechsler-,  Bankier-,  Kommissions-,  Verlags-,  Apotheken-, 
Wirtshaus-,  Handwerks-,  Fabrik-  oder  Bergbaugeschäft,  Ueber- 
nahme  der  Herstellung  von  Gebäuden  oder  Anlagen  und  Ueber- 
nahme  der  Beförderung  von  Gütern,  Reisenden  oder  Mit- 
teilungen *). 

Gastwirte,  Handwerker,  Fabrikanten  und  Frachtführer,  die 
ihren  Betrieb  ohne  andere  Mithilfe  als  die  ihrer  Ehefrau,  ihrer 
Kinder  oder  ihres  Gesindes  ausüben,  sind  doch  nicht  Kauf- 
leute. Ein  Handwerker  mit  einem  einzigen  Lehrling  soll  auch 
nicht  als  Kaufmann  betrachtet  werden. 

Der  Kaufmannsbegriff,  den  das  Gesetz  hier  aufstellt,  findet 
nur  Anwendung  auf  dem  vom  Kaufgesetze  beherrschten  Ge- 
biete. Bei  der  Aufstellung  dieses  Begriffes  hat  sich  die  Er- 
wägung geltend  gemacht,  daß  jeder,  der  für  die  Ausübung 
seines  Betriebes  stets  bestimmte  Arten  von  Waren  einkauft, 
die  für  die  Anwendung  der  handelsrechtlichen  Regeln  erforder- 
liche Warenkenntnis  und  Geschäftsgewandtheit  besitzt. 

b)  Die  Sonderregeln  des  Handelskaufs  finden  nur  Anwen- 
dung, wenn  beide  Teile  Kaufleute  sind. 

Der  Umstand,  daß  eine  der  Vertragsparteien  Kaufmann 
ist,  hat  indessen  erhebliche  Bedeutung,  z.  B.  für  die  Frage, 
ob  er  „ohne  unbegründete  Zögerung"  reklamiert  hat^)  (Ges.  §  52). 


*)  Etwas  abweichend  das  dänische  Gesetz.  Das  schwedische  Gesetz 
bestimmt,  daß  jeder  Kaufmann  ist,  der  die  Pflicht  hat,  Handelsbücher 
zu  führen.  Bestimmung  hierüber  in  der  kgl.  Verordn.  v.  4.  Mai  1855, 
§§  1,  2  u.  28. 

^)  Ebenso  für  die  Frage,  ob  er  einen  Fehler  „hätte  entdecken 
müssen"  (und  infolgedessen  reklamieren).  Daraus  ergibt  sich,  daß  auch 
im   „einseitigen  Handelskauf"  eine  gewisse  Untersuchungspflicht  besteht, 
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c)  Der  Kauf  muß  entweder  im  Betriebe  des  Kaufmanns 
oder  für  denselben  geschlossen  sein.  Ein  Kauf  für  die  private 
Haushaltung  des  Kaufmanns  ist  also  nicht  Handelskauf.  Ein 
Einkauf  von  Betriebsmaterialien ,  z.  B.  vv^enn  der  Fabrikant 
Kohlen  oder  der  Handwerker  Werkzeug  kauft,  ist  dagegen 
ein  Handelskauf,  ebensowohl  wie  der  Verkauf  der  Fabrikate» 
weil  er  für  den  Betrieb  geschlossen  ist. 

d)  Eine  unbewegliche  Sache  kann  nicht  Gegenstand  des 
Handelskaufs  sein.  Das  galt  früher,  und  das  Kaufgesetz  hat 
in  dieser  Beziehung  keine  Aenderung  bewirkt,  indem  das  Ge- 
setz überhaupt  nicht  den  Kauf  unbeweglicher  Sachen  betrifft 
(Ges.  §  1  Abs,  H).  Dagegen  ergibt  sich  aus  den  erwähnten 
Bestimmungen  und  dem  allgemeinen  Kauf  begriffe,  daß  im  Gegen- 
satz zum  deutschen  H.G.B.  §§  373  ff.  (vgl.  §  1)  nicht  nur  Waren 
und  Wertpapiere,  sondern  auch  Rechte  im  allgemeinen  (z.  B. 
nicht  verbriefte  Forderungen)  Gegenstände  des  Handelskaufs 
sein  können.  Nach  §  2  des  Kaufgesetzes  wird  Bestellung  von 
Gegenständen,  die  erst  herzustellen  sind,  als  Kauf  behandelt, 
wenn  der  Unternehmer  den  Stoff  beschaffen  soll  ^).  Doch  findet 
das  Gesetz  nicht  Anwendung  auf  die  Herstellung  eines  Ge- 
bäudes oder  eines  anderen  auf  einem  Grundstücke  herzustellen- 
den Werkes. 

§o 
O. 

Der  Kaufpreis. 

Ist  ein  Kauf  abgeschlossen,  muß  der  Käufer  nach  §  5  des 
Gesetzes,  wenn  keine  Abrede  über  die  Höhe  des  Kaufpreises 
getroffen   worden   ist,   den  Preis   bezahlen,   welchen   der   Ver- 


obwohl  das  Gesetz  im  §  51  eine  solche  Pflicht  nur  für  den  (beiderseitigen) 
Handelskauf  aufstellt.  Vgl.  unten  §  8  und  Almen,  Kommentar  zum 
schwedischen  Kaufgesetz  Bd.  2,  S,  115. 

^)  Diese  Bestimmung  gilt  nicht  wie  deutsches  H.G.B.  §  381  II.  nur 
für  den  Handelskauf.  Vgl.  in  dieser  Beziehung  auch  das  Kaufgesetz  §  49 
(„Ausbesserungsrecht")  und  deutsches  B.G.B.  §§  633,  634  u.  651. 
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käufer  verlangt,  insofern  dieser  Preis  nicht  als  unangemessen 
angesehen  werden  kann  '^).  Diese  Regel  gilt  nur,  wenn  keine 
Verabredung  über  den  Preis  getroffen  worden  ist.  Eine  solche 
Verabredung  kann  ausdrücklich,  aber  nach  §  1  des  Gesetzes 
auch  stillschweigend  getroffen  werden  (sich  aus  den  Umständen 
oder  aus  Handelsgebrauch  oder  anderer  Gewohnheit  ergeben). 
Behauptet  der  Käufer,  daß  ein  Preis  bestimmt  sei,  so  trägt  der 
Verkäufer  die  Beweislast  für  die  Anwendbarkeit  der  Regel 
im  §  5. 

Eine  Sonderregel  für  den  Handelskauf  stellt  §  6  auf.  Es 
wird  hier  bestimmt,  daß,  wenn  im  Handelskauf  dem  Käufer 
Rechnung  (Faktura  oder  Nota)  zugestellt  worden  ist,  und 
dieser  nicht  so  bald  wie  möglich  den  in  der  Rechnung  an- 
geführten Preis  beanstandet,  er  diesen  Preis  zu  bezahlen  ver- 
pflichtet ist,  wenn  es  nicht  bewiesen  wird,  daß  ein  niedrigerer 
Preis  verabredet  war.  Ist  die  Rechnung  offenbar  unange- 
messen, so  gilt  diese  Regel  nicht,  die  Versäumnis  der  Reklamation 
hat  dann  keine  Wirkung.  Davon  a.bgesehen  kann  man  sagen, 
daß  §  6  dem  Käufer  dieselbe  Untersuchungs-  und  Reklamations- 
pflicht hinsichtlich  der  Faktura  auferlegt,  wie  er  sie  nach  den 
§§51  und  52  hinsichtlich  der  Ware  hat^).  Die  Wirkung  der 
Versäumnis  dieser  sogenannten  „Pflicht"  ist  doch  nicht  dieselbe 
nach  §  6  wie  nach  den  erwähnten  Bestimmungen,  die  Ver- 
säumnis der  Reklamation  hat  nach  §6  nur  die  Folge,  daß  die 
Beweislast  auf  den  Käufer  übergeht,  während  sonst  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  der  Verkäufer  die  Berechtigung  seines 
Anspruchs  auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  Forderung  beweisen 
muß  ^). 


0  §  5  gilt  für  jeden  Kauf,  hat  aber  geringe  Bedeutung  für  den 
Handelskauf. 

^)  Doch  nur  mit  Bezug  auf  den  Preis,  nicht  mit  Bezug  auf  die 
gewöhnlichen  sog.  „Fakturaklauseln". 

^)  Versäumnis  der  Reklamation  nach  §  52  dagegen  hat  Rechts- 
verlust zur  Folge,  nicht  nur  Umkehrung  der  Beweislast,  siehe  unten. 
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§  4. 
Zahlung  gegen  Konnossement. 

In  den  §^5  i^ — 13  des  Gesetzes  finden  sich  Regeln  über 
Ort  und  Zeit  der  Leistung,  welche  im  wesentlichen  mit  der 
Regelung  des  deutschen  B.G.B.  übereinstimmen  und  sowohl 
für  den  zivilen  Kauf  als  für  den  Handelskauf  gelten.  Einen 
neuen  Abschnitt  des  Gesetzes  bilden  die  Jjg  14 — IG  mit  folgen- 
der Ueberschrift :  „lieber  das  Recht  Leistung  gegen  Leistung 
zu  fordern."  Im  §  14  wird  eine  dem  §  320  des  B.G.B.  ent- 
sprechende Regel  aufgestellt.  Jeder  Teil  kann  die  ihm  ob- 
liegende Leistung  verweigern  bis  zur  Bewirkung  der  Gegen- 
leistung, wenn  er  nicht  vorzuleisten  verpflichtet  ist.  Der 
Paragraph  enthält  eine  Präsumtion  zugunsten  des  Barkaufs. 
Für  den  Fall,  daß  der  Kaufgegenstand  vom  Erfüllungsort  dem 
Käufer  übersandt  werden  soll,  bestimmt  §  15,  daß  der  Ver- 
käufer nicht  wegen  der  erwähnten  Bestimmung  im  §  14  die 
Versendung  verweigern  darf,  aber  der  Paragraph  gibt  ihm 
das  Recht,  die  Uebergabe  des  Kaufgegenstandes  an  den  Käufer 
bis  zur  Zahlung  der  Kaufsumme  zu  verhindern.  Der  Käufer 
kann  nach  dieser  Bestimmung  nicht  verlangen,  daß  ihm  die 
Ware  zur  Untersuchung  ihrer  Vertragsmäßigkeit  übergeben 
werden  soll,  wenn  er  nicht  den  Kanfpreis  gleichzeitig  anbietet. 
Man  muß  ihm  jedoch  ein  Recht  dazu  einräumen,  eine  Unter- 
suchung, die  ohne  Besitzänderung  stattfinden  kann,  anzustellen. 

Im  §  16  wird  dann  eine  Sonderregel  für  den  Handelskauf 
gegeben.  Der  Paragraph  lautet:  „Wird  bei  der  Versendung 
des  Gegenstands  vom  Erfüllungsort  an  den  Bestimmungsort 
ein  Konnossement  oder  ein  Frachtbrief  solcher  Art  benutzt,  daß 
der  Verkäufer  nach  dessen  Aushändigung  an  den  Käufer  nicht 
über  den  Gegenstand  verfügen  kann,  so  muß  der  Käufer  im 
Handelskauf  gegen  die  Urkunde  zahlen  nach  den  im  §  71  auf- 
gestellten Regeln"  ^^). 


^°)  §71:  „Hat  der  K.  sich  verpflichtet,  gegen  Konnossement  zu 
zalilen  (,bar  gegen  Konnoss.*"  oder  ähnliches)  oder  einen  Wechsel  gegen 
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§  71  gilt  für  jeden  Kauf.  Er  gibt  ergänzende  Bestimmungen 
für  den  Fall,  daß  der  Käufer  sich  verpflichtet  hat,  gegen 
Konnossement  zu  zahlen.  Im  Handelskauf  ist  eine  solche  be- 
sondere Verabredung  nicht  notwendig,  denn  §  16  legt  hier  dem 
Käufer  die  Pflicht  ob,  gegen  Konnossement  zu  zahlen,  und  diese 
Pflicht  kann  nur  durch  widersprechende  Vereinbarung  aus- 
geschlossen werden.  (Eine  solche  Vereinbarung  ist  natürlich 
zulässig,  das  ganze  Gesetz  ist  dispositiver  Natur.)  Die  Motive 
bemerken,  daß  der  Verkäufer  durch  die  Uebergabe  eines 
Konnossements  zum  Käufer  diesem  die  Verfügungsmacht  über 
die  Ware  übertrage  und  sich  selber  von  der  Anwendung  des 
Retentionsrechts  ausschließe.  Die  Regel  sei  darum  nur  eine 
weitere  Konsequenz  des  in  den  §§  14  und  15  ausgesprochenen 
Prinzips  (Leistung  gegen  Leistung).  Da  der  Verkäufer  mehrere 
Konnossementsexemplare  innehaben  kann,  sind  diese  Ausführungen 
nicht  ganz  stichhaltig,  wenn  er  nur  ein  Exemplar  dem  Käufer 
übergeben  hat.  Hierauf  sind  die  Motive  auch  aufmerksam, 
aber  bemerken,  daß  der  Käufer  durch  die  Regeln  des  See- 
gesetzes (20.  Juli  1893,  §§139—141)11)  doch  genügend  ge- 
schützt sei. 

Die  Regel  in  §  16  ist  nur  auf  Versendungen  vom  Leistungs- 
(Erfüllungs-)ort  anwendbar.  Beim  Fernverkauf  trägt  der  Ver- 
käufer die  Gefahr  und  hat  nicht  seine  Verpflichtungen  vor  der 
Ankunft  der  Ware  erfüllt.  Darum  kann  er  nicht  Zahlunor 
gegen  Konnossement  verlangen. 


Konnossement  zu  akzeptieren,  kann  er  nicht  verweigern,  das  Konnossement 
einzulösen ,  weil  die  Ware  noch  nicht  angekommen  ist  oder  weil  er 
nicht  die  Gelegenheit  gehabt,  sie  zu  untersuchen.  Hat  der  Verkäufer  die 
"Versicherung  der  Ware  übernommen,  so  muß  dem  Konnossement,  wenn 
es  dem  Käufer  zur  Einlösung  angeboten  wird,  der  Versicherungsschein 
beigefügt  werden.  Außerdem  muß  die  Rechnung  beim  Käufer  an- 
gelangt sein." 

*0  Siehe  „Handelsgesetze  des  Erdballs"  Bd.  10,  1. 
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§  5. 
Verspätung  seitens  des  Verkäufers  (Mora  debitoris). 

I.  Hat  der  Verkäufer  nach  dem  Eintritt  der  Lieferungs- 
zeit ^^)  überhaupt  nicht  geliefert  oder  hat  er  zwar  geliefert, 
aber  nicht  rechtzeitig,  so  können  für  den  Käufer  drei  verschiedene 
Rechte  entstehen:  1.  Er  kann  auf  Erfüllung  bestehen. 
2.  Er  kann  den  Kauf  aufheben.  3.  Er  kann  Schadens- 
ersatz fordern. 

Der  Käufer  hat  nicht  immer  die  Wahl  zwischen  diesen 
drei  verschiedenen  Gerechtsamen,  weil  die  Voraussetzungen  für 
ihre  Anwendung  verschieden  sind.  Der  Anspruch  auf  Schadens- 
ersatz kann  neben  einem  der  anderen  Ansprüche  bestehen. 
Die  Voraussetzungen  der  zwei  ersterwähnten  Ansprüche  sind 
in  den  §§21  und  22  geregelt,  während  die  §§  23 — 25  den 
Schadensersatzanspruch  regeln. 

II.  Der  Käufer  hat  nach  dem  Eintritt  der  Leistungszeit 
einen  aktuellen  Anspruch  auf  Erfüllung  und  verliert  in  der 
Regel  diesen  Anspruch  erst  durch  die  Unmöglichkeit  der 
Leistung ^^)  oder  dadurch,  daß  er  auf  denselben  verzichtet, 
z.  B.  wenn  er  Aufhebung  des  Kaufes  verlangt.  Bei  Fix- 
geschäften muß  er  jedoch  sofort  nach  Ablauf  der  Zeit  (oder 
der  Frist)  dem  Verkäufer  anzeigen,  daß  er  trotzdem  auf  Er- 
füllung bestehe.  Unterläßt  er  diese  Anzeige,  so  verliert  er  hier 
den  Erfüllungsanspruch  (vgl.  deutsches  H.G.B.  §  376,  der  jedoch 
nur  für  Handelskäufe  gilt).    Auch  sonst  kann  er  unter  gewissen 


•  ^^)  Nach  dem  Gesetze  „leveringstiden",  die  Zeit,  zu  welcher  der 
Schuldner  die  Erfüllungshandlungen  vornehmen  soll.  Vgl.  unten  Anra.  14. 
^')  Ob  er  in  diesem  Falle  den  Kaufpreis  zahlen  muß,  ist,  sofern 
der  Verkäufer  die  Unmöglichkeit  nicht  zu  vertreten  hat,  von  dem  Ge- 
fahrübergang abhängig.  Hierüber  Bestimmung  im  §  17,  im  wesent- 
lichen übereinstimmend  mit  den  §§  446 — 447  des  B.G.B.  Ueber  Nut- 
zungen der  Kaufsache  sind  ausführliche  Bestimmungen  in  den  §§  18 — 20. 
Das  Gesetz  erkennt  nicht  die  Berechtigung  des  Satzes:  „Cujus  Periculum 
ejus  Commodum"  an. 
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Umständen  den  Erfüllungsanspruch  verlieren;  siehe  unten  Ab- 
schnitt V.  Auch  wenn  die  gekaufte  Sache  nur  der  Gattung 
nach  bestimmt  ist,  kann  er  auf  Naturalerfüllung  bestehen. 

III.  1.  Das  Recht  auf  Aufhebung  des  Kaufes  setzt  beim 
zivilen  Kaufe  in  der  Regel  voraus,  daß  die  Verspätung  von 
nicht  unerheblicher  Bedeutung  für  den  Käufer  war.  Der  An- 
spruch ist  ebenfalls  ausgeschlossen,  wenn  der  Verkäufer  in  be- 
gründetem gutem  Glauben  über  die  Unerheblichkeit  der  Ver- 
spätung war.  Liegt  ein  Fixgeschäft  vor,  so  bewirkt  die  geringste 
Verspätung,    daß    der  Käufer   zur  Aufhebung  berechtigt  wird. 

2.  Nur  eine  objektive  Verspätung  (eine  „Verzeitung")  wird 
gefordert,  nicht  Verzug  wie  nach  B.G.B.  §  32G.  Es  ist  also 
nicht  erforderlich,  daß  dem  Verkäufer  ein  Verschulden  zur  Last 
fällt,  auch  bedarf  es  nicht  einer  Mahnung.  (Eine  solche  ist  im 
norwegischen  Recht  auch  für  den  Verzug  nur  ausnahmsweise^^) 
eine  Voraussetzung.) 

Ist  das  Verhalten  des  Käufers  oder  ein  zufälliges  Ereignis, 
für  welches  er  die  Gefahr  trägt,  die  Ursache  der  Verspätung, 
so  ist  das  Aufhebungsrecht  ausgeschlossen. 

3.  Für  die  Ausübung  des  Aufhebungsrechts  ist  keine  Frist- 
bestimmung erforderlich  (anders  B.G.B.  §  326).  Es  genügt, 
daß  die  Verspätung  eine  wesentliche  ist  (oben  Punkt  1). 
(Verweigert  der  Käufer  wegen  der  Verspätung  die  Annahme, 
so  kann  er  in  Annahmeverzug  kommen,  wenn  die  Verspätung 
nicht  wesentlich  war,  oder  wenn  der  Verkäufer  voraussetzen 
durfte,  daß  die  Verspätung  für  den  Käufer  unwesentlich  wäre.) 

4.  Im  Handelskauf  berechtigt  jede  Verspätung  zum 
Rücktritt  ^^),   es   sei   denn,    daß   nur   ein  kleiner  Teil  der  ver- 

^*)  Nämlich  nur,  wenn  es  sich  nicht  aus  dem  Vertrag  oder  den 
Umständen  ergibt,  daß  der  Schuldner  die  Initiative  ergreifen  soll;  dann 
bewirkt  nach  §  12  des  Gesetzes  die  Mahnung  des  Gläubigers  den  Eintritt 
der  Lieferungszeit  (Anm.  12),  und  vor  dieser  Zeit  kann  von  Ver- 
spätung und  Verzug  keine  Rede  sein. 

^^)  Das  heißt  in  der  Terminologie  des  Gesetzes:  Aufhebung.  Im 
Handelskauf  sind  darum  Streitigkeiten  über  die  Erheblichkeit  der 
Verspätung  ausgeschlossen. 
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kauften  Waren  vers2)ätet  ist.  Diese  Bestimmung  beruht  auf  der 
Erwägung,  daß  im  Handelskauf  die  Ware  oft  vor  der  Leistungs- 
zeit weiter  verkauft  oder  auf  andere  Weise  disponiert  ist  und 
daß  darum  der  Verkäufer  voraussehen  muß,  daß  jede  Ver- 
spätung von  erheblicher  Bedeutung  sein  kann. 

Die  unter  2  und  3  erwähnten  Kegeln  gelten  natürlich 
auch  für  den  Handelskauf.  Man  sieht,  daß  im  norwegischen 
Recht  hinsichtlich  des  Aufhebungs-(Rücktritts-)rechts  dieselben 
Regeln  für  jeden  Handelskauf  gelten,  wie  das  deutsche  H.G.B. 
§  376  nur  für  den  Handelskauf  vorschreibt,  der  Fixgeschäft 
ist,  d.  h.:  Voraussetzung  für  das  Aufhebungsrecht  ist  nur,  daß 
nicht  rechtzeitig  geliefert  ist,  es  bedarf  weder  eines  Verschuldens 
noch  einer  Fristbestimmung. 

5.  Bei  Sukzessivlieferungsgeschäften  gilt  als  Hauptregel 
nach  §  22,  daß  eine  Verspätung  der  einzelnen  Lieferung  (Rate) 
nur  zur  Aufhebung  des  Kaufes  mit  Bezug  auf  diese  einzelne 
Lieferung  berechtigt.  Spricht  jedoch  die  überwiegende  Wahr- 
scheinlichkeit dafür,  daß  die  Verspätung  sich  wiederholen  wird 
(antizipierte  Mora),  so  kann  der  Käufer  auch  mit  Bezug  auf  die 
folgenden  Lieferungen  den  Kauf  rückgängig  machen,  ja  sogar 
von  dem  ganzen  Kauf  (auch  mit  Bezug  auf  die  bereits  statt- 
gefundenen Lieferungen)  zurücktreten,  wenn  dies  durch  den 
Zusammenhang  der  Lieferungen  gerechtfertigt  wird. 

6.  Die  Aufhebung  (Rückgängigmachung,  Rücktritt)  voll- 
zieht sich  durch  Erklärung  gegenüber  dem  anderen  Teil.  Diese 
Erklärung  kann  zu  spät  abgegeben  werden.  Hierüber  Näheres 
unter  V.  Ist  von  keiner  Seite  erfüllt,  ist  die  Sache  mit  der 
Aufhebungserklärung  erledigt,  doch  hat  der  Käufer  damit  nicht 
auf  einen  eventuellen  Ersatzanspruch  verzichtet  (IV,  3).  Ist  von 
einer  oder  beiden  Seiten  erfüllt,  so  müssen  die  Leistungen  zurück- 
gewährt werden.  Der  Käufer  hat  ein  Zurückbehaltungsrecht 
an  dem  Kaufgegenstand  (dingl.  Recht)  für  seinen  eventuellen 
Schadensersatzanspruch  (§  57).  Zufälliger  Untergang  des  Kauf- 
gegenstands schließt  den  Rücktritt  nicht  aus  (ja  58). 

IV.     1.  Beim  Spezieskauf  verlangt  §  23  als  Voraussetzung 
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für  einen  Schadensanspruch  seitens  des  Käufers  wegen  der 
Verspätung,  daß  den  Verkäufer  ein  Verschulden  trifft.  Der 
letztere  trägt  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  die  Beweislast, 
er  kann  sich  nur  dadurch  von  der  Verpflichtung  zum  Schadens- 
ersatz befreien,  daß  er  den  Beweis  für  kasuelle  Verspätung 
führt. 

Der  Wortlaut  des  §  23  schließt  nach  der  allgemeinen  Lehre 
nicht  aus,  daß  der  Verkäufer  schadensersatzpflichtig  wird,  wenn 
die  Verspätung  ihre  Ursache  hat  in  seiner  (nicht  schuldhaften) 
Unkenntnis  von  dem  Bestehen  des  Kaufvertrags  oder  darin, 
daß  er  wegen  (unverschuldeten)  Geldmangels  nicht  imstande 
ist,  rechtzeitig  zu  erfüllen.  In  diesen  Fällen  wird  eine  Ersatz- 
pflicht durch  die  Annahme  einer  stillschweigenden  Garantie 
begründet.  Ebenso  ist  der  Verkäufer  nach  der  alten  Bestimmung 
im  Art.  2,  21.  Kap.,  3.  Buch  des  Landesgesetzes  Christians  V. 
für  das  Verschulden  seiner  Angestellten  verantwortlich. 

2.  Beim  Gattungskauf  ist  die  Hauptregel  nach  §  24,  daß 
der  Verkäufer  wegen  der  Verspätung  (hierunter  auch  völliges 
Ausbleiben)  schadensersatzpflichtig  ist,  wenn  auch  kein  Ver- 
schulden vorliegt.  Eine  objektive  Unmöglichkeit  schließt  jedoch 
die  Schadensersatzpflicht  aus  (vgl.  B.G.B.  §§  279,  285,  286), 
dagegen  nicht  bloßes  Unvermögen  des  Verkäufers.  Eine  De- 
finition der  objektiven  Unmöglichkeit  gibt  das  Gesetz  nicht,  es 
hebt  indessen  hervor  einzelne  Fälle  der  objektiven  Unmöglich- 
keit, wie  Krieg,  Einfuhrverbot  und  zufälligen  Untergang  der 
ganzen  Gattung. 

Hat  der  Schuldner  die  objektive  Unmöglichkeit  schuld- 
hafterweise  herbeigeführt,  oder  hätte  er  beim  Kaufabschlüsse 
die  Unmöglichkeit  voraussehen  müssen,  so  ist  er  von  der 
Schadensersatzpflicht  nicht  befreit.  In  dem  letzterwähnten  Falle 
liegt  eine  Culpa  in  contrahendo  vor  und  der  Käufer  kann  nur 
Ersatz  für  den  Schaden  beanspruchen,  den  er  durch  sein  Ver- 
trauen auf  die  Möglichkeit  der  Leistung  erlitten  hat^^). 

^'')  Dies  ist  jedoch  streitig-.  Das  positive  Interesse  will  Almen 
zuerkennen  (1.  c.  Bd.  1,  S.  342). 
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3.  Der  Schadensersatzanspruch  kann  neben  den  früher  er- 
wähnten Rechten  des  Käufers  geltend  gemacht  werden.  So 
kann  der  Käufer,  wenn  er  Erfüllung  verlangt,  auch  Schadens- 
ersatz wegen  der  Verzögerung  fordern.  Ebenso  ist  em  Schadens- 
ersatzanspruch nicht  ausgeschlossen,  wenn  der  Kauf  aufgehoben 
(rückgängig  gemacht)  wird.  Der  Ausdruck  „den  Kauf  auf- 
heben" umfaßt  nämlich  zwei  Alternativen,  entweder  den 
völligen  Rücktritt  vom  Vertrag  oder  den  V^erzicht  auf  Natural- 
erfüllung  mit  Vorbehalt  eines  eventuellen  Schadensersatzan- 
spruchs (Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung). 

Hat  der  Käufer  die  letzte  Alternative  gewählt  (von  welcher 
Wahl  nur  die  Rede  sein  kann,  wenn  die  oben  erwähnten  Vor- 
aussetzungen eines  Ersatzanspruchs  vorliegen),  so  kann  er  die 
DiiTerenz  beanspruchen  zwischen  dem  Preise  von  Gegenständen 
derselben  Art  und  Güte  wie  die  verkauften  zur  Leistungszeit^') 
und  am  Leistungsort  und  dem  Kaufpreise  (§  25).  Er  kann  also 
den  sog.  abstrakten  Schaden  fordern  ^^).  Sowohl  er  als  der 
Verkäufer  kann  indessen  einen  Beweis  für  den  „konkreten" 
Schaden  führen,  der  Käufer,  um  einen  über  die  Differenz  hin- 
ausgehenden Schaden  ersetzt  zu  erhalten,  der  Verkäufer,  um 
seine  Ersatzpflicht  zu  vermindern,  z.  B.  durch  den  Beweis 
dafür,  daß  der  Käufer  einen  sehr  günstigen  Deckungskauf  ab- 
geschlossen hat.  Mit  Bezug  auf  das  Recht  auf  Schadensersatz 
gelten  keine  Besonderheiten  für  den  Handelskauf. 

V.  Der  Käufer  kann  die  ihm  zustehenden  Rechte  durch 
Verletzung  der  Reklamationsregeln  in  den  §§  26  und  27  ver- 
lieren. Die  Rechtslage  ist  verschieden,  je  nachdem  nicht 
geliefert  worden  oder  geliefert  worden  ist,  abernicht 
rechtzeitig. 

Im  ersteren  Falle  (§  26)  verliert  der  Käufer  seinen  Er- 
füllungsanspruch, wenn  er  nicht  dem  Verkäufer  ohne  unbegrün- 


^^)  (jlenauer:  Zur  L  i  e  le  ru  n  g  s  z  e  i  t  (Anin,  12  ii.  14). 

^^)  §  25   gilt    liir  jeden  Kaul",   nicht   wie  H.G.B.  §  376  II    nur  für 


Handelskäufe. 


üeber  die  Behandlung  des  Handelskaufs  nach  norwegischem  Recht.     439 

dete   Zögerung   mitteilt,    daß    er   auf  Erfüllung   bestehen   will, 
falls  ihn  der  Verkäufer  darüber  fragt. 

Hat  der  Verkäufer  keine  Frage  darüber  gestellt,  so  ver- 
liert der  Käufer  in  der  Regel  nicht  seinen  Erfüllungsanspruch 
durch  bloße  Passivität;  doch  muß  er  innerhalb  angemessener 
Zeit  mitteilen,  daß  er  am  Kauf  festhalten  (auf  Erfüllung  be- 
stehen) will;  sonst  verliert  er  den  Erfüllungsanspruch.  Diese 
letzterwähnte  Regel  muß  so  verstanden  werden,  daß  nur  ein 
Erfüllungsanspruch,  der  als  schikanös  oder  Treu  und  Glauben 
widersprechend  erscheint,  ausgeschlossen  ist.  Die  Rechte  auf 
Aufhebung  (Rücktritt)  oder  Schadensersatz  kann  der  Käufer 
nach  §  26  nicht  verlieren,  selbst  wenn  er  eine  Anfrage  des 
Verkäufers  unbeantwortet  läßt. 

Anders  im  Falle  des  §  27,  wo  vorausgesetzt  wird,  daß 
geliefert  worden  ist,  aber  nicht  rechtzeitig.  Der  Käufer 
muß  hier  beim  Handelskaufe  sofort^^)  und  sonst  ohne 
unbegründete  Zögerung  dem  Verkäufer  mitteilen,  daß  er 
die  Verspätung  geltend  machen  will''^^);  sonst  verliert  er  alle 
Rechte  (sowohl  Rücktritts-  als  Schadensersatzrecht).  Will  er 
den  Kauf  aufheben,  so  muß  er  dies  ohne  unbegründete 
Zögerung  mitteilen,  sonst  verliert  er  das  Recht  dazu. 

Im  Handelskauf  muß  er  also  gleich  mindestens  eine 
neutrale  Reklamationserklärung  abgeben,  oder  er  muß  seine  Wahl 
zwischen  Aufhebung  des  Kaufes  (womit  ein  Recht  auf  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung  verbunden  sein  kann,  wenn  die 
unter  IV.  erwähnten  Voraussetzungen  eines  Ersatzanspruchs 
vorliegen)  und  Behalten  der  Ware  (mit  eventuellem  Ersatz- 
anspruch wegen  der  Zögerung)  ohne  unbegründete  Zögerung 
erklären;  widrigenfalls  geht  das  Aufhebungsrecht  verloren. 


^®)  Nach  Ankunft  der  Ware  oder  einer  Anzeige  der  Uebersendung 
z.  B.  durch  Faktura  oder  Konnossement. 
^°)  Neutrale  Reklamation. 
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§  6. 

Verspätung  seitens  des  Käufers  (Mora  debitoris  und  Mora 

creditoris). 

I.  Erfüllt  der  Käufer  nicht  seine  Verpflichtung  zur  Zahlung 
der  Kaufsumme  zur  rechten  Zeit,  so  hat  auch  in  diesem  Fall 
der  andere  Teil  das  dreifache  Recht  auf:  1.  Erfüllung,  2.  Auf- 
hebung (Rückgängigmachung)  des  Kaufes  und  3.  Schadensersatz. 

Die  Voraussetzungen  dieser  Rechte  sind  in  den  §§  28 — 30 
im  wesentlichen  entsprechend  den  Vorschriften  über  die  Ver- 
spätung seitens  des  Verkäufers  geregelt  worden  (vgl.  §  5  dieser 
Darstellung). 

II.  Im  Handelskaufe  ist  jede  Verspätung  als  wesent- 
lich anzusehen  und  berechtigt  zum  Rücktritt  (Aufhebung) ^^), 
während  im  zivilen  Kaufe  die  Aufhebung  ausgeschlossen  ist, 
wenn  die  Verspätung  in  concreto  von  unwesentlicher  Bedeutung"^ 
für  den  Verkäufer  war.  Andere  Voraussetzungen  für  das  Rück- 
trittsrecht (z.  B.  Verschulden,  Fristbestimmung)  verlangt  das 
Gesetz  nicht. 

Das  Rücktrittsrecht  ist  in  der  Regel  ausgeschlossen,  wenn 
die  Sache  dem  Käufer  übergeben  worden  ist,  d.  h.  wenn  dieser 
den  Besitz  erlangt  hat.  In  diesem  Falle  kann  der  Verkäufer 
nur  Zahlung  des  Kaufpreises  und  eventuell  Schadensersatz 
wegen  der  Verspätung  verlangen,  wenn  er  sich  nicht  ein  Rück- 
trittsrecht vorbehalten  hat,  z.  B.  durch  ein  pactum  reser- 
vati  dominii.  Ein  Vorbehalt  liegt  nicht  schon  darin,  daß 
Barzahlung  verabredet  war,  denn  wenn  er  trotzdem  die  Sache 
in  den  Besitz  des  Käufers  überantwortet  hat,  so  liegt  hierin 
ein  Verzicht  auf  die  Barzahlung. 

Bei  Sukzessivlieferungsgeschäften  gilt  nach  §  29  im  Gegen- 
satz zum  §  22  (siehe  §  5  III,  5)  als  Hauptregel,  daß  der 
Kauf  auch  in  betreff  der  später  zu  erfolgenden  Lieferungen 
(Raten)    aufgehoben    werden    kann.      Eine    Wiederholung    der 


21 


3  Vgl.  §  5  III,  4. 
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Verspätung  ist  nämlicli  hier  in  der  Regel  zu  befürchten,  da 
die  Nichtzahlung  gewöhnlich  ihre  Ursache  in  Geldmangel  hat. 
Ist  dagegen  die  Ursache  eine  solche,  daß  der  Verkäufer  eine 
Wiederholung  nicht  zu  befürchten  braucht  ^^),  z.  B.  die  Fehl- 
sendung eines  Geldbriefes,  so  kann  der  Verkäufer  nur  mit 
Bezug  auf  die  einzelne  Lieferung,  deren  Zahlung  verspätet 
worden  ist,  den  Kauf  aufheben.  Während  §  21  nur  von  der 
Verspätung  in  bezug  auf  die  Pflicht  zur  Uebergabe  der  Kauf- 
sache handelt  und  den  Gerichten  die  Entscheidung  überläßt, 
ob  eine  analoge  Anwendung  der  Bestimmung  in  bezug  auf 
andere  Verpflichtungen  des  Verkäufers  stattfinden  kann, 
spricht  §  28  nicht  nur  von  Verspätung  der  Zahlung  des  Kauf- 
preises, sondern  auch  von  nicht  rechtzeitiger  Vornahme 
einer  Veranstaltung,  auf  welcher  die  Zahlung  des  Kauf- 
preises beruht,  und  gibt  ausdrücklich  dem  Verkäufer,  wenn 
eine  solche  Veranstaltung  nicht  rechtzeitig  (oder  überhaupt 
nicht)  vorgenommen  wird,  dieselbe  Befugnis  zur  Aufhebung 
des  Kaufes  wie  bei  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  des  Kaufpreises. 
Es  mag  zweifelhaft  sein,  ob  die  letzterwähnte  Regel  nur 
solche  Veranstaltungen  betrifft,  zu  deren  Vornahme  der  Käufer 
direkt  verpflichtet  ist^^).  Ist  dies  der  Fall,  läßt  sich  diese 
Regel  erklären  („konstruieren")  aus  allgemeinen  Grundsätzen, 
ohne  daß  man  den  Gesichtspunkt  der  „antizipierten  Mora" 
braucht  (vgl.  oben  §  5  III,  5).  Dieser  Gesichtspunkt  ist  jedoch 
auch  hier  anwendbar,   und   es   muß   als  eine  allgemeine  Regel 


^^}  Die  Beweislast  hierfür  trifft  den  Schuldner.  Anders  im  Falle 
der  Verspätung  seitens  des  Verkäufers,  siehe  §  5  III,  5  und  Gesetz  §  22. 
Der  reale  Unterschied  zwischen  §  22  und  §  29  liegt  in  der  Verteilung 
der  Beweislast. 

^^)  Zum  Beispiel  wenn  ausgemacht  ist,  er  soll  gegen  Konnossement 
eine  Tratte  akzeptieren.  Hierunter  geht  wohl  auch  die  vorbehaltene 
nähere  Bestimmung  über  Form,  Farbe  usw.  bei  Spezifikationskäufen 
(vgl.  H.G.B.  §  375  I).  Zu  beachten  ist,  daß  das  norwegische  Gesetz 
nicht  dem  Verkäufer  das  Recht  gibt,  die  Bestimmung  statt  des  Käufers 
vorzunehmen ,  wenn  der  letztere  die  Bestimmung  zu  rechter  Zeit  nicht 
vornimmt.     (Dagegen  H.G.B.  §  375  II.) 
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aufgestellt  werden:  wenn  es  sich  vor  derErfüllungs-(Lieferungs-) 
zeit  zeigt,  daß  eine  Verspätung  der  Leistung -\)  eintreten  wird, 
oder  eine  überwiegende  Wahrscheinlichkeit  dafür  spricht,  so 
hat  der  Gläubiger  wegen  dieser  „antizipierten  Mora"  ein  so- 
fortiges Recht  zur  Aufhebung  des  Kaufes''^'')  (wenn  sonst  die 
gewöhnlichen  Voraussetzungen  für  ein  Aufhebungsrecht  vor- 
liegen, z.  B.  im  zivilen  Kaufe  Wesentlichkeit  der  [zu  be- 
fürchtenden] Verspätung). 

III.  Der  Käufer  hat  wegen  der  Verspätung  Schadensersatz 
zu  leisten,  es  sei  denn,  daß  die  rechtzeitige  Leistung  ob- 
jektiv unmöglich  war.  Der  Verkäufer  kann  Schadensersatz 
neben  der  Zahlung  des  Kaufpreises  verlangen.  Hierüber  Näheres 
unter  IV. 

Aber  er  kann  auch,  wenn  er  den  Kauf  aufgehoben  hat, 
Schadensersatz  (wegen  Nichterfüllung)  verlangen.  Er  ist  dann 
von  seiner  Verpflichtung  zur  Lieferung  der  Ware  frei  (das  ist 
eben  die  Wirkung  der  Aufhebung  des  Kaufes)  und  kann  nach 
§  30,  insoweit  Beweis  für  einen  anderweitigen  Schaden  nicht 
geführt  wird,  die  Differenz  zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem 
Preise  für  Gegenstände  derselben  Art  und  Güte  wie  die  ver- 
kauften beanspruchen^^). 

Für  die  Bestimmung  des  letzterwähnten  Preises  ist  die 
Zeit^^)  des  Eintritts  der  Verspätung  maßgebend  (§  30 


^*)  Zahlung-  des  Kaufpreises,  Uebergabe  des  Kaufgegenstands 
(„Lieferung"). 

'^)  Eine  solche  Regel  kann  sich,  in  ihrer  A  11  gern  ein  ii  e  it  jeden- 
falls, nicht  auf  §  28  stützen.  Aber  sie  folgt  aus  der  Analogie  der  §§  22, 
29  u.  39.  Vgl.  §  5  III ,  5  dieser  Darstellung  und  oben  über  Sukzessiv- 
lieferungsgeschäfte.  Ebenso  Almen,  Kommentar  I,  S.  405  ff.  —  Eine 
antizipierte  Mora  liegt  in  einer  bestimmten  Verweigerung  der  (zu- 
künftigen) Erfüllung  und  kann  auch  in  einer  Unterlassung  der  Ab- 
holung oder  des  Abrufs  oder  in  einer  Verweigerung  der  Annahme 
erblickt  werden. 

^*)  Die  Regel  über  die  Zulässigkeit  der  abstrakten  Schadensberech- 
nung gilt  für  jeden  Kauf  (dagegen  H.G.B.  §  376  II). 

'^)  Welciier  Ort  maßgebend  ist,  erwähnt  das  Gesetz  hier  wie  bei 
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i.  f.),  mag  nun  Verspätung  der  Zahlung  oder  Verspätung  der 
Vornahme  der  im  §28  erwähnten  Veranstaltungen  vorliegen  ^^) 
(oben  IL). 

Der  Käufer  kann  den  Beweis  für  einen  geringeren 
Schaden  als  den,  welcher  sich  aus  der  abstrakten  Berechnungs- 
weise ergibt,  führen,  und  auf  der  anderen  Seite  kann  der  Ver- 
käufer Ersatz  für  einen  größeren  Schaden  verlangen,  wenn 
er  einen  solchen  beweist. 

IV.  Besteht  der  Verkäufer  auf  Erfüllung,  so  kann  er  da- 
neben das  Zögerungsinteresse  verlangen  (vgl.  B.G.B.  §  288 
Abschn.  2.  Doch  ist  streitig,  ob  man  einen  über  die  Verzugs- 
zinsen hinausgehenden  Schaden  geltend  machen  kann). 

§88  bestimmt,  daß,  wenn  eine  bestimmte  Zahlungszeit 
festgesetzt  ist,  Verzugszinsen  im  bürgerlichen  Kaufe  mit  4^/o 
und  im  Handelskaufe  mit  5^/o  jährlich  zu  entrichten  sind^^). 

Ist  keine  bestimmte  Zahlungszeit  festgesetzt,  so  kann  der 
Verkäufer  im  bürgerlichen  Kaufe  nur  Zinsen  (4^)  von 
der  Rechtshängigkeit  an  beanspruchen,  dagegen  keine 
Verzugszinsen  ^ö)  (Gesetz  vom  20.  Juli  1824,  §49). 

Für  den  Handelskauf  dagegen  bestimmt  Kaufgesetz 
§  38,  daß  der  Käufer  (auch  ohne  besondere  Verabredung)  wenn 
keine  bestimmte  Zeit  festgesetzt  ist,  vom  Tage  der  Lieferung 
(Uebergabe)  der  Ware  an  Zinsen  mit  5  ^/o  jährlich  zu  entrichten 
hat.     Ist    die  Uebergabe    der  Kaufsache  wegen  des  Verhaltens 


der  entsprechenden  Regel  des  §  25  nicht,  Alan  muß  annehmen,  daß 
die  Preise  des  Erfüllungsorts  (d.  h.  des  Ortes,  wo  die  Uebergabe  der 
Ware  zu  erfolgen  hat)  bestimmend  sind.  Vgl.  Almen  a.  a.  0.  S.  350 
u.  439  und  oben  §  5  IV  i.  f. 

^^)  Im  Falle  des  Verzugs  des  Verkäufers  ist  nach  §  25  die  Liefe- 
rungszeit (oben  §  5  Anm.  12)  maßgebend. 

^^)  In  den  zwei  anderen  Gesetzen  ist  der  Zinsfuß  im  Handelskauf 
67oi  i"^  bürg.  Kaufe  in  der  Regel  b^[o. 

"^)  Das  dänische  Kaufgesetz  dagegen  schreibt  im  §  38  auch  für 
den  bürg.  Kauf  Zinsen  mit  5  7°  jährlich  vor  „von  der  Zeit  an,  zu 
welcher  die  Zahlung  hätte  stattfinden  sollen"  (also  Verzugszinsen!. 
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des  Käufers  verspätet  worden  (Mora  accipiendi),  so  sind  Zinsen 
vom  Tage  des  eingetretenen  (Gläubiger-)Verzugs  ab  zu  entrichten. 

Die  hier  erwähnten  Zinsen  sind  keine  Verzugszinsen,  denn 
deren  Lauf  beginnt  vor  dem  Eintritt  der  Fälligkeit.  Eine 
solche  Verzinsungspflicht  war  schon  vor  dem  Gesetze  eine  all- 
gemeine Handelsusance  und  wird  durch  die  Bedürfnisse  des 
Handels  gerechtfertigt  (Bedeutung  für  die  Kalkulation  der 
Warenpreise).  Die  Regel  führt  wohl  im  wesentlichen  zu  dem- 
selben Resultat  wie  B.G.B.  §  452 ,  aber  gilt  wie  gesagt  nur 
für  den  Handelskauf. 

V.  Der  Verkäufer  kann  seinen  Erfüllungsanspruch  oder 
sein  Recht  auf  Aufhebung  des  Kaufes  durch  Verletzung  der 
Reklamationsregeln  der  §§31  und  32  verlieren.  §  31  handelt 
von  dem  Erfüllungsanspruch.  W^enn  der  Kaufpreis  nicht 
bezahlt  ist,  obwohl  die  Zahlungszeit  verstrichen  ist,  oder 
wenn  eine  Veranstaltung,  auf  der  die  Zahlung  des  Kaufpreises 
beruht^^),  nicht  getroffen  ist,  und  der  Käufer  den 
Verkäufer  fragt,  ob  dieser  auf  Erfüllung  bestehen  will 
(trotz  der  Verspätung),  so  verliert  der  Verkäufer  den  Erfüllungs- 
anspruch ,  falls  er  nicht  ohne  unbegründete  Zögerung  dem 
Käufer  mitteilt,  er  wolle  am  Kaufe  festhalten.  Selbst  wenn 
keine  Anfrage  gestellt  worden  ist,  verliert  er  den  Erfüllungs- 
anspruch, wenn  er  nicht  innerhalb  angemessener  Zeit  mitteilt, 
daß  er  auf  Erfüllung  bestehe  ^^). 

Der  Verkäufer  verliert  jedoch  nie  seinen  Erfüllungsanspruch 
durch  Unterlassung  einer  solchen  Mitteilung,  wenn  die  Kauf- 
sache dem  Käufer  übergeben  ist.  Die  W^irkung  des  Verlusts 
des  Erfüllungsanspruchs  ist  die,  daß  der  Kauf  als  aufgehoben 
zu  betrachten  ist.  Der  Verkäufer  hat  dann,  wie  im  §  6  HI 
gezeigt,  regelmäßig  einen  Anspruch  auf  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung. 


'0  Oben  §  6  II. 

22)  Vgl.  Gesetz  §  26  und  oben  §  5  V,  wo  der  Ausdruck  „an- 
gemessene Zeit"  erklärt  worden  ist.  Die  Regelung  des  §  31  stimmt  im 
wesentlichen  mit  der  des  §  2Ü  übercin. 
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§  32  gibt  Reklamationsvorschriften  für  den  Fall,  daß  der 
Kaufpreis  zu  spät  bezahlt  worden  ist  oder  eine  der  im 
§28  erwähnten  Veranstaltungen  zu  spät  getroffen  worden 
ist.  Will  der  Verkäufer  in  diesem  Fall  wegen  der  Verspätung 
den  Kauf  aufheben  ^^),  so  muß  er  den  Käufer  davon  benach- 
richtigen, im  Handelskauf  sofort  und  sonst  ohne  unbegrün- 
dete Zögerung;  macht  er  diese  Mitteilung  nicht,  so  verliert  er 
sein  Aufhebungsrecht.  Eine  neutrale  Reklamation  (wie  nach 
§27;  siehe  oben  §  5  V)  genügt  nicht.  Seinen  Schadensersatz- 
anspruch verliert  der  Verkäufer  nach  §  32  nicht,  selbst  wenn 
er  jede  Reklamation  unterläßt  ^^).  Da  der  Kauf  in  diesem 
Falle  bestehen  bleibt,  umfaßt  der  Ersatzanspruch  nur  das 
Zögerungsinteresse  (Verzugszinsen). 

Die  Reklamationsvorschriften  der  §§  26 — 27  und  31 — 32 
enthalten  teilweise  Neubildungen^'')  ohne  Vorbild  in  anderen 
modernen  Rechten.  Nach  deutschem  Recht  muß  bei  gegen- 
seitigen Verträgen  angenommen  werden,  daß  der  Empfänger 
in  den  Fällen,  wo  geliefert  (bzw.  bezahlt)  worden  ist, 
aber  nicht  rechtzeitig,  sein  Rücktrittsrecht  nach  B.G.B. 
§§32611,  361,  H.G.B.  §376  nicht  durch  einfaches  Schweigen 
(Unterlassung  einer  Reklamation)  verliert  ^^). 

VI.  Die  §§  33 — 37  regeln  den  Gläubigerverzug  des  Käufers. 
Sonderregeln  für  den  Handelskauf  finden  sich  hier  nicht. 

^^)  Es  muß  daran  erinnert  werden,  daß  der  Verkäufer  in  der  Kegel 
den  Kauf  nicht  aufheben  kann,  wenn  der  Käufer  den  Besitz  der  Kauf- 
sache erlangt  hat. 

^*)  Anders  §27,  der  von  verspäteter  Lieferung  der  Ware  handelt. 

'•■')  So  z.  B.,  hinsichtlich  des  Aufhebungsrechts,  die  Unterscheidung 
zwischen  den  Fällen,  in  welchen  überhaupt  nicht  geleistet  (§§  26,  31), 
und  den  Fällen,  in  welchen  geleistet  worden  ist,  aber  nicht  rechtzeitig 
(§§  27,  32). 

'^)  Dagegen  findet  nach  B.G.B.  §  327  die  Bestimmung  des  §  355 
Anwendung,  wonach  der  Schuldner  die  Entscheidung  herbeiführen  kann, 
während  nach  den  §§  27  u.  32  des  norwegischen  Gesetzes  der  Gläubiger 
die  Initiative  ergreifen  muß.  Die  Regeln  in  den  §§  26  u.  31  haben 
eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  B.G.B.  §  355 ,  handeln  aber  von  dem 
Verlust  des  Erfüllungsanspruchs. 
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Zu  beachten  ist,  daß  das  Gesetz  dem  Käufer  keine  Ab- 
nabmepflicht  auferlegt.  Der  Verkäufer  bat  unter  gewissen 
Voraussetzungen  •' ')  wegen  der  Mora  accipiendi  das  Recbt,  den 
Kaufgegenstand  für  Recbnung  des  Käufers  verkaufen  zu  lassen 
(§  34);  ist  der  scbleunige  Verderb  der  Sache  zu  besorgen  oder 
die  Aufbewahrung  mit  unverhältnismäßigen  Kosten  verbunden, 
so  ist  der  Verkäufer  nach  §  35  zu  einem  solchen  Verkauf  so- 
gar verpflichtet,  sofern  nur  die  Verkaufsunkosten  durch 
den  Kaufpreis  gedeckt  werden  können.  Ist  dies  nicht  der  Fall, 
dann  kann  der  Verkäufer  unter  den  Voraussetzungen  der  §§  34  und 
35  die  Sache  preisgeben  (§  34  i.  f.).  §  36  entspricht  dem  §  304 
des  B.Gr.B.  Trägt  nicht  schon  früher  der  Käufer  die  Gefahr  ^^), 
so  bewirkt  nach  §  37  jedenfalls  seine  Mora  accipiendi,  daß  die 
Gefahr  auf  ihn  übergeht ,  bei  Genuskäufen  jedoch  erst,  wenn 
bestimmte  Gegenstände  für  ihn  ausgeschieden  sind.  Das 
Gesetz  verlangt  nicht,  daß  der  Verkäufer  den  Käufer  von  der 
Ausscheidung  benachrichtigt,  der  Gefahrübergang  ist  nicht  von 
einer  solchen  Benachrichtigung  abhängig. 

Das  Gesetz  hat  keine  Bestimmungen  über  Hinterlegung. 
Nach  der  allgemeinen  Lehre  können  nach  norwegischem  Recht 
nur  Geld,  Wertpapiere  und  Kostbarkeiten  bei  gewissen  öffent- 
lichen Anstalten  mit  befreiender  Wirkung  für  den  Schuldner 
hinterlegt  werden. 

s  ^• 
Sachmängel. 

I.  lieber  Sachmängel^ ^)  handeln  die  §§42 — 54  des  Gesetzes. 
Eine  Definition  des  Mangelbegriffs  gibt  das  Gesetz  nicht,  aber 


^0  Wenn  eine  Aufbewahrung  wesentliche  Unkosten  oder  Un- 
annehmlichkeiten mit  sich  führt,  oder  wenn  der  Käufer  nicht  über  die 
Sache  innerhalb  angemessener  Zeit,  nachdem  er  dazu  aufgefordert  worden 
ist,  verfügt. 

38)  Siehe  Gesetz  §  17. 

^')  Ueber  Rechtsmängel  besteht  nur  eine  Bestimmung  in  §  59.   Der 
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es  ist  nicht  zweifelhaft,  daß  auch  nach  norwegischem  Recht 
wesentlich  die  im  §  459  des  B.G.B.  erwähnten  Momente  in 
Betracht  kommen,  wenn  man  die  Frage  entscheiden  soll,  ob 
eine  Sache  mangelhaft  im  Sinne  des  Gesetzes  ist.  Eine  Prä- 
sumtion gilt  dafür,  daß  die  Sache  die  gewöhnlichen  Eigen- 
schaften ähnlicher  Gegenstände  haben  soll,  aber  etwas  anders 
kann  sich  ergeben  aus  dem  besonderen  Gebrauch,  zu 
welchem  der  Käufer  die  Sache  anzuwenden  beabsichtigt,  aus 
der  Höhe  des  Kaufpreises  oder  aus  den  Aussagen  des 
Verkäufers  über  die  Eigenschaften  der  Sache.  Alle  diese 
verschiedenen  Umstände  müssen  berücksichtigt  werden,  wenn 
man  ermitteln  soll,  welche  Beschaffenheit  die  Kaufsache  haben 
muß,  um  vertragsmäßig  zu  sein. 

II.  Hat  nun  die  verkaufte  ^^)  Sache  diese  Beschaffenheit 
zur  Zeit  des  Gefahrübergangs  nicht,  so  kann  der  Käufer,  wenn 
der  Mangel  als  wesentlich  anzusehen  ist,  entweder  den 
Kauf  aufheben  oder  eine  verhältnismäßige  Preis- 
minderung verlangen  ^^).  Ist  der  Mangel  nicht  wesentlich, 
so  kann  der  Käufer  jedoch  nicht  den  Kauf  aufheben ^^),  wenn 
der  Verkäufer  nicht  arglistig  gehandelt  hat  oder,  bei  Gattungs- 
käufen, den  Mangel  so  zeitig  gekannt  hat,  daß  er  ohne  un- 
verhältnismäßige Aufopferungen  mangelfreie  Ware  hätte  be- 
schaffen können.  Wann  ein  wesentlicher  Mangel  vorliegt,  muß 
nach   der   Verkehrssitte    und    den    besonderen    [Jmständen   des 


Verkäufer  ist  dem  Kaufer  unbedingt  schadensersatzpllichtig,  wenn  es  sich 
zeigt,  daß  der  Kaufgegenstand  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses 
einem  anderen  gehörte  und  der  Käufer  den  Mangel  nicht  kannte. 
Eine  Eviktion  wird  niclit  verlangt.  Die  Bestimmung  muß  auf  alle  anderen 
Rechtsmängel  analogisch  angewendet  werden.  Man  muß  annehmen,  daß 
dem  Käufer,  wenn  ein  Rechtsmangel  vorliegt,  außer  dem  Ersatzanspruch 
auch  die  übrigen  bei  Sachmängeln  gegebenen  Ansprüche  zustehen.  Für 
den  Handelskauf  besteht  keine  Sonderbestimmung. 

*^)  Bei  Gattungskäufen  muß  es  statt  ^verkaufte"  , gelieferte"  heißen, 
vgl.  Gesetz  §  43. 

^0  §§  42  u.  43. 

^^)  Er  hat  also  nur  das  Recht  auf  Minderung. 
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einzelnen  Falles  beurteilt  werden.  Es  wird  hier  von  Bedeutung 
sein,  ob  der  Verkäufer  den  besonderen  Gebrauch,  für  welchen 
der  Käufer  die  Sache  erworben  hat,  kannte,  indem  unter  diesen 
Umständen  ein  gewöhnlich  als  geringfügig  zu  betrachtender 
Mangel  den  Charakter  eines  wesentlichen  Mangels  erhalten  kann. 

Es  ist  in  den  §§  5  und  6  gezeigt  worden,  daß  im  Handels- 
kauf jede  Verspätung  als  wesentlich  anzusehen  ist.  Eine 
entsprechende  Regel  gilt  nicht  in  bezug  auf  Sachmängel;  das 
Aufhebungsrecht  wegen  solcher  Mängel  hat  also  dieselben 
Voraussetzungen  im  Handelskauf  wie  im  zivilen  Kaufe. 

Eine  verhältnismäßige  Preisminderung  kann  der  Käufer 
immer  verlangen,  wenn  die  Sache  mangelhaft  ist.  Hier  kommt 
es  auf  die  Geringfügigkeit  des  Mangels  nicht  an.  Hat  der 
Käufer  vor  dem  Abschlüsse  des  Kaufes  den  verkauften  Gegen- 
stand oder  eine  Probe  untersucht  oder  hat  er,  wenn  ihn  der 
Verkäufer  zur  Untersuchung  der  W^are  aufgefordert  hat,  eine 
solche  Untersuchung  ohne  zureichenden  Grund  unterlassen,  so 
kann  er  nicht  die  Mängel  geltend  machen ,  welche  er  bei  der 
Untersuchung  hätte  entdecken  müssen,  es  sei  denn,  daß  der 
Verkäufer  arglistig  gehandelt  hat  (§  47). 

Bei  Gattungskäufen  kann  der  Käufer  anstatt  Aufhebung 
des  Kaufes  oder  Preisminderung  auch  die  Lieferung  einer 
mangelfreien  Sache  verlangen.  Doch  ist  der  letzterwähnte  An- 
spruch an  dieselben  Voraussetzungen  wie  das  Recht  zur  Auf- 
hebung des  Kaufes  gebunden:  der  Mangel  muß  entweder 
wesentlich  sein,  oder  der  Verkäufer  muß  arglistig  gehandelt 
haben  oder  den  Mangel  so  zeitig  gekannt  haben,  daß  er  ohne 
unverhältnismäßige  Aufopferungen  mangelfreie  Ware  zu  rechter 
Zeit  hätte  beschaffen  können. 

Für  Sukzessivlieferungsgeschäften  gibt  §  46  eine  Regel, 
die  der  Vorschrift  des  §  22  über  Verspätung  der  Lieferung 
entspricht*^).  Prinzipiell  hat  der  Käufer  ein  Aufhebungsrecht 
wegen   der   Mangelhaftigkeit   nur    mit  Bezug   auf  die  einzelne 
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)  Oben  §  5  III,  5. 
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(mangelhafte)  Rate ;  ist  aber  zu  erwarten,  daß  auch  die  später 
zu  erfolgenden  Lieferungen  mangelhaft  sein  werden*^),  so  kann 
er  auch  hinsichtlich  dieser  den  Kauf  aufheben,  ja  sogar  vom 
ganzen  Kauf  zurücktreten  („den  Kauf  in  seiner  Gesamtheit 
aufheben"),  wenn  dies  in  dem  Zusammenhang  der  Lieferungen 
begründet  ist. 

Die  Aufhebung  vollzieht  sich  durch  ankunftsbedürftige 
Erklärung.  Die  beiderseitigen  Leistungen  müssen  Zug  um  Zug 
zurückgewährt  werden  und  der  Käufer  hat  Zurückbehaltungs- 
recht für  seinen  Schadensersatzanspruch  *^)  wegen  der  Mangel- 
haftigkeit (§  57).  Ist  der  Kaufgegenstand  untergegangen,  so  ist 
die  Aufhebung  doch  nicht  ausgeschlossen,  wenn  der  Untergang 
herbeigeführt  ist  durch  einen  Zufall  oder  durch  notwendige 
Untersuchungsmaßnahmen  oder  durch  Veranstaltungen,  die  ge- 
troffen sind,  bevor  der  Mangel,  wegen  dessen  die  Aufhebung 
stattfindet,  entdeckt  worden  ist  oder  hätte  entdeckt  werden 
müssen  (§  58). 

Ist  der  Käufer  im  Besitz  des  Kaufgegenstands  und 
beabsichtigt  er  diesen  zurückzuweisen*^),  so  ist  er  verpflichtet, 
Fürsorge  für  denselben  zu  tragen,  und  kann  bei  dem  Ver- 
käufer Ersatz  für  die  dadurch  verursachten  Unkosten  verlangen 
(§  55). 

Die  Bestimmungen  in  den  §§  34  und  35 '^')  finden  ent- 
sprechende Anwendung,  vgl.  H.G.B.  §  379  IL  Ist  der  Kauf 
ein  Uebersendungskauf*^),  so  hat  der  Käufer  nach  §  56 
unter  Umständen  eine  Pflicht,  die  Ware  in  Besitz  zu 
nehmen,  selbst  wenn  er  weiß,  daß  die  Ware  mangelhaft  ist 
und  er  darum  Aufhebung  des  Kaufes  oder  erneute  Lieferung 
verlangen  will.     Wenn  er  die  Ware  in  Besitz  genommen  hat. 


'*^)  Antizipierte  Vertragsverletzung. 

"^^l  üeber  die  Voraussetzungen  eines  Ersatzanspruchs  unten  (III). 
**)  Das  heißt  entweder  den  Kauf  aufheben  oder  erneute  Lieferung 
verlangen. 

^0  Ueber  Verkauf  der  Ware  siehe  oben  §  6  VI  (Mora  accipiendi). 
*^)  Die  eben  besprochene  Regel  in  §  55  gilt  auch  für  den  Platzkauf. 
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SO  gelten  die  eben  erwähnten  Vorschriften  des  §  55.  Eine 
Pflicht,  die  Ware  in  Besitz  zu  nehmen,  hat  der  Käufer  nicht, 
wenn  der  Verkäufer  oder  ein  Konnossementsinhaber  oder  eine 
andere  Person,  die  legitimiert  ist,  für  den  Verkäufer  die  Ware 
in  Verwahrung  zu  nehmen,  am  Bestimmungsorte  anwesend  ist, 
und  ebenso  nicht,  wenn  er  den  Besitz  der  Ware  erst  durch 
Zahlung  der  Kaufsumme  erlangen  kann,  oder  wenn  eine  Be- 
sitzerlangung mit  anderen  erheblichen  Unkosten  oder  Unannehm- 
lichkeiten verbunden  ist. 

Die  Vorschriften  der  §§  55  und  56  gelten  auch  im  zivilen 
Kaufe  ^9), 

III.  Wegen  der  Mangelhaftigkeit  kann  dem  Käufer  außer  den 
vorher  erwähnten  Ansprüchen  auch  ein  Schadensersatzanspruch 
zustehen. 

Beim  Spezieskauf  ist  dies  nach  §  42  des  Gesetzes  der  Fall, 
a)  wenn  der  verkauften  Sache  zur  Zeit  des  Kaufes  eine  zu- 
gesicherte Eigenschaft  fehlte,  b)  wenn  der  Verkäufer  schuld- 
haft seine  beim  Abschluß  des  Kaufes  entstandene  Obhutspflicht 
verletzt  hat  oder  c)  wenn  er  arglistig  gehandelt  hat. 

Es  ist  streitig,  ob  der  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  der  Auf- 
fassung nötigt,  daß  bloße  Fahrlässigkeit  bei  dem  Vertrags- 
abschlüsse den  Verkäufer  nicht  schadensersatzpflichtig  machen 
kann^^).  Jedenfalls  ist  anzunehmen,  daß  der  Verkäufer  scha- 
densersatzpflichtig wird,  wenn  der  Tatbestand  eines  Delikts 
vorliegt.  Dies  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  die  Sache  gefährliche 
Eigenschaften  hat,  welche  die  Sachen  des  Käufers  (oder  anderer 
Personen)  verderben,  und  der  Verkäufer  bei  dem  Vertrags- 
abschlüsse oder  bei  der  Lieferung  (Uebergabe)  diese  gefähr- 
lichen Eigenschaften  hätte  kennen  müssen. 


*^)  Anders  H.G.B.  §  379.  —  Die  Bestimmungen  der  §§  55  u.  56 
finden  außerdem  auch  Anwendung,  wenn  der  Käufer  den  Kauf  wegen 
Verspätung  der  Lieferung  aufheben  will. 

^°)  Daß  fahrlässige  Verletzung  der  Vertragspflicht  Schadens- 
ersatzpflicht erzeugt,  kann  nicht  streitig  sein.  —  Die  im  Text  erwähnte 
Frage  dürfte  m.  E,  mit  nein  zu  beantworten  sein. 
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Liegt  eine  Vertragsverletzung  vor,  so  geht  der  Schadens- 
ersatzanspruch  auf  das  volle  positive  Interesse  (Ersatz  v^egen 
Nichterfüllung).  Ob  der  Ersatzanspruch  denselben  Umfang 
hat,  wenn  nur  Arglist^^)  bei  dem  Vertragsschlusse  ^^) 
vorliegt,  ist  streitig.  Man  kann  sagen,  daß  die  Rechtswidrig- 
keit hier  nur  darin  liegt,  daß  der  Verkäufer  den  Käufer  hinter 
das  Licht  geführt  hat  bezüglich  der  Vertragsmäßigkeit  der 
Sache,  und  nicht  darin,  daß  die  Sache  mit  Fehlern  behaftet 
ist.  Darum  ist  die  richtige  Meinung  wohl  die,  daß  der  Käufer 
nur  den  Schaden  ersetzt  verlangen  kann,  den  er  dadurch  er- 
litten hat,  daß  er  auf  die  Vertragsmäßigkeit  der  Sache  ver- 
traute. Dagegen  kann  er  nicht  das  Erfüllungsinteresse  ver- 
langen, d.  h.,  er  kann  nicht  verlangen,  in  die  Vermögenslage 
versetzt  zu  werden,  in  welcher  er  gewesen  wäre,  wenn  die 
Sache  die  vorausgesetzte  Beschaffenheit  gehabt  hätte  ^^).  Ein 
Argument  gegen  diese  Meinung  kann  man  nicht  aus  dem  Um- 
stand herleiten,  daß  §  45  für  jeden  Fall,  wo  der  Kauf  auf- 
gehoben und  ein  Ersatzanspruch  wegen  Mangelhaftigkeit  der 
Ware  erhoben  wird,  dem  Käufer  das  Recht  gibt,  die  Preis- 
differenz zu  beanspruchen.  (Abstrakte  Schadensersatzberechnung 
siehe  oben  §  5  IV,  3).  Denn  eine  solche  Preisdifferenz  kann 
ein  Posten  sowohl  in  dem  negativen  wie  in  dem  positiven 
Interesse  sein  ^*). 

Beim  Gattungskauf  ist  der  Verkäufer,  wenn  die  gelieferte 
Sache  an  einem  Mangel  leidet,  in  der  Regel  schadensersatz- 
pflichtig; daß  ihn  ein  Verschulden  trifft,  wird  nicht  verlangt. 
Doch  ist  er  nach  §  43  dann  nicht  ersatzpflichtig,  wenn  es  als 
unmöglich  zu  betrachten  war,  mangelfreie  Ware  zu  liefern, 
und  er  die  Umstände,  welche  die  Unmöglichkeit  herbeiführten, 


^^)  Oder  Fahrlässigkeit,  vgl.  Anm.  50. 

^^)  Aber  nicht   Verletzung  vertragsmäßiger  Pflichten. 

^^)  Anders,  wenn  der  Verkäufer  eine  Pf  li  ch  t  hat,  die  Sache  ohne 
Mängel  zu  liefern  (Herstellungs-,  Reparatiirpflicht). 

^^)  Almen  (1.  c.  II,  S.  67)  behauptet  auf  Grund  des  §  45,  daß  in 
allen  Fällen  das  positive  Interesse  verlangt  werden  kann. 
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beim  Abschlüsse  des  Vertrages  nicht  in  Betracht  hätte  ziehen 
müssen  ''^). 

Diese  beinahe  absolute  Schadensersatzpflicht  beim  Gattungs- 
kauf beruht  auf  einer  konsequenten  Durchführung  des  Ge- 
dankens, daß  der  Verkäufer  verpflichtet  ist,  nicht  nur  Waren 
aus  der  Gattung,  sondern  auch  Waren  mit  den  im  Vertrage 
vorausgesetzten  Eigenschaften  zu  liefern,  solange  die  Leistung 
aus  der  Gattung  möglich  ist^").  Darum  soll  der  Käufer, 
wenn  er  erneute  Lieferung  verlangt  oder  den  Kauf  aufhebt, 
unbedingt  Schadensersatz  (Zögerungsinteresse ,  Ersatz  wegen 
Nichterfüllung)  verlangen  können. 

Der  Käufer  kann  sowohl  beim  Spezies-  wie  beim  Gattungs- 
kauf seinen  Ersatzanspruch  neben  einem  der  anderen  Rechte  ^^), 
die  ihm  zustehen,  geltend  machen,  insoweit  der  Schaden  nicht 
durch  die  Anwendung  dieser  Rechte  gedeckt  ist. 

Für  den  Fall,  daß  der  Kauf  aufgehoben  wird,  kann  der 
Käufer,  wie  bereits  erwähnt,  wenn  die  Voraussetzungen  eines 
Ersatzanspruchs  vorliegen,  nach  §  45  anstatt  Beweis  für  den 
konkreten  Schaden  zu  führen,  die  abstrakte  Schadensberechnung 
geltend  machen.  Er  verlangt  da  den  Unterschied  zwischen 
dem  Preise  für  Gegenstände  derselben  Art  und  Güte  wie  die 
verkauf ten  ^  ^)  und  dem  Kaufpreise,  vgl.  oben  §  5  IV,  3. 

IV.  Die  Vorschriften  des  Gesetzes  über  Qualitätsmängel  ^^) 
finden  nach  §  50  auch  dann  Anwendung,  wenn  zu  wenig  ge- 
liefert ist,  sofern  der  Käufer  annehmen  muß,  daß  die 
gelieferte  Menge  als  vollständige  Erfüllung  des 
Vertrages  gedacht  ist.     Doch  kann  der  Käufer  nicht  nach 


^^)  Vgl.  Gesetz  §  24  und  oben  §  5  IV,  2  über  Leistungsverzug 
beim  Gattungskauf. 

^ß)  Vgl.  Gesetz  §  24,  B.G.B.  §§  279,  286,  326. 

^^j  Aufhebung  (Wandelung),  Minderung,  erneute  Lieferung. 

^^)  Oline  Mängel. 

^^)  Auch  die  Vorschriften  über  Rügepilicht,  siehe  folgenden  Para- 
graphen.    Vgl.  H.G.B.  §  378. 
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§43    erneute   Lieferung   verlangen,   sondern   nur   Lieferung 
des  fehlenden  Quantums. 

§  8. 
üntersuchungs-  und  Rügepflicht. 

L  Wie  die  Darstellung  im  vorigen  Paragraphen  gezeigt  hat, 
gelten  keine  Sonderregeln  für  den  Handelskauf  in  bezug  auf 
die  Ansprüche,  die  dem  Käufer  wegen  der  Mangelhaftigkeit 
der  Kaufsache  zustehen.  Aber  in  bezug  auf  die  sog.  Rüge- 
pflicht treten  Unterschiede  zwischen  dem  Handelskaufe  und 
dem  bürgerlichen  Kaufe  hervor.  Zeigt  es  sich,  daß  die  Kauf- 
sache mangelhaft  ist,  so  muß  der  Käufer  bei  dem  Handels- 
kaufe sofort  und  sonst  ohne  unbegründete  Zöge- 
rung dem  Verkäufer  Anzeige  machen  ^^),  wenn  er  Ansprüche 
wegen  der  Mangelhaftigkeit  erheben  will  (§  52). 

Versäumt  er  die  Anzeige,  obwohl  er  den  Mangel  entdeckt 
hat  oder  hätte  entdecken  müssen,  so  geht  er  aller  seiner 
Rechte  wegen  des  Mangels  verlustig. 

Die  Anzeige  muß  die  Mängel  genügend  präzisieren  und 
es  muß  aus  der  Anzeige  hervorgehen,  daß  der  Käufer  von 
seinen  Rechten  Gebrauch  machen  und  sich  nicht  mit  der  Be- 
schwerung allein  begnügen  will. 

Für  die  Aufrechthaltung  gewisser  Ansprüche  ist  eine  solche 
neutrale  Reklamation  nicht  ausreichend.  Die  neutrale  Rekla- 
mation genügt,  wenn  der  Käufer  nur  Ansprüche  auf  Preis- 
minderung oder  Schadensersatz  erheben  will,  aber  wenn  er  den 
Kauf  aufheben  oder  erneute  Lieferung  oder  Nachlieferung  eines 
fehlenden  Quantums  verlangen  will,  muß  er  den  Verkäufer 
ohne  unbegründete  Zögerung  davon  benachrichtigen, 
sonst  geht  er  dieser  Ansprüche  verlustig  und  muß  sich  auf 
Minderung  oder  Schadensersatz  beschränken  (§  52  H).  Diese 
Regel   gilt   für   jeden   Kauf.     Im    Handelskauf  muß    also   der 


^°)  Neutrale  Reklamation  genügt  hier,    siehe  aber  unten  im  Text, 
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Käufer  sofort  mindestens  eine  neutrale  Reklamation  abgeben^ 
d.  h.  erklären,  daß  er  sich  auf  die  Mangelhaftigkeit  überhaupt 
berufen  will.  Dann  kann  er  näher  überlegen,  welche  Ansprüche 
seinen  Interessen  am  besten  dienen,  aber  er  muß  ohne  un- 
begründete Zögerung  seine  Wahl  erklären,  wenn  er  die  Ware 
zurückweisen  oder  Nachlieferung  verlangen  will. 

Es  ist  oben  gesagt  worden,  daß  Unterlassung  einer  recht- 
zeitigen Reklamation  auch  dann  Rechtsverlust  zur  Folge  hat, 
wenn  der  Käufer  zwar  nicht  den  Mangel  kannte,  aber  hätte 
kennen  müssen. 

Für  den  Handelskauf  bestimmt  §  51  die  Zeit  näher, 
in  welcher  der  Mangel  „hätte  entdeckt  werden  müssen",  indem 
der  Paragraph  dem  Käufer  ausdrücklich  eine  üntersuchungs- 
pflicht  auferlegt.  Der  Umfang  der  Untersuchung  bestimmt 
sich  nach  der  ordentlichen  Geschäftssitte  in  dem  betreiffenden 
Geschäftszweige. 

Die  Untersuchungspflicht  entsteht  nach  §51,  wenn  die 
Kaufsache  geliefert  oder  eine  vereinbarte  Ausfallsprobe  dem 
Käufer  in  die  Hände  gelangt  ist.  Ist  indessen  die  Kaufsache 
von  einem  Orte  an  einen  anderen  zu  versenden,  ist  der  Käufer 
nicht  verpflichtet,  sie  zu  untersuchen,  bevor  sie  am  Bestimmungs- 
orte dergestalt  zu  seiner  Verfügung  gestellt  ist,  daß  er  nach 
§  56  verpflichtet  sein  würde,  Sorge  für  sie  zu  tragen  (oben 
§  7  II). 

Ausdrücklich  ist,  wie  erwähnt,  im  Gesetze  eine  Unter- 
suchungspflicht nur  für  den  Handelskauf^^)  vorgeschrieben. 

Aber  auch  außerhalb  des  Handelskaufs  kann  eine  gewisse 
Untersuchungspflicht  bestehen.  Das  folgt  aus  der  erwähnten 
Gleichstellung  der  Kenntnis  des  Mangels  mit  der  „fahrlässigen" 
Unkenntnis  desselben.  Wann  der  Fehler  außerhalb  des  Handels- 
kaufs hätte  entdeckt  werden  müssen,  ist  der  verständigen 
Würdigung   der   Gerichte   überlassen.     Ist   der   Käufer   Kauf- 


^0  Ein   llandelskaui'  liegt    nur   vor,    wenn    beide  Teile    Kaufleute 
sind  (oben  §  2). 
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mann,  so  ist  anzunehmen,  daß  er  eine  beinahe  ebenso  strenge 
Untersuchungs-  und  Rügepflicht  wie  im  eigentlichen  Handels - 
kaufe  hat,  sobald  der  Kauf  in  seinem  Geschäftsbetrieb  ge- 
schlossen ist. 

Die  Unterlassung  der  Rüge  hat  keine  nachteiligen  Folgen 
für  den  Käufer,  wenn  der  Verkäufer  arglistig  gehandelt  hat  ^^). 
Dasselbe  gilt,  wenn  der  Verkäufer  grob  fahrlässig  gehandelt 
hat,  sofern  dem  Käufer  durch  dieses  Verhalten  großer  Schaden 
zugefügt  wird  (§  53). 

Die  rechtzeitige  Absendung  der  Anzeige  genügt  zur  Er- 
haltung der  Rechte  des  Käufers  ^^). 

IL  Alle  Ansprüche  wegen  Sachmängel  verjähren  nach 
§  54  in  einem  Jahr  von  der  Uebergabe  an,  es  sei  denn,  daß 
der  Verkäufer  übernommen  hat,  längere  Zeit  für  die  Sache  zu 
garantieren,  oder  daß  er  arglistig  gehandelt  hat.  Diese  kurze 
Verjährung  wird  durch  bloße  Anzeige  des  Mangels  unter- 
brochen, dagegen  nicht  die  gewöhnliche  dreijährige  Verjährung 
nach  dem  Gesetz  vom  27.  Juli  1896. 


«2)  Vgl.  H.G.B.  §  377,  5. 

^')  §  61.  So  auch  in  den  anderen  Fällen,  wo  das  Gesetz  einer 
Vertragspartei  eine  Reklamationspflicht  auferlegt  (die  §§  6,  26,  27,  31, 
32,  52  u.  54). 


VI. 

Rechtsvergleichende  Skizzen. 

Von 

Josef  Kohler. 

1.  Die  Kaufehe  nach  dem  Misehnatraktat  Eidussin^). 

Die  Kaufform  in  der  Ehe  ist  der  Mischna  vollkommen 
bekannt;  es  heißt  hier,  daß  die  Frau  durch  Geld  erworben 
wird,  nach  der  Schule  von  Schamais  durch  einen  Denar  oder 
den  Wert  eines  Denars,  nach  der  Schule  Hillels  durch  eine 
Peruta  oder  ihren  Wert;  und  da  die  Frau  während  ihrer 
Minderjährigkeit  dem  Vater  angehört,  so  wird  der  Preis  ihm 
überreicht,  denn  der  Vater  verlobt  die  Tochter ;  erst  die  Groß- 
jährige verlobt  sich  selber.  Der  Bräutigam  soll  das  Geld 
geben  und  zur  Braut  sagen:  „Du  bist  mir  angetraut",  worauf 
die  Zustimmung  der  Frau  erfolgen  soll.  Es  wird  dabei  von  den 
Rabbanen  ausführlich  erörtert,  ob  eine  synonyme  Ausdrucks- 
weise genügt,  z.  B.  sei  mit  mir  vereint,  sei  mir  bestimmt,  sei 
mein  Gegenstück,  sei  mir  angeschlossen,  sei  meine  Rippe  usw. 
Die  Ausdrucksweise :  du  sollst  frei  sein ,  genügt  jedenfalls 
nicht;  denn  das  ist  die  Form  für  eine  Freilassung,  nicht  für 
eine  Ehe. 

Ausführlich  wird  in  der  Gemara  erörtert,  daß  das  Geld 
in  Wirklichkeit,  nicht  bloß  fiktiv  gegeben  werden  soll,  also 
nicht  etwa  mit  der  Bedingung  der  Rückzahlung,  nicht  etwa 
als  bloßes  Darlehen.     Wenn  der  Bräutigam   aber  dabei  einen 


')  Goldschmidts  Talmud  ausgäbe  V,  S.  693  ff.  (mir  während  des 
Druckes  freundlichst  zur  Verfügung  gestellt). 
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Zins  anrechnet  und  diesen  Zins  der  Braut  als  Brautgeld  über- 
läßt, so  soll  dies  zwar  verbotener  Wucher,  die  Ehe  aber 
nichtsdestoweniger  gültig  sein.  Daran  werden  ganz  in  tal- 
mudischer  Weise  verschiedene  Schulfragen  geknüpft;  so  soll 
es  zwar  genügen,  wenn  der  Mann  die  Frau  seiner  „Hälfte'' 
anvertraut,  dagegen  sei  umgekehrt  ein  Vertrag  dahin,  daß  die 
Hälfte  der  Frau  ihm  angetraut  werden  soll,  ungültig,  da  die 
Frau  nicht  noch  einen  Mann  haben  könne,  S.  709. 

Wird  ferner  als  Preis  eine  Sache  gegeben  z.  B.  ein  Stück 
Seide,  so  bestehen  lange  Streitigkeiten,  ob  hier  eine  Schätzung 
nötig  ist  und  ob,  wenn  die  Schätzung  über  eine  Peruta  hinaus 
geht,  dies  unter  allen  Umständen  genügt,  obgleich  die  Sache 
nicht  so  viel  wert  ist.  Ferner  ob ,  wenn  man  eine  größere 
Summe  verspricht,  die  Ehe  davon  abhängt,  daß  die  größere 
Summe  auch  wirklich  gegeben  wird,  und  wie  es  sich  verhält, 
wenn  z.  B.  ein  Teil  der  Summe  aus  falschen  Münzen  besteht. 
Mit  Recht  wird  unterschieden,  ob  eine  Frau  um  eine  Mine 
oder  gegen  diese  (vorliegende)  Mine  gekauft  wird. 

Hat  endlich  der  Bräutigam  eine  fremde  z.  B.  eine  ge- 
stohlene Sache  gegeben,  so  ist  die  Eheschließung  doch  gültig 
mit  Rücksicht  auf  den  guten  Glauben  der  Empfängerin ;  anders 
wenn  er  etwa  ihr  selbst  eine  Sache  gestohlen  und  sie  ihr 
wiedergegeben  hatte  (729). 

Der  Kaufpreis  muß  angenommen  werden  und  zwar  so 
wie  er  gegeben  ist.  Bei  Hingabe  des  Preises  kann  eine  An- 
weisung an  einen  Dritten  erfolgen,  wenn  beide  damit  einver- 
standen sind;  bietet  aber  der  Bräutigam  den  Preis  an  als  einen 
der  Frau  direkt  zu  entrichtenden,  so  liegt  keine  Ueberein- 
stimmung  vor,  wenn  die  Frau  sofort  eine  andere  Verwendung 
bezeichnet;  und  die  Ehe  ist  in  diesem  Fall  wegen  Nicht- 
übereinstimmung nichtig. 

Im  übrigen  geht  das  Recht  der  Mischna  bereits  über  die 
Kaufehe  hinaus.  Der  Hingabe  der  Summe  steht  gleich  die 
Hingabe  einer  Trauungsurkunde,  welche  vom  Bräutigam  her- 
rührt und  die  Braut  mit  ihrem  richtigen  Namen  bezeichnet  — 
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die  Eheschließung  per  chartaui  steht  also  der  Eheschließung 
durch  Scheinpreis  gleich;  ja  man  streitet  darüber,  ob  man 
eine  Frau  nicht  durch  eine  Urkunde  heiraten  kann,  selbst  gegen 
ihre  Zustimmung ! 

Auch  die  Eheschließung  durch  Einigung  und  Beiwohnung 
wird  von  der  Mischna  gelehrt,  also  entsprechend  etwa  der 
indischen  Gandharvenehe;  doch  dringt  natürlich  die  Ueber- 
zeugung  durch,  daß  eine  derartige  Eheschließung,  wenn  sie 
auch  gültig  ist,  der  Sittlichkeit  und  Ordnung  widerspricht, 
und  deswegen  wurden  Strafen  darauf  gesetzt,  auch  Geißelung 
(S.  728). 

Etwas  Besonderes  gilt  von  der  Leviratsehe.  Nach  kinder- 
losem Tode  des  Ehemannes  fällt  die  Frau  eigentlich  von  selber 
an  den  Bruder  des  Mannes  in  der  Art,  daß  er  dem  Ver- 
storbenen Samen  erwecken  d.  h.  für  ihn  einen  Sohn  zeugen 
soll.  Darum  gilt  der  Satz,  daß  die  Leviratsehe  nur  durch 
Beiwohnung  abgeschlossen  wird.  Schon  in  früher  Zeit  aber 
gab  man  die  Erleichterung,  daß  der  Schwager  dieser  Ehe 
widerstreben  könne;  dann  erfolgte  allerdings  seine  Verhöhnung 
durch  die  Zeremonie  des  Schuhausziehens,  welche  so  bekannt 
ist,  daß  hierüber  nichts  weiter  gesagt  zu  werden  braucht. 

2.  Ueber  die  Couvade^). 

Kunike  schildert  uns  unter  Angabe  eines  reichen  Mate- 
rials das  Institut  der  Couvade,  welches  er  namentlich  in  drei 
Kreisen  findet,  nämlich  in  dem  Gebiete  der  Basken,  sodann  bei 
den  chinesischen  Miaotse  und  in  Süd-Indien,  ferner  in  Brasilien, 
bei  den  Karaiben  und  in  Zentralamerika. 

Man  kann  das  Institut  nur  dann  richtig  würdigen,  wenn 
man  das  Wort  Couvade  in  dem  weiteren,  ausgedehnten  Sinne 
gebraucht,  weil  das  eigentliche  Männerkindbett  nur  ein  nicht 
gerade  sehr  häufiger  Ausläufer  eines  Gedankens  ist,  der  sich 


-)  Vgl.  dazu  Kunike,  Zeitschr.  f.  Ethnologie  Bd.  43,  S.  346. 
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über  der  ganzen  Erde  verbreitet  findet  und  sich  überall  da 
bildet,  wo  das  Vaterrecht  gilt  oder  sich  doch  Eingang  zu  ver- 
schaffen sucht. 

Wenn  ein  Volk  dem  Ehemanne  gebietet,  sich  bestimmter 
Speisen  oder  bestimmter  Tätigkeiten  zu  enthalten  (Couvade- 
Tabu)  und  dabei  von  dem  Glauben  ausgeht,  daß  sonst  das 
Kind  geschädigt  werde,  so  ist  dies  ein  Ausläufer  des  gleichen 
Gedankens,  wie  wenn  der  Ehemann  der  Seele  des  Kindes  sich 
so  energisch  widmen  muß,  daß  er  sich  ins  Bett  legt  und 
sich  vor  jeder  Erkältung  schützt.  Es  ist  meines  Erachtens 
unrichtig,  wie  der  Verfasser  tut,  die  Couvade  auf  mejirere 
Gedanken  zurückzuführen.  Daß  das  Männerkindbett  eine  Nach- 
ahmung des  Frauenkindbettes  sei,  ist  abzulehnen.  Wie  der 
Verfasser  selber  bemerkt,  findet  es  sich  bei  Völkern,  die  ein 
Frauenkindbett  gar  nicht  kennen;  auch  sonst  ist  kein  Grund 
vorhanden,  warum  gerade  für  diese  Aeußerung  des  Couvade- 
gedankens  eine  besondere  Erklärungsweise  aufgestellt  werden 
soll.  Eine  andere  Deutung,  daß  die  Frau  dadurch  die  Männer 
an  sich  oder  an  ihre  Familie  ketten  wollte,  ist  meines  Er- 
achtens gesucht  und  unzulänglich.  Das  Richtige  ist  allein: 
sobald  das  Vaterrecht  beginnt,  entwickelt  sich  der  Gedanke, 
daß  zwischen  dem  Ehemanne  und  dem  Kinde  eine  mystische 
Beziehung  herrscht,  woraus  die  Völker  von  selber  die  Folgerung 
ziehen,  daß  gewisse  Erscheinungen  im  Organismus  des  Ehe- 
mannes auf  das  Kind  und  sein  Gedeihen  einwirken.  Die  Völker 
konnten ,  als  sie  das  Vaterrecht  gestalteten ,  nicht  anders ,  als 
ihm  auch  einen  mystischen  Hintergrund  geben:  die  Bezie- 
hungen, seien  es  rechtliche,  seien  es  moralische,  nahmen  bei 
den  Völkern  in  dieser  Zeit  ihrer  Gedankenentwicklung  stets 
einen  animistischen  Charakter  an.  Und  daß  der  Couvade- 
Tabu  auch  schon  vor  der  Geburt  beginnt,  entspricht  derselben 
Idee  und  ist  weder  früher  noch  später  als  der  Tabu  nach 
der  Geburt. 

Auf  diese  Weise  erklärt  sich  aber  auch  die  universelle 
Ausdehnung  des  Couvadegedankens  in  Gestalt  des  Tabu.    Wir 
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finden  diesen  bei  den  Indianern  im  Norden  Amerikas  ^)  und 
können  ihn  aucli  inmitten  des  deutschen  Volkes  nachweisen: 
er  ist  universell,  während  der  andere  Ausläufer  des  Couvade- 
gedankens,  das  Männerkindbett  ethnographisch  beschränkt 
ist.  Die  zwei  Endpunkte  der  Kultur  aber,  zwischen  denen 
sich  das  Couvadeinstitut  bewegt,  sind  der  Beginn  des  Vater- 
rechts auf  der  einen  und  die  Reaktion  gegen  den  mysti- 
schen Animismus  auf  der  anderen  Seite:  letztere  erfolgt  mit 
Aenderung  der  religiösen  Vorstellungen,  welche  die  Götter- 
welt an  Stelle  des  Geisterglaubens  treten  läßt;  und  dazu  kommt 
die  nüchterne  Erkenntnis  der  Außenwelt,  wodurch  an  Stelle 
des  Mystizismus  ein  realer  J^oden  für  die  Lebensgestaltung 
gewonnen  wird. 

3.  lieber  die  Bobo  im  französischen  Sudan  ^). 

Sie  haben  keinen  eigentlichen  Totem,  aber  doch  die  Be- 
stimmung, daß  gewisse  Dinge  nicht  genossen  werden  dürfen 
(totemistischen  Tabu). 

Ihre  Dorfschaft  ist  jeweils  aus  einer  Familie  herausgebildet 
mit  besonderem  Familienheiligtum  (grigri).  An  der  Spitze  steht 
das  Familienhaupt  mit  agnatischer  Deszendenten-  und  Seiten- 
erbfolge ,  während  im  einzelnen  Hause  in  erster  Reihe  der 
jüngere  Bruder  erbt  und  nur  in  seiner  Ermangelung  die 
Söhne,  was  auch  sonst  bei  den  Bantus  vorkommt. 

Die  Ehe  ist  entweder  eine  auf  Kinderverlobung  beruhende 
Innenehe  mit  dem  Hintergrund,  daß  der  Bräutigam  im  Laufe 
der  Jahre  bei  den  Schwiegereltern  zu  arbeiten  und  ihnen 
schließlich  Geschenke  zu  machen  hat.  Oder  sie  ist  eine  externe 
Ehe  (mit  einer  Frau  aus  fremdem  Dorfe):  dann  ist  sie  stets 
Raubehe  (mit  Zustimmung  der  Frau). 


')  Zeitschr.   f.   vergl.  Rechtswissensch.  XVII,   S.  333,   sodann    das 
Register  in  XX  unter  Coiivade. 

*)  Gu6bhard  in  Revue  d'^thnographie  1911,  p.  127  f. 
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Die  Frau  wird  einen  Monat  nach  der  Eheschließung  der 
Prostitution  der  „Freunde"  preisgegeben,  auch  oft  während 
der  Ehe.  Beides  sind  bei  den  Bantus  viel  verbreitete  Er- 
scheinungen.    Die  Kinder  gehören  stets  dem  Ehemann. 

Es  besteht  Polygamie. 

Das  Land  gehört  dem  Dorf,  wird  aber  den  einzelnen 
Familien  jahrweise  zugewiesen. 

Der  Unterschied  zwischen  internem  und  externem  Straf- 
recht ist  völlig  entwickelt.  Im  letzteren  Falle,  wenn  ein  Mit- 
glied des  fremden  Dorfes  der  Täter  ist,  tritt  Blutrache  ein 
von  Dorf  zu  Dorf,  vorbehaltlich  der  Versöhnung;  im  ersteren 
Falle  wird  Familiengericht  gehalten,  der  Täter  zum  Tode 
verurteilt  und  (außerhalb  des  Dorfes)  erschlagen. 

4.  lieber  die  Ehe  bei  den  Fula'). 

Wie  bei  Islamvölkern  die  Gebote  des  Koran  und  der 
Jurisprudenz  teils  beobachtet,  teils  durch  einheimische  An- 
schauungen durchkreuzt  werden,  zeigen  unter  anderen  die 
Fula  in  Koin. 

Dem  Islam  entspricht  ^),  daß  der  Frauenpreis  nicht  an  die 
Familie  der  Frau,  sondern  an  die  Frau  selbst  kommt;  nicht 
entspricht  es  ihm,  daß  der  Preis  nicht  bloß  verschrieben, 
sondern  in  der  Zeit  zwischen  6 — 12  Monaten  bezahlt  werden 
muß. 

Nicht  dem  Islam  entspricht,  daß  der  Sohn,  der  noch  nicht 
verheiratet  war,  in  welchem  Alter  er  steht,  von  seinem  Vater 
(auch  gegen  seine  Zustimmung)  verheiratet  wird.  Ebenso 
widerspricht  es  dem  fortgeschrittenen  Islam,  daß  die  Frau  (aber 
nicht  von  ihrem  Vater,  sondern  von  Vater  und  Mutter  zu- 
sammen) gegen  ihren  Willen  zur  Ehe  gegeben  werden  kann  '^). 


^)  Coutouly  in  Revue  d'ethnographie  1910,  p.  283. 
^)  Ueber   das  Islamrecht   siehe  meine  Rechtsvergleichende  Studien 
S.  22  f. 

')  Rechtsvergleichende  Studien  S.  42  f. 


462  Kolller. 

Die  Bestimmungen  über  die  iddah  Periode,  über  die  Vier- 
frauenebe,  über  das  Recbt  des  Mannes  zur  beliebigen  Scbeidung 
(talaq)  entsprechen  dem  Islam,  ebenso  die  gesteigerte  Wirkung 
des  3mal  wiederholten  talaq  ^). 

Khulascheidung  gibt  es  nicht,  dagegen  eine  Scheidung  auf 
Antrag  der  Frau  durch  die  Gerichte  (sie  kommt  auch  bei 
Araberstämmen  vor,  als  faskh). 

Die  Jungfernprobe  durch  Uebergabe  des  blutbefleckten 
Lakens  ist  auch  bei  den  Araberstämmen  durchaus  gebräuch- 
lich und  widerspricht  dem  Islam  nicht. 


')  Rechtsvergleichende  Studien  S.  35,  63;  49  f. 


VII. 

Ueber  das  Strafrecht  der  Isländersagas. 

Von 

Josef  Köhler  ^). 

Die  Geschichte  des  Strafrechtes  wurde  vielfach  dadurch 
irregeleitet,  daß  man  den  skandinavischen  und  isländischen 
Rechten  ein  viel  zu  hohes  Alter  zuschrieb  und  in  ihnen  die 
Vorgestaltung  des  germanischen  Strafrechtes  erblickte ;  so  ins- 
besondere was  die  Gragas  betrifft,  die  wir  doch  erst  in  der 
Fassung  des  13.  Jahrhunderts  besitzen.  Es  hätte  von  jeher  klar 
sein  sollen ,  daß  uns  hier  eine  Entwicklung  des  Rechtes  vor- 
liegt, die  erst  nach  einer  definitiven  Staatenbildung  eintreten 
konnte,  nachdem  der  Einfluß  der  Familien  und  Geschlechter 
mehr  oder  weniger  niedergedrückt  war.  So  ist  es  ein  voll- 
kommener geschichtlicher  Fehler,  wenn  man  angenommen 
hat,  daß  die  Bestimmung  der  Gragas,  wonach  die  Blutrache 
bloß  gegen  den  Täter  gerichtet  werden  darf,  der  uralten  Zeit 
angehöre,  und  auch  die  Annahme,  daß  die  Schuld  zur  Be- 
strafung notwendig  wäre  und  eine  absichtslose  Missetat  straflos 
blieb,  entbehrt  vollständig  der  geschichtlichen  Richtigkeit. 
Hier  kommt  es  uns  nun  sehr  zustatten,  daß  die  Erkenntnis, 
die  wir  den  Daten  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft 
entnehmen,  durch  die  isländischen  Sagas  vollständig  bestätigt 
wird,  und  es  ist  daher  sehr  dankenswert,  daß  der  Ver- 
fasser  aus   zahlreichen    Erzählungen,    die   vom   9. — 11.  Jahr- 


^)  Nach  Andreas  Heusler   (dem   jüngeren),  Das  Stiafrecht   der 
Isländersagas.     Leipzig  1911. 
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hundert  reichen^),  das  Strafreclit  herauszuholen  versucht  hat. 
Hier  finden  wir  noch  die  Familienrache  in  voller  Blüte. 
Nicht  nur  Tötung,  sondern  auch  Körperverletzung  und  Injurie 
geht  ins  Blut,  und  die  Blutrache  reicht  von  Sippe  zu  Sippe. 
Man  erschlägt  nicht  etwa  den  Täter ,  sondern  irgend  einen 
Sippengenossen,  und  irgend  ein  Sippengenosse  ist  der  Rächer^). 
Eine  besondere  Fehdeansage  mit  all  ihren  Förmlichkeiten  fehlt'*), 
auch  hat  der  Ablauf  der  Zeit  nur  eine  wenig  lösende  Bedeu- 
tung ;  die  Blutrache  wird  nach  Jahr  und  Tag  geübt,  ja  es  gilt 
sogar  eine  kalte  Rache  als  eine  ganz  besondere  Betätigung  des 
Manngefühles  und  als  Zeichen  des  lange  fortdauernden  und 
unauslöschlichen  Grolles,  welcher  den  höchsten  Familiensinn 
bekundet.  Dem  entspricht  es  auch ,  daß ,  wer  die  Blutrache 
nicht  übt,  nach  jener  Vorstellung  ein  Wicht  ist  und  der  Ver- 
achtung anheim  steht,  ganz  ähnlich  wie  es  noch  bei  den  Lango- 
barden der  Fall  war,  wo  man  bis  ins  14.  Jahrhundert  den 
Mann,  der  die  Blutrache  nicht  übte,  als  Feigling  schalt; 
noch  im  14.  Jahrhundert  mußte  das  Recht  von  Casale 
und  noch  im  16.  Jahrhundert  das  Recht  von  Corsika  den 
Fall  des  Rimbecco  bestrafen,  der  Verhöhnung  dessen,  der  die 
Blutrache  schuldig  geblieben  war  ^). 

Ob  die  Tötung  absichtlich  oder  unabsichtlich  erfolgte, 
war  gleichgültig,  und  Fahrlässigkeit  oder  Zufall  wurden  nicht 
unterschieden.  Daher  auch  der  Satz,  daß  die  Notwehr  von 
der  Blutrache  nicht  befreie;  doch  wurde  der  in  Notwehr 
Handelnde  schon  etwas  milder  betrachtet:  er  konnte  gegen 
die  Leiche  des  Angreifenden  Klage  erheben,  weil  dieser  ein 
oheilagr  gewesen  sei;  doch  war  dies  nicht  etwa  Friedlosigkeit, 


^)  Die  Njals  saga  kann  hier  nur  mit  Vorsicht  angezogen  werden, 
da  sie  altes  und  neues  mischt.  Vgl.  Lehmann  und  Schnorr,  Die 
Nj  aissage  (1883). 

^)  Dazu   kommt  der  Bluts-  und  Schwurbruder. 

^)  Anders  die  spanischen  Fueros,  vgl.  Hinojosa,  Das  germanische 
Element  im  spanischen  Rechte,  S.  51. 

^)  Vgl.  mein  Italienisches  StraiVecht,  S.  26. 
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und  der  in  Notwehr  Handelnde  wurde  nicht  frei,  sondern 
hatte  nur,  wenn  die  Sache  zur  Sühnung  kam,  eine  geringere 
Buße  zu  entrichten;  was  all  s  auch  sonstigen  germanischen 
Rechten  entspricht. 

Noch  in  den  italienischen  Statuten  kommt  es  vor,  daß 
der  in  Notwehr  Handelnde,  wenn  auch  milder,  bestraft  wird  ^) 
und  bekanntlich  legt  das  langobardische  Recht  dem  Handelnden 

auch  in  diesem  Falle  die  Komposition  ?uf^). 
• 

§  2. 

Wie  bei  allen  Blutrachevölkern,  so  spielt  auch  hier  die 
Sühnung  die  größte  Rolle.  Es  ist  die  saett  des  altisländi- 
schen Rechtes,  die  pax  der  romanischen  Völker:  mitunter 
kommen  die  Parteien  von  selbst  zur  Sühnung,  meist  aber  sind 
es  Dritte,  welche  die  streitenden  Familien  zu  begleichen  suchen, 
es  ist  das  leita  um  saettir,  und  es  sind  die  godgjarnir 
menn,  welche  die  Sache  zur  friedlichen  Verständigung  zu 
bringen  suchen.  Gewöhnlich  kommt  man  zusammen,  und  bei 
der  Zusammenkunft,  fundr,  wird  der  Vergleich  abgeschlossen, 
oft  in  der  Art ,  daß  man  den  Verletzten  zum  Schiedsrichter 
in  eigener  Sache  ernennt:  dies  ist  das  Selbsturteil,  sj  alfdoemi, 
auf  das  der  Verletzte  besonderen  Wert  zu  legen  pflegt,  oder 
man  überläßt  die  Sache  dritten  Schiedsleuten.  Der  Schieds- 
spruch kann  auf  Geldbuße  und  auch  auf  die  mildere  Acht 
gehen:  auf  die  zeitweise  oder  lebenslängliche  Landesver- 
weisung, nicht  aber  auf  die  schwere  Acht,  auf  den  Waldgang, 
der  nicht  durch  Schiedsspruch,  sondern  nur  durch  Urteil,  dom, 
.verhängt  werden  konnte.  Auch  demütigende  Zeremonien 
kommen  vor,  wenn  auch  selten  (S.  87). 

Von  der  Sühne  können  gewisse  Personen  ausgeschlossen 
werden,  es  kann  aber  auch  im  Schiedsvertrag  ausgemacht  sein, 
daß  der  Schiedsspruch  nicht  über  ein  bestimmtes  Maß  hinaus- 
gehen darf. 

^)  Vgl.  noch  das  Recht  von  Pisa  1286,  Italienisches  Strafrecht,  S.  213. 
■')  Italienisches  Strafrecht,  S.  211. 
Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft.    XXVI.  Band.  30 
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Die  Steigerung  der  Sühne  durch  Sicherheitsgelübde,  trygg- 
(lir,  ist  ebenfalls  bekannt,  ebenso  die  familienrechtliche  Garantie, 
daß  beide  Teile  in  eine  Familiengemeinschaft  eintreten;  was 
bei  den  Völkern  hauptsächlich  in  der  Art  vorkommt,  daß 
die  Tochter  des  einen  Geschlechtes  den  Sohn  des  anderen 
heiratet. 

Bei  dem  stark  entwickelten  Rachegefühl  ist  es  begreiflich, 
daß  Buße  und  Abkauf  häufig  verschmäht  werden;  doch  haben 
sich  schon  in  der  Sagaszeit  Bußsätze  entwickelt,  die  allerdings 
noch  kein  festes  System  zeigen.  Die  Buße  kommt  an  den 
Verletzten ;  von  einem  Friedensgeld  an  den  Staat  ist  noch 
keine  Rede. 

Sind  von  beiden  Seiten  Leute  gefallen,  dann  findet,  wie 
bei  so  vielen  Völkern,  eine  Verrechnung  statt,  und  es  werden 
die  Summen  gegenseitig  aufgerechnet,  so  daß  nur  noch  der 
Ueberschuß  zu  berichtigen  ist. 

§  3. 
Wir  finden  auch  die  Anfänge  eines  gerichtlichen  Ver- 
fahrens, allerdings  in  recht  bescheidener  Weise.  Noch  wird 
es  gewissermaßen  als  Schimpf  betrachtet,  daß  man  sich  dem 
Gericht  unterwerfen  muß,  und  man  sucht  in  jeder  Weise  den 
Gerichtstag  zu  verhindern  z.  B.  dadurch,  daß  man  den  Kläger 
beim  Gang  zum  Gericht  überfällt.  Doch  in  einem  Funkte 
tritt  das  gerichtliche  Verfahren  stark  hervor,  denn  nur  in  ihm 
kann  auf  die  strenge  Acht,  die  Friedlosigkeit,  den  Waldgang, 
skoggangr,  erkannt  werden,  welcher  sodann  zur  Fronung, 
Vermögenkonfiskation,  dem  feransdomr,  führt.  Dieser  trat  an 
Stelle  der  alten  Wüstung^).  Bedeutsam  ist  auch  hier,  daß,  während 
bei  den  Sagas  das  Vermögen  des  Waldgängers  vollkommen 
dem  Verfolger  gehört,  die  Gragas  teilt,  so  daß  die  Hälfte  den 
Dinggenossen,  d.  h.  der  Allgemeinheit,  und  die  andere  Hälfte 


8- 


')  Vgl.  Italienisches  Strafrecht,  S.  65;  so  auch  in  den  spanischen 
Fueros,  vgl.  Hinojosa,  Das  germanische  Element  im  spanischen  Rechte, 
S.  57. 
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den  Verfolgern  zukommt^).  Dies  entspricht  in  merkwürdiger 
Weise  dem  langobardischen  Reclite,  wovon  in  meiner  Geschichte 
des  italienischen  Strafrechtes  S.  319  f.  ausführlich  die  Rede  ist. 

Die  strenge  Acht  oder  Friedlosigkeit  ist  offenbar  reli- 
giösen Ursprunges  und  bedeutet  einen  Schritt  über  das  Ge- 
schlechterrecht hinaus.  Die  priesterliche  Gewalt  steht  über 
der  einzelnen  Familie  und  bewirkt  daher  einen  Verlust  der 
Mannheiligkeit  nicht  nur  der  verletzten  Familie ,  sondern 
allen  gegenüber.  Dieses  soziale  Element  ist  besonders  für 
Island  sicher,  wo  Priester  (godi)  und  Tempel  zuerst  die  Ver- 
einigungselemente der  Geschlechter  waren.  Später  wurde 
die  Verhängung  der  strengen  Acht  eine  Sache  staatlichen 
Einschreitens;  durch  Akt  der  Familien  konnte  man  sie  kaum 
herbeiführen.  Damit  steht  nicht  in  Widerspruch,  daß  in  den 
Sagas  die  Acht  auch  durch  die  verletzte  Familie  gelöst  werden 
konnte ;  denn  wenn  die  Familie  verzieh ,  so  hatten  weder  die 
Götter  noch  der  kaum  erstandene  Staat  ein  Interesse ,  die 
schweren  Folgen  aufrecht  zu  erhalten. 

Der  friedlose  Waldgänger  war  Bandit,  ebenso  wie  der 
Geächtete  in  Italien  ^^).  Er  führte  ein  Banditenleben  mit  einer 
gewissen  Romantik,  die  mehrfach  in  den  Sagas  hervortritt. 
Eine  gewisse  chevalereske  Manier,  ein  gewisser  Banditen- 
comment  läßt  sich  auch  hier  verfolgen. 

In  einer  der  Sagas  findet  sich  auch  (S.  175)  die  Be- 
stimmung, daß  der  Friedlose,  der  den  anderen  tötet,  dadurch 
von  dem  Banne  gelöst  wird.  Dieselbe  Satzung  treffen  wir 
auch  in  anderen  Rechten;  sie  ist  eine  der  vielen  Bestimmungen 
des  Völkerlebens,  wonach  die  Wegschaffung  eines  Banditen 
prämiiert  wird^^)  und  zeugt  schon  von  einer  entwickelten 
Staatsmacht. 


^)  Wilda  S.  288',   Merk  er,  Strafrecht  der  altisländischen  Gragas, 
S.  40. 

^^)  Und   wie  in  den  spanischen  Fueros  der  traydor  y  alevoso,  vgl. 
Hinojosa,  Das  germanische  Element  im  spanischen  Rechte,  S.  50. 

^^)  Italienisches  Strafrecht,  S.  60.    Die  Prämiierung  kennt  auch  die 
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§  4. 

In  der  Gragas  im  13.  Jahrhundert  finden  wir  bereits 
einen  wesentlichen  Fortschritt  zum  staatlichen  Recht. 

1.  Die  Blutrache  steht  nur  gegen  den  Täter  zu,  es  ist  also 
nicht  mehr  statthaft,  „nach  der  Seite  hin  zu  schlagen".  Man 
findet  hier  denselben  Fortschritt  wie  im  Islamrecht  gegenüber 
dem  alten  Rechte  der  Beduinen.  Daß  dies  aber  nur  ein  späterer 
Fortschritt  ist,  bezeugt  die  Bestimmung  derselben  Gragas, 
w^onach  die  Familie  des  Täters  der  verletzten  Familie  ein 
nidgjold  zahlt  und  dadurch  die  Freiheit  der  Sippe  erkauft; 
eine  ofi"enbare  Reminiszenz  an  jene  Zeit,  in  welcher  die  Sippe 
mithaftete,  so  daß  sie  durch  Landesverweisung  oder  Aechtung 
des  Täters  nicht  befreit  war  ^^). 

Sodann  finden  wir: 

2.  Die  Bestimmung,  daß  die  Rache  nur  innerhalb  einer 
gewissen  Zeit,  z.  B.  bis  zum  nächsten  Allthing,  ausgeübt 
werden  dürfe  ^^):  die  Staatsgewalt  gibt  nur  noch  der  heißen 
Leidenschaft  Raum,  die  sie  nicht  zu  bändigen  vermag. 

3.  Gilt  der  Rechtssatz,  daß  vor  dem  dritten  Tage  nach 
der  Tat  eine  Treuwe  (grid) ,  ein  vorläufiger  Waffenstillstand 
erwirkt  werden  kann  ^*). 

4.  Zum  Abschluß  des  Vergleiches  ist  wenigstens  in  be- 
deutenden Sachen  die  Zustimmung  des  Allthings  (Allthinges 
lof)  nötig  ^^),  und  wenn  mehrere,  durch  dieselbe  Tat  verletzt 
sind,  so  wird  der  Vergleich  durch  den  Widerspruch  eines 
Einzelnen  verhinderte^). 


Gragas,  skogarmanns  gjolld;  sie  kennt  aiicli  die  obige  Bestimmung  (seit 
970),  vgl.  Merker  S.  41  ii.  42. 

12)  Vgl.  Merker  S.  57. 

13)  Vgl.  Wilda  S.  160  und  Gragas  Stadarholsbok  VigslodiXI,  S.273. 

14)  Vgl.  Wilda  S.  179,  Gragas  Vigslodi  c.  15,  S.  277.  Eine  all- 
gemeine germanische  Einrichtung,  vgl.  auch  für  die  spanischen  Fueros 
Hinojosa,  Germanische  Elemente  8.52  1'. 

15)  Vgl.  Wilda  S.  207,  Gragas  Vigslodi  38,  S.  301. 

16)  Vgl.  Wilda  S.  207,  Gragas  Vigslodi  35,  S.  297. 


lieber  das  Strafrecht  der  Isländersagas.  469 

5.  Von  den  Bußen  fällt  ein  Teil  an  die  Allgemeinheit^'), 
bei  der  Fronung  des  Geächteten  sogar  die  Hälfte  des  Fron- 
gutes^^),  ganz  wie  im  langobardischen  Rechte  ^^). 

Eine  andere  Eigentümlichkeit  der  Gragas  aber  scheint  auf 
früheres  Recht  hinzudeuten,  das  L  y  s  i  n  g  -  Verfahren  ,  indem 
der  Kläger  innerhalb  dreier  Tage  nach  der  Tat  durch  ein- 
fache Kündigung  den  Täter  in  einstweilige  Friedlosigkeit  ver- 
setzen konnte ,  so  daß  ihm  auch  das  Betreten  des  Gerichts 
untersagt  war  ^^).  Diese  Bestimmung  hat  auch  sonstige  Ana- 
logien :  sie  ist  sakraler  Natur  und  beruht  auf  dem  Gedanken, 
daß  der  Täter  durch  die  Tat  selber  in  den  Unfrieden  der  Götter 
kommt,  mindestens  wenn  der  Verletzte  die  Götterwelt  anruft. 
Daraus  ergab  sich  die  bekannte  Folge ,  daß  der  Täter  sich 
nicht  selbst  vertreten  konnte,  sondern  durch  einen  seiner  Ge- 
nossen vertreten  werden  mußte,  falls  ihm  nicht  ausdrücklich 
Friede  erteilt  wurde.  So  auch  noch  in  italienischen  Rechten  ^^), 
so  auch  in  Spanien  ^^). 

Die  Arbeit  von  Heusler  ist  außerordentlich  gründlich 
und  tüchtig,  wenn  auch  etwas  schwerfällig  in  der  Darstellung; 
sie  hätte  allerdings  sehr  viel  gewonnen,  wenn  der  Verfasser 
der  vergleichenden  Rechtsgeschichte  einen  größeren  Raum 
geschenkt  und  nicht  bloß  das  deutsche  Recht  herangezogen 
hätte.  Fast  alle  Erscheinungen  des  Rache-  und  Fehderechtes 
der  Sagas  finden  in  den  Bräuchen  der  Völker  ihre  Analogien, 
und  manches,  was  als  absonderlich  erscheint,  wird  durch  die 
Vergleichung  sofort  verständlich  und  klar.  Schon  die  Zu- 
ziehung des  langobardischen  und  altspanischen  Rechtes  zeigt 
manches  in  neuer  Beleuchtung. 


»')  Vgl.  Wilda  S.  266  (utlegd),  Merker  S.  51. 

^«)  Vgl.  Wilda  S.  288. 

^®)  Italienisches  Strafrecht,  S.  319. 

''<')  Vgl.  Wilda  S.  308  f.,  Gragas,  Vigslodi  c.  16. 

^0  Italienisches  Strafrecht,  S.  57. 

22)  Hinojosa  S.  51. 
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Besprecliuiig 

von  Georg  Cohii. 

Meyers  Großes  Konversations-Lexikon.  6.  Aufl. ,  22.  Bd.,  Jahres- 
supplement 1909 — 1910.  Leipzig  und  Wien.  Bibliographisches 
Institut  1910,  964  S. 

Dieses  „Jahressupplenient"  weist  alle  Vorzüge  auf,  die  dem 
„Großen  Meyer"  in  dieser  Zeitschrift  bereits  wiederholt  (zuletzt 
Bd.  XXIII,  S.  287  ff.)  nachgerühmt  worden  sind.  Es  beschränkt 
sich  dieser  Band  keineswegs  auf  die  Ereignisse  der  Jahre  1909  und 
1910,  wie  man  nach  dem  Titel  vielleicht  annehmen  könnte,  sondern 
bietet  auch  viele  wertvolle  Ergänzungen  aus  früherer  Zeit.  Freilich 
sind  gerade  für  die  vergleichende  Rechtswissenschaft  unsere  früher 
geäußerten  Wünsche  nach  Ausfüllung  gewisser  Lücken  der  voran- 
gehenden Bände  fast  sämtlich  unerfüllt  geblieben  ;  nur  das  Schweize- 
rische Zivilgesetzbuch  hat  S.  778  die  früher  vermißte  Berücksichtigung 
gefunden;  sein  hochverdienter  Verfasser  Eugen  Haber  ist  dagegen 
noch  immer  nicht  erwähnt. 

Die  Fortschritte  des  internationalen  Rechts  sind  in  den  Artikeln 
Genfer  Konvention ,  Haager  Abkommen ,  Luftschiffahrt ,  Kinemato- 
graph,  Motorwagen,  Urheberrecht  und  Wechselrecht  registriert.  Die 
deutschen  Reichsgesetze  über  den  Verkehr  mit  Kraftfahrzeugen  und 
über  den  unlauteren  Wettbewerb ,  sowie  das  die  Justizreform  be- 
treffende Gesetz  vom  1.  Juni  1909  sind  genauer  dargestellt;  die 
sonstigen  Ergebnisse  der  nationalen  Gesetzgebungen  finden  sich  in  den 
Artikeln  Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien,  Preußen  u.  a.  m. 
hauptsächlich  nur  im  Hinblick  auf  die  politisch  bedeutsamen  Ge- 
setze erwähnt;  einzelnes  Privatrechtliche  findet  sich  auch  in  den 
Artikeln  Bergrecht,  Kalisalze  und  Handelsgesellschaften.  Im  Ver- 
gleich zu  der  höchst  eingehenden  Darstellung  der  Geschichte  der 
schönen  Literatur  der  einzelnen  Nationen  erscheint  die  Behandlung 
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der   neuesten  IXechtsgeschichte  und  der  juristischen  Literatur  doch 
etwas  stiefmütterlich. 

Auf  die  ethnologische  Jurisprudenz  hat  der  interessante  Artikel 
„Familie,  Uranfänge  der  menschlichen  Gesellschaft"  Bezug;  doch 
ist  zu  der  Beurteilung  der  Schurtzschen  Theorie  auch  auf  die 
Besprechung  Kohlers  in  dieser  Zeitschrift  XV,  S.  477  und  seine 
Darstellung  des  Familienrechts  in  der  Enzyklopädie  der  Rechts- 
wissenschaft I,  S.  27  If.  zu  verweisen. 

Besprecliungen 

von  Josef  Kohler. 

Ulrich   Stutz,    Der   neueste  Stand   des    deutschen   Bischofs  Wahl- 
rechts.    Verlag  von  Ferdinand  Enke,  Stuttgart  1909. 

Die  Zirkumskriptionsbullen  und  die  Brevia  für  Preußen  und 
die  oberrheinische  Kirchenprovinz,  welche  namentlich  die  Bischofs- 
wahlen regelten ,  haben  im  Erlaß  Rampollas  vom  20.  Juli  1900 
eine  Deutung  erfahren,  die  aber,  wie  der  Verfasser  nachweist,  mit 
dem  bisherigen  Rechte  nicht  im  Widerspruch  steht.  Der  Erlaß  und 
wichtige  Dokumente  werden  vom  Verfasser  mitgeteilt,  darunter 
auch  die  päpstliche  Konstitution  vom  20.  Januar  1904,  wonach 
bei  künftigen  Papstwahlen  keinem  Staate  mehr  ein  Veto  zustehen 
soll,  auch  nicht  mehr  in  der  gemilderten  Form,  daß  er  besondere 
Wünsche  äußert  oder  sonstwie  in  irgendeiner  Weise  in  die  Ab- 
stimmung eingreift. 

Adolf  Gottlob,  Ablaßentwicklung  und  Ablaßinhalt  im  11.  Jahr- 
hundert.    Verlag  von  Ferdinand  Enke,  Stuttgart  1907. 

Enthält  einen  Zusatz  zu  seiner  früheren  Schrift.  Bedeutsam 
sind  die  im  Anhang  angegebenen  Ablässe  des  11.  Jahrhunderts  und 
bedeutsam  der  Hinweis  auf  das  Dekret  Papst  Innozenz'  III.,  wo- 
nach jeder  Gläubige  wenigstens  einmal  im  Jahre  beichten  soll.  Die 
Bedeutung  des  Ablasses  ist  wesentlich  umgestaltet :  dem  generellen 
Erlaß  ist  der  spezielle  Erlaß  durch  Beichte  und  Buße  gefolgt. 

Christian   Meurer,   Luftschiffahrtsrecht.     Verlag   J.  Schweitzer 
(Artur  Sellier),  München  und  Berlin  1909. 

Der  Verfasser  erörtert  die  hochmodernen  Fragen  des  Luftrechts 
gründlich.  Auf  Einzelheiten,  namentlich  völkerrechtlicher  Art,  werde 
ich  in  meiner  Schrift  über  das  Luftrecht  zurückkommen. 
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Ernesto  Lattes,  II  Misticismo.  Verlag:  S.  Lattes  &  C,  Librai- 
Editori,  Torino  1908. 

Der  Verfasser  hebt  mit  Recht  hervor,  daß  eine  volkliche  Menge 
meist  nur  durch  mystische,  über  das  Rationelle  hinausgreifende 
Mächte  gelenkt  werden  kann,  und  daß  auch  in  der  Kunst  ein 
guter  Teil  Mystizismus  liegt. 

Gioele  Solari,  L'Indirizzo  Psicologico  nelle  Scienze  Giuridiche. 
Fratelli  Bocca  Editori,  Torino  1905. 

Der  Verfasser  gibt  einige  treffliche  Ideen  über  die  Psychologie 
in  der  Rechtswissenschaft  und  hebt  namentlich  hervor,  daß  die  sos". 
klassische  Schule  des  Strafrechts  insofern  fehlte,  als  sie  die  vielen 
Beeinflussungen  der  Psyche  zu  wenig  berücksichtigte,  während  die 
Gegner,  sofern  sie  die  Tat  auf  physiologische  Abnormitäten  zurück- 
führten, ebenfalls  in  die  Irre  gingen. 

Mehemed  Emin  Efendi,  Natur  und  Kultur.  Verlag  von  0.  Grack- 
lauer  (Richard  Goldacker),  Leipzig  1909. 

Der  Verfasser  handelt  über  den  Einfluß  von  Natur  und  Kultur, 
aber  ohne  tiefere  Forschung  und  ohne  das  nötige  Eindringen  in  das 
Seelenleben  der  Menschen.  Auf  S.  18  sagt  er:  Daß  bei  wilden 
Völkern  Mord  und  Diebstahl  erlaubt  ist,  werden  heutzutage  nur 
noch  sehr  wenige  und  nur  noch  sehr  dumme  Gelehrte  glauben. 
Darüber  ist  nicht  weiter  zu  streiten.^ 

Emilio  Ottolenghi,  Lo  Stato  e  il  contratto  di  trasporto  ferro- 
viario.     Fratelli  Bocca  Editori,  Torino. 

Dr.  Artur  Curti,  Schweizerisches  Erbrecht.  Art.  Institut  Orell 
Füßli,  Zürich. 

Dr.  jur.  Joseph  T.  Goldberger,  Der  Schutz  gutgläubiger  Dritter 
im  Verkehre  mit  Nichtbevollmächtigten  nach  Bürgerlichem  Ge- 
setzbuch. Ein  Beitrag  zum  Vertretungsrechte.  Struppe  &  Winck- 
1er,  Berlin. 

Dr.  Emil  Pfersche,  Recht  und  Krieg.  J.  G.  Calvesche  k.  u.  k. 
Hof-  und  Universitätsbuchhandlung  Joseph  Koch,  Prag. 
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Dr.  Anton  Koban,  Zwei  Fragen  aus  dem  Bürgerlichen  Rechte. 
Wagnersche  Universitätsbuchhandlung,  Innsbruck. 

T.  Der    Könipensationsnexus.     Ein   Versuch    wirtschaftlicher    Ge- 
setzesauslegung. 

II.  , Haben  auf  eigene  Gefahr"   als  Grund  des  Eigentumserwerbes 
vom  Scheinberechtigten. 

Dr.  Philipp  Allfeld,  Der  Einfluß  der  Gesinnung  des  Verbrechers 
auf  die  Bestrafung.     Wilhelm  Engelmann,  Leipzig. 

Dr.  E.  Haft  er,  Bibliographie  und  kritische  Materialien  zum  Vor- 
entwurf eines  schweizerischen  Strafgesetzbuches.  1898 — 1907. 
Stämptli  &  Cie.,  Bern. 

Sodann  will  ich  anliegenden  Brief,  welcher  mit  dem  Ansuchen 
des  Abdruckes  geschickt  wurde,  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  nicht 
vorenthalten  und,  da  er  die  Literatur  betrifft,  hier  einfügen. 

Ein  Wort  an  Herrn  Professor  KoMer  (Berlin). 

In  Nr.  25  ^  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft 
(1910),  die  mir  jetzt  von  meinem  Verleger  übergeben  wird,  haben 
Sie,  Herr  Kohler,  bei  Besprechung  meines  Werkes  erwähnt,  daß 
ich  bei  Nennung  Ihres  Namens  fast  immer  „einen  etwas  persönlich 
gehaltenen  Ton"  annehme.  —  W^o  das  „Persönliche"  in  meinen 
Ausführungen  liegen  soll,  ist  mir  nicht  klar,  ist  bis  jetzt  wohl  auch 
keinem,  der  mit  meinem  Werke  ernstlich  sich  beschäftigt  hat,  klar 
geworden. 

Sie  sprechen,  Herr  Kohler,  freilich  vorsichtig,  von  einem  , etwas" 
persönlich  gehaltenen  Ton,  und  meinen,  ich  hätte  —  eine  köstliche 
Selbstverherrlichung  —  „vielleicht  eine  leise  Vorahnung"  gehabt: 
Sie,  Herr  Kohler,  würden  meinem  Werke  den  erhöhten  Platz  in  der 
Wissenschaft  nicht  anweisen,  Sie,  Herr  Kohler,  würden  „in  dem 
Buche  keinen"  —  wieder  sehr  vorsichtig  —  „erheblichen"  wissen- 
schaftlichen Fortschritt  finden. 

Ich  möchte  dem  gegenüber  sagen :  Ich  habe  bei  Abfassung  des 
Werkes  nicht  an  Ihre  Person  gedacht  —  Sie  wollen  das  entschul- 
digen — ,  sondern  an  die  Sache,  die  ich  vertrete.  Meine  Kritiker, 
soweit  mir  ihre  Kritik  zu  Gesicht  gekommen  ist  und  soweit  sie 
meine  Ausführungen  überhaupt  verstanden  haben,  haben  sich  gleich 
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mir  von  Sachlichkeit  leiten  lassen;  sie  haben  deshalb,  so  sehr  sie 
gegen  meine  Grundstellung  Front  nehmen,  ihre  ablehnende  Haltung, 
recht  oder  schlecht,  sachlich  begründet  —  ich  nenne  Reichsgerichtsrat 
Fuchs ,  die  Professoren  v.  Blume  und  Opet ,  Oberlandesgerichtsrat 
Wieruszowski,  die  Kritiker  im  literarischen  Zentralblatt  und  in  der 
Kreuzzeitung. 

Eben  erhalte  ich  die  im  Archiv  für  bürgerliches  Recht  er- 
schienene (von  den  Kritiken  1909 — 1910  ist  jetzt  ein  Sonderabdruck 
herausgegeben)  ausführliche  Abhandlung  über  mein  Werk  von 
Dittenberger,  die  gleichfalls  durchaus  sachlich  gehalten  ist. 

Sie,  Herr  Kohler,  haben  Ihrem  Urteil,  wenn  es  eines  ist, 
auch  nicht  ein  sachliches  Argument  beigegeben.  Da  Sie  meine 
inneren  Motive  für  meine  Stellung  Ihnen  gegenüber  in  Ihrem  Sinne 
enträtselt  haben ,  möchte  ich  den  Faktor  aufdecken,  der  Sie  Ihrer- 
seits zu  Ihren  Gedanken  führt.  Da  Sie  meine  sachlichen ,  Ihnen 
unbequemen  Darlegungen  nicht  widerlegen  oder  nicht  widerlegen 
können ,  wollen  Sie  ihren  Gehalt  und  ihre  Wirkungen ,  soweit  da- 
durch in  erster  Reihe  Ihre  eigenen  Darlegungen  hinfällig  werden, 
dadurch  illusorisch  machen  oder,  da  es  nicht  geht,  wenigstens  da- 
durch abschwächen,  daß  Sie,  n.  b.  in  mehr  wie  persönlicher  Art, 
mir  mehr  wie  persönliche  Motive  unterschieben.  Das  ist  zugleich 
ein  gutes  Mittel ,  um  schnell  über  eine  Sache ,  die  die  Blößen  auf- 
deckt, hinwegzugleiten.  Aber  das  Mittel  zieht  nicht  immer  aus  der 
Verlegenheit.  Oder  sollten  Sie,  Herr  Kohler,  mein  Werk  gar  nicht 
durchgelesen  haben  —  ich  meine  damit,  sollten  Sie  ernstlich  es  durch- 
studiert und  nicht  flüchtig  es  durchgeblättert  und  die  Stellen  vor- 
züglich sich  vorgenommen  haben,  in  denen  Sie  besonders  zitiert  sind? 

So  lange  Sie  nicht  zur  Sache  sich  äußern,  so  lange  Sie  Ihrem 
Urteil  keine  Begründung  beigeben,  sondern  mit  Worten  wie 
„wissenschaftliche  Methode**  usw.  herumfahren,  betrachte  ich  Ihre 
Kritik  als  flatus  vocis. 

Ich  meinerseits  werde  mich  zum  asylum  ignorantiae  bekennen, 
wenn  ich  nichts  zu  sagen  habe ,  oder  wenn ,  was  ich  gesagt  habe, 
als  Phraseologie   im  Wege  sachlicher  Deduktion  mir  nachgewiesen 

Maximilian  Neustadt  (Berlin). 

Nach  Wiedergabe  dieser  Meinungsäußerung  kehre  ich  zu  meiner 
Aufgabe  zurück: 
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Die  Landesgesetzgebujig  des  Schutzgebietes  Togo. 
Zum  dienstlichen  Gebrauch  herausgegeben  durch 
das  Kaiserliche  Gouvernement  von  Togo.  Ernst 
Siegfried  Mittler  und  Sohn,  Verlag  Berlin. 

Eine  sehr  schätzenswerte  Zusammenstellung,  von  der  ich  ins- 
besondere die  Bestimmung  über  die  Kolonialgesellschaften  und  ihre 
Satzungen  erwähne ;  diese  Gesellschaften,  welche  in  Anwendung  des 
Schutzgebietsgesetzes  (§  11)  begründet  und  nach  Art  der  Aktiengesell- 
schaften organisiert  sind ,  haben  ein  außerordentliches  juristisches 
Interesse  und  sollten  genauen  Studien  unterworfen  werden:  es  ist 
die  Togogesellschaft,  die  Deutschwestafrikanische  Gesellschaft,  die 
Deutsch  westafrikanische  Bank,  die  Deutsche  Kolonial-Eisenbahnbau- 
und  Betriebsgesellschaft,  sodann  die  Pflanzungsgesellschaft  Kpeme 
und  die  Agupflanzungsgesellschaft. 

Von  sonstigen  Vorschriften  sind  vor  allem  bemerkenswert  die 
Bestimmungen  vom  21.  Februar  1902  über  die  Haussklaverei  in 
Togo:  es  darf  keine  neue  Sklaverei  mehr  entstehen,  weder  durch 
Selbstverkauf  noch  durch  Verkauf  der  Verwandten  noch  als  Strafe 
für  Ehebruch ,  und  jede  Schuldknechtschaft  ist  verboten.  Für  die 
vorhandenen  Sklaven  gilt  der  Satz,  daß  im  Fall  irgend  welchen 
Mißbrauches  die  Freilassung  erzwungen  werden  kann. 

Eine  weitere  interessante  Bestimmung  ist  die  vom  27.  Februar 
1896 ,  wonach  vor  Gericht  auch  gegen  Eingeborene  keine  Zwangs- 
mittel zur  Herbeiführung  von  Aussagen  gebraucht  werden  dürfen. 
Sodann  die  Bestimmung  vom  12.  Januar  1909  über  die  Erbauung 
neuer  Rasthäuser  für  Europäer ;  ferner  das  bekannte  Berggesetz  für 
Afrika  (das  aber  für  Südwestafrika  nicht  gilt)  u.  a. 

Griechische  Papyri  zuGießen,  Heft  1  von  Ernst  Korne- 
mann  undOtto  Eger,  und  Heft  2  von  Paul  M.  Meyer. 
Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig. 

Von  der  vorzüglichen  Ausgabe  der  Papyri  von  Gießen  liegen 
mir  zwei  Hefte  vor,  beide  enthalten  äußerst  schätzenswertes  Material. 
Ein  Hauptstück  des  ersten  Heftes  ist  der  Ehevertrag  aus  dem 
Jahre  173  v.  Chr.,  dadurch  eigenartig,  daß  hier  ägyptische  und 
griechische  Elemente  gemischt  sind.  Aegyptisch  ist  die  Art,  daß 
die  Frau  nicht  von  dem  Geschlechtsvormund ,  sondern  von  sich 
selber  in  die  Ehe  gegeben  wird,  griechisch  ist  das  Versprechen  der 
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Frau,  dem  Manne  dienstbar  zu  sein  und  ferner  die  eigenartige 
Gütergemeinschaft:  die  Frau  soll  mit  dem  Manne  herrschen  über 
die  Gemeinsamkeit  des  Vermögens,  und  der  Mann  soll  nicht  zum 
Nachteile  der  Frau  darüber  verfügen.  Der  ägyptischen  Anschauung 
entspricht  die  Zusage  des  Mannes,  weder  eine  zweite  Frau,  noch 
eine  Zuhälterin  zu  nehmen  und  mit  der  Frau  ständig  zusammen 
zu  wohnen;  dazu  verspricht  der  Mann,  für  den  Fall  der  Zuwider- 
handlung, das  -rijxioXcov,  das  hier  allerdings  in  der  Ergänzung  steht. 

Im  zweiten  Heft  ist  das  wichtigste  Stück  die  Constitutio  Anto- 
niniana von  212 ,  worin  Caracalla  den  Provinzialen  das  römische 
Bürgerrecht  gibt;  ausgenommen  sollen  sein  die  dediticii,  wozu  alle 
diejenigen  gehören,  welche  als  Unterworfene  Kopfsteuer  zahlen,  und 
alle  barbarischen  Stämme.  Damit  ist  für  Caracallas  Gesetz  zuerst 
die  richtige  Begrenzung  gegeben. 

Unsere  Kolonialgesetze  pflegen  der  farbigen  Bevölkerung  das 
Bürgerrecht  nicht,  oder  nur  unter  Umständen  zu  gewähren  ;  ähnliche 
Rücksichten  mußten  den  Kaiser  des  römischen  Weltreichs  leiten. 
Ein  zweiter  Erlaß  Caracallas  vom  Jahre  212  bezieht  sich  auf  die 
Amnestierung  der  Anhänger  des  Geta.  Die  Amnestie  erfolgte  im 
Februar  212,  in  unserem  Erlaß  aber  (im  Juli  212)  wird  die  erste 
Verfügung  ausdehnend  ausgelegt:  insbesondere  sollten  die  Ver- 
bannten nicht  nur  in  ihre  Heimat  zurückkehren  dürfen ,  wie  es 
früher  hieß,  sondern  das  ganze  Reich  und  Rom  selbst  sollte  ihnen 
oifen  stehen. 

lurisprudentiae  anteiustinianae  reliquiasvonE. Seckel 
und  B.  Kuebler,  Verlag  B.  G.  Teubner,  Leipzig. 

Die  neue  Ausgabe  von  Huschkes  Jurisprudenz  hat  sieb  als  un- 
entbehrliches Hilfsmittel  des  romanistischen  Studiums  erwiesen  und 
bedarf  keiner  weiteren  Empfehlung.  Ich  bemerke  nur,  daß  die 
Straßburger  Fragmente  zu  Ulpians  Disputationen  ebenfalls  beige- 
fügt sind. 

Dr.  Hans  Kelsen,    Grenzen   zwischen  juristiscber   und  soziologi- 
scher Methode.     Verlag  J.  C.  B.  Mohr,  Tübingen. 

Der  Verfasser  bezeichnet  es  als  eines  der  größten  Irrtümer  der 
Jurisprudenz,  daß  man  das  Soll  und  das  Sein  verwechselt  und 
insbesondere    auch,    was    die  Auffassung   des  Willens   betrifft,   die 
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psychologische  Anschauung  und  die  juristische  zusammengeworfen 
habe.  Das  ist  nur  teilweise  richtig.  Das  Naturrecht  allerdings 
ließ  das  Sein  durch  das  Sollen  absorbieren ,  von  dem  Gedanken 
ausgehend,  daß  das  göttliche  Sollen  auf  der  Erde  bestehen  müsse; 
daher  der  Satz  des  ewigen  Naturrechtes.  Wir  sind  der  Ansicht, 
daß  das  Sollen  immer  durch  das  Sein  gegeben  ist  und  das  Normative 
ein  Erzeugnis  geschichtlicher  Verhältnisse  ist.  Den  geschichtlichen 
Verhältnissen  gegenüber  ist  nur  insofern  ein  weiteres  normative^ 
Element  berechtigt,  als  wir  erklären,  daß  das  Seiende  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  anders  gestaltet  werden  solle.  Dieses  normative 
Element  aber  schaffen  wir  aus  der  metaphysischen  Betrachtungs- 
weise, und  das  ist  die  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie.  Was  aber 
den  Willen  betrifft,  so  ist  es  richtig,  daß  das  Recht  nicht  etwa 
bloß  das  psychologische  Wollen  ins  Auge  fassen  kann,  sondern  eine 
aus  dem  Individuum  oder  aus  der  juristischen  Person  hervorgehende 
Kraftäußerung  als  Willen  behandeln  muß.  Eine  nicht  unwichtige 
Aufgabe  ist  es  aber,  darzustellen,  inwiefern  diese  mit  dem  psycho- 
logischen Willen  zusammenhängt  oder  sich  von  ihm  trennt.  Gegen 
eine  vollkommene  Gleichstellung  beider  habe  gerade  ich  mich  schon 
längst  gewehrt. 

Ofner   und   Thor  seh,   Das   österreichische   Gesetz   über   Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung.    Verlag  Alfred  Holder,  Wien. 

Oesterreich  hat  am  6.  März  1906  auch  ein  Gesetz  über  die 
Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  erhalten,  das  fast  voll- 
kommen den  Linien  des  deutschen  Rechtes  entspricht,  so  auch  in 
der  Bestimmung,  daß  die  Veräußerung  der  Stammanteile  ihre 
Hindernisse  findet  und  daß  bei  nicht  eingehenden  Stammanteilen 
die  einen  für  die  anderen  einzutreten  haben.  Daß  das  Gesetz 
gegenüber  den  Aktiengesellschaften  eine  Notwendigkeit  war,  hat 
sich  immer  mehr  gezeigt ,  und  die  ehemalige  Opposition ,  welche 
namentlich  auch  von  Theoretikern  gegen  das  Gesetz  erhoben  wurde, 
war  vollständig  doktrinär. 
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